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1. Einleitung 
Anderthalb Jahrzehnte sind vergangen, seit islamische Terroristen drei zivile Lini-
enflugzeuge über den amerikanischen Ostküstenmetropolen New York und Wa-
shington gezielt zum Absturz brachten,1 gesteuert in die Manifestationen wirt-
schaftlicher und militärischer Stärke der einzig verbliebenen Supermacht seit dem 
Ende des Kalten Kriegs: in das World Trade Center und das Pentagon, Sitz des 
amerikanischen Verteidigungsministeriums.2 Am Ende jenes Tages, der als „9/11“ 
in das kollektive Gedächtnis der Menschheit eingehen sollte, waren fast 3000 Per-
sonen tot, darunter auch elf Deutsche.3 Millionen Menschen in aller Welt hatten die 
neue Dimension des Terrors an ihren Fernsehschirmen live erlebt, hatten dabei 
zugesehen, wie die Türme des World Trade Centers einer nach dem anderen in sich 
zusammengefallen waren. Für einen kurzen Moment war die zivilisierte Welt in ih-
rem Schrecken ob des Geschehenen und in ihrer Trauer wirklich vereint, während 
im Deutschen Bundestag der Fraktionsvorsitzende der SPD, Peter Struck, die be-
wegenden Worte fand: „Heute sind wir alle Amerikaner.“4 Und doch sollten die 
Anschläge vom 11. September 2001 den Ausgangspunkt der wohl größten Krise im 
deutsch-amerikanischen Verhältnis seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs bilden. 
Freilich hatte es zunächst eher danach ausgesehen, als würden die Terrorakte 
beziehungsweise der in ihrer Folge von der amerikanischen Regierung unter  
George W. Bush ausgerufene „globale Krieg gegen den Terror“5 die beiden Partner 
enger aneinanderbinden als zuvor. Denn obwohl die Angreifer ihre Attentate auf 
amerikanischem Hoheitsgebiet ausgeübt und dabei ausschließlich amerikanische 
Machtzentren ins Visier genommen hatten, wurde „9/11“ allenthalten nicht nur als 
Angriff auf die Vereinigten Staaten und damit auf die westliche Vormacht, sondern 
auch als Anschlag auf den Westen insgesamt und dessen Wertekanon begriffen. Es 
war diese Interpretation, vor der auch Bundeskanzler Gerhard Schröder agierte, als 
er den USA die „uneingeschränkte Solidarität“ der Bundesrepublik Deutschland 
zusicherte.6 Worte, von denen er später gar sein politisches Überleben abhängig 
machte, als er den bis dato größten Auslandseinsatz der Bundeswehr – die Entsen-
                                                          
1 Eine vierte Maschine, Flug 93 der United Airlines, stürzte unkontrolliert über offenem Feld nahe Shanksville 
im US-Bundesstaat Pennsylvania, rd. 100 km südöstlich von Pittsburgh, ab. 
2 Vgl. hierzu und im Folgenden Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 11-22. 
3 Alle Zahlen aus Gedenkstein für deutsche Terroropfer von 9/11. In: Welt.de vom 11.09.2008 (http:// 
www.welt.de/regionales/berlin/article2428094/Gedenkstein-fuer-deutsche-Terroropfer-von-9-11.html; 01.04. 
2014). 
4 Zit. nach Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 35. 
5 Von einem „Krieg gegen den Terror“ mit globalen Ambitionen sprach Bush erstmals am 20.09.2001 in einer 
Rede vor dem US-Kongress – vgl. George W. Bush, Address to a Joint Session of Congress and the American 
People, 20.09.2001 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2001/09/20010920-8.html; 
01.04.2014). Später wurde der „global war on terror“ zu einer geläufigen Bezeichnung für die Summe der von 
der US-Regierung eingeleiteten Anti-Terror-Maßnahmen; so geläufig, dass er in amtlichen Dokumenten sogar 
als Akronym (GWOT) auftaucht. Erst die Obama-Administration hat sich in ihrem ersten Regierungsjahr von 
der Formulierung distanziert und auf eine Weiterverwendung verzichtet. 
6 Zit. nach Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 34. 
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dung von rund 3900 Soldaten als Teil der internationalen Schutztruppe für Afgha-
nistan – anberaumte und die dafür notwendige Abstimmung im Bundestag mit der 
Vertrauensfrage verknüpfe. Dass letzteres überhaupt erforderlich war, deutet frei-
lich schon auf die zum Teil erheblichen Widerstände hin, welche die „uneinge-
schränkte Solidarität“ mit den USA im Anti-Terror-Kampf in Teilen des Parla-
ments und in der Gesellschaft hervorrief. Tatsächlich sollte sich die wiederentdeck-
te deutsch-amerikanische Gemeinschaft schon binnen Jahresfrist in ihr komplettes 
Gegenteil verkehren. 
Nicht länger war die neue, gemeinsame Bedrohung in Gestalt des internatio-
nalen Terrors islamischer Prägung bestimmend für das deutsch-amerikanische Ver-
hältnis – immerhin schien hier zwischenzeitlich ein Ersatz gefunden für die seit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion und dem Ende des Kalten Krieges fehlende 
Basis in den deutsch-amerikanischen Sicherheitsbeziehungen –, vielmehr bestimm-
te fortan der Streit um einen möglichen Waffengang am Golf, um einen militärisch 
erzwungenen Regimewechsel im Irak den Umgang beider Länder miteinander. Wo 
eben noch „uneingeschränkte Solidarität“ gegolten hatte, verweigerte Deutschland 
seinem wichtigsten Verbündeten jetzt die von eben diesem erwartete Unterstüt-
zung. Der Bundeskanzler selbst war es, der das neue Verhältnis zu Amerika7 wie 
folgt auf den Punkt brachte: Solidarität ja, aber für „Abenteuer“ stehe man nicht 
zur Verfügung.8 Miteinander wurde eher wenig kommuniziert, dafür übereinander 
umso mehr – und Amerikakritik als Wahlkampfthema auf einmal salonfähig, zu-
nächst auf bundespolitischer, später auch auf landespolitischer Ebene.9 In der auf-
geheizten Stimmung der Endphase des Bundestagswahlkampfes 2002 war es die 
deutsche Justizministerin Herta Däubler-Gmelin, die sich gar zu einem Vergleich 
Bushs mit Hitler verstieg. Schon letzterer habe sich der Außenpolitik bedient, um 
von „innenpolitischen Schwierigkeiten ab[zu]lenken“.10 Zwar verlor Däubler-
Gmelin in der Folge ihren Ministerposten, doch insgesamt kam die neue, gegen die 
Vereinigten Staaten gerichtete Rhetorik in der Bevölkerung offensichtlich an: Nicht 
nur gelang es der Koalition von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, ihren zwi-
schenzeitlich erheblichen Rückstand in den Umfragen aufzuholen und in einen Sieg 
in letzter Minute zu verwandeln. Auch die spätere Oppositionshaltung Deutsch-
lands im UN-Sicherheitsrat gegenüber einer von den USA angeführten, gewaltsa-
men Entwaffnung Bagdads zur vermeintlichen Durchsetzung früherer UN-
                                                          
7 Sofern nicht anders angegeben, sind mit „Amerika“ hier als auch im Folgenden stets die Vereinigten Staaten 
von Amerika gemeint. 
8 Zit. nach Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 88. 
9 Vgl. in diesem Zusammenhang exemplarisch Schröders Rede auf einer Wahlkampfveranstaltung der nieder-
sächsischen SPD in Goslar vom 21.01.2003, im Zuge dessen er bekanntgab, dass sich Deutschland einer militä-
rischen Intervention im Irak in jedem Fall verweigern werde, also ungeachtet etwaiger noch ausstehender Waf-
fenfunde der UN-Inspekteure im Irak oder selbst bei Vorliegen einer einen Krieg legitimierenden UN-
Resolution – ebd., S. 157-158. 
10 Zit. nach ebd., S. 133. 
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Resolutionen, welche im Schulterschluss mit den Präsidenten Frankreichs und 
Russlands, Jacques Chirac und Wladimir Putin, geschah – was de facto nicht nur 
einer Koalitionsbildung gegen Amerika gleichkam, sondern zugleich auch die Spal-
tung Europas zementierte11 –, konnte auf die Unterstützung weiter Bevölkerungs-
kreise zählen. 
Zwar sorgte der vorzeitige Regierungswechsel in Berlin vom Herbst 2005 hin 
zu einer schwarz-roten Bundesregierung unter einer stärker atlantisch orientierten 
Bundeskanzlerin Angela Merkel – 2003 hatte sie sich, damals noch in der Opposi-
tion, in scharfer Abgrenzung zur Regierung Schröder ausdrücklich für die Irak-
Politik der Bush-Administration ausgesprochen12 – für eine generelle Entspannung 
in den deutsch-amerikanischen Beziehungen. Hinzu kam noch, dass auch die ame-
rikanische Supermacht angesichts zweier Kriege, in die sie involviert war, nament-
lich in Afghanistan und im Irak, allmählich an die eigene Belastungsgrenze stieß. 
Was mit dazu beitrug, dass die Bush-Administration in ihrer zweiten Amtszeit ge-
nerell stärker darum bemüht war, die Verbündeten in ihre Politik mit einzubeziehen 
und internationale Alleingänge weitgehend zu vermeiden. Als offensichtlichstes 
Beispiel hierfür mag das gemeinsame Vorgehen in Hinblick auf das im Jahre 2002 
aufgedeckte iranische Atomprogramm und das darin zum Ausdruck kommende 
Bestreben, sich nicht noch einmal derart auseinander dividieren zu lassen wie wei-
land im Irak, stehen. Und auch wenn am Ende der zweiten Amtszeit Bushs die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen wieder weitgehend funktionierten, unter-
schwellig lebte die Krise der Jahre 2002/03 weiter fort, gerade was Amerikas Image 
in der deutschen Öffentlichkeit betraf. Hierzulande hatten auch im Frühjahr 2008, 
immerhin rund fünf Jahre nach dem US-geführten Einmarsch im Irak, nach wie 
vor nur noch ein knappes Drittel (= 31 Prozent) ein positives Bild von den Verei-
nigten Staaten.13 In keinem anderen befragten Land, nicht einmal im notorisch US-
skeptischen Frankreich, lagen Amerikas Sympathiewerte niedriger. Wie sehr sich 
das Image der Vereinigten Staaten binnen weniger Jahre gewandelt hatte, verdeut-
                                                          
11 Erinnert sei in diesem Zusammenhang nur kurz an jene Kette öffentlicher Verlautbarungen zum Monatswech-
sel Januar/Februar 2003, als sich zahlreiche europäische Staaten binnen weniger Tage zum Irak-Kurs der USA 
äußerten, wobei die einzelnen Positionen gegensätzlicher kaum ausfallen konnten. Zunächst hatten am 
30.01.2003 die Staats- und Regierungschefs aus acht EU-Staaten, unter ihnen Großbritanniens Tony Blair, Itali-
ens Silvio Berlusconi und Spaniens José María Aznar, in einem offenen Brief zur Unterstützung der amerikani-
schen Irak-Politik aufgerufen; ein Aufruf, der gerade auch als Antwort auf die vorherige von deutscher und 
französischer Seite geäußerte Kritik an eben jener Politik zu verstehen war – vgl. ebd., S. 163-165. Jenem 
Schreiben schlossen sich am 05.02.2003 die Länder der Vilnius-Gruppe, ein Zusammenschluss von zehn osteu-
ropäischen NATO-Beitrittskandidaten, in einer ähnlich gehaltenen Erklärung an – ebd., S. 165-166. Die hiermit 
Angesprochenen reagierten ihrerseits nur kurze Zeit später, als sie am 10.02.2003 in einer gemeinsamen Erklä-
rung Deutschlands, Frankreichs und Russlands ihre Ablehnung einer militärischen Entwaffnung des Iraks be-
tonten – ebd., S. 168-169. 
12 Ein entsprechender Gastbeitrag Angela Merkels war am 20.02.2003 unter der Überschrift „Schroeder Doesn’t 
Speak for All Germans“ in der „Washington Post“ erschienen – vgl. ebd., S. 160-161. 
13 Alle Zahlen aus The Pew Global Attitudes Project, Global Public Opinion in the Bush Years (2001-2008), 
18.12.2008, S. 3 (http://www.pewglobal.org/files/pdf/263.pdf; 01.04.2014). 
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licht ein Blick in die Endphase der Amtszeit von Bushs Vorgänger, Bill Clinton: 
Zum Jahrtausendwechsel 1999/2000 blickten noch fast vier Fünftel (= 78 Prozent) 
aller Deutschen positiv auf die USA. 
Natürlich hat sich die hier nur skizzenhaft umrissene, deutsch-amerikanische 
Entfremdung über „9/11“ und Irak-Krieg auch und gerade in der medialen Über-
lieferung beider Länder niedergeschlagen – dafür sorgt allein schon die den Medien 
gemeinhin zugeschriebene Chronistenfunktion politischer Ereignisse und Prozes-
se.14 Doch erschöpft sich deren Rolle keineswegs in der des bloßen Chronisten. 
Vielmehr ist davon auszugehen, dass die via Massenmedien ausgetragene, öffentli-
che Kommunikation selbst ihren Teil zur gegenseitigen Entfremdung zwischen 
Deutschen und Amerikanern beigetragen hat. Aus der Agenda-Setting-Forschung 
stammt die Erkenntnis, dass Massenmedien einen erheblichen Einfluss auf den öf-
fentlichen Diskurs ausüben, indem sie die Aufmerksamkeit ihrer Rezipienten durch 
regelmäßige Berichterstattung auf bestimmte Themenkomplexe lenken.15 Mit ande-
ren Worten: Massenmedien bestimmen zu einem großen Teil darüber, welchen 
Problemen die Menschen ihre Aufmerksamkeit widmen beziehungsweise welche 
Vorgänge überhaupt als problematisch wahrgenommen werden. 
Spätestens an dieser Stelle haben die Medien ihre reine Chronistenrolle verlas-
sen und gehen in ihrer zweiten Funktion auf: Indem sie ihren Rezipienten dabei 
helfen, sich in der täglichen Fülle an Informationen zurechtzufinden, indem sie das 
Wichtige vom Unwichtigen scheiden, erfüllen sie zugleich auch eine Orientierungs-
funktion.16 Dafür steht ihnen ein reichhaltiges Instrumentarium zur Verfügung. 
Obschon sich der eigentlich aus dem angelsächsischen Journalismus entstammen-
den Tradition der Trennung von Nachricht und Meinung längst auch sämtliche 
Medien hierzulande verschrieben haben,17 greifen subtilere Methoden der Wertzu-
schreibung bereits im Zuge der nachrichtlichen Berichterstattung. Schon im Layout 
– also in der Auswahl und Platzierung von Nachrichten – drückt sich eine Wertzu-
schreibung aus, die durch eine etwaige Visualisierung noch verstärkt werden kann. 
Weitere Möglichkeiten bieten sich auf der textlichen Ebene. Ohne gegen das Gebot 
der strikten Trennung von Nachricht und Meinung zu verstoßen, erlauben Techni-
ken wie das sogenannte „Priming“18 oder „Framing“19, dem beschriebenen Ge-
                                                          
14 Vgl. Christiane Eilders/Friedhelm Neidhardt/Barbara Pfetsch, „Stimme der Medien“, S. 11. 
15 Vgl. hierzu und im Folgenden Hans Matthias Kepplinger, Wirkung der Massenmedien, S. 667-673; Albrecht 
Lüter, Die Kommentarlage, S. 81-82. 
16 Vgl. Christiane Eilders/Friedhelm Neidhardt/Barbara Pfetsch, „Stimme der Medien“, S. 11-12. 
17 Wesentlichen Anteil an der Durchsetzung dieses Standards hatte nicht von ungefähr der von den Alliierten 
zwischen 1945 und 1949 durchgesetzte Lizenzzwang für deutsche Presseerzeugnisse. Wer in jenen Jahren eine 
Zeitung herausgeben wollte, war an alliierte Lizenzauflagen gebunden, und eine zumindest in der britischen 
und amerikanischen Besatzungszone streng einzuhaltende Vorgabe lautete, Nachricht und Kommentar deutlich 
sichtbar voneinander zu unterscheiden. 
18 Mit „Priming“ wird in der Medienwirkungsforschung ein seitens der Medien beim Rezipienten hervorgerufener 
Sensibilisierungseffekt beschrieben, der aufgrund der unterschiedlichen Gewichtung bzw. Thematisierung ver-
schiedener Problemkomplexe eintritt. Indem die Aufmerksamkeit der Rezipienten dergestalt auf bestimmte 
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schehen eine bestimmte Bedeutung beizumessen. Nachrichten, so neutral sie auch 
gehalten sein mögen, stehen schließlich nicht im luftleeren Raum, sondern tauchen 
stets in einem gewissen Kontext auf – letzterer hilft dann dem Rezipienten, das Ge-
lesene entsprechend einzuordnen. 
Am deutlichsten kommt die via Medien vermittelte Meinung freilich im Genre 
des Kommentars zum Ausdruck. Nur hier kann und soll der Journalist ohne jed-
wede dem nachrichtlichen Teil innewohnende Beschränkung seine Meinung zu ei-
nem bestimmten Thema oder Sachverhalt zum Ausdruck bringen. Es ist geradezu 
die primäre Aufgabe des Kommentars, Vorgänge von öffentlichem Interesse ein-
zuordnen und zu bewerten. Insofern überrascht es nicht, dass dort, wo Massenme-
dien nicht nur über das Was – worüber gesprochen wird – bestimmen, sondern 
auch das Wie – wie über etwas gedacht wird – beeinflussen, Medienkommentato-
ren und der von ihnen veröffentlichten Meinung eine gewichtige Rolle zukommt. 
Stärker als die meisten öffentlichen Akteure vermögen sie es, öffentliche Meinung20 
in ihrem Sinne zu beeinflussen, so zumindest der Befund mehrerer amerikanischer 
Studien. „Among the sources we examined, the estimated impact of news 
commentary is strongest of all“, beantworten etwa Page et al. die von ihnen in ihrer 
gleichnamigen Studie aufgeworfene Frage, was denn nun genau die öffentliche 
Meinung bewege.21 Allenfalls Experten und US-Präsidenten – vorausgesetzt, letzte-
re erfreuten sich entsprechender Popularität – könnten diesbezüglich mit Medien-
kommentatoren mithalten.22 
                                                                                                                                                                                     
Probleme fokussiert wurde, ändert sich auch die Bewertungsgrundlage, vor der die handelnden politischen Ak-
teure beurteilt werden. Thematisieren die Medien also bspw. v.a. außenpolitische Problemkomplexe, so wird 
die Bevölkerung Politiker auch in erster Linie anhand ihrer außenpolitischen Problemlösungskompetenzen 
messen, während anderweitige Kompetenzen etwa in sozial- oder wirtschaftspolitischen Fragen tendenziell 
eher unzureichend gewürdigt werden – vgl. Hans Matthias Kepplinger, Wirkung der Massenmedien, S. 690-
692; Albrecht Lüter, Die Kommentarlage, S. 82-83. 
19 Beim „Framing“-Ansatz geht die Medienwirkungsforschung davon aus, dass Medien die von ihnen berichteten 
Themen und Ereignisse zumeist „rahmen“, also in einem bestimmten Kontext präsentieren. Für gewöhnlich 
wird dabei ein gängiges Schema unmittelbar am Anfang einer Meldung etabliert; je nachdem, wie dieses ausfällt, 
kann die gleiche Nachricht in völlig unterschiedlichem Licht erscheinen. Abhängig von der eingenommenen 
Perspektive wird so aus ein und demselben Bombenanschlag wahlweise die schändliche Tat eines Terroristen 
oder der heroische Akt eines Freiheitskämpfers – vgl. Hans Matthias Kepplinger, Wirkung der Massenmedien, 
S. 687-690; Albrecht Lüter, Die Kommentarlage, S. 83. 
20 Mit „öffentlicher Meinung“ ist hier als auch im Folgenden stets die Summe der Individualmeinungen aller 
Bürger zu einem bestimmten Themenkomplex gemeint. Weder muss diese an irgendeiner Stelle publik gewor-
den, noch aus einem öffentlichen Diskurs hervorgegangen sein. Zu den unterschiedlichen Definitionen von öf-
fentlicher Meinung vgl. Dieter Fuchs/Barbara Pfetsch, Beobachtung der öffentlichen Meinung, S. 104-109. 
21 Benjamin I. Page/Robert Y. Shapiro/Glenn R. Dempsey, What Moves Public Opinion? S. 39. 
22 Vgl. ebd., S. 35-37. Während Page et al. zu ihren Untersuchungsergebnissen auf der Grundlage von Fernseh-
nachrichten kommen, es sich bei den fraglichen Kommentatoren also um TV-Kommentatoren handelt, ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere noch auf die Studie von Jordan zu verweisen, der die Methodik von Page 
et al. übernahm und auf Printmedien anwandte, wobei er zu ähnlichen Ergebnissen gelangte. Zwar fällt bei ihm 
der Einfluss von Kommentatoren auf das öffentliche Meinungsbild nicht ganz so groß aus wie bei Page et al., 
doch kommt auch er letztlich zu dem Ergebnis, dass von allen getesteten Akteuren sowohl Kommentatoren als 
auch Experten den signifikantesten Einfluss auf die öffentliche Meinung ausüben – vgl. Donald L. Jordan, 
Newspaper Effects on Policy Preferences, S. 194-196. 
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Ein Befund, der überdies gerade bei außenpolitischen Themen verstärkt zu 
Tage treten dürfte: Sind die Rezipienten hiervon doch in der Regel nicht unmittel-
bar betroffen, anders etwa als bei konkreten Ereignissen des täglichen Lebens.23 
Gerade weil ihnen also schlichtweg die eigenen Erfahrungen fehlen, um internatio-
nale Geschehnisse angemessen beurteilen zu können, stellen Medienmeinungen für 
sie oftmals den einzigen Bezugsrahmen dar, vor dem außenpolitisches Handeln 
beurteilt wird. Dies ist gerade in einer repräsentativen Demokratie, wie sie sowohl 
in Deutschland als auch in den USA existiert, nicht unerheblich: Auch wenn die 
Medien selbst kein politischer Akteur im eigentlichen Sinn sind, so können sie doch 
die Meinungsbildung des Souveräns, also des Bürgers, hinreichend beeinflussen 
und somit zumindest indirekten Druck auf die politischen Entscheidungsträger 
ausüben. 
Tatsächlich legen Untersuchungen von Fuchs und Pfetsch den Schluss nahe, 
welche auf Befragungen von ranghohen Amtsinhabern der Öffentlichkeitsabteilun-
gen aus Regierungsapparat und Parlamentsfraktionen basieren, dass darüber hinaus 
auch noch wesentlich direktere Effekte auf politische Mandatsträger möglich sind.24 
So wird die via Massenmedien veröffentlichte Meinung von Vertretern des politi-
schen Systems nicht nur intensiv beobachtet, sie kann sogar Regierungshandeln 
entsprechend beeinflussen. Dahinter verbergen sich zweierlei Einschätzungen: 
Zum einen geht die große Mehrheit (= 89 Prozent) davon aus, dass sich Medien-
meinung auf die Meinung der Bürger auswirke. Zum anderen glaubt wiederum eine 
Mehrheit (= 55 Prozent) daran, dass sich Medienmeinung durch Regierungshan-
deln leichter beeinflussen lasse als die Meinung der Bürger. Entsprechend neigen 
Politiker dazu, die veröffentlichte Meinung bei politischen Entscheidungsfindungs-
prozessen zu beachten und eigene Handlungen gegebenenfalls anzupassen. 
Nachdem der generelle Einfluss von Medienkommentaren auf die öffentliche 
Meinungsbildung und damit indirekt auch auf die politischen Entscheidungsträger 
hinreichend deutlich geworden ist, bleibt noch zu klären, unter welchen Bedingun-
gen dieser mutmaßlich am größten ausfällt. Anknüpfend an frühere Arbeiten Noel-
le-Neumanns25 führt Eilders hierfür die Variablen Fokussierung und Konsonanz 
                                                          
23 Vgl. hierzu und im Folgenden Benjamin I. Page, The Rational Public, S. 321-322. 
24 Vgl. hierzu und im Folgenden Dieter Fuchs/Barbara Pfetsch, Beobachtung der öffentlichen Meinung, S. 118-
130. 
25 Vgl. Elisabeth Noelle-Neumann, Kumulation, Konsonanz und Öffentlichkeitseffekt, S. 26-55. Wobei Noelle-
Neumann – der Titel ihres Beitrags deutet es bereits an – im Gegensatz zu Eilders nicht von Fokussierung, 
sondern von Kumulation spricht. Vom Grundsatz her haben beide durchaus den gleichen Verstärkereffekt im 
Sinn: Wo ein Thema nur vereinzelt aufgegriffen wird, bleibt die vermutete Medienwirkung marginal; erst aus 
der mehrfachen Beschäftigung heraus resultiert ein messbarer medialer Einfluss auf die öffentliche Meinung. 
Bei Noelle-Neumann ist dies ein sich stetig steigernder, kumulativer Prozess, da sie v.a. einzelne Medien im 
Blick hat, die ihre Wirkung erst über einen gewissen Zeitraum hinweg beim Rezipienten entfalten können. 
Eilders negiert den Faktor Zeit ebenfalls nicht gänzlich, nimmt aber den kumulativen Effekt in ihren Überle-
gungen bereits mehr oder weniger vorweg, da sie v.a. die medienübergreifende – und damit automatisch mehr-
fache – Behandlung von Themen im Blick hat. 
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ins Feld.26 Demnach werden Medieneffekte umso wahrscheinlicher, je stärker ver-
schiedene Medien fokussiert über bestimmte Themenkomplexe berichten, also me-
dienübergreifend die gleichen Themen aufgegriffen und behandelt werden. Die Re-
zipienten können in der Folge den im Fokus der Medien befindlichen Problem-
komplexen so nur schwerlich ausweichen; umgekehrt müssen die politischen Ent-
scheidungsträger eines Landes beinahe zwangsläufig davon ausgehen, dass deren 
potentielle Wähler ähnliche Relevanzzuschreibungen wie die von ihnen genutzten 
Medien vornehmen. Sollten die dergestalt hervorgehobenen Themen allerdings 
nicht nur gemeinsam aufgriffen, sondern zugleich auch noch übereinstimmend 
(= konsonant) kommentiert werden, so wächst der Einfluss medialer Meinungen 
noch einmal erheblich. Nicht genug damit, dass die politischen Entscheidungsträ-
ger die medienübergreifend angesprochenen Problemlagen kaum länger ignorieren 
können, sie werden nunmehr auch in eine bestimmte Richtung gedrängt, zu reagie-
ren. Und auch auf Rezipientenseite wächst der Druck, sich der vorherrschenden 
Medienmeinung anzuschließen. Wohl neigen Medienkonsumenten gemäß der The-
orie der kognitiven Dissonanz dazu, sich zielgerichtet solcher Nachrichten und 
Kommentare zu bedienen, welche ohnehin schon bestehende Meinungen und Ein-
schätzungen bestätigen beziehungsweise unterstützen.27 Doch dieser Prozess der 
selektiven Nachrichtenauswahl stößt naturgemäß dort an seine Grenzen, wo Alter-
nativen fehlen, also je stärker Medien konsonant berichten und kommentieren. 
Wohl dürften in der Praxis derartige Konstellationen eher selten anzutreffen 
sein.28 Mag ein gemeinsames Problembewusstsein auch noch medienübergreifend 
vorherrschen, der Ausbildung einheitlicher Meinungsbilder steht die Verfasstheit 
eines pluralistischen Mediensystems – wie es sowohl in Deutschland als auch in den 
USA besteht – weitgehend entgegen. Wo immer sich Medien am Markt positionie-
ren und behaupten müssen, werden sie zumeist versuchen, ihre Rezipienten – die 
als individuelle Glieder einer pluralistischen Gesellschaft über ein ebenso pluralisti-
sches Meinungsspektrum verfügen – dort abzuholen und an sich zu binden, wo 
diese herkommen. Dies geschieht am einfachsten durch unterschiedliche politische 
Ausrichtungen im Kommentar, durch die Ausbildung einer prägnanten Blattlinie. 
Indem man sich von der Konkurrenz abhebt, gelingt es überhaupt erst, bestimmte 
Marktsegmente zu erschließen. Dessen ungeachtet sind es aber gerade Themen-
komplexe mit dem Schwerpunkt internationale Politik, auf die sich vorgenannte 
Mechanismen nur bedingt übertragen lassen. So zumindest lautet einer der Befunde 
                                                          
26 Vgl. hierzu und im Folgenden Christiane Eilders, Fokussierung und Konsonanz im Mediensystem, S. 196-197. 
27 Vgl. Hans Matthias Kepplinger, Wirkung der Massenmedien, S. 659-660; Elisabeth Noelle-Neumann, Kumula-
tion, Konsonanz und Öffentlichkeitseffekt, S. 26, 51. 
28 Vgl. hierzu und im Folgenden Christiane Eilders, Fokussierung und Konsonanz im Mediensystem, S. 198-199; 
Albrecht Lüter, Die Kommentarlage, S. 85-89. 
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aus Eilders Studie.29 Während auf vergleichsweise wenigen Gebieten medienüber-
greifende Übereinstimmung vorherrscht, ist man sich gerade in Fragen der Außen-
politik weitgehend einig. 
Nach diesem Exkurs in die Medienwirkungsforschung sollte deutlich gewor-
den sein, weshalb massenmediale Kommunikation, in ihrer zugespitzten Form des 
Zeitungskommentars zumal, nicht nur eine gewichtige Komponente im 
transatlantischen30 Dissens gespielt haben dürfte, sondern zugleich auch ein höchst 
ertragreiches Objekt zeitgeschichtlicher Forschung darstellt. Letzteres nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die fraglichen Ereignisse erst wenige Jahre zurücklie-
gen und viele Quellen noch gar nicht für die Öffentlichkeit freigegeben sind. Und 
so verfolgt die vorliegende Untersuchung dann auch das Ziel, ein umfassendes Bild 
der unterschiedlichen medialen Perzeption und Darstellung der transatlantischen 
Beziehungen in den Kommentaren ausgewählter Tageszeitungen beiderseits des 
Atlantiks zu zeichnen.31 
                                                          
29 Vgl. Christiane Eilders, Fokussierung und Konsonanz im Mediensystem, S. 210-214. Konkret plädierten die 
untersuchten Zeitungen in Fragen der äußeren Sicherheit v.a. für partnerschaftliche Lösungen im Bündnis; 
dort, wo nationale und supranationale Interessen nicht kongruent verliefen, gaben sie einer supranationalen 
Ausrichtung den Vorzug. 
30 Sofern nicht anders angegeben, werden die Attribute „transatlantisch“ und „deutsch-amerikanisch“ hier als 
auch im Folgenden stets synonym verwandt. 
31 Eingedenk des Umstands, dass sämtliche vorgenannten Studien zur Medienwirkung von Kommentaren entwe-
der aus den 1980er und 1990er Jahren stammen oder aber sich auf empirische Untersuchungen aus eben jenem 
Zeitraum stützen, auf eine Zeit also, in der der erhebliche Bedeutungszuwachs, den das neue Medium Internet 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts erlebt hat, noch gar nicht abzusehen war, lässt sich die Beschränkung auf Zei-
tungskommentare, die doch zuvorderst aus forschungspraktischen Erwägungen heraus geschah – v.a. die Ver-
fügbarkeit als Quellenmaterial war hier entscheidend –, nichtsdestotrotz rechtfertigen. Denn während die klas-
sischen Printmedien im fraglichen Untersuchungszeitraum allesamt Marktanteile eingebüßt haben – bspw. sank 
die Zahl derjenigen, die hierzulande täglich eine Zeitung lesen, im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts von 
54 % auf 44 % (vgl. Helmut Reitze/Christa-Maria Ridder (Hg.), Massenkommunikation VIII, S. 47.), überdies 
weist die allgemeine Auflagenentwicklung auch der meisten Untersuchungsobjekte eine deutliche Abwärtsten-
denz auf (vgl. hierzu auch Kapitel 3, S. 53ff.) –, so deutet doch manches darauf hin, dass sich besagte Verluste, 
die doch in erster Linie Umsatzverluste sind, nur z.T. auch in Reichweitenverluste übersetzen lassen. Denn 
längst haben auch die hinter den großen Printmedien stehenden Verlage das Internet als Betätigungsfeld für 
sich entdeckt, und hier sind es wiederum die klassischen Printmedien, die auch führend, zumindest in Hinblick 
auf den jeweiligen Heimatmarkt, bei den Seitenaufrufen der deutsch- bzw. englischsprachigen Nachrichtensei-
ten im Netz sind. So befinden sich aktuell alle Onlineauftritte der ausgewählten Untersuchungsobjekte in den 
Top 10 der aufgerufenen Nachrichtenseiten ihrer jeweiligen Länder: Hierzulande erreicht „Die Welt“ Platz 2 
mit durchschnittlich 9,14 Mio. Besuchern pro Monat, gefolgt von der SZ (Platz 3 mit 7,31 Mio.), der FAZ 
(Platz 5 mit 4,27 Mio.) und der FR (Platz 9 mit 1,76 Mio.) – zum Ranking auf Grundlage der durchschnittlichen 
Besucherzahlen/Seitenaufrufe der Monate September bis November 2013 vgl. Alexa Top Sites, filtered by 
World/Deutsch/Regional/Europa/Deutschland/Nachrichten und Medien/Zeitungen (http:// 
www.alexa.com/topsites/category/Top/World/Deutsch/Regional/Europa/Deutschland/Nachrichten_und_
Medien/Zeitungen; 09.12.2013); zu den Besucherzahlen auf Grundlage der Monate Oktober bis Dezember 
2013 vgl. Arbeitsgemeinschaft Online Forschung e.V.: Quartalsbericht zur internet facts 2013-12, S. 20-23 
(http://agof.de/download/Downloads_Internet_Facts/Downloads_Internet_Facts_2013/Downloads_ 
Internet_Facts_2013-12/12-2013%20Berichtsband%20zur%20internet%20facts%202013-12.pdf; 01.04.2014). 
In den USA ist die „NY Times“ (Platz 1 mit 18,7 Mio.) führend vor der „Washington Post“ (Platz 4 mit 11,7 
Mio.), der „LA Times“ (Platz 5 mit 8,6 Mio.) und der „Chicago Tribune“ (Platz 10 mit 3,7 Mio.) – zum Ran-
king auf Grundlage der durchschnittlichen Besucherzahlen/Seitenaufrufe der Monate September bis Novem-
ber 2013 vgl. Alexa Top Sites, filtered by Newspapers/Regional/United States (http://www.alexa.com/ 
topsites/category/Top/News/Newspapers/Regional/United_States; 09.12.2013); zu den Besucherzahlen auf 
Grundlage des Monats November 2013 vgl. Compete Site Analytics, chicagotribune.com Unique Visitors 
10/2013 (https://siteanalytics.compete.com/chicagotribune.com/; 09.12.2013); Compete Site Analytics, 
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Im Zentrum der Analyse steht dabei die divergierende Beurteilung vor allem 
der amerikanischen Außenpolitik nach den Anschlägen vom 11. September 2001 
während der ersten und zweiten Amtszeit Bushs beziehungsweise wo immer es das 
Quellenmaterial ermöglicht, auch der deutschen Außenpolitik. Dieser Zugriff ist 
zweierlei Überlegungen geschuldet: Zum einen kann nur verglichen werden, was 
das Ausgangsmaterial auch hergibt – bei einer Beschränkung einzig auf die Darstel-
lung respektive Beurteilung etwa der transatlantischen Beziehungen bliebe die 
Quellenlage nur äußerst schmal, gerade in Hinblick auf die amerikanischen Zei-
tungskommentare sogar in hohem Maße unzureichend. Zum anderen soll ja gerade 
dem Kern der zeitweilig erheblichen Zerrüttung im transatlantischen Verhältnis 
nachgespürt werden, der wiederum nicht von ungefähr in der Außenpolitik beider 
Länder, insbesondere aber der der Vereinigten Staaten von Amerika, vermutet 
wird. Sind es doch nahezu ausschließlich die Entscheidungen der Supermacht im 
„Krieg gegen den Terror“, welche das internationale Geschehen vorantreiben; die 
Politik der Bundesregierung erfolgt zumeist nur in Reaktion auf vorangegangene 
Washingtoner Initiativen. 
Was nun die Grundlage der Untersuchung betrifft, die ja der unterschiedli-
chen medialen Perzeption der deutsch-amerikanischen Beziehungen in beiden Län-
dern nachspüren will, so fiel die Wahl auf insgesamt acht überregionale Tageszei-
tungen aus der Bundesrepublik und den Vereinigten Staaten, welche sich jeweils 
gleichmäßig auf beide Länder verteilen. Auf deutscher Seite sind dies, in der Rei-
henfolge ihrer Auflage zu Beginn des Untersuchungszeitraums, die „Süddeutsche 
Zeitung“ mit rund 431 000 verkauften Exemplaren, die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung“ (401 000 verk. Ex.), „Die Welt“ (252 000 verk. Ex.) sowie die „Frankfur-
ter Rundschau“ (191 000 verk. Ex.).32 Ihnen stehen auf amerikanischer Seite die  
  
                                                                                                                                                                                     
latimes.com Unique Visitors 10/2013 (https://siteanalytics.compete.com/latimes.com/; 09.12.2013); Compete 
Site Analytics, nytimes.com Unique Visitors 10/2013 (https://siteanalytics.compete.com/nytimes.com/; 
09.12.2013); Compete Site Analytics, washingtonpost.com Unique Visitors 10/2013 (https:// 
siteanalytics.compete.com/washingtonpost.com/; 09.12.2013). 
 Diese Verlagerungseffekte existieren auch auf inhaltlicher Ebene: Zwar sind alle Zeitungen darum bemüht, die 
Vorteile des Mediums in Sachen Aktualität für sich zu nutzen; entsprechend fallen Online- und Printangebote 
beim redaktionellen Inhalt mitnichten deckungsgleich aus. Und doch herrscht dort, wo weniger die Aktualität 
im Vordergrund steht, als vielmehr die Einschätzung und Bewertung bestimmter Themenkomplexe, ein hohes 
Maß an Übereinstimmung vor. Praktisch sämtliche Meinungsbeiträge der Printausgaben finden sich auch in den 
zugehörigen Onlineangeboten, oftmals an prominenter Stelle platziert, wieder. Insofern erscheint es zumindest 
nicht unplausibel, wenn etwaige Wirkungsverluste von Zeitungskommentaren, v.a. im Falle der überregionalen 
Tageszeitungen, zumindest teilweise über deren Onlinepräsenz – angesichts von Inhaltsgleichheit und 
Reichweitenzuwachs – kompensiert werden können. Jüngste Untersuchungsergebnisse der Langzeitstudie Mas-
senkommunikation von ARD und ZDF scheinen diesen „Umverteilungseffekt“ zu bestätigen, wenn auch auf 
(vorerst) niedrigem Niveau: So stieg die tägliche Zeitungsnutzung von durchschnittlich 23 Min. um 3 Min. 
leicht auf 26 Min., so denn der Besuch entsprechender Onlineangebote hinzugezählt wird – vgl. Helmut 
Reitze/Christa-Maria Ridder (Hg.), Massenkommunikation VIII, S. 66. 
32 Alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagen-
liste 4/2001 (http://daten.ivw.eu/download/Ali20014.zip; 01.04.2014). 
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„New York Times“ (1 109 000 verk. Ex.), die „Los Angeles Times“ (944 000 verk. 
Ex.), die „Washington Post“ (760 000 verk. Ex.) sowie die „Chicago Tribune“ 
(621 000 verk. Ex.) gegenüber.33 
Natürlich wird mit der getroffenen Auswahl nicht das gesamte mediale Spek-
trum beider Länder abgedeckt; schon allein aus forschungsökonomischen Erwä-
gungen heraus war eine diesbezügliche Einschränkung unumgänglich. Die deutsche 
ebenso wie die amerikanische Medienlandschaft sind schlicht zu vielfältig, als dass 
eine vollständige Erfassung im Rahmen dieser Untersuchung möglich gewesen wä-
re. Und doch sollte mit der getroffenen Auswahl ein wesentlicher und zumindest in 
Teilen auch repräsentativer Querschnitt des jeweiligen medialen Diskurses beider 
Länder abgedeckt worden sein. Entstammen die untersuchten Tageszeitungen doch 
allesamt dem Spektrum der überregionalen Abonnement-Zeitungen, oftmals auch 
als „Qualitätszeitungen“ apostrophiert und als Leitmedien verstanden. Wichtigstes 
Aufnahmekriterium war die Reichweite, gemessen an der Höhe der verkauften 
Auflage, wobei das Charakteristikum Qualitätszeitung zugleich dafür sorgte, dass 
auflagenstärkere Boulevardzeitungen wie die „Bild“-Zeitung34 und „USA Today“35 
unberücksichtigt blieben. Auch das auflagenstarke „Wall Street Journal“36 fand kei-
nerlei Beachtung, da es seine große Verbreitung auf dem amerikanischen Zei-
tungsmarkt vor allem seinem viel gelesenen Börsenteil verdankt, weniger seiner po-
litischen Berichterstattung – eine Beschreibung, die auf deutscher Seite seit der 
Einstellung der „Financial Times Deutschland“ am ehesten dem „Handelsblatt“ 
entspricht. 
Derartige Beschränkungen waren zunächst sinnvoll, um mit möglichst ver-
gleichbaren Untersuchungsobjekten arbeiten zu können; zu nennen sind hier insbe-
sondere eine tägliche Erscheinungsweise bei gleichzeitigem Vorhandensein einer 
sendungsbewussten, ebenfalls täglich erscheinenden Meinungsseite im Blatt. Für 
die Konzentration auf Qualitätszeitungen sprachen überdies zwei weitere Erwä-
gungen. Kurz sei in diesem Zusammenhang noch einmal auf die Studie von Page et 
al. verwiesen, welche die Bedeutung des Faktors Glaubwürdigkeit (credibility) im 
öffentlichen Kommunikationsprozess hervorhebt, wo immer ein Akteur beabsich-
tigt, die öffentliche Meinung in seinem Sinne zu beeinflussen.37 Gerade vor diesem 
                                                          
33 Alle Zahlen aus Advertising Age, Top newspapers by circulation. Newspaper circulation for 6 mos. ending 
9/30/01 (http://adage.com/article/datacenter/newspaper-circulation-6-mos-ending-9-30-01/106378/; 01.04. 
2014). 
34 Verkaufte Auflage zu Beginn des Untersuchungszeitraums (4. Quartal 2001) 4 322 000 Ex. – alle Zahlen aus 
Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2001. 
35 Verkaufte Auflage zu Beginn des Untersuchungszeitraums (2. und 3. Quartal 2001) 2 150 000 Ex. – alle Zahlen 
aus Advertising Age, Top newspapers by circulation. Newspaper circulation for 6 mos. ending 9/30/01. 
36 Verkaufte Auflage zu Beginn des Untersuchungszeitraums (2. und 3. Quartal 2001) 1 781 000 Ex. – alle Zahlen 
aus ebd. 
37 Page et al. erklären ihre Untersuchungsergebnisse – den erheblichen Einfluss, den Nachrichtenkommentatoren, 
Experten und populäre US-Präsidenten auf die öffentliche Meinungsbildung ausüben – u.a. damit, dass diese 
allesamt ein hohes Maß an Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit besäßen. Schließlich würden sich die meisten 
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Hintergrund erscheint es nicht unplausibel, Qualitätszeitungen und ihren Kom-
mentaren einen generell höheren Einfluss auf die öffentliche Meinungsbildung zu-
zuschreiben, als dies etwas bei der im Vergleich durchaus reichweitenstärkeren 
Boulevardpresse der Fall ist. So denn der Zusatz Qualität seine Berechtigung hat, 
sollte darin auch ein gehöriges Maß an Glaubwürdigkeit beim Rezipienten zum 
Ausdruck kommen, Vertrauen in die Glaubwürdigkeit der Berichterstattung, der 
Recherche, des Kommentars. Tatsächlich existieren Untersuchungsergebnisse, wel-
che die gesteigerte Beachtung, die Kommentare und Leitartikel der überregionalen 
Tagespresse gegenüber ihren regionalen und lokalen Pendants erfahren, dokumen-
tieren.38 
Darüber hinaus sind es insbesondere Qualitätszeitungen – ihrem Anspruch als 
Leitmedien gerecht werdend –, die von anderen Journalisten zwecks Orientierung 
herangezogen werden. Indem es ihnen immer wieder gelingt, medienübergreifend 
Themen zu setzen, gesellschaftliche Probleme anzusprechen und bestimmte Lö-
sungen zu insinuieren, gewinnen sie gerade auch mittels ihrer Kommentare einen 
Einfluss auf den öffentlichen Diskurs, der weit über die eigene Leserschaft hinaus-
reicht. Ein Teilbereich der Agenda-Setting-Forschung, welcher sich dem intermedi-
alen Agenda-Setting verschrieben hat, untersucht derartige Einflüsse.39 Auf ameri-
kanischer Seite sind diese insbesondere für „NY Times“ und „Washington Post“ 
inzwischen gut belegt.40 
Nicht ausschlaggebend für die finale Auswahl der vorgenannten Tageszeitun-
gen war indes deren politische Ausrichtung. Wenn es am Ende dennoch gelungen 
sein sollte, auch das politisch relevante Spektrum beider Länder einigermaßen ab-
zudecken, so handelt es sich eher um einen unbeabsichtigten, gleichwohl willkom-
menen Nebeneffekt. 
Als Untersuchungszeitraum wurde die Zeitspanne vom 12.09.2001 bis zum 
21.01.2009 gewählt; den Beginn markieren die Anschläge von New York und Wa-
shington, in deren Folge Bundeskanzler Schröder den Vereinigten Staaten die „un-
eingeschränkte Solidarität“ Deutschlands zusicherte, womit das transatlantische 
Verhältnis und die Beziehungen zu Amerika schlagartig in den Fokus der Öffent-
lichkeit rückten. Zwar ereigneten sich die Attentate bereits in den Morgenstunden 
                                                                                                                                                                                     
Bürger nur von solchen Informationen leiten lassen, deren Urhebern sie auch vertrauten. Was zugleich erklären 
dürfte, weshalb bei Repräsentanten bestimmter Interessensgruppen, aber auch bei unbeliebten US-Präsidenten 
bisweilen gar ein negativer Einfluss – also konträr zur Argumentation des Kommunikators – auf die öffentliche 
Meinungsbildung messbar ist. Vgl. Benjamin I. Page/Robert Y. Shapiro/Glenn R. Dempsey, What Moves Pub-
lic Opinion? S. 39. 
38 So hatten gemäß der Langzeitstudie Massenkommunikation im Jahre 1995 53 % aller Leser überregionaler 
Abonnement-Zeitungen auch Leitartikel und Kommentare der Ausgabe vom Vortag gelesen; unter allen Zei-
tungslesern insgesamt – also zuzüglich derjenigen von Regional- und Boulevardzeitungen – lag dieser Wert nur 
bei 40 %. Vgl. Klaus Berg/Marie-Luise Kiefer (Hg.), Massenkommunikation V, S. 215. 
39 Vgl. Albrecht Lüter, Die Kommentarlage, S. 83-84. 
40 Vgl. Stefan W. Elfenbein, Die veränderte Rolle der New York Times, S. 190-193; Benjamin I. Page, Who 
Deliberates? S. 117. 
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des 11.09.2001 – so wurde der Nordturm des World Trade Centers um 8.46 Uhr 
Ortszeit, das Pentagon um 9.37 Uhr getroffen, was aufgrund der sechsstündigen 
Zeitdifferenz gegenüber der amerikanischen Ostküste den frühen Nachmittags-
stunden hierzulande entsprach –, doch konnten selbige erst für die Berichterstat-
tung der Morgenausgaben des Folgetages berücksichtigt werden. Der produktions-
technische Aufwand, der zur Herstellung von Printmedien vonnöten ist – Satz, 
Druck, Vertrieb etc. –, setzt der Aktualität von Tageszeitungen naturgemäß gewisse 
Grenzen. 
Mit dem 21.01.2009 wurde als Endpunkt der Untersuchung der Tag be-
stimmt, welcher auf die Einführungszeremonie des neuen US-Präsidenten Barack 
Obama folgte – jener Tag also, der das endgültige Ende der Bush-Administration 
markierte. Der 43. US-Präsident hatte in Hinblick auf die Präsidentschaftswahlen 
vom 04.11.2008 gemäß den Vorgaben des 22. Zusatzartikels der US-Verfassung 
nicht noch einmal für eine dritte Amtszeit kandidieren dürfen, seine Regierung 
blieb indes geschäftsführend bis zur offiziellen Amtsübergabe an den demokrati-
schen Wahlsieger am 20.01.2009 im Amt. 
Soweit der zeitlichen Rahmen, in dem die vorliegende Arbeit nach der unter-
schiedlichen medialen Darstellung amerikanischer und deutscher Außenpolitik vor 
dem Hintergrund des wohl größten transatlantischen Zerwürfnisses seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs fragt. Zur Beantwortung dieser Frage, gleichsam als Hilfs-
konstruktion, bedient sich die nachfolgende Untersuchung zweier Forschungshy-
pothesen, deren Aussagen anhand des zuvor beschriebenen Untersuchungsmateri-
als überprüft werden sollen. Ausgehend von den eingangs angestellten Überlegun-
gen bezüglich der Wirkung massenmedialer Kommunikation auf die öffentliche 
Meinungsbildung wird zunächst vermutet, dass sich die durch Umfragen immer 
wieder belegte deutsch-amerikanische Entfremdung der letzten Jahre gerade auch 
in den Zeitungskommentaren der beiden Länder widerspiegelt. 
1. Unter besonderer Berücksichtigung der Erkenntnis, welch wichtige Rolle ge-
rade Kommentatoren bei der öffentlichen Meinungsfindung spielen, wird er-
wartet, dass amerikanische Medien die US-Außenpolitik wesentlich positiver 
darstellen als ihre deutschen Pendants. Unterstützung erfährt diese These 
durch den – gerade auch von amerikanischer Seite41 geäußerten – Vorwurf, 
                                                          
41 So setzen sich sowohl „NY Times“ als auch „Washington Post“ in mehreren Editorial-Beiträgen aus dem Jahre 
2004 angesichts nicht auffindbarer irakischer Massenvernichtungswaffen selbstkritisch mit der eigenen Bericht-
erstattung im Vorfeld des Irak-Kriegs auseinander. Allgemeiner Tenor: Skepsis gegenüber den von der Bush-
Administration vorgebrachten Beschuldigungen sei in beiden US-Zeitungen zum Ausdruck gekommen, aller-
dings tendenziell eher auf den hinteren Seiten, derweil die offizielle US-Position gemeinhin auf Seite 1 zu lesen 
war – vgl. From the Editors, The Times and Iraq. In: NY Times vom 26.05.2004; Howard Kurtz, The Post on 
WMDs. In: Washington Post vom 12.08.2004. Die Selbstkritik konzentriert sich also primär auf die redaktio-
nelle Berichterstattung, weniger auf die in den Editorial-Seiten vertretene Blattlinie. Lediglich die „Times“ be-
dauert in einem separaten Leitartikel im Lichte der jüngsten Erkenntnisse die US-Geheimdienstberichte nicht 
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die US-Presse habe es seinerzeit versäumt, im Gefolge der Anschläge vom 
11. September 2001 die Politik der Bush-Administration kritisch zu begleiten 
und zu hinterfragen. 
2. Ferner wird angenommen, dass angesichts der beträchtlichen Verschlechte-
rung im transatlantischen Verhältnis die Medien den jeweils anderen primär in 
der Verantwortung sehen, also deutsche Medien die Schuld an internationalen 
Missständen und Versäumnissen vorzugsweise bei der Bush-Administration 
suchen und umgekehrt. 
Um diese Hypothesen zu verifizieren beziehungsweise gegebenenfalls zu falsifizie-
ren, wurde methodisch wie folgt vorgegangen: Für die Dauer des gesamten Unter-
suchungszeitraums, also vom 12.09.2001 bis zum 21.01.2009, wurden sämtliche im 
politischen Teil42 erschienenen Meinungsbeiträge – das heißt in erster Linie Kom-
mentare und Leitartikel, Kolumnen indes nur in solchen Fällen, in denen sie auch 
von Redaktionsmitgliedern verfasst wurden43 – durchgesehen und alle in Frage 
kommenden Artikel einer qualitativen Inhaltsanalyse unterzogen. Denn natürlich 
brauchte nicht jeder im Untersuchungszeitraum erschienene Kommentar am Ende 
auch inhaltsanalytisch ausgewertet zu werden; Voraussetzung hierfür war vielmehr, 
dass die fraglichen Beiträge entweder die deutsche oder die amerikanische Außen-
politik zum Thema hatten oder aber zumindest jenen Teilbereich, in dem sich die 
äußeren Interessen beider Staaten berührten. Beide beziehungsweise die Perzeption 
der jeweils anderen sind schließlich die Stützpfeiler, auf denen das deutsch-
amerikanische Verhältnis ruht. Darüber hinaus interessierten vor allem solche 
Kommentare, die sich direkt oder indirekt mit dem von der Bush-Administration 
ausgerufenen „globalen Krieg gegen den Terror“ und dessen Folgen beschäftigten. 
Immerhin liegt hier, bei der binnen weniger Monate vollzogenen völligen Neuaus-
                                                                                                                                                                                     
stärker hinterfragt bzw. den Krieg nicht früher und entschiedener abgelehnt zu haben, als es auf ihren Editori-
al-Seiten zu lesen war – vgl. A Pause for Hindsight. In: NY Times vom 16.07.2004. 
 Vergleichbare, die eigene Berichterstattung resp. Kommentierung in Bezug auf den Irak-Krieg hinterfragende 
Artikel, tauchen in den untersuchten deutschen Tageszeitungen dann auch erst gar nicht auf. Wohl hat es auch 
in der hiesigen Presse eine kurzzeitige, zwischen der 12. und 15. Kalenderwoche 2003 sogar recht intensiv ge-
führte Debatte über die Qualität der Kriegsberichterstattung rund um den Irak gegeben, im Zuge dessen v.a. 
Vorwürfe der Einseitigkeit und unzureichender Objektivität laut wurden. Doch was hier als Medienkritik geäu-
ßert wurde, war eben gerade keine Selbstkritik – so waren sich die Zeitungen zwar in ihrer Verurteilung der 
amerikanischen Medien weitgehend einig, deren Berichterstattung als zu einseitig im Sinne der US-Regierung 
und ihrer Verbündeten empfunden wurde. Wo es indes um Defizite deutscher Medien ging, stand v.a. die Be-
richterstattung des öffentlich-rechtlichen Fernsehens im Zentrum der Kritik, etwaige eigene Versäumnisse blie-
ben hiervon merklich ausgespart – vgl. Christiane Eilders, „Amis brauchen Umerziehung“; dies., Medien im 
Irakkrieg. Grundsätzlich kommen hierfür zwei verschiedene Erklärungen in Betracht: Entweder geben sich US-
Medien allgemein selbstkritischer der eigenen Berichterstattung gegenüber, oder aber die deutschen Medien 
fühlten sich angesichts der weiteren Entwicklung im Irak in ihrer Blattlinie generell bestätigt. Für die vorliegen-
de Untersuchung wird von letzterem ausgegangen. 
42 Da sich die vorliegende Untersuchung v.a. auf außen- und sicherheitspolitische Aspekte der deutsch-
amerikanischen Beziehungen konzentriert, konnten Kommentare im Wirtschafts- und Finanzteil wie auch des 
Feuilletons vernachlässigt werden. 
43 Von allen untersuchten Tageszeitungen war dies einzig bei der „Welt“ – und hier auch nur zeitweilig – der Fall. 
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richtung der US-Außenpolitik, die eigentliche Zäsur des 11. September 2001, wes-
halb es zeitgenössischen Beobachtern bisweilen auch so schien, als ob hernach 
nichts mehr so sein sollte wie zuvor. Zugleich ist es eben jener weltweite Kampf 
gegen den Terror, auf den sich die meisten der transatlantischen Streitigkeiten unter 
der Präsidentschaft George W. Bushs zurückführen lassen.44 
Aus der summarischen Auswertung der einzelnen Meinungsbeiträge konnten 
dann die wesentlichen Argumentationslinien der einzelnen Zeitungen rekonstruiert 
werden. Dies ist auch der Hauptgrund, weshalb auf eine stichprobenartige Auswer-
tung verzichtet wurde – nicht nur würden etwaige Muster in der Kommentierung 
so nur unzureichend erfasst. Auch können so mögliche Zäsuren aus den Quellen 
selbst abgeleitet werden. Aufbauend auf dem ersten Schritt, der Rekonstruktion der 
einzelnen Blattlinien, wurden in einem zweiten die vorgebrachten Standpunkte und 
Argumente miteinander verglichen und auf etwaige länderspezifische Unterschiede 
hin untersucht. Für die Darstellung der inhaltsanalytischen Ergebnisse wurde als-
dann ein Kompromiss zwischen chronologischer und systematischer Betrachtung 
gewählt: Einerseits gliedert sich der gesamte Untersuchungszeitraum in fünf annä-
hernd gleich lange Phasen,45 wodurch sichergestellt wird, dass die Kommentare 
auch jeweils in ihrem zeitlichen Kontext verstanden werden. Andererseits zerfallen 
die einzelnen Abschnitte der besseren Vergleichsmöglichkeiten wegen nochmals in 
einzelne Analysebereiche. 
Auf Vorarbeiten konnte dabei nur bedingt zurückgegriffen werden. Zwar exis-
tieren verschiedene Veröffentlichungen zur Geschichte der deutsch-amerikanischen 
Beziehungen im 20. Jahrhundert; hervorzuheben sind hier insbesondere das von 
Junker herausgegebene zweibändige Handbuch46 sowie der Sammelband zur Ge-
schichte der politischen Beziehungen von Larres und Oppelland.47 Beiden Werken 
ist jedoch gemein, dass die darin enthaltenen Darstellungen mit den Ende des Kal-
ten Krieges (Junker) beziehungsweise den 1990er Jahren (Larres und Oppelland) 
enden, die Zäsur des 11. September 2001 also noch gar nicht berücksichtigt wird. 
Eine vergleichbare, ähnlich umfangreiche zeitgeschichtliche Darstellung der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen im frühen 21. Jahrhundert vor dem Hinter- 
  
                                                          
44 Als weitere Streitpunkte, die im Rahmen dieser Untersuchung gleichwohl unberücksichtigt blieben, ließen sich 
u.a. noch die Ablehnung des Kyoto-Protokolls zur weltweiten Reduktion von Treibhausgasen wie auch die des 
Internationalen Strafgerichtshofs mit Sitz in Den Haag nennen. 
45 Einzig die erste Phase umfasst, bedingt durch die rasche Abfolge der Ereignisse, lediglich dreieinhalb Monate. 
Ihr Ende fällt überdies sowohl mit der Etablierung Guantanamos als auch mit Bushs Rede zur Lage der Nation 
zusammen, welche den Begriff der „Achse des Bösen“ prägen sollte. Beide Vorgänge markierten eine ein-
schneidende Zäsur im transatlantischen Verhältnis: Erstmals seit den Septemberattentaten rief Bushs außenpo-
litische Programmatik hierzulande mehrheitlichen Widerspruch hervor. Es endete zugleich jene Phase der weit-
gehenden Übereinstimmung nach den Anschlägen vom 11. September 2001 – ein Zustand, der sich bis zum 
Ende der zweiten Amtszeit Bushs nicht wieder einstellen sollte. 
46 Detlef Junker (Hg.), USA und Deutschland im Zeitalter des Kalten Krieges. 
47 Klaus Larres/Torsten Oppelland (Hg.), Deutschland und die USA im 20. Jahrhundert. 
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grund des „globalen Kriegs gegen den Terror“ ist gleichwohl nicht in Sicht. Was 
bereits erschienen ist, trägt oftmals eher essayistischen Charakter, oder konzentriert 
sich in der Mehrzahl gleich ganz auf die amerikanische Außenpolitik. 
Etwas besser sieht die Forschungslage auf Seiten der Kommunikations- und 
Medienwissenschaften aus. Erste Arbeiten, welche die Rolle der Medien in Zeiten 
des „globalen Kriegs gegen den Terror“ untersuchen, sind sowohl auf deutscher als 
auch auf amerikanischer Seite entstanden. Auch gibt es erste komparative Untersu-
chungen, wenngleich auch noch mit jeweils sehr eingeschränkten Zeitfenstern.48 
Generell ist allen Arbeiten gemein, dass sie sich vor allem auf die Darstellung von 
„9/11“ und Irak-Krieg beschränken, also in erster Linie die Monate Septem-
ber/Oktober 2001 sowie März/April 2003 im Fokus haben. Zudem existiert bis 
dato keine langfristige Vergleichsstudie, welche auch die übrige Amtszeit Bushs in 
ihre Untersuchungen mit einbezöge, noch liegt ein Schwerpunkt auf den deutsch-
amerikanischen Beziehungen. Auf beiden Feldern stößt die vorliegende Arbeit also 
gewissermaßen in Neuland vor. 
Die nachfolgende Darstellung ist prinzipiell vom Äußeren zum Inneren ge-
gliedert; das heißt sie bewegt sich vom Allgemeinen kommend – den deutsch-
amerikanischen Beziehungen – zum Speziellen hin, konkret den in den Untersu-
chungsobjekten veröffentlichten Meinungsbeiträgen. Entsprechend sind der eigent-
lichen Inhaltsanalyse vier Kapitel vorangestellt, die zugleich den historischen und 
theoretischen Rahmen der Untersuchung bilden. 
Für den Anfang steht in Kapitel 2, gleichsam als Einstieg, die Geschichte: Ei-
ne überblicksartige Darstellung der deutsch-amerikanischen Beziehungen nach 
1945 verdeutlicht noch einmal die Zäsur, welche das transatlantische Zerwürfnis 
zwischen „9/11“ und Irak-Krieg markierte. In diesem Zusammenhang wird zu-
                                                          
48 Vgl. u.a. Agnes Ciuperca, Der Irak-Krieg und die Berichterstattung. Die quantitative Studie spürt länderspezifi-
schen Frames in der Berichterstattung zum Irak-Krieg vom 06.02.2003 bis zum 03.05.2003 nach; stellvertretend 
für die deutsche Seite stehen dabei SZ und FAZ, die amerikanische Seite wird von „NY Times“ und „Washing-
ton Post“ repräsentiert. – Susanne Ehrenreich-Blazekovic, Intermedial Representation of 9/11. Die qualitativ 
angelegte Studie untersucht die Darstellung der Anschläge vom 11. September 2001 in deutschen und amerika-
nischen Tageszeitungen, namentlich SZ und FAZ sowie „NY Times“ und „Washington Post“, in den ersten 
fünf Wochen nach den Attentaten. – Annika Rechmann, Von Kriegsverächtern und Kriegsverfechtern. Mittels 
einer quantitativen Inhaltsanalyse fahndet die Autorin nach Unterschieden in der Berichterstattung zum Irak-
Krieg zwischen deutschen und amerikanischen Tageszeitungen. Grundlage der Untersuchung bildet das typi-
sche Quartett aus SZ, FAZ, „NY Times“ und „Washington Post“, dessen Berichterstattung um fünf einschlä-
gige Schlüsselereignisse herum zwischen dem 05.02.2003 und dem 01.05.2003 ausgewertet wird. – Sorana 
Scholtes, Krieg und die Medien. Die mit qualitativen Ansätzen operierende Studie untersucht die Berichterstat-
tung der beiden Nachrichtenmagazine „Spiegel“ (Deutschland) und „Time“ (USA) für den Zeitraum vom 
17.03.2003 bis zum 05.05.2003. – Henrike Viehrig, Salienz der Kriegsgründe. Die quantitative Studie, welche 
die Monate Juli 2001 bis März 2003 umfasst, hat v.a. die unterschiedlichen Kriegsbegründungen in den Tages-
zeitungen beiderseits des Atlantiks im Blick. Einmal mehr bilden SZ, FAZ, „NY Times“ und „Washington 
Post“ die Untersuchungsobjekte. – Sabine Wilhelm, Covering the war in Iraq. Die ebenfalls quantitativ angeleg-
te Studie vergleicht die Themenvielfalt in der Berichterstattung zum Irak-Krieg zwischen dem 18.03.2003 und 
dem 15.04.2003 von SZ, FAZ, „NY Times“ und „Washington Post“ miteinander. Analog zu Ciuperca geht 
auch Wilhelm davon aus, dass sich diese Unterschiede v.a. in Form divergierender Medien-Frames manifestie-
ren. 
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gleich auch auf die wichtigsten Eckpunkte der neuen amerikanischen Außenpolitik 
unter George W. Bush eingegangen, jener von mancher Seite schon als „Bush Re-
volution in Foreign Policy“ bezeichneten Neuausrichtung,49 an der sich so viel Wi-
derspruch entzündete. Kapitel 3 ist dann der Vorstellung der deutschen und ameri-
kanischen Tageszeitungen gewidmet, welche die Grundlage der Untersuchung bil-
den. Neben einem Abriss ihrer jeweiligen Entstehungsgeschichte interessiert vor 
allem deren politische Ausrichtung – Selbstdarstellung und Fremdeinschätzungen 
inklusive. Schließlich liegt es nahe, dass etwaige redaktionelle Linien auch bei der 
Beurteilung außenpolitischer Sachverhalte zum Tragen kommen. Im Anschluss da-
ran beleuchtet Kapitel 4 die spezifischen Charakteristika der meinungsbetonten 
journalistischen Darstellungsformen, primär von Kommentar und Leitartikel, und 
verdeutlicht noch einmal, weshalb sich gerade jene beiden Formen als besonders 
ertragreiches Untersuchungsfeld für die anschließende Analyse eignen. Kapitel 5 ist 
der eigentlichen Inhaltsanalyse unmittelbar vorangestellt und bildet gleichsam den 
Methodenteil. Hier wird das zugrundeliegende Untersuchungsmaterial nochmals 
eingehend beschrieben und auch die angewandte Methodik näher vorgestellt. In 
diesen Zusammenhang gehört auch die bei der Materialzusammenstellung ange-
troffene Überlieferungsproblematik in Zeiten zunehmend digitaler Archivierung. 
Kapitel 6 markiert dann in Gestalt der qualitativen Inhaltsanalyse den eigentlichen 
Hauptteil der Untersuchung. Abschließend folgt noch ein letztes Kapitel 7, welches 
primär die Überprüfung der eingangs aufgestellten Forschungshypothesen im Blick 
hat, eine Interpretation der inhaltsanalytischen Ergebnisse liefert und hierzu einige 
erklärende, weiterführende Schlussfolgerungen anbietet. 
                                                          
49 Vgl. Ivo H. Daalder/James M. Lindsay, America Unbound. 
25 
 
2. Deutsch-amerikanische Beziehungen seit 1945 
Wenn das Auswärtige Amt die transatlantischen Beziehungen heute als den „wich-
tigste[n] Pfeiler der deutschen Außenpolitik“ – gleich nach der europäischen Inte-
gration – bezeichnet, so kommt das nicht von ungefähr.1 Um die Bedeutung des 
deutsch-amerikanischen Verhältnisses einerseits, sowie die Schwere des im Mittel-
punkt dieser Untersuchung stehenden Zerwürfnisses andererseits zu erfassen, ge-
nügt es, das 20. Jahrhundert kurz Revue passieren zu lassen. Hat doch kaum ein 
Staat das Schicksal Deutschlands und seiner Bewohner im vergangenen Jahrhun-
dert so sehr geprägt wie die Vereinigten Staaten von Amerika.2 Zunächst stand man 
sich in zwei Weltkriegen als Gegner gegenüber; in beiden Fällen besiegelte der 
Kriegseintritt der USA in Europa maßgeblich das Ende der deutschen Hegemoni-
albestrebungen. Später dann, nach 1945, waren es wiederum die USA, denen die 
Deutschen ihren Wiederaufstieg und ihre Rückkehr in den Schoß der internationa-
len Staatengemeinschaft zu verdanken hatten. Dies betraf zunächst freilich nur all 
jene Deutsche, die das Glück gehabt hatten, westlich des Eisernen Vorhangs zu 
leben; rund 17 Mio. Ostdeutsche blieben hiervon merklich ausgespart. Doch 
1989/90 profitierten auch sie ganz unmittelbar von amerikanischer Fürsprache, 
denn ohne die ausdrückliche Unterstützung Washingtons hätte es eine derart ra-
sche Wiedervereinigung auch gegen den Widerstand aus London und Paris wohl 
kaum gegeben. Dazwischen war es Amerikas nuklearer Schutzschirm, von welchem 
im Zeitalter des Kalten Krieges und der „wechselseitig zugesicherten Zerstörung“ 
(„mutual assured destruction“, kurz: MAD) buchstäblich Deutschlands Existenz 
abhing. 
Die Geschichte der deutsch-amerikanischen Beziehungen nach 1945, die doch 
gerade auch in Hinblick auf 1989/90 eine Erfolgsgeschichte ist, verlief keineswegs 
immer so harmonisch, wie sie aus der Rückschau vielleicht erscheinen mag. Von 
einer kontinuierlichen Vertiefung des Verhältnisses zu sprechen, mag zwar ange-
sichts des Vertrauens, welches die USA ihrem ehemaligen Weltkriegsgegner als ein-
zige der früheren Siegermächte im Wendejahr entgegenbrachten, verführerisch er-
scheinen, würde aber die zahlreichen Rückschläge und Meinungsverschiedenheiten 
auf dem Weg dorthin vernachlässigen. Und so kommt kaum eine Darstellung, die 
sich mit der Geschichte der deutsch-amerikanischen Beziehungen befasst, umhin, 
deren unterschiedliche Phasen herauszuarbeiten. Je nachdem, wie stark man die 
einzelnen Zäsuren gewichtet, sind unterschiedliche Strukturierungen möglich.3 Die 
                                                          
1 Auswärtiges Amt, Die transatlantischen Beziehungen – Grundpfeiler deutscher Außenpolitik, Stand: 09.02.2013 
(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/RegionaleSchwerpunkte/USA/TransatlantischeBez-
allg_node.html; 01.04.2014). 
2 Vgl. hierzu und im Folgenden Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, S. 22-23. 
3 So wählt Juncker für sein zweibändiges Standardwerk – vgl. Detlef Junker (Hg.), USA und Deutschland im 
Zeitalter des Kalten Krieges – das Epochenjahr 1968 als Zäsur, wobei nicht auszuschließen ist, dass die Wahl 
auch deshalb zugunsten eben jenes Jahres ausfiel, weil es ziemlich genau in der Mitte des untersuchten Zeit-
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nachfolgende, überblicksartige Darstellung ist am Werk Georg Schilds angelehnt 
und gründet vor allem auf den sicherheitspolitischen Beziehungen beider Staaten.4 
Während die Beziehungen selbstredend auch noch weitere Dimensionen umfassen, 
seien diese nun wirtschaftlicher, kultureller oder gesellschaftlicher Art, erschien eine 
entsprechende Konzentration aufs Wesentliche gerade auch im Lichte der nachfol-
genden Untersuchung als zweckdienlich. Denn auch dort soll es ja zuvorderst um 
die sicherheitspolitischen Differenzen gehen, welche ihren Niederschlag in den 
Kommentaren der untersuchten Tageszeitungen gefunden haben. 
Analog zu Schild bietet sich eine Gliederung der deutsch-amerikanischen Be-
ziehungen nach 1945 in drei Phasen an:5 
1. Die erste Phase wäre demzufolge jene der Besatzung und des Besatzungsstatus 
(1945-1955), in welcher gleichsam die Grundlagen für die künftigen Beziehun-
gen gelegt wurden, in der sich Deutschland binnen weniger Jahre vom besetz-
ten Feindstaat zum demokratisch verfassten, militärischen Verbündeten der 
USA entwickelte. Möglich wurde dies vor dem Hintergrund des sich rasch 
verschärfenden Ost-West-Konflikts und der von den Amerikanern in Reakti-
on darauf verfolgten Strategie der „doppelten Eindämmung“. 
2. Als zweites folgt die Phase der grundsätzlichen Übereinstimmung (1955-1990), in 
welcher beide Seiten in politischen Fragen „im Grundsatz“ übereinstimmten. 
Das schloss Differenzen über Einzelaspekte, gerade auch im Bereich der 
Sicherheitspolitik, mitnichten aus. Allerdings blieb es bei – bisweilen erhebli-
chen – Meinungsverschiedenheiten; einen offenen Bruch erlaubte schon die 
gemeinsame Bedrohung durch die Truppen des Warschauer Paktes nicht. 
3. Die dritte und letzte Phase bildet schließlich jene nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts (1990-heute), in welcher die gemeinsame Bedrohung aus dem Osten 
wegfiel und die geprägt war von der Suche nach einer neuen, gemeinsamen 
Basis der transatlantischen Zusammenarbeit. Bis 2001 gelang dies nicht, und 
obschon sich mit dem globalisierten Terror islamischer Prägung nach den An-
schlägen vom 11. September eine solche Bedrohung von neuem abzuzeichnen 
schien, verfing die alte transatlantische Mentalität des Kalten Krieges, ange-
sichts der gemeinsamen Gefahrenlage aufeinander angewiesen zu sein, nicht  
  
                                                                                                                                                                                     
raumes liegt, sich mithin also recht gut für einen Einschnitt eignet. Dafür spricht u.a., dass Krieger in seiner 
Einleitung des die Sicherheitsbeziehungen betreffenden Kapitels einräumt, dass es diesbezüglich tiefgreifendere 
Zäsuren gegeben habe als 1968, etwa den Koreakrieg – vgl. Wolfgang Krieger, Verteidigung durch Entspan-
nung? S. 177. – Larres und Oppelland, deren Werk freilich einen größeren Zeitraum, nämlich das komplette 20. 
Jahrhundert, umfasst, arbeiten eher mit einer grob an einzelnen Dekaden orientierten Gliederung. So zerfällt 
bei ihnen der Zeitraum nach 1945 in insgesamt sechs Phasen, nämlich 1945-52, 1953-61, 1961-69, 1969-81, 
1981-89 und 1989/90ff. – vgl. Klaus Larres/Thomas Oppelland (Hg.): Deutschland und die USA im 20. Jahr-
hundert. 
4 Vgl. Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen. 
5 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 3. 
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länger. Im Gegenteil sollte der Streit um die Ausweitung des Anti-Terror-
Kampfes auf den Irak die Beziehungen beider Staaten vor die schwerste Be-
lastungsprobe seit 1945 stellen. 
2.1. Die Zeit der Besatzung und des Besatzungsstatuts (1945-1955) 
Noch in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts hatten die deutsch-amerikanischen 
Beziehungen stark antagonistischen Charakter gehabt.6 Bereits einmal, 1917, hatte 
Amerikas militärisches Eingreifen auf dem europäischen Kontinent die deutsche 
Niederlage im Ersten Weltkrieg maßgeblich herbeigeführt. Keine 30 Jahre später 
waren es wiederum amerikanische Truppen, deren Landung zunächst 1943 auf Sizi-
lien und später 1944 in der Normandie entscheidend zur deutschen Kapitulation im 
Mai 1945 beitrug. Konfrontiert mit den deutschen Kriegsverbrechen in ihrer gan-
zen Dimension, zeigten sich die Sieger den Besiegten gegenüber aus naheliegenden 
Gründen erst einmal unversöhnlich. „Am Anfang waren Hitler und der National-
sozialismus, nicht Stalin und der Kommunismus“, beschreibt Junker dann auch 
treffend in seinem Standardwerk über die deutsch-amerikanischen Beziehungen die 
Ausgangssituation nach 1945.7 Deutschland wurde ausdrücklich als Feindstaat be-
setzt; erklärtes Ziel war nicht dessen Befreiung vom Nationalsozialismus, sondern 
die Verhinderung einer künftigen, von Deutschland ausgehenden Bedrohung für 
den Frieden in Europa.8 Nie wieder, so die Lehre, die Amerikas politische Führung 
aus zwei Weltkriegen auf europäischem Boden gezogen hatte, sollte von Deutsch-
land eine Gefahr ausgehen. Dies war der alles dominierende Gedanke, welcher das 
deutsch-amerikanische Verhältnis überschattete. Und auch wenn selbiger bald von 
der kommunistischen Bedrohung verdeckt wurde, gänzlich verdrängt wurde er nie.9 
                                                          
6 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 4-5; Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wiederaufstieg, 
S. 95-96; Steven L. Rearden, Dilemma der zweifachen Eindämmung, S. 317-318. 
7 Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, S. 25. 
8 Vgl. hierzu auch die Direktive JCS 1067 der Vereinten Stabschefs vom 26.04.1945 an den Oberbefehlshaber 
der US-Besatzungstruppen über „Grundlegende Ziele der Militärregierung in Deutschland“: „Deutschland wird 
nicht besetzt zum Zwecke seiner Befreiung, sondern als ein besiegter Feindstaat. […] Das Hauptziel der Alliier-
ten ist es, Deutschland daran zu hindern, je wieder eine Bedrohung des Weltfriedens zu werden.“ – Zit. nach 
Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 5. 
9 So war Deutschland auch nach Inkrafttretens des revidierten Deutschlandvertrags von 1955 kein gänzlich sou-
veräner Staat; wichtige Vorbehaltsrechte gerade in Bezug auf eine mögliche deutsche Wiedervereinigung ver-
blieben bei den Alliierten. Die im selben Jahr durchgeführte deutsche Wiederbewaffnung geschah unter der 
Prämisse, dass Deutschland auf die Herstellung atomarer, biologischer und chemischer Waffen verzichtete – 
Jahre vor der Realisierung etwa des Atomwaffensperrvertrags (1968), der Biowaffen- (1972) oder der Chemie-
waffenkonvention (1992). Ferner blieb die neu geschaffene Bundeswehr fest im Gefüge der NATO verankert; 
eine gänzlich eigenständige Armee, welche in der Lage gewesen wäre, einen alleinigen Verteidigungs-, ge-
schweige denn einen Angriffskrieg zu führen, mochte man den Deutschen nicht zugestehen. Und bei allem 
Vertrauen, welches die erste Bush-Administration den Deutschen gerade im Zuge ihrer Wiedervereinigungs-
bemühungen entgegenbrachte, bestand Washington dessen ungeachtet während der Zwei-Plus-Vier-
Verhandlungen auf einem Verbleib Deutschlands in der NATO. Ein wiedervereinigtes, neutrales Deutschland 
im Zentrum Europas galt Amerikas Strategen auch 45 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs noch im-
mer als Unruhefaktor, den es unbedingt zu vermeiden galt – vgl. Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, 
Kultur und Gesellschaft, S. 28-30; Wolfgang Krieger, Verteidigung durch Entspannung? S. 196-197; David Clay 
Large, Deutsch-amerikanische Verteidigungsgemeinschaft und die Sicherheit Europas, S. 331-333. 
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Immerhin mag vor diesem Hintergrund verständlich werden, wie in einem solchem 
Klima Pläne zur vollständigen Deindustrialisierung Deutschlands, wie sie etwa im 
Morgenthau-Plan artikuliert wurden, gedeihen konnten. 
Anfangs glaubten die Amerikaner noch, die im Zweiten Weltkrieg praktizierte 
Kooperation der ungleichen Verbündeten – Differenzen mit Stalins Sowjetunion 
hatte es schließlich auch schon zuvor gegeben – bis auf Weiteres fortführen zu 
können.10 So hatte man während der drei großen Konferenzen von Teheran (No-
vember 1943), Jalta (04.02.-11.02.1945) und Potsdam (17.07.-02.08.1945) eine 
Nachkriegsordnung entworfen, welche eine gemeinsame Verwaltung des niederge-
worfenen und in Besatzungszonen aufgeteilten Deutschlands vorsah. Die erwies 
sich jedoch schon bald als Makulatur. Nachdem man sich in der Reparationsfrage 
zerstritten und die Amerikaner die Entnahme von Reparationen aus ihrer Besat-
zungszone kurzerhand untersagt hatten, sollte dies nicht ohne Folgen für das Ver-
hältnis zu den Deutschen bleiben.11 Nicht länger war es das primäre Ziel der Ame-
rikaner, Härte gegenüber dem früheren Gegner zu zeigen und diesen kleinzuhalten, 
vielmehr rückte jetzt die Eindämmung des womöglich künftigen Gegners in den 
Vordergrund. Oder anders ausgedrückt: Je mehr sich die sowjetisch-
amerikanischen Beziehungen abkühlten, desto eher besserte sich das deutsch-
amerikanische Verhältnis. 
Noch bevor die gewandelte Einstellung den Deutschen gegenüber ihren of-
fensichtlichen Ausdruck in der Organisation der amerikanischen Luftbrücke nach 
Berlin und der Gründung des westdeutschen Staates fand, hatten die Amerikaner 
bereits zu einem wesentlich pragmatischeren Ansatz im Umgang mit den Deut-
schen gefunden,12 als es vorgenannte, im Furor über deutsche Kriegsverbrechen 
formulierte Zielsetzungen vielleicht hatten vermuten lassen.13 Dabei spielte das 
Bemühen, die Deutschen für die Demokratie zu gewinnen, eine entscheidende Rol-
le. Ausgehend von der Erkenntnis, dass liberale Demokratien keine Kriege unterei-
nander führen, galt es, aus Nationalsozialisten überzeugte Demokraten zu formen. 
Nicht Vergebung und Nächstenliebe waren es, welche Amerikas Kurs bestimmten, 
sondern das ureigene Sicherheitsinteresse.14 „Reeducation“ lautete das Konzept. 
Wobei sich die zuspitzende Versorgungslage der Jahre 1946/47 zunehmend als 
hinderlich erwies. Eine hungernde Bevölkerung hätte sich nur schwerlich von den 
Vorzügen der neuen Staatsform überzeugen lassen. Und so schloss das alsbald an-
laufende „European Recovery Program“, besser auch als „Marshallplan“ bekannt, 
ausdrücklich auch die deutschen Verursacher der europaweiten Notlage mit ein. 
                                                          
10 Vgl. hierzu und im Folgenden Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 5. 
11 Vgl. Ruud van Dijk, Frieden gewinnen, S. 134-135. 
12 Vgl. hierzu und im Folgenden Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wiederaufstieg, S. 96-100. 
13 Vgl. Fn. 8. 
14 Thomas A. Schwarz, „No Harder Enterprise“, S. 61. 
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Wobei die amerikanische Wirtschaftshilfe für Westdeutschland wenigstens eine 
ganz und gar eigennützige Komponente enthielt: Über kurz oder lang wäre es näm-
lich dem amerikanischen Steuerzahler kaum zu erklären gewesen, weshalb er dau-
erhaft für die Finanzierung der westdeutschen Lebensgrundlagen hätte aufkommen 
sollen. Je eher sich die Deutschen wieder selbst versorgen konnten, desto besser 
auch für ihn. 
Anfangs waren die Deutschen bei der Eindämmung Stalins noch mehr Statis-
ten denn eigenständige Akteure.15 Bei der NATO-Gründung 1949, dezidiert gegen 
sowjetische Expansionsbestrebungen gerichtet, blieben die Deutschen zunächst 
außen vor. Und vermutlich hätten sich Rehabilitation und Einbindung Deutsch-
lands in das westliche Verteidigungsbündnis auch noch erheblich länger hingezo-
gen, hätten nicht nordkoreanische Truppen am 25.06.1950 die Demarkationslinie 
entlang des 38. Breitengrades mit ausdrücklicher Billigung Moskaus überschritten 
und den Koreakrieg entfesselt. Weil die konventionellen sowjetischen Truppen die-
jenigen des westlichen Verteidigungsbündnisses in Europa beträchtlich überstiegen 
und die UdSSR seit Herbst 1949 selbst im Besitz von Atomwaffen war, rückte ein 
ähnliches Szenario wie das auf der koreanischen Halbinsel auch hierzulande plötz-
lich in den Rahmen des Möglichen. Deutsche Truppenverbände hätten dieses De-
fizit zumindest teilweise aufwiegen können, doch eine deutsche Wiederbewaffnung 
war angesichts der Widerstände in London und Paris nur vor dem Hintergrund ei-
ner vollständigen Integration Deutschlands in die politischen und militärischen 
Strukturen des Westens überhaupt vorstellbar. Zudem hätte man den Deutschen 
wohl auch entgegenkommen und ihnen das geben müssen, wonach sie sich am 
meisten sehnten: Gleichberechtigung und Unabhängigkeit. 
Dies waren im Kern die Ziele, die Deutschland unter Bundeskanzler Konrad 
Adenauer mit Nachdruck verfolgte; denen er einschließlich einer möglichen Wie-
dervereinigung beider deutscher Teilstaaten alles andere unterordnete.16 Nicht, dass 
Adenauer ein besonderer Freund der Vereinigten Staaten gewesen wäre, im Gegen-
teil, er verachtete die amerikanische Kultur.17 Doch war er Realist genug, Niederla-
ge und Besatzung zu akzeptieren und daraus für sich den Schluss zu ziehen, dass 
nur eine enge Anbindung an die Westmächte und hier insbesondere an die USA 
dabei helfen würde, den deutschen Handlungsspielraum allmählich wieder zu ver-
größern. Schließlich war Deutschland auch nach Gründung der BRD im Jahre 1949 
mitnichten ein souveräner Staat; eine eigenständige Außenpolitik etwa war Bonn 
                                                          
15 Vgl. hierzu und im Folgenden Ruud Van Dijk, Frieden gewinnen, S. 137-140; Frank Schumacher, Vom Besetz-
ten zum Verbündeten, S. 151-152; Steven L. Rearden, Dilemma der zweifachen Eindämmung, S. 321-324; Da-
vid Clay Large, Deutsch-amerikanische Verteidigungsgemeinschaft, S. 326-327. 
16 Vgl. hierzu und im Folgenden Klaus Larres, Eisenhower, Dulles und Adenauer, S. 126; Frank Ninkovich, Die 
Vereinigten Staaten und die deutsche Frage, S. 194-195; Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wie-
deraufstieg, S. 104-105. 
17 Thomas A. Schwarz, „No Harder Enterprise“, S. 61. 
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nicht gestattet, diese stand ganz unter dem Vorbehalt der Besatzungsmächte. Nur 
in Kooperation mit den Westalliierten, nicht in Opposition zu ihnen, so die Über-
zeugung Adenauers, wäre eine allmähliche Rückerlangung der deutschen Souverä-
nität möglich. Um als gleichberechtigter Partner in Europa akzeptiert zu werden, 
müsste Deutschland erst wieder deren Vertrauen gewinnen – und dass dies auf ei-
nem konfrontativen Weg kaum möglich wäre, verstand sich von selbst. Entspre-
chend aufgeschlossen zeigte er sich einer deutschen Wiederbewaffnung gegenüber, 
ebenso einer Einbindung ins westliche Verteidigungsbündnis als vertrauensbilden-
de Maßnahme. Der Preis wäre Deutschlands Rückkehr als gleichberechtigte Nation 
in die Mitte Europas und die Rückerlangung der eigenen Souveränität. So gesehen 
beschleunigte der Ausbruch des Korea-Kriegs Deutschlands Emanzipation und 
Westbindung ungemein, auch wenn sich die Verhandlungen um NATO-Beitritt 
und Deutschlandvertrag noch bis 1955 hinziehen sollten. 
Möglich wurde der hier skizzierte Aufstieg Westdeutschlands durch das ame-
rikanische Konzept der „doppelten Eindämmung“,18 welche damals freilich noch 
nicht so hieß.19 Während die ökonomische und politische Stabilisierung Deutsch-
lands bis hin zur Wiederbewaffnung bei der Eindämmung der sowjetischen Bedro-
hung halfen, sorgte die Einbindung Bonns in die westliche Sicherheits- und Staa-
tengemeinschaft für die Eindämmung einer möglicherweise eines Tages wieder von 
Deutschland ausgehenden Gefahr. Womit zugleich auch Bedenken der übrigen 
westlichen Siegermächte vor einem wiedererstarkten Deutschland begegnet wur-
den. Sicherheit vor Deutschland und der UdSSR, das war der Kern der „doppelten 
Eindämmung“. 
Wenn Schild rückblickend die frühen 1950er Jahre als nachgerade „goldenes 
Zeitalter“ der deutsch-amerikanischen Beziehungen beschreibt,20 so mag man derlei 
Superlativen mit einer gewissen Skepsis begegnen. Dennoch steht außer Frage, dass 
                                                          
18 Vgl. hierzu und im Folgenden Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, S. 37-38; 
Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wiederaufstieg, S. 106-107; Frank Schumacher, Vom Besetzten 
zum Verbündeten, S. 153-155. 
19 Während US-Präsident Harry S. Truman am 12.03.1947 die nach ihm benannte Truman-Doktrin verkündete 
und damit gleichsam offiziell den Beginn der amerikanischen „Containment“-Politik gegenüber Moskau be-
kanntgab, fand jener gegen Deutschland gerichtete Aspekt der Eindämmungspolitik schon aus bündnispoliti-
schen Erwägungen heraus praktisch keinen Eingang in offizielle Reden und Verlautbarungen. So ist der Begriff 
der „doppelten Eindämmung“ dann auch kein zeitgenössischer; der Historiker Wilfried Loth verwandte ihn 
erstmals in einem Aufsatz Anfang der 1980er Jahre, wobei seine Bedeutungszuschreibung noch eine andere 
war. Loth nutzte ihn vielmehr dazu, um zu charakterisieren, wie Amerikaner und Sowjets in den ersten Nach-
kriegsjahren gegenseitig darum bemüht waren, den Einfluss des jeweils anderen auf dem europäischen Konti-
nent zu begrenzen – vgl. Wilfried Loth, Die doppelte Eindämmung, S. 611-631. Erst Hanrieder hat den Begriff 
dann Ende der 1980er Jahre aufgegriffen und im Sinne der oben verwandten Definition geprägt, als Eindäm-
mung der UdSSR und Deutschlands – vgl. Wolfram Hanrieder, Deutschland, Europa, Amerika, S. 6-8. Seither – 
die Erstauflage erschien 1989 unter dem Titel Germany, America, Europe: Forty Years of German Foreign 
Policy, New Haven, CT 1989 – hat die „doppelte Eindämmung“ als „double containment“ auch in der eng-
lischsprachigen Literatur Eingang gefunden. Vgl. auch Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wieder-
aufstieg, S. 106. 
20 Vgl. Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 7. 
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beide Seiten damals im Ergebnis voneinander ungeheurer profitierten.21 Ermöglicht 
wurde dies durch eine allgemeine Interessenskongruenz sowohl in außenpoliti-
schen, sicherheitspolitischen wie auch in wirtschaftspolitischen Belangen. Und 
doch blieb es nicht bei der reinen Interessensgemeinschaft: Anders als noch nach 
dem Ende des Ersten Weltkriegs waren die Deutschen dieses Mal relativ schnell 
dazu bereit, die Vorzüge einer parlamentarischen Demokratie als Staatsform zu er-
kennen und zu akzeptieren. Und so bildeten beide Parteien schon bald neben der 
Interessens- eine echte Wertegemeinschaft. Was, wiederum in den Worten Schilds, 
einen der wohl „größten außenpolitischen Triumphe Amerikas“ markierte: „Aus 
einem Kriegsgegner mit einer nur begrenzten demokratischen Tradition und einer 
militaristischen Vergangenheit wurde eine stabile Demokratie, die sich seither 
weltweit für [den] Frieden einsetzte.“22 
2.2. Die Zeit der grundsätzlichen Übereinstimmung (1955-1990) 
Die sich nun anschließende Phase in den deutsch-amerikanischen Beziehungen, 
welche immerhin rund 35 Jahre währte und bis ins Wendejahr 1989/90 reicht, lässt 
sich am ehesten als eine Zeit der „grundsätzlichen Übereinstimmung“ zwischen 
beiden Staaten charakterisieren.23 Dieser Zustand war das Resultat des Kalten Krie-
ges als auch des Umstands, dass sich Deutschland aufgrund seiner geographischen 
Lage unmittelbar am Eisernen Vorhang als Frontstaat begreifen musste. Den nu-
klearen Schutzschirm, welchen die Vereinigten Staaten über die BRD gespannt hat-
ten, war in beiderseitigem Interesse:24 für die USA, die ein Ausgreifen des sowjeti-
schen Einflussbereiches auf Westeuropa unbedingt verhindern wollten, ebenso wie 
für die – gerade in verteidigungspolitischen Fragen nur bedingt souverän agierende 
– BRD, deren sprichwörtliches Überleben angesichts der erdrückenden Übermacht 
der Armeen des Warschauer Pakts vom Schutzversprechen der USA abhing. Und 
so herrschte zwischen beiden Staaten in jenen Jahren der Blockkonfrontation ein 
informelles „transatlantisches Übereinkommen“ („transatlantic bargain“) vor, wel-
ches vom Grundsatz her wie folgt funktionierte: Während die Vereinigten Staaten 
Deutschland nicht nur militärischen Schutz zuteilwerden ließen, sondern es zu-
gleich auch wirtschaftlich unterstützten – direkt etwa durch die im Zuge des „Mar-
shallplans“ gezahlten Gelder, indirekt etwa durch festgelegte Wechselkurse –, er-
kannte Deutschland im Umkehrschluss die politische und militärische Vormacht-
stellung der USA an. Das heißt sicherheitspolitisch begab sich das Land in eine an-
fangs aus der Kriegsniederlage heraus geborene, später durchaus nicht ganz unfrei-
willige starke Abhängigkeit zu den Vereinigten Staaten. 
                                                          
21 Vgl. hierzu und im Folgenden Hans-Jürgen Schröder, USA und westdeutscher Wiederaufstieg, S. 107-108. 
22 Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 7. 
23 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 7. 
24 Vl. Michael Broer, Zwischen Konsens und Konflikt, S. 234. 
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Tatsächlich markierte das Jahr 1955 einen Wendepunkt in den deutsch-
amerikanischen Beziehungen. Mit Inkrafttreten des revidierten Deutschlandvertrags 
war die BRD ein – größtenteils – souveräner Staat geworden, ein wesentliches Ziel 
Adenauer‘scher Politik also erreicht.25 Zugleich war mit dem NATO-Beitritt der 
BRD im selben Jahr auch der Prozess der Westbindung Deutschlands zu seinem 
vorläufigen Abschluss gekommen, was einem Markstein im Rahmen der amerikani-
schen Strategie der „doppelten Eindämmung“ gleichkam. Damit waren jene zwei 
Prozesse, welche die deutsch-amerikanischen Beziehungen bis 1955 maßgeblich 
geprägt hatten, im Wesentlichen abgeschlossen. Was nichts anderes bedeutete, als 
dass künftig nicht mehr in jedem Fall eine gleichsam automatische Interessens-
gleichheit zwischen beiden Staaten vorherrschen sollte, auch und gerade was die 
sicherheitspolitischen Interessen betraf. In der Tat waren es in der Folgezeit immer 
wieder zwei Themenfelder, oftmals eng miteinander verwoben, welche das deutsch-
amerikanische Verhältnis regelmäßigen Belastungsproben unterziehen sollten: die 
Ausgestaltung der nuklearen Abschreckungs- und Verteidigungsstrategie gegenüber 
Moskau sowie die Haltung zur und Akzentuierung der deutschen Frage. 
In den 1950er Jahren verfolgte die NATO zunächst eine Strategie der „massi-
ven Vergeltung“ („massive retaliation“), was nichts anderes bedeutete, als dass man 
auf einen wie auch immer gearteten sowjetischen Angriff – sei dieser nun atomaren 
oder konventionellen Charakters – in jedem Fall nuklear geantwortet hätte.26 Rund 
7000 taktische Kernwaffen waren infolgedessen im ersten Jahrzehnt ihres Beste-
hens in der BRD stationiert worden.27 Damit war zwar vordergründig ein erhebli-
ches Abschreckungspotential vorhanden, welches sich jedoch bei näherer Betrach-
tung gleich in doppelter Hinsicht als problematisch für die junge Bundesrepublik 
entpuppte: Denn einerseits wäre eine militärische Auseinandersetzung in den 
1950er Jahren auf deutschem Boden wohl geradezu zwangsläufig nuklear eskaliert, 
immerhin hatten beide Seiten atomar bewaffnete Einheiten längst der innerdeut-
schen Grenze stationiert. Andererseits war keineswegs sicher, inwieweit die Ameri-
kaner einen sowjetischen Atomangriff auf westdeutsche Ziele ihrerseits tatsächlich 
auch nuklear beantwortet und damit einen sowjetischen Gegenschlag auf amerika-
nisches Territorium riskiert hätten. Es gab also nicht unberechtigte Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit der westlichen Drohkulisse. Und von einer funktionierenden Ab-
schreckung hing das Wohl und Wehe der jungen Bundesrepublik ab: Versagte sie,  
  
                                                          
25 Vgl. hierzu und im Folgenden Klaus Larres, Eisenhower, Dulles und Adenauer, S. 133; Frank Schumacher, 
Vom Besetzten zum Verbündeten, S. 153. 
26 Vgl. hierzu und im Folgenden Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, S. 46-47; 
Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 7-8. 
27 Alle Zahlen aus Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 8. 
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wäre das Land entweder konventionell überrannt worden, oder aber zum Schlacht-
feld einer mutmaßlich nuklear eskalierten Auseinandersetzung geworden. Deutsch-
land hätte also in jedem Fall das Nachsehen gehabt. 
Anfang der 1960er Jahre sorgten dann gleich zwei dramatische Entwicklungen 
im Kalten Krieg dafür, dass die NATO ihre Verteidigungsstrategie entscheidend 
überarbeitete.28 1961 markierte der Bau der Berliner Mauer das Ende allzu expansi-
ver Bestrebungen der sowjetischen Seite in Europa; die Mauer zielte nach innen, 
auf die Sicherung des Status Quo ab. Nur ein Jahr später sollte dann die Kuba-
Krise die beiden Machtblöcke an den Rand eines Atomkriegs führen. Nachdem 
man realisiert hatte, wie knapp die Welt in jenen schicksalhaften Oktobertagen des 
Jahres 1962 ihrer völligen nuklearen Vernichtung entgangen war, gaben sich beide 
Seiten pragmatisch. Die gegenseitigen Interessensphären waren abgesteckt; künftig 
würde man diese weitgehend respektieren und die roten Lienen seines Gegenübers 
nicht überschreiten. Die Folgen waren doppelter Natur: So setzte die NATO bei 
der Formulierung ihrer Verteidigungsstrategie zunehmend anstelle der „massiven 
Vergeltung“ auf eine der „flexiblen Antwort“ („flexible response“), welcher ein 
Stufenmodell zugrunde lag und sowjetischen Aggressionsschritten eine Reihe fle-
xibler Reaktionsmöglichkeiten – von konventionell bis nuklear – gegenüberstellte. 
Gleichzeitig setzte man im Umgang mit Moskau auf eine Politik der Stabilisierung; 
etwa, indem man die Teilung Berlins wenn auch nicht explizit, so aber doch zu-
mindest implizit akzeptierte. Beides kollidierte mit der deutschen Interessenslage: 
Durch die neue NATO-Strategie wuchs die Gefahr einer konventionellen Ausein-
andersetzung auf deutschem Boden, und die neue stabilitätsorientierte Politik ge-
genüber Moskau verhinderte eine allzu starke Thematisierung der deutschen Frage. 
Dass letzteres für Bonn ein Problem darstellte, versteht sich von selbst. Wie 
unterschiedlich die deutsche Frage allerdings tatsächlich im Bündnis gewichtet 
wurde, kommt im Umstand zum Ausdruck, dass sich sämtliche deutsche Bundes-
regierungen von 1955 an bis weit in die 1960er Jahre hinein noch immer an die 
Hallstein-Doktrin banden, auch wenn diese nicht in jedem Fall zur Anwendung 
gelangte.29 So verstand sich die Bundesrepublik – angesichts ihrer im Gegensatz zur 
DDR fraglos vorhandenen demokratischen Legitimierung durchaus zu Recht – als 
einzig legitime Vertreterin des deutschen Volkes. Diplomatische Kontakte unter-
hielt sie mit Ausnahme zur Sowjetunion zu keinem Staat, welcher die DDR diplo-
matisch anerkannt hatte; nachträgliche Anerkennung konnte den Abbruch der Be-
ziehungen nach sich ziehen. Damit manövrierte sich die Bundesrepublik mehr und 
mehr ins Abseits, während sich zugleich im Bündnis die Stimmen derer mehrten, 
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die auf eine stabilitätsorientierte und auf Anerkennung des Status Quo zielende Po-
litik im Umgang mit Moskau setzten. Doch was für die amerikanische Seite Stabili-
sierung und in einem zweiten Schritt womöglich sogar Entspannung verhieß, be-
deutete für die Bundesregierung die De-facto-Anerkennung der deutschen Teilung. 
Die Interessengegensätze waren also, trotz vorherrschendem „transatlantischen 
Übereinkommen“ angesichts der sowjetischen Bedrohung, evident. 
Schon einmal, Anfang der 1960er Jahre, hatte man sich in der deutschen Frage 
überworfen. Als im Zuge der sogenannten „zweiten Berlin-Krise“ sowjetische For-
derungen nach einer Umwandlung Berlins in eine „selbständige politische Einheit“ 
im Raume standen, waren sich Deutsche und Amerikaner immerhin dahingehend 
einig, dass eine Aufgabe der Stadt nicht in Frage käme.30 Doch war das amerikani-
sche Engagement für Berlin eben auch nicht grenzenlos, wie der neue US-Präsident 
John F. Kennedy unmittelbar im Vorfeld des Berliner Mauerbaus deutlich machte: 
„Chruschtschow […] wird etwas unternehmen müssen, um den Flüchtlingsstrom 
zu stoppen – […] [u]nd wir werden es nicht verhindern können. Ich kann die Alli-
anz zusammenhalten, um West-Berlin zu verteidigen, aber ich kann nichts unter-
nehmen, um Ost-Berlin offenzuhalten.“31 Das amerikanische Sicherheitsverspre-
chen galt also einzig für den Westteil Berlins. Entsprechend beschränkte man sich 
auf diplomatische Protestnoten, als am 13.08.1961 Ost-Berlin tatsächlich abgerie-
gelt und die Sektorengrenzen geschlossen wurden. Adenauer zürnte der US-
Regierung noch Jahre später, doch wird man Kennedy attestieren müssen, dass die-
ser bei nüchterner Betrachtung kaum eine andere Wahl gehabt hatte – kriegerische 
Optionen einmal außer Acht gelassen. Das Adenauer-Kennedy-Zerwürfnis unter-
schied sich i.Ü. von späteren Krisen merklich, als es ein rein politisches Zerwürfnis 
war. In der bundesdeutschen Öffentlichkeit war der telegene Kennedy ausgespro-
chen beliebt; dies umso mehr, nachdem er seinen publikumswirksamen Berlin-
Besuch im Sommer 1963 („Ich bin ein Berliner“) absolviert hatte. 
In der zweiten Hälfte der 1960er Jahre war es dann vor allem der Vietnam-
Krieg, der seine Schatten warf und sich mehr und mehr zu einer Belastung für das 
deutsch-amerikanische Verhältnis entwickeln sollte.32 Wobei zu unterscheiden ist 
zwischen dem politischen Establishment einerseits und einer zunehmend Amerika-
kritischen, in Teilen auch von anti-amerikanischen Ressentiments geleiteten deut-
schen Öffentlichkeit. Washingtons Eskalation des Krieges, und hier insbesondere 
die Art der Kriegsführung, welche wenig Rücksicht auf zivile Opfer nahm, wirkte 
geradezu verheerend auf das bis dato vorherrschende, spätestens seit Anfang der 
1950er Jahre etablierte, positive Amerika-Bild der Deutschen. Gänzlich anderer 
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Natur waren indes die Probleme, welche die Bundesregierung mit Vietnam hatte. 
Anfangs hatte Bundeskanzler Ludwig Erhard das amerikanische Engagement in 
Fernost noch ausdrücklich begrüßt „als eine Art Test dafür […], wie ernst Amerika 
seine Verpflichtungen n[immt]. In dieser Hinsicht besteh[t] zwischen Saigon und 
Berlin eine Parallele.“33 Für Erhard beziehungsweise all jene, die in der Bundesre-
gierung so wie er dachten, stellte Amerikas Intervention in Vietnam eine Beruhi-
gung dar; beruhigend dahingehend, dass der engste Verbündete, wenn er schon der 
kommunistischen Bedrohung in Fernost so entschieden entgegentrat, zweifelsohne 
seine gegebenen Schutzversprechen auch hierzulande einlösen würde. In der Gro-
ßen Koalition unter Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger war es dann die SPD, die 
sich als erste von derartigen Überlegungen distanzierte. Der anhaltende Krieg in 
Vietnam sei deutschen Sicherheitsinteressen eher abträglich, argumentierte sie, und 
ihr Bundesvorsitzender Willy Brandt sprach sich für eine diplomatische Lösung 
aus.34 Damit einher ging die Befürchtung, dass Amerika, je stärker es sich in Fer-
nost verstrickte, in zunehmendem Maße seine Verpflichtungen in der Mitte Euro-
pas vernachlässigen würde. Einmal mehr stand die Furcht vor einem Nachlassen 
der Abschreckung im Raum; Pläne über etwaige Truppenverlegungen amerikani-
scher GIs bestärkten derlei Sorgen noch zusätzlich. Andererseits wollte man selbst 
nicht weiter als ohnehin schon in den Konflikt hineingezogen werden – die Bun-
desrepublik leistete bereits wirtschaftliche und humanitäre Hilfe für Südvietnam – 
und fürchtete die amerikanische Bitte um deutsche Soldaten. Öffentliche Kritik an 
Amerikas Kriegsführung war da lange Zeit zweitrangig. Erst als 1969 binnen neun 
Monaten die Regierungen sowohl in Washington als auch in Bonn wechselten, 
standen die Zeichen im deutsch-amerikanischen Verhältnis auf Neuanfang. 
Neu war vor allem die Übereinstimmung, was den künftigen Umgang mit 
Moskau betraf.35 Beide Seiten suchten den Kontakt zur UdSSR zum Zwecke von 
Verhandlungen und waren um Entspannung bemüht. Was bei US-Präsident Ri-
chard Nixon unter dem Schlagwort „Détente“ (franz. „Entspannung“) firmierte, 
hieß bei Bundeskanzler Brandt „Neue Ostpolitik“. Zwar hatten sich die Amerika-
ner bereits in den 1960er Jahren auf Moskau zubewegt; erste Annäherungsversuche 
resultierten seinerzeit in der Einrichtung des „Heißen Drahts“, der ersten direkten 
Fernschreibverbindung zwischen Kreml und Weißem Haus im Jahre 1963, dem 
Verbot von überirdischen Atomtests im gleichen Jahr sowie der Einigung hinsicht-
lich eines nuklearen Nichtverbreitungsregimes – dem Atomwaffensperrvertrag – im 
Jahre 1968. Unter Nixon begann Amerika freilich erstmals ernsthafte Gespräche 
mit Moskau zur Begrenzung strategischer Waffensysteme („Strategic Arms Limita-
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tion Talks“) zu führen. Ausgeprägter fiel der Bruch mit der Vergangenheit auf 
deutscher Seite aus, wenngleich auch die „Neue Ostpolitik“ nicht ohne Vorläufer 
daherkam.36 So plädierte Egon Bahr bereits 1963 für das Konzept eines „Wandels 
durch Annäherung“; da war die SPD freilich noch Oppositionspartei. Und noch in 
der Großen Koalition unter Kiesinger hatte sich mehr und mehr die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass es in der deutschen Ostpolitik einer konzeptionellen Neuaus-
richtung bedürfe. Beredter Ausdruck dieses Umdenkens war etwa die Auf- bezie-
hungsweise Wiederaufnahme diplomatischer Kontakte mit Rumänien und Jugosla-
wien – beides Staaten, welche die DDR anerkannt hatten. Verglichen mit jener 
kompromisslosen Linie der Adenauer- und Erhard-Jahre, die ihren Ausdruck in der 
Hallstein-Doktrin und im Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik fanden, 
markierte die „Neue Ostpolitik“ dennoch eine regelrechte Kehrtwende in der deut-
schen Außenpolitik. Anfangs begegnete die Nixon-Administration der 
Brandt‘schen Ostpolitik noch mit Skepsis, stand doch die Befürchtung im Raum, 
Deutschland könne sich um den Preis eines NATO-Austritts mit Moskau separat 
verständigen.37 Doch bald erkannten auch die Amerikaner, dass weder Brandt noch 
dessen Verteidigungsminister Helmut Schmidt die Westbindung der Bundesrepub-
lik in Frage stellten. Vielmehr ergänzten sich amerikanische und deutsche Bemü-
hungen um Moskau in vielfacher Weise. Bis 1975 zeitigte die Entspannungspolitik 
eine Reihe zum Teil spektakulärer Erfolge, darunter den Abschluss des SALT-1-
Vertrags von 1972, welcher die Zahl der strategischen Waffensysteme limitierte.38 
Für die Bundesrepublik von immenser Bedeutung waren das Berliner Viermächte-
abkommen von 1971 aufgrund der darin enthaltenen Regelungen zum Status der 
geteilten Stadt, die Anerkennung des Status Quo in Europa in den mit Moskau, 
Warschau und Prag zwischen 1970 und 1973 geschlossenen Ostverträgen, die 
Schaffung eines Modus Vivendi in den deutsch-deutschen Beziehungen infolge des 
Grundlagenvertrags von 1972 und schließlich die 1975 erfolgte Verabschiedung der 
KSZE-Schlussakte von Helsinki. Im Anschluss daran waren gleichwohl kaum noch 
Fortschritte zu verzeichnen. 
So geriet die Entspannungspolitik in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre in 
die Krise.39 Zwar hatten Washington und Moskau auf dem Gebiet der strategischen 
Nuklearwaffen unlängst Parität erzielt und diese Einigung auch seit 1972 im SALT-
1-Vertrag schriftlich fixiert, doch unterminierte die UdSSR das erzielte Kräfte-
gleichgewicht sogleich wieder durch die Aufstellung von SS-20-Mittelstrecken-
raketen in Osteuropa. Jene Waffengattung war von den SALT-2-Verhandlungen, 
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die seit 1972 in Genf stattfanden, ausdrücklich ausgenommen, da die Gespräche 
lediglich Mittelstreckenraketen mit einer Reichweite von 5500 km und mehr be-
rücksichtigten, die SS-20 jedoch über eine Reichweite von nur 5000 km verfügte.40 
Bundeskanzler Schmidt drängte die Amerikaner, die Reichweitenuntergrenze, wel-
che von den Verhandlungen berührt wurde, entsprechend anzupassen; US-
Präsident Jimmy Carter wollte indes den erfolgreichen Abschluss der Gespräche 
nicht gefährden. Wieder stand die Frage der erfolgreichen Abschreckung im Raum: 
Wenn die sowjetischen SS-20-Raketen lediglich europäische NATO-Staaten, nicht 
aber US-Kernland bedrohten, wie glaubwürdig wären dann noch die angedrohten 
amerikanischen Vergeltungspotentiale? Beantwortet wurde das Dilemma erst im 
Dezember 1979 in Gestalt des sogenannten NATO-Doppelbeschlusses, demzufol-
ge das westliche Verteidigungsbündnis mit der Stationierung eigener nuklearer Mit-
telstreckenraketen vom Typ Pershing II in Westeuropa, vor allem aber in der Bun-
desrepublik beginnen würde, sofern es nicht gelänge, binnen vier Jahren eine Eini-
gung mit Moskau über die Zahl der auf Europa zielenden Raketensysteme mittlerer 
Reichweite auf dem Verhandlungswege zu erreichen. 
Dass die Entspannungspolitik Ende der 1970er Jahre an einem vermeintlich 
toten Punkt angekommen war, zeigte sich aber auch außerhalb Europas.41 Noch 
bevor die Sowjetunion zu Weihnachten 1979 in Afghanistan einmarschiert war, 
hatte Moskau damit begonnen, kommunistische Guerilla-Bewegungen u.a. in An-
gola (1975/76), in Äthiopien (1977/78) sowie im Jemen (1978/79) zu unterstützen. 
Noch unter Carter, vor allem aber unter dem neuen US-Präsidenten Ronald Reagan 
begannen die USA dem entgegenzuwirken. Ein militanter Antikommunismus be-
stimmte fortan die präsidiale Rhetorik („Reich des Bösen“) und neue, umfangreiche 
Rüstungsprogramme wurden in Gang gesetzt. Eine Politik, mit der sich die Deut-
schen nur schwerlich identifizieren konnten; war doch aus ihrer Sicht die Entspan-
nungspolitik mitnichten gescheitert, sondern hatte im Gegenteil zu wesentlichen, 
dauerhaften Erfolgen in den bilateralen Beziehungen beider deutscher Staaten ge-
führt – Erfolge, die man jetzt nicht wieder gefährden wollte.42 In der deutschen 
Öffentlichkeit wurde die Kritik an den Vereinigten Staaten lauter, die Friedensbe-
wegung etwa suchte den Grund für die neuerliche Verschärfung des Ost-West-
Konflikts vor allem in Washington. Eine Perspektive, die auch von Teilen der 
Bundesregierung geteilt wurde. Bundeskanzler Schmidt, immerhin eine der treiben-
den Kräfte hinter dem NATO-Doppelbeschluss, verlor zunehmend den Rückhalt 
seiner eigenen Partei. Derweil in Washington mancher Beobachter schon ein Ab-
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driften der BRD in die Neutralität fürchtete; hier machte das unschöne Wort von 
der „Selbst-Finnlandisierung der Bundesrepublik“ die Runde.43 Doch letzten Endes 
waren derlei Befürchtungen unbegründet. Mochte der Widerstand gegen Reagan 
und die westliche Nachrüstungspolitik in der Öffentlichkeit auch groß sein, die 
Bundesregierung erwies sich einmal mehr als verlässlicher Bündnispartner. Schmidt 
trat bis zuletzt für den NATO-Doppelbeschluss ein, sein Nachfolger Helmut Kohl 
setzte ihn politisch um. Und auch an den Wahlurnen schlug sich die Proteststim-
mung nur bedingt nieder. Die vorgezogenen Bundestagswahlen von 1983 gewann 
eine Koalition aus Union und FDP – trotz ihres Eintretens für eben jenen unge-
liebten Doppelbeschluss. Die zweifelnde SPD erlitt indes eine dramatische Nieder-
lage, von der sie sich auf Bundesebene bis 1998 nicht wieder erholen sollte. 
Noch bevor der Streit um den NATO-Doppelbeschluss weitgehend abge-
klungen war – der Deutsche Bundestag hatte mit den Stimmen der Regierungskoa-
lition nach ausbleibenden Fortschritten bei den Genfer Abrüstungsverhandlungen 
dessen Umsetzung im November 1983 zugestimmt –, zeichnete sich mit Reagans 
„Strategic Defense Initiative“ bereits die nächste Belastungsprobe für die deutsch-
amerikanischen Beziehungen ab.44 Der geplante Raketenabwehrschirm, den der 
US-Präsident im März 1983 enthüllte, galt der Zerstörung anfliegender Nuklearra-
keten, was aus amerikanischer Sicht einen beträchtlichen Fortschritt darstellte ge-
genüber jener, bis dato von den Supermächten einander angedrohten, „wechselsei-
tig zugesicherten Zerstörung“. Kurzfristig würde der Schirm Amerikas Abschre-
ckungspotential verstärken, da die Vereinigten Staaten nicht länger die Zerstörung 
eigener Städte riskierten – die Hemmschwelle zum Einsatz von Atomwaffen würde 
also sinken. Mittelfristig könnten Kernwaffen durch SDI sogar gänzlich obsolet 
werden, so die Hoffnungen der Amerikaner. In Deutschland fürchtete man indes 
zum wiederholten Male das Entstehen unterschiedlicher Sicherheitszonen – was, 
wenn SDI aller Voraussicht nach nur zum Abfangen von Interkontinentalraketen 
taugte, nicht aber gegen die auf die Bundesrepublik gerichteten sowjetischen SS-20-
Mittelstreckenraketen wirkte? Zudem ließ sich einwenden, dass kein Schutzschirm 
undurchdringlich sei, sofern er nur einer hinreichend großen Zahl an Geschossen 
ausgesetzt wäre – SDI musste nach dieser Logik geradezu wie eine Einladung zur 
Aufrüstung wirken, trotz des defensiven Charakters der Waffe. Hinzu kam: Anders 
als noch der Streit um den NATO-Doppelbeschluss, welcher zwar von Friedens-
bewegung und Teilen der Parteienlandschaft, nicht aber in sicherheitspolitischen 
Kreisen ausgetragen wurde, betrafen die Divergenzen um SDI gerade auch jene 
Kreise, welche sich zuvorderst aus Atlantikern und NATO-Befürwortern zusam-
mensetzten. Die Auseinandersetzung wurde nicht abschließend entschieden, verlor 
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aber einiges von ihrer Schärfe in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, nachdem 
technische Schwierigkeiten eine baldige Realisierung von SDI in weite Ferne hatten 
rücken lassen. 
Alles in allem war das deutsch-amerikanische Verhältnis Ende der 1980er Jah-
re gewiss keine Liebesbeziehung mehr, an gemeinsamen Interessen mangelte es 
jedoch nach wie vor nicht.45 Noch immer galt das Prinzip der „doppelten Ein-
dämmung“, Sicherheit vor und Sicherheit für Deutschland. Neben den sicherheits-
politischen spielten auch die wirtschaftlichen Beziehungen eine entscheidende Rolle 
im deutsch-amerikanischen Verhältnis – längst waren beide Märkte aufs engste 
miteinander verflochten. Schließlich darf auch die kulturelle Durchmischung beider 
Seiten nicht unterschätzt werden. Bis in den Alltag hinein bestimmte Ende der 
1980er Jahre die amerikanische Populärkultur das Leben der Deutschen; Freizeit- 
und Konsumgewohnheiten orientieren sich maßgeblich an Amerika. Deutschland 
und die Vereinigten Staaten, das war tatsächlich mehr als nur eine reine Interessen-
gemeinschaft, längst vertraten beide auch gemeinsame Werte, legten gemeinsame 
Denk- und Verhaltensmuster an den Tag. Dass dies keineswegs selbstverständlich 
war, zeigt ein Blick nach Japan, wo die Gesellschaft nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs ebenfalls einem von Amerika initiierten Demokratisierungsprozess un-
terzogen wurde, welcher die kulturellen Unterschiede jedoch nicht verwischen 
konnte. 
Ihren zweiten Höhepunkt erlebten die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
dann im Zuge der deutschen Wiedervereinigung 1989/90.46 Als einziger Verbünde-
ter aus der Riege der früheren westlichen Siegermächte stellten sich die USA unter 
ihrem Präsidenten George H.W. Bush hinter die deutschen Wiedervereinigungs-
bemühungen. Wo Großbritanniens Premierministerin Margaret Thatcher und 
Frankreichs Staatspräsident François Mitterand um die Stabilität in Europa ange-
sichts eines wiedererstarkten Deutschlands fürchteten, glaubten die USA an einen 
wirklichen Mentalitätswandel der Deutschen und setzten sich mit Ihrer Haltung 
gegen alle Widerstände in London und Paris auch durch. Zwei Motivkomplexe wa-
ren es, welche die Haltung der USA begründeten: Da war zunächst das Grundmo-
tiv „Versailles“, also alles zu vermeiden, was langfristig zur Gefährdung einer dau-
erhaften Friedensordnung in Europa geführt hätte. Kurzum: Eine deutsche Son-
derrolle in Europa sollte unter allen Umständen ausgeschlossen werden. Deshalb 
bestanden die USA auch auf einer fortwährenden NATO-Mitgliedschaft der Bun-
desrepublik und erklärten sich bereit, mit ihren Truppen weiterhin als stabilisieren-
der Faktor auf dem europäischen Kontinent präsent zu sein. Aus dem gleichen 
Grund drängten die USA auch auf eine rasche Wiedervereinigung, fürchteten sie 
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doch, dass eine zögerliche Haltung die Gefahr einer separaten deutsch-sowjetischen 
Verständigung nach sich gezogen hätte. Als weiteres Grundmotiv spielte aber auch 
das wesentlich positivere Deutschlandbild der Amerikaner eine entscheidende Rol-
le. Im Gegensatz zu London und Paris waren Hitler und der Zweite Weltkrieg für 
die USA Vergangenheit, es dominierte das Bild des zuverlässigen, demokratischen 
Verbündeten aus vier Jahrzehnten Kalter Krieg. 
Am Ende dieses Annus mirabilis hatten sowohl Bonn als auch Washington 
praktisch alles erreicht, was es zu erreichen gab:47 Deutschland war nach 40 Jahren 
wieder ein einheitlicher, souveräner Staat, die Beantwortung der deutschen Frage 
hatte Europa nicht, wie von mancher Seite befürchtet, destabilisiert. Deutschland 
blieb ein Teil des westlichen Verteidigungsbündnisses, kein Machtvakuum war an 
dessen Stelle getreten. Schließlich konnte auch der Ost-West-Konflikt auf friedli-
chem Wege beigelegt werden, an dessen Ende sich die sowjetischen Truppen aus 
Mittel- und Osteuropa freiwillig zurückzogen. Ein fürwahr beeindruckendes Er-
gebnis, für das Junker die passenden Worte gefunden hat: „Durch die Vereinigung 
Deutschlands zu westlichen Bedingungen konstituierte sich aus amerikanischer 
Sicht fast das beste aller möglichen Deutschlands: ein demokratisches Land mittle-
rer Größe in Europa, von politischem Einfluss und weltwirtschaftlichem Gewicht; 
ohne vitale Interessengegensätze zu Amerika, integriert in und eingedämmt durch 
europäische und atlantische Institutionen; nach dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag unfä-
hig und nach seiner politischen Kultur unwillens, seine Nachbarn in Europa militä-
risch zu gefährden; […] der wichtigste Verbündete der USA auf dem europäischen 
Kontinent.“48 
2.3. Die Zeit nach dem Ende des Ost-West-Konflikts (1990-heute) 
Mehr als vier Jahrzehnte lang hatte der Kalte Krieg, die Blockkonfrontation zwi-
schen Ost und West, nicht nur die Welt in Atem gehalten, sondern zugleich auch 
die Grundlage der deutsch-amerikanischen Beziehungen, zuvorderst natürlich der 
sicherheitspolitischen, gebildet. Die fielen zwar, wie in den vorangegangenen Ab-
schnitten skizziert, beileibe nicht immer harmonisch aus, sondern waren zeitweilig 
von erheblichen Spannungen geprägt. Doch gänzlich auseinanderdividieren ließen 
sich die beiden Seiten nie, dafür war die existentielle Bedrohung durch die Armeen 
des Warschauer Pakts ein Garant, vor der einzig Amerikas militärische Macht hin-
reichenden Schutz durch Abschreckung bot. Doch auch abseits der rein sicher-
heitspolitischen Aspekte des transatlantischen Verhältnisses wirkte die kommunisti-
sche Gefahr zumindest als Katalysator. Ohne sie wären die wirtschaftlichen Bezie-
hungen höchstwahrscheinlich weniger rasch und umfassend ausgebaut worden – 
                                                          
47 Vgl. hierzu und im Folgenden Heinrich Bortfeldt, Die Vereinigten Staaten und die deutsche Einheit, S. 261. 
48 Detlef Junker, Politik, Sicherheit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft, S. 22. 
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ein wirtschaftlich prosperierendes Westdeutschland stellte die beste Versicherung 
gegenüber sowjetischen Versuchen der Einflussnahme dar –, und ohne sie wäre 
auch der kulturelle Austausch sicherlich geringer ausgefallen, hätten doch nicht Mil-
lionen in Deutschland stationierter GIs amerikanisches Lebensgefühl quasi neben-
her in die Bundesrepublik exportiert. So gesehen war es unumgänglich, dass der 
Fall des Eisernen Vorhangs nicht ohne Auswirkungen auf die deutsch-
amerikanischen Beziehungen blieb, ja nicht bleiben konnte. 
Inwieweit hierfür auch auf deutscher Seite ein Problembewusstsein existierte, 
kann an dieser Stelle nicht abschließend erörtert werden – von Bundeskanzler Kohl 
sind immerhin die Worte überliefert, dass Deutschlands Verankerung im Westen 
für ihn nicht zur Debatte stand; „dass ein Austritt aus der NATO niemals der Preis 
für die Wiedervereinigung sein durfte“.49 Praktisch waren es indes die Amerikaner, 
die das Heft des Handelns frühzeitig in die Hand nahmen, im Bestreben, die über 
vier Jahrzehnte erfolgreich praktizierte deutsch-amerikanische Sicherheitspartner-
schaft fortzuführen und auf eine neue Grundlage zu stellen.50 Wohl hatte man auf 
Deutschlands fortwährende Mitgliedschaft in der NATO noch aus ganz anderen 
Gründen gedrängt, namentlich um kein Machtvakuum in der Mitte Europas ent-
stehen zu lassen und um etwaige Befürchtungen in London und Paris über ein wie-
dererstarktes Deutschland schon im Ansatz zu zerstreuen. Doch waren die USA 
offensichtlich bestrebt, auch nach Wegfall der kommunistischen Bedrohung die 
gemeinsame sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Deutschland gleichsam auf 
Augenhöhe fortzusetzen – nichts anderes hatte Präsident Bush gemeint, als er den 
Deutschen im Frühjahr 1989 die Vision zweier „Partner in der Führung“ („partners 
in leadership“) angeboten hatte.51 
Doch Bushs Angebot fand hierzulande kein Gehör; an der gemeinsamen Ge-
staltung und Durchsetzung von Weltinnenpolitik hatten die Deutschen schlicht 
kein Interesse, wie sich schon bei der ersten Bewährungsprobe im zweiten Golf-
krieg von 1991 zeigte, als die Bundesregierung statt Soldaten zu entsenden lieber 
Finanzhilfen überwies. Schild hat die Jahre nach 1990 dann auch recht treffend als 
die „verlorene[n] Jahre im transatlantischen Verhältnis“ charakterisiert, eben weil es 
nicht gelang, in der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit eine neue, gemeinsame 
Grundlage zu finden.52 Vielleicht waren es die hohen Kosten der Wiedervereini-
gung, vielleicht die skeptischen Nachbarn, vielleicht entsprach es auch einfach ih-
rem gewandelten Naturell – sicher ist, die Deutschen zogen es vor, sich aus der 
Weltpolitik weitgehend zurückzuziehen und die damit verbundene „Friedensdivi-
                                                          
49 Helmut Kohl, Erinnerungen 1982-1990, S. 994. 
50 Vgl. hierzu und im Folgenden Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 12. 
51 George H.W. Bush, A Europe Whole and Free. Remarks to the Citizens in Mainz, 31.05.1989 (http:// 
usa.usembassy.de/etexts/ga6-890531.htm; 01.04.2014). 
52 Georg Schild, Deutsch-amerikanische Beziehungen, S. 12. 
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dende“ einzufahren. Ein Umstand, der erklären mag, weshalb die transatlantischen 
Beziehungen bereits in den 1990er Jahren schleichend in die Krise gerieten, noch 
bevor der umstrittene George W. Bush zum US-Präsidenten gewählt wurde. Und 
weshalb am Ende der Ära Clinton die unilateralen Strömungen in Amerikas politi-
schem Establishment wieder stärker wurden: Als Resultat einer amerikanischen 
Enttäuschung über das unzureichende sicherheitspolitische Engagement seiner eu-
ropäischen Partner, gerade auch seines deutschen Partners. 
2.4. Exkurs: US-Außenpolitik unter George W. Bush 
Als mit George W. Bush im Januar 2001 der 43. US-Präsident ins Weiße Haus ein-
zog, zeigte auch der zunächst nur wenig Interesse an einer Revitalisierung der 
sicherheitspolitischen Partnerschaft. Im Gegenteil hatte sich Bush in einem an au-
ßenpolitischen Themen eher armen Wahlkampf, so er sich überhaupt hierzu geäu-
ßert hatte, für eine stärker an realistischen Prinzipien orientierte US-Außenpolitik 
eingesetzt.53 Konkret hatte er Clintons Interventionismus, wo dieser zuvorderst auf 
humanitären Erwägungen basierte, kritisiert und in diesem Zusammenhang vor 
einer Überlastung der amerikanischen Streitkräfte gewarnt. Seine angekündigte 
Rückbesinnung auf vornehmlich nationale Interessen in der US-Außenpolitik54 war 
für sich genommen schon nicht unbedingt die beste Voraussetzung für eine baldige 
Beendigung der Stagnation in den sicherheitspolitischen Beziehungen gewesen. 
Nachdem sich diese allerdings ganz praktisch in der Aufkündigung der amerikani-
schen Mitarbeit an verschiedenen internationalen Abkommen und Institutionen – 
darunter der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag zur Verfolgung von Völ-
kermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, das Kyoto-Protokoll zur Re-
duktion klimaschädlicher Treibhausgase sowie der ABM-Vertrag zur Begrenzung 
von Raketenabwehrsystemen – während der ersten neun Monate seiner Amtszeit 
geäußert hatte, war die Verärgerung über die neue US-Regierung hierzulande be-
reits groß,55 noch bevor die Terroristen der al-Qaida am 11. September 2001 der 
Bush-Administration den fortan alles andere überragenden Fixpunkt ihrer Außen-
politik bescherten. 
                                                          
53 Vgl. hierzu und im Folgenden Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 1; Robert 
Kagan, The September 12 Paradigm, S. 27-29. 
54 Gefragt nach dem Leitbild seiner künftigen Außenpolitik, hatte Bush in der Fernsehdebatte mit seinem demo-
kratischen Gegenkandidaten Al Gore am 11.10.2000 „what’s in the best interests of the United States“ geant-
wortet – zit. nach Robert Kagan, The September 12 Paradigm, S. 28. Ein vollständiges Manuskript der Debatte 
ist auf der Homepage der US-Senderkette PBS überliefert, welche den verbalen Wettstreit übertragen hat: 
George W. Bush/Al Gore, The 2nd Presidential Debate Part 1: Governor Bush and Vice President Gore. 
Transcript, 11.10.2000 (http://www.pbs.org/newshour/bb/politics/july-dec00/2ndebate1.html; 01.04.2014). 
55 Vgl. Robert Kagan, The September 12 Paradigm, S. 28; Klaus Dieter Schwarz, Ein neuer globaler Multilatera-
lismus? S. 39. 
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Die Antwort der Vereinigten Staaten auf die Terroranschläge vom 11. Sep-
tember bestand in der Ausrufung des „globalen Kriegs gegen den Terror“,56 was 
einer nahezu vollständigen Neuausrichtung der amerikanischen Außenpolitik unter 
der neuen Administration gleichkam. So umfassend war die Zäsur, dass in der Lite-
ratur bisweilen auch schon von einer „Bush-Revolution“ in der US-Außenpolitik 
die Rede war.57 Dabei wurde deren Umsetzung durch zwei Aspekte erleichtert, die 
in mittelbarem beziehungsweise unmittelbarem Zusammenhang zu den Anschlägen 
selbst standen:58 Zunächst die ungeheure Dimension der Anschläge, welche in 
Amerika ein bis dato nicht gekanntes Gefühl der Verwundbarkeit hervorrief. Das 
Ausmaß der Anschläge demonstrierte unmissverständlich den bestehenden, akuten 
Handlungsbedarf, was der Regierung wiederum ungeahnte Handlungsspielräume 
eröffnete. Ferner spielte der Zeitpunkt, an dem die Attentäter die Vereinigten Staa-
ten trafen, eine entscheidende Rolle, nämlich in einem Moment größter Machfülle, 
dem „unipolaren Moment“.59 Das wiederum führte dazu, dass Amerika überzeugt 
davon war, in der Lage zu sein, die passende Antwort auf die Anschläge notfalls 
auch im Alleingang geben zu können. 
Schriftlich fixiert wurden die neuen Leitlinien der amerikanischen Außenpoli-
tik, für alle Welt ersichtlich, dann erstmals in der vom Weißen Haus herausgegeben, 
neuen „National Security Strategy“ vom September 2002.60 Da war das Konzept 
freilich schon nicht mehr ganz neu; bereits im Januar 2002 hatte Bush in seiner Re-
de „zur Lage der Nation“ im Wesentlichen die gleichen Vorstellungen vertreten,61 
und selbst der Militäreinsatz in Afghanistan, beginnend im Oktober 2001, fügte 
sich in den neuen strategischen Rahmen nahtlos ein.62 Konkret sahen sich die USA 
seit dem 11. September in einem lang anhaltendenden „Krieg“ gegen einen global 
agierenden Terrorismus, welcher auch nicht davor zurückschreckte, Massenver-
                                                          
56 George W. Bush, Address to a Joint Session of Congress and the American People, 20.09.2001. 
57 Vgl. u.a. Ivo H. Daalder/James M. Lindsay, America Unbound. 
58 Vgl. hierzu und im Folgenden Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 1. 
59 Die Bezeichnung geht auf den amerikanischen Kolumnisten Krauthammer zurück, der ihn erstmals in einem 
„Foreign Affairs“-Artikel Anfang der 1990er Jahre verwandte, um die beispiellose Dominanz der USA auf allen 
nur erdenklichen Ebenen, seien diese nun militärischer, wirtschaftlicher, technologischer oder kultureller Natur, 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts zu beschreiben – vgl. Charles Krauthammer, The Unipolar Moment. 
Ende 2002, als das Taliban-Regime bereits gestürzt, die Probleme im Nachkriegs-Irak gleichwohl noch nicht 
absehbar waren, sprach Krauthammer in einem Folgeartikel bereits von einer „unipolaren Ära“ – vgl. ders., 
The Unipolar Moment Revisited, S. 17. Monate später zeigte sich die hochgerüstete US-Armee dann allerdings 
nicht in der Lage, die bürgerkriegsähnlichen Unruhen im Irak zu beenden und das Land nachhaltig zu stabilisie-
ren. Was dann auch erklären mag, weshalb sich Krauthammers „unipolare Ära“ als Begriff nicht durchgesetzt 
hat. 
60 The National Security Strategy of the United States of America, September 2002 (http://nssarchive.us/NSSR/ 
2002.pdf; 01.04.2014). Zur konkreten Ausgestaltung des Anti-Terror-Kampfes vgl. insbesondere Kapitel 5, 
„Prevent Our Enemies from Threatening Us, Our Allies, and Our Friends with Weapons of Mass Destruc-
tion“, S. 13-16. 
61 George W. Bush, State of the Union Address, 29.01.2002 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/ 
news/releases/2002/01/20020129-11.html; 01.04.2014). 
62 War der Krieg zum Sturz des afghanischen Taliban-Regimes doch nichts anderes als ein Krieg gegen die staatli-
chen Unterstützer von al-Qaida, welche deren weltweiten Terror duldeten und förderten – ganz so, wie es die 
neue „National Security Strategy“ rd. elf Monate später fordern sollte. 
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nichtungswaffen einzusetzen, so er selbige in seinen Besitz brächte.63 Hinzu kam: 
Strategien wie Eindämmung und Abschreckung, welche sich im Kalten Krieg ge-
genüber einem staatlichen Akteur noch als ausgesprochen wirksam erwiesen hatten, 
mussten gegen einen Feind, der erklärtermaßen auch vor dem eigenen Tod nicht 
zurückschreckte, praktisch nutzlos erscheinen. Entsprechend musste Amerika, 
wollte es seine Bürger vor künftigen Terroranschlägen beschützen, stärker offensiv 
agieren als zuvor, Präventivschläge inbegriffen. Letztere sollten sich i.Ü. nicht nur 
gegen die Terroristen selbst richten, sondern auch und gerade gegen jene Staaten, 
welche die Terroristen unterstützten beziehungsweise ihnen Unterschlupf gewähr-
ten. Wobei Unterstützung relativ weitgefasst wurde: Da über allem die ultimative 
Bedrohung in Gestalt von Massenvernichtungswaffen stand, konnten künftig auch 
solche Staaten ins Visier der USA geraten, welche sich lediglich im Besitz von be-
sagten Waffen befanden und bei denen die hypothetische Gefahr einer Weitergabe 
an Terroristen drohte. Vorbei wäre die Bedrohung – und damit auch der „Krieg 
gegen den Terror“ – erst, wenn man sich neben der Terroristen auch sämtlicher 
ihrer Unterstützerstaaten angenommen und diese in toto beseitigt, also unter In-
kaufnahme militärisch erzwungener Regimewechsel demokratisiert hätte. 
Das Ergebnis war eine US-Außenpolitik, die auf vier zentralen Prinzipien fuß-
te. Keines davon war für sich genommen völlig neu, ein jedes konnte an frühere 
Traditionen anknüpfen. Doch gemeinsam ergaben sie, auch in ihrer zum Teil er-
heblich gewandelten Interpretation, die wohl stärkste Neuausrichtung amerikani-
scher Außenpolitik nach 1945:64 
1. Das erste Prinzip zielte darauf ab, die überlegene Machtposition der USA zu 
bewahren und gegebenenfalls noch auszubauen.65 Dies war keine Erfindung 
der Bush-Administration; praktisch sämtliche US-Regierungen seit den 1940er 
Jahren hatten dieses Prinzip bei der Ausgestaltung ihrer Außenpolitik berück-
sichtigt. Begriffen sie ihr Land doch als „wohlwollenden Hegemon“, von des-
sen internationaler Führungsrolle eine insgesamt positive Wirkung ausginge, 
für sich selbst ebenso wie für den Rest der Welt. Gemäß der Theorie der „he-
gemonialen Stabilität“ ist es Amerikas Vormachtstellung, welche stabilisierend 
wirkt, indem das Land die internationale Ordnung garantiert. Umgekehrt wird 
Multipolarität als nicht erstrebenswert, weil in ihrer Wirkung als destabilisie-
rend begriffen. Zwar ruhte Amerikas Status als Supermacht im 20. Jahrhun-
dert zu einem Großteil auf seinen militärischen Möglichkeiten der Machtpro-
jektion, doch im Gegensatz etwa zur Sowjetunion stand den Vereinigten Staa-
                                                          
63 Vgl. hierzu und im Folgenden Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 1-2; Peter Ru-
dolf, Das „neue“ Amerika, S. 45-46. 
64 Vgl. Peter Rudolf, Das „neue“ Amerika, S. 34-35; ders., Imperiale Illusionen, S. 37-42; Michael Staack, Die 
Außenpolitik der Bush-Administration, S. 7. 
65 Vgl. hierzu und im Folgenden Peter Rudolf, Imperiale Illusionen, S. 42-47. 
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ten stets auch ein umfassendes Repertoire an „soft power“ zur Verfügung. 
Erst im Zusammenspiel aus „hard“ und „soft power“ avancierten die USA 
zur unangefochtenen Führungsmacht des Westens. Am 11. September waren 
die USA längst zur einzig verbliebenen Supermacht aufgestiegen; ein Status, 
den auch die Bush-Administration bestrebt war, zu erhalten und zu stärken. 
Praktisch hatte sie jedoch nahezu ausnahmslos Amerikas militärische Optio-
nen im Blick. So stiegen etwa die US-Verteidigungsausgaben von 2001 bis 
2005 inflationsbereinigt um 35 Prozent.66 Das kam nicht von ungefähr: Um 
präventive Kriege überhaupt führen zu können, waren die USA auf global 
einsetzbare, mit überlegener Feuerkraft agierende Streitkräfte angewiesen. 
2. Das zweite Prinzip hatte die strategische Unabhängigkeit der USA zum Ziel 
und war ebenfalls nicht ohne Vorläufer.67 Wohl hatten die USA nach 1945 
damit begonnen, zahlreiche internationale Institutionen aufzubauen, deren 
Regeln gleichermaßen verbindlich für alle gelten sollten, einschließlich der 
Vereinigten Staaten, die sich hier im Sinne einer stabilen multilateralen Welt-
ordnung gewissermaßen in Selbstbeschränkung übten. Als Supermacht stan-
den ihnen freilich auch weiterhin größere Handlungsspielräume offen als etwa 
den europäischen Mittelmächten; vor allem aber sicherten sie sich in den von 
ihnen mitbegründeten Institutionen zum Teil erhebliche Sonderrechte – etwa 
das Veto-Recht im UN-Sicherheitsrat oder der erlaubte Besitz von Atomwaf-
fen unter dem Dach des Atomwaffensperrvertrags. Die USA sahen sich des-
halb auch in der Vergangenheit schon dem Vorwurf ausgesetzt, einen besten-
falls „selektiven Multilateralismus“ zu betreiben beziehungsweise einen „in-
strumentellen Multilateralisten“ abzugeben, also einen, der lediglich nach Be-
darf im multilateralen Rahmen agiert. Dies war die Tradition, an welche die 
Bush-Administration anknüpfen konnte, was sie dann auch tat, wiewohl sie 
die klassische Handlungsmaxime „multilateral, sowie möglich, unilateral, wo 
notwendig“ ins Gegenteil verkehrte, also „unilateral, soweit sie kann, und mul-
tilateral, wo sie muss“.68 Praktisch äußerte sich dies in der bereits erwähnten 
Aufkündigung etwa des ABM-Vertrags, welcher die strategischen Handlungs-
optionen der USA einengte, hier ganz konkret den Aufbau eines Raketenab-
wehrschirms verhinderte, und der Bildung von zweckgebundenen Ad-Hoc-
Koalitionen wie jener „Koalition der Willigen“, welche später im Irak interve-
nierte. 
  
                                                          
66 Alle Zahlen aus ebd., S. 46. 
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68 Ebd., S. 50. 
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3. Das Konzept des Präemptivschlags zur Abwehr eines unmittelbar bevorste-
henden Angriffs einer feindlichen Macht oder Armee wurde gleichfalls nicht 
erst von der Bush-Administration entwickelt.69 Selbst die UN-Charta erkennt 
unter Art. 51 das Selbstverteidigungsrecht eines jeden Staates ausdrücklich an; 
ein Recht, das präemptive Maßnahmen zumindest nicht völlig ausschließt.70 
Und obwohl die Bush-Administration in ihrer Präemptions-Doktrin, wie in 
der NSS dargelegt, gleichfalls nur das Recht auf „preemption“ einfordert,71 
weitet sie den Begriff doch de facto zur Prävention aus. So reklamieren die 
USA darin das Recht für sich, militärisch präventiv aktiv werden zu dürfen 
gegenüber Terroristen, Unterstützerstaaten und sogenannten „Schurkenstaa-
ten“ („rogue states“), welche nach Massenvernichtungswaffen streben. Der 
Ersatz von Präemption durch Prävention rührt daher, dass Terroranschläge 
nicht erst unmittelbar vor ihrer Ausführung verhindert werden können – 
vielmehr müsse man den Terroristen zuvorkommen und deren Pläne bereits 
im Ansatz vereiteln. Abschreckung funktioniere gegenüber dieser neuartigen 
Form der Bedrohung nicht länger, so die Überzeugung der Bush-
Administration. Unmittelbares Resultat dieser Doktrin war der Irak-Krieg; 
Saddam Hussein sollte entmachtet werden, bevor seine vermuteten Massen-
vernichtungswaffen in die falschen Hände gefallen wären. Begründet wurde 
der Krieg freilich anders: mit der völkerrechtlich konformeren Verletzung sei-
ner ihm nach dem Irak-Krieg 1991 auferlegten UN-Abrüstungsverpflichtun-
gen. 
4. Viertes und letztes Prinzip war die demokratische Transformation des Nahen 
und Mittleren Ostens.72 Dabei kann auch die weltweite Förderung von Frei-
heit und Demokratie in der amerikanischen Außenpolitik auf eine lange Tradi-
tion zurückblicken; einte doch die meisten US-Regierungen die Überzeugung, 
dass eine Welt demokratischer Staaten amerikanischen Sicherheitsinteressen 
nur dienlich sein könne – schließlich führten liberale Demokratien keine Krie-
ge untereinander. In der bipolaren Welt des Kalten Krieges war die weltweite 
Umsetzung dieser Doktrin freilich noch mehr oder minder starken, realpoliti-
schen Grenzen ausgesetzt. Erst nach Ende des Ost-West-Konflikts taten sich 
den USA neue Handlungsspielräume auf, wobei das demokratische Sen-
dungsbewusstsein auch der Clinton-Administration je nach Region unter-
schiedlich ausfiel. Merklich ausgespart hiervon blieb insbesondere die Region 
des Nahen und Mittleren Ostens – zu groß war offensichtlich die Sorge, dass 
islamistische Kräfte durch freie Wahlen die Macht erlangten und einen zwei-
                                                          
69 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 54-58. 
70 Vgl. Albrecht Randelzhofer, Article 51, S. 803-804. 
71 The National Security Strategy of the United States of America, September 2002, S. 15. 
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ten Gottesstaat nach iranischem Vorbild errichten könnten. Nach den An-
schlägen vom 11. September setzte sich in der Bush-Administration indes eine 
andere Interpretation durch: nämlich jene, wonach es gerade das demokrati-
sche Defizit in der Region gewesen sei, welches dem islamischen Extremis-
mus als Nährboden gedient habe. Ein Argument, welches freilich im Vorfeld 
des Irak-Kriegs zu dessen Begründung eher selten herangezogen wurde und 
erst im Nachhinein verstärkt zur Anwendung gelangte, als die Legitimation 
des Einsatzes aufgrund nicht auffindbarer irakischer Massenvernichtungswaf-
fen bereits zu erodieren begonnen hatte. 
Anfangs sah es noch so aus, als könnte die neue amerikanische Außenpolitik, wel-
che seit Bushs Rede vor dem Kongress vom 20.09.2001 auch offiziell unter der 
Prämisse eines globalen „Kriegs gegen den Terror“ firmierte,73 nicht nur erfolg-
reich sein, sondern zugleich auch die Basis für eine neue, gestärkte sicherheitspoliti-
sche Zusammenarbeit in den transatlantischen Beziehungen bilden. Der weltweiten 
Anteilnahme, die Amerika unmittelbar nach den Anschlägen erfuhr, verlieh hierzu-
lande Bundeskanzler Schröder mit seiner Erklärung der „uneingeschränkten Solida-
rität“ Deutschlands mit den Vereinigten Staaten Ausdruck, derweil die NATO 
erstmals in ihrer Geschichte den Bündnisfall nach Art. 5 des Nordatlantikvertrags 
ausrief.74 Binnen weniger Wochen hatte sich eine breite internationale Koalition 
gegen den Terror zusammengefunden, welcher selbst traditionelle Antagonisten 
wie Russland und China angehörten, und noch vor Ende des Jahres war das afgha-
nische Taliban-Regime gestürzt, welches die Hintermänner der Anschläge, Osama 
bin Ladens al-Qaida, beherbergt und gefördert hatte. Während die eigentlichen 
Kampfhandlungen noch ohne deutsche Beteiligung stattfanden, stellte die Bundes-
regierung alsbald das drittgrößte Truppenkontingent nach den USA und Großbri-
tannien zur Stabilisierung des Landes bereit.75 
Doch während der Militäreinsatz in Afghanistan gegen das international prak-
tisch isolierte Taliban-Regime noch weitgehend unumstritten gewesen war – der 
unmittelbare Zusammenhang zu den Anschlägen vom 11. September war ja auch 
evident gewesen –, erwies sich schon das nächste Ziel im amerikanischen Anti-
Terror-Kampf und gleichsam dessen erste wirkliche Bewährungsprobe, Saddam 
Husseins Irak, als dazu geeignet, die Grenzen der neuen US-Außenpolitik aufzuzei-
gen.76 Längst nicht alle Staaten, die sich noch unmittelbar nach den Anschlägen in 
                                                          
73 George W. Bush, Address to a Joint Session of Congress and the American People, 20.09.2001. 
74 Vgl. hierzu und im Folgenden Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.): Konsens, Krise und Konflikt, S. 31-33, 
59-61. 
75 Robert Lehmann, Überblick: Die ISAF – International Security Assistance Force, 26.07.2012 (http:// 
www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3U
zLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9zOLENL3S1KTUoqSczOTseBBfvyDbUREAzg1F5g!!/; 17.07.2013). 
76 Vgl. hierzu und im Folgenden Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 128-
130, 155-157; Peter Rudolf, Imperiale Illusionen, S. 95-102, 106-108. 
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die Anti-Terror-Koalition eingereiht hatten, waren jetzt von der Notwendigkeit ei-
nes militärisch herbeizuführenden Regimewechsels auch im Irak überzeugt. Be-
strebt, dem Vorhaben zusätzliche Legitimität zu verleihen als auch die Lasten des 
geplanten Militäreinsatzes auf zusätzlichen Schultern zu verteilen, wandte sich Bush 
daraufhin im September 2002 an die Vereinten Nationen, wo er allerdings nicht für 
eine Absetzung Saddam Husseins warb, sondern lediglich auf die Durchsetzung der 
nach 1991 dem Irak auferlegten Abrüstungsbestimmungen und ungehinderten Zu-
gang der UN-Rüstungsinspekteure drängte. Im Ergebnis war dem Gang vor die 
Vereinten Nationen nur mäßiger Erfolg beschieden – zwar verabschiedete der UN-
Sicherheitsrat in der Folge die Resolution 1441, welche dem Irak eine „letzte Chan-
ce“ einräumte, seinen Abrüstungsverpflichtungen nachzukommen; zugleich erin-
nerte sie an die „ernsthaften Konsequenzen“, die Bagdad bei fortwährender Verlet-
zung selbiger angedroht worden seien.77 Die aber wurden nirgends näher definiert. 
Und so mochten auch längst nicht alle der amerikanischen Interpretation folgen, 
wonach die Resolution letztlich die Autorisation für einen Waffengang am Golf 
beinhaltete, sollte sich Hussein seinen Abrüstungsverpflichtungen auch weiterhin 
entziehen. Ausgerechnet die Bundesrepublik versagte den USA hier die Gefolg-
schaft; eine Haltung, der sich Frankreich alsbald ebenfalls anschloss. Da war der 
Sturz des irakischen Diktators freilich längst beschlossene Sache, zumal der zwi-
schenzeitlich weitgehend abgeschlossene amerikanische Truppenaufmarsch am 
Golf auch einen gewissen Automatismus hin zum Beginn militärischer Operatio-
nen in sich barg.78 Bushs Gang vor die Vereinten Nationen war genau jener „in-
strumentelle Multilateralismus“ gewesen, den Amerikas Kritiker in der Vergangen-
heit oftmals moniert hatten: Nachdem eine zweite UN-Resolution, welche den 
Waffengang am Golf eindeutig legitimiert hätte, nicht zu bekommen war – Frank-
reich und Russland hatten diesbezüglich ihr Veto angekündigt –, begannen in der 
Nacht zum 20.03.2003 amerikanische Kampfflugzeuge auch ohne ausdrückliches 
UN-Mandat mit der Bombardierung Bagdads. 
Wohl gelang der Sturz des irakischen Diktators noch annähernd im Alleingang 
– neben den USA hatten aus den Reihen der „Koalition der Willigen“ lediglich 
Großbritannien und Australien nennenswerte Kampfverbände entsandt –, weniger 
als drei Wochen nach Beginn der Kampfhandlungen wurde die irakische Haupt-
stadt Bagdad am 09.04.2003 von alliierten Truppen eingenommen.79 Doch damit 
hatten die Probleme gerade erst begonnen. Da war zuvorderst das Legitimations-
                                                          
77 Resolution 1441 des UN-Sicherheitsrates, 08.11.2002 (http://www.un.org/depts/unmovic/documents/ 
1441.pdf; 01.04.2014). 
78 U.a. wurde befürchtet, dass die hochmoderne Elektronik vieler amerikanischer Waffensysteme empfindlich auf 
die heißen irakischen Sommer reagieren würde. Von daher galt es als erstrebenswert, einen etwaigen Waffen-
gang am Golf nach Möglichkeit noch in den kühleren Frühlingsmonaten zu beginnen und idealerweise auch 
abzuschließen. 
79 Vgl. Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 182-183. 
Exkurs: US-Außenpolitik unter George W. Bush 49 
 
problem:80 Einerlei, welcher Kriegsbegründung man nun den Vorrang gab – den 
nicht eingehaltenen Abrüstungsverpflichtungen, die Bush vor den UN angemahnt 
hatte, oder aber die Verhinderung einer möglichen Weitergabe irakischer Massen-
vernichtungswaffen an Terroristen, wie in der NSS implizierte wurde –, je länger 
sich die letztlich vergebliche Suche nach besagten Waffen hinzog, desto stärker 
wurden die Zweifel an der Notwendigkeit der militärischen Intervention. Wenn 
sich aber schon der Irak-Krieg als unbegründet erwies, um wie viel mehr würden 
dann erst künftige Ziele im „globalen Krieg gegen den Terror“ in Frage gestellt 
werden, je länger der 11. September zurücklag? 
Vor allem aber gelang es nicht, den Irak nachhaltig zu stabilisieren.81 Nach-
dem man den Krieg schon mit einer vergleichsweise geringen Zahl an Unterstüt-
zern begonnen hatte, waren die USA jetzt, als sich die Probleme im Nachkriegs-
Irak zu häufen begannen, erst recht auf sich allein gestellt. Während das Zwei-
stromland im Bürgerkrieg versank, band es erhebliche Truppenkontingente der 
USA, die für andere Einsätze nicht zur Verfügung standen. Zugleich unterminierte 
die Situation im Irak auch den letzten, noch verbliebenen Kriegsgrund: Ohne eine 
nachhaltige Stabilisierung des Landes musste dessen demokratische Transformation 
zunehmend illusorisch erscheinen. Endgültig kontraproduktiv aber mutete das 
Irak-Engagement der USA an, nachdem sich das Land zunehmend zum Rekrutie-
rungs- und Operationsgebiet der al-Qaida entwickelte – immerhin war der Sturz 
Husseins unter der Prämisse des „globalen Anti-Terror-Kriegs“ erfolgt. So hatte 
Amerikas Führungsanspruch am Ende der ersten Amtszeit Bushs nachhaltig gelit-
ten: Argumentativ aufgrund fragwürdiger Kriegsbegründungen, moralisch in 
Guantánamo und Abu Ghraib, militärisch durch eine an die Substanz gehende Ver-
strickung des US-Militärs in zwei Kriege. Letzteres schlug sich auch im US-
Haushalt nieder: Clintons 200 Mrd.-Dollar-Überschuss hatte sich innerhalb von 
nur vier Jahren in ein 400 Mrd.-Dollar-Defizit verwandelt.82 
Obgleich die neue NSS vom März 2006 im Kampf gegen den Terror die 
grundsätzlichen Überlegungen ihrer Vorläuferin bekräftigte,83 in der Substanz 
nichts zurücknahm und lediglich punktuell andere Schwerpunkte setzte, unter-
schied sich der internationale Auftritt der Bush-Administration in ihrer zweiten 
Amtszeit doch merklich von der vorangegangen. Weitgehend verschwunden war 
das revolutionäre Sendungsbewusstsein; fortan galt es, die bis dato eröffneten 
Kriegsschauplätze im Kampf gegen den Terror zu stabilisieren und die Eskalation 
weiterer Konfliktherde, etwa den Atomstreit mit dem Iran, zu minimieren. Dafür 
                                                          
80 Vgl. Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 2. 
81 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 2; Peter Rudolf, Imperiale Illusionen, S. 108-113. 
82 Alle Zahlen aus Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 2. 
83 „The place of preemption in our national security strategy remains the same.“ The National Security Strategy of 
the United States of America, September 2006, S. 23 (http://nssarchive.us/NSSR/2006.pdf; 01.04.2014). 
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brauchte Bush internationale Partner, und so begann er seine zweite Amtszeit mit 
einer Reihe unmissverständlicher Zugeständnisse an die Verbündeten.84 Mehrere 
Personalwechsel trafen ausgerechnet jene intellektuellen Köpfe neokonservativer 
Prägung, die Zeit seiner ersten Amtszeit noch zu den Vordenkern amerikanischer 
Außenpolitik gehört hatten; mit Paul Wolfowitz und später Donald Rumsfeld 
wechselte innerhalb von nur zwei Jahren die komplette Führungsspitze des Penta-
gons. Die erste Auslandsreise der neuen US-Außenministerin Condoleezza Rice 
führte die frühere Sicherheitsberaterin des Präsidenten dann auch demonstrativ 
nach Europa, und hier u.a. nach Brüssel zur NATO und EU, um die angespannten 
transatlantischen Beziehungen zu verbessern. Spätestens nach den Kongresswahlen 
von 2006, in der die Demokraten sowohl Senat als auch Repräsentantenhaus für 
sich gewinnen konnten, war die unilaterale Option nur mehr eine unter vielen.85 Es 
bleibt Spekulation, aber der Bush der ersten Amtszeit hätte im Atomstreit mit Te-
heran womöglich zu präventiven Maßnahmen gegriffen und seinen Nachfolger vor 
vollendete Tatsachen gestellt. 
Zwar erholten sich die transatlantischen Beziehungen in der Folgezeit von ih-
rem Tiefpunkt der Jahre 2002 und 2003, was nicht allein auf amerikanischem Ent-
gegenkommen beruhte: Mit Angela Merkel und Nicolas Sarkozy kamen ausgerech-
net in jenen beiden europäischen Staaten, deren politische Führungen sich mit am 
deutlichsten vom Irak-Krieg distanziert hatten, zwei ausnehmend atlantisch orien-
tierte Politiker an die Macht, was die angespannte Atmosphäre maßgeblich ent-
schärfte.86 Doch zu substantiellen Zugeständnissen waren die Verbündeten nicht 
bereit, weder im Irak, wo die USA allein schon aus Legitimitätsgründen heraus 
dringend internationale Unterstützung benötigt hätten, noch in Afghanistan. Dabei 
war der Einsatz am Hindukusch immerhin zu weiten Teilen eine NATO-
Operation, und der vorausgegangene Sturz der Taliban mit breiter internationaler 
Unterstützung erfolgt. Praktisch blieb Amerika, zumindest was die militärische 
Komponente des „globalen Kriegs gegen den Terror“ betraf, weitgehend auf sich 
allein gestellt. Gerade Afghanistan barg das Potential zur nachhaltigen Beschädi-
gung des NATO-Bündnisses, da beileibe nicht alle Entsendestaaten ihre Truppen 
auch mit einem Mandat versehen hatten, welches über bloße Einsätze zur Selbst-
verteidigung hinausging.87 Am Ende der Ära Bush war Amerikas Rolle als Füh-
rungsmacht nachhaltig geschwächt, was sich freilich nicht nur mit Washingtons 
Entscheidung, im Irak militärisch zu intervenieren, erklären lässt. Sicher, der Streit 
um den Irak-Krieg erwies sich in vielerlei Hinsicht als Kulminationspunkt des 
                                                          
84 Vgl. hierzu und im Folgenden Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, Krise und Konflikt, S. 278-
279; Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 2. 
85 Vgl. Thomas Jäger, Berlin – Washington, S. 326-327. 
86 Vgl. hierzu und im Folgenden Daniel Möckli (Hg.), Amerikanische Außenpolitik unter Bush, S. 2-3. 
87 Vgl. James P. Rubin, Building a New Atlantic Alliance, S. 101-103. 
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transatlantischen Zerwürfnisses, doch gingen die Meinungsverschiedenheiten tiefer. 
Grundsätzliche Differenzen um die Ausgestaltung amerikanischer Außenpolitik im 
Anti-Terror-Kampf, als Stichworte mögen Guantánamo, „extraordinary renditions“ 
und die Debatte um den Einsatz folterähnlicher Verhörmethoden genügen, waren 
nicht etwa beigelegt, sondern bestanden fort. Zu guter Letzt aber existierten auch 
ganz erhebliche Unterschiede in der Bedrohungswahrnehmung auf beiden Seiten 
des Atlantiks88 – mit unmittelbaren Auswirkungen auf die Bereitschaft vieler Euro-
päer, einschließlich der Bundesrepublik, Truppen für den Anti-Terror-Kampf 
ebenso wie für internationale Stabilisierungsmissionen zur Verfügung zu stellen. 
Inwieweit sich die transatlantischen Differenzen um die hier nur skizzenhaft 
umrissene Außenpolitik der Ära Bush auch in den Pressekommentaren beider Län-
der niedergeschlagen haben, wird die anschließende Untersuchung zeigen. Davor 
steht aber noch die Vorstellung der eigentlichen Untersuchungsobjekte. 
  
                                                          
88 Vgl. Robert Kagan, The September 12 Paradigm, S. 29-33. 
52 Deutsch-amerikanische Beziehungen seit 1945 
 
 
53 
 
3. Die Untersuchungsobjekte – deutsche und amerikanische  
Tageszeitungen im Kurzporträt 
3.1. Die Süddeutsche Zeitung 
Die „Süddeutsche Zeitung“ ist Deutschlands auflagenstärkste Qualitätszeitung, die 
meistgelesene Tageszeitung unter hiesigen Führungskräften1 ebenso wie von ande-
ren Journalisten2 – nur ihrem eigenen, überregionalen Anspruch wird sie nicht ge-
recht. Denn die im „Süddeutschen Verlag“ erscheinende SZ setzt rund 60 Prozent 
ihrer Auflage in Bayern ab, was sie korrekterweise zu einer Regionalzeitung macht.3 
Konkret lag ihre verkaufte Auflage zuletzt (IVW 4/2013) bei 400 647 Exemplaren, 
womit sie sich deutlich vor der Konkurrenz aus Frankfurt a.M. und Berlin behaup-
tet.4 Nur die „Bild“-Zeitung – welche als Boulevard- beziehungsweise Straßenver-
kaufszeitung jedoch eine andere Zielgruppe hat – erreicht hierzulande mehr Leser. 
Dementsprechend unbestritten, überregionale Tageszeitung oder nicht, ist das pub-
lizistische Gewicht der SZ. 
Gegründet wurde die SZ im Herbst 1945 in München, nur wenige Monate 
nach dem Zusammenbruch des Dritten Reichs.5 Sie fällt damit in die Zeit der Li-
zenzpflicht, als sämtliche auf den Markt drängende Presseerzeugnisse in Deutsch-
land zunächst einer Bewilligung durch die zuständige Militärregierung bedurften. 
Bayern gehörte zur amerikanischen Besatzungszone, entsprechend waren die Ame-
rikaner für die dortige Lizenzvergabe verantwortlich. Ausgestattet mit der begehr-
ten „Licence No. 1“, wurde die SZ die erste Tageszeitung in Bayern – und die 
neunte in der amerikanischen Besatzungszone. Die Bedingungen, welche die Ame-
rikaner an die Vergabe ihrer Lizenz knüpften, waren eindeutig: parteipolitisch un-
abhängig sollte die neue Zeitung sein und zugleich ein Spiegelbild demokratischer 
                                                          
1 Vgl. Leseranalyse Entscheidungsträger e.V. (Hg.), Leseranalyse Entscheidungsträger in Wirtschaft und Verwal-
tung 2012, S. 39-40 (http://www.m-cloud.de/LAE2012/pdf/LAE2012_Berichtsband.pdf; 01.04.2014). 
2 So beantworteten in einer repräsentativen Umfrage unter 1536 Journalisten im Frühjahr 2005 35 % die Frage, 
welche Medien sie regelmäßig nutzten, mit der SZ, knapp gefolgt vom „Spiegel“, den 34 % nannten. Obwohl 
Mehrfachantworten möglich waren, ist der Abstand zur nächsten Tageszeitung erheblich – mit 15 % landete 
die FAZ abgeschlagen auf dem dritten Platz. Vgl. Siegfried Weischenberg/Maja Malik/Armin Scholl, Journa-
lismus in Deutschland 2005, S. 359. 
3 Verglichen wurden die Leistungsdaten der SZ in Bayern – alle Zahlen aus Süddeutsche Zeitung in Bayern. 
Grundbroschüre Marktforschung, Stand: September 2011 (http://sz-media.sueddeutsche.de/de/service/files/ 
sueddeutsche_zeitung_in_bayern.pdf; 01.04.2014) – mit denen in der Bundesrepublik Deutschland – alle Zah-
len aus Argumente. Zahlen, Daten, Fakten zur Süddeutschen Zeitung, Stand: August 2011 (http://sz-
media.sueddeutsche.de/de/service/files/argumente.pdf; 01.04.2014). Um als überregionale Tageszeitung zu 
gelten, müsste die SZ strenggenommen mindestens die Hälfte ihrer Auflage außerhalb ihres angestammten Er-
scheinungsgebietes verkaufen, was ihr, s.o., bis heute nicht gelingt. Gleichwohl ist sie ihrem Ziel zuletzt erheb-
lich näher gekommen; noch 1997 waren es rd. 75 %, die sie in Bayern absetzte – vgl. Jürgen Wilke (Hg.), Medi-
engeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 312. 
4 Alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagen-
liste 4/2013, S. 114 (http://daten.ivw.eu/download/20134_Auflagenliste.zip; 01.04.2014). 
5 Vgl. hierzu und im Folgenden Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 15-26; Paul Hoser, Vom provin-
ziellen Lizenzblatt zur „New York Times von Bayern“, S. 123-127; Hans-Günter Richardi, Bayerns Nr. 1 am 
Start. In: 60 Jahre Süddeutsche Zeitung. SZ-Jubiläumsbeilage vom 06.10.2005, S. 2. 
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Meinungsvielfalt. Weil sich derlei Ziele am besten, so zumindest die Vorstellung der 
Amerikaner, durch eine mehrköpfige Redaktionsleitung erreichen ließen, betrauten 
sie zunächst drei, später vier Personen mit der Herausgabe der „Süddeutschen“. 
Konsequenterweise deckten deren vier Lizenzträger dann auch ein breites parteipo-
litisches Spektrum ab: August Schwingenstein war CSU-Mitglied, Franz Josef 
Schöningh CSU-nahe, aber kein Parteimitglied, Edmund Goldschagg SPD-
Mitglied, schließlich der 1946 als Nachrücker in den Kreis der Lizenzträger aufge-
nommene Werner Friedmann SPD-nahe, jedoch ohne der Partei anzugehören. 
Und noch eine Bedingung bestimmte über Vergabe beziehungsweise Nichtvergabe 
der Lizenz – nur wer politisch unbelastet aus dem Dritten Reich hervorgegangen 
war, durfte am Neuaufbau einer freien Presse mitwirken. Es war diese Vorgabe, 
welche dem ursprünglich als vierten Lizenzträger vorgesehenen Karl Eugen Müller, 
seines Zeichens ehemaliger Chefredakteur der „Münchner Neuesten Nachrichten“, 
zum Verhängnis wurde, nachdem belastende Artikel von ihm aufgetaucht waren, 
die eine zumindest enge gedankliche Nähe zum NS-Regime suggerierten. 
Und so erhielten die drei Erstgenannten – Schwingenstein, Schöningh und 
Goldschagg – am 06.10.1945 ihre Lizenz im Münchner Rathaus überreicht; noch 
am selben Tag ging die Erstausgabe der SZ in den Druck, acht Seiten à 20 Pfenni-
ge.6 Der Auftakt geriet ebenso symbolträchtig wie bedeutungsschwer: Auf Geheiß 
der Amerikaner wurde für den Guss der Druckplatten ein Bleisatz von Hitlers 
„Mein Kampf“ mit eingeschmolzen. 
Anfangs war an eine tägliche Erscheinungsweise nicht zu denken. Im Nach-
kriegs-Deutschland herrschte Mangelwirtschaft, das bekamen auch die vier als Ge-
sellschafter des „Süddeutschen Verlags“ agierenden Lizenzträger rasch zu spüren.7 
Zunächst erschien die SZ regelmäßig nur dienstags und freitags, seit dem 
01.11.1946 dann dreimal wöchentlich, dienstags, donnerstags und samstags. Zu ei-
ner täglichen Erscheinungsweise (außer sonntags) ging die SZ erst am 19.09.1949 
über. Nahezu zeitgleich war auch die Lizenzpflicht gefallen. Von eben jener, die das 
Angebot am Zeitungsmarkt künstlich verknappt hatte, hatte gerade die SZ in be-
sonderem Maße profitiert. Bevor es mit der Lizenzpflicht zu Ende ging, lag ihre 
Auflage bei 250 000 Exemplaren, was zugleich den Höchstwert aller Zeitungen in 
der US-Zone markierte.8 Zahlen, die sie erst Ende der 1960er Jahre wieder errei-
chen sollte. Seit dem 20.12.1951 trägt die SZ den Zusatz „Münchner Neueste  
  
                                                          
6 Vgl. hierzu und im Folgenden Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 35-42; Hans-Günter Richardi, 
Bayerns Nr. 1 am Start. 
7 Vgl. hierzu und im Folgenden Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 53-58; Franz Meidinger/Hans-
Günter Richardi, SZ-Chronik 1945-2005. In: 60 Jahre Süddeutsche Zeitung. SZ-Jubiläumsbeilage vom 
06.10.2005, S. 6. 
8 Paul Hoser, Vom provinziellen Lizenzblatt zur „New York Times von Bayern“, S. 143. 
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Nachrichten aus Politik, Kultur, Wirtschaft und Sport“ im Zeitungskopf. Damit 
sollte an die an gleicher Stelle gedruckte Vorgängerzeitung erinnert werden, von 
deren Inhalt man sich gleichwohl distanzierte.9 
Derweil sich auf verlegerischer Seite vor allem Hans Dürrmeier einen Namen 
machte und bald als unentbehrlich eingestuft wurde – zum Dank ließ man ihn 1953 
als fünften Gesellschafter am „Süddeutschen Verlag“ teilhaben –,10 war es auf re-
daktioneller Ebene ein anderer Gesellschafter, der als Chefredakteur reüssierte und 
zur prägenden Gestalt der ersten anderthalb Jahrzehnte wurde: Werner Fried-
mann.11 Unter ihm entwickelte die SZ eine Reihe charakteristischer Elemente, die 
sich bis heute erhalten haben. Dazu zählt die in der linken oberen Ecke der ersten 
Seite angesiedelte Glosse, das sogenannte „Streiflicht“ ebenso wie die für Reporta-
gen vorbehaltene „Seite 3“. Und doch waren Redaktion und Inhalt noch weitge-
hend im Regionalen verhaftet, konnte die SZ weder ihrem überregionalen An-
spruch noch ihre Ambitionen von internationalem Format umsetzen. Das sollte 
sich erst unter Friedmanns Nachfolger, dem 1960 zum neuen Chefredakteur be-
stellten Hermann Proebst ändern. 
Denn obschon die Blattmacher 1945 mit großen Ambitionen gestartet waren 
– einer der für die SZ zuständigen US-Presseoffiziere wird gar mit den Worten zi-
tiert, die Zeitung solle später einmal so etwas wie die „‚New York Times‘ von Bay-
ern“ werden12 –, verfügte die „Süddeutsche“ bis Mitte der 1960er Jahre über kein 
eigenes Korrespondentennetz im Ausland.13 Sie war vielmehr auf solche angewie-
sen, die auch für andere Zeitungen schrieben, was die Zahl der Exklusivberichte 
naturgemäß stark reduzierte. Mit dem Ausbau eines entsprechenden Netzes begann 
die SZ erst in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre. Seit dem 01.07.1965 erschien sie 
zudem modernisiert in einem neuen Layout – Leitartikel, Kommentare und Karika-
tur stehen seither gebündelt auf der vierten Seite, die SZ verfügte damit ganz wie 
ihr großes Vorbild über eine eigene Meinungsseite. 
                                                          
9 „Journalistisch und politisch keineswegs [ein] Vorbild.“ Wilhelm Saekel, Die frühen Jahre. In: 60 Jahre Süd-
deutsche Zeitung. SZ-Jubiläumsbeilage vom 06.10.2005, S. 14. 
10 Vgl. Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 26. 
11 Vgl. hierzu und im Folgenden Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 59-70; Alfred Dürr, Weltblatt 
und Heimatzeitung, S. 72-73. 
12 Zit. nach Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 71. Der Ausspruch geht offensichtlich auf ein leicht 
abgewandeltes Zitat des amerikanischen Presseoffiziers David Davidson zurück, seines Zeichens zuständig für 
die Durchsicht der SZ, welches bei Heß in anderem Zusammenhang ebenfalls abgedruckt ist. So schrieb Da-
vidson in einem Brief an die Redaktion vom 12.03.1946, nachdem er darin die bezüglich ihres Umfanges als 
unzureichend empfundene Berichterstattung der SZ zur internationalen Nachrichtenlage kritisiert hatte: „Wir 
möchten eben, dass die Süddeutsche Zeitung nicht nur die beste Zeitung in der amerikanischen Zone, sondern in 
ganz Deutschland wird und dass sie eine weltbekannte Zeitung wird wie der Manchester Guardian und die New 
York Times [Hervorhebungen im Original; J.G.].“ – Zit. nach ebd., S. 44. Auch Hoser fand den Ausspruch of-
fensichtlich derart prägnant, dass er sein 24-seitiges Porträt der „Süddeutschen“ gleich damit überschrieb – vgl. 
Paul Hoser, Vom provinziellen Lizenzblatt zur „New York Times von Bayern“. 
13 Vgl. hierzu und im Folgenden Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 63-68; Franz Meidinger/Hans-
Günter Richardi, SZ-Chronik 1945-2005, S. 10. 
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In den Folgejahren konnte die SZ ihre Auflage kontinuierlich steigern, zu-
gleich erweiterte sie mehrfach Angebot und Vertriebswege.14 So startete sie 1977 
gleich sieben neue Regionalausgaben, um die Landkreise im Münchner Umfeld – 
ihrem Hauptverbreitungsgebiet – besser bedienen zu können.15 Seit 1992 erscheint 
neben der Bayern- noch eine separate Bundesausgabe. Und im Oktober 1995 ging 
die SZ schließlich online, zunächst noch unter der Präsenz SZonNet, später dann 
umbenannt in www.sueddeutsche.de. An der Redaktionsspitze herrschte derweil 
Kontinuität. Proebsts Nachfolger konnten allesamt auf vergleichsweise lange 
Amtszeiten zurückblicken, wobei sich die SZ hierarchisch durchaus flexibel zeigte. 
So stand etwa der auf Proebst folgende Hans Heigert von 1970 bis 1984 gleich ei-
nem sechsköpfigen Chefredakteurskollegium vor,16 während zwischen 1993 und 
2005 eine Doppelspitze die Redaktionsleitung verantwortete. 
Gemessen an ihrer Auflage, hat sich die SZ zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
überdurchschnittlich gut in der deutschen Presselandschaft behaupten können. 
Entgegen dem allgemeinen Trend nach unten konnte sie ihre verkaufte Auflage im 
Untersuchungszeitraum sogar leicht um knapp 15 000 Exemplare steigern.17 Doch 
ist die Krise am Zeitungsmarkt auch an der SZ nicht spurlos vorübergegangen: Der 
Umfang wurde reduziert, zusätzliche Angebote wie das Jugendmagazin „jetzt“ oder 
die 2002 gerade erst gestartete Regionalausgabe für Nordrhein-Westfalen nach nur 
14 Monaten Laufzeit wieder eingestellt, betriebsbedingte Kündigungen ausgespro-
chen.18 2002 war überhaupt ein Krisenjahr für die SZ – der „Süddeutsche Verlag“ 
stand damals kurz vor der Zahlungsunfähigkeit und nur eine Beteiligung der „Süd-
westdeutschen Medienholding“ mit 18,75 Prozent für 175 Mio. Euro bewahrte ihn 
vor der Insolvenz.19 Vorerst waren es noch die Erben der ursprünglichen fünf Ge-
sellschafter und ihre Familien, die die Geschicke des Verlags bestimmten, doch 
2008 entschlossen sich vier der fünf zum Verkauf. Woraufhin die SWMH von ih-
rem Vorkaufsrecht Gebrauch machte und ihre Anteile am Verlag auf 81,25 Prozent 
aufstockte. An diesen Mehrheitsverhältnissen hat sich seither nichts geändert, trotz 
oder vielleicht auch gerade wegen der rund 625 Mio. Euro Verbindlichkeiten, die 
die SWMH zur Realisierung des Geschäfts aufnehmen musste. 
                                                          
14 Vgl. hierzu und im Folgenden Franz Meidinger/Hans-Günter Richardi, SZ-Chronik 1945-2005, S. 10-11. 
15 Konkret waren dies die Landkreise Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Starnberg und Bad 
Tölz-Wolfratshausen. Vier weitere Regionalausgaben (München City, München Nord, München Süd, München 
West) erscheinen im Landkreis München. 
16 Vgl. Alfred Dürr, Weltblatt und Heimatzeitung, S. 66-67; Herbert Heß, 50 Jahre Süddeutsche Zeitung, S. 72-73. 
17 Konkret montags bis samstags von 430 594 Ex. (IVW 4/2001) auf 445 393 Ex. (IVW 4/2008) – alle Zahlen 
aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2001; 
Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2008, 
S. 100 (http://daten.ivw.eu/download/20084_Auflagenliste.zip; 01.04.2014). 
18 Vgl. Franz Meidinger/Hans-Günter Richardi, SZ-Chronik 1945-2005, S. 10; Süddeutscher Verlag, Geschichte 
des Süddeutschen Verlags (http://www.sueddeutscher-verlag.de/info/facts/geschichte; 01.04.2014). 
19 Vgl. hierzu und im Folgenden Lutz Hachmeister, Süddeutsche Zeitung, Stand: 04.05.2012 (http:// 
www.mediadb.eu/de/forum/zeitungsportraets/sueddeutsche-zeitung.html; 01.04.2014). 
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Hinsichtlich ihrer politischen Ausrichtung war die SZ zu Beginn naturgemäß 
an die Lizenzvorgaben der Amerikaner gebunden, und ganz im Einklang mit diesen 
hatte sie im Geleitwort zur Erstausgabe sogleich ihre Unabhängigkeit und Überpar-
teilichkeit sowie ihre Ablehnung von Totalitarismus und Nationalsozialismus in den 
Mittelpunkt gerückt, ferner sich zu freiheitlichen und demokratischen Werten be-
kannt.20 Deutlicher noch kommt ihre politische Grundhaltung im bis heute ver-
bindlichen Redaktionsstatut von 1971 zum Ausdruck. Die darin vorgenommene 
Definition lautet wie folgt: „Die ‚Süddeutsche Zeitung‘ ist eine politische Tageszei-
tung, unabhängig von Parteien, Interessengruppen und Wirtschaftsverbänden. Sie 
bemüht sich um unverfälschte und möglichst vollständige Informationen über alle 
Ereignisse von öffentlichem Interesse. Sie verteidigt und erstrebt freiheitliche, de-
mokratische Gesellschaftsformen nach liberalen und sozialen Grundsätzen. Die 
‚Süddeutsche Zeitung‘ ist der im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
festgelegten rechtsstaatlichen und demokratischen Ordnung verpflichtet. Sie achtet 
Glaubens-, Gewissens- und Meinungsfreiheit des einzelnen und lehnt alle Bestre-
bungen radikaler Gruppen ab, welche die rechtsstaatliche Ordnung gefährden.“21 
In jüngeren Selbstdarstellungen betont die SZ indes vor allem das von ihr vertrete-
ne Prinzip der „Liberalität“, wenn es um die Beschreibung ihrer politischen Aus-
richtung geht.22 Eine Einschätzung, die von der Literatur im Großen und Ganzen 
geteilt wird, wobei „liberal“ hier auch in den Varianten „sozialliberal“23 bezie-
hungsweise „links-liberal“24 auftaucht. Allenthalben wird der SZ in diesem Zu-
sammenhang attestiert, ihren Redakteuren größere Freiräume bei der Kommentie-
rung einzuräumen, was eine konkrete politische Einordnung der Zeitung erschwe-
re.25 Und was dann eben auch im Attribut „liberal“ seinem Ausdruck findet. 
3.2. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Obwohl die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, was ihre verkaufte Auflage betrifft, 
klar hinter der Konkurrenz aus München zurückbleibt, ist die in Frankfurt a.M. er-
scheinende Zeitung in Deutschland eine Institution – und nicht nur hierzulande. 
Aktuell (IVW 4/2013) liegt ihre Auflage bei 329 705 verkauften Exemplaren;26 eine 
                                                          
20 „Die ‚Süddeutsche Zeitung‘ ist nicht das Organ einer Regierung oder einer bestimmten Partei, sondern ein 
Sprachrohr für alle Deutschen, die einig sind in der Liebe zur Freiheit, im Hass gegen den totalen Staat. Im Ab-
scheu gegen alles, was nationalsozialistisch ist. Die Leiter der Zeitung, verschiedenen Parteien entstammend, 
[…] wollen beweisen, dass noch echte demokratische Gesinnung in Deutschland lebt.“ Zum Geleit. In: SZ 
vom 06.10.1945, S. 1. 
21 Zit. nach Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 95. 
22 Vgl. u.a. Süddeutscher Verlag, Süddeutsche Zeitung (http://www.sueddeutscher-verlag.de/business/ 
sueddeutsche_zeitung/sueddeutsche_zeitung; 01.04.2014); Süddeutsche Zeitung GmbH (Hg.), Deutschlands 
große Tageszeitung, S. 8, 10. 
23 Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 312. 
24 Alfred Dürr, Weltblatt und Heimatzeitung, S. 63. 
25 Vgl. u.a. ebd., S. 63-64; Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 95. 
26 Alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagen-
liste 4/2013, S. 61. 
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Zahl, die sie auch deshalb erreicht, weil die FAZ täglich in rund 120 Ländern er-
scheint.27 Damit besitzt sie die größte Auslandsverbreitung aller deutschen Quali-
tätszeitungen. Zugleich ist die FAZ nicht nur an den Verkaufsstellen präsent – mit 
über 70 In- und Auslandskorrespondenten, welche exklusiv für das Frankfurter 
Blatt berichten, unterhält sie auch eines der weltweit größten Korrespondentennet-
ze.28 Schließlich versteht es die FAZ seit Jahren wie kaum ein anderes Blatt, The-
menschwerpunkte im öffentlichen Diskurs zu setzen. Gerade letzteres hat viel zu 
ihrem Ansehen beigetragen, in der Bundesrepublik wie auch im Ausland. Nicht von 
ungefähr belegte sie bei Umfragen nach der weltweit renommiertesten Tageszei-
tung, durchgeführt an Teilnehmern aus 50 Ländern, zuletzt wiederholt die vorderen 
Plätze.29 
Die Anfänge der FAZ liegen nicht etwa in Frankfurt a.M., sondern in Mainz. 
Hier erschien in den ersten Nachkriegsjahren, ausgestattet mit einer Lizenz der 
französischen Militärregierung, die „Allgemeine Zeitung“.30 Als erstes Printmedium 
überhaupt nach dem Krieg ging die Mainzer Zeitung am 01.04.1948 zu einer tägli-
chen (außer sonntags) Erscheinungsweise über, doch hatte ihr ambitionierter Chef-
redakteur Erich Dombrowski längst weitergehende Ziele ins Auge gefasst. Ihm 
schwebte eine Zeitung von internationalem Format vor, ganz in der Tradition der 
erst 1943 von den Nationalsozialisten verbotenen „Frankfurter Zeitung“. So war es 
kein Zufall, dass gleich eine ganze Reihe ehemaliger FZ-Redakteure wie etwa Paul 
Sethe und Erich Welter, letzterer vorerst nur als ständiger Berater, bei der Mainzer 
„Allgemeinen Zeitung“ eine Anstellung gefunden hatten. Und doch war an eine 
Neuauflage der FZ vorerst nicht zu denken – zu kompromittiert war das Blatt 
durch sein langjähriges Erscheinen im Dritten Reich, als dass es unter dem Lizenz-
regime der Alliierten eine Chance gehabt hätte. 
Soweit die Ausgangslage, als die Ende 1947 in Frankfurt a.M. gegründete 
„Wirtschaftspolitische Gesellschaft von 1947 e.V.“ – ein Zusammenschluss von 
wirtschaftspolitisch interessierten Unternehmern, Politikern und Wissenschaftlern, 
die sich dem Konzept der sozialen Marktwirtschaft verschrieben hatten – damit 
begann, nach einer Zeitung zu suchen, um ihre Vorstellungen einer breiteren Öf-
                                                          
27 Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Die Stimme Deutschlands in der Welt (http://verlag2.faz.net/s/ 
Rub03FBA88DDF8C4E2DA82B321D7E33E36E/Doc~EB25F08699CFF41EEB41EA8439808E4A2~ATpl
~Ecommon~Scontent.html; 01.04.2014). 
28 Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Wissen für kluge Köpfe. Porträt der FAZ (http://verlag.faz.net/ 
unternehmen/ueber-uns/portraet-die-frankfurter-allgemeine-zeitung-11090906.html; 01.04.2014). 
29 Bei der im Jahre 2005 von der Internationalen Medienhilfe (http://www.imh-deutschland.de/page/ 
index.php) publizierten Umfrage unter Politikern, Dozenten und Journalisten erklärten immerhin 16,2 % die 
FAZ zur weltbesten Zeitung, nur noch übertroffen von der britischen Ausgabe der „Financial Times“ sowie 
dem „Wall Street Journal“. 2003 hatte die FAZ bei einer identischen Umfrage mit 10,9 % noch den 5. Platz 
belegt – vgl. FT tops list of world’s best newspapers. In: MercoPress.com vom 06.07.2005 (http:// 
en.mercopress.com/2005/07/06/ft-tops-list-of-world-s-best-newspapers; 01.04.2014). 
30 Vgl. hierzu und im Folgenden Friedemann Siering, Zeitung für Deutschland, S. 43-49. 
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fentlichkeit zu präsentieren.31 Zu den prominenteren Mitgliedern gehörte neben 
Ludwig Erhard, dem späteren Bundeswirtschaftsminister (1949-1963) und -kanzler 
(1963-1966), auch der letzte preußische Finanzminister und inzwischen als Anwalt 
tätige Otto Klepper. Der stand seit einiger Zeit mit Erich Welter in Kontakt, und 
so wurde die WIPOG bei ihrer Suche nach einem geeigneten Investitionsobjekt 
schließlich in Mainz fündig. Gemeinsam mit dem „Mainzer Zeitungsverlag“ einigte 
man sich auf die Gründung einer neuen GmbH – mit Sitz in Frankfurt, da der Ge-
sellschaft sehr an einer hauptstädtischen Zeitung gelegen war und die Mainmetro-
pole damals als Favorit einer künftigen Bundeshauptstadt galt. Beide Parteien wür-
den zugleich auch Anteilseigner an der neuen Gesellschaft werden, wobei die 
Mehrheitsverhältnisse leicht (51 zu 49 Prozent) zugunsten der WIPOG ausfielen. 
Sodann wurde ein Förderkreis ins Leben gerufen, um das notwendige Startkapital 
zur Verfügung zu stellen. Schlussendlich kam auf diesem Weg rund eine dreiviertel 
Mio. DM zusammen, bereitgestellt von 21 führenden deutschen Unternehmen, u.a. 
von Mercedes, Bosch, Henkel, Continental, Dyckerhoff und der Deutsch-
Amerikanischen Petroleum Gesellschaft, der späteren Esso AG. Während die 
WIPOG für die Finanzierung sorgte, steuerten die Mainzer das verlegerische 
Knowhow bei. Und auch die Redaktion kam aus Mainz: Am 31.10.1949 erschien 
die letzte Ausgabe der „Allgemeinen Zeitung“, sie ging komplett in der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung“ auf, deren Erstausgabe mit einer Startauflage von 60 000 
Exemplaren tags darauf in den Handel ging. Nicht länger bedurfte es dafür einer 
alliierten Genehmigung; die Lizenzpflicht war wenige Wochen zuvor gefallen. 
So war es dann auch kein Problem mehr, dass mit der Namensgebung gewisse 
Assoziationen zur früheren „Frankfurter Zeitung“ geweckt wurden. Als deren un-
mittelbare Nachfolgerin wollte sie ausdrücklich nicht verstanden werden, das hat 
die FAZ seither immer wieder betont.32 Doch existierten vielerlei Anknüpfungs-
punkte; zuvorderst natürlich durch all jene ehemaligen FZ-Redakteure, die von der 
„Allgemeinen Zeitung“ zur FAZ gekommen waren und von deren Renommee man 
jetzt profitierte. Darüber hinaus aber hatten sich die Blattmacher ganz bewusst für 
den Zusatz „Allgemeine“ im Titel entschieden, womit ausdrücklich der Bezug zur 
FZ hergestellt werden sollte – und sei es auch nur um der besseren 
Unterscheidbarkeit willen. Denn folgt man den Selbstdarstellungen der FAZ, so 
sollten darin zweierlei Aspekte zum Ausdruck kommen: Zum einen der „allgemei-
                                                          
31 Vgl. hierzu und im Folgenden Kai Burkhardt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Stand: 04.05.2012 
(http://www.mediadb.eu/de/forum/zeitungsportraets/faz.html; 01.04.2014); Astrid von Pufendorf, FAZ – 
Dahinter steckte Otto Klepper, ein kluger Kopf. In: Tagesspiegel.de vom 25.10.2009 (http:// 
www.tagesspiegel.de/medien/faz-dahinter-steckte-otto-klepper-ein-kluger-kopf/1621834.html; 01.04.2014); 
Friedemann Siering, Zeitung für Deutschland, S. 49-53. 
32 Vgl. u.a. Zeitung für Deutschland. In: FAZ vom 01.11.1949, S. 1; Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH 
(Hg.), Alles über die Zeitung, Frankfurt a.M. 2008, S. 2 (http://www.faz.net/dynamic/download/aboutus/ 
InfoAllesueber2008.pdf; 01.04.2014). 
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ne“ Anspruch der Blattmacher, mit ihrer Zeitung Menschen aus allen Berufen und 
Altersgruppen anzusprechen, zum anderen die im Gegensatz zur FZ wesentlich 
umfangreichere thematische Bandbreite.33 Denn wo die FZ aus einem Handelsblatt 
hervorgegangen und primär eine Wirtschaftszeitung gewesen war, sollte die FAZ 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Nachrichten gleichermaßen beinhalten. 
Und dann war da auch noch der programmatische Untertitel „Zeitung für Deutsch-
land“. In späteren Darstellungen hat die FAZ stets betont, dass dadurch sowohl ein 
überregionaler Anspruch zum Ausdruck gebracht werden sollte34 als auch die In-
tention, als Zeitung für alle Deutschen gleichermaßen zu sprechen, also ebenso für 
die Vertriebenen wie auch jene aus der DDR.35 Beides klingt plausibel und doch 
dürfte der FAZ mindestens ebenso daran gelegen gewesen sein, als von den Alliier-
ten unabhängiges Blatt wahrgenommen zu werden – eine Interpretation, die vor 
allem auch das damalige Geleitwort zur Erstausgabe nahe legt.36 
Als erste Herausgeber der FAZ fungierten Erich Dombrowski (als primus in-
ter pares), Hans Baumgarten, Erich Welter, Paul Sethe und Karl Korn; alleiniger 
Geschäftsführer wurde Otto Klepper, letzterer vor allem als Garantie, dass die In-
teressen der WIPOG gewahrt blieben.37 Hatte doch der Gesellschaftsvertrag vom 
12.12.1949 die Herausgeber dazu verpflichtet, die FAZ „in voller Unabhängigkeit 
von Regierungen, Parteien und Interessentengruppen auf freiheitlich-
demokratischer Grundlage zu führen“.38 Sie allein waren es, welche die redaktionel-
le Linie kollegial vorgaben; einen regulären Chefredakteur hat die FAZ nie beses-
sen. Ihre Namen standen und stehen bis heute nicht etwa im Impressum, sondern 
gleich unterhalb des Zeitungskopfes. 
Diese erste Konstellation hatte nur in Teilen Bestand. Während sich das Kon-
zept des Herausgebergremiums bis in die Gegenwart hinein gehalten hat, funktio-
nierte die Zusammenarbeit mit der WIPOG nur für kurze Zeit.39 Zu groß waren 
die Widersprüche zwischen den Vorgaben, einerseits die wirtschaftspolitischen In-
teressen der WIPOG vertreten zu sollen und andererseits als unabhängige Zeitung 
                                                          
33 Vgl. hierzu und im Folgenden Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, 24. Aufla-
ge, S. 6-8. 
34 Vgl. u.a. ebd., S. 10. 
35 Vgl. u.a. Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, Frankfurt a.M. 2008, S. 5. 
36 „Gerade weil wir uns als Europäer empfinden, möchten wir nicht, dass ein einziges Land, nämlich das unsere, 
in die europäische Gemeinschaft als ein Mitglied minderen Rechtes trete. Von den großen Idealen der Freiheit 
und Gerechtigkeit, denen unsere Arbeit dienen soll, darf Deutschland nicht ausgeschlossen bleiben. […] 
Deutschland hat keinen Außenminister. Seine Stimme dringt nur schwach nach draußen. Hier möchte dieses 
Blatt einsetzen; es will eine Stimme Deutschlands in der Welt sein.“ Zeitung für Deutschland. In: FAZ vom 
01.11.1949, S. 1. 
37 Vgl. Astrid von Pufendorf, FAZ – Dahinter steckte Otto Klepper. 
38 Zit. nach Heinz-Dietrich Fischer, „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, S. 241. – Vgl. hierzu und im Folgenden 
auch ebd., S. 241-242; Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, 24. Auflage, S. 14-
16. 
39 Vgl. hierzu und im Folgenden Astrid von Pufendorf, FAZ – Dahinter steckte Otto Klepper; Gernot Gather, 
Die stiftende Gesinnung einer Stadt (http://wipog.de/über-uns/gründung-der-faz/; 01.04.2014). 
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lediglich dem Gewissen ihrer Herausgeber unterworfen zu sein. Nicht von unge-
fähr fehlte im damaligen Impressum dann auch jedweder Hinweis auf die WIPOG 
beziehungsweise die von ihr organisierten Geldgeber der FAZ. Die der Konzeption 
inhärenten Diskrepanzen zwischen tagesaktueller Berichterstattung auf der einen 
und langfristigen gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Zielen auf der anderen 
Seite führten alsbald dazu, dass die WIPOG im September 1951 ihre Beteiligung an 
der FAZ wieder löste. Acht Jahre später, 1959, wurde der Verlag noch einmal neu 
geordnet, was die Unabhängigkeit der FAZ dauerhaft gewährleisten sollte:40 Die 
damalige Mehrheitsgesellschafterin, die „Allgemeine Verlagsgesellschaft mbH“, 
übertrug ihre Anteile an eine gemeinnützige Stiftung, die sogenannte „FAZIT-
Stiftung“, welche seither die relevanten Firmenanteile hält, während ein einstelliger 
Prozentsatz auf die Herausgeber entfiel. Diese Eigentumsverhältnisse bestehen im 
Grundsatz noch immer. 
Die erste Herausgebergeneration vertrat einen dezidiert konservativen Kurs, 
ihre präferierte Partei war die CDU.41 Zwar blieb keine Partei von Kritik gänzlich 
verschont, doch waren die Differenzen gerade zur zweiten deutschen Volkspartei 
immens – insbesondere was die wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Vorstel-
lungen betraf, nahm die FAZ eine diametral andere Position ein als die SPD. Die 
zweite Herausgebergeneration, die ihre Vorgänger Ende der 1960er, Anfang der 
1970er Jahre sukzessive ablöste, setzte diesen Kurs nahtlos fort.42 Als besonders 
prägende Gestalt erwies sich dabei der 1973 zum Herausgeber berufene Feuilleton-
chef Joachim Fest. Unter ihm entwickelte die FAZ das sogenannte „politische 
Feuilleton“. Dahinter verbirgt sich ein Konzept, wonach Themen, so diese denn 
für entsprechend relevant befunden werden, in mehreren Zeitungsressorts zugleich 
zu thematisieren sind, also sowohl im Politik- und Wirtschaftsteil als auch im Feuil-
leton. Mit diesem Instrument vermochte die FAZ gleich eine ganze Reihe gesell-
schaftlicher Debatten anzustoßen, nie stärker als im Historikerstreit Mitte der 
1980er Jahre, welcher in einer Veröffentlichung Ernst Noltes im Feuilleton der 
FAZ seinen Ursprung hat. Derlei Diskussionen brachten der Zeitung viel Auf-
merksamkeit, Auflage und zunehmend auch internationale Anerkennung. Fests 
Nachfolger Frank Schirrmacher – 1994-2014 Mitherausgeber der FAZ – hat dieses 
Instrument eher noch geschärft. Exemplarisch erwähnt seien hier nur die Kontro-
verse um Martin Walsers Paulskirchenrede von 1998, die Debatten um demogra-
phische Entwicklung und Rechtschreibreform, welche den öffentlichen Diskurs in 
der Bundesrepublik maßgeblich mitgeprägt haben. 
                                                          
40 Vgl. hierzu und im Folgenden Kai Burkhardt, Frankfurter Allgemeine Zeitung; FAZIT-Stiftung, Die Sicherung 
der wirtschaftlichen und geistigen Unabhängigkeit (http://www.fazit-stiftung.de/historie.html; 01.04.2014); 
Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, 24. Auflage, S. 11. 
41 Vgl. Heinz-Dietrich Fischer, „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, S. 248-249. 
42 Vgl. hierzu und im Folgenden Kai Burkhardt, Frankfurter Allgemeine Zeitung. 
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Als eine, die im Untertitel den Anspruch vertritt, „Zeitung für Deutschland“ 
zu sein, hatte sich die FAZ frühzeitig als eine Befürworterin in Hinblick auf eine 
mögliche deutsche Wiedervereinigung positioniert.43 Doch unterm Strich vermoch-
te es die FAZ nicht, von der Wende der Jahre 1989/90 nachhaltig zu profitieren. 
Praktisch sämtliche Verlagsbeteiligungen, welche man in den neuen Bundesländern 
erwarb, erwiesen sich als unrentabel. Wo die Konkurrenz vorzugsweise in die gro-
ßen SED-Parteizeitungen investierte, hatte sich die FAZ auf die eher kleineren, 
vermeintlich bürgerlichen Verlage konzentriert. Die aber vermochten sich nicht am 
Markt zu halten und gingen fast ausnahmslos insolvent. Auf die unternehmerischen 
Fehlentscheidungen der frühen 1990er Jahre reagierte die FAZ mit einer Doppel-
strategie: vorsichtige Modernisierung einerseits und Konsolidierung beziehungswei-
se Rückbesinnung aufs Wesentliche andererseits. 
So wagte die Zeitung erst vergleichsweise spät, nämlich 2001, den Weg ins In-
ternet, wo sie seither unter der Adresse www.faz.net vertreten ist.44 Lt. Erhebungen 
der „Arbeitsgemeinschaft Online Forschung e.V.“ hält sich der Erfolg bisher in 
Grenzen – mit aktuell (4. Quartal 2013) rund 4,27 Mio. Lesern pro Monat erreicht 
sie erheblich weniger Nutzer als die Internetauftritte der Konkurrenz von „Welt“ 
und „Süddeutscher Zeitung“.45 Erklärtermaßen verfolgt die FAZ allerdings auch 
ein anderes Konzept: Gemäß den Ansprüchen ihrer Leserschaft, die ein der Print-
ausgabe vergleichbares Onlineprodukt erwarten würden, sei nicht die Zahl der 
Klicks, sondern die jeweilige Verweildauer pro Artikel ausschlaggebend. Zahlen, die 
von der AGOF freilich nicht erfasst werden. Wesentlich erfolgreicher läuft ihre am 
30.09.2001 bundesweit gestartete Sonntagsausgabe, die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“. Obgleich man über ein gemeinsames Korrespondentennetz ver-
fügt und damit gewisse Synergieeffekte erzielen kann, verfügt die FAS über eine 
komplett eigenständige Redaktion. Trotz etablierter Konkurrenz durch die „Axel 
Springer SE“, namentlich in Gestalt der „Welt am Sonntag“, hat sich die FAS am 
Markt behaupten und ihre Auflage um knapp die Hälfte steigern können. Schließ-
lich hat sich die FAZ, welche sich lange gegen eine Modernisierung ihres bewusst 
konservativ gehaltenen Erscheinungsbildes gewehrt hatte, 2007 einem Relaunch 
unterzogen und erscheint seither in neuem Layout: mit einem moderneren Schrift- 
und farbigen Titelbild. 
Was nun ihre Konsolidierungsbemühungen gerade auch im Angesicht der all-
gemeinen Zeitungskrise zu Beginn des 21. Jahrhunderts betrifft – die Zeitung 
musste im Untersuchungszeitraum einen Rückgang ihrer verkauften Auflage um 
                                                          
43 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd. 
44 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd. 
45 Alle Zahlen aus Arbeitsgemeinschaft Online Forschung e.V., Quartalsbericht zur internet facts 2013-12, S. 21. 
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rund 25 000 Exemplare hinnehmen46 –, so hat sich die FAZ 2005 von ihren Buch-
verlagen „Deutsche Verlags-Anstalt“, „Kösel“ und „Manesse“47 sowie 2006 vom 
Kunstbuchverlag „Prestel“ getrennt.48 Gegenwärtig erscheinen unter dem Dach der 
FAZ GmbH überhaupt nur noch vier Blätter:49 Neben FAZ und FAS die „Märki-
sche Allgemeine“ in Potsdam sowie seit kurzem die aus ihrer Konkursmasse 
herausgekaufte „Frankfurter Rundschau“.50 
Als eine Zeitung, die zum Zeitpunkt ihrer Gründung nicht mehr länger an die 
Vorgaben einer alliierten Lizenz gebunden war, hat sich die FAZ nichtsdestotrotz 
dem Prinzip parteipolitischer Unabhängigkeit verpflichtet, was bereits im Gesell-
schaftsvertrag von 1949 zum Ausdruck kam.51 Weitere, im Geleitwort zur Erstaus-
gabe angesprochene Selbstverpflichtungen zielten auf Wahrhaftigkeit, Sachlichkeit 
und Fairness in der Berichterstattung ab.52 Und auch in jüngeren Darstellungen ist 
die FAZ stets darum bemüht, sich als unabhängige Zeitung zu präsentieren, welche 
einzig dem Gewissen ihrer Herausgeber unterworfen ist.53 Selten, dass sich die 
FAZ politisch näher festlegt und wenn, dann klingt das wie folgt: „Die ‚Frankfurter 
Allgemeine Zeitung‘ bekennt sich zur Ausgewogenheit und zur Mitte, mit kritischer 
Distanz nach allen Seiten.“54 Eindeutiger fällt das Urteil in der Literatur aus. Nahe-
zu allenthalben wird die FAZ als konservatives55 beziehungsweise rechts von der 
Mitte56 einzuordnendes Blatt beschrieben, wobei es durchaus Unterschiede zwi-
schen den Ressorts, etwa zwischen Politik und Feuilleton, gäbe.57 Was freilich kein 
Alleinstellungsmerkmal der FAZ ist. 
  
                                                          
46 Konkret montags bis samstags von 400 821 Ex. (IVW 4/2001) auf 373 393 Ex. (IVW 4/2008) – alle Zahlen 
aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2001; 
Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2008, S. 53. 
47 Konzentration auf das Kerngeschäft – „FAZ“-Buchverlage gehen an Random House. In: Handelsblatt.de vom 
13.09.2005 (http://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/konzentration-auf-das-kerngeschaeft-faz-
buchverlage-gehen-an-random-house/2550714.html; 01.04.2014). 
48 Prestel Verlag mit neuen Gesellschaftern. In: Boersenblatt.net vom 15.08.2006 (http://www.boersenblatt.net/ 
118278/; 01.04.2014). 
49 Vgl. Kai Burkhardt, Frankfurter Allgemeine Zeitung. 
50 Frankfurter Allgemeine Zeitung und Frankfurter Societät führen die Frankfurter Rundschau fort. Pressemittei-
lung vom 28.02.2013 (http://verlag.faz.net/unternehmen/presse/pressemitteilung-frankfurter-allgemeine-
zeitung-und-frankfurter-societaet-fuehren-die-frankfurter-rundschau-fort-12096431.html; 01.04.2014). 
51 Vgl. Zitat S. 60. 
52 „Wir haben genaue Vorstellungen von einer neuen Art Zeitung, die wir schaffen möchten. Für sie müsste die 
Wahrheit der Tatsachen heilig sein; sie müsste sich der strengen Sachlichkeit in der Berichterstattung befleißi-
gen; sie müsste auch den Andersmeinenden gegenüber immer Gerechtigkeit walten lassen.“ Zeitung für 
Deutschland. In: FAZ vom 01.11.1949, S. 1. 
53 Vgl. u.a. Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, Frankfurt a.M. 2008, S. 4; 
Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Bedienungsanleitung, S. 2; Frankfurter Allgemeine Zeitung 
GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, 24. Auflage, S. 14-16. 
54 Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH (Hg.), Alles über die Zeitung, 24. Auflage, S. 11. 
55 Vgl. u.a. Rolf Martin Korda, Für Bürgertum und Business, S. 81; Friedemann Siering, Zeitung für Deutschland, 
S. 70. 
56 Vgl. u.a. Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 85; Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, S. 311. 
57 Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 311. 
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3.3. Die Welt 
Sie ist nicht nur neben der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ die einzig wirklich 
überregionale Tageszeitung Deutschlands,58 sondern kann darüber hinaus für sich 
den Umstand reklamieren, Hauptstadtzeitung zu sein, derweil die Konkurrenz ab-
seits im fernen München beziehungsweise Frankfurt a.M. erscheint. Wenn die seit 
1953 zur „Axel Springer SE“ gehörende Tageszeitung „Die Welt“ mit einer aktuell 
(IVW 4/2013) verkauften Auflage in Höhe von 222 722 Exemplaren dennoch hin-
ter SZ und FAZ zurückbleibt,59 so liegt das auch an ihrer bewegten Geschichte. Ihr 
Image aus den späten 1960er und 1970er Jahren, als sie zum Feindbild der Studen-
tenbewegung avancierte, hat sie nie ganz ablegen können; ihre Auflagenentwicklung 
hat darunter nachhaltig gelitten. Finanziell seither ein ständiges Sorgenkind des 
Verlags, war es zuvorderst der politische Gestaltungswille Axel Springers und spä-
ter seiner Erben, welche das Überleben der „Welt“ gewährleistete – aus rein be-
triebswirtschaftlicher Sicht sprach wenig für eine Fortführung des Blattes. Auch 
wenn die Zeitung jahrelang bewusst gegen den Zeitgeist gemacht wurde, hat ihre 
Stimme einiges Gewicht und sollte ihre publizistische Bedeutung nicht unterschätzt 
werden. Erst 2004 war sie die meistzitierte Qualitätszeitung Deutschlands.60 
Als die Alliierten 1945 damit begannen, im Nachkriegs-Deutschland eine 
neue, freie Presse aufzubauen, bedienten sie sich vor allem des Instruments der Li-
zenzvergabe; das heißt politisch unbelastete Deutsche erhielten hier die Möglich-
keit, so sie denn verlegerisch tätig werden wollten, eine Genehmigung zu beantra-
gen.61 Wurde diese gewährt, so war es ihnen künftig erlaubt, Zeitungen eigenver-
antwortlich herauszubringen. Auf deren Inhalt hatten die Alliierten hinterher aller-
dings nur noch bedingt Einfluss. Zwar sorgten je nach Besatzungszone unter-
schiedlich geartete Kontrollinstanzen dafür, dass allzu kritische Passagen erst gar 
nicht in den Druck gelangten beziehungsweise künftig unterbunden wurden. Eige-
ne Inhalte aber konnten die Siegermächte so nur schwerlich setzen. Weshalb sie 
auch darum bemüht waren, parallel zur entstehenden Lizenzpresse jeweils eigene, 
das heißt pro Besatzungszone wenigstens eine ihrem unmittelbaren Verantwor-
tungsbereich unterstehende, Zeitungen herauszubringen. Die Sowjets, welche oh-
nehin andere pressepolitische Ziele verfolgten, hatten am 15.05.1945 mit der in 
                                                          
58 Verglichen wurden die Kennzahlen der „Welt“-Regionalausgaben Hamburg und Berlin mit denen der Gesamt-
ausgabe – alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., 
Auflagenliste 4/2013, S. 77. Konkret verkaufte „Die Welt“ im vierten Quartal 2013 im Großraum Hamburg 
57 469 Ex. sowie im Großraum Berlin 28 028 Ex., was lediglich 38 % ihrer Gesamtauflage entspricht. Oder an-
ders ausgedrückt: 62 % ihrer Auflage setzt „Die Welt“ außerhalb ihrer beiden regionalen Standorte ab. – Vgl. 
auch Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 311. 
59 Alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagen-
liste 4/2013, S 77. 
60 Sven Felix Kellerhoff/Iris Marx/Cordula Schmitz, Die Zeitung. In: Die Welt – 60 Jahre Zeitungsgeschichte. 
Welt-Sonderbeilage vom 01.04.2006, S. 16. 
61 Vgl. hierzu und im Folgenden Heinz-Dietrich Fischer, „Die Welt“, S. 192. 
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Berlin erscheinenden „Täglichen Rundschau“ bereits vorgelegt, die Amerikaner 
waren am 18.09.1945 in Gestalt der Münchner „Neuen Zeitung“ nachgezogen. Da 
mochten auch die Briten nicht länger abseits stehen und bemühten sich nun ihrer-
seits um die Gründung einer eigenen Zeitung in Hamburg. 
Das Ergebnis war „Die Welt“, deren Erstausgabe am 02.04.1946 in der Han-
sestadt erschien, sechs Seiten stark und mit einer Startauflage von 160 000 Exem-
plaren.62 Zwar setzte sich die Redaktion fast ausschließlich aus Deutschen zusam-
men – erster Chefredakteur wurde der Sozialdemokrat Rudolf Küstermeier –, doch 
eine klassische Lizenzzeitung war sie damit nicht. Denn ihre Eigentümer waren 
keine Deutschen, sondern Briten. Das spiegelte sich im Zeitungskopf der „Welt“ 
indes nicht wider – deren Untertitel sprach nur von einer „überparteiliche[n] Zei-
tung für die gesamte britische Zone. Veröffentlicht unter Zulassung durch die briti-
schen Behörden.“63 
Zunächst lief die neue Zeitung außerordentlich erfolgreich: Bereits die Erst-
auflage war für damalige Verhältnisse ungewöhnlich hoch; in der Folge konnte 
„Die Welt“ ihre Auflage noch erheblich steigern.64 Seit dem 26.08.1947 wurde sie 
an drei Standorten zugleich gedruckt, neben Hamburg auch noch in Essen und 
Berlin. Von letzterem Standort aus erreichte sie ein Jahr lang – bis zur Berlin-
Blockade – auch die SBZ; zudem erschien sie seit Mai 1948 deutschlandweit, also 
auch in den Besatzungszonen der Amerikaner und Franzosen. Damit erreichte sie 
phasenweise eine Auflage von 1 Mio. Exemplaren in der Spitze. Den Erfolg hatte 
sie vor allem den Briten zu verdanken: Die ermöglichten ihr zunächst auch in Zei-
ten allgemeiner Papierknappheit eine hohe, sechsstellige Auflage. Wobei die Res-
sourcen nicht grenzenlos waren; für eine „richtige“ Tageszeitung fehlten auch den 
Briten die Mittel. So erschien „Die Welt“ zunächst nur zweimal pro Woche, ab Juni 
1947 dann dreimal und erst seit Mitte 1949 an sechs Tagen in der Woche. Ferner 
erlaubten ihr die Briten, den weltweiten Nachrichtendienst der Londoner „Times“ 
zu nutzen, womit „Die Welt“ gleich zwei entscheidende Wettbewerbsvorteile ge-
genüber der Konkurrenz besaß. 
Doch mit dem Allzeithoch vom Februar 1949 war zugleich ein Wendepunkt 
erreicht; noch bevor der Lizenzzwang am 23.09.1949 erlosch, hatte „Die Welt“ ih-
ren Zenit bereits überschritten.65 Jetzt allerdings brach ihre Auflage massiv ein, bis 
zum Jahresende um mehr als die Hälfte auf 422 000 Exemplare,66 und ein Ende des 
                                                          
62 Vgl. hierzu und im Folgenden Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 164; Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer 
Verlag, S. 115; Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 87-88. 
63 Zit. nach Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 164. 
64 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 165-167; Heinz-Dietrich Fischer, „Die Welt“, S. 195-199; Ludwig Maa-
ßen, Die Zeitung, S. 88. 
65 Vgl. hierzu und im Folgenden Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 167-170; Heinz-Dietrich Fischer; „Die Welt“, 
S. 200-205; Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer Verlag, S. 116. 
66 Heiko Buschke, Deutsche Presse, S. 98-99. 
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Auflagenschwunds war nicht in Sicht. Im Gegenteil, innerhalb der nächsten drei 
Jahre sollte sich die Zahl ihrer verkauften Exemplare noch einmal halbieren. Inzwi-
schen rächte sich, was ehedem ein Wettbewerbsvorteil gewesen war: Lange schon 
galt „Die Welt“ primär als ein Blatt der britischen Besatzungsmacht, jetzt allerdings 
boten sich mit dem Ende des Lizenzzwanges Alternativen. Eine Vielzahl neuer Zei-
tungen drängte auf den Markt, Regionalzeitungen zumeist – der „Welt“ selbst fehl-
te eine solch regionale Komponente, da die Briten sie von Anfang an als überregi-
onales Blatt nach dem Vorbild der Londoner „Times“ konzipiert hatten. Doch mit 
der FAZ war auch eine direkte Konkurrenz hinzugekommen, welche die gleiche 
Leserschaft ansprach. Verzweifelt versuchten die Verantwortlichen, dem Abwärts-
trend entgegenzuwirken. Nach dem Rücktritt Küstermeiers im Jahre 1950 wechsel-
ten die Chefredakteure in rascher Folge, bis 1953 waren es sechs an der Zahl. Und 
auch die Briten trugen ihren Teil bei und hoben die redaktionelle Kontrolle zum 
20.05.1950 endgültig auf. Fortan trug „Die Welt“ im Zeitungskopf den schlichten 
Untertitel „Unabhängige Tageszeitung“.67 Doch eine Trendwende mochte sich 
nicht einstellen. So waren die Briten seit 1952 darum bemüht, ihre Zeitung zu ver-
kaufen. Nach längeren Verhandlungen erhielt schließlich am 17.09.1953 der Ham-
burger Verleger Axel Cäsar Springer den Zuschlag. Für exakt 2 678 567 DM erwarb 
dieser 75 Prozent an der „Die Welt Verlagsgesellschaft mbH“, zu der i.Ü. auch 
noch die 1948 als erste Sonntagszeitung nach dem Krieg gegründete „Welt am 
Sonntag“ gehörte. Die restlichen 25 Prozent gingen in eine gemeinnützige Stiftung 
ein, die „Stiftung ‚Die Welt‘ zur Förderung und Unterstützung der Zeitungswissen-
schaften und des journalistischen und verlegerischen Nachwuchses“, welche heute 
als „Axel Springer Stiftung“ firmiert. 
Als erstes installierte Springer einen neuen Chefredakteur in Person von Hans 
Zehrer.68 Der war ursprünglich bereits von den Briten für eben jenen Posten vor-
gesehen worden, das Bekanntwerden seiner Tätigkeit für die reaktionär-völkische 
Monatszeitschrift „Die Tat“ in der Endphase der Weimarer Republik hatte eine 
Anstellung allerdings verhindert. Jetzt erwies sich Zehrer unabhängig von seiner 
Vergangenheit als der richtige Mann – unter ihm gelang es, die fallende Auflage zu 
stabilisieren. In der Folge nahmen Umsätze und Renommee beständig zu, allein die 
verkaufte Auflage stieg zwischen 1953 und 1964 um rund die Hälfte, von 170 000 
auf 246 000 Exemplare. 
  
                                                          
67 Der wiederum zum 01.01.1956 eine leichte Modifikation erfuhr und in „Unabhängige Tageszeitung für 
Deutschland“ abgewandelt wurde – vgl. Heinz-Dietrich Fischer, „Die Welt“, S. 206. Gänzlich aufgegeben wur-
de der Zusatz i.Ü. erst zur Jahrtausendwende. 
68 Vgl. hierzu und im Folgenden Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 170-172; Heinz-Dietrich Fischer, „Die Welt“, 
S. 193, 205-206; Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer Verlag, S. 120-121; Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 87-
89. 
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In den späten 1950er Jahren entschloss sich der vormals eher unpolitische 
Springer – mutmaßlich unter dem Einfluss seines Chefredakteurs und Mentors 
Zehrer – zu einer Moskaureise, um im persönlichen Gespräch mit dem Parteichef 
der KPdSU, Nikita Chruschtschow, die Chancen einer deutschen Wiedervereini-
gung auszuloten.69 Der Besuch in Moskau im Januar 1958 wurde zu einer Demüti-
gung Springers auf ganzer Linie. Nicht genug damit, dass ihn die Sowjets zunächst 
tagelang warten ließen, bevor sie ihn empfingen; am Ende gab Chruschtschow sei-
nem Besucher auch unmissverständlich zu verstehen, dass es eine Wiedervereini-
gung nach westdeutschen Vorstellungen unter ihm nicht geben werde. Tief ent-
täuscht kehrte Springer nach Deutschland zurück, wo er beschloss, seine Zeitungen 
künftig zu einem Instrument seiner politischen Überzeugungen zu machen. Wäh-
rend er einerseits vor sowjetischen Expansionsabsichten warnte, fand umgekehrt 
die Politik der westlichen Verbündeten und hier insbesondere die der USA im Kal-
ten Krieg praktisch seine vorbehaltlose Unterstützung. Besonders betroffen vom 
Kurswechsel ihres Verlegers war „Die Welt“; das einstmals liberale Blatt stand fort-
an für kompromisslosen Antikommunismus. Woraufhin Anfang der 1960er Jahre 
zahlreiche eher liberal orientierte Journalisten, darunter so bekannte Namen wie 
Erich Kuby und Paul Sethe, das Blatt verließen. Ein gewichtiges Indiz dafür, dass 
Springer den Kurs seines Flaggschiffes bereits zu einem Zeitpunkt zu bestimmen 
suchte, lange bevor er am 26.10.1967 im Hamburger „Übersee-Club“ erstmals seine 
berühmt gewordenen vier Grundsätze formulierte.70 Die dürften dann auch eher 
das Ergebnis einer langjährigen Entwicklung gewesen sein, als einfach eine Reakti-
on auf die zunehmenden Anti-Springer-Proteste von Seiten des „Sozialistischen 
Deutschen Studentenbundes“ und dessen Gleichgesinnten, wie es etwa in einer 
Biographie des Verlegers dargestellt wird.71 
Tatsächlich hatte Springers Kurswechsel den Verlag und seine Publikationen 
zur bevorzugten Zielscheibe der Studentenbewegung gemacht.72 Eine Kampagne 
des SDS rief zur „Zerschlagung des Springer-Konzerns“ auf, nach dem Dutschke-
Attentat zu Ostern 1968 kam es zu regelrechten Straßenschlachten vor dem Ver-
lagsgebäude, und 1972 explodierte gar eine Bombe in der Hamburger Niederlas-
sung. Doch Springer hielt an seinem Kurs fest, während die Bundesrepublik zu-
nehmend nach links driftete. Das blieb nicht ohne Folgen für „Die Welt“; nach 
                                                          
69 Vgl. hierzu und im Folgenden Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 172-175; Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer 
Verlag, S. 120-121; Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 89-91. 
70 Die in ihrer ursprünglichen Fassung wie folgt lauteten: „1. Das unbedingte Eintreten für die friedliche Wieder-
herstellung der deutschen Einheit in Freiheit; 2. die Aussöhnung zwischen Juden und Deutschen; dazu gehört 
auch die Unterstützung der Lebensrechte des israelischen Volkes; 3. die Ablehnung jeglicher Art von politi-
schem Extremismus; 4. die Bejahung der freien sozialen Marktwirtschaft.“ – Zit. nach Gudrun Kruip, Das 
„Welt“-„Bild“ des Axel-Springer-Verlags, S. 111. Zur aktuellen Fassung siehe auch das Ende dieses Kapitels. 
71 Vgl. Claus Jacobi, Der Verleger Axel Springer, S. 227-228. 
72 Vgl. hierzu und im Folgenden Ernst-Dietrich Adler, Die Welt, S. 175-177; Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer 
Verlag, S. 129-132; Sven Felix Kellerhoff/Iris Marx/Cordula Schmitz, Die Zeitung, S. 9-11; Sabine Sasse, Die 
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1968 brach ihre Auflage ein, die Zeitung rutschte tief in die roten Zahlen – ein Zu-
stand, von dem sie sich jahrzehntelang nicht wieder erholen sollte. Mitte der 1970er 
Jahre schrieb sie jedes Jahr zweistellige Millionenverluste, woran auch ein Umzug 
der Redaktion 1975 von Hamburg nach Bonn – erklärtes Ziel war es, „Die Welt“ 
zur Hauptstadtzeitung zu machen – nichts zu ändern vermochte. So dramatisch 
war die Lage, dass Springer zeitweilig sogar einen Verkauf an die FAZ in Erwägung 
zog, sich dann aber trotz Vorlage eines unterschriftsreifen Angebots schlussendlich 
dagegen entschied. 
Springer selbst starb 1985, ohne einen direkten Nachfolger zu hinterlassen.73 
Sein Sohn Axel Springer jr., der für diese Rolle eigentlich vorgesehen war, hatte 
sich 1980 das Leben genommen. Und doch steht Springers Name bis heute an ers-
ter Stelle im Impressum der „Welt“. Denn obgleich sein Verlag seit 1985 auch an 
der Börse gehandelt wird, sorgten und sorgen Springers Erben – allen voran seine 
Witwe Friede Springer – dafür, dass „Die Welt“ im Sinne ihres einst so mächtigen 
Verlegers fortgeführt wird. Trotz mancher Beteiligung von Seiten Dritter hielten 
diese bis zuletzt – persönlich beziehungsweise in Gestalt der „Axel Springer Gesell-
schaft für Publizistik“ – konstant die Mehrheit am Verlag.74 Aktuell wird diese mit 
56,5 Prozent angegeben.75 
Mauerfall und Wiedervereinigung, für die sich Springer zeitlebens so sehr en-
gagiert hatte, erlebte der Verleger also nicht mehr.76 „Die Welt“ aber verlegte 1993 
ihren Hauptsitz nach Berlin, schließlich galt es, auch weiterhin Hauptstadtzeitung 
zu bleiben. Vor dem Hintergrund, dass sich das politische Geschehen der Bundes-
republik künftig vor allem an der Spree zutragen würde, mag dieser Schritt nur 
konsequent erscheinen; zur finanziellen Gesundung des angeschlagenen Blattes 
trug er indes kaum bei. Bis auf Weiteres blieb „Die Welt“ auch in den 1990er Jah-
ren ein defizitäres Blatt, das nur überlebte, weil die heutige „Axel Springer SE“ es 
durch Gewinne an anderer Stelle quersubventionierte. 
Trotz dieser vergleichsweise komfortablen Situation, mit „Axel Springer“ ei-
nen finanzstarken Verlag im Rücken zu haben, welcher auch in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten an ihr festhielt, konnte sich „Die Welt“ den Auswirkungen der 
Zeitungskrise zu Beginn des 21. Jahrhunderts keineswegs entziehen.77 2002 ließ der 
neue und bis heute im Amt befindliche Vorstandsvorsitzende der „Axel Springer 
                                                          
73 Vgl. hierzu und im Folgenden Gudrun Kruip, Das „Welt“-„Bild“ des Axel-Springer-Verlags, S. 112-114. 
74 Vgl. Axel Springer SE, Unternehmensgeschichte der Axel Springer AG. Internationalisierung (1996-2006) 
(http://www.axelspringer.de/chronik/cw_chronik_jahrzehnt_de_99729.html; 01.04.2014); Axel Springer SE, 
Unternehmensgeschichte der Axel Springer AG. Digitalisierung (seit 2006) (http://www.axelspringer.de/ 
chronik/cw_chronik_jahrzehnt_de_99741.html; 01.04.2014); Gerd G. Kopper, Axel Springer AG, S. 64-65. 
75 Wobei 51,5 % auf die „Axel Springer Gesellschaft für Publizistik“, die restlichen 5 % auf Friede Springer per-
sönlich entfallen – vgl. Axel Springer SE, Geschäftsbericht 2013, S. 9 (http://www.axelspringer.de/dl/ 
16944123/Geschaeftsbericht_2013.pdf; 01.04.2014). 
76 Vgl. hierzu und im Folgenden Claus Jacobi, 50 Jahre Axel Springer Verlag, S. 132; Sven Felix Kellerhoff/Iris 
Marx/Cordula Schmitz, Die Zeitung, S. 14; Sabine Sasse, Die Welt. 
77 Vgl. hierzu und im Folgenden Sabine Sasse, Die Welt. 
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SE“, Mathias Döpfner, die Redaktionen von „Welt“ und „Berliner Morgenpost“ 
zusammenlegen. Infolge der Fusion fielen rund 100 redaktionelle Stellen weg,78 
wobei der Verlag den Schritt als Erfolg wertete – immerhin hätten die Personalkos-
ten um 40 Prozent reduziert werden können.79 Neben Konsolidierungsmaßnahmen 
wie der vorgenannten hat „Die Welt“ in der Ära Döpfner zugleich verschiedene 
Versuche unternommen, neue Leserschichten zu erschließen. Am 25.04.2004 er-
schien mit der „Welt kompakt“ eine weitere Ausgabe im handlicheren Tabloid-
Format – mittlerweile erscheint das Blatt in über 40 Großstädten, ihr später Redak-
tionsschluss um Mitternacht sorgt dafür, dass sie aktueller als die überregionale 
Konkurrenz berichten kann. Darüber hinaus konzentrierte sich „Die Welt“ auf den 
Ausbau ihrer 1995 gestarteten Internetpräsenz www.welt.de. Unter dem Motto 
„online first“ werden hier seit 2006 in einem gemeinsamen „Newsroom“ sämtliche 
Inhalte sowohl für die Printausgabe als auch die Internetseite zentral erstellt und 
gleichsam rund um die Uhr im Netz veröffentlicht. Dabei hat sich „Die Welt“ zu-
gleich als Vorreiter bei der Einführung von Bezahlinhalten positioniert: Seit Ende 
2012 versteckt sie ihre reichenweitenstarke Onlinepräsenz80 hinter einer Paywall, 
welche ab dem 21. Artikel greift.81 Deren Einführung ist Teil einer größeren Ge-
samtstrategie der „Axel Springer SE“, die ihre Zukunft mittelfristig vor allem im 
Netz sieht – schon jetzt erwirtschaftet sie 47,9 Prozent ihres Gesamtumsatzes mit 
digitalen Medienangeboten,82 was freilich auch mit dem 2013 erfolgten Verkauf 
diverser bis dato im Verlag erschienener Regionalzeitungen, Frauen- und Pro-
grammzeitschriften zusammenhängt. Inwieweit diese Ausrichtung am Ende auf-
geht, bleibt abzuwarten, vorerst aber scheinen Döpfners Maßnahmen die Lage bei 
der „Welt“ stabilisiert zu haben. 2007 erwirtschaftete die Zeitung, zum ersten Mal 
in über 40 Jahren, wieder einen Gewinn.83 Zahlen, die sich auch in der Auflagen-
entwicklung der „Welt“ niederschlagen: So konnte das Blatt im Untersuchungszeit-
raum seine verkaufte Auflage um knapp 20 000 Exemplare steigern,84 wobei anzu-
merken bleibt, dass der Verlag seit Erscheinen der „Welt kompakt“ die Auflagen-
zahlen der „Welt“-Gruppe nur noch im Verbund bekanntgibt. 
  
                                                          
78 Hermann Meyn, Massenmedien in Deutschland, S. 96. 
79 Sven Felix Kellerhoff/Iris Marx/Cordula Schmitz, Die Zeitung, S. 16. 
80 Lt. Angaben der AGOF erreichte die Onlinepräsenz der „Welt“ zuletzt im 4. Quartal 2013 rd. 9,14 Mio. Leser 
pro Monat – vgl. Arbeitsgemeinschaft Online Forschung e.V., Quartalsbericht zur internet facts 2013-12, S. 20. 
81 Jan-Eric Peters, In eigener Sache – Die neuen Abo-Modelle der „Welt“. In: Welt.de vom 11.12.2012, (http:// 
www.welt.de/wirtschaft/webwelt/article111936712/Die-neuen-Abo-Modelle-der-Welt.html; 01.04.2014). 
82 Axel Springer SE, Geschäftsbericht 2013, S. 3. 
83 Axel Springer SE, Unternehmensgeschichte der Axel Springer AG. Digitalisierung (seit 2006). 
84 Konkret montags bis samstags von 251 839 Ex. (IVW 4/2001) auf 270 207 Ex. (IVW 4/2008) – alle Zahlen 
aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2001; 
Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagenliste 4/2008, S. 66. 
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Hinsichtlich ihrer politischen Ausrichtung wird „Die Welt“ gemeinhin dem 
konservativen Spektrum zugeordnet;85 wahlweise auch als „rechts“86 beziehungs-
weise „rechtskonservativ“87 beschrieben, wobei den Autoren unterstellt werden 
darf, sich der damit verbundenen, negativeren Konnotation durchaus bewusst zu 
sein. Dementgegen hat „Die Welt“ praktisch von Anfang an nichts unversucht ge-
lassen, ihre Unabhängigkeit zu betonen – lange Zeit trug sie, wie erwähnt,88 den 
Zusatz „unabhängige Tageszeitung“ im Zeitungskopf. Dessen ungeachtet gelten 
für alle Mitarbeiter der „Axel Springer SE“ allerdings fünf verbindliche Unterneh-
mensgrundsätze, an denen sich sämtliche im Verlag erscheinende Publikationen zu 
orientieren haben. 1967 erstmals von Axel Springer selbst formuliert, lauten diese 
seither mehrfach modifizierten Grundsätze in ihrer aktuellen Ausgestaltung wie 
folgt: 
1. „Das unbedingte Eintreten für den freiheitlichen Rechtsstaat Deutschland als 
Mitglied der westlichen Staatengemeinschaft und die Förderung der Eini-
gungsbemühungen der Völker Europas. 
2. Das Herbeiführen einer Aussöhnung zwischen Juden und Deutschen, hierzu 
gehört auch die Unterstützung der Lebensrechte des israelischen Volkes. 
3. Die Unterstützung des transatlantischen Bündnisses und die Solidarität in der 
freiheitlichen Wertegemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika. 
4. Die Ablehnung jeglicher Art von politischem Totalitarismus. 
5. Die Verteidigung der freien sozialen Marktwirtschaft.“89 
Insbesondere der dritte Grundsatz, neu hinzugekommen unter den Eindrücken der 
Anschläge vom 11. September 2001,90 ist hier natürlich von Bedeutung. Könnte er 
doch, bei engerer Auslegung, nicht unerhebliche Auswirkungen auf die Beurteilung 
der amerikanischen Außenpolitik nach sich ziehen. 
3.4. Die Frankfurter Rundschau 
Verglichen mit den übrigen untersuchten deutschen Tageszeitungen ist die in der 
titelgebenden Main-Metropole erscheinende „Frankfurter Rundschau“ nicht nur 
die kleinste, sondern auch die finanziell am stärksten angeschlagene. Gerade erst 
hat sie ein Insolvenzverfahren überstanden; mit ein Grund dafür, weshalb ihre ver-
kaufte Auflage zuletzt (IVW 1/2013) bei nur noch 87 136 Exemplaren lag.91 Rund 
                                                          
85 Vgl. u.a. Ludwig Maaßen, Massenmedien, S. 37; Hermann Meyn, Massenmedien in Deutschland, S. 95. 
86 Heiko Buschke, Deutsche Presse, S. 101. 
87 Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 310. 
88 Vgl. Zitat S. 66. 
89 Axel Springer AG, Axel Springer Kompakt 2013, Stand: März 2013, S. 8-9 (http://www.axelspringer.de/dl/ 
15310294/KOMPAKT_2013_DE.pdf; (01.04.2014). 
90 Axel Springer SE, Unternehmensgeschichte der Axel Springer AG. Internationalisierung (1996-2006). 
91 Alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., Auflagen-
liste 1/2013, S. 60 (http://daten.ivw.eu/download/20131_Auflagenliste.zip; 01.04.2014). Aktuellere Auflagen-
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elf Jahre zuvor, zu Beginn des Untersuchungszeitraums, hatte sie noch annähernd 
die doppelte Menge absetzen können.92 Und auch wenn die FR nie eine wirklich 
überregionale Zeitung war, da sie stets – selbst zu ihren Glanzzeiten in den 1970er 
Jahren war dies kaum anders – den Großteil ihrer Auflage in Hessen verkaufte,93 so 
hallte ihr ihr damals erworbener Ruf als führende links-liberale Stimme in der bun-
desdeutschen Presselandschaft noch lange nach.94 Was mittelfristig womöglich zu 
wenig ist, um das Überleben der Zeitung zu gewährleisten, doch Image und Re-
nommee allein rechtfertigen die Berücksichtigung der FR als Untersuchungsobjekt. 
Ausgestattet mit der Lizenz Nr. 2 der Nachrichtenkontrolle der alliierten Mili-
tärregierung war die FR überhaupt erst die zweite Lizenzzeitung auf westdeutschem 
Boden – nach den „Aachener Nachrichten“ in der britischen Besatzungszone – 
und die erste auf amerikanisch besetztem Gebiet.95 Schon am 01.08.1945, also we-
niger als drei Monate nach der deutschen Kapitulation, erschien ihre Erstausgabe in 
Frankfurt a.M. Zunächst nur zweimal wöchentlich, für 20 Pfennige. Denn wie 
praktisch alle Zeitungen der Nachkriegszeit litt auch die FR unter stetem Papier-
mangel, was einem häufigeren Erscheinen anfangs im Wege stand. Mit Wirkung 
zum 01.10.1946 konnte sie dann allerdings bereits an drei Tagen in der Woche er-
scheinen, und am 21.07.1948 erfolgte schließlich die Umstellung auf eine tägliche 
Erscheinungsweise (außer sonntags). 
Um ein möglichst vielfältiges Meinungsspektrum abzubilden, hatten die Ame-
rikaner zunächst bewusst keiner Einzelperson, sondern gleich einem siebenköpfi-
gen Gremium die Lizenz zur Herausgabe der FR erteilt.96 Das Ergebnis war tat-
sächlich eine höchst heterogene Gruppe, mit unterschiedlichen politischen Vorstel-
lungen, deren gemeinsames Bindeglied vor allem in ihrer Opposition zum Natio-
nalsozialismus bestand – was sie aus Sicht der Amerikaner freilich gerade als Li-
zenzträger qualifiziert hatte. Ein Nebeneffekt dieses Auswahlverfahrens war aller-
dings, dass eine starke Minderheit der Gruppe der sieben zunächst aus Kommunis-
ten bestand – die waren naturgemäß Gegner der Nationalsozialisten gewesen. 
Konkret handelte es sich bei den Lizenzinhabern der ersten Stunde um Emil Carle- 
  
                                                                                                                                                                                     
zahlen liegen leider nicht vor; beginnend mit dem 2. Quartal 2013 haben die neuen Eigentümer der FR deren 
Bekanntgabe eingestellt. Seither wird die FR nur mehr als Bestandteil der RheinMainMedia-Gruppe geführt, 
ohne dass deren Einzelauflage gesondert ausgewiesen würde. 
92 Konkret waren es im 4. Quartal 2001 noch 190 813 Ex., welche die FR montags bis samstags im Schnitt ver-
kaufte – alle Zahlen aus Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V., 
Auflagenliste 4/2001. 
93 Vgl. Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 313. 
94 Vgl. Heiko Flottau, Liberal auf schwankendem Boden, S. 102; Gerd G. Kopper, Frankfurter Rundschau, 
S. 182; Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 313. 
95 Vgl. hierzu und im Folgenden Roderich Reifenrath, Unabhängigkeit fängt im Kopf an. In: 50 Jahre Frankfurter 
Rundschau. Zum Jubiläum 1945-1995. FR-Sonderbeilage vom 29.07.1995, S. 3. 
96 Vgl. hierzu und im Folgenden Heiko Buschke, Deutsche Presse, S. 94; Ludwig Maaßen, Die Zeitung, S. 97; 
Jürgen Wilke (Hg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, S. 312. 
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bach, Arno Rudert und Otto Grossmann (alle KPD), um Hans Etzkorn, Paul 
Rodemann und Wilhelm Knothe (alle SPD) sowie um Wilhelm Karl Gerst, letzte-
rer als einziger ehemaliges Mitglied des Zentrums. 
Doch die anfängliche Zusammensetzung war nur von kurzer Dauer; einige 
gingen freiwillig, anderen wurde die Lizenz wieder entzogen.97 Übrig blieb einzig 
Rudert, der zu diesem Zeitpunkt allerdings schon kein Mitglied der KPD mehr war 
– die Genossen hatten ihn zwischenzeitlich aus der Partei ausgeschlossen. Um die 
freiwillig ausgeschiedenen, der SPD nahe stehenden Etzkorn, Rodemann und 
Knothe zu ersetzen, holten die Amerikaner am 15.04.1946 den Sozialdemokraten 
Karl Gerold aus dem Schweizer Exil und statteten ihn nachträglich mit einer weite-
ren Lizenz aus. Es waren diese beiden Männer, Rudert sowie in erster Linie Gerold, 
welche die Anfangsjahre der FR entscheidend prägten und ihr auch zu ihrem sozi-
al-liberalen Profil verhalfen.98 Mit dem Rückzug der Amerikaner wurden die beiden 
auch Gesellschafter der FR, genauer: des „Druck- und Verlagshauses Frankfurt 
a.M. GmbH“, unter dessen Dach die Zeitung erschien. 1954, nachdem Rudert ge-
storben war, übernahm Gerold zwei Drittel der Geschäftsanteile. Fortan übte er die 
Ämter des Herausgebers, Verlegers und Chefredakteurs in Personalunion aus. 
Die längste Zeit über entsprach die FR unter Gerold mit ihrer politischen 
Ausrichtung eher nicht dem Zeitgeist – nur wenige konnten sich in der Ära Ade-
nauer eine sozial-liberale Bundesregierung vorstellen.99 Entsprechend lag ihre Auf-
lage bis in die Mitte der 1960er Jahre hinein auch nur bei rund 100 000 Exempla-
ren. Es waren vielmehr die folgenden anderthalb Jahrzehnte, die so etwas wie die 
Blütezeit der FR markieren sollten. Denn als Fürsprecherin der 68er-Bewegung und 
gleichsam Wegbereiterin einer Koalition aus SPD und FDP im Bundestag wurden 
ihre Positionen mit einem Male mehrheitsfähig. Vor allem Studenten und linke In-
tellektuelle lasen jetzt die FR, deren Auflage bis zu Beginn der 1980er Jahre auf 
knapp 200 000 Exemplare anstieg. 
Gerold selbst erlebte lediglich die Anfänge dieser Phase. 1969 hatte er noch 
persönlich dafür gesorgt, dass § 3 der Anstellungsverträge dahingehend präzisiert 
wurde, dass die Grundhaltung seiner Zeitung eine „sozial-liberal[e] (links-
liberal[e])“ sei.100 Als fester Bestandteil eines jeden Arbeitsvertrags galt diese Hal-
tung künftig für alle Mitarbeiter verpflichtend. Doch starb Gerold 1973; seine zwei 
Drittel am Verlag gingen in die nach ihm benannte „Karl-Gerold-Stiftung“ ein, 
                                                          
97 Vgl. hierzu und im Folgenden Heiko Flottau, Liberal auf schwankendem Boden, S. 100; Karl Grobe, Ohne 
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welche auch künftig die Unabhängigkeit der Zeitung und eine Fortführung der 
Blattlinie im Sinne Gerolds gewährleisten sollte.101 Dazu passt, dass die Stiftung 
1984 auch noch die restlichen Besitzanteile erwarb und alleinige Gesellschafterin 
des „Druck- und Verlagshauses Frankfurt a.M.“ wurde. Immerhin zwei Jahrzehnte 
lang, bis 2004, hatte diese Konstellation Bestand, was sicherlich auch daran lag, 
dass die „Karl-Gerold-Stiftung“ gemäß ihrer Satzung einmal erworbene Anteile 
eigentlich nicht wieder verkaufen durfte. 
Bereits in den 1990er Jahren geriet die FR in finanzielle Schwierigkeiten, doch 
Anfang des 21. Jahrhundert erwuchsen daraus zunehmend existenzielle Nöte.102 
Denn anders als die gleichfalls defizitäre „Welt“ besaß die FR keinen finanzstarken 
Verlag im Rücken, der in der Lage gewesen wäre, auftretende Verluste längerfristig 
zu kompensieren. 2003 weigerten sich erstmals die Banken, der FR zusätzliche 
Kredite zu bewilligen. Neue Gelder flossen erst, nachdem die CDU-geführte hessi-
sche Landesregierung mit einer Landesbürgschaft in Höhe von 10 Mio. Euro für 
das Blatt einstand. Ein Jahr später erwarb dann die SPD-eigene „Deutsche Druck- 
und Verlagsgesellschaft“ 90 Prozent an der FR, der „Karl-Gerold-Stiftung“ blieb 
nur noch ein Rest in Höhe von 10 Prozent. Eigentlich so gar nicht im Sinne ihrer 
damaligen Satzung, doch ging es um nicht weniger als die Existenz der FR – ohne 
neuen Investor hätte das Blatt schon 2004 vor der Zahlungsunfähigkeit gestanden. 
Zumindest konnte die Stiftung ihre Präambel, welche die FR als links-liberales Blatt 
definiert, in den Kaufvertrag hinüberretten. 
2006 stieg dann das Kölner Verlagshaus „DuMont Schauberg“ bei der FR ein 
und erwarb die Mehrheitsanteile (50 Prozent + 1) am Blatt, wodurch die Beteili-
gung der DDVG auf 40 Prozent reduziert103 und dem Eindruck einer wie auch 
immer gearteten parteipolitischen Abhängigkeit der FR – die ja immerhin den Un-
tertitel „Unabhängige Tageszeitung“ im Zeitungskopf trägt – zumindest ein Stück 
weit entgegengewirkt wurde. Seit 2007 erscheint die FR zudem im neuen, handli-
cheren Tabloid-Format. Kurzfristig konnte der Abwärtstrend damit zumindest vo-
rübergehend abgebremst werden, doch mittelfristig waren Format- und Eigentü-
merwechsel zu wenig, um den allgemeinen Auflagenschwund zu stoppen. So sank 
die verkaufte Auflage allein im fraglichen Untersuchungszeitraum um knapp 
40 000 Exemplare;104 ein Verlust, der auch durch die eigene Onlineplattform 
www.fr-online.de kaum aufgefangen wurde. Bei aktuell (4. Quartal 2013) gerade 
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einmal 1,76 Mio. Besuchern pro Monat erreicht sie nicht einmal ansatzweise die 
Leserzahlen der Konkurrenz.105 Was angesichts des massiven Personalabbaus, den 
die FR in den letzten Jahren betrieb und der gerade auch vor ihrer Redaktion nicht 
Halt machte, kaum verwundern kann – journalistische Qualitätsverluste waren da 
geradezu unausweichlich. Bis zuletzt hatte „DuMont Schauberg“ noch versucht, 
die FR durch redaktionelle Zusammenlegungen mit der im gleichen Hause erschei-
nenden „Berliner Zeitung“ zu konsolidieren; am Ende entstand in Frankfurt nur 
mehr der Lokalteil der Zeitung.106 Schlussendlich aber waren auch die neuen Ge-
sellschafter nicht länger gewillt, die jährlichen Verluste in zweistelliger Millionen-
höhe aufzufangen, so dass der Verlag gezwungen war, am 13.11.2012 Insolvenz 
anzumelden.107 Seit Februar 2013 stehen zwar die neuen Eigentümer fest – neben 
der „Karl-Gerold-Stiftung“ sind dies mit 55 Prozent die „Frankfurter Societät 
GmbH“ sowie mit 35 Prozent die „Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH“108 –, 
viel mehr aber lässt sich zur Zukunft des Blattes derzeit kaum sagen. Mit einer stark 
verkleinerten Redaktion soll es immerhin gelungen sein, das Geschäftsjahr 2013 
wieder mit einem operativen Gewinn abzuschließen.109 Ihre Rolle als eine der füh-
renden Tageszeitungen Deutschlands aber dürfte die FR auf absehbare Zeit kaum 
wiedererlangen. 
Klarheit herrscht indes hinsichtlich der politischen Ausrichtung der FR. In der 
Literatur wird diese allenthalten mit den Begriffen „links-liberal“110 beziehungswei-
se „sozial-liberal“111 umschrieben, was sich ja auch mit der Selbstwahrnehmung der 
Zeitung deckt; nachzulesen etwa in den bereits erwähnten Standardarbeitsverträ-
gen.112 Die darin enthaltenen, für jeden Redakteur verbindlichen Richtlinien zur 
publizistischen Haltung der FR werden zwar nicht so offensiv nach außen getragen, 
wie dies etwa bei der „Axel Springer SE“ der Fall ist. So enthält weder die Home-
page der FR, noch die der „Karl-Gerold-Stiftung“113 den genauen Wortlaut eben 
jener Richtlinien; lediglich den versteckten Hinweis darauf, dass diese bis heute so-
wohl fester Bestandteil der Arbeitsverträge als auch in der Stiftungssatzung enthal-
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111 Vgl. Heiko Flottau, Liberal auf schwankendem Boden, S. 101. 
112 Vgl. Zitat S. 72. 
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ten sind.114 Auszüge sind gleichwohl von Seiten Dritter überliefert, und gerade die 
darin enthaltenen außenpolitischen Vorgaben verdienen es, an dieser Stelle im 
Wortlaut zitiert zu werden: 
- „Die Frankfurter Rundschau lehnt Gewalt als Mittel innenpolitischer Umge-
staltung ebenso ab wie als Instrument zwischenstaatlicher Beziehungen. Ge-
walt muss nach ihrer Grundhaltung im persönlichen, gesellschaftlichen und 
zwischenstaatlichen Bereich auf das Recht auf Notwehr beschränkt blei-
ben.“115 
- Folglich erwartet die FR von ihren Mitarbeitern, dass diese für eine „Außen-
politik des Friedens, der Entspannung und der europäischen Einigung“116 ein-
treten. 
Mit Rückwirkungen dieser Richtlinien auf die Beurteilung der amerikanischen Au-
ßenpolitik ist schon allein wegen ihres verbindlichen Charakters zu rechnen. Gera-
de aber weil der von der Bush-Administration konzipierte „globale Krieg gegen den 
Terror“ über weite Strecken nach fundamental anderen Prinzipien funktioniert, 
bleibt der Spielraum, innerhalb dem die FR überhaupt Zustimmung signalisieren 
könnte, von Anfang an ein schmaler. 
3.5. Die New York Times 
620 Eighth Avenue, Manhattan, New York – so lautet die Anschrift von Amerikas 
renommiertester Tageszeitung. Hier erscheint, von montags bis sonntags, an sieben 
Tagen in der Woche, die „New York Times“. Ihre Auflage lag werktags zuletzt 
(Oktober 2012-März 2013) bei durchschnittlich 1 865 318 Exemplaren, was die 
„Times“ zur Nr. 2 unter Amerikas Tageszeitungen macht – nur das „Wall Street 
Journal“ verkaufte sich noch besser. An Sonntagen ist die „Times“ hingegen eine 
Klasse für sich – da setzten die New Yorker unlängst mit 2 322 429 verkauften 
Exemplaren mehr als das Doppelte dessen ab, was die zweitplatzierte Konkurrenz 
vom „Houston Chronicle“ am gleichen Tag verkauft.117 Doch abseits aller Aufla-
genzahlen ist es vor allem ihr Prestige, das sich die Zeitung in ihrer mehr als 150-
jähigen Geschichte erarbeitet hat, welches die Ausnahmestellung der „Times“ in 
Amerikas Presselandschaft am besten erklärt. Insgesamt 114 Pulitzer-Preise gingen 
                                                          
114 Vgl. Roderich Reifenrath, Gerolds Vermächtnis. In: FR-Online.de vom 02.09.2005 (http://www.fr-
online.de/wir-ueber-uns/gerolds-vermaechtnis,4353508,2697238.html; 01.04.2014); ders., Unabhängigkeit 
fängt im Kopf an. In: FR-Online.de vom 29.06.2010 (http://www.fr-online.de/wir-ueber-uns/fr--wie-alles-
begann-unabhaengigkeit-faengt-im-kopf-an,4353508,4365538.html; 01.04.2014). Hierbei handelt es sich um die 
Onlineversionen der bereits unter Fn. 95 und Fn. 100 erwähnten Artikel. Beide sind nicht gesondert verlinkt 
und nur über die Suchfunktion auffindbar. 
115 Zit. nach Heiko Flottau, Liberal auf schwankendem Boden, S. 98. 
116 Zit. nach Wulf-Winrich Lapins, Zur Einschätzung sowjetischer Bedrohung, S. 145. 
117 Alle Zahlen aus Alliance for Audited Media, Top 25 U.S. Newspapers for March 2013 (http:// 
auditedmedia.com/news/research-and-data/top-25-us-newspapers-for-march-2013.aspx; 01.04.2014). 
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seit 1918 nach New York, mehr als an jede andere Zeitung – damals gewann die 
„Times“ die begehrte Auszeichnung erstmals für ihre ebenso umfassende wie akku-
rate Berichterstattung über den Ersten Weltkrieg.118 Ein Niveau, welches die „Ti-
mes“ auch deshalb erreicht, weil sie bereits seit Jahren die größte Nachrichtenre-
daktion des Landes unterhält.119 Insgesamt 1150 Mitarbeiter120 sind hier täglich da-
rum bemüht, dem programmatischen Motto der Zeitung gerecht zu werden: „All 
the News That’s Fit to Print“, zu Deutsch etwa: „Alle Nachrichten, die es wert 
sind, gedruckt zu werden.“ Dieser Satz, 1896 von ihrem damaligen Verleger 
Adolph Simon Ochs geprägt,121 prangt noch heute auf jeder Titelseite der „Times“. 
Und noch immer lenken dessen Erben die Geschicke des Blattes: Seit 1992 hat 
Arthur Ochs Sulzberger Jr., ein Urenkel Ochs‘, den Herausgeberposten in vierter 
Generation inne. 
Obgleich es Ochs war, der die „Times“ Anfang des 20. Jahrhunderts zu einer 
modernen Zeitung formte und dabei eine Institution schuf, war er nicht ihr Grün-
der. Deren Geschichte begann vielmehr ein halbes Jahrhundert früher.122 Es waren 
der Journalist Henry Jarvis Raymond sowie die beiden Finanziers George Jones 
und Edward B. Wesley, die sich 1851 als „Raymond, Jones & Company“123 mit 
dem erklärten Ziel zusammentaten, eine neue Tageszeitung für New York zu grün-
den. Aufmachung und Tonfall sollten bewusst seriös gehalten werden, um sich von 
der eher marktschreierisch agierenden Konkurrenz abzuheben und zugleich ein 
anderes Publikum anzusprechen. Gemäß diesen Vorgaben erschien am 18.09.1851 
die Erstausgabe der „NY Times“ – damals noch unter dem etwas sperrigen Titel 
„The New-York Daily Times“124: auf vier Seiten, à sechs Spalten, für 1 Cent. Das 
Blatt konnte sich umgehend etablieren, innerhalb von nur zehn Wochen hatten 
„Raymond, Jones & Co.“ bereits eine Auflage von 20 000 Exemplaren erreicht. 
Ausschlaggebend für den Erfolg waren vor allem zwei Aspekte, der niedrige Preis 
und die Qualität der Zeitung. Kenner wie der amerikanische Historiker und Journa-
                                                          
118 Alle Preisträger unter The New York Times Company, Pulitzer Prizes (http://www.nytco.com/pulitzer-
prizes/; 01.04.2014). 
119 Vgl. Richard Pérez-Peña, Times Says It Will Cut 100 Newsroom Jobs. In: The New York Times Media Decod-
er vom 19.10.2009 (http://mediadecoder.blogs.nytimes.com/2009/10/19/times-says-it-will-cut-100-
newsroom-jobs/; 01.04.2014). 
120 Christine Haughney, New York Times Seeks Buyouts From 30 in Newsroom. In: The New York Times Media 
Decoder vom 03.12.2012 (http://mediadecoder.blogs.nytimes.com/2012/12/03/new-york-times-seeks-
buyouts-from-30-newsroom-managers/; 01.04.2014). 
121 Vgl. The New York Times Company, Our History (http://www.nytco.com/who-we-are/culture/our-history/; 
01.04.2014). 
122 Vgl. hierzu und im Folgenden Heinz-Dietrich Fischer, „The New York Times“, S. 103-107; Frank L. Mott, 
American Journalism, S. 278-281. 
123 Heutiger Name: „The New York Times Company“. 
124 Sowohl der Bindestrich als auch der Zusatz „Daily“ fielen 1857 weg, seit der Ausgabe vom 14.09. desselben 
Jahres firmiert die „Times“ unter dem kürzeren und noch heute üblichen Titel „The New York Times“ – vgl. 
Bill Lucey, The New York Times. A Chronology 1851-2010 vom 23.05.2012 (http://www.nysl.nysed.gov/ 
nysnp/nytlucey.htm; 01.04.2014). 
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list Frank Luther Mott beschreiben sie als „ungewöhnlich gut redigiert“,125 mit ei-
ner Fülle an Auslands- und Lokalnachrichten. Es war dann auch die Qualität der  
„Times“, die dazu führte, dass das Blatt rasch über die Grenzen New Yorks hinaus 
Verbreitung fand. Schließlich hatte die „Times“ auch ihre politische Findungsphase 
binnen weniger Jahre hinter sich gelassen: Während Raymond sie ursprünglich als 
eine der Whig-Partei nahestehende Zeitung konzipiert hatte,126 erfuhren ihr He-
rausgeber und damit auch die „Times“ schon bald eine politische Neuausrichtung. 
Ab 1856, nachdem die Republikanische Partei rund zwei Jahre zuvor aus der Be-
wegung zur Abschaffung der Sklaverei hervorgegangen war, mit deren Zielen sich 
Raymond weitgehend identifizierte, wurde die „Times“ zu einer republikanischen 
Zeitung. 
Raymond sollte den Sieg der in der Union zusammengeschlossenen Nordstaa-
ten über die konföderierten Südstaaten und damit das Ende der Sklaverei 1865 
noch miterleben, doch nur vier Jahre später starb der Gründer und erste Herausge-
ber der „Times“. Die Zeitung selbst konnte ihr Prestige zunächst noch über Ray-
monds Tod hinaus eine Zeit lang aufrechterhalten, doch spätestens seit den 1880er 
Jahren begann der Stern der „Times“ zu sinken.127 Der Verzicht auf Bilder, der 
eher knapp bemessene Umfang von acht Seiten – beides womöglich auch eine Fol-
ge veralteter Drucktechnik128 –, der gesamte Auftritt wirkte antiquiert, die „Times“ 
fiel schlicht und ergreifend aus der Zeit. Bis 1893 war ihre Auflage auf gerade ein-
mal 9000 Exemplare gesunken, was einem täglichen Verlust in Höhe von 1000 
Dollar gleichkam; ihr baldiges Ende war augenscheinlich nur noch eine Frage der 
Zeit. Da erschien 1896 der Verleger Adolph Ochs auf der Bildfläche und erwarb 
die Mehrheitsanteile an der „Times“. 
Mit Ochs erhielt die „Times“ nicht nur ihr neues, programmatisches Motto – 
er gab ihr auch gleich ein gänzlich neues Verständnis für Journalismus mit auf den 
Weg.129 Wo bei Raymond noch vor allem der Ausdruck und die Vermittlung von 
politischen Überzeugungen im Vordergrund gestanden hatten, lag bei Ochs der 
Fokus auf objektiver und umfassender Berichterstattung an sich. Parteilichkeit im 
nachrichtlichen Teil sollte unter allen Umständen vermieden werden – was heute 
einer Selbstverständlichkeit gleichkommt, war um die vorherige Jahrhundertwende 
                                                          
125 Frank L. Mott, American Journalism, S. 279. 
126 So bekannten sich „Raymond, Jones & Co.“ in einer Broschüre von 1851, die für ihre neue Zeitung werben 
sollte, zunächst zu den „Prinzipien des Christentums und des Republikanismus“, um hernach zu erläutern: 
„Während sie [= die „NY Times“; J.G.] sicher und eifrig diese Prinzipien aufrechterhalten wird, welche für das 
öffentliche Wohl als gut erachtet und von der großen Whig-Partei der Vereinigten Staaten mehr als von irgend-
einer anderen politischen Organisation getragen werden, sollen die Spalten der Zeitung frei bleiben von blind-
gläubiger Hinwendung zu weniger Interessantem.“ – Zit. nach Heinz-Dietrich Fischer, „The New York  
Times“, S. 104. 
127 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 107-108; Frank L. Mott, American Journalism, S. 428-429. 
128 Vgl. Stefan W. Elfenbein, The New York Times, S. 37. 
129 Vgl. hierzu und im Folgenden Heinz-Dietrich Fischer, „The New York Times“, S. 108-111; David Halberstam, 
The Powers That Be, S. 207-210. 
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praktisch journalistisches Neuland. Ochs hatte mit seiner Neuausrichtung vor allem 
die gebildete, finanzkräftige Oberschicht New Yorks im Blick – die war zur Akqui-
rierung von Anzeigenkunden und der Steigerung der Werbeeinnahmen von beson-
derem Interesse.130 Ein erweiterter Wirtschafts- und Finanzteil der „Times“ unter-
strich Ochs‘ diesbezügliche Ambitionen noch zusätzlich. Tatsächlich gelang es bis 
1898, die Auflage auf 25 000 Exemplare zu steigern. Ein Anfang war gemacht, aber 
noch zu wenig, um dauerhaft Gewinne abzuwerfen. Die Wende kam schließlich 
mit einer Preissenkung noch im gleichen Jahr von 3 auf 1 Cent. Jetzt war die „Ti-
mes“ auch für breite Kreise erschwinglich geworden, schon 1901 bewegte sich ihre 
Auflage im sechsstelligen Bereich. 
In der Folge entwickelte die „Times“ unter Ochs eine Reihe spezifischer Cha-
rakteristika, die mit dazu beitrugen, dass die Zeitung bald auch im Ausland über 
einen exzellenten Ruf verfügte.131 So druckt sie seit Beginn der zweiten Dekade des 
20. Jahrhunderts immer wieder die vollständigen Texte politischer Reden und Do-
kumente ab, was sie zu einer unerlässlichen Quelle für Bibliothekare, Wissenschaft-
ler und andere Medienschaffende macht. Verstärkt beziehungsweise ergänzt wird 
dieser Status noch zusätzlich durch den 1913 erstmals veröffentlichten „New York 
Times Index“, ein quartalsmäßig erscheinendes Verzeichnis sämtlicher in der „Ti-
mes“ publizierter Artikel. 
Die 1920er und 1930er Jahre standen dann vor allem im Zeichen der Konso-
lidierung.132 1927, zwei Jahre vor Ausbruch der Weltwirtschaftskrise, hatte es allein 
in New York noch zwölf Zeitungen und drei weitere in Brooklyn gegeben. Mit Be-
ginn der Rezession brachen die Erlöse weg, ein regelrechtes Zeitungssterben setzte 
ein. Die „Times“ selbst erwies sich dank ihrer vergleichsweise gut situierten Leser-
schaft als weniger konjunkturanfällig. Mitte der 1930er Jahre gab es nur noch eine 
nennenswerte Konkurrenz in New York, die ebenfalls auf seriösen Journalismus 
setzte und damit die gleiche Leserschaft wie die „Times“ ansprach, die „Herald 
Tribune“. Politisch hatte sich die „Times“ von ihren republikanischen Wurzeln ge-
löst und neigte unter Ochs am ehesten den Demokraten zu, deren Präsident-
schaftskandidaten sie wiederholt unterstützte.133 
Als Ochs 1935 im Alter von 77 Jahren starb, trat dessen Schwiegersohn 
Arthur Hays Sulzberger die Nachfolge an. Es war unter Sulzbergers Ägide, in der 
sich die „Times“ auch ihres letzten verbliebenen lokalen Konkurrenten entledigte 
beziehungsweise diesen marginalisierte.134 Nachdem die US-Regierung im Zuge des 
Zweiten Weltkriegs die Produktion von Zeitungspapier rationiert hatte, reduzierte 
                                                          
130 Vgl. Stefan W. Elfenbein, The New York Times, S. 38-41. 
131 Vgl. Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 242; Bill Lucey, The New York Times. 
132 Vgl. hierzu und im Folgenden David Halberstam, The Powers That Be, S. 214. 
133 Vgl. Heinz-Dietrich Fischer, „The New York Times“, S. 112. 
134 Vgl. hierzu und im Folgenden David Halberstam, The Powers That Be, S. 218-219. 
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die „Times“ freiwillig ihren Anzeigenteil, auf dass die Berichterstattung vom 
Kriegsgeschehen unter der Papierknappheit nicht litte. Die „Tribune“ indes konnte 
oder wollte auf kurzfristige Anzeigenerlöse nicht verzichten, womit sie mittelfristig 
freilich der „Times“ in die Hände spielte. Bei Kriegsende waren wesentliche Teile 
ihrer Leserschaft zur Konkurrenz übergelaufen, die auch nicht wieder zurückkeh-
ren sollten. Sulzberger sorgte seinerseits dafür, dass die zusätzlichen Einnahmen 
der  
„Times“ zugutekamen und baute deren Nachrichtenteil in der Folgezeit kontinuier-
lich aus. Als er 1961 den Herausgeberposten zugunsten seines Schwiegersohnes 
Orvil Eugene Dryfoos135 räumte, verfügte weltweit keine Zeitung über einen größe-
ren Nachrichtenteil als die „NY Times“.136 Konsequenterweise war auch deren An-
zeigenteil einer der größten seiner Art.137 
Während Sulzberger und dessen Nachfolger die Gewinne, welche die „Times“ 
über die Jahre erwirtschaftete, stets zu einem nicht unerheblichen Teil in die New 
Yorker Zeitung reinvestierten, prosperierte zugleich das eigene Verlagshaus, die 
„New York Times Company“. Schon 1944 hatte es seinen ersten Radiosender er-
worben, doch erst der Börsengang von 1969 ermöglichte den nachfolgenden Ex-
pansionskurs. Bis zur Jahrtausendwende war das Verlagshaus, welches ehemals le-
diglich eine einzige Zeitung vertrieben hatte, zu einem gewaltigen Medienimperium 
mit insgesamt 14 000 Mitarbeitern und einem Umsatz in Höhe von 3,5 Mrd. Dollar 
herangewachsen. Der eigene Pressedienst zählte 650 Kunden, neben der „Times“ 
gehörten dem Unternehmen noch 16 weitere Zeitungen, acht Fernsehstationen, 
zwei Radiostationen, vier Zeitschriften und sechs Websites.138 
1971 gelang der „Times“ mit der Veröffentlichung der sogenannten „Penta-
gon Papers“ der vielleicht größte journalistische Coup – in jedem Fall aber der fol-
genreichste – ihrer jüngeren Geschichte.139 Einen Abdruck jener Berichte, die eine 
bis dato unbekannte Verstrickung der USA in den Vietnam-Krieg zeigten, suchte 
das Weiße Haus juristisch zu verhindern, unterlag aber schließlich vor dem Su-
preme Court, der den Eingriff als Vorzensur („prior restraint“) und damit als unzu-
lässigen Eingriff in die Pressefreiheit verurteilte. Ein Richterspruch mit Signalwir- 
  
                                                          
135 Dryfoos selbst war keine lange Amtszeit vergönnt – 1963, nur zwei Jahre nach Übernahme des Herausgeber-
postens von seinem Schwiegervater, starb er an den Folgen eines Herzinfarkts. Seine Nachfolge trat der vor-
mals übergangene Sohn von Arthur H. Sulzberger, Arthur Ochs „Punch“ Sulzberger an. Dessen Sohn, Arthur 
Ochs Sulzberger Jr., leitet noch heute die Geschicke des Unternehmens. 
136 Heinz-Dietrich Fischer, „The New York Times“, S. 114. 
137 Nur die „LA Times“ verkaufte seit 1955 noch mehr Anzeigen als die „NY Times“ – vgl. Michael 
Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 554. 
138 Alle Zahlen aus The New York Times Company, 229: 1913-2007. A tribute to and for the men and women 
who have built, nurtured and maintained The New York Times Company during its 94 years at 229 West 43rd 
Street, New York 2007, S. 58 (http://www.nytco.com/pdf/229Tribute.pdf; 27.02.2013). 
139 Für eine ausführliche Darstellung der Geschehnisse vgl. Christopher B. Daly, Covering America, S. 367-379. 
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kung für die gesamte amerikanische Presselandschaft und einer, welcher der US-
Regierung künftig hohe Hürden in den Weg legte, die Veröffentlichung unliebsa-
mer Medienberichte zu unterbinden. 
Seit 1996 ist die „Times“ auch im Internet erreichbar, unter der Adresse 
www.nytimes.com.140 Ihre Internetpräsenz avancierte rasch zu einer der am häu-
figsten frequentierten englischsprachigen Nachrichtenseiten überhaupt; aktuell ver-
fügt keine US-Tageszeitung über mehr Besucher online als die „NY Times“.141 
Und dennoch konnte sich auch die „Times“ der allgemeinen Veränderung bei 
der Mediennutzung, unter der insbesondere die klassischen Printmedien seit Jahren 
leiden, nicht entziehen und geriet Anfang des 21. Jahrhunderts in die Krise. So sank 
allein im fraglichen Untersuchungszeitraum die durchschnittlich verkaufte Auflage 
an Werktagen um rund 100 000 Exemplare, an Sonntagen sogar um rund 230 000 
Exemplare.142 Zwar stieg zugleich die Zahl ihrer Onlinebesucher erheblich an, doch 
vermochte diese Entwicklung nicht, die gesunkenen Werbeeinahmen im Printbe-
reich zu kompensieren. Seit 2005 begann die Unternehmensführung mit Entlas-
sungen – allein in der Redaktion wurden in mehreren Wellen über 200 Stellen ab-
gebaut,143 zugleich reagierte der Verlag, um Liquiditätsproblemen entgegenzuwir-
ken, mit dem Verkauf von Unternehmensteilen.144 Mehrere Anläufe wurden unter-
nommen, mittels Einführung verschiedener Bezahlmodelle die überaus gut besuch-
te Internetpräsenz der „Times“ besser zu monetisieren. Ein erster Ansatz namens 
„TimesSelect“ von 2005, die täglichen Kolumnen hinter einer Paywall zu verste-
cken, wurde nach nur zwei Jahren wieder aufgegeben.145 Ein zweiter Versuch hat 
2011 begonnen, seither ist nahezu der gesamte Inhalt ihrer Website kostenpflichtig, 
und dieses Mal blieb lediglich eine Höchstzahl von 20 Artikeln (2012 auf zehn re-
duziert) pro Monat für den gelegentlichen Nutzer frei zugänglich.146 Inwieweit das 
neuerliche Unterfangen von Erfolg gekrönt ist, bleibt abzuwarten – unlängst be- 
  
                                                          
140 The New York Times Company, Our History. 
141 Vgl. BurrellesLuce, 2014 Top Media Outlets: Newspapers, Blogs, Consumer Magazines, Broadcasters, Websites 
& Social Networks (http://www.burrellesluce.com/system/files/private/Top_Media_Mar14_FNL.pdf; 01.04. 
2014). 
142 Konkret werktags von 1 109 371 Ex. (April-September 2001) auf 1 000 665 Ex. (April-September 2008), 
sonntags von 1 668 650 Ex. auf 1 438 585 Ex. – alle Zahlen aus Advertising Age, Top newspapers by circula-
tion. Newspaper circulation for 6 mos. ending 9/30/01; BurrellesLuce, 2009 Top Media Outlets: Newspapers, 
Blogs, Consumer Magazines & Social Networks (http://www.burrellesluce.com/top100/2009_Top_ 
100List.pdf; 01.04.2014). 
143 Vgl. Richard Pérez-Peña, Times Says It Will Cut 100 Newsroom Jobs. 
144 Exemplarisch seien hier nur der Verkauf der Broadcast Media Group für 575 Mio. Dollar (2007), der Rück-
mietverkauf der erst 2007 bezogenen, neuen Firmenzentrale in New York für 225 Mio. Dollar (2010) sowie der 
Verkauf der Regional Media Group für 143 Mio. Dollar (2012) genannt – vgl. The New York Times Company, 
Company Milestones 2001-present (http://www.nytco.com/company/milestones/milestones.html; 27.02. 
2013). 
145 Vgl. Richard Pérez-Peña, Times to Stop Charging for Parts of Its Web Site. In: NYTimes.com vom 18.09.2007, 
http://www.nytimes.com/2007/09/18/business/media/18times.html; 01.04.2014). 
146 Vgl. Arthur Ochs Sulzberger Jr., A Letter to Our Readers About Digital Subscriptions. In: NYTimes.com vom 
17.03.2011 (http://www.nytimes.com/2011/03/18/opinion/l18times.html; 01.04.2014). 
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zeichnete die „Times“ die Zahl ihrer digitalen Abonnements als „Erfolgsgeschich-
te“, während im gleichen Zeitraum die Werbeeinahmen ihrer Printausgabe weiter 
zurückgegangen sind.147 
Was ihre politische Ausrichtung betrifft, so betrachtet sich die „Times“ seit 
den Tagen ihrer Übernahme durch Adolph S. Ochs als unabhängige, überparteili-
che Zeitung. In den Worten ihres damaligen Herausgebers: „It will be my earnest 
aim that the New York Times [Hervorhebung im Original; J.G.] give the news, all the 
news […], to give the news impartially, without fear or favor, regardless of any par-
ty, sect or interest involved.“148 Und noch heute beruft sie sich auf dessen Worte, 
wenn sie in einem Handbuch über moralische Werte im Journalismus ihre 
Mitarbeiter daran erinnert, dass es das Ziel der „Times“ sei, „to cover the news as 
impartially as possible – ‚without fear or favor,‘ in the words of Adolph Ochs, our 
patriarch – and to treat […] others fairly and openly.“149 Andererseits lässt sich ihre 
Nähe zur Demokratischen Partei kaum verleugnen, hat sie doch seit 1960, als sie 
zur Wahl John F. Kennedys aufrief, ausschließlich demokratische Präsidentschafts-
kandidaten unterstützt.150 Entsprechend fällt auch ihre Einschätzung durch die 
amerikanische Öffentlichkeit aus.151 
3.6. Die Los Angeles Times 
4500 km weiter westlich, in der bevölkerungsreichsten Metropole Kaliforniens, er-
scheint eine weitere führende Tageszeitung der USA: die „Los Angeles Times“. 
Mag sie auch international nicht über den gleichen Bekanntheitsgrad wie die „NY 
Times“ oder die „Washington Post“ verfügen, in den USA werden die drei meist in 
einem Atemzug genannt, wann immer Journalisten oder Meinungsforscher ver-
sucht sind, die beste Zeitung des Landes zu bestimmen.152 Aktuell (Oktober 2012-
März 2013) verkauft die „Times“ montags bis samstags durchschnittlich 653 868 
Exemplare, sonntags sogar 954 010 Exemplare, was sie zur viert- (werktags) bezie-
hungsweise drittgrößten Tageszeitung der USA macht.153 Lange Zeit galt sie sogar 
                                                          
147 Margaret Sullivan, A Milestone Behind, a Mountain Ahead. In: NYTimes.com vom 19.01.2013 (http:// 
www.nytimes.com/2013/01/20/public-editor/a-milestone-behind-a-mountain-ahead.html; 01.04.2014). 
148 Zit. nach Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 239. 
149 The New York Times, Ethical Journalism. A Handbook of Values and Practices for the News and Editorial 
Departments, New York 2004, S. 3 (http://www.nytco.com/pdf/NYT_Ethical_Journalism_0904.pdf; 01.04. 
2014). 
150 Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 552. 
151 Lt. einer im Jahr 2007 durchgeführten Umfrage des amerikanischen Meinungsforschungsinstituts „Rasmussen 
Reports“ attestierten immerhin 40 % aller Befragten der „NY Times“ eher liberale Tendenzen, derweil nur 
11 % stärker konservative Neigungen erkennen wollten. 20 % glaubten an eine ausgewogene Berichterstattung 
– vgl. Rasmussen Reports, New York Times, Washington Post, and Local Newspapers Seen as Having Liberal 
Bias vom 15.07.2007 (http://web.archive.org/web/20080307061018/http://www.rasmussenreports.com/ 
public_content/politics/current_events/general_current_events/media/new_york_times_washington_post_ 
and_local_newspapers_seen_as_having_liberal_bias; 01.04.2014). 
152 Vgl. Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 549. 
153 Alle Zahlen aus Alliance for Audited Media, Top 25 U.S. Newspapers for March 2013. 
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als „reichste Zeitung der Welt“,154 die seit 1955 mehr Anzeigen verkaufte als jedes 
andere Blatt und vorübergehend selbst der „NY Times“ den Rang abgelaufen hatte 
als auflagenstärkste großstädtische Tageszeitung. Was diese beeindruckenden Zah-
len indes nicht widerspiegeln, ist der Umstand, dass sich die „Times“ ihren Ruf als 
Qualitätszeitung erst spät in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts erworben hat. 
Zuvor war sie im Gegenteil lange Zeit eine der umstrittensten Zeitungen überhaupt 
gewesen; 1937 etwa hatten Washingtoner Korrespondenten sie noch zu einer der 
„unfairsten und unglaubwürdigsten“ („least fair and reliable“155) des Landes ge-
wählt. 
Gegründet wurde die „Times“ von Nathan Cole Jr. und Thomas Gardiner als 
„Los Angeles Daily Times“;156 ihre Erstausgabe erschien am 04.12.1881.157 Den 
Druck der anfangs nur vier Seiten umfassenden und mit weniger als 500 Exempla-
ren nicht eben auflagenstarken Zeitung übernahm die bereits seit 1873 bestehende 
„Mirror Printing Office and Book Bindery“. 
Zunächst schien die Neugründung unter keinem guten Stern zu stehen: Außer 
Stande, die angefallenen Produktionskosten ihrer Zeitung zu begleichen, ließen  
Cole und Gardiner ihre Gründung nach nur wenigen Wochen im Stich. Jetzt lag 
deren Zukunft allein in den Händen der „Mirror Printing Office and Book 
Bindery“, und hier war man offensichtlich nicht gewillt, die „Times“ so einfach 
aufzugeben. Mit der Rettung der Zeitung betraute man Colonel Harrison Gray 
Otis, einen früheren Unions-Offizier im Amerikanischen Bürgerkrieg. Am 
01.08.1882 erschien die „Times“ erstmals unter der Leitung ihres neuen Chefredak-
teurs. Tatsächlich gelang Otis alsbald die Wende: Schon nach kurzer Zeit schrieb 
die „Times“ schwarze Zahlen. Im Oktober 1884 hatte Otis dann genügend Geld 
zusammen, um die Kontrolle über die Zeitung gemeinsam mit einem weiteren In-
vestor, einem gewissen H.H. Boyce, zu erwerben. Der neue Verlag firmierte unter 
dem Namen „Times Mirror Company“. Wiederum nur zwei Jahre später wurde 
Otis dessen alleiniger Besitzer, nachdem er sämtliche Anteile Boyce‘ aufgekauft hat-
te. 
Die Auflagenzahlen der noch jungen „Times“ entwickelten sich in jenen Jah-
ren unter Otis zunächst nur moderat.158 Von gerade einmal 7000 Exemplaren im 
Jahre 1886 stiegen sie auf immerhin 26 000 zur Jahrhundertwende. Doch Kaliforni-
                                                          
154 Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 554. 
155 Zit. nach ebd., S. 552. 
156 Bereits im Oktober 1886 ließ Herausgeber Otis den Zusatz „Daily“ streichen; seither erscheint die Zeitung 
unter ihrem noch heute üblichen Namen „Los Angeles Times“ – vgl. The Los Angeles Times’ History. In: 
LATimes.com vom 21.09.2012 (http://www.latimes.com/about/mediagroup/latimes/la-mediagroup-times-
history,0,6911791.htmlstory; 01.04.2014). 
157 Vgl. hierzu und im Folgenden Marshall Berges, The Life and Times of Los Angeles, S. 5-6, 12-15; David 
Halberstam, The Powers That Be, S. 102-105. 
158 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 245; David 
Halberstam, The Powers That Be, S. 104. 
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en und insbesondere Los Angeles erlebten in jenen Jahren einen ungeheuren 
Boom, infolgedessen die Preise für Grundstücke und Ländereien in die Höhe 
schossen. Der florierende Grundstücksmarkt machte Otis, der sich selbst daran 
beteiligte, zu einem reichen Mann – und seine Zeitung prosperierte ebenfalls da-
von. Denn egal ob Käufer oder Verkäufer, sie alle inserierten in der „Times“. 
Der Colonel – seit seiner Beförderung im Philippinisch-Amerikanischen Krieg 
(1899-1902) „General“ Otis – etablierte die „Times“ nicht nur als äußerst profitable 
Zeitung, sondern verordnete ihr zugleich eine streng konservative Ausrichtung.159 
Wenn sich die „Times“ nun also künftig als eindeutige Fürsprecherin eines freien 
Unternehmertums, als einseitige Kämpferin für Arbeitgeberinteressen und gegen 
die von Arbeitnehmern und Gewerkschaften positionieren sollte, so fiel sie damit 
nicht einmal aus der Zeit. Überparteilichkeit und Objektivität in der Berichterstat-
tung als anzustrebende journalistische Ideale waren vom Herausgeber der „NY 
Times“, Adolph Ochs, schließlich auch gerade erst postuliert worden.160 Doch war 
die „LA Times“ mitnichten nur eine parteiische Zeitung, die grundsätzlich Repu-
blikaner aus dem konservativen Spektrum zur Wahl empfahl – sie ließ deren Kon-
trahenten erst gar nicht zu Wort kommen. Demokratische Politiker und deren Po-
sitionen wurden von ihrer Berichterstattung überhaupt nicht erfasst. Das ging so 
weit, dass selbst David Shaw, langjähriger Mitarbeiter bei der „Times“, 
rückblickend in einem Artikel von 2006 bilanzierte: „Readers [of the Los Angeles 
Times] could be excused for thinking that only one political party existed in South-
ern California.“161 Und doch sollte diese Praxis auch unter Otis‘ Nachfolgern noch 
bis weit in die Mitte des 20. Jahrhunderts hinein Bestand haben. 
35 Jahre lang agierte Harrison Gray Otis als Herausgeber der „Times“; dann, 
nach seinem Tod im Jahre 1917, übernahm dessen Schwiegersohn Harry Chandler 
das Zepter.162 Chandler wird in der Literatur als ein Mann vieler Talente beschrie-
ben, vor allem aber als jemand mit einem ausgeprägten Geschäftssinn. Bevor er bei 
der „Times“ anheuerte, hatte er bereits deren Vertriebswege in seinen Besitz ge-
bracht. Beeindruckt von den Qualitäten des jungen Mannes, beförderte ihn Otis 
zunächst zum Circulation Manager, später dann zum Business Manager der „Ti-
mes“. Seit 1894 gehörte Chandler zudem zur Familie, nachdem er Otis‘ Tochter 
Marian geheiratet hatte. Bestens vertraut mit jener Zeitung, deren Herausgeber-
schaft er sich nun zu übernehmen anschickte, schien Chandler wie geschaffen für 
                                                          
159 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 245; David 
Halberstam, The Powers That Be, S. 107-112; David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon Otis Chandler Dies 
at 78. In: LATimes.com vom 27.02.2006 (http://www.latimes.com/news/local/la-me-chandler-obit,0,7074713, 
full.story; 01.04.2014). 
160 Vgl. S. 77. 
161 David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon Otis Chandler Dies at 78. 
162 Vgl. hierzu und im Folgenden Marshall Berges, The Life and Times of Los Angeles, S. 16-18, 34-36, 58-60; 
David Halberstam, The Powers That Be, S. 105-106, 114-115. 
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die Nachfolge des Generals. Und doch oder vielleicht sogar gerade wegen seines 
ausgeprägten Geschäftssinnes schenkte Chandler dem Wohlergehen der „Times“ 
nur geringe Aufmerksamkeit. Vielmehr nutzte er die Zeitung als Mittel zum Zweck, 
was im Falle Chandlers den Erwerb und die Erschließung von Grundbesitz bedeu-
tete. Seine Konzentration galt primär dem Aufstieg Los Angeles‘ zur Metropole; 
ein Vorgang, von dem einer wie Chandler, der im großen Maßstab mit Ländereien 
handelte, natürlich zuvorderst profitierte. Zeitgenössischen Aussagen zufolge funk-
tionierten die Leitartikel der „Times“ in den 1930er und 1940er Jahren dann auch 
vor allem nach dem Motto: „Think of what is good for real estate.“163 
Es war Harry Chandler, unter dessen Ägide die Chandlers zur mächtigsten 
Familie Südkaliforniens aufstiegen. Auf dem Höhepunkt verfügte er über rund 
1,5 Mio. Morgen Land. Aus den daraus resultierenden Gewinnen finanzierte er die 
„Times“, die gerade nach 1929 schwere Zeiten durchmachen musste. Der allge-
meine Trend wies nach unten, die Konkurrenz hatte entscheidenden Boden gut-
gemacht. Schon lagen William Randolph Hearsts „Examiner“ und „Herald“ hin-
sichtlich ihrer verkauften Auflage an der Spitze, war die Time nur noch drittgrößte 
Zeitung im Großraum Los Angeles. Die Verdrängung Hearsts von der Spitzenposi-
tion gelang schließlich, allerdings erst unter Chandlers Sohn Norman, nach dem 
Tod seines Vaters 1944 neuer Herausgeber der „Times“. 
Wie sein Pendant Arthur H. Sulzberger in New York setzte auch Norman 
Chandler am Ende des Zweiten Weltkriegs, inmitten allgemeiner Papierknappheit, 
alles auf eine Karte: Er reduzierte den ohnehin knapp bemessenen Anzeigenteil 
seines Blattes zugunsten des Nachrichtenteils.164 Damit war die „Times“ die einzige 
im Westen der USA erscheinende Tageszeitung, die überhaupt noch Nachrichten 
in nennenswertem Umfang druckte – eine Entscheidung, die von der Leserschaft 
nachhaltig goutiert wurde. Binnen weniger Jahre avancierte die „Times“ zur aufla-
genstärkten Zeitung der Stadt. 
Darüber hinaus aber zeigte sich Chandler insgesamt nur wenig experimentier-
freudig – was die politische Ausrichtung der „Times“ betraf, so führte er den von 
seinen Vorgängern eingeschlagenen, konservativen Kurs bis auf Weiteres nahtlos 
fort. Erst gegen Ende seiner Herausgeberschaft lassen sich einige vorsichtige Libe-
ralisierungsbemühungen erkennen.165 1958 etwa installierte er mit Nick Williams 
einen neuen Chefredakteur, mit dem eine gewisse Emanzipation von der Republi-
kanischen Partei einherging. Unter ihm begleitete die „Times“ im Präsident-
schaftswahlkampf des Jahres 1960 nicht nur den Kandidaten der Republikaner, Ri-
chard Nixon, sondern berichtete erstmals auch über die Kampagne des demokrati-
                                                          
163 Zit. nach David Halberstam, The Powers That Be, S. 115. 
164 Vgl. hierzu und im Folgenden Marshall Berges, The Life and Times of Los Angeles, S. 69; David Halberstam, 
The Powers That Be, S. 266. 
165 Vgl. David Halberstam, The Powers That Be, S. 285-286. 
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schen Bewerbers, John F. Kennedy. Noch im selben Jahr überließ Chandler dann 
seinem Sohn Otis den Herausgeberposten bei der „Times“.166 Der war zu jenem 
Zeitpunkt zwar erst 32 Jahre alt, hatte allerdings schon eine siebenjährige Laufbahn 
bei der „Times“ hinter sich, welche ihn auf seine künftige Rolle vorbereiten sollte. 
Und so oblag es eben jenem Otis Chandler, den eigentlichen Wandel bei der  
„Times“ einzuleiten. 
Von Anfang an trat er mit großen Ambitionen an, legte die Messlatte hoch: 
Die „Times“ sollte eine „der besten Zeitungen der Welt“167 werden, „die Nummer 
eins in Amerika“168. Derartige Ziele ließen sich freilich nur mit einer gehörigen 
Aufstockung des redaktionellen Budgets und Personals erreichen. Was wiederum 
bedeutete, dass „Times Mirror“ profitabler werden musste. Und so ließ Chandler in 
einem ersten Schritt 1962 den defizitären „Mirror“ einstellen.169 Den hatte sein Va-
ter 1948 ins Leben gerufen, damals hatte eine am Nachmittag erscheinende, zusätz-
liche Boulevardzeitung noch wie eine lohnende Investition ausgesehen. Mit dem 
Aufkommen des Fernsehens war allerdings eine neue Situation eingetreten, jetzt 
war Hearsts „Herald-Express“ nicht mehr die einzige Konkurrenz am Nachmittag. 
Und eben jener Hearst war es auch, mit dem Chandler nun einen Deal schloss, 
welcher die markbeherrschende Stellung der „Times“ auf Jahrzehnte sichern sollte. 
Während er Hearsts „Herald-Express“ am Nachmittag das Feld überließ, stellte 
dieser im Gegenzug seinen am Morgen erscheinenden „Examiner“ ein. Auf den 
ersten Blick ein faires Geschäft – beide entledigten sich ihrer defizitären Tageszei-
tungen. Doch war es der morgendliche Markt, dem die Zukunft gehörte, während 
der nachmittägliche zunehmend kleiner wurde. 
Weitere finanzielle Mittel standen nach dem Börsengang der „Times Mirror 
Company“ Anfang der 1960er Jahre zur Verfügung – damals war die „Times“ die 
erste US-Zeitung im Familienbesitz, die an der Börse gehandelt wurde.170 Aus die-
ser Position heraus konnte Chandler schließlich seine Qualitätsoffensive starten.171 
Die neue „Times“ sollte mehr interpretative und analytische Texte beinhalten, sich 
von allzu einseitiger Parteilichkeit verabschieden und ausgewogener kommentieren, 
ferner neben lokalen auch nationalen und internationalen Nachrichten breiten 
Raum einräumen. Dank der verbesserten Einnahmesituation bei „Times Mirror“ 
konnte die „Times“ in der Folge kräftig expandieren. Mit hohen Gehältern warb 
Chandler renommierte Journalisten von der Konkurrenz ab, zugleich stockte er das 
redaktionelle Budget kräftig auf: von 3,6 Mio. Dollar im Jahre 1960 auf 19 Mio. 
                                                          
166 Vgl. Marshall Berges, The Life and Times of Los Angeles, S. 92-93. 
167 Ebd., S. 97. 
168 Zit. nach ebd., S. 108. 
169 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 98-100; David Halberstam, The Powers That Be, S. 291-292. 
170 David Halberstam, The Powers That Be, S. 281. 
171 Vgl. hierzu und im Folgenden Marshall Berges, The Life and Times of Los Angeles, S. 101; David Halberstam, 
The Powers That Be, S. 292-293. 
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Dollar im Jahre 1976.172 In den ersten drei Jahren seiner Herausgeberschaft eröff-
nete die „Times“ neue Büros in Tokio, Rio de Janeiro, Mexiko City, Hongkong, 
Rom, Bonn, London, Wien und San Francisco, bei den Vereinten Nationen und in 
der Wall Street, die bisherigen Standorte in Washington und Sacramento wurden 
kräftig aufgestockt.173 Am Ende waren es 34 Büros, von denen aus die „Times“ 
berichtete. Die Investition in Qualität sollte sich bezahlt machen: Neun Pulitzer-
Preise gingen unter Otis Chandler an die „Times“, zugleich konnte die Zeitung ihre 
verkaufte Auflage auf über 1 Mio. Exemplare verdoppeln. 
Als sich Chandler 1980 zunächst vom Herausgeberposten der „Times“ trenn-
te, um sich dann später vollständig ins Privatleben zurückzuziehen, hatte er den 
Grundstein für ein landesweit operierendes, diversifiziertes Medienimperium gelegt, 
zwischenzeitlich eines der größten in den USA. Allein 1993 erwirtschaftete „Times 
Mirror“ einen jährlichen Umsatz in Höhe von 3,7 Mrd. Dollar, mit einem Gewinn 
von rund 300 Mio. Dollar, wobei fast 2 Mrd. Dollar allein auf das Zeitungsgeschäft 
entfielen.174 Zwar blieb die „Times“ vorerst im Familienbesitz der Chandlers – rund 
65 Prozent der Aktien wurden von verschiedenen Familienmitgliedern gehalten175  
–, doch die eigentliche Unternehmenspolitik bestimmten nun andere. 
Jenen gelang es mit zunehmender Dauer allerdings nicht mehr, an die Erfolge 
aus den Tagen Chandlers anzuknüpfen.176 In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
geriet die „Times“ dann in die Krise. Rückgängige Auflagenzahlen bedeuteten sin-
kende Gewinne, gleichzeitig verloren die Aktien der „Times Mirror Company“ an 
Wert. Eine dauerhafte Stabilisierung gelang nicht; Anfang 2000 war „Times Mirror“ 
reif für die Übernahme. 119 Jahre nach ihrer Gründung verlor die „Times“ ihre 
Unabhängigkeit. Im Juni 2000 übernahm die „Tribune Company“ den Verlag, 
künftig war die „Times“ nur noch eine weitere Zeitung im Portfolio des Chicagoer 
Medienriesen – wenngleich auch die mit der höchsten Auflage. Zugleich endete 
auch die Ära Otis/Chandler. Seit mehr als 100 Jahren war die „Times“ mehrheitlich 
im Familienbesitz der Erben Harrison Gray Otis‘ gewesen, jetzt hatten sich diese 
für die Verkaufsoption entschieden. 
Mochten sich die Verantwortlichen von der Übernahme durch die größere 
„Tribune Co.“ auch eine finanzielle Stabilisierung der angeschlagenen Zeitung er-
hofft haben,177 die Realität sah leider anders aus. Allein im Untersuchungszeitraum 
sank die verkaufte Auflage werktags um rund 200 000 Exemplare, sonntags sogar 
                                                          
172 David Halberstam, The Powers That Be, S. 293. 
173 Vgl. hierzu und im Folgenden David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon Otis Chandler Dies at 78. 
174 Alle Zahlen aus Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 542. 
175 David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon Otis Chandler Dies at 78. 
176 Vgl. hierzu und im Folgenden The Los Angeles Times’ History; David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon 
Otis Chandler Dies at 78. 
177 Zumindest Otis Chandler hatte diese Hoffnung als Begründung für den Verkauf von „Times Mirror“ angege-
ben – vgl. David Shaw/Mitchell Landsberg, L.A. Icon Otis Chandler Dies at 78. 
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um über 310 000 Exemplare.178 Die Herausgeber wechselten in kurzer Folge, bin-
nen acht Jahren mussten drei ihren Posten räumen,179 und auch in der Redaktion 
gab es Entlassungen. Allen Sparanstrengungen zum Trotz sah sich die „Tribune 
Co.“ Ende 2008 gezwungen, als erstes großes Medienunternehmen der USA Insol-
venz anzumelden.180 Dabei soll die „Times“ selbst bis zuletzt noch profitabel gear-
beitet haben; freilich waren ihre Gewinne in Höhe von 240 Mio. Dollar (2006) auf 
zuletzt noch 100 Mio. Dollar (2008) zurückgegangen. Wohl zu wenig, angesichts 
erdrückender Schulden in Höhe von 12,9 Mrd. Dollar, welche auf der „Tribune 
Co.“ lasteten. Und obwohl der Mutterkonzern Ende 2012 nach einem mehr als 
vierjährigen Insolvenzverfahren den über ihn verhängten Gläubigerschutz nach 
Chapter 11 des amerikanischen Insolvenzrechts verlassen hat, ist die Zukunft der  
„Times“ weiter ungewiss. Nachdem Verhandlungen, um die Zeitung zu verkaufen, 
eher schleppend angelaufen sind, hat die „Tribune Co.“ unlängst verkündet, ihre 
Printmedien in eine separate „Tribune Publishing Company“ ausgliedern zu wol-
len.181 Ein Vertrauensbeweis ist das nicht. 
Obgleich Otis Chandler seit über 30 Jahren nicht mehr Herausgeber der  
„Times“ ist, lebt sein Erbe, gerade was die politische Ausrichtung der Zeitung be-
trifft, bis heute fort. So beschreiben sich die Autoren der Leitartikelseite als 
überparteilich und unabhängig: „The editorial board of the Los Angeles Times 
champions its principles without regard to partisanship, beholden to no individual 
or political organization.“182 Eine Einschätzung, die in der Literatur mehrheitlich 
geteilt wird, wobei nicht wenige Autoren darauf aufmerksam machen, dass die 
„Times“ zuletzt häufiger demokratische Kandidaten zur Wahl empfohlen hat, als 
dies bei republikanischen Bewerbern der Fall war.183 Nicht unerwähnt bleiben soll-
ten darüber hinaus auch die außenpolitischen Leitlinien des Editorial Boards, wel-
                                                          
178 Konkret werktags von 944 303 Ex. (April-September 2001) auf 739 147 Ex. (April-September 2008), sonntags 
von 1 369 066 Ex. auf 1 055 076 Ex. – alle Zahlen aus Advertising Age, Top newspapers by circulation. News-
paper circulation for 6 mos. ending 9/30/01; BurrellesLuce, 2009 Top Media Outlets: Newspapers, Blogs, 
Consumer Magazines & Social Networks. 
179 Im Einzelnen waren dies John P. Puerner (2000-2005), Jeffrey M. Johnson (2005-2006) und David Hiller 
(2006-2008). Seither fungiert Eddy W. Hartenstein als Herausgeber der „Times“ – vgl. The Los Angeles Times, 
Former Publishers (http://www.latimes.com/about/mediagroup/latimes/publishers; 01.04.2014). 
180 Vgl. hierzu und im Folgenden James Rainey/Michael A. Hiltzik, Owner of L.A. Times files for bankruptcy. In: 
LATimes.com vom 09.12.2008 (http://articles.latimes.com/2008/dec/09/business/fi-tribune9; 01.04.2014). 
181 Christine Haughney/David Carr, To Cut Taxes, Tribune Is to Split Into Broadcasting and Publishing Units. In: 
NYTimes.com vom 10.07.2013 (http://www.nytimes.com/2013/07/11/business/media/tribune-co-to-split-
in-two.html; 01.04.2014). 
182 About The Times’ editorial board. In: LATimes.com vom 17.08.2012, http://www.latimes.com/opinion/la-
op-edboardbios23oct23-htmlstory.html; 01.04.2014). 
183 Vgl. u.a. Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 553; Ernest C. Hynds, American Newspa-
pers, S. 321. Deren Befund deckt sich i.Ü. auch mit den von der „Times“ im veranschlagten Untersuchungs-
zeitraum ausgesprochenen Empfehlungen zu den US-Präsidentschaftswahlen der Jahre 2004 und 2008. Wäh-
rend die Zeitung 2004 noch auf eine Wahlempfehlung des demokratischen Bewerbers John Kerry verzichtete, 
gleichwohl sie dem republikanischen Amtsinhaber ein verheerendes Zeugnis ausstellte, sprach sie sich 2008 
eindeutig für die Wahl Barack Obamas aus – vgl. A Failed Presidency. In: LA Times vom 01.11.2004; Obama 
for president. In: LA Times vom 19.10.2008. 
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che ausdrücklich die Möglichkeit beinhalten, einem Militäreinsatz zum Zwecke des 
Demokratieexports zuzustimmen: „The United States should be an unabashed 
promoter of freedom and democracy in the world, ready to work with others to 
help ease the burdens of less fortunate nations. We believe that the United States 
should have, and sometimes must use, the strongest military in the world.“184 Es 
bleibt abzuwarten, inwieweit dieses Bekenntnis Auswirkungen auf die von der 
„Times“ vertretene Irak-Politik haben wird. 
3.7. Die Washington Post 
Sie ist die meistgelesene Tageszeitung in Washington D.C. sowie den angrenzenden 
Bundesstaaten Virginia und Maryland.185 Und sie ist noch immer eine der renom-
miertesten und einflussreichsten Tageszeitungen in den USA: die „Washington 
Post“. Letzteres mag mit Blick auf ihre aktuellen Auflagenzahlen ein wenig ver-
wundern, belegt die „Post“ doch im landesweiten Vergleich werktags nur noch den 
siebten beziehungsweise sonntags den vierten Platz. Konkret verkaufte sie zuletzt 
(Oktober 2012-März 2013) von Montag bis Samstag durchschnittlich 474 767 
Exemplare, an Sonntagen immerhin noch 838 014 Exemplare.186 Zugleich verfügt 
die „Post“ allerdings über das Privileg, Hauptstadtzeitung zu sein, was ihr einen 
nicht zu unterschätzenden Standortvorteil beschert. Nicht von ungefähr ist sie die 
häufigste Zeitungslektüre unter Washingtons Politikern, noch vor der „NY Ti-
mes“.187 Und dann wäre da auch noch Watergate. Jener Skandal, der 1972 mit dem 
Einbruch ins Hauptquartier der Demokratischen Partei begann – dem namensge-
benden Watergate-Gebäudekomplex – und 1974 im bisher einzigen Rücktritt eines 
US-Präsidenten, Richard Nixon, gipfelte. Die Aufdeckung und Publikmachung 
desselben, welche am Anfang nahezu ausschließlich von den „Post“-Reportern 
Bob Woodward und Carl Bernstein geleistet wurde,188 gehört längst zum kollekti-
ven Gedächtnis Amerikas. Davon zehrt die „Post“ noch heute. 
  
                                                          
184 About The Times’ editorial board. 
185 The Washington Post Company, 2012 Market Book Washington Post Media, S. 16, 20 (http:// 
www.washingtonpostads.com/sites/default/files/2012_MarketBook.pdf; 01.04.2014). 
186 Alle Zahlen aus Alliance for Audited Media, Top 25 U.S. Newspapers for March 2013. 
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B. Daly, Covering America, S. 384-394; Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 446-452; 
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Gründer und erster Herausgeber der „Washington Post“ war der den Demo-
kraten nahe stehende Journalist Stilson Hutchins – entsprechend hatte er seine Zei-
tung auch als dezidiert demokratisches Blatt konzipiert.189 Ihre Erstausgabe er-
schien am 06.12.1877, mit einem Umfang von vier Seiten bei einer Gesamtauflage 
von 10 000 Exemplaren, à 3 Cent.190 Hutchins‘ neue Zeitung war schon bald ein 
Erfolg; nicht zuletzt deshalb, weil er sich einer Methode bediente, welche die 
„Post“ nicht zum letzten Mal praktizieren sollte – er entledigte sich der Konkur-
renz, indem er diese einfach aufkaufte. So geschehen 1888 mit dem „Daily 
Republican“, der einzigen konkurrierenden Morgenzeitung in Washington. Mit 
dem Erwerb des republikanischen Blattes war auch ein Wandel in der politischen 
Ausrichtung verbunden – die „Post“ wurde eine unabhängige Zeitung. Nur ein Jahr 
später trennte sich Hutchins von seiner Schöpfung; er verkaufte sie an Frank 
Hatton, ehemals Postminister unter dem republikanischen Präsidenten Chester A. 
Arthur (1881-1885), und Beriah Wilkins, welcher zuvor u.a. als Kongressabgeord-
neter für die Demokraten tätig war. 
In den folgenden anderthalb Dekaden wechselten noch mehrmals die Eigen-
tumsverhältnisse; 1905 wurde die „Post“ schließlich von John Roll McLeans über-
nommen, welcher bereits erfolgreich den „Cincinnati Enquirer“ herausgab.191 Rund 
zehn Jahre lang fungierte er als ihr Herausgeber, wobei er die „Post“ inhaltlich wie-
der näher an die Demokratische Partei heranführte. Ein Schritt, der nicht überall 
gut ankam, rührte er doch am mittlerweile etablierten Image parteipolitischer Un-
abhängigkeit. Als McLeans 1916 starb, hatte er vorgesorgt. Von den unternehmeri-
schen Qualitäten seines Sohnes Edward B. „Ned“ McLeans alles andere als über-
zeugt, hatte er die Zeitung in die Hände einer Stiftung gelegt, welche die „Post“ 
treuhänderisch zum Wohle Edwards führen sollte. Doch letzterer zog vor Gericht 
und nach einem zweijährigen Rechtsstreit die Kontrolle der „Post“ an sich. Indes: 
Der Vater sollte mit seinen Befürchtungen Recht behalten, unter Edwards Heraus-
geberschaft ging es mit der „Post“ bergab. Einer seiner ersten Schritte bestand da-
rin, aus der Zeitung ein republikanisches Blatt zu machen, was einen nicht unwe-
sentlichen Teil der Leserschaft irritierte. Immerhin hatte die „Post“ bis dato ledig-
lich die Bandbreite zwischen Demokratischer Partei und parteipolitischer Unab- 
  
                                                          
189 So äußerte sich Hutchins in einem Leitartikel der Erstausgabe vom 06.12.1877 wie folgt: „Washington City is 
too large and too important to be denied the benign influence of a Democratic daily journal […]. It will be 
Democratic in politics and modern in style. […] The Post [Hervorhebung im Original; J.G.] will do what it can 
to uphold the Democratic majority in the House, and the majestic Democratic minority in the Senate.“ – Zit. 
nach Chalmers M. Roberts, The Washington Post, S. 4-5. 
190 Vgl. hierzu und im Folgenden Frank L. Mott, American Journalism, S. 452; Graham Holdings Company, Our 
Company, History 1875-1899 (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml?c=62487&p=irol-history1875; 01.04. 
2014). 
191 Vgl. hierzu und im Folgenden Frank L. Mott, American Journalism, S. 659-660; Graham Holdings Company, 
Our Company, History 1900-1924 (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml?c=62487&p=irol-history1900; 
01.04.2014). 
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hängigkeit abgedeckt. In der Folge häuften sich die unternehmerischen Fehler, mit 
ihnen sanken Auflage und Umsatz, am Ende musste die „Post“ 1933 gar Konkurs 
anmelden. 
Auf der sich anschließenden Versteigerung trat Eugene Meyer als Höchstbie-
ter auf, für insgesamt 825 000 Dollar erwarb er die „Post“.192 Mit Meyer hielt ein 
modernes journalistisches Selbstverständnis Einzug bei der „Post“; künftig sollte 
sich die Zeitung durch unabhängige, ausschließlich der Wahrheit verpflichtete Be-
richterstattung hervortun. Inhaltlich setzte der neue Herausgeber vor allem auf eine 
starke Leitartikelseite, den nachrichtlichen Teil vernachlässigte er ob dieser. Ob-
wohl die „Post“ in Amerikas Hauptstadt erschien, trat sie eher wie eine Lokalzei-
tung auf. Während etwa die „NY Times“ in den 1930er Jahren bereits ein halbes 
Dutzend Reporter in Washington unterhielt, stellte die „Post“ lediglich einen einzi-
gen, der über nationale Politik berichtete. Auslandskorrespondenten beschäftigte 
sie erst gar nicht. Das Resultat fiel entsprechend durchwachsen aus: Zwar gelang es 
Meyer, die verkaufte Auflage binnen eines Jahrzehnts auf 162 000 Exemplare zu 
verdreifachen, auch trug die Leitartikelseite dank prominenter Autoren und Karika-
turisten einiges zum Renommee der „Post“ bei. Doch blieb die Zeitung für Meyer, 
der in der Vergangenheit durch geschickte Börsengeschäfte zum Multimillionär 
geworden war, zeitlebens ein Verlustgeschäft. Andere Blätter dominierten den 
Washingtoner Zeitungsmarkt: eingeklemmt zwischen dem ebenfalls am Morgen 
erscheinenden „Times-Herald“ und dem am Nachmittag erscheinenden „Star“, 
blieben der „Post“ gerade einmal 25 Prozent an der verkauften Gesamtauflage der 
Hauptstadt. Den Fortbestand der Zeitung sicherte allein ihr Herausgeber mit Zu-
schüssen aus seinem Privatvermögen. 
Mit Meyers Übernahme wurde die „Post“ gleichsam zum Familienunterneh-
men; als Harry S. Truman ihn 1946 zum ersten Präsidenten der Weltbank ernannte, 
übernahm dessen Schwiegersohn Philip Graham den Herausgeberposten.193 Gra-
ham gelang es alsbald, die „Post“ zu konsolidieren. Für die „Washington Post 
Company“, unter deren Dach die „Post“ erschien, kaufte er 1954 den konkurrie-
renden „Washington Times-Herald“ auf. Der Zusammenschluss beider Zeitungen 
– das gemeinsame Blatt firmierte bis 1973 offiziell unter dem Titel „Washington 
Post and Times Herald“ – ließ die Auflage quasi über Nacht auf 380 000 Exempla-
re ansteigen. Schon ein Jahr später begann die „Post“, schwarze Zahlen zu schrei-
ben; binnen fünf Jahren hatte man auch den „Star“ überholt, war nunmehr aufla-
genstärkste Hauptstadtzeitung. 
                                                          
192 Vgl. hierzu und im Folgenden David Halberstam, The Powers That Be, S. 177-187; Graham Holdings Compa-
ny, Our Company, History 1925-1949 (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml?c=62487&p=irol-history1925; 
01.04.2014). 
193 Vgl. hierzu und im Folgenden David Halberstam, The Powers That Be, S. 301-305; Graham Holdings Compa-
ny, Our Company, History 1950-1974 (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml?c=62487&p=irol-history1950; 
01.04.2014). 
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Während die „Post“ wirtschaftlich prosperierte, ging es ihrem Herausgeber 
Ende der 1950er, Anfang der 1960er Jahre gesundheitlich zunehmend schlechter.194 
Graham litt seit langem unter einer bipolaren Störung, zuletzt traten die depressi-
ven Phasen allerdings gehäuft auf. 1963 setzte er dann seinem Leben im Alter von 
nur 48 Jahren ein vorzeitiges Ende, indem er sich selbst erschoss. Kurzfristig war 
die „Washington Post Co.“ damit ihrer Führungsspitze beraubt, doch schon bald 
fand sich eine familieninterne Lösung. Nachfolgerin Grahams und neue starke Frau 
an der Spitze der „Washington Post Co.“ wurde dessen Witwe, Katharine Graham. 
Zwar sollte sie den Herausgeberposten offiziell erst 1969 übernehmen, doch bis 
dahin hatte sie bereits die entscheidenden Weichenstellungen vorgenommen, infol-
ge derer die „Post“ endgültig zu der renommierten Zeitung wurde, als die sie noch 
heute gilt. 1965 ernannte Graham Ben Bradlee zum neuen Chefredakteur – er sollte 
die Redaktion bis Anfang der 1990er Jahre leiten –, und unter ihm investierte die 
„Post“ erstmals in eine personell hervorragend aufgestellte Redaktion. Die größere 
Personaldecke erlaubte es den angestellten Journalisten zudem, stärker als bisher 
auch investigativ tätig zu werden. Das sollte sich schon bald bezahlt machen; An-
fang der 1970er Jahre stand die „Post“ gleich zweimal im Zentrum der Öffentlich-
keit: 1971 mit der Veröffentlichung der „Pentagon Papers“,195 1972 dann mit der 
bereits erwähnten – und später Pulitzer-prämierten – Berichterstattung zur Water-
gate-Affäre. 
1979 war es dann Donald E. Graham, der im Alter von 33 Jahren seine Mut-
ter Katharine als Herausgeberin ablöste.196 In den 1980er Jahren setzte die „Post“ 
ihren einst unter Grahams Vater Philip mit dem Erwerb des „Times-Herald“ be-
gonnenen Expansionskurs fort. Zu den wichtigsten Neuerwerbungen jener Jahre 
gehörte insbesondere der 1984 erfolgte Kauf von „Kaplan Inc.“, einem inzwischen 
führenden Anbieter diverser Lehrinhalte und Fortbildungsprogramme, mit jährlich 
mehr als einer Million Studenten in über 30 Ländern.197 Obgleich sich neben der 
„Post“ noch zahlreiche weitere Tageszeitungen und Kabelsender im Besitz der 
„Washington Post Co.“ befanden, erwirtschaftete „Kaplan Inc.“ längst die Hälfte 
aller Umsätze, weshalb man sich selbst auch seit 2007 als diversifiziertes „Bildungs- 
                                                          
194 Vgl. hierzu und im Folgenden David Halberstam, The Powers That Be, S. 377-383, 519-537; Graham Holdings 
Company, Our Company, History 1950-1974. 
195 Zwar war es zunächst die „NY Times“ und nicht die „Post“, welche jenen im Auftrag des Pentagon angefertig-
ten Geheimbericht über Amerikas Verwicklungen in Vietnam publikmachte, doch erfolgte die Berichterstattung 
der „Post“ zu einem Zeitpunkt, als der „Times“ weitere Veröffentlichungen bereits juristisch untersagt waren. 
Woraufhin auch die Washingtoner Zeitung ins Visier der Staatsanwaltschaft geriet. Entsprechend ist der spätere 
Erfolg vor dem Supreme Court, dessen Richter das Verbot als unerlaubte Vorzensur werteten und verwarfen, 
auch kein alleiniger Verdienst der „Times“, sondern lässt sich zu gleichen Teilen auf das Engagement der 
„Post“ zurückführen – vgl. Christopher B. Daly, Covering America, S. 367-379; David Halberstam, The Po-
wers That Be, S. 571-578. 
196 Vgl. David Halberstam, The Powers That Be, S. 716-718. 
197 Vgl. Graham Holdings Company, Our Company, History 1975-1999 (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml? 
c=62487&p=irol-history1975; 01.04.2014). 
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und Medienunternehmen“198 beschrieb. Ebenfalls in Grahams Amtszeit fiel der 
erste Onlineauftritt der „Post“ – seit 1996 ist sie unter der noch heute gültigen  
Adresse www.washingtonpost.com erreichbar.199 
Nach Grahams Ablösung durch Boisfeuillet Jones Jr. im Jahre 2000 hatte An-
fang des 21. Jahrhunderts erstmals seit den Tagen Eugene Meyers kein unmittelba-
res Mitglied der Familie Graham den Herausgeberposten bei der „Post“ mehr in-
ne.200 Nichtsdestotrotz bestimmten die Grahams auch weiterhin über den künftigen 
Kurs der „Washington Post Co.“, hielten sie doch noch immer die entscheidenden 
Aktienanteile an dem seit 1971 an der Börse gehandelten Unternehmen. Nicht von 
ungefähr fungierte mit Katharine Weymouth seit 2008 wieder eine Enkelin Katha-
rine Grahams als Herausgeberin der „Post“. 
Lange Zeit hatte sich die „Post“ der allgemeinen Krise auf dem Zeitungs-
markt zu entziehen vermocht, da die „Washington Post Co.“ die Gewinne, welche 
sie zuvorderst dank „Kaplan Inc.“ einfuhr, wiederum in ihr defizitäres Flaggschiff 
steckte.201 Doch zuletzt musste auch die „Post“ Einsparungen vornehmen. Seit 
2003 wurde ihre Mitarbeiterzahl im Zuge mehrerer Entlassungswellen kontinuier-
lich verringert, was nicht zuletzt in der Schließung nahezu sämtlicher Regionalbüros 
außerhalb der US-Hauptstadt seinen Ausdruck fand. Trotzdem schrieb die „Post“ 
2008 und 2009 jeweils Verluste in dreistelliger Millionenhöhe. Zugleich sank die 
Auflage im Untersuchungszeitraum werktags um knapp 140 000 Exemplare, an 
Sonntagen sogar um rund 190 000 Exemplare.202 Angesichts dieser Entwicklung 
entschlossen sich die Grahams zum Verkauf: Mit Wirkung zum 01.10.2013 erwarb 
der Gründer und Vorstandsvorsitzende des Onlineversandhändlers Amazon, Jeff-
rey P. Bezos, für 250 Mio. Dollar das Blatt.203 Der Verkauf markiert das Ende einer 
Ära: Seit Eugene Meyer die Zeitung 1933 erworben hatte, war die „Post“ fortwäh-
rend im Familienbesitz der Grahams gewesen. Während sich letztere um ihre Zu-
kunft nicht zu sorgen brauchen – die profitableren Teile der „Washington Post 
Co.“ befinden sich auch weiterhin im Besitz des nunmehr zur „Graham Holdings 
Company“ umbenannten Konzerns –, ist die der „Post“ noch völlig offen. Deren 
neuer Besitzer Bezos hat noch nie eine Zeitung betrieben. 
                                                          
198 Graham Holdings Company, Our Company, History 2000-present (http://www.ghco.com/phoenix.zhtml? 
c=62487&p=irol-hist2000; 01.04.2014). 
199 Graham Holdings Company, Our Company, History 1975-1999. 
200 Vgl. hierzu und im Folgenden Graham Holdings Company, Our Company, History 2000-present. 
201 Vgl. hierzu und im Folgenden Sarah Ellison, Ghosts in the Newsroom. In: VanityFair.com, April 2012 
(http://www.vanityfair.com/business/2012/04/washington-post-watergate; 01.04.2014). 
202 Konkret werktags von 759 864 Ex. (April-September 2001) auf 622 714 Ex. (April-September 2008), sonntags 
von 1 059 646 Ex. auf 866 057 Ex. – alle Zahlen aus Advertising Age, Top newspapers by circulation. Newspa-
per circulation for 6 mos. ending 9/30/01; BurrellesLuce, 2009 Top Media Outlets: Newspapers, Blogs, Con-
sumer Magazines & Social Networks. 
203 Vgl. hierzu und im Folgenden Graham Holdings Company, Our Company, History 2000-present; Roland 
Lindner, Washington Post verkauft. Die Kapitulation der Verleger zugunsten von Jeff Bezos. In: FAZ.net vom 
06.08.2013 (http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/washington-post-verkauft-die-kapitulation-
der-verleger-zugunsten-von-jeff-bezos-12398837.html; 01.04.2014). 
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Bezogen auf ihre politische Ausrichtung betrachtet sich die „Post“ ganz in der 
Tradition eines Eugene Meyers als unabhängig und überparteilich. Hierbei beruft 
sie sich nicht zuletzt auf dessen sieben Grundregeln, 1935 in einem Seite-1-Artikel 
bekannt gegeben, welche fortan für alle Mitarbeiter der „Post“ zu gelten hatten – 
und noch bis heute gelten. Deren wichtigste Punkte lauten im Einzelnen wie folgt: 
1. „The first mission of a newspaper is to tell the truth as nearly as the truth may 
be ascertained. 
2. The newspaper shall tell ALL the truth so far as it can learn it […]. 
5. The newspaper’s duty is to its readers and to the public at large, and not to the 
private interests of its owners. […] 
7. The newspaper shall not be the ally of any special interest, but shall be fair 
and free and wholesome in its outlook on public affairs and public men.“204 
Tatsächlich hat die „Post“ lange Zeit auf die in der US-Presse üblichen Wahlemp-
fehlungen verzichtet; wo sie diese allerdings aussprach, galten sie zumeist dem de-
mokratischen Lager.205 Entsprechend wird die Zeitung gemeinhin auch eher dem 
liberalen politischen Spektrum zugeordnet.206 Und doch gab es zuletzt Stimmen, 
die einen Rechtsruck bei der „Post“ beobachtet haben wollen, möglicherweise als 
Reaktion auf ein Erstarken der eher konservativ ausgerichteten „Washington  
Times“.207 
3.8. Die Chicago Tribune 
Im drittgrößten Ballungsraum der USA – nur noch übertroffen von den Großräu-
men New York und Los Angeles – erscheint die „Chicago Tribune“. Obwohl sie 
mit 414 930 (montags-samstags) beziehungsweise 781 324 (sonntags) verkauften 
Exemplaren im landesweiten Vergleich gegenwärtig nur noch an zehnter bezie-
hungsweise fünfter Stelle steht, was die aktuelle (Oktober 2012-März 2013) Auflage 
betrifft,208 war sie bis vor kurzem noch immer die größte Tageszeitung im Mittleren 
Westen. Über Jahrzehnte hatte sie hier, im Großraum Chicago, in Illinois sowie den 
angrenzenden Bundesstaaten die Presselandschaft dominiert.209 Dass sie dereinst 
                                                          
204 Zit. nach Graham Holdings Company, Our Company, History 1925-1949. 
205 Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 554, 556. 
206 Vgl. u.a. ebd., S. 555; Rasmussen Reports, New York Times, Washington Post, and Local Newspapers Seen as 
Having Liberal Bias vom 15.07.2007. 
207 Vgl. u.a. Thomas F. Roeser, How the Liberal Media Stonewalled the Edwards Story. In: Chicago Daily Observ-
er vom 18.08.2008 (http://www.cdobs.com/archive/our-columns/how-the-liberal-media-stonewalled-the-
edwards-story/; 01.04.2014); Till Wäscher, Graham Holdings Company, Stand: 08.04.2014 (http:// 
www.mediadb.eu/de/datenbanken/internationale-medienkonzerne/graham-holdings-company.html; 15.04. 
2014). 
208 Alle Zahlen aus Alliance for Audited Media, Top 25 U.S. Newspapers for March 2013. 
209 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 310-311, 558-559. 
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gar für viele Jahre unter dem Motto „World’s Greatest Newspaper“ erschien,210 lag 
dennoch eher am Selbstbewusstsein ihrer Herausgeber als an ihren tatsächlichen 
Auflagenzahlen. Denn weder war sie die größte US-Zeitung, noch die angesehenste 
– im Gegenteil. Gerade in Bezug auf ihr Prestige hat sie eine ganz ähnliche Ent-
wicklung durchgemacht wie die „LA Times“ unter Otis Chandler. Ihren heutigen 
Ruf musste sich die „Tribune“ erst durch eine Reihe von Reformen in den 1970er 
Jahren verdienen. Zuvor war sie, wiederum ihrem kalifornischen Pendant nicht un-
ähnlich, eine der umstrittensten Zeitungen des Landes gewesen. 
Gegründet wurde die „Tribune“ von drei Geschäftsleuten, James Kelly, John 
E. Wheeler und Joseph K.C. Forrest, am 10.06.1847 als „Chicago Daily Trib-
une“.211 Anfangs konnte sich die neue Zeitung nur schwer am Markt behaupten – 
ihre Erstauflage betrug gerade einmal 400 Exemplare, und auch danach stieg diese 
nur moderat an, auf immerhin 1200 Exemplare bis Ende 1850. Weil der Erfolg 
auch bis auf Weiteres ausblieb, wechselten Herausgeber und Chefredakteure – und 
mit ihnen die politische Ausrichtung des Blattes – bald in rascher Folge. Sogar die 
Erscheinungsweise wurde umgestellt: Ursprünglich als Nachmittagsblatt konzipiert, 
erscheint die „Tribune“ seit dem 26.07.1852 stets am Morgen. 
Der Erfolg kam schließlich 1855 in Gestalt von Joseph Medill zur „Chicago 
Tribune“.212 Gemeinsam mit einem weiteren Geschäftspartner, Charles Ray, erwarb 
Medill die Mehrheitsanteile an der „Tribune Company“, deren Zeitung er sogleich 
generalüberholen ließ. Optisch, was für bessere Lesbarkeit sorgte, vor allem aber 
auch inhaltlich. Medill, ein enger Vertrauter und Weggefährte des späteren US-
Präsidenten Abraham Lincoln (1861-1865), war besonders an der Sklavenbefreiung 
gelegen. Entsprechend eng verknüpfte er den politischen Kurs der „Tribune“ mit 
dem der Republikanischen Partei. Ein Umstand, der bei der Leserschaft offensicht-
lich ankam – binnen weniger Jahre avancierte die „Tribune“ zur führenden Tages-
zeitung Chicagos. Dies nicht zuletzt deshalb, weil man nacheinander die Konkur-
renz vom „Free West“ (1855), von der „Democratic Press“ (1858) und vom 
„Weekly Democrat“ (1861) aufkaufte. Vor allem während des Amerikanischen  
  
                                                          
210 Begonnen hatte alles mit der Sonntagsausgabe der „Tribune“ vom 07.02.1909, welche anlässlich des 100. Ge-
burtstags Abraham Lincolns auf stolze 194 Seiten angewachsen war, die damals umfangreichste Ausgabe der 
Zeitung seit ihrer Gründung knapp 55 Jahre zuvor. Auf Seite 1 prangte dann auch ein entsprechendes Banner, 
welches darauf verwies, dass es sich bei der vorliegenden Ausgabe um „The Greatest Issue of the World’s 
Greatest Newspaper“ handeln würde. Intern kam der zweite Teil dieser Aussage so gut an, dass er ab 1911 
Eingang in den Titelkopf der „Tribune“ fand. Er wurde erst mehr als ein halbes Jahrhundert später, Anfang 
1977, wieder aufgegeben – vgl. Lloyd Wendt, Chicago Tribune. The Rise of a Great American Newspaper, 
Chicago 1979, S. 361. 
211 Vgl. hierzu und im Folgenden Frank L. Mott, American Journalism, S. 284; Lloyd Wendt, Chicago Tribune, 
S. 23-34. 
212 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 131-133; Lloyd 
Wendt, Chicago Tribune, S. 57-58, 63-65, 69-70, 86-88, 151. 
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Bürgerkriegs prosperierte die „Tribune“:213 Dem gesteigerten Informationsbedarf 
innerhalb der Bevölkerung begegnete sie mit der Entsendung von insgesamt 27 
Korrespondenten, was sich wiederum positiv auf die Auflage auswirkte. 
Zeitungsintern geriet Medill jedoch schon bald ins Hintertreffen.214 Nach dem 
Ausstieg Rays aus der „Tribune Co.“ 1863 nicht mehr länger Mehrheitseigner, 
konnte er seine politischen Vorstellungen immer seltener gegenüber den restlichen 
Anteilseignern durchsetzen. Desillusioniert ob seines zunehmend geringer werden-
den Einflusses auf die „Tribune“ begann Medill alsbald damit, sich nach anderen 
Aufgaben umzusehen. Ein solch neues Betätigungsfeld tat sich 1871 auf, nach dem 
großen Brand von Chicago.215 Medill ließ sich zur Wahl des Bürgermeisters aufstel-
len, wurde gewählt und organisierte den Wiederaufbau der Stadt. Schneller als er-
wartet bot sich ihm bereits 1874 die Möglichkeit, seine Anteile an der „Tribune 
Co.“ aufzustocken. Denn der großen Feuersbrunst von 1871 waren nicht nur 250 
Menschen und zahllose Häuser zum Opfer gefallen, es hatte auch einen Teil der 
übrigen Eigentümer der „Tribune Co.“ finanziell schwer getroffen. Die wollten 
verkaufen, Ende 1874 erwarb Medill die Mehrheit an der „Tribune Co.“ und damit 
die volle Kontrolle über das Blatt. Unter seiner Leitung wurde die „Tribune“ wie-
der eine republikanische Zeitung. 
Mitte der 1890er Jahre begann sich Medill mehr und mehr aus dem aktiven 
Zeitungsgeschäft zurückzuziehen.216 Frühzeitig hatte er damit begonnen, seinen 
Schwiegersohn Robert W. Patterson zu seinem Nachfolger aufzubauen. Der war zu 
diesem Zeitpunkt bereits seit über zwei Jahrzehnten in wechselnden Funktionen 
für die „Tribune“ tätig gewesen. Als Medill 1899 starb, mit den Worten, die eines 
großen Verlegers angemessen sind – „What is the news this morning?“217 –, wurde, 
wie erwartet, Patterson neuer Herausgeber der „Tribune“. Dabei war Patterson be-
reits selbst gesundheitlich angeschlagen, als er an die Spitze des Unternehmens 
rückte. 
Prinzipiell war man auch für diese Eventualität gerüstet, schließlich war die 
familieninterne Nachfolge bei der „Tribune Co.“ klar geregelt und mit Joseph Me-
dill McCormick, Medills ältestem Enkel, stand auch schon ein Nachfolger bereit.218 
Geboren 1877 und seit 1900 bei der „Tribune“, hatte McCormick beizeiten bereits 
erhebliche Teile des Managements von seinem Onkel übernommen. Doch war das 
Zeitungsgeschäft nicht wirklich seine Sache; nach mehreren Nervenzusammenbrü-
chen kehrte er der „Tribune“ 1910 endgültig den Rücken, u.a. um eine politische 
                                                          
213 Vgl. hierzu und im Folgenden Frank L. Mott, American Journalism, S. 285, 347-348; Lloyd Wendt, Chicago 
Tribune, S. 147ff., 165-166. 
214 Vgl. hierzu und im Folgenden Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 191-192, 206, 211-212. 
215 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 233-238, 242-247, 250-251. 
216 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 313, 342, 349-350. 
217 Zit. nach ebd., S. 349. 
218 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 360-361, 366-368, 380-381. 
96 Die Untersuchungsobjekte – Tageszeitungen im Kurzporträt 
 
Karriere anzustreben. Nahezu zeitgleich starb auch McCormicks Onkel Patterson. 
Vorübergehend musste die „Tribune“ ohne klare Leitung auskommen; dann, 1911, 
beendete schließlich eine Doppelspitze das Machtvakuum auf der Führungsebe-
ne.219 Künftig sollten sich die beiden Cousins Robert R. McCormick – Joseph 
McCormicks jüngerer Bruder – und Joseph M. Patterson die Verantwortung an der 
Unternehmensspitze teilen. Während sich Patterson mehr um die redaktionelle Sei-
te kümmerte, oblag McCormick das Finanzielle. Ihre Arbeitsteilung erstreckte sich 
sogar bis auf die Leitartikelseite der „Tribune“, trotz unterschiedlicher politischer 
Überzeugungen der beiden. Letztere Regelung sollte bis 1925 Bestand haben, als 
Patterson Chicago zugunsten der – 1919 ebenfalls unter dem Dach der „Tribune 
Co.“ gegründeten – „New York Daily News“ verließ. Zuvor war die „Tribune“ 
unter ihrem neuen Führungsduo von Erfolg zu Erfolg geeilt:220 Seit 1912 die größte 
Morgenzeitung von Chicago, konnte sie ihre werktägliche Auflage bis Kriegsende 
auf über 400 000 Exemplare annähernd verdoppeln. Nur ein Jahr später gelang der 
„Tribune“ mit dem Vorabdruck des Versailler Vertrags ihr bis dato größter journa-
listischer Erfolg. 
Inhaltlich bestimmte nun mehr und mehr McCormick den Kurs der „Trib-
une“ – und der fiel ohne Pattersons Korrektiv zunehmend isolationistisch aus.221 
So lehnte das Blatt den Völkerbund ebenso ab wie ein weiteres Engagement Ame-
rikas auf dem europäischen Kontinent. Die 1930er Jahre standen dann ganz im 
Zeichen der Auseinandersetzungen um Franklin D. Roosevelts (1933-1945) „New 
Deal“. Worin der neue Präsident und seine Unterstützer legitime Maßnahmen zur 
Überwindung der Rezession sahen, erkannte McCormick sozialistische bezie-
hungsweise kommunistische Auswüchse. Als „Perversion amerikanischer Lebens-
art“222 brandmarkten seine Leitartikler Roosevelts Wirtschaftspolitik; eine Politik, 
die nach Überzeugung der „Tribune“ geradezu zwangsläufig in Diktatur und Tota-
litarismus münden musste. Es war diese Polemik, welche die Zeitung unter 
McCormick so umstritten machte, zumal sie sich mitnichten nur auf deren Mei-
nungsseite beschränkte.223 So hatten Washingtons Korrespondenten wohl auch sol-
che Verletzungen journalistischer Standards im Kopf, als sie, 1937 vor die Wahl 
gestellt, die „unfairste und unglaubwürdigste“ Zeitung des Landes zu bestimmen, 
die „Tribune“ gleich an zweiter Stelle nannten.224 Dass McCormick die gesamten 
1930er Jahre hindurch außenpolitisch an seinen isolationistischen Vorstellungen 
                                                          
219 Vgl. hierzu und im Folgenden ebd., S. 385, 397-398. 
220 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 311; Lloyd Wendt, 
Chicago Tribune, S. 386, 391-392, 433-434, 441-447. 
221 Vgl. hierzu und im Folgenden Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 463, 568-571, 574. 
222 Ebd., S. 568. 
223 Vgl. Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 310-311. 
224 Übrigens noch vor der „LA Times“, die in derselben Umfrage den dritten Platz belegte – vgl. ebd., S. 311; 
ferner Zitat S. 82. 
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festhielt, selbst nach Kriegsausbruch noch logistische Unterstützung des britischen 
Verbündeten rundheraus ablehnte – eine Haltung, die erst mit Pearl Harbor ein 
Ende fand –, war dann auch nicht dazu angetan, die Wogen zu glätten.225 Vielmehr 
sah sich die „Tribune“ jetzt dem Vorwurf ausgesetzt, pro-deutsch beziehungsweise 
anti-britisch zu sein. 
Finanziell geschadet haben derlei Kontroversen der „Tribune“ indes nicht, 
kommerziell war sie unter McCormick ein voller Erfolg.226 Nach einem Allzeithoch 
mit 1 075 000 Exemplaren im Jahre 1946 lag die werktägliche Auflage Mitte der 
1950er Jahre noch immer bei beeindruckenden 900 000 Exemplaren. Gemeinsam 
mit der „New York Daily News“ erwirtschaftete die „Tribune“ einen Gewinn von 
bis zu 13 Mio. Dollar im Jahr. Als McCormick am 01.04.1955 starb, ohne einen 
direkten Erben zu hinterlassen, endete zugleich eine 100 Jahre währende Ära der 
„Tribune Co.“ im Familienbesitz.227 Doch auch ohne den unmittelbaren Einfluss 
der Familie Medill/Patterson/McCormick blieb die „Tribune“ dem Kurs ihrer frü-
heren Herausgeber zunächst im Wesentlichen treu.228 Was nicht weiter verwundert, 
wenn man bedenkt, dass es McCormick war, der nur wenige Wochen vor seinem 
Tod seine Nachfolger noch weitgehend selbst benannt hatte. 
Maßgebliche Änderungen standen erst Ende der 1960er Jahre an – notwendi-
gerweise, war die Auflage doch im steten Niedergang begriffen.229 Offensichtlich 
fiel der alte Stil McCormicks jetzt mehr und mehr aus der Zeit. Nach einer Um-
strukturierung der „Tribune Co.“ ernannte der neue Herausgeber, Harold 
Grumhaus, 1969 Clayton Kirkpatrick zum Chefredakteur der „Tribune“. Unter ihm 
begann die Zeitung ein vorsichtiges Umsteuern. Nicht genug damit, dass die Leitar-
tikelseite moderater wurde, vor allem drängte Kirkpatrick auf die Einhaltung jour-
nalistischer Standards, etwa der strikten Trennung von Meinung und Nachricht. Er 
setzte auf stärkere internationale Berichterstattung und auf investigativen Journa-
lismus. Mit Erfolg: Die „Tribune“ gewann in der Folge drei Pulitzer-Preise, ihre 
Auflage stabilisierte sich und hatte bis 1976 wieder 750 000 Exemplare erreicht. Im 
landesweiten Vergleich hatte nur die „LA Times“ einen größeren Anzeigenteil. 
Außerhalb Chicagos wurde der Kurswechsel der „Tribune“ erstmals im Zuge 
ihrer Berichterstattung zur Watergate-Affäre registriert.230 So war sie die erste Zei-
tung, die 1974 ein Transkript der 246 960 Wörter umfassenden Watergate-
                                                          
225 Vgl. hierzu und im Folgenden Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 598-599, 621-622. 
226 Alle Zahlen aus Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 310-311. 
227 Tribune Company, Tribune Company History (http://corporate.tribune.com/pressroom/?page_id=2313; 
01.04.2014). 
228 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 558; Lloyd Wendt, 
Chicago Tribune, S. 704-709. 
229 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Emery/Edwin Emery, The Press and America, S. 558-559; Ernest C. 
Hynds, American Newspapers in the 1980s, S. 308-310; Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 750-751, 755-757, 
784. 
230 Vgl. hierzu und im Folgenden Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 775-779. 
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Tonbänder veröffentliche, womit sie sogar die offiziellen Stellen um wenige Stun-
den übertraf. Einige Tage später, nach eingehender Analyse der Texte, forderte 
auch sie US-Präsident Nixon dazu auf, sein Amt zur Verfügung zu stellen. Unter 
McCormick wäre ein solcher Vorgang noch undenkbar gewesen – den Rücktritt 
eines republikanischen Präsidenten zu fordern. 
Vergleichsweise spät, nämlich erst 1983, nach zuvor 136 Jahren im Privatbe-
sitz, wagte die „Tribune Co.“ den Gang an die Börse.231 Der Schritt befeuerte in 
den darauffolgenden zwei Jahrzehnten einen starken Expansionskurs des Unter-
nehmens,232 bereits Mitte der 1990er Jahre war die „Tribune Co.“ zu einem der 
größten Medienkonzerne der USA aufgestiegen, mit einem Umsatz in Höhe von 
2,2 Mrd. Dollar im Jahre 1995. 2002 waren es schon 5 Mrd. Dollar. Dazwischen lag 
die bis dato größte Übernahme in der amerikanischen Medienbranche: Für 8,3 
Mrd. Dollar wurde die „Times Mirror Co.“ aufgekauft, allein sieben Tageszeitungen 
inklusive der renommierten „LA Times“ wechselten den Besitzer. Gleichwohl gab 
es auch bei der „Tribune Co.“ erste Anzeichen einer Krise: Befördert durch den 
Expansionskurs der zurückliegenden Jahre hatte der Konzern Verbindlichkeiten in 
Höhe von 5 Mrd. Dollar angehäuft,233 zugleich schwächelte das Kerngeschäft. 
Wiewohl die „Chicago Tribune“ nach wie vor profitabel arbeitete, sah sie sich mit 
einem kontinuierlichen Verlust der verkauften Auflage konfrontiert – allein im 
Untersuchungszeitraum ging diese werktags um rund 100 000 Exemplare zurück, 
an Sonntagen sogar um knapp 150 000.234 Zurückgehende Anzeigenerlöse im 
Printbereich vermochte die 1996 gestartete Internetpräsenz 
www.chicagotribune.com nicht aufzuwiegen. Seit Ende 2005 wurde auch in der 
Redaktion Personal eingespart.235 Ungeachtet all dieser Vorzeichen erwarb der Chi-
cagoer Unternehmer und Milliardär Sam Zell im April 2007 die „Tribune Co.“ für 
rund 8,2 Mrd. Dollar.236 Seine eigene Investmentfirma steuerte nur eine vergleichs-
                                                          
231 Vgl. hierzu und im Folgenden Tribune Company, Tribune Company History. 
232 Sehr anschaulich dargestellt bei Tribune Company, Tribune Company Timeline (http://corporate.tribune.com/ 
pressroom/?page_id=2315; 01.04.2014). 
233 Michael Oneal/Steve Mills, Part two: Warning signs. In: ChicagoTribune.com vom 14.01.2013 
(http://articles.chicagotribune.com/2013-01-14/business/ct-biz-trib-series-2-20130114_1_zell-s-tribune-zell-
and-tribune-sam-zell; 01.04.2014). 
234 Konkret werktags von 621 305 Ex. (April-September 2001) auf 516 032 Ex. (April-September 2008), sonntags 
von 1 010 704 Ex. auf 864 845 Ex. – alle Zahlen aus Advertising Age, Top newspapers by circulation. Newspa-
per circulation for 6 mos. ending 9/30/01; BurrellesLuce, 2009 Top Media Outlets: Newspapers, Blogs, Con-
sumer Magazines & Social Networks. 
235 Phil Rosenthal, 28 newsroom jobs, New City News cut by Tribune. In: ChicagoTribune.com vom 02.12.2005 
(http://articles.chicagotribune.com/2005-12-02/business/0512020102_1_newsroom-tax-court-ruling-chicago-
tribune; 01.04.2014). 
236 Vgl. hierzu und im Folgenden Michael Oneal/Steve Mills, Part one: Zell’s big gamble. In: ChicagoTribune.com 
vom 13.01.2013 (http://articles.chicagotribune.com/2013-01-13/business/ct-biz-trib-series-1-20130113_1_ 
sam-zell-randy-michaels-big-gamble; 01.04.2014); Dies, Part two: Warning signs; Dies, Part three: Culture 
shock. In: ChicagoTribune.com vom 15.01.2013 (http://articles.chicagotribune.com/2013-01-15/business/ct-
biz-trib-series-3-20130115_1_zell-and-michaels-sam-zell-randy-michaels; 01.04.2014); Michael Oneal, Part four: 
Bankruptcy Inc. In: ChicagoTribune.com vom 16.01.2013 (http://articles.chicagotribune.com/2013-01-
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weise geringe Summe an Eigenkapital im unteren dreistelligen Millionenbereich bei 
– der Rest wurde von den Banken finanziert. Insbesondere durch die damit ver-
bundene Reprivatisierung, also den Rückkauf der eigenen Aktien, wuchsen die 
Verbindlichkeiten der „Tribune Co.“ schlagartig auf rund 13 Mrd. Dollar. Was in 
einem anderen wirtschaftlichen Umfeld vielleicht noch funktioniert hätte, war im 
Vorfeld der sich abzeichnenden Finanz- und Wirtschaftskrise zum Scheitern verur-
teilt. 2008 brach der Anzeigenmarkt dramatisch ein, die „Tribune Co.“ konnte ihre 
Kredite nicht länger bedienen und musste Anfang Dezember Gläubigerschutz nach 
Chapter 11 des amerikanischen Insolvenzrechts anmelden. Das anschließende In-
solvenzverfahren sollte sich über mehr als vier Jahre hinziehen, erst zu Jahresbe-
ginn 2013 hat der Medienkonzern den Zustand der Zahlungsunfähigkeit offiziell 
hinter sich gelassen.237 Dabei scheinen dessen neue Eigentümer, die zugleich auch 
die Hauptgläubiger der sanierten „Tribune Co.“ sind, ihre Zukunft nicht länger im 
Zeitungsgeschäft zu sehen. Jedenfalls nutzte die „Tribune Co.“ ihre wiedergewon-
nene Liquidität sogleich für den Erwerb der insgesamt 19 Fernsehstationen umfas-
senden „Local TV Holdings“.238 Zugleich wurden Pläne bekannt, welche die Aus-
gliederung aller Printmedien in eine eigene „Tribune Publishing Company“ vorse-
hen – darunter auch jene Chicagoer Zeitung, die der Konzern seit 1847 im Namen 
trägt.239 
Seit ihre prägende Herausgebergestalt Joseph Medill seiner Nachwelt einst 
aufgetragen hatte, die „Tribune“ dauerhaft als republikanische Zeitung zu führen, 
niemals aber die Demokratische Partei zu unterstützen,240 haben sich dessen Nach-
folger weitgehend daran gehalten.241 Noch heute bekennt sich die Zeitung zu ihrer 
konservativen Tradition, besteht aber seit den Tagen Kirkpatricks darauf, dass eine 
solche Einstellung nicht länger gleichzusetzen sei mit der bedingungslosen Unter-
stützung einer bestimmten Partei: „The Tribune“, heißt es etwa in einer Selbstbe-
schreibung ihrer Grundsätze, einsehbar u.a. auf ihrer Homepage, „believes in the 
traditional principles of limited government; maximum individual responsibility; 
                                                                                                                                                                                     
16/news/ct-biz-trib-series-4-20130116_1_aurelius-capital-management-bankruptcy-judge-kevin-carey-
bankruptcy-process; 01.04.2014). 
237 Robert Channick, Tribune Co. emerges from bankruptcy. In: ChicagoTribune.com vom 31.12.2012 (http:// 
articles.chicagotribune.com/2012-12-31/news/chi-a-new-era-dawning-for-tribune-co-20121230_1_ceo-eddy-
hartenstein-brands-in-major-markets-mix-of-profitable-assets; 01.04.2014). 
238 Tribune Company, Tribune Company History. 
239 Christine Haughney/David Carr, To Cut Taxes, Tribune Is to Split Into Broadcasting and Publishing Units. In: 
NYTimes.com vom 10.07.2013. 
240 Konkret äußerte sich Medill in seinem am 16.06.1882 unterzeichneten Testament wie folgt: „I want the Tribune 
to continue to be after I am gone as it has been under my directions: an advocate of political and moral pro-
gress, and in all things to follow the line of common sense. I desire the Tribune as a party organ, never to be the 
supporter of that party which sought to destroy the American Union [Hervorhebungen im Original; J.G.].“ – 
Zit. nach Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 350. 
241 So das übereinstimmende Urteil in der Literatur – vgl. u.a. Michael Emery/Edwin Emery, The Press and Amer-
ica, S. 310-311; Ernest C. Hynds, Amercian Newspapers in the 1980s, S. 309; Frank L. Mott, American Journal-
ism, S. 562; Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 756. 
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and minimum restriction of personal liberty, opportunities and enterprise. It be-
lieves in free markets, free will and freedom of expression. These principles, while 
traditionally conservative, are guidelines and not reflexive dogmas. […] The Trib-
une is not blindly or uncritically partisan. No political party should take its support 
for granted.“242 Dass dieses Bekenntnis ernst gemeint ist, bewies die „Tribune“ 
nicht zuletzt 2008, als sie erstmals in ihrer Geschichte mit Barack Obama einen 
Präsidentschaftskandidaten der Demokraten zur Wahl empfahl.243 
                                                          
242 Chicago Tribune, Statement of principles (http://www.chicagotribune.com/chi-principles,0,5478127.story; 
01.04.2014). Ganz ähnlich hatte die „Tribune“ bereits in ihrem Leitartikel vom 01.01.1969 argumentiert, als sie 
den künftigen Kurs der neuen Chefredaktion unter Kirkpatrick wie folgt umriss: „We expect to remain basically 
conservative. […] We expect to be generally Republican in politics because we believe in the value of the tradi-
tional principles of the party, limited government, maximum individual responsibility, minimum restriction of 
personal liberty, opportunity and enterprise. We fought Republicans when they were wrong. We have support-
ed Democrats when they were right. No political party should take the Tribune [Hervorhebung im Original; 
J.G.] for granted.“ – Zit. nach Lloyd Wendt, Chicago Tribune, S. 756. 
243 Vgl. Obama for president. In: Chicago Tribune vom 19.10.2008. 
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4. Der Untersuchungsbereich – meinungsbetonte journalistische  
Darstellungsformen 
Im Anschluss an die Vorstellung der einschlägigen Untersuchungsobjekte erscheint 
es sinnvoll, den Fokus auf eben jene beiden journalistischen Darstellungsformen zu 
richten, welche die Grundlage für diese Untersuchung bilden, namentlich Kom-
mentar und Leitartikel. Tatsächlich existiert noch eine Reihe weiterer Darstellungs-
formen. So unterscheiden Schmidt und Weischenberg zwischen sechs grundsätzli-
chen Darstellungsformen,1 wohingegen Roloff mindestens 19 verschiedene journa-
listische Textgattungen zählt und die Existenz weiterer Formen nahelegt.2 
Diese Vielfalt ist das Resultat einer recht allgemein gehaltenen Definition: 
Darstellungsformen, zuweilen auch als Genres3 beziehungsweise Textgattungen4 
bezeichnet, sind zunächst einmal nicht mehr und nicht weniger als historisch ge-
wachsene Textformen, die sich aufgrund ihrer Funktion – letztere kann zum Bei-
spiel informierender, bewertender oder unterhaltender Natur sein – sowie ihrer 
formalen, strukturellen und inhaltlichen Merkmale voneinander unterscheiden.5 Je 
nachdem, wie eng man dieses Korsett interpretiert, ergibt sich daraus eine Fülle 
unterschiedlichster Darstellungsformen. 
Versuche, diese zu systematisieren, hat es in der Vergangenheit immer wieder 
gegeben,6 wobei sämtliche Autoren, bei allen Abweichungen im Detail, stets zwei 
grundsätzliche Gruppen voneinander scheiden: die tatsachenbetonten, der Objekti-
vität verpflichteten Darstellungsformen auf der einen und die meinungsbetonten, 
eher subjektiv geprägten Darstellungsformen auf der anderen Seite.7 Hintergrund 
dieser Trennung ist die der angelsächsischen Tradition entstammende Grundregel 
der strikten – und als solche auch dem Rezipienten klar kenntlich gemachten – 
Trennung von Nachricht und Kommentar, getreu dem Motto: „Comment is free, 
but facts are sacred.“8 Eine Regel, welche von der deutschen Presse nach dem En-
                                                          
1 Vgl. Siegfried J. Schmidt/Siegfried Weischenberg, Mediengattungen, S. 233-234. 
2 Vgl. Eckart Klaus Roloff (Hg.), Journalistische Textgattungen, S. 7. 
3 Einführung in die journalistische Methodik. Von e. Autorenkollektiv d. Sekt. Journalistik d. Karl-Marx-Univ. 
Leipzig. 
4 Eckart Klaus Roloff (Hg.), Journalistische Textgattungen. 
5 Vgl. Hannes Haas, Mediengattungen, S. 225. 
6 Eine Auswahl, ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Fasel unterscheidet zwischen tatsachenbetonten, erzählen-
den und meinungsbetonten Darstellungsformen – vgl. Christoph Fasel, Textsorten; Overbeck zwischen referie-
renden, interpretierenden und kommentierenden Textgattungen – Peter Overbeck (Hg.), Radio-Journalismus, 
S. 59-60 –, wobei er sich ausdrücklich auf die Arbeit Roloffs beruft – Eckart Klaus Roloff (Hg.), Journalistische 
Textgattungen; Reumann zwischen tatsachen-, meinungs- und phantasiebetonten (unterhaltenden) Formen, in 
der jüngsten Auflage auch noch um Mischformen ergänzt – Kurt Reumann, Journalistische Darstellungsfor-
men, S. 130; schließlich La Roche, der lediglich informierende und meinungsäußernde/kommentierende Dar-
stellungsformen voneinander trennt – Walther von La Roche, Einführung in den praktischen Journalismus, 
S. 74. 
7 Vgl. hierzu und im Folgenden Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 267-271. 
8 Zit. nach Peter Overbeck (Hg.), Radio-Journalismus, S. 59. Der bekannte Ausspruch – zu Deutsch etwa: 
„Kommentare sind frei, doch Fakten sind heilig“ – geht auf eine Rede des „Manchester Guardian“-
Herausgebers Charles Preston Scott aus dem Jahre 1921 zurück. Das darin von Scott zum Ausdruck gebrachte 
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de des Zweiten Weltkriegs praktisch ausnahmslos übernommen wurde, auch und 
gerade weil diese zu den Lizenzauflagen der Alliierten gehörte, und die sich bis heu-
te gehalten hat. 
Freilich lässt sich diese Trennung nicht immer vollständig in die Praxis über-
tragen. Nicht von ungefähr beinhaltet die Terminologie den Begriff „Betonung“: 
Hier kommt eine gewisse Präferenz zum Ausdruck, keine Exklusivität.9 Tatsächlich 
können natürlich auch Nachrichten meinungsbildend wirken und schon der bloße 
Vorgang der Nachrichtenauswahl als solcher ist dazu geeignet, an ein bestimmtes 
Meinungsbild zu appellieren. Mehr noch gibt es Darstellungsformen, welche aus-
drücklich als Mischformen begriffen werden und die sowohl objektive als auch sub-
jektive Inhalte gleichermaßen transportieren, etwa die Reportage. Für die vorlie-
gende Untersuchung erschien es dennoch sinnvoll, sich ausschließlich auf einen 
Teil der meinungsbetonten Darstellungsformen zu konzentrieren. 
4.1. Der Kommentar 
Als meinungsbetonte Darstellungsform bezieht sich der Kommentar stets auf ein ak-
tuelles Thema oder Ereignis und gibt dem Journalisten die Möglichkeit, hierzu Stel-
lung zu nehmen.10 Er tut dies, indem er über selbiges reflektiert, es erklärt – etwa, 
indem er dessen Ursachen erläutert und/oder in größere Zusammenhänge einord-
net – und gegebenenfalls bewertet. Ziel ist es, dem Rezipienten dabei zu helfen, 
sich ein Bild von der zugrunde liegenden Thematik zu machen und so an dessen 
Meinungsbildung mitzuwirken. Oftmals wird der Kommentar auch als komple-
mentäre Darstellungsform begriffen, der niemals für sich allein steht, sondern wel-
chem stets ein nachrichtlicher Artikel vorausgeht.11 An letzteren knüpft der Kom-
mentar zwei grundlegende Fragen an, die nach dem Warum („Warum ist das so 
passiert?“12) und die, was davon zu halten ist („Soll oder darf das so sein?“13). Da-
mit sind die zwei wesentlichen Funktionen des Kommentars benannt, er will einer-
seits erklären und andererseits bewerten. Nicht immer kommt der Kommentar bei-
den Funktionen nach, doch wenigstens eine muss zwingend erfüllt sein, damit der 
Inhalt seiner Darstellungsform gerecht wird. Es sind dann auch insbesondere diese 
beiden Funktionen, welche Kommentare als besonders ertragreiche Darstellungs- 
  
                                                                                                                                                                                     
Trennungsgebot von Nachricht und Meinung ist gleichwohl schon älter; bereits an der Wende vom 19. zum 20. 
Jahrhundert hatte der damalige Herausgeber der „NY Times“, Adolph S. Ochs, ganz ähnliche Ansprüche an 
sein Blatt formuliert – vgl. hierzu auch Kapitel 3.5., S. 77f. 
9 Vgl. Christoph Fasel, Textsorten, S. 26. 
10 Vgl. hierzu und im Folgenden Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 301; Werner Nowag, Kommen-
tar/Glosse, S. 148. 
11 Vgl. Werner Nowag, Kommentar/Glosse, S. 149-150; Edmund Schalkowski, Kommentar, Glosse, Kritik, 
S. 19-23. 
12 Zit. nach Edmund Schalkowski, Kommentar, Glosse, Kritik, S. 19. 
13 Zit. nach ebd., S. 20. 
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form für die nachfolgende Untersuchung erscheinen lassen. Fragt diese doch pri-
mär nach den unterschiedlichen Erklärungen und Bewertungen amerikanischer be-
ziehungsweise deutscher Außenpolitik beiderseits des Atlantiks. 
4.2. Der Leitartikel 
Die Darstellungsform des Leitartikels, dem Englischen von „leading article“ ent-
lehnt,14 ist die klassische Form des Kommentars, der früher zumeist an prominen-
ter Stelle auf der ersten Zeitungsseite zu finden war.15 Rein optisch unterscheidet er 
sich vom Kommentar nicht nur durch seine Positionierung, sondern auch aufgrund 
seines Umfangs. Hier kann dessen Verfasser weiter und ausführlicher ausholen, als 
es ihm im Kommentar je möglich wäre. Mancher Autor schreibt ihm deshalb auch 
eine andere inhaltliche Ausrichtung zu:16 Wo der Kommentar stets tagesaktuell sei 
und nur den allerersten Versuch markiere, ein nachrichtliches Ereignis einigerma-
ßen begründet aufzuarbeiten und zu bewerten, komme der Leitartikel lediglich zeit-
aktuell daher. Das heißt er greife ein Thema auf, welches zwar allgegenwärtig sei 
und gleichsam in der Luft liege, sich aber zugleich nicht zwangsläufig am Vortag 
zugetragen haben müsse. Er setze damit quasi eine bereits im Gang befindliche 
Diskussion fort, verarbeite bereits im Umlauf befindliche Argumente, die er reflek-
tiere und gegebenenfalls vertiefe. 
Vor allem aber unterscheidet sich der Leitartikel vom Kommentar durch seine 
Intention, nicht bloße Stellungnahme eines einzelnen Journalisten zu sein, sondern 
vielmehr die Line der ganzen Zeitung zu vertreten.17 Er ist deshalb bisweilen auch 
schon als „Quintessenz der Zeitung“18 und als „Flaggschiff der Redaktion“19 be-
zeichnet worden. Besonders deutlich wird dieser Anspruch, Ausdruck der Redakti-
on als Ganzes zu sein, in den untersuchten US-Zeitungen. Hier werden die als edito-
rials überschriebenen Meinungsbeiträge nicht namentlich gekennzeichnet; sofern 
der Autor als Person in Erscheinung tritt, begegnet er dem Rezipienten in der ers-
ten Person Plural. Eine derart herausgehobene Stellung genießt der Leitartikel in 
der deutschen Presse nicht mehr. Längst sind die meisten Zeitungen dazu überge-
gangen, den Leitartikel weiter hinten im Blatt bei den übrigen Meinungsbeiträgen 
zu platzieren, so sie denn nicht sogar vollständig auf ihn verzichten.20 Von den un-
tersuchten Tageszeitungen etwa druckt ihn lediglich die FAZ auf Seite 1; „Die 
Welt“ kennt zwar ebenfalls den Seite-1-Kommentar, ihr – ausdrücklich als solcher 
                                                          
14 Eckart Klaus Roloff (Hg.), Journalistische Textgattungen, S. 69. 
15 Vgl. hierzu und im Folgenden Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 303. 
16 Vgl. Edmund Schalkowski, Kommentar, Glosse, Kritik, S. 29-30. 
17 Vgl. hierzu und im Folgenden Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 303. 
18 Zit. nach ebd., S. 303. 
19 Zit. nach ebd., S. 303. 
20 Vgl. Kurt Reumann, Journalistische Darstellungsformen, S. 156-157; Edmund Schalkowski, Kommentar, Glos-
se, Kritik, S. 30. 
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gekennzeichneter – Leitartikel befindet sich indes auf der eigentlichen Meinungssei-
te im Innenteil. Keine deutsche Tageszeitung verzichtet auf die Nennung ihres 
Leitartiklers; auch konnte eine merklich andere inhaltliche Ausrichtung nicht fest-
gestellt werden. So bleibt der Verdacht, dass sich Leitartikel hierzulande in der Pra-
xis zumeist nur durch ihre Platzierung und ausdrückliche Bezeichnung als solche 
von Kommentaren unterscheiden. Nichtsdestotrotz lebt natürlich auch im deut-
schen Leitartikel der alte Anspruch fort, Stimme der Zeitung zu sein, was ihn für 
diese Untersuchung – mehr noch als der gewöhnliche Kommentar – geradezu prä-
destiniert. 
4.3. Die Kolumne 
Unter Kolumne wird der Meinungsbeitrag eines einzelnen, oftmals sehr bekannten 
Autors verstanden, welche regelmäßig erscheint.21 Daneben existieren auch Ko-
lumnen von beständig wechselnden Gastautoren. Dabei spiegelt die Darstellungs-
form gerade nicht – im Gegensatz zum Leitartikel – die Redaktionslinie wider, son-
dern steht explizit für die Meinung ihres Kolumnisten. Seine Texte erscheinen zu-
meist unverändert, das heißt nicht redigiert. Oftmals distanziert sich die Zeitung 
sogar von ihrem Kolumnisten, indem sie deutlich macht, dass sie diesem lediglich 
den Raum zur Verfügung stellt, mitnichten aber dessen Ansichten teilt. So über-
schreibt die FAZ ihre tägliche Kolumne etwa mit „Fremde Federn“, derweil die 
untersuchten US-Zeitungen derartige Beiträge gleich auf einer eigenen Seite unter-
bringen, der sogenannten „Op.-Ed.“. Dahinter verbirgt sich die Abkürzung 
„opposite the editorial page“, was zuvorderst natürlich auf deren Platzierung im 
Blatt verweist – der Editorial-Seite gegenüberliegend –, unterschwellig aber zugleich 
eine gewisse Distanz transportiert. Gerade weil die Person des Autors hier wesent-
lich stärker im Vordergrund steht, als dies beim klassischen Kommentar der Fall ist, 
und die darin geäußerte Meinung zum Teil sogar erheblich von der allgemeinen 
Blattlinie abweicht,22 wurden Kolumnen für die vorliegende Untersuchung nicht 
berücksichtigt. Einzige Ausnahme bildet „Die Welt“, handelt es sich bei deren Ko-
lumnisten doch fast immer um Autoren, die zu anderen Zeiten auch Kommentare 
und Leitartikel für das Blatt verfassen. In der Regel vertraten diese dann in ihren 
Kolumnen auch keine von der allgemeinen Blattlinie abweichende Positionen. 
                                                          
21 Vgl. hierzu und im Folgenden Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 305-306; Kurt Reumann, Journa-
listische Darstellungsformen, S. 159. 
22 Vgl. Claudia Mast (Hg.), ABC des Journalismus, S. 305-306. 
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5. Zur inhaltsanalytischen Methodik 
Wo immer es darum geht, verlässliche, das heißt reproduzierbare Aussagen über 
größere Textmengen zu gewinnen, hat sich die ursprünglich den empirischen Sozi-
alwissenschaften entstammende, mittlerweile aber vor allem in den Kommunikati-
ons- und Medienwissenschaften großer Beliebtheit erfreuende Methode der In-
haltsanalyse bewährt.1 Was genau darunter zu verstehen beziehungsweise welches 
analytische Instrumentarium damit gemeint ist, dazu existieren in der Literatur eine 
Vielzahl unterschiedlicher Definitionen – je nach dem, auf welche Schwerpunkte 
die Autoren Wert legen.2 Als kleinster gemeinsamer Nenner mag dabei der von 
Mayring gewählte Ansatz funktionieren: Inhaltsanalyse, so Mayring, habe stets „die 
systematische Bearbeitung von Kommunikationsmaterial“ zum Ziel;3 letzteres ent-
stamme dabei zumeist, wiewohl nicht immer, massenmedialer Kommunikation. 
Doch wäre Inhaltsanalyse nur unzureichend umschrieben, würde man sich allein 
auf deren Zielsetzung beschränken. Vielmehr müssen eine Reihe spezifischer Cha-
rakteristika erfüllt sein, um von dieser als wissenschaftlicher Methode sprechen zu 
können:4 
Inhaltsanalyse 
- bedeutet dabei stets die Analyse von Kommunikation, welche in fixierter, das 
heißt zumeist verschriftlichter Form vorliegt; 
- erfolgt immer systematisch, also regelgeleitet, um die Nachvollziehbarkeit be-
ziehungsweise Überprüfbarkeit ihrer Ergebnisse seitens Dritter zu gewährleis-
ten; 
- erfolgt auch theoriegeleitet, das heißt sie referiert nicht einfach nur den Inhalt 
einer größeren Textmenge, sondern untersucht diese in Hinblick auf eine 
konkrete, theoretisch begründete Fragestellung; 
- will schließlich Rückschlüsse auf bestimmte Kommunikationsaspekte ermögli-
chen, etwa über die Absichten des Senders beziehungsweise die Wirkungen 
auf den Empfänger von Kommunikation. 
                                                          
1 Vgl. Werner Früh, Inhaltsanalyse, S. 11-15. 
2 Exemplarisch sei hier auf die unterschiedlichen Definitionen von Werner Früh und Klaus Merten verwiesen. 
So beschreibt Früh Inhaltsanalyse als „eine empirische Methode zur systematischen, intersubjektiv nachvoll-
ziehbaren Beschreibung inhaltlicher und formaler Merkmale von Mitteilungen“. Früh betont also v.a. die De-
skription von Medieninhalten anhand wissenschaftlicher Kriterien wie Systematik und Intersubjektivität. Dage-
gen steht Inhaltsanalyse bei Merten für „eine Methode zur Erhebung sozialer Wirklichkeit, bei der von Merk-
malen eines manifesten Textes auf Merkmale eines nicht manifesten Kontextes geschlossen wird“. Es ist also in 
erster Linie der erklärende Anspruch der Methode, den Merten zur Grundlage seiner Definition macht. Beide 
zit. nach Heinz Bonfadelli, Medieninhaltsforschung, S. 79. – Einen noch ausführlicheren Überblick über die di-
versen, in der Literatur kursierenden Definitionen von Inhaltsanalyse bietet Philipp Mayring, Qualitative In-
haltsanalyse. Grundlagen, S. 11-12. 
3 Philipp Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 468. 
4 Vgl. hierzu und im Folgenden ders., Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen, S. 12-13. 
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Im Rahmen dieser doch recht weit gefassten Definition – immerhin sagt selbige 
noch nichts über die konkreten Instrumente von Inhaltsanalyse aus – existieren 
nun zwei unterschiedliche Schulen, welche gemeinhin in qualitative und quantitati-
ve Ansätze unterschieden werden. Grundsätzlich lassen sich beide Arten der In-
haltsanalyse anhand eines einfachen formalen Kriteriums auseinander halten: So-
bald Zahlbegriffe Verwendung finden beziehungsweise mathematische Operatio-
nen zur Datenerhebung respektive -auswertung zur Anwendung kommen, liegt ei-
ne quantitative Analyse vor, andernfalls eine qualitative.5 Oder anders formuliert: 
Quantitative Ansätze enthalten stets den Prozess des Kodierens als Element, quali-
tative kommen in der Regel nicht ohne Paraphrasierungen und andere Neuum-
schreibungen von Texten aus.6 
Keines der vorgenannten Verfahren ist perfekt, beide haben ihre jeweils eige-
nen individuellen Stärken und Schwächen. So wird der quantitativen Methode etwa 
zum Vorwurf gemacht, sich in ihren Aussagen auf manifeste Inhalte zu beschrän-
ken, durch Abwesenheit auffallende Textpassagen jedoch oftmals nur unzureichend 
zu berücksichtigen.7 Auch gehe der Kontext der Entstehung bestimmter Aussagen 
allzu häufig verloren – alles Kritikpunkte, denen die qualitative Inhaltsanalyse mit 
ihrem modifizierten Instrumentarium entgegenzuwirken sucht. Den Preis hierfür 
entrichtet sie an anderer Stelle; so sind bei einer qualitativen Inhaltsanalyse gemein-
hin Abstriche bei der Reliabilität zu machen.8 Es verwundert deshalb kaum, dass 
sich im wissenschaftlichen Diskurs zur Inhaltsanalyse manch Methodenstreit ent-
zündet hat; im Grunde ist die Debatte bis heute nicht entschieden. 
Dabei ließe sich mit einigem Abstand festhalten, dass beide Varianten durch-
aus ihre Berechtigung haben. So räumt der selbst eher quantitativen Methoden zu-
geneigte Früh freimütig ein, dass es letztlich nicht darum gehen könne, welche in-
haltsanalytische Methode die bessere sei, sondern einzig darum, ob die angewandte 
Methode eingedenk der gestellten Forschungsfrage auch die angemessene sei.9 Ent-
sprechend der Erkenntnis, dass es keine richtige oder falsche Methode, sondern 
nur die je nach erkenntnisleitender Fragestellung geeignetere beziehungsweise un-
geeignetere Methode gibt, wurde sich im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
dann auch insbesondere des Instrumentariums der qualitativen Inhaltsanalyse be-
dient. 
  
                                                          
5 Vgl. ebd., S. 17. 
6 Vgl. Klaus Bruhn Jensen, The qualitative research process, S. 275-276. 
7 Vgl. hierzu und im Folgenden Heinz Bonfadelli, Medieninhaltsforschung, S. 53-54. 
8 Gleichwohl natürlich auch für die qualitative Inhaltsanalyse grundsätzlich der Anspruch gilt, dass unterschiedli-
che Inhaltsanalytiker am gleichen Material zu ähnlichen Ergebnissen gelangen sollten – vgl. Philipp Mayring, 
Qualitative Inhaltsanalyse, S. 471; ders., Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen, S. 118-122. 
9 Vgl. Werner Früh, Inhaltsanalyse, S. 71. 
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Soweit es die Verifizierung der eingangs aufgestellten Forschungshypothesen 
betrifft – also die relativ simple mit Ja oder Nein zu beantwortete Frage, ob deren 
Annahmen nun zutreffend sind oder nicht –, so wäre dies wohl auch mit rein quan-
titativen Methoden möglich, jedoch kaum wünschenswert gewesen, hätten hier 
doch nach Einschätzung des Verfassers Aufwand und Ertrag in keinem angemes-
senen Verhältnis zueinander gestanden. Schließlich interessierte nicht allein das Ob, 
also ob in deutschen und amerikanischen Medien die Außen- und Sicherheitspolitik 
des jeweils anderen unterschiedlich wahrgenommen und bewertet wurde – diese 
Annahme wurde in der erkenntnisleitenden Fragestellung schon vorweggenommen 
–, sondern vor allem auch das Wie, also worin genau diese Differenzen bestanden 
und inwiefern sich die dabei verwandten Argumente voneinander unterschieden. 
Nicht von ungefähr fungierten ja auch die eher argumentlastigen, meinungsbeton-
ten Darstellungsformen als Grundlage der Untersuchung. Um spezifische, regel-
mäßig wiederkehrende Argumentationsmuster auch in ihrem Kontext zu identifi-
zieren und herauszuarbeiten, ist eine qualitative Vorgehensweise geradezu unerläss-
lich. Ein derartiges Erkenntnisinteresse erfordert die unmittelbare Beschäftigung 
mit den Textinhalten selbst und ließe sich etwa als eingetragener Zahlenwert in ei-
nem mehrstufigen Skalensystem nur unzureichend abbilden. 
Ausgehend vom erklärten Ziel der Untersuchung sowie den eingangs ange-
stellten Überlegungen zur Wirkung massenmedialer Kommentare auf die öffentli-
che Meinungsfindung erfolgte zunächst die Festlegung des Untersuchungsgegen-
stands. Ausgangsmaterial und gleichsam Grundlage der Untersuchung bilden dem-
entsprechend die redaktionellen Meinungsbeiträge acht ausgewählter Tageszeitun-
gen in Deutschland und den USA, namentlich der „Süddeutschen Zeitung“, der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, der „Welt“ und der „Frankfurter Rundschau“ 
auf deutscher sowie der „New York Times“, der „Los Angeles Times“, der „Wa-
shington Post“ und der „Chicago Tribune“ auf amerikanischer Seite während des 
Zeitraums vom 12.09.2001 bis zum 21.01.2009, also von den Terroranschlägen des 
11. September bis zum Ende der zweiten Amtszeit Bushs. Tatsächlich wurden 
sämtliche Ausgaben der erwähnten Tageszeitungen im fraglichen Zeitraum durch-
gesehen; ein erster Ansatz, deren Kommentare nur um bestimmte, markante Eck-
daten herum zu sichten, wurde bereits im Anfangsstadium wieder verworfen, da ein 
solches Vorgehen weder dem Erkenntnisinteresse dieser Arbeit wirklich gerecht 
geworden wäre, noch den eigentlichen Untersuchungsgegenstand hinreichend er-
fasst hätte. Denn kommentiert werden in Tageszeitungen, bei aller Relevanz, wel-
che diese dem tagesaktuellen Geschehen beimessen, mitnichten nur Ereignisse vom 
Vortag. Gerade die umfangreicheren Leitartikel versuchen zumeist, auch längerfris-
tige Entwicklungen hinreichend zu berücksichtigen und in die von der Redaktion 
vertretene Blattlinie einzuordnen. Es liegt in der Natur der Sache, dass derartige 
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Meinungsäußerungen nicht ausschließlich im Zusammenhang mit besonders mar-
kanten, politisch herausragenden Ereignissen auftreten – es hätte also die reelle Ge-
fahr bestanden, für die Blattlinie einer Zeitung wesentliche Meinungsbeiträge erst 
gar nicht zu erfassen. Forschungspraktische Erwägungen erlaubten dennoch eine 
Reduzierung des Ausgangsmaterials an anderer Stelle: Aufgrund des außen- und 
sicherheitspolitischen Fokus der Untersuchung war es möglich, sich lediglich auf 
solche Meinungsbeiträge zu beschränken, die im politischen Ressort der jeweiligen 
Zeitung veröffentlicht wurden. Anderweitige Ressorts wie Wirtschaft, Finanzen 
oder Feuilleton konnten indes vernachlässigt werden. Die Zahl der zu sichtenden 
Zeitungsseiten variierte somit, je nach Ausgabe und Zeitung, pro Erscheinungstag 
zwischen eins und drei.10 Wobei noch zu erwähnen wäre, dass die deutschsprachi-
gen Untersuchungsobjekte lediglich sechsmal in der Woche, also von montags bis 
samstags, erscheinen; die untersuchten US-Medien jedoch allesamt eine zusätzliche 
Sonntagsausgabe anbieten. 
Was die Überlieferungssituation respektive Zugänglichkeit des Materials be-
trifft, so ist grundsätzlich zwischen deutschen und amerikanischen Printmedien zu 
unterscheiden. Sämtliche Zeitungsausgaben deutscher Provenienz konnten in der 
Bibliotheca Albertina, der Universitätsbibliothek Leipzig, eingesehen werden; die 
ersten Jahrgänge noch auf Mikrofilm, die späteren Jahrgänge dann als papiernes 
Original im Zeitschriftenarchiv der Zweigstelle der Kommunikations- und Medi-
enwissenschaften.11 Weniger günstig war es um die Verfügbarkeit der US-Medien 
bestellt. Da selbst die auflagenstärksten Titel der US-Presse hierzulande nicht lü-
ckenlos archiviert werden, wurde der amerikanische Teil des Quellenmaterials im 
Zuge eines sechsmonatigen Rechercheaufenthalts12 in Athens an der Ohio Univer-
sity im gleichnamigen US-Bundesstaat zusammengetragen. Als nicht ganz unpro-
blematisch erwies sich dabei die Zuverlässigkeit der Überlieferung. Fällt doch der 
für die Untersuchung veranschlagte Zeitraum in eine Phase, in der die meisten 
Printmedien zunehmend digitale Vertriebswege für sich entdeckten. Und auch bei 
der Archivierung bedienten sich diese mehr und mehr digitaler Mittel – ein Um-
bruch, der sich insbesondere bei „NY Times“ und „Washington Post“ bemerkbar 
                                                          
10 Während die Editorials sämtlicher untersuchter US-Zeitungen stets auf einer einzigen Seite Platz fanden, gaben 
deren deutsche Pendants von Anfang an ein wesentlich heterogeneres Bild ab. Lediglich die SZ unterhält mit 
ihrer Seite 4 ebenfalls eine einzige Kommentarseite; die FR, deren Kommentare sich zunächst gleichfalls auf ei-
ne einzelne Seite, die Seite 3, beschränkten, bietet ihren Lesern seit der Umstellung auf das handlichere Tab-
loid-Format im Mai 2007 eine Doppelseite „Meinung“ an. Auf zwei Seiten verteilt auch die FAZ ihre redaktio-
nellen Meinungsbeiträge; einem Rahmen gleich stehen sie ebenso am Anfang – die Leitartikel auf der ersten 
Seite – wie am Ende – die Kommentare unter der Rubrik „Zeitgeschehen“ – des politischen Buches. Die meis-
ten Seiten zur Meinungsäußerung aber – nämlich drei an der Zahl – räumt „Die Welt“ ihren Redakteuren ein. 
Neben einem Seite-1-Kommentar ist hierfür täglich eine mit „Forum“ überschriebene Doppelseite weiter hin-
ten im ersten Buch vorgesehen. 
11 Als erstes setzte die Verfilmung der FR, beginnend mit dem Jahrgang 2003, aus; bis 2006 folgten dann auch alle 
übrigen Zeitungen. 
12 Konkret während der Monate März bis August 2007. 
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machte. Letztmalig auf Mikrofilm überliefert wurde der Jahrgang 2005, nachfol-
gende Jahrgänge waren nur noch online durch die elektronische Datenbank 
„LexisNexis“ einsehbar. Eine vergleichbare Situation stellte sich bei „LA Times“ 
und „Chicago Tribune“ ab März 2007 ein – auch hier sind die nachfolgenden 
23 Monate nicht mehr auf Mikrofilm eingesehen worden.13 Da beide Zeitungen 
indes nicht von „LexisNexis“ erfasst werden, musste auf das jeweilige Online-
Archiv der Zeitungen selbst zurückgegriffen werden.14 Sämtliche genutzten elek-
tronischen Archive funktionieren dabei nach dem gleichen Prinzip – archiviert wird 
lediglich der einfache Artikeltext, nicht aber dessen originales Layout. Damit einher 
gehen zwei Probleme: Zum einen entfällt die für die Auswertung unter Umständen 
nicht ganz unerhebliche Information der Platzierung des Kommentars, drückt sich 
doch in dieser bereits eine Bedeutungszuschreibung seitens der Redaktion aus. 
Zum anderen aber, und dieser Umstand wiegt erheblich schwerer, macht die Auf-
bereitung der Online-Archive verlässliche Aussagen über die Vollständigkeit der 
überlieferten Artikel praktisch unmöglich. Denn wo fehlende Seiten auf Mikrofilm 
oder am Original leicht auszumachen sind, liefern „LexisNexis“ und Pendants bes-
tenfalls Indizien auf nicht erfasste Ausgaben, fehlende Einzelartikel bleiben dem 
Nutzer ohne Kenntnis des Originals jedoch zwangsläufig verborgen.15 Die nahelie-
gende Alternative, ein Ganzseitenarchiv etwa im PDF-Format anzubieten, betreibt 
von den untersuchten Tageszeitungen indes lediglich „Die Welt“. Und auch das 
zuletzt allenthalben etablierte ePaper-Format reicht nirgends bis in den fraglichen 
Untersuchungszeitraum zurück, stellt also mitnichten adäquaten Ersatz für die aus-
gebliebene Mikroverfilmung dar. Somit kann, zumindest was die Überlieferung auf 
US-Seite betrifft, absolute Vollständigkeit nicht garantiert werden. Und dennoch 
sollte das schlussendliche Ergebnis der Inhaltsanalyse von diesem Umstand kaum 
berührt werden – die Zahl der womöglich nicht erfassten Kommentare fällt nach 
menschlichem Ermessen so klein aus, dass letztere in der Fülle des Untersu-
                                                          
13 Wobei die ausgebliebene Mikroverfilmung hier vermutlich weniger einer etwaigen Umstellung auf elektronische 
Archivierungsverfahren geschuldet ist, als vielmehr dem konkreten Forschungsaufenthalt des Verfassers an der 
Ohio University – zum Zeitpunkt seiner Abreise Ende August 2007 war die Verfilmung einfach noch nicht 
weiter fortgeschritten. So fiel die Entscheidung, den Untersuchungszeitraum bis zum Ende der zweiten Amts-
zeit Bushs auszuweiten, auch erst im Nachhinein. 
14 Los Angeles Times Archives (http://pqasb.pqarchiver.com/latimes/advancedsearch.html; 01.04.2014); Chica-
go Tribune Archives (https://secure.pqarchiver.com/chicagotribune/advancedsearch.html; 01.04.2014). 
15 Tatsächlich würde es dem Leser wohl auffallen, wenn eine komplette Ausgabe nicht erfasst worden wäre, die 
konkrete Suche nach den Artikeln eines regulären Erscheinungstages entsprechend ergebnislos verliefe. Fehlte 
indes nur ein einziger Artikel am jeweiligen Erscheinungstag, so hätte er keine Chance, diesen Umstand zu be-
merken, wüsste er nicht im Vorfeld schon von der Existenz des fraglichen Beitrags. Dass derlei Überlegungen 
mitnichten rein hypothetischer Natur sind, mag ein prominentes Beispiel veranschaulichen, welches dem Ver-
fasser Zeit seines Rechercheaufenthalts an der Ohio University begegnet ist: So war ausgerecht „Mission to Ni-
ger“, jene berühmt gewordene, am 14.07.2003 in der „Washington Post“ erschienene Kolumne Robert Novaks, 
in welcher dieser die Identität der CIA-Agentin Valery Plame aufdeckte und damit einen politischen Skandal 
auslöste, der in der Verurteilung des Stabschefs von US-Vizepräsident Dick Cheney, Lewis „Scooter“ Libby, zu 
30 Monaten Haft gipfelte, innerhalb von „LexisNexis“ nicht aufzufinden. An der herausragenden zeitgeschicht-
lichen Bedeutung des Artikels dürften wenig Zweifel bestehen; dessen Fehlen aber fällt nur dem auf, der gezielt 
danach sucht. 
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chungsmaterials ohnehin untergegangen wären; sich an den insgesamt herausgear-
beiteten, wesentlichen Argumentationsmustern also nichts Gravierendes verändert 
hätte. 
Aus der Masse der eingesehenen redaktionellen Meinungsbeiträge aus sie-
beneinhalb Jahrgängen – deren Gesamtzahl sicherlich im hohen fünf- beziehungs-
weise niedrigen sechsstelligen Bereich anzusiedeln ist – wurde alsdann in einer ers-
ten Vorauswahl der der Inhaltsanalyse zugrundeliegende, eigentliche Materialkor-
pus gebildet. Die Auswahl dieser im Zuge einer ersten, freilich noch recht ober-
flächlichen Sichtung zusammengetragenen Artikel erfolgte anhand eines groben 
thematischen Rasters. Gemäß der erkenntnisleitenden Fragestellung dieser Unter-
suchung interessierten dabei vor allem solche Beiträge, die sich mit der deutschen 
respektive der amerikanischen Außenpolitik auseinandersetzten unter besonderer 
Berücksichtigung jener Bereiche, in denen sich Überschneidungen beziehungsweise 
Berührungspunkte zwischen beiden ergaben. Dies war zumeist – aber keineswegs 
ausschließlich – dort der Fall, wo der von der Bush-Administration ausgerufene 
„globale Krieg gegen den Terror“ thematisiert wurde. Nicht von ungefähr hat letz-
terer ja auch das öffentliche Amerikabild hierzulande nach den Anschlägen vom 11. 
September maßgeblich geprägt. Und so waren es vor allem die folgenden Themen-
komplexe, deren Behandlung dafür sorgte, dass die fraglichen Meinungsbeiträge in 
die nähere Auswahl für die anschließende Inhaltsanalyse rückten: 
- Die Terroranschläge vom 11. September 2001 in New York und Washington 
sowie die unmittelbaren und mittelbaren politischen Reaktionen darauf; 
- der Krieg in Afghanistan, der Sturz der Taliban und die anschließenden Ver-
suche des „Nation-Building“ am Hindukusch, unter besonderer Berücksichti-
gung des deutschen Beitrags zur Stabilisierung des Landes; 
- die immer deutlicher zutage tretenden Vorbereitungen der Bush-Administra-
tion für einen baldigen Waffengang am Golf, inklusive des sich darüber zwi-
schen Bundestagswahlkampf 2002 und gescheiterten Vermittlungsbemühun-
gen im UN-Sicherheitsrat zuspitzenden Zerwürfnisses zwischen Deutschland 
und den USA; 
- der Krieg im Irak, der Sturz Saddam Husseins und die vergeblichen Versuche 
Washingtons, eine stabile Nachkriegsordnung zwischen Euphrat und Tigris zu 
etablieren; 
- die der Bush-Administration abhanden gekommene Kriegsbegründung rund 
um die nicht auffindbaren irakischen Massenvernichtungswaffen; 
- der laxe Umgang der US-Regierung mit etablierten Menschenrechtsstandards 
im Zuge ihres „Kriegs gegen den Terror“, inklusive dessen offensichtlichster 
Manifestationen in Guantanamo Bay, Abu Ghraib und im Zuge sogenannter 
„extraordinary renditions“; 
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- schließlich der Streit mit dem Iran um dessen aufgedecktes, aller Wahrschein-
lichkeit nach militärischen Zwecken dienendes Atomprogramm, inklusive den 
damit in Verbindung stehenden Auseinandersetzungen um die Verhängung 
von Sanktionen gegenüber Teheran. 
Am Ende dieses ersten Auswahlverfahrens gingen so anhand der genannten The-
menkomplexe insgesamt 9321 Artikel in den zu bildenden Materialkorpus ein, wel-
cher sich zu jenem Zeitpunkt wie folgt zusammensetzte: 
Auf deutscher Seite aus 
- 1566 Artikeln der SZ, 
- 1072 der FAZ, 
- 1356 der „Welt“ und 
- 1193 der FR; 
auf amerikanischer Seite aus 
- 1266 Artikeln der „NY Times“, 
- 931 der „LA Times“, 
- 1068 der „Washington Post“ und 
- 869 der „Chicago Tribune“. 
Jeder einzelne der knapp 10 000 Artikel wurde alsdann einer Relevanzprüfung hin-
sichtlich des Erkenntnisinteresses dieser Arbeit unterzogen. Nach Wegfall aller un-
ergiebigen Beiträge konnte der für die eigentliche Inhaltsanalyse zu bildende Mate-
rialkorpus noch einmal um rund zwei Drittel reduziert werden; schlussendlich wur-
de die nachfolgende Analyse an exakt 3228 Kommentaren durchgeführt, welche 
sich auf die jeweiligen Untersuchungsobjekte wie folgt verteilen: 
Auf deutscher Seite 
- 490 Artikel aus der SZ, 
- 316 aus der FAZ, 
- 455 aus der „Welt“ und 
- 418 aus der FR; 
auf amerikanischer Seite 
- 478 Artikel aus der „NY Times“, 
- 372 aus der „LA Times“, 
- 401 aus der „Washington Post“ und 
- 298 aus der „Chicago Tribune“. 
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Dass rein zahlenmäßig die deutschen Meinungsbeiträge überwiegen – der unter-
schiedlichen Erscheinungsweise zum Trotz, erscheinen die US-Zeitungen doch in 
der Regel auch an Sonn- und Feiertagen –, hat vor allem zweierlei Ursachen. So 
zeigt sich zum einen die deutschsprachige Presse im Schnitt wesentlich 
kommentierfreudiger als die amerikanische; bei allen untersuchten Tageszeitungen 
aus Übersee betrug die Zahl der täglich erschienenen, redaktionellen Meinungsbei-
träge nie mehr als drei – ein Wert, der hierzulande allenfalls von der FR zeitweilig 
erreicht wurde, ansonsten aber von allen anderen Untersuchungsobjekten regelmä-
ßig überschritten wird. Mit der größeren Zahl der Kommentare geht auch eine grö-
ßere Themenvielfalt einher; ein Umstand, der sich allerdings mehr noch aus der 
unterschiedlichen internationalen Rollenverteilung beider Staaten speist. Entspre-
chend dem amerikanischen Selbstverständnis als Weltmacht und treibender Kraft 
auf internationaler Bühne, gerade auch in Hinblick auf die untersuchten Themen-
komplexe, haben US-Zeitungen in ihren Kommentaren vor allem die eigene Au-
ßenpolitik im Blick. Für andere Staaten bleibt da vergleichsweise wenig Platz; ein 
Umstand, der gerade auch bei einer außenpolitisch traditionell eher um Zurückhal-
tung bemühten Mittelmacht wie Deutschland zum Tragen kommt. Dieses unter-
schiedliche Selbstverständnis beider Akteure spiegelt sich auch in den hiesigen Me-
dien wider. So wird die Außenpolitik der Bush-Administration kaum weniger inten-
siv beleuchtet als in den Vereinigten Staaten selbst, gleichzeitig räumen die deutsch-
sprachigen Medienvertreter der Berliner Außenpolitik aus naheliegenden Gründen 
wesentlich mehr Raum ein, als dies innerhalb der US-Medien der Fall ist. 
Die eigentliche Auswertung des 3228 Artikel zählenden Materialkorpus orien-
tierte sich dann weitgehend an der bei Mayring dargelegten Methode der zusam-
menfassenden Inhaltsanalyse.16 Das heißt die auszuwertenden Artikel wurden in 
einem mehrstufigen Verfahren zunächst paraphrasiert, auf deren Kernaussagen re-
duziert und anschließend, wo nötig, noch weiter abstrahiert. Mitnichten bewegt 
sich die nachfolgende Darstellung dabei ausschließlich auf der abstrahierenden 
Ebene – besonders markante, zugleich repräsentative Passagen wurden durchaus 
auch im Wortlaut übernommen, wo immer sie dabei halfen, bestimmte Haltungen 
einzelner Medien besser zu veranschaulichen. Die auf diese Weise herausdestillier-
ten Argumentationslinien der untersuchten Zeitungen wurden alsdann auf insge-
samt fünf verschiedene Analysefelder übertragen und vor dem Hintergrund selbiger 
ausgewertet. Besagte Kategorien – namentlich 
  
                                                          
16 Vgl. Philipp Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen, S. 67-70. 
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1. der 11. September 2001, 
2. Afghanistan, 
3. Irak, 
4. Iran und 
5. Washingtons Umgang mit den Menschenrechten seiner inhaftierten Terrorver-
dächtigen 
– wurden i.Ü. induktiv anhand des Quellenmaterials gebildet; eine vorherige, de-
duktive Kategorienbildung fand nicht statt. Jedes einzelne der vorgenannten Analy-
sefelder enthält dabei sowohl eine deutsche als auch eine amerikanische Dimension; 
wo immer eine separate Behandlung sinnvoll erschien – dies war insbesondere bei 
den Themenkomplexen Afghanistan und Irak der Fall, da Deutschland hier eine 
durchaus eigenständige Außenpolitik verfolgte –, erfolgt die Darstellung der jewei-
ligen Blattlinien getrennt voneinander. 
Was die Präsentation der inhaltsanalytischen Ergebnisse betrifft, so verteilen 
sich diese nicht zuletzt aus Gründen der Lesbarkeit auf insgesamt fünf chronolo-
gisch aufeinanderfolgende Phasen. Wohl herrschte das Bestreben vor, um der Ver-
gleichbarkeit willen die einzelnen Zeiträume zumindest annähernd gleich lang zu 
gestalten, Anfang und Ende leiten sich dennoch stets aus Zäsuren im Quellenmate-
rial selbst ab. Da das Ziel der Untersuchung nicht vornehmlich darin bestand, die 
Haltung der jeweiligen Redaktionen zu spezifischen zeitgeschichtlichen Ereignissen 
an bestimmten Zeitpunkten herauszuarbeiten, sondern es vielmehr darum ging, 
Argumentationslinien als auch Brüche in der Kommentierung nachzuzeichnen, 
schien die Unterteilung in einige wenige, längere Phasen am sinnvollsten zu sein. 
Ergänzend sei an dieser Stelle noch erwähnt, dass selbstverständlich nicht jede Ka-
tegorie in jeder einzelnen Untersuchungsphase auch präsent ist – so ist der 11. Sep-
tember als Analysefeld aus naheliegenden Gründen nur in der ersten Phase rele-
vant, umgekehrt gewinnt das Thema Iran erst ab der dritten Phase an Bedeutung. 
Zugleich kann, wo US-Medien einzig die amerikanische Außenpolitik behandeln, 
nicht aber die deutsche, die Blattlinie zu letzterer auch nicht bestimmt werden; in 
diesem Fall konzentriert sich die vergleichende Auswertung einzig auf die Washing-
toner Politik. Der besseren Übersichtlichkeit wegen endet jede der fünf Untersu-
chungsphasen mit einer kurzen Zusammenfassung der bis dato wichtigsten Argu-
mentationslinien der Zeitungen beider Länder, hernach werden diese in einem 
zweiten Schritt miteinander verglichen und Gemeinsamkeiten und Unterschiede in 
den jeweiligen länderspezifischen Positionen herausgearbeitet. 
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6. Amerikanische Außenpolitik und transatlantisches Verhältnis  
nach „9/11“ im Kommentar führender Tageszeitungen  
beiderseits des Atlantiks – ein Vergleich 
6.1. Phase 1: Von den Anschlägen des 11. September bis  
zum Jahresende 2001 
6.1.1. Analyse deutscher Tageszeitungen 
6.1.1.1. Süddeutsche Zeitung 
Alles schien, als erlebe Amerikas Ostküste einen typischen Dienstagmorgen im 
September, mit blauem Himmel und spätsommerlichen Temperaturen, als um 
8.46 Uhr New Yorker Ortszeit der Schrecken seinen Anfang nahm.1 Flug Num-
mer 11 der American Airlines raste, mit 40 000 Litern Kerosin betankt, in den 
Nordturm des World Trade Centers. Mochten viele Beobachter zu diesem Zeit-
punkt auch noch von einem Unfall ausgegangen sein, so erwies sich diese Annah-
me bereits 17 Minuten später als obsolet. Um 9.03 Uhr nämlich wurde mit Flug 
Nummer 175 der United Airlines auch der andere der beiden an der Südspitze 
Manhattans gelegenen Zwillingstürme getroffen. Spätestens jetzt konnten keine 
Zweifel mehr bestehen, dass die Vereinigten Staaten angegriffen wurden. 
Doch erst im weiteren Tagesverlauf wurde das ganze Ausmaß der Anschlags-
serie allmählich greifbar. Zwei weitere Linienmaschinen waren noch entführt und 
mehr oder minder gezielt zum Absturz gebracht worden; eine davon traf das Ver-
teidigungsministerium in Washington, D.C., die andere ging über freiem Feld nahe 
Shanksville im US-Bundesstaat Pennsylvania nieder. Schließlich stand auch das 
World Trade Center nicht mehr – um 9.59 Uhr war zunächst der Südturm kolla-
biert, um 10.28 Uhr dann auch der Nordturm in sich zusammengefallen. Am Ende 
dieses grauenvollen Tages waren knapp 3000 Menschen Opfer des Terrors gewor-
den. 
Als der letzte der beiden Zwillingstürme des Welthandelszentrums schließlich ein-
stürzte, exakt 102 Minuten nach der verheerenden Kollision mit Flug Nummer 11 
der American Airlines, war es in Deutschland aufgrund der Zeitverschiebung be-
reits 16.28 Uhr – nicht viel Zeit für die Redaktionen hierzulande, die Ereignisse der 
zurückliegenden Stunden zu verarbeiten. Für die SZ-Ausgabe vom 12.09.2001 ob-
liegt es zunächst dem Leiter des Ressorts Außenpolitik, Stefan Kornelius, die Vor-
gänge jenseits des Atlantiks einzuordnen. Merklich spürbar ringt der Autor mit den 
Worten bei dem Versuch, die ungeheure Dimension der Anschläge vom 11. Septem-
                                                          
1 Alle Zahlen aus The 9/11 Commission Report. Vgl. ferner Günther Heydemann/Jan Gülzau (Hg.), Konsens, 
Krise und Konflikt, S. 31-32. 
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ber zu veranschaulichen – gleich mehrfach bemüht er die Attribute „unvorstellbar“ 
beziehungsweise „unfassbar“ zur Beschreibung des Geschehenen.2 Auf der Suche 
nach einem vergleichbaren historischen Ereignis von ähnlicher Tragweite fühlt sich 
Kornelius zudem an den Überfall der Japaner auf Pearl Harbor erinnert; ein Ereig-
nis, das schon damals mehr als 60 Jahre zurücklag. Kurt Kister wird tags darauf bei 
der historischen Einordnung der Anschläge sogar noch weiter in der Geschichte 
zurückgehen, bis in die Wirren des Amerikanischen Bürgerkriegs beziehungsweise 
des Britisch-Amerikanischen Kriegs Anfang des 19. Jahrhunderts: „Seit dem Bür-
gerkrieg hat es vermutlich keinen Tag gegeben, an dem so viele Amerikaner gestor-
ben sind wie am 11. September 2001. […] Seit 1812, seitdem die Briten das Weiße 
Haus anzündeten, gab es auf dem Territorium der USA keine Kriegshandlung mehr 
durch Ausländer oder eine ausländische Macht.“3 
Doch beschränkt sich die SZ bei ihrer Deutung der Anschläge nicht allein auf 
historische Vergleiche. Wichtiger noch und für ihre künftige Argumentationslinie 
von entscheidender Bedeutung ist der Umstand, dass die SZ den Terror vom 
11. September als „Kriegserklärung“ an die USA begreift. Schon einen Tag nach 
den Anschlägen heißt es bei Kornelius, dass sich die USA „seit dem Morgen des 
11. September im Krieg“ befänden.4 Zwar relativiert er an anderer Stelle zunächst, 
dass es Amerika sei, welches „die Akte des Terrors als Kriegserklärung verstehen“ 
würde.5 Doch nur zwei Tage später ist diese Sprachregelung bereits wieder obsolet. 
So gibt sich Kurt Kister überzeugt: „Kein Zweifel, Amerika ist angegriffen worden 
an diesem 11. September.“6 Und Peter Münch wird wiederum nur einen Tag später 
von einer „terroristische[n] Kriegshandlung“, von einer „Kriegserklärung“ bin La-
dens sprechen.7 
Zwar lässt die SZ die geläufige Interpretation missen, wonach die Anschläge 
vom 11. September der westlichen Welt insgesamt gegolten hätten – auch später 
heißt es lediglich, dass „nicht nur die Amerikaner […], sondern potentiell auch be-
freundete Staaten“8 bedroht seien –, gleichwohl fordert sie von Anfang an eine ge-
schlossene Reaktion der internationalen Staatengemeinschaft gegen den Terror ein: 
„Nach den Angriffen vom 11. September muss […] die noch vernunftgesteuerte 
Welt zusammenstehen und sich zu einem Feldzug mobilisieren, der sich gegen die 
kranken Hirne hinter dieser Barbarei richtet.“9 Entsprechend findet auch die Ent- 
  
                                                          
2 Stefan Kornelius, Amerika im Krieg. In: SZ vom 12.09.2001. 
3 Kurt Kister, Der Blitz aus blauem Himmel. In: SZ vom 13.09.2001. 
4 Stefan Kornelius, Amerika im Krieg. In: SZ vom 12.09.2001. 
5 Ebd. 
6 Kurt Kister, An der Seite Amerikas nach Kabul? In: SZ vom 14.09.2001. 
7 Peter Münch, Der Feind im Fadenkreuz. In: SZ vom 15.09.2001. 
8 Ders., Vergeltung als Prävention. In: SZ vom 17.09.2001. 
9 Stefan Kornelius, Amerika im Krieg. In: SZ vom 12.09.2001. 
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scheidung der NATO, den Bündnisfall gemäß Artikel 5 des NATO-Vertrags aus-
zurufen, die Unterstützung der SZ; ja der Entschluss wird als geradezu alternativlos 
dargestellt: „Eine andere Option […] gab es nicht, nicht für das Bündnis.“10 
Wann immer es um die dieser neuen Form der Bedrohung angemessene Re-
aktion geht, bezieht die SZ auch eine militärische Komponente in ihre Überlegun-
gen mit ein. Dabei unterschlägt sie keineswegs die zivilen Aspekte, doch wird der 
militärische stets gesondert hervorgehoben. Exemplarisch hierfür Kornelius: „Es 
herrscht breites Einvernehmen, dass ein Terrorkrieg dieser Dimension nicht mit 
den Mitteln der Polizei bekämpft werden kann, sondern die kombinierte Kraft von 
Militär und Polizei erfordert.“11 Wohl täte man der SZ Unrecht, würde man ihr un-
terstellen, dass sie in einer militärischen Antwort die vielversprechendste Form der 
Reaktion sehen würde – eher schon ist es die Überzeugung, dass man auf das Mili-
tär nicht gänzlich wird verzichten können.12 Und schließlich dürfte auch der ver-
mutete Rechtfertigungsdruck gegenüber der eigenen Leserschaft diesbezüglich am 
größten sein. 
Dabei sind es vor allem drei Gründe, welche die SZ für ihre Unterstützung 
des Militärischen anführt. 
1. Zunächst ist da die Überzeugung, dass die Terroristen nur die „Sprache der 
Gewalt“13 verständen: „Fanatisch Gläubige sind nur mit ihrer eigenen Moral, 
notfalls mit Gewalt zu beeindrucken. Mit Argumenten jedenfalls nicht.“14 
2. Alsdann glaubt die SZ, dass „Zurückhaltung“ als „Feigheit ausgelegt“ und 
bloß zu neuen Attentaten ermuntern werde.15 
3. Schließlich geht die SZ davon aus – bezugnehmend auf die Interpretation, 
dass die Anschläge einer „Kriegserklärung“ gleichkämen –, dass der Kampf 
dem Westen ohnehin „aufgezwungen“ worden sei. Jetzt sei es auch legitim, 
diesen anzunehmen: „Appeasement hilft nicht weiter. Es ist […] der Zeit-
punkt gekommen, den aufgezwungenen Kampf anzunehmen. Die Antwort 
auf die Angriffe von New York und Washington wird also kraftvoll sein müs-
sen – als Vergeltung, die abschreckend wirkt, vor allem aber aus Gründen der 
Prävention.“16 
  
                                                          
10 Kurt Kister, An der Seite Amerikas nach Kabul? In: SZ vom 14.09.2001. 
11 Stefan Kornelius, Amerikas Antwort. In: SZ vom 13.09.2001. 
12 „Der Kampf gegen Terrorgruppen […] wird politisch, diplomatisch, ökonomisch und [Hervorhebung im Ori-
ginal; J.G.] militärisch geführt werden [müssen].“ Ders., Zeit zum Bekenntnis. In: SZ vom 14.09.2001. 
13 Stefan Kornelius, Amerikas Antwort. In: SZ vom 13.09.2001. 
14 Kurt Kister, Zeit zum Bekenntnis. In: SZ vom 14.09.2001. 
15 Stefan Kornelius, Amerikas Antwort. In: SZ vom 13.09.2001. 
16 Peter Münch, Vergeltung als Prävention. In: SZ vom 17.09.2001. 
118 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
So wie die SZ eine militärische Antwort auf den 11. September von Anfang an ver-
teidigt hat, so unterstützt sie hernach auch konsequenterweise den Angriff auf Af-
ghanistan. Während sie vorgenannte Reaktion auf den Terror der al-Qaida allerdings 
noch umfangreich begründet hat, kommt es zu keiner vergleichbaren Diskussion 
der Legitimität der Angriffe auf das Regime der Taliban. Lediglich ein einziges Mal 
wird im Vorfeld der Operation „Enduring Freedom“ betont, dass ein etwaiger mili-
tärischer Angriff gegen eine afghanische Regierung, die Terroristen unterstütze, 
völkerrechtlich erlaubt sei: „Terrorgruppen sind zwar kein Staat. Wenn sie aber von 
einer Regierung […] unterstützt werden, dann sind ihre Anschläge dieser Regie-
rung, diesem Staat zuzurechnen. Und dann ist es erlaubt, sich militärisch dagegen 
zu verteidigen.“17 
Nachgeholt wird dieses Defizit zumindest teilweise mit Beginn der Luftangrif-
fe auf Afghanistan. Während Peter Münch am Tag danach die Militärschläge im 
Kampf gegen den Terror noch einmal als „unumgänglich“ und „nötig“ verteidigt, 
die „aus Gründen der Prävention geführt werden“ müssten,18 geht er auch auf die 
Rolle der Taliban ein. Diese hätten sich die Angriffe „selber zuzuschreiben“, da sie 
sich fast vier Wochen lang geweigert hätten, bin Laden auszuliefern. Und natürlich 
wird auch noch einmal betont, dass es die Taliban waren, die bin Laden eine Basis 
für seine Organisation geboten hätten: „Der Terror muss entwurzelt und seiner 
Basis beraubt werden, zumal wenn er eine staatsähnliche Unterstützung wie im Af-
ghanistan der Taliban genießt.“19 Schließlich gehört auch die Feststellung hierher, 
dass sich der Krieg am Hindukusch ausschließlich gegen Taliban und al-Qaida, 
nicht aber gegen das afghanische Volk richte.20 
Als Mitte November mit Masar-i-Scharif die erste Hochburg der Taliban fällt 
– die afghanische Hauptstadt Kabul wird kurze Zeit später folgen –, reagiert die SZ 
verhalten optimistisch. So ist von einem „ersten Erfolg im Kampf gegen den Ter-
ror“21 die Rede; ferner wird hervorgehoben, dass es erst das US-Bombardement 
gewesen sei, welches den Afghanen jetzt den Zugang zu humanitärer Hilfe ermög-
licht habe.22 Und dennoch sei der Krieg „gewiss noch nicht gewonnen“,23 zumal 
die Afghanen als große Friedenskämpfer bisher eher „wenig aufgefallen“ seien.24 
Als vorläufiges Fazit kristallisiert sich immerhin heraus, dass Afghanistan jetzt  
  
                                                          
17 Stefan Ulrich, Die wehrhafte Demokratie. In: SZ vom 19.09.2001. 
18 Peter Münch, Angriff als Verteidigung. In: SZ vom 08.10.2001. 
19 Stefan Kornelius, Bin Ladens Krieg. In: SZ vom 09.10.2001. 
20 Peter Münch, Der tödliche Irrtum – unvermeidbar? In: SZ vom 15.10.2001. 
21 Peter Münch, Bewährungsprobe für die Nordallianz. In: SZ vom 10.11.2001. 
22 Ders., Kein Königsweg nach Kabul. In: SZ vom 14.11.2001. 
23 Ebd. 
24 Stefan Ulrich, Die Welt wird wollen müssen. In: SZ vom 16.11.2001. 
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„zumindest die Chance auf einen […] Neubeginn“ habe25 beziehungsweise eine 
solche bestehe, das Land „zu befrieden“.26 Kurzum: Nach dem Krieg müsse auch 
der Frieden gewonnen werden.27 
Um dieses Ziel zu erreichen, sei eine große „internationale Ordnungsmacht“ 
notwendig, die dabei helfe, das Land zu stabilisieren.28 Viel ist hierbei von amerika-
nischen, britischen und vor allem muslimischen – „um aller Kreuzzugs-Rhetorik 
vorzubeugen“29 – Soldaten die Rede, bemerkenswert wenig von deutschen Bun-
deswehrsoldaten. Entsprechend skeptisch begleitet die SZ dann auch die Beschlüs-
se der Afghanistan-Konferenz vom Bonner Petersberg. Die „paar Tausend Mann“, 
die die internationale Staatengemeinschaft sich zu entsenden anschickt, seien „viel 
zu wenig, um auch nur die Kabul-Region abzusichern“.30 Ausgehend von den Er-
fahrungen in Bosnien wären wohl eher „mehrere hunderttausend Soldaten nötig 
gewesen“, wie Peter Münch vorrechnet.31 Auch glaubt er nicht daran, dass sich nur 
von Kabul aus, wo die internationale Schutztruppe stationiert sein wird, Afghanis-
tan „langfristig stabilisieren“ lasse. Düstere Prognose: Was beim Nation-Building 
am Anfang versäumt werde, sei „später kaum noch aufzuholen“.32 
Vergleichsweise geringe Aufmerksamkeit widerfährt der Causa Irak in diesem Zeit-
raum – wohl auch, weil die SZ ihr nur geringe Relevanz beimisst. So heißt es Ende 
November einmal in beschwichtigendem Tonfall, dass die USA „in absehbarer Zeit 
weder politisch noch diplomatisch oder militärisch vorbereitet“ seien, das Regime 
Saddam Husseins zu stürzen.33 Tatsächlich äußert die SZ sogar Verständnis für eine 
Entschärfung der „Zeitbombe Saddam“,34 doch hält sie dies im Rahmen des Anti-
Terror-Kampfes für wenig angebracht: „Saddam und al Qaida verbindet zwar ihre 
Gefährlichkeit, der Iraker aber lässt sich wenigstens […] mehr oder weniger in 
Schach halten.“35 Im Übrigen mangele es den USA auch an politischer Unterstüt-
zung für einen Krieg im Irak. Damit ist vor allem ein möglicher Bruch der Anti-
Terror-Koalition gemeint. 
Was die Beurteilung der deutschen Außenpolitik betrifft, so ergibt sich in dieser 
ersten Phase kein einheitliches Bild. Die uneingeschränkte Solidaritätserklärung 
Bundeskanzler Schröders wird zunächst kaum und wenn, dann zustimmend kom-
                                                          
25 Peter Münch, Das Ende der Taliban. In: SZ vom 08.12.2001. 
26 Stefan Ulrich, Die Welt wird wollen müssen. In: SZ vom 16.11.2001. 
27 Peter Münch, Das Ende der Taliban. In: SZ vom 08.12.2001. 
28 Stefan Ulrich, Die Welt wird wollen müssen. In: SZ vom 16.11.2001. 
29 Ebd. 
30 Ders., Nackt nach Kabul. In: SZ vom 21.12.2001. 
31 Peter Münch, Kleine Münzen für Kabul. In: SZ vom 22.12.2001. 
32 Ebd. 
33 Wolfgang Koydl, Im Banne Bagdads. In: SZ vom 28.11.2001. 
34 „Es mag [in der Tat] viele Gründe geben, warum dem irakischen Despoten ein Entzugsprogramm in Machtfra-
gen auferlegt werden sollte.“ Stefan Kornelius, Saddam ist nicht bin Laden. In: SZ vom 24.11.2001. 
35 Ebd. 
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mentiert. Nur drei Tage nach den Anschlägen vom 11. September geht sie Kurt Kis-
ter sogar noch nicht weit genug – das „Lippenbekenntnis der Solidarität“ allein sei 
unzureichend.36 Im Kampf gegen den Terror werde sich Deutschland mittelfristig 
einer militärischen Auseinandersetzung nicht entziehen können: „Die Zeit, in der 
wir die Position des reichen Ohnemichels einnehmen konnten, ist vorbei. Endgül-
tig.“37 Somit rechnet die SZ von Anfang an auch mit einem militärischen Beitrag 
Deutschlands im Kampf gegen den Terror – eine Haltung, die sich im Einklang mit 
ihrer Verteidigung einer militärischen Komponente als Teil der Antwort auf den 
Terror vom 11. September befindet. 
Während die SZ unmittelbar nach den Anschlägen von New York und Wa-
shington deutsche Kampfeinsätze gegen den Terror noch als quasi alternativlos 
dargestellt hatte, rücken mit Beginn der Luftangriffe auf Afghanistan die Defizite bei 
den Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr in den Vordergrund der Argumentati-
on. Deutschlands Armee verfüge über gar „keine Fähigkeiten […], die die Ameri-
kaner aus anderen als rein politischen Gründen benötigten“.38 Weshalb Schröders 
uneingeschränkte Unterstützung Amerikas auch bisher weitgehend folgenlos ge-
blieben sei.39 
Ganz in diesem Sinn warnt die SZ dann auch im Gefolge der Bonner Afgha-
nistan-Konferenz vor einer zu großen Rolle Deutschlands am Hindukusch. Die 
Bundeswehr sei schon jetzt „am Ende ihrer Kräfte“, und überhaupt liege es in ers-
ter Linie an den Vereinigten Staaten, in Afghanistan „für Stabilität und Sicherheit 
zu sorgen“. Die Arbeitsteilung „Wir bomben, ihr räumt auf“, könne es so nicht 
geben.40 Gleichwohl, an der grundsätzlichen Richtigkeit der Bereitstellung der Bun-
deswehr zweifelt sie nicht: „Kein Zweifel, die Unterstützung der Anti-Terror-
Allianz und die Bereitstellung der Bundeswehr waren richtig“, so Kurt Kister exakt 
drei Monate nach den Anschlägen in einer ersten Bilanz.41 
6.1.1.2. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Am Tag nach den Anschlägen vom 11. September ist der bei der FAZ für das Res-
sort Außenpolitik verantwortliche Redakteur, Klaus-Dieter Frankenberger, als ers-
ter darum bemüht, die Geschehnisse von New York und Washington in Worte zu 
fassen. Dabei verurteilt er die Attentate als einen „Akt des Terrorismus von mons- 
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40 Christoph Schwennicke, Eine unfriedliche Friedensmission. In: SZ vom 04.12.2001. 
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trösen Ausmaßen“; anschließend mündet seine ganze Fassungslosigkeit ob des Ge-
schehenen in einem einzigen Satz: „Nach diesem Dienstag wird nichts mehr sein 
wie zuvor.“42 
Dabei steht für die FAZ von Anfang an außer Frage, dass es sich bei den An-
schlägen um „mehr als [bloßen] Terrorismus“ gehandelt habe – noch Frankenber-
ger spricht am 12.09.2001 von einem „Krieg gegen Amerika“.43 Nur einen Tag spä-
ter nennt Günther Nonnenmacher die Anschläge eine „Kriegserklärung“.44 Von 
dieser Bewertung wird die FAZ auch in den folgenden Tagen und Wochen nicht 
mehr abrücken.45 
In diesem Zusammenhang setzt sich bei der FAZ auch sehr schnell die Inter-
pretation durch, dass die Anschläge nicht nur Amerika, sondern der „westlichen 
Wertegemeinschaft“46 insgesamt gegolten hätten. Lediglich unmittelbar nach den 
Attentaten wählt Klaus-Dieter Frankenberger noch eine andere Formulierung,47 
anschließend wird stets die gemeinsame Betroffenheit hervorgehoben.48 Daraus 
erwächst dann auch die Forderung, dass der Westen nunmehr zusammenstehen 
und dem infolge der Anschläge ausgelösten Zusammengehörigkeitsgefühl gemein-
same „Taten“ folgen lassen müsse.49 Dass die FAZ auch mit einer militärischen 
Reaktion keine Probleme hat, diese im Grunde genommen sogar erwartet, wird 
deutlich, wenn sie ihren Solidaritätsappell an die europäischen NATO-Mitglieder 
mit der Forderung verknüpft, sich die erforderlichen militärischen Mittel zu be-
schaffen, die dafür notwendig sind, um Amerika nachhaltig zu unterstützen.50 
Was aber nun die anstehende Reaktion der Vereinigten Staaten auf die Terror-
anschläge im Detail betrifft, so hält sich die FAZ mit eigenständigen Überlegungen 
weitgehend zurück. Lediglich eine konkrete Forderung richtet sie an Bush, und die 
auch nur unmittelbar nach den Anschlägen: Dass dieser nicht wie einst sein Vor-
gänger Clinton51 mit einzelnen „Cruise-Missiles und Schlägen aus der Luft“ Vergel-
tung gegen bin Laden üben möge.52 
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Entsprechend wohlwollend begleitet die FAZ dann auch die sich abzeichnen-
de Vorgehensweise der Bush-Administration im Kampf gegen den Terror. Bush 
habe „nicht übereilt gehandelt und sich nicht zu einem spontanen Vergeltungsakti-
onismus hinreißen lassen“, hält Klaus-Dieter Frankenberger vier Tage nach den 
Anschlägen anerkennend fest.53 Damit habe der US-Präsident gerade nicht „dem 
Klischee vom schnell schießenden Cowboy aus Texas“ entsprochen, erlaubt sich 
Frankenberger zudem eine Anspielung auf Bushs zahlreiche Kritiker hierzulande. 
Letztere werden auch von Berthold Kohler noch einmal bemüht,54 nachdem Bush 
die Grundlinien seines weiteren Vorgehens vor dem US-Kongress präsentiert hat.55 
Amerikas Antwort falle „wie nach dem Lehrbuch“ aus, so Kohler lobend. Dabei ist 
es vor allem die langfristig angelegte und „auf vielen Ebenen ansetzende“ Kampag-
ne gegen den Terror, die der FAZ gefällt: „Washington antwortet auf eine globale 
Gefahr mit einer globalen Politik. Es hat sich, kaum dass es den Schockzustand 
überwunden hatte, um eine weltumspannende Allianz bemüht, die auch helfen soll-
te, die Entstehung falscher Frontlinien zu vermeiden. Mit Wort und Tat hat Bush 
verdeutlicht, dass Amerika einen Krieg gegen terroristische Islamisten, nicht aber 
gegen den Islam führen will; dass es einen Angriff auf seine Zivilisation abwehren 
muss, dahinter aber nicht den Zusammenstoß von Zivilisationen ausmacht.“56 
Wenn die FAZ von ihrer grundsätzlichen Zustimmung, mit der sie Bushs Außen-
politik bisher begleitet hatte, auch mit Beginn der amerikanischen Luftangriffe auf 
Afghanistan nicht abrückt, so ist das angesichts ihrer bisherigen Argumentation nur 
konsequent. Entsprechend verteidigt Klaus-Dieter Frankenberger die Luftschläge 
tags darauf als einen Krieg, der „sich nicht gegen das afghanische Volk und auch 
nicht gegen den Islam“ richte, sondern „allein gegen eine massenmordende Perver-
tierung“ desselben und gegen ein Regime, „das Afghanistan zur Operationsbasis 
für die Speerspitze des islamistischen Terrorismus“ gemacht habe.57 Im Übrigen 
seien es die Taliban selbst, die die Verantwortung für die jüngste Eskalation in Af-
ghanistan zu tragen hätten – sie waren es, die Bush mit „durchsichtige[n] Manö-
ver[n]“ „zum Narren [ge]halten“ hätten. Amerika indes habe die Auseinanderset-
zung mit ihnen „nicht gesucht“, sich ihr aber auch nicht entzogen.58 Vier Wochen 
nach Beginn der Operation „Enduring Freedom“ wird die FAZ sogar noch einen 
Schritt weiter gehen und betonen, dass Amerika allein schon aus Gründen der 
„Abschreckung“ überhaupt keine andere Wahl gehabt habe, als militärisch zurück-
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zuschlagen: „Gerade die letzte Supermacht konnte den Zweck der Anschläge, aller 
Welt Amerikas Ohnmacht vorzuführen, nicht ignorieren: Washington musste auch 
sichtbar zurückschlagen, sichtbar für diese und andere Terroristen und die Staaten, 
die sie unterstützen.“59 
Dem sich ab der zweiten Novemberwoche abzeichnenden Rückzug der Tali-
ban begegnet die FAZ gleichwohl mit gemischten Gefühlen. Zwar verteidigt sie 
Amerikas Krieg in Afghanistan als strategisch „richtig“ und „erstaunlich erfolg-
reich“, was sogar dessen Kritiker mittlerweile zugeben müssten.60 Gleichzeitig aber 
gibt sie zu bedenken, dass der Krieg angesichts der bevorstehenden politischen 
Herausforderungen „noch nicht einmal halb gewonnen“ sei. Zuvor hatte die FAZ 
bereits die Mutmaßung geäußert, dass sich das Vorgehen der Taliban wahrschein-
lich im „Übergang von einer gewissermaßen klassischen Kriegsführung [hin] zu 
[eine]m Guerillakrieg“ befinde.61 
Was den weiteren Umgang mit Afghanistan betrifft, so zeigt sich die FAZ be-
sorgt darüber, dass der Westen das Land jetzt wieder sich selbst überlassen62 bezie-
hungsweise dass Amerika sich neuerlich „vom Acker“ stehlen könne wie einst 1989 
nach dem Ende der sowjetischen Besatzung.63 Für eine einigermaßen friedliche 
Zukunft Afghanistans sei die Entsendung einer multinationalen Friedenstruppe 
vielmehr „unerlässlich“;64 nicht zuletzt um die Afghanen „vor sich selbst [zu] 
schützen“.65 
Dementsprechend skeptisch begegnet die FAZ dann auch der UN-
Sicherheitsratsresolution 1386,66 welche die Anwesenheit einer 5000 Mann starken 
internationalen Schutztruppe in Kabul und Umgebung legitimiert. Dass eine Trup-
pe dieser Größenordnung auch nur die afghanische Hauptstadt zu sichern vermag, 
scheint ihr jedenfalls höchst zweifelhaft zu sein: „Wie soll“, so Karl Feldmeyers 
rhetorische Fragestellung, „eine Truppe von allenfalls 5000 Mann eine Millionen-
stadt samt Umfeld sichern, wenn ihr dort nicht nur Diebe und Plünderer entgegen-
treten sollten, sondern Partisanen oder gar ‚normale‘ Kampfverbände?“67 
Dass die allgemeine Zustimmung der FAZ zu Bushs Außenpolitik auch Grenzen 
hat, zeigt sich in ihrer Reaktion auf eine etwaige Ausweitung des Anti-Terror-
Kampfes auf den Irak. Mit Verweis auf die „enormen politischen Kosten“, die ein 
solches Vorgehen gerade auch in der muslimischen Welt nach sich zöge, geht sie 
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auf Distanz zu derartigen Plänen.68 Alle Energie müsse vielmehr „auf Afghanistan 
gerichtet bleiben“.69 Eine Ausweitung in den Irak hingegen könne eine „Kettenre-
aktion“ im Nahen und Mittleren Osten „in Gang setzen“, die dann „womöglich 
nicht mehr zu beherrschen“ sei. 
Bei der im gleichen Zeitraum vorgenommenen Beurteilung der deutschen Rolle im 
Kampf gegen den Terror nach dem 11. September schwankt die FAZ zwischen An-
spruch und Wirklichkeit; also zwischen dem, was Bundeskanzler Schröder als deut-
schen Beitrag verspricht und dem, was Deutschland tatsächlich zu leisten imstande 
ist. So unterstützt sie den Kanzler bei seiner „uneingeschränkten“ Solidaritätserklä-
rung an Amerika vollumfänglich;70 es sei „im ureigensten Interesse“ Deutschlands, 
„den Amerikanern zur Seite zu stehen“.71 Das bezieht sich ausdrücklich auch auf 
den Umstand, wenn deutsche Soldaten nun „in Afghanistan und andernorts“ 
„selbst zu den Waffen“ griffen.72 
Auf der anderen Seite äußert die FAZ schon unmittelbar nach dem 11. Sep-
tember Zweifel an der Umsetzbarkeit der – grundsätzlich begrüßten – militärischen 
Unterstützung für die Vereinigten Staaten. Die Bundeswehr könne diese allenfalls 
„in einem symbolischen, ans Lächerliche grenzenden Umfang leisten“.73 
Davon bleibt auch der deutsche Einsatz in Afghanistan keinesfalls unberührt – 
einem umfassenderen Engagement am Hindukusch begegnet sie entsprechend 
skeptisch. Nicht, weil dieses nicht „auch im Interesse Deutschlands“ liege,74 son-
dern weil die Bundeswehr schon jetzt vielmehr „am Rand der Überforderung“ ste-
he.75 Im Falle eines „längere[n] Engagement[s]“ hätte diese dann die Grenze dessen 
erreicht, „was sie personell und materiell zu leisten in der Lage“ sei.76 
6.1.1.3. Die Welt 
Keine 24 Stunden, nachdem die Anschläge vom 11. September New York und Wa-
shington erschüttert haben, fühlt sich „Die Welt“ in Person ihres Leiters des Res-
sorts Außenpolitik, Jacques Schuster, angesichts der Dimension des Terrors zu-
nächst an „Pearl Harbor“, „Kuba-Krise“ und „Vietnam“ erinnert, nur um an-
schließend auf die eigentliche Unvergleichbarkeit der Attentate zu verweisen.77 
Dementsprechend hebt sie dann auch sogleich die Einzigartigkeit der Anschläge 
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hervor; noch „nie zuvor“ hätten „solche Terroranschläge“ die westliche Welt er-
schüttert. Ebenfalls Erwähnung findet der Umstand, dass das amerikanische Fest-
land „zum ersten Male überhaupt in der Geschichte“ einen „erfolgreichen Luftan-
griff“ erlebt habe.78 
Für eine weitere Einordnung des Geschehenen sorgt Torsten Krauel noch in 
derselben Ausgabe, wenn er von einem „Krieg auf Amerikas Boden“ spricht. Tags 
darauf wird der Chefredakteur der „Welt“, Wolfram Weimer, die Taten dann als 
eine „globale Kriegserklärung“ bezeichnen.79 Letzteres deutet bereits auf eine zwei-
te, wichtige Einschätzung hin – für „Die Welt“ haben die Anschläge nämlich „nicht 
Amerika allein“, sondern vielmehr dem „Westen insgesamt“ gegolten.80 Oder in 
den Worten Weimers: „Ein Anschlag auf uns alle.“81 Entsprechend dürfe Europa, 
dürfe Deutschland Amerika „jetzt nicht allein“ lassen.82 
Hatte „Die Welt“ bereits unmittelbar nach den Anschlägen eine militärische 
Reaktion seitens der USA prophezeit,83 so beginnt sie tags darauf damit, diese auch 
zu rechtfertigen. Amerika müsse sich „wehren dürfen, moralisch und militärisch“, 
so Wolfram Weimer.84 In die gleiche Richtung zielt auch Ansgar Graw mit seiner 
Forderung, dass „wer Gewalt besiegen“ wolle, „Gegengewalt nicht ausschließen“ 
dürfe.85 An anderer Stelle wird eine militärische Reaktion gar als alternativlos darge-
stellt, etwa wenn „Die Welt“ bezweifelt, dass man sich „gegen so abgrundtiefe Bös-
artigkeit“, wie sie in den Anschlägen vom 11. September zum Ausdruck kam, 
„überhaupt ohne Gewalt“ verteidigen könne.86 Noch deutlicher wird wiederum 
Wolfram Weimer, rund eine Woche nach Beginn der Luftangriffe auf Afghanistan: 
Der „Krieg“ sei bereits am 11. September ausgebrochen, weshalb der Westen auch 
gar keine andere „Wahl“ gehabt habe, als entsprechend zu reagieren.87 
Hieran bemisst sich auch die konkrete Bewertung der amerikanischen Außen-
politik in den ersten Tagen und Wochen nach den Anschlägen vom 11. September. 
Ausdrücklich nimmt „Die Welt“ die Bush-Administration in Schutz dafür, dass 
diese auch militärische Gegenmaßnahmen in Erwägung zieht – nicht um „Rache“ 
oder „Vergeltung“ gehe es den Amerikanern dabei, sondern darum, „ihre Staats-
form [zu] verteidigen“.88 Der „viel geschmähte US-Präsident“, heißt es da in Rich-
tung seiner Kritiker, habe „sich bislang [gerade] nicht als rachedürstende[r] Cow-
                                                          
78 Torsten Krauel, Amerika im Krieg. In: Die Welt vom 12.09.2001. 
79 Wolfram Weimer, Wir sind Amerika. In: Die Welt vom 13.09.2001. 
80 Jacques Schuster, Pearl Harbor im Jahr 2001. In: Die Welt vom 12.09.2001. 
81 Wolfram Weimer, Wir sind Amerika. In: Die Welt vom 13.09.2001. 
82 Torsten Krauel, Amerika im Krieg. In: Die Welt vom 12.09.2001. 
83 „Amerika wird zurückschlagen – […] Krieg ist in Sicht.“ Jacques Schuster, Pearl Harbor im Jahr 2001. In: Die 
Welt vom 12.09.2001. 
84 Wolfram Weimer, Wir sind Amerika. In: Die Welt vom 13.09.2001. 
85 Ansgar Graw, Schröders klarer Kurs. In: Die Welt vom 18.09.2001. 
86 Tissy Bruns, Deutsche Bewährungsprobe. In: Die Welt vom 17.09.2001. 
87 Wolfram Weimer, Keiner ruft Hurra. In: Die Welt vom 17.10.2001. 
88 Jacques Schuster, Der besonnene Präsident. In: Die Welt vom 14.09.2001. 
126 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
boy“ erwiesen.89 Entsprechend häufig nutzt „Die Welt“ in diesen Tagen bei ihrer 
Beschreibung der US-Außenpolitik das Attribut „besonnen“.90 Besonnen deshalb, 
weil sich Washington eben nicht „zu unüberlegten Vergeltungsaktionen“ habe hin-
reißen lassen, sondern mit „geradezu schmerzhaft kühler Rationalität“ eine weltum-
spannende Koalition gegen den Terror geschmiedet habe.91 
Wohl weil „Die Welt“ militärische Mittel im Kampf gegen den Terror von Anfang 
verteidigt, bisweilen gar als alternativlos dargestellt hatte, wird die Rechtmäßigkeit 
der Luftangriffe auf Afghanistan zunächst nicht weiter thematisiert. Sie wird viel-
mehr allenthalben vorausgesetzt. Stattdessen betont „Die Welt“ den neuartigen 
Charakter der militärischen Auseinandersetzung, die soeben am Hindukusch be-
gonnen hat; zeitweilig negiert sie gar, dass es sich überhaupt um einen „Krieg“ im 
herkömmlichen Sinn handele.92 Zumal sich der Kampf auch nicht „gegen Afgha-
nistan“, sondern nur gegen diejenigen, „die im Namen Allahs töten“, richte. In die-
sem Sinn wird Wolfram Weimer die Operation „Enduring Freedom“ wenig später 
auch als „militärisch begrenzte, zielgerichtete Verbrecherjagd“ beschreiben, die 
„von humanitärer Hilfe für alle unschuldigen Opfer“ flankiert werde.93 
Nur ganz allmählich lässt „Die Welt“ dann doch noch eine Begründung für 
die Rechtmäßigkeit der amerikanisch-britischen Luftangriffe auf Afghanistan fol-
gen. Dies geschieht zunächst, indem sie die Verantwortung dafür den Taliban 
zuschreibt94 beziehungsweise den Angriff als einen „Akt der Selbstverteidigung“ 
darstellt – nachdem ein Vertreter der Taliban verkündet hatte, dass bin Laden 
nunmehr wieder „frei schalten und walten“ könne in Afghanistan.95 Erst knapp 
zwei Wochen nach Beginn der Luftangriffe wird „Die Welt“ konkreter: Im Sturz 
der Taliban, die sich selbst als „Schutzherren und Handlanger“ des Terrors geriert 
hätten, finde „der Gegenschlag seinen größeren Sinn“.96 Diene dieser doch nicht 
allein der Festsetzung bin Ladens, sondern hindere überdies andere daran, ihm 
nachzufolgen. 
Der Fall Kabuls stellt für „Die Welt“ alsdann einen „wichtige[n] Etappensieg“ 
dar; auch betont sie, dass „die Hilfe für Flüchtlinge und Hungernde“ bei Abwesen-
heit der Taliban nunmehr deutlich leichter fallen werde als zuvor.97 Alles in allem 
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sei dies „den Einsatz wert“ gewesen. Dabei mischt sich in die Freude über den vor-
läufigen Ausgang der Operation „Enduring Freedom“ auch Kritik an den Amerika-
Kritikern hierzulande: Man solle sich „doch endlich einmal“ zu sagen trauen, for-
dert etwa Andrea Seibel, „dass der Kampfeinsatz der Amerikaner […] ein Erfolg“ 
sei.98 
Trotz dieser insgesamt positiven Lageeinschätzung mahnt „Die Welt“ auch 
zur Zurückhaltung. Noch seien die Taliban nicht besiegt; im Übrigen werde die 
Anwesenheit des Westens in Afghanistan auf lange Sicht vonnöten sein.99 Ja, ein 
„krachendes Scheitern“ sei sogar alles andere als ausgeschlossen.100 Dieser Pessi-
mismus rührt vor allem daher, dass „Die Welt“ zum Jahresende zunehmend den 
Eindruck gewinnt, dass sich der Westen insgesamt zu wenig für Afghanistan enga-
giere. Nach der Bonner Afghanistan-Konferenz ist es insbesondere die geringe 
Truppenstärke und die Konzentration auf die „großen Städte“ in Afghanistan – 
tatsächlich wird vorerst nur Kabul von der internationalen Schutztruppe gesichert –
, welche sie als künftige Probleme identifiziert.101 Entsprechend fällt auch ihre Ein-
schätzung zu UN-Resolution 1386 aus. Wohl brauche es eine deutlich „massivere 
militärische Präsenz, als [sie] gerade von der UN beschlossen“ wurde, „der Arm der 
Friedenstruppe [sei] noch nicht stark genug“.102 
Nachdem sich die Taliban in Afghanistan vorerst auf dem Rückzug befinden, meh-
ren sich Ende November 2001 die Stimmen in der Bush-Administration, die nun-
mehr mit dem Irak gleich das nächste Ziel ins Visier nehmen wollen. Und obwohl 
sie einen Sturz Saddam Husseins durchaus als „gerechtfertigt“ ansieht, gibt sich 
„Die Welt“ diesbezüglich skeptisch und zweifelt an dessen Klugheit: „An der Er-
öffnung einer zweiten Front gegen ein islamisches Land könnte die weltweite Alli-
anz im Kampf gegen den Terror zerbrechen.“103 In die gleiche Richtung zielt auch 
der Kommentar von Michael Stürmer zur zwei Tage später – gegenwärtig brächte 
ein Angriff der Amerikaner auf Hussein „wohl mehr Schaden als Nutzen“.104 Wo-
mit sich „Die Welt“ die mögliche Unterstützung einer solchen Operation zu einem 
späteren Zeitpunkt freilich offen hält. 
Die „uneingeschränkte Solidarität“, die Bundeskanzler Schröder den Vereinigten 
Staaten unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September zugesichert hatte, wird 
von der „Welt“ zunächst überhaupt nicht und auch später allenfalls am Rande 
                                                          
98 Andrea Seibel, Freude und Freiheit. In: Die Welt vom 16.11.2001. 
99 Nikolaus Blome, Ein wichtiger Etappensieg. In: Die Welt vom 14.11.2001. 
100 Ders., Nach dem Krieg. In: Die Welt vom 12.12.2001. 
101 Ebd. 
102 Sophie Mühlmann, Hoffnung in Kabul. In: Die Welt vom 24.12.2001. 
103 Dietrich Alexander, Der Terror hat viele Nester. In: Die Welt vom 28.11.2001. 
104 Michael Stürmer, Nächster Stopp: Bagdad. In: Die Welt vom 29.11.2001. 
128 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
thematisiert.105 Freilich dürfte, wie auch schon in der Frage nach der Rechtmäßig-
keit der amerikanischen Luftangriffe auf Afghanistan, in der inhaltlichen Überein-
stimmung mit dem Kanzler der ausschlaggebende Grund hierfür zu suchen sein. 
Schließlich betont „Die Welt“ bereits am Tag nach den Attentaten, dass Deutsch-
land Amerika „jetzt nicht allein“106 lassen beziehungsweise „vom atlantischen 
Freund […] weichen“107 dürfe. Dass dies von Anfang an auch militärischen Bei-
stand einschließt, macht Jacques Schuster in seinem Kommentar vom 12.09.2001 
unmissverständlich deutlich: „Krieg ist in Sicht, und es wäre fatal, sich in Deutsch-
land mitfühlend, aber unbeteiligt zurückzulehnen.“108 
Hieraus ergibt sich auch die weitere Beurteilung der deutschen Außenpolitik. 
Nachdem Bundeskanzler Schröder wenige Tage nach Beginn der Luftangriffe auf 
Afghanistan angedeutet hat, dass er beabsichtige, die Bundeswehr sehr bald schon 
auch im Kampf gegen den Terror einzusetzen, verlangt „Die Welt“ „Rückende-
ckung“ für die „Linie des Kanzlers“.109 Nach dem Eingang der konkreten Anforde-
rung über 3900 Bundeswehrsoldaten erkennt „Die Welt“ sehr wohl eine „histori-
sche Zäsur“, und hält den Anti-Terror-Einsatz der Bundeswehr dennoch für „voll-
auf berechtigt“.110 Niemand habe sich danach gedrängt, aber an einem solchen Ein-
satz führe jetzt kein Weg vorbei. 
Von ähnlicher Zwangsläufigkeit erscheint bei der „Welt“ auch ein deutscher 
Beitrag für die ISAF-Schutztruppe. Mit „Barem dürfte der Berliner Beitrag“ für 
Afghanistan „nicht vollständig geleistet sein“; sofern UN und Afghanen eine deut-
sche Beteiligung wünschten, müsse die Bundesregierung dieser Bitte Folge leis-
ten.111 Deutschland werde „nicht abseits stehen können“.112 
Derlei Automatismen sieht „Die Welt“ gleichwohl nicht bei einem möglichen 
Angriff der Amerikaner auf den Irak: „Die Deutschen müssen“, kommentiert Ni-
kolaus Busse, „nicht automatisch einen Angriff auf den Irak gutheißen – oder gar 
daran teilnehmen.“113 Die uneingeschränkte Solidarität mit Amerika ist folglich 
auch bei der „Welt“ nicht grenzenlos. 
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6.1.1.4. Frankfurter Rundschau 
Am Tag nach den Anschlägen vom 11. September kommentiert als erster für die FR 
deren Chefredakteur Jochen Siemens die jüngsten Ereignisse in den USA. Auch er 
fühlt sich an den japanischen Angriff auf Pearl Harbor von 1941 erinnert und 
spricht darauf Bezug nehmend von einer „weitere[n] Kriegserklärung gegen die Su-
permacht USA“.114 Doch bleibt diese Einordnung des Geschehenen, die Siemens 
unmittelbar nach den Attentaten getroffen hat, bei der FR keineswegs unumstrit-
ten. Zwar wird er sie in der darauffolgenden Ausgabe noch einmal sinngemäß wie-
derholen, wenn er schreibt, dass sich die USA „im Kriegszustand“115 befänden – 
freilich einem „Krieg gegen unbekannt“ –, doch fortan ist die FR auffallend darum 
bemüht, die „Kriegs“-Metapher zu vermeiden. Zeitweilig negiert sie gar, dass sich 
der Westen überhaupt in einem Krieg befinde116 und nennt die Anschläge lieber 
eine „bislang so nicht für möglich gehaltene menschenverachtende politische Kri-
minalität“.117 Zumeist aber scheint sich die Sprachregelung „Angriff auf die westli-
che Zivilisation“ u.Ä. durchgesetzt zu haben.118 
Letztere Formulierung deutet schon auf eine weitere Einordnung der An-
schläge hin, bei der allerdings FR-intern Konsens vorherrscht – dass sich die Atten-
tate nämlich gegen den Westen insgesamt gerichtet hätten.119 Daran ändern auch 
kleinere Einschränkungen wie jene von Jochen Siemens nichts, der zufolge die An-
schläge Amerikas Verbündeten nur „indirekt“ gegolten hätten.120 
Aus dieser Einschätzung erwächst zunächst folgerichtig die Forderung der 
FR, den engen „Schulterschluss“ mit den USA zu suchen – und sei es auch in ers-
ter Linie, um Amerika von etwaigen Alleingängen abzuhalten.121 Diese Richtung 
hält jedoch nicht lange vor; geht der FR doch bereits der Beschluss der NATO, den 
Bündnisfall zu prüfen, schon wieder zu weit. Diesen hält sie nämlich für einen ge-
fährlichen „Blankobeschluss“, der die übrigen NATO-Mitgliedsstaaten schlimms-
tenfalls „in einen Krieg nach dem Muster US-amerikanischer Vergeltungslogik“ 
ziehen könnte.122 
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Zwei Punkte sind es vor allem, die für diesen Kurswechsel der FR verantwort-
lich sein dürften. Zum einen ist dort die anfängliche, bisweilen sehr martialisch an-
mutende Rhetorik führender Vertreter der Bush-Administration zu nennen, die die 
FR ganz offensichtlich irritiert. So wird nicht nur Bushs „Kreuzzugs“-Metapher 
entsprechend kritisch thematisiert,123 sondern insbesondere der Ankündigung des 
stellvertretenden US-Verteidigungsministers Wolfowitz, „Staaten, die den Terro-
rismus unterstützen, zu beseitigen“ („ending states who sponsor terrorism“124), 
breiter Raum eingeräumt. Formulierungen wie „fundamentale Grenzverletzung“125 
und „Frontalangriff […] auf das Völkerrecht“126 machen deutlich, wie sehr die FR 
an derlei Aussagen Anstoß nimmt. 
Zum anderen liegt auch ein ernsthafter Dissens über die im Kampf gegen den 
Terror am ehesten Erfolg versprechende Methode vor. Zwar entspricht es durch-
aus auch der Überzeugung der FR, dass in der Auseinandersetzung mit dem inter-
nationalen Terrorismus nicht zuletzt eine „militärische Komponente“ irgendwo 
dazu gehöre, doch für „ausschlaggebend“ hält sie diese nicht.127 Konkret mahnt sie 
etwa eine bessere Zusammenarbeit der Geheimdienste an128 und betont ansonsten, 
dass der „Kampf gegen den internationalen Terrorismus viel Intelligenz, viel Ge-
duld, viel Fantasie und politisches Geschick“ erfordere.129 Exemplarisch hierzu die 
Einschätzung Martin Winters: „Das Militärische ist nur ein Teil – und […] nicht 
einmal der wichtigste – des Kampfes gegen die Terroristen. Deren politische, sozia-
le und finanzielle Quellen zum Versiegen zu bringen, ist die eigentliche Aufga-
be.“130 
All dies führt dazu, dass die FR der Bush-Administration von Anfang an 
„Vergeltung“131 als bestimmendes Motiv in ihrem außenpolitischen Handeln unter-
stellt. Was zunächst noch einigermaßen wertneutral als „Straffeldzug“ deklariert 
wird,132 wandelt sich im Urteil der FR binnen weniger Tage zur „Verdrängung aller 
politischen Vernunft“.133 
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Erst das Ausbleiben eines raschen Gegenschlags und das Bemühen um eine 
weltweite Allianz im Kampf gegen den Terror lassen die FR Ende 
September134/Anfang Oktober 2001 ihr Urteil zur amerikanischen Außenpolitik 
wieder revidieren. Am Vorabend der Luftangriffe auf Afghanistan spricht sie dann 
sogar anerkennend von einer „beeindruckende[n] Leistung der US-amerikanischen 
Diplomatie“ und meint damit die Schaffung einer „in der Tat weltumspannende[n] 
Koalition gegen den Terrorismus“ seitens der Bush-Administration.135 
Angesichts der Vorbehalte, die die FR gegen eine militärische Komponente als 
Element im Kampf gegen den Terror geäußert hatte, verwundert es nicht, dass 
auch ein etwaiger Angriff auf Afghanistan bei ihr zunächst höchst umstritten ist. So 
gibt sich Karl Grobe etwa, nachdem die Vorbereitungen der Amerikaner zur Ope-
ration „Enduring Freedom“ – damals noch unter der Bezeichnung „Infinite Jus-
tice“ – angelaufen sind, überzeugt davon, dass der drohende Krieg in Afghanistan 
als Mittel der Terrorbekämpfung nicht „angemessen“ sei.136 Andererseits hatte As-
trid Hölscher schon eine Woche zuvor die Bedingungen hervorgehoben, unter de-
nen man bereit sei, einen Militärschlag in letzter Konsequenz doch zu akzeptieren: 
„Ein militärischer Schlag auf fremdes Territorium wäre nur zu rechtfertigen, wenn 
sich das dortige Regime beharrlich weigert, seiner Pflicht gegenüber der Weltge-
meinschaft nachzukommen und selbst die Terroristen festzusetzen oder auszulie-
fern.“137 Eine Beschreibung, die das spätere Verhalten der Taliban bereits ziemlich 
präzise vorwegnimmt. 
So kommt es dann auch nicht völlig überraschend, dass die FR mit Beginn der 
Operation „Enduring Freedom“ die von amerikanischen und britischen Kampflug-
zeugen aus geführten Luftangriffe auf Afghanistan verteidigt, indem sie vor allem 
auf zwei Punkte verweist: Zunächst betont sie, dass sich die Angriffe ausschließlich 
gegen bin Laden, al-Qaida und die Taliban richten würden, nicht aber gegen das 
afghanische Volk. Zum anderen hebt sie die Unterstützung hervor, welche die Ta-
liban Osama bin Laden und seiner Al-Qaida-Organisation zukommen ließen – 
weshalb die Angriffe auch die „Richtigen“ träfen: „Bin Laden dirigiert sein Terror-
Netzwerk von Afghanistan aus, und die Taliban erlauben es ihm. Insofern ist es 
nun zu einem klaren Kriegsziel geworden, die Taliban von der Macht zu verdrän-
gen.“138 Dabei betont die FR zugleich139 und in den darauffolgenden Tagen und  
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Wochen stetig aufs Neue, dass der Kampf gegen den Terror „mit militärischen Mit-
teln allein nicht zu gewinnen“ sein werde140 – ganz so, als diene dieses Bekenntnis 
auch der eigenen Selbstvergewisserung. 
Während die sichtbaren Erfolge in Afghanistan vorerst ausbleiben, gewinnen 
sehr bald schon die Zweifel am militärischen Vorgehen wieder die Oberhand.141 
Erst mit dem Rückzug der Taliban kehrt auch die Überzeugung wieder, mit der die 
FR den Krieg zunächst verteidigt hatte;142 zuweilen klingt sogar ein wenig Selbstkri-
tik durch, etwa wenn Karl Grobe auf das vorläufige Ergebnis der Luftangriffe ver-
weist: „Die Macht der Taliban ist gebrochen, teils so wirksam aus der Luft wegge-
bombt, wie Skeptiker und auch Realisten es nicht erwartet hätten.“143 
Dennoch zeigt sich die FR, was die weitere Zukunft Afghanistans betrifft, 
eher pessimistisch gestimmt. Die Taliban seien wohl besiegt, aber noch nicht ge-
schlagen.144 Entsprechend wünscht sich die FR eine „Friedenstruppe“ für Afgha-
nistan, „die den Namen [auch] verdien[t]“; eine schlagkräftige Einheit, die mit ei-
nem robusten Mandat ausgestattet „auch zu Gunsten schutzloser Zivilisten inter-
venieren“ könnte.145 Also ziemlich das genaue Gegenteil dessen, was der UN-
Sicherheitsrat in seiner Resolution 1386 vom 20.12.2001 beschlossen hat. In letzte-
rer glaubt Jochen Siemens dann auch einen „ernste[n] Fehler“ zu erkennen, wenn 
er die geringe Truppenstärke der ISAF-Schutztruppe und deren alleinige Konzen-
tration auf die afghanische Hauptstadt Kabul kritisiert.146 
Ein möglicher Angriff der USA auf den Irak im Rahmen des „globalen Kriegs ge-
gen den Terror“ wird von der FR im Laufe dieser ersten Phase zwar lediglich ein 
einziges Mal thematisiert; ihre Ablehnung fällt dennoch eindeutig aus. Zum einen, 
weil sie in dessen Folge einen Flächenbrand im Nahen und Mittleren Osten fürch-
tet, zum anderen, weil der Irak unter Saddam Hussein in keiner Verbindung zu den 
Attentaten vom 11. September stehe: „Dann [wäre] mit einem Schlag das morali-
sche Recht verspielt, das die USA durch die terroristischen Attacken erworben ha-
ben: das der Selbstverteidigung.“147 
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Wohl hatte die FR unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September noch einen 
„Schulterschluss der Verbündeten“ mit den USA angemahnt,148 doch konkret auf 
Bundeskanzler Schröders „uneingeschränkte Solidarität“ mit Amerika bezogen, 
scheint ihr diese dann doch zu weit zu gehen. Stattdessen begrüßt sie jedwede Äu-
ßerung aus Berlin, die als Einschränkung eben jener Uneingeschränktheit verstan-
den werden kann: Sei es nun die Aussage, dass es die souveräne Entscheidung 
Deutschlands bleibe, worin gegebenenfalls die militärische Unterstützung für die 
Amerikaner bestehen werde („sinnvoll“149), oder aber des Kanzlers eigene Eingren-
zung, dass seine „uneingeschränkte Solidarität“ keinerlei „Abenteuer“ umfasse 
(„ein Gewinn“150). 
Was einen möglichen Kampfeinsatz der Bundeswehr im Kampf gegen den 
Terror als auch in Afghanistan betrifft, so warnt die FR gleich mehrfach vor einem 
zu weitreichenden Engagement: „Nichts wäre fataler“, schreibt etwa Knut Pries, als 
„in der aktuellen Lage die Konkurrenz mit Briten und Franzosen um den Titel des 
eifrigsten US-Waffenbruders aufzunehmen.“151 Anders sieht es allerdings rund zwei 
Monate später mit einer deutschen Beteiligung an der internationalen Schutztruppe 
für die Stabilisierung Afghanistans aus – eine solche hält die FR für „richtig“, weil 
der „politische Neuanfang in Kabul […] internationale[r] Unterstützung und Absi-
cherung“ bedürfe.152 
6.1.1.5. Zusammenfassung der ersten Phase 
Einmal abgesehen von gewissen Unterschieden in der Schwerpunktsetzung – etwa 
hinsichtlich des Umfangs, mit dem die Zulässigkeit einer militärischen Reaktion auf 
die Anschläge vom 11. September begründet wird – hinterlassen die Kommentare 
der vier untersuchten deutschen Tageszeitungen in dieser ersten Phase ein weitge-
hend einheitliches Bild. Eine Einigkeit, die sich zudem über alle drei Analysefelder 
gleichermaßen erstreckt. 
Insbesondere was die Einordnung der Terroranschläge von New York und 
Washington unmittelbar nach dem 11. September betrifft, herrscht nahezu vollstän-
dige Übereinstimmung vor – bis hin zu einzelnen Formulierungen. Drei von vier 
Redaktionen fühlen sich an den Überfall der Japaner auf Pearl Harbor erinnert, alle 
werten die Anschläge als „Kriegserklärung“, und mit Ausnahme der SZ herrscht 
auch allenthalben der Eindruck vor, dass die Attentate dem Westen insgesamt ge-
golten hätten. Entsprechend fordern die vier Zeitungen auch unisono eine gemein-
same Reaktion des Westens ein – eine Reaktion, die ausdrücklich auch militärische 
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Gegenmaßnahmen umfasst. Selbst die FR, die anstelle etwaiger Militärschläge vor-
zugsweise polizeilich-geheimdienstliche Gegenmaßnahmen betont, lehnt eine mili-
tärische Komponente unter bestimmten, eng umrissenen Umständen keineswegs 
ab. 
Ganz in diesem Sinn fällt auch die Bewertung der Politik der Bush-
Administration in Reaktion auf die Terroranschläge überwiegend positiv aus. Le-
diglich die FR stört sich an der Rhetorik manches amerikanischen Regierungsver-
treters und fürchtet zunächst – übrigens ebenso wir die FAZ – unüberlegte Vergel-
tungsschläge. Doch nachdem sich eine derartige Reaktion nicht abzeichnet, 
schwenkt auch die FR auf die Linie der drei anderen mit ein. So wird bei allen vie-
ren das Bemühen um eine weltumspannende Koalition gegen den Terror ausge-
sprochen wohlwollend registriert. Nicht unerwähnt bleiben sollte in diesem Zu-
sammenhang allerdings auch die auffällige Verteidigungshaltung, mit der die beiden 
eher konservativ orientierten Redaktionen, FAZ und „Welt“, die Bush-
Administration gegen vermutete Kritiker hierzulande ausdrücklich in Schutz neh-
men. Eine Kritik, die sich so zumindest nicht in den untersuchten Tageszeitungen 
widerspiegelt. 
Herrschte bereits hinsichtlich der Einordnung der Geschehnisse rund um den 
11. September weitgehende Einigkeit vor, so setzt sich dieser Eindruck mit Beginn 
der Luftangriffe auf Afghanistan nahtlos fort. Alle vier Zeitungen befürworten die 
Angriffe, und auch die Argumente, mit denen dieses geschieht, gleichen einander. 
So wird allenthalten betont, dass sich die Luftschläge nicht etwa gegen das afghani-
sche Volk, sondern ausschließlich gegen bin Ladens al-Qaida beziehungsweise das 
Taliban-Regime richteten. Letzteres wird auch zumeist explizit verantwortlich ge-
macht für die nun angelaufene Militäroperation; sei es, weil es sich geweigert hat, 
bin Laden auszuliefern, oder aber weil es dem islamischen Terror Rückzugsräume 
zur Verfügung gestellt hat. Wird der Sturz des Regimes nach fünfwöchigem Bom-
bardement aus der Luft auch noch dementsprechend begrüßt, so blicken sämtliche 
Redaktionen vergleichsweise verhalten optimistisch in die Zukunft, was die weitere 
Entwicklung des Landes betrifft. Alle vier sind sich einig, dass die Stabilisierung 
Afghanistans ohne ein fortgesetztes Engagement des Westens kaum zu erreichen 
sein dürfte. Und so fällt auch das Urteil bezüglich UN-Resolution 1386 und die 
Entsendung der maximal 5000 Mann starken ISAF-Schutztruppe aus – ohne Ein-
schränkung wird ebenso die Größe wie auch die ausschließliche Konzentration auf 
Kabul und Umgebung als unzureichend kritisiert. 
Schließlich fördert auch das Thema Irak noch keine größeren Meinungsver-
schiedenheiten zutage – das heißt nicht untereinander, ist man sich doch in der Ab-
lehnung eines militärisch herbeizuführenden Sturzes des irakischen Diktators, je-
denfalls was die unmittelbare Gegenwart betrifft, einig. Zwar äußern sowohl SZ als 
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auch „Die Welt“ zumindest gewisse Sympathien für ein vorzeitiges Ende Saddam 
Husseins, doch fürchtet man auch hier – ebenso wie bei FAZ und FR – ein Aus-
einanderbrechen der noch jungen Koalition gegen den Terror. 
Kleinere Differenzen treten lediglich bei der Beurteilung der deutschen Au-
ßenpolitik nach dem 11. September zutage. Während die Mehrheit Bundeskanzler 
Schröders „uneingeschränkte“ Solidaritätserklärung an Amerika begrüßt, geht der 
FR dieses Bekenntnis zu weit. Skepsis wiederum herrscht mit Ausnahme der 
„Welt“ bei allen anderen hinsichtlich eines größeren militärischen Beitrags 
Deutschlands im Kampf gegen den Terror vor. Zumeist äußert sich diese mit Ver-
weis auf die eingeschränkten Fähigkeiten der Bundeswehr, bei der FR dürfte sie 
eher dem generellen Unbehagen gegenüber militärischen Mitteln geschuldet sein. 
Einigkeit herrscht auch bezüglich der grundsätzlichen Beteiligung der Bundeswehr 
an der ISAF-Schutztruppe für Afghanistan vor – wobei die Kritik am Umfang sel-
biger nicht automatisch in der Forderung nach einem größeren Beitrag Deutsch-
lands mündet. 
6.1.2. Analyse amerikanischer Tageszeitungen 
6.1.2.1. New York Times 
Am Tag danach hält sich die „NY Times“ erst gar nicht mit historischen Verglei-
chen zur Einordnung der Attentate von New York und Washington auf und lässt 
dennoch keine Zweifel an der Qualität der am 11. September manifest gewordenen 
Bedrohung aufkommen, indem sie eine völlige Neuausrichtung der amerikanischen 
Sicherheitspolitik einfordert: „The fight against terrorism must move from the pe-
riphery to the center of American national security planning and operations.“153 
Von Anfang an begreift die „Times“ die Anschläge überdies als einen „kriege-
rischen Akt“ beziehungsweise einen „Krieg gegen Amerika“;154 ein Motiv, das auch 
in der Formulierung „Angriff auf das amerikanische Heimatland“ („assault on the 
American homeland“) durchscheint.155 Entsprechend kritiklos übernimmt sie mit 
der Ausgabe vom 13.09.2001 die von der Bush-Administration vorgegebene Dikti-
on eines „Kriegs gegen den Terror“,156 nur zwei Tage später beschreibt sie die An-
schläge dann als „Eröffnungssalven des ersten amerikanischen Kriegs im 21. Jahr-
hundert“.157 Mit anderen Worten: Für die „Times“ befindet sich Amerika seit dem 
Morgen des 11. September im Kriegszustand. 
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Dennoch ist die „Times“, was eine mögliche militärische Reaktion Amerikas 
auf die Terroranschläge betrifft, auffallend um Zurückhaltung bemüht. Vor allem 
unmittelbar nach den Attentaten von New York und Washington sieht sie im isla-
mischen Terror eine Bedrohung, die durch „konventionelle Waffen und Armeen“ 
gerade „nicht besiegt werden könne“.158 Ausdrückliche Erwähnung findet auch das 
Nichtvorhandensein eines Staates, gegen den man militärisch vorgehen könnte159 – 
zu einem Zeitpunkt freilich, als noch nicht allgemein bekannt war, dass die Draht-
zieher der Attentate primär von Afghanistan aus operierten. Wohl spricht die  
„Times“ von „Vergeltung“, die in diesem Fall „berechtigt“ sei, so man erst die Ur-
heber der Anschläge identifiziert habe, doch geht es ihr hierbei allenfalls um „terro-
ristische Lager in entlegenen Regionen“, keineswegs um ganze Staaten.160 Weitaus 
probatere Mittel im Kampf gegen den Terror scheint die „Times“ in polizeilichen 
und geheimdienstlichen Abwehrmaßnahmen zu sehen, gemessen jedenfalls am 
Raum, den sie diesen einräumt. So werden unter anderem die Verbesserung der 
Flughafensicherheit und die Infiltration terroristischer Organisationen erwähnt.161 
Eine gewisse Veränderung erfährt die Haltung der „Times“ zum Einsatz mili-
tärischer Mittel in dem Maße, in dem sich die Verbindungen zwischen Osama bin 
Ladens al-Qaida und dem afghanischen Taliban-Regime herauskristallisieren. Vier 
Tage nach den Anschlägen erkennt sie in Afghanistan immerhin „the one state 
where American military power might be effectively used“.162 Gleichwohl fühlt sie 
sich hier und in den kommenden Tagen immer wieder dazu veranlasst, vor unüber-
legten beziehungsweise vor zu weit reichenden Militäroperationen zu warnen: „The 
wiser policy, for now […] is to limit retaliation to terror groups and governments 
that Washington can demonstrate were complicit in the World Trade Center and 
Pentagon attacks.“163 Anlass hierzu bietet der „Times“ etwa die Aussage des stell-
vertretenden US-Verteidigungsministers Wolfowitz, „Staaten, die den Terrorismus 
unterstützen, zu beseitigen“ – eine Ankündigung, die sie als „befremdlich“ („dis-
concerting“) zurückweist.164 Und obgleich für die „Times“ außer Frage steht, dass 
Amerika gegen die Attentäter auch militärisch zurückschlagen dürfe,165 betont sie, 
wie wichtig es sei, die Ziele klug und mit Rücksicht auf ihre politischen Konse-
quenzen insbesondere in der muslimischen Welt auszuwählen. Letztere sind es 
auch, die die „Times“ dazu veranlassen, darauf zu drängen, dass Amerika nicht al-
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lein agiere, sondern nur im Verbund mit anderen Nationen.166 Als beispielhaft wird 
etwa das Vorgehen George H.W. Bushs im Vorfeld des Golfkriegs von 1991 her-
vorgehoben. 
Während die „Times“ gleich mehrfach vor unüberlegten Militärschlägen im Kampf 
gegen den Terror gewarnt hatte, gerade auch vor dem Hintergrund zu erwartender 
Reaktionen in der muslimischen Welt,167 hatte sie sich schon frühzeitig für ein Ziel 
ausgesprochen, in dessen Fall militärische Macht effektiv eingesetzt werden könne: 
Afghanistan.168 Schließlich sei es das dortige Taliban-Regime, welches Osama bin 
Laden Unterschlupf biete. Dass sich die „Times“ gerade in Bezug auf Afghanistan 
für den Einsatz militärischer Mittel ausspricht, mag auch damit in Zusammenhang 
stehen, dass sie eine Auslieferung bin Ladens von Anfang an für unwahrscheinlich 
erachtet.169 
Ganz in diesem Sinn verteidigt sie den Beginn der amerikanisch-britischen 
Luftangriffe auf Afghanistan auch als „Gegenangriff“ („counterattack“), was für 
sich genommen ja bereits die Rechtmäßigkeit desselben impliziert – setzt ein sol-
cher doch voraus, dass man zuvor selbst angegriffen worden ist, so geschehen am 
11. September.170 Ferner betont die „Times“, dass sich die Angriffe ausschließlich 
gegen Trainingslager der al-Qaida beziehungsweise militärische Ziele der Taliban 
richteten und damit nicht gegen das afghanische Volk. Mehr noch: Amerika bleibe 
trotz der Angriffe auf Afghanistan „ein Freund des afghanischen Volkes und der 
annähernd einer Milliarde Muslime weltweit“, wie die „Times“ zustimmend aus 
einer Fernsehansprache Bushs171 zitiert. 
Den eigentlichen Kriegsverlauf begleitet die „Times“ mit Zurückhaltung; nach 
ausbleibenden Anfangserfolgen rechnet sie vielmehr damit, dass sich die Kampf-
handlungen noch über Monate hinziehen könnten.172 Erst Anfang Dezember 
spricht sie erstmals von einem „erfolgreichen“ Sturz der Taliban und erklärt den 
Krieg in Afghanistan de facto für beendet: „The Taliban regime is effectively fi-
nished.“173 
Keine Illusionen hatte sich die „Times“ von Anfang an darüber gemacht, dass 
der Krieg in Afghanistan mit militärischen Mitteln allein, also ohne gleichzeitige 
Anstrengungen auf humanitärer und diplomatischer Ebene, gewonnen werden 
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könne.174 Entsprechend frühzeitig sorgt sie sich auch über das Ausbleiben eines 
Plans für eine etwaige Interimsregierung für die Zeit danach.175 Denn zumindest 
die vom Westen unterstützte Nordallianz scheint ihr für die Aufgabe denkbar un-
geeignet zu sein: „Many of the Northern Alliance’s leaders are the same people 
whose murderous feuding and misgovernment between 1992 and 1996 helped 
open the way for the Taliban takeover.“176 
Mit dem Fall Kabuls werden diese Rufe zunehmend drängender;177 ausdrück-
lich verlangt die „Times“ nach einer in der afghanischen Bevölkerung „breit veran-
kerten“ Regierung und erstmals mahnt sie auch die Stationierung einer „neutralen 
Friedenstruppe“ an.178 Während sie für deren Zusammensetzung zunächst sowohl 
„westliche Truppen“ aus auch solche „aus muslimischen Staaten“ vorsieht,179 rückt 
im Folgenden mehr und mehr das amerikanische Engagement selbst in den Fokus 
der „Times“. Offensichtlich herrscht die Sorge vor, dass sich Amerika zu sehr auf 
die Jagd nach Osama bin Laden konzentriere und darüber die Stabilisierung Afgha-
nistan vernachlässige.180 Anders lässt sich der beständige Hinweis auf Amerikas 
Verantwortung für Afghanistan kaum deuten: „Americans must understand that 
despite the Taliban’s rapid collapse, Washington’s military and humanitarian re-
sponsibilities in Afghanistan are far from over.“181 
Das erste Mal, dass die „Times“ den Irak – wenn auch nur am Rande – themati-
siert, geschieht nur wenige Tage nach den Anschlägen vom 11. September.182 Hier-
bei berichtet sie von zwei widerstreitenden Lagern in Washington, die sich ob der 
weiteren Vorgehensweise im Kampf gegen den Terror noch uneins seien. Während 
die einen nur Individuen und Staaten ins Visier nehmen wollten, die Verbindungen 
zum 11. September aufwiesen, plädierten die anderen für eine Ausweitung des 
Kampfes auch auf Staaten, die nur allgemeine Verbindungen zum internationalen 
Terrorismus unterhielten – wie etwa den Irak. Letzteres wäre für die „Times“ keine 
wirkliche Alternative – sie, die sich nach dem 11. September stets für eine sorgfälti-
ge Auswahl der Ziele und gegen unüberlegte Vergeltungsschläge ausgesprochen 
hatte, präferiert ganz klar die erste Variante. Dies sei die „weisere Politik“. 
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Rund zwei Monate später, mittlerweile befinden sich die Taliban bereits auf 
dem Rückzug, kommentiert die „Times“ erneut die Causa Irak.183 Noch immer ist 
ihre Haltung zu einem etwaigen Sturz Saddam Husseins eine ablehnende: Nicht 
nur, dass in Afghanistan noch viel zu tun bleibe, auch seien die militärischen He-
rausforderungen im Irak ungleich größer als jene in Afghanistan. Schließlich würde 
die internationale Koalition gegen den Terror über den Irak „zu diesem Zeitpunkt“ 
(„at this juncture“) mit ziemlicher Sicherheit zerbrechen. Letztere Formulierung 
deutet es freilich schon an – die Ablehnung der „Times“ ist keine absolute, sondern 
lediglich eine, die sich auf die unmittelbare beziehungsweise nähere184 Zukunft be-
zieht. Langfristig bleibt eine Unterstützung der „Times“ für eine militärische Ope-
ration im Irak damit alles andere als ausgeschlossen, zumal sie zugleich ihre aus-
drückliche Sympathie für einen Sturz des irakischen Diktators bekundet: „The 
world would be a safer place with Mr. Hussein’s cruel dictatorship removed.“ 
6.1.2.2. Los Angeles Times 
Sichtlich erschüttert von den Anschlägen vom 11. September fällt es der „LA Times“ 
zunächst schwer, die Geschehnisse vom Vortag in Worte zu fassen. So beschreibt 
sie die Attentate bildhaft als „modernen Albtraum der Zivilisation, der Gestalt an-
nahm“ („civilization’s modern nightmare materialized“).185 Fast schon religiöse Zü-
ge trägt ihre – gleich mehrfach vorgenommene – Feststellung, dass es schlicht „das 
Böse“ gewesen sei, welches Amerika angegriffen habe. 
Im weiteren Verlauf ihres Kommentars wird die „Times“ zunehmend konkre-
ter, wenn sie etwa den historischen Vergleich unter anderem zu Pearl Harbor be-
müht: „For a generation of young people, this is their Pearl Harbor; their Kennedy 
assassination.“186 Und noch ein weiterer historischer Aspekt wird von ihr bei dieser 
Gelegenheit hervorgehoben – dass ausländische Feinde in der Vergangenheit dem 
amerikanischen Festland stets nur geringe Verluste beibringen konnten: „For the 
United States, battles happened somewhere else.“ Das wiederum habe zur Folge, 
dass sich Amerika nie wieder so sicher fühlen könne wie vor den Anschlägen. 
„Tuesday“, so das Fazit der „Times“, „was a day that changed America.“ 
Ihre abschließende Einordnung erfahren die Anschläge dann zwei Tage spä-
ter, wenn auch die „Times“ von „Akten des Krieges“ spricht: „The attacks […] are 
indeed acts of war, despite the lack of a traditional enemy.“187 
  
                                                          
183 The Wrong Time to Fight Iraq. In: NY Times vom 26.11.2001. 
184 „There are no good short-term options for getting rid of him [= Saddam Hussein; J.G.].“ Ebd. 
185 U.S. Resolve: Unshattered. In: LA Times vom 12.09.2001. 
186 Ebd. 
187 The Right Response. In: LA Times vom 14.09.2001. 
140 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Militärische Vergeltungsmaßnahmen hatte die „Times“ freilich schon unmit-
telbar nach den Terroranschlägen von New York und Washington erstmals in Er-
wägung gezogen, als sie Amerikas politischer Führung empfahl, zu „tun, was immer 
notwendig sei, um die Bedrohung zu beseitigen“.188 Indirekt hatte die „Times“ ent-
sprechende Maßnahmen auch damals schon gefordert, wie ihr Verweis auf die ame-
rikanische Reaktion auf den Bombenanschlag von Lockerbie 1988 impliziert: „The 
decision he [= George W. Bush; J.G.] and Congress have to face is whether the 
U.S. reaction will, as in previous attacks, concentrate on legal remedies or on mili-
tary retaliation or some combination. In the case of Pan Am Flight 103, was it true 
justice only to bring two Libyans to court?“ 
Mit der Interpretation, dass es sich bei den Anschlägen vom 11. September 
um „Akte des Krieges“ gehandelt habe, wird auch die von der „Times“ bevorzugte 
Reaktion auf den Terror konkreter. Dabei sind es vor allem zwei Aspekte, die sie 
hier und in den kommenden Tagen189 besonders betonen wird: Zum einen hält sie 
eine Antwort, die sich einzig auf die Strafverfolgungsbehörden erstreckt, für nicht 
ausreichend; darüber hinaus bedürfe es weiterer Methoden, unter anderem auch 
militärischer: „Law enforcement has its place, but so do diplomacy, financial con-
trols and military responses.“190 Doch auch militärischen Maßnahmen allein erteilt 
die „Times“ wiederholt eine Absage und fordert analog hierzu ein breit angelegtes 
Vorgehen gegen den Terror: „We support well-considered military retaliation as 
part of a total plan that includes tracking, arresting, extraditing or deporting terro-
rists, and halting movements of money that support terror.“191 Ausdrücklich abge-
lehnt werden hingegen schnelle und wenig nachhaltige Vergeltungsschläge wie un-
ter der Reagan- (Libyen 1986) beziehungsweise der Clinton-Administration (Af-
ghanistan und Sudan 1998), auch wenn diese womöglich ungefährlicher für die Le-
ben amerikanischer Soldaten seien. 
Zum anderen betont sie regelmäßig, wie wichtig die Hilfe von Verbündeten 
sei192 beziehungsweise die Bedeutung einer möglichst breiten internationalen Koali-
tion gegen den Terror.193 Wiewohl die „Times“ amerikanische Alleingänge entspre-
chend ablehnt,194 unterstützt sie die Aufrechterhaltung der Anti-Terror-Allianz 
nicht um jeden Preis. Wenn sich eine Nation partout nicht von ihren Einwänden 
abbringen lasse, müsse Amerika diese eben ziehen lassen: „Washington should pay  
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attention to objections from its partners and try to keep as many nations as possi-
ble in the coalition. If the objections cannot be overcome, there’s no choice but to 
let a nation leave.“195 
So sehr die „Times“ militärische Mittel von Anfang an als essentiellen Bestandteil 
einer umfassenden Strategie gegen den Terror befürwortet hatte, so wenig hat sie 
auch gegen die sich anbahnende Militäroperation in Afghanistan einzuwenden. Da-
bei sind es vor allem die Verbindungen zwischen Osama bin Ladens al-Qaida und 
dem dortigen Taliban-Regime, welche die „Times“ bereits Ende September dazu 
veranlassen, einem Regimewechsel am Hindukusch das Wort zu reden: „As the 
Taliban continues to shield Osama bin Laden, it becomes increasingly difficult to 
argue that the two can be separated. Smashing the Bin Laden network will require 
toppling the Taliban.“196 
Da sich an dieser grundsätzlichen Konstellation auch rund zwei Wochen spä-
ter nichts Wesentliches verändert hat, erfahren die nunmehr angelaufenen Luftan-
griffe auf Afghanistan ebenfalls die Unterstützung der „Times“. Unter Verzicht auf 
frühere Vergeltungsrhetorik197 beschreibt sie die Angriffe als notwendigen Schritt, 
der getan werden musste: „It was a step no one relished. It had to be done.“198 Da-
bei hebt die „Times“ gleich mehrfach hervor, dass sich die Angriffe gegen bin La-
den, dessen Al-Qaida-Organisation und das Taliban-Regime, nicht jedoch gegen 
das afghanische Volk richteten: „The war is against terror, not a people, a nation or 
a religion.“ Entsprechend wohlwollend registriert sie auch den Abwurf von Nah-
rungsmitteln und medizinischen Hilfsgütern durch die amerikanische Luftwaffe. 
Nur mit erheblicher Verzögerung reagiert die „Times“ auf die ersten militäri-
schen Erfolgsmeldungen aus Afghanistan. Erst Ende November, rund zwei Wo-
chen nach dem Fall Kabuls, konstatiert sie erstmals eine „Niederlage“ der Taliban 
beziehungsweise einen „Sieg“ der Vereinigten Staaten.199 Was mutmaßlich auch 
damit zusammenhängt, dass die „Times“ bereits im September, also noch bevor die 
ersten Bomben auf Afghanistan fielen, klargestellt hatte, dass der Sturz des Taliban-
Regimes allein unzureichend für einen nachhaltigen Sieg im Kampf gegen den Ter-
ror sei: „Washington needs to have a good idea of what will follow the Taliban in 
Afghanistan if that regime […] is toppled.“200 Und so gilt das Hauptaugenmerk der 
„Times“ auch weniger eventuellen militärischen Durchbrüchen an der Front als 
vielmehr den notwendigen Plänen für die Zeit danach. 
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Konkret auf die nähere Zukunft Afghanistans bezogen, sind es vor allem drei 
Punkte, welche die „Times“ als essentiell für die Stabilisierung des Landes erach-
tet:201 
1. Da wäre zunächst die Entsendung einer möglichst multinationalen Friedens-
truppe, denn nur eine solche sei auch wirklich neutral und könne somit dem 
Eindruck entgegenwirken, dass es sich bei den ausländischen Truppen um Be-
satzer handele. 
2. Hinzu kommt die Konstituierung einer neuen, breit aufgestellten Regierung, 
in der alle größeren afghanischen Ethnien vertreten wären. 
3. Schließlich müsse der Wiederaufbau durch die reicheren Nationen der Anti-
Terror-Allianz finanziell abgesichert werden. Als regelrecht abschreckendes 
Beispiel, wie der Umgang mit Afghanistan gerade nicht aussehen sollte, wird 
von der „Times“ gleich mehrfach202 die amerikanische Reaktion auf den sow-
jetischen Abzug von 1989 angeführt: „After 1989 […] the United States aban-
doned the country and years of civil warfare erupted, eventually ushering in 
the draconian Taliban. This time […] Washington must help ensure the coun-
try’s future as well so that it will not become a base for terrorism again.“203 
Mit dem Fall Kandahars als letzter Taliban-Hochburg und dem nahezu zeitgleichen 
Abschluss der Afghanistan-Konferenz auf dem Bonner Petersberg äußert sich die 
„Times“ zum Jahresende erstmals vorsichtig optimistisch, was die weitere Zukunft 
Afghanistans betrifft.204 Voraussetzung für deren Gelingen sei freilich, dass die in-
ternationale Unterstützung nicht nachlasse: „With international help and the same 
determination shown in the war, the Afghans can succeed.“205 Eine Problematisie-
rung der Bonner Beschlüsse als auch derjenigen in UN-Resolution 1386 findet hin-
gegen nicht statt. 
Lediglich zweimal kommentiert die „Times“ das Thema Irak; das erste Mal nur 
kurze Zeit nach den Anschlägen vom 11. September, als sich ranghohe Mitglieder 
der Bush-Administration wie der stellvertretende US-Verteidigungsminister Wol-
fowitz offen für einen Einmarsch im Irak aussprechen. Ein Vorgehen, welches die 
„Times“ zum gegenwärtigen Zeitpunkt zumindest ablehnt – ein solcher Kurs wür-
de die USA isolieren und die gerade erst im Aufbau befindliche Anti-Terror- 
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Koalition spalten: „Intervening now in Iraq would crack up the international coali-
tion before it has been built. Immediate intervention there wouldn’t isolate terro-
rists. It would isolate the United States.“206 
Beim nächsten Mal, als der Irak thematisiert wird, ist es bereits Ende Novem-
ber. Nachdem Bush während einer Zeremonie im Rosengarten des Weißen Hauses 
den irakischen Diktator zur Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen aufgeru-
fen hat um zu beweisen, dass er keinerlei Massenvernichtungswaffen entwickele,207 
zeigt sich die „Times“ noch immer nicht restlos überzeugt davon, inwieweit eine 
Ausweitung des Anti-Terror-Kampfes auf den Irak wirklich die richtige Vorge-
hensweise sei. Nicht, dass sie ein derartiges Unterfangen rundheraus ablehnen wür-
de,208 doch müsse Bush schon mehr bieten als nur vage Rhetorik, um zu überzeu-
gen: „It will take a different, more detailed kind of rhetoric to sell Americans on 
such a plan.“209 
6.1.2.3. Washington Post 
Am Tag nach den Anschlägen vom 11. September spricht die „Post“ in einer ersten 
Reaktion von „mörderischen Akten“ sowie von „Terrorismus in einem bisher nicht 
für möglich gehaltenen Ausmaß“.210 Doch gehen die Geschehnisse von New York 
und Washington für sie über bloßen Terrorismus weit hinaus. So dient die Erinne-
rung an Pearl Harbor der „Post“ vor allem dazu, die Attentate in die Nähe einer 
kriegerischen Aggression zu rücken;211 an anderer Stelle ist auch von einem „uner-
klärten Krieg“ die Rede: „Washington, D.C. […] was […] tested by an undeclared 
war waged without respect for the rules.“212 
Diese Einschätzung bleibt nicht ohne Folgen – für die „Post“ befindet sich 
Amerika seit den Morgenstunden des 11. September im „Kriegszustand“.213 Und so 
fordert sie bereits unmittelbar nach den Anschlägen die Bush-Administration dazu 
auf, das Land auf dessen „ersten Krieg im neuen Jahrhundert“ vorzubereiten.214 
Konkret denkt die „Post“ dabei an einen internationalen Straffeldzug gegen 
die Urheber des Terrors und deren staatliche Unterstützer – nicht von ungefähr 
erinnert sie dabei an die amerikanische Reaktion auf Pearl Harbor: „The nation re-
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georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2001/11/20011126-1.html; 01.04.2014). 
208 „He [= George. W. Bush; J.G.] properly demanded that Saddam Hussein allow in United Nations weapons 
inspectors to prove that Iraq is not developing weapons of mass destruction.“ War on Terror: What Next? In: 
LA Times vom 27.11.2001. 
209 Ebd. 
210 Washington’s Response. In: Washington Post vom 12.09.2001. 
211 „Not since Dec. 7, 1941, has the U.S. homeland sustained such an aggression.“ September 11, 2001. In: Wash-
ington Post vom 12.09.2001. 
212 Washington’s Response. In: Washington Post vom 12.09.2001. 
213 September 11, 2001. In: Washington Post vom 12.09.2001. 
214 Ebd. 
144 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
sponded then [= nach dem japanischen Überfall auf Pearl Harbor; J.G.] without 
panic but with iron determination to defend itself and punish the aggressors. The 
response today must be as decisive – to the mass murderers who planned and car-
ried out the attack, and to any nation or nations that gave them shelter and encou-
ragement.“215 Ultimatives Ziel müsse dabei die Eliminierung jedweder Unterstützer 
der Terroristen sein: „It [= die Vereinigten Staaten; J.G.] must seek to assemble an 
international alliance to identify and eliminate all sources of support for the terro-
rist networks that would wage war on the United States. If necessary, it must act 
alone. There can be no greater purpose to foreign defense policy in the coming 
years.“216 
An dieser grundsätzlichen Ausrichtung wird die „Post“ auch in den kommen-
den Tagen und Wochen festhalten; so betont sie etwa anlässlich der ersten Anti-
Kriegs-Demonstrationen in Washington Ende September, dass Amerika „berech-
tigt“ beziehungsweise „moralisch verpflichtet“ sei, sich militärisch gegen den Ter-
ror zu verteidigen.217 Treibende Kraft hinter dieser Haltung, welche die „Post“ von 
Anfang an auch für umfangreiche militärische Maßnahmen plädieren lässt, ist vor 
allem ihre Einschätzung, dass Amerikas Anti-Terror-Strategie der 1990er Jahre de 
facto gescheitert sei: „In the past the United States has shied away from squarely 
confronting regimes that were linked to terrorist attacks against Americans – such 
as Iran in the case of the 1996 Khobar towers bombing in Saudi Arabia, or Afgha-
nistan in the 1998 bombings of the U.S. embassies in Kenya and Tanzania by 
Osama bin Laden’s network. It can no longer afford to do so.“218 Diese Einschät-
zung, die sich einem Leitmotiv gleich durch die ersten Kommentare der „Post“ 
nach den Anschlägen vom 11. September zieht,219 gipfelt in der Erkenntnis, dass es 
gerade diese Politik gewesen sei, die auf Risikovermeidung und Minimierung eige-
ner Verluste abgezielt hat, welche die jüngsten Attentate regelrecht befördert ha-
be.220 
Gleichwohl rückt die „Post“ in zwei wesentlichen Punkten von ihren unmit-
telbar nach den Anschlägen vorgenommenen Einschätzungen in der Folge wieder 
ab: Da wäre zunächst der Umgang mit anderen Nationen und deren Haltung zum 
Terrorismus zu nennen. Hatte die „Post“ vormals, nur zwei Tage nach den Atten-
taten, Bushs Richtlinie „either you are with us, or you are with the terrorists“221 
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vom Prinzip her bereits vorweggenommen,222 so warnt sie nur wenig später vor 
genau solchem Schwarz-Weiß-Denken.223 Am Ende müsse es darum gehen, jene 
Schritte zu unternehmen, mittels derer man den meisten Terroristen habhaft wer-
den könne. Die vorschnelle Verurteilung gewisser Staaten könnte sich da schnell als 
kontraproduktiv erweisen. 
Ferner relativiert die „Post“ auch ihre ursprüngliche Zielsetzung im Kampf 
gegen den Terror. Einen „totalen Sieg“ hält sie inzwischen für unerreichbar, wohl 
aber bestehe die Hoffnung, den Terror irgendwann in den Griff zu gekommen: 
„What we can hope to achieve, over time, is not total victory but far greater mas-
tery over the threat of terrorism.“224 Ein Sieg wäre es dementsprechend schon, 
wenn Amerika wieder zu jenem Zustand zurückkehren könnte, „what was normal 
before Sept. 11“.225 
Zusammengenommen hat die „Post“ dann auch wenig bis gar nichts an dem 
von der Bush-Administration nach den Attentaten eingeschlagenen Kurs in der 
US-Außenpolitik auszusetzen. So lobt sie etwa am Vorabend der Luftangriffe auf 
Afghanistan in einer ersten Bilanz des Anti-Terror-Kampfes die „intelligente Art“, 
mittels der die US-Regierung diesen führe.226 Hervorgehoben werden insbesondere 
der Verzicht auf rasche Vergeltungsschläge sowie der Aufbau einer weltumspan-
nenden Koalition gegen den Terror. 
Schon am Tag nach den Attentaten von New York und Washington hatte die 
„Post“ bereits umfangreiche Militäroperationen ins Auge gefasst, um die Urheber 
des Terrors und deren staatliche Unterstützer zu eliminieren. Dass sie vor diesem 
Hintergrund keinerlei Einwände gegen einen möglichen Militäreinsatz am Hindu-
kusch erhebt – kaum, dass sich Afghanistan als erstes Ziel im Kampf gegen den Ter-
ror herauskristallisiert –, erscheint insofern nur konsequent. Schließlich entspricht 
das Afghanistan der Taliban ziemlich genau jenem von der „Post“ am 12.09.2001 
veröffentlichten Profil, wen künftige US-Militärschläge zum Ziel haben sollten. 
Und so bekundet sie nur vier Tage nach den Anschlägen bereits ihre volle Unter-
stützung für eine entsprechende Operation am Hindukusch; dabei insbesondere auf 
die Unterstützung Osama bin Ladens und dessen al-Qaida durch die Taliban ver-
weisend: „It [= Afghanistan; J.G.] is the harbor of Osama bin Laden, a prime sus-
pect in Tuesday’s assault and an indicted author of previous terrorist attacks against 
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Americans. The Taliban government has defied the United Nations in continuing 
to shelter Mr. bin Laden and his organization, and planning for a possible military 
operation against the country appears to be well underway – rightly, in our view.“227 
Nur drei Tage später wird die „Post“ in einem ähnlich gelagerten Kommentar be-
tonen, dass die Vereinigten Staaten es sich nicht länger leisten könnten, bin Laden 
von Afghanistan aus operieren zu lassen.228 
Derart argumentativ gerüstet verteidigt die „Post“ mit Beginn der Luftangriffe 
Operation „Enduring Freedom“ auch als „legitimen Akt der Selbstverteidigung“, 
welcher sich ausschließlich gegen die Urheber der Anschläge vom 11. September 
beziehungsweise deren Unterstützer richte, nicht jedoch gegen das afghanische 
Volk oder gar die Muslime als solche.229 
Noch in der ersten Kriegswoche, also lange bevor das Taliban-Regime auch 
nur erste Anzeichen seines baldigen Zusammenbruchs erkennen lässt, sorgt sich 
die „Post“ erstmals um die künftige politische Neuordnung Afghanistans. Wie er-
wähnt, hatte sie bereits unmittelbar nach den Anschlägen Amerikas Politik der 
1990er Jahre im Umgang mit Terrorismus und „failed states“ für gescheitert erklärt. 
Eine Kritik, die sich nicht nur auf die unter Präsident Clinton praktizierten Vergel-
tungsschläge mittels Cruise-Missiles aus der Distanz bezog, sondern Amerikas 
Aversion gegen etwaige Beteiligungen an Maßnahmen zum Nation-Building aus-
drücklich mit einschloss. Nachdem Bush mit der Militäroperation in Afghanistan 
bewiesen hatte, das er bereit war, im Kampf gegen den Terror erheblich größere 
Risiken einzugehen als sein Vorgänger, appelliert die „Post“ an ihn, nun auch noch 
seine ablehnende Haltung gegenüber einer amerikanischen Beteiligung am Wieder-
aufbau Afghanistans zu überdenken.230 Kurze Zeit später wird die „Post“ besagte 
Forderung nochmals wiederholen, dieses Mal bereits einen Zeitraum von mehreren 
Jahren für ein amerikanisches Engagement ins Auge fassend: „The Bush admi-
nistration should be working with its allies and the United Nations on a plan to re-
build the country over a period of years, with the goal of making it able once again 
to feed itself.“231 
Diese Rufe werden mit dem Fall von Masar-i-Sharif und der afghanischen 
Hauptstadt Kabul eher noch lauter. Zwar erkennt die „Post“ „wichtige und ermuti-
gende Fortschritte“ in Afghanistan, doch warnt sie zugleich, die erforderlichen hu-
manitären und politischen Schritte jetzt nicht zu vernachlässigen.232 Ausdrücklich 
sieht sie dabei Amerika mit in der Pflicht: „The administration […] needs to help 
shape post-Taliban-stability in Afghanistan even as it targets al Qaida cells in other 
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parts of the world.“233 Ohne die Präsenz ausländischer Truppen hingegen drohe ein 
Machtvakuum und Afghanistan wieder im Chaos zu versinken.234 Dieses Szenario 
gelte es nicht zuletzt in Hinblick auf den Anti-Terror-Kampf unbedingt zu vermei-
den: „The ensuing power vacuum will invite […] new terrorists. And American 
credibility in attacking the next state sponsor of terrorism will be compromised.“235 
Frühzeitig macht sich die „Post“ Gedanken über etwaige Ziele im von der Bush-
Administration proklamierten „Krieg gegen den Terror“ und weist in diesem Zu-
sammenhang nur vier Tage nach den Anschlägen bereits auf die Unerlässlichkeit 
eines Regimewechsels im Irak hin: „It is impossible to imagine the United States 
‚winning‘ this war in any meaningful sense while Saddam Hussein remains in power 
in Iraq.“236 
Ihre Unterstützung für einen Sturz des irakischen Diktators begründet die 
„Post“ dabei stets mit den von Hussein ausgehenden Gefahren – hier ist es zu-
nächst die angedeutete Beherbergung von Terroristen, später sind es dann die ver-
meintlichen biologischen und chemischen Waffen des Irak.237 Dabei hat sich an der 
grundsätzlichen Bedrohungslage auch in den Augen der „Post“ nichts Wesentliches 
verändert. Vor dem Hintergrund des 11. September erscheine diese allerdings in 
einem neuen Licht: „The world has been changed by Sept. 11. Problems that for 
decades have been ignored or regarded as secondary […] now must be at the heart 
of any serious long-term effort to combat terrorism.“238 Nach dem Zusammen-
bruch der Taliban-Herrschaft kommt noch ein neues Motiv hinzu – das der Befrei-
ung der irakischen Zivilbevölkerung aus den Fängen eines totalitären Regimes. So 
fragt die „Post“ nicht von ungefähr mit Verweis auf die in Afghanistan vorherr-
schende Freude über das Ende der Taliban: „It’s at least fair to wonder whether 
many Iraqis would not similarly welcome liberation.“239 
Erst zum Jahresende 2001 äußert die „Post“ erstmals auch Bedenken gegen-
über einem „überstürzten“ Militäreinsatz am Golf – dessen Auswirkungen in der 
arabischen Welt könnten sich im Anti-Terror-Kampf als hinderlich erweisen: „To 
launch a precipitous military campaign against Iraq would risk alienating, at least for 
a time, Arab governments – before their potential cooperation in shutting down 
terrorist networks had been fully exploited.“240 An ihrer grundsätzlichen Befürwor- 
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tung eines amerikanischen Militärschlags gegen Hussein ändert diese Einschätzung 
freilich nichts. Mittelfristig hält die „Post“ einen solchen nach wie vor für „not-
wendig und unausweichlich“.241 
6.1.2.4. Chicago Tribune 
Von Anfang an steht für die „Tribune“ außer Frage, dass es sich bei den Anschlä-
gen vom 11. September um einen „kriegerischen Akt“ gehandelt habe, den ersten 
„seit 60 Jahren“.242 Den Vergleich zu Pearl Harbor, hier nur indirekt vorgenommen 
durch den veranschlagten Zeitraum,243 wird sie auch später noch aufgreifen, wenn 
es darum geht, die gewaltige Dimension der Anschläge zu verdeutlichen. Ausge-
hend von einer stark erhöhten Opferzahl von über 6000 Toten244 charakterisiert die 
„Tribune“ die Attentate wie folgt: „The body count from the attack of Sept. 11. 
exceeds the number of U.S. servicemen killed in the two iconic tragedies of World 
War II – the bombing of Pearl Harbor and the D-Day invasion of Normandy – 
combined. This was the most vicious onslaught by foreigners on U.S. soil since the 
War of 1812, when […] British soldiers burned the White House.“245 
Als einzige der vier untersuchten amerikanischen Tageszeitungen findet sich 
bei der „Tribune“ darüber hinaus auch jene Interpretation, wonach die Anschläge 
nicht nur den Vereinigten Staaten selbst, sondern den westlichen Demokratien ins-
gesamt gegolten hätten.246 Dazu passt, dass die „Tribune“ auch ansonsten die euro-
päischen Reaktionen auf die Terroranschläge aufmerksam, wenngleich mit unver-
hohlener Skepsis begleitet. Zwar registriert sie wohlwollend die europäischen 
Solidaritätsbekundungen, einschließlich der Ankündigung der NATO, den Bünd-
nisfall zu prüfen, doch zweifelt sie offen an der Bereitschaft der internationalen 
Gemeinschaft, derlei Worten auch entsprechende Taten folgen zu lassen: „Does 
the world have the stomach for the engagement that would be necessary to rip 
apart terrorist networks? To date, it has not.“247 Dabei dient ihr ausgerechnet das 
durchlässige Sanktionsregime gegen den Irak als Beispiel für den vermuteten man-
gelhaften Durchsetzungswillen der Verbündeten im Kampf gegen den Terror. 
Ein paar Tage später wird die „Tribune“ in ihrer Kritik an den europäischen 
Verbündeten noch deutlicher. Nur wenige kritische Stimmen vom alten Kontinent 
reichen ihr – im Falle Deutschlands etwa ignoriert sie die „uneingeschränkte Solida-
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rität“ Bundeskanzler Schröders komplett und zitiert stattdessen Bundesverteidi-
gungsminister Rudolf Scharping mit dessen Forderung, eine „angemessene Ant-
wort“ auf die Anschläge zu finden248 –, um die Verlässlichkeit der Verbündeten in 
Frage zu stellen: „It is startling […] that the U.S. does not know whether it can 
count on its European allies. But we are about to find out.“249 Die Kritik fällt mut-
maßlich auch deshalb so heftig aus, weil die „Tribune“ Europa unmissverständlich 
in der „Pflicht“ sieht, Amerika „in einer seiner dunkelsten Stunden“ beizustehen – 
nach allem, was die Vereinigten Staaten für Europa im 20. Jahrhundert riskiert hät-
ten.250 
Was die Erwartung der „Tribune“ speziell an die amerikanische Reaktion auf 
die Terroranschläge betrifft, so bleibt diese zunächst relativ vage. Nur in einem 
Punkt lässt sie keinerlei Zweifel aufkommen – so wie bisher könne es auf keinen 
Fall weitergehen.251 Exemplarisch erwähnt sie etwa die ausgebliebene amerikani-
sche Antwort auf die Bombenanschläge auf den US-Stützpunkt in Beirut 1983 be-
ziehungsweise auf die Khobar Towers in Saudi-Arabien 1996. In der Aufzählung 
mit inbegriffen ist ebenfalls der Fall des gescheiterten ersten Anschlags auf das 
World Trade Center von 1993, als die Reaktion der USA darin bestand, den Draht-
zieher des Attentats, den Ägypter Omar Abdel-Rahman, zu lebenslanger Haft zu 
verurteilen. Eine Politik, die, so der Vorwurf der „Tribune“, den Terrorismus eher 
noch befördert habe: „Those sentences did not serve as a deterrent to terrorism. 
Indeed, they may have served as a provocation.“252 Während die „Tribune“ also 
hier ganz klar für Abschreckung plädiert, bleibt unklar, wie diese genau aussehen 
soll. „Rache“ lehnt sie ausdrücklich ab, eine „angemessene Bestrafung“ sollte es 
indes schon sein: „We prize justice above vengeance. But justice demands punish-
ment commensurate to the crime.“253 Während diese Forderung militärische Mittel 
keineswegs auszuschließen scheint, sieht sich die „Tribune“ gleichwohl dazu veran-
lasst, vor „unüberlegter Vergeltung“ zu warnen.254 
Erst nachdem Bush die Grundzüge seiner Politik im Kampf gegen den Terror 
am 20.09.2001 vor beiden Kammern des Kongresses skizziert hat, wird auch die 
„Tribune“ in ihren Ausführungen konkreter. Ausdrücklich verteidigt sie jetzt auch 
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militärische Mittel als eine Komponente im Kampf gegen den Terror. Dabei sieht 
sie einen möglichen Waffengang Amerikas ausschließlich im Kontext der Landes-
verteidigung; mit Rache oder Vergeltung habe dieser nichts zu tun.255 Zwei Tage 
später geht die „Tribune“ sogar noch einen Schritt weiter, indem sie einen Krieg als 
zunehmend unvermeidlich darstellt: „If the evidence continues to pile up – not just 
of terrorists’ guilt, but also of their ability to stage even darker encores from host 
nations – the U.S. has no choice but to act as it has whenever the survival of its 
people has been imperiled.“256 
Mit wachsender Distanz zum 11. September, während gleichzeitig die Hintergründe 
der Attentate mehr und mehr publik wurden, hatte die „Tribune“ zunehmend die 
Unausweichlichkeit eines Waffengangs der USA im Kampf gegen den Terror her-
vorgehoben. Zumal die von ihr skizzierte Alternative, abzuwarten, bis die Terroris-
ten erneut zuschlügen, dann womöglich sogar mit Massenvernichtungswaffen, erst 
Recht keine Option sei.257 Ein von den USA geführter Krieg gegen den Terror hät-
te demzufolge allein defensiven Charakter – und ganz in diesem Sinn versteht die 
„Tribune“ auch den Beginn der Luftangriffe auf Afghanistan. 
„This nation is acting not in vengeance, but in its own protection“, verteidigt 
sie demensprechend auch am Tag danach das amerikanische Vorgehen am Hindu-
kusch.258 Wobei die USA nicht nur sich selbst, sondern auch andere vom Terror 
bedrohte Nationen verteidigen würden – eine Feststellung, die sich wiederum im 
Einklang mit der Interpretation befindet, dass die Anschläge der westlichen Welt 
insgesamt gegolten hätten. Hinzu kommt noch, dass die „Tribune“ hier wie auch 
schon im Vorfeld von Operation „Enduring Freedom“ die zu bekämpfenden Ziele 
strikt eingrenzt: „This is not an American war with Afghanistan, or with Islam. It’s 
a specific fight with bin Laden, his Al Qaeda terrorist network and the extremist 
Taliban regime that abetted them while abusing its own populace.“259 Eben weil es 
die Taliban sind, die den Terroristen um Osama bin Laden unverändert Unter-
schlupf bieten, sei der Krieg in Afghanistan nicht zu vermeiden gewesen: „There 
was no gentler option.“260 
Ungeachtet der Tatsache, dass die „Tribune“ stets den defensiven Charakter 
des Kriegs am Hindukusch hervorgehoben hat, macht sie zugleich auch mehrfach 
auf das Schicksal der afghanischen Zivilbevölkerung aufmerksam, welche seit Jah-
                                                          
255 „It will not be an act of vengeance, it won’t be an act of retribution. It will be a defense of this nation, which 
has been attacked and has suffered more than 6,000 casualties.“ A call to arms. In: Chicago Tribune vom 
21.09.2001. 
256 Why Americans go to war. In: Chicago Tribune vom 23.09.2001. 
257 Vgl. ebd. 
258 In defense of America. In: Chicago Tribune vom 08.10.2001. 
259 Plotting airlifts and air strikes. In: Chicago Tribune vom 05.10.2001. 
260 In defense of America. In: Chicago Tribune vom 08.10.2001. 
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ren unter den Taliban zu leiden hatte.261 Dementsprechend begrüßt sie den Fall der 
afghanischen Hauptstadt Kabul Mitte November nicht nur als „wichtigen Schritt“ 
im US-geführten Kampf gegen den Terror, sondern wertet diesen auch als „Befrei-
ung“ Afghanistans aus den Fängen eines repressiven Systems.262 
Zugleich erneuert die „Tribune“ ihre Forderung nach einer UN-
Friedenstruppe für Afghanistan, um das Land zu stabilisieren. Derartiges hatte sie 
zwar auch schon einmal unmittelbar nach Beginn der Luftangriffe geäußert,263 
gleichwohl im weiteren Verlauf des Krieges nicht wieder aufgegriffen. Jetzt aller-
dings, im sich abzeichnenden Machtvakuum nach dem Zusammenbruch des Tali-
ban-Regimes, werden ihre Rufe drängender.264 Unklar ist dabei, welche Rolle die 
US-Truppen in den Überlegungen der „Tribune“ spielen. Während sie einerseits 
bei der Zusammensetzung der multinationalen Friedenstruppe vor allem an Solda-
ten aus muslimischen Ländern denkt,265 lässt sie andererseits keinen Zweifel daran, 
dass sich die USA mitnichten nur auf die Jagd von Terroristen beschränken sollten: 
„The primary U.S. mission – the hunt for Osama bin Laden and his Al Qaeda ter-
rorist network – […] won’t be effective if a Balkanization of Afghanistan follows 
the war.“266 
Und so blickt die „Tribune“ trotz einer am Ende doch noch erfolgten Eini-
gung der Delegierten auf der Bonner Afghanistan-Konferenz zum Jahresende eher 
mit Skepsis auf den Hindukusch: „While winning the war, America should be care-
ful not to lose the peace.“267 
Während die „Tribune“ militärische Mittel im Kampf gegen den Terror niemals 
ausgeschlossen hatte, hatte sie zugleich vor unüberlegten Vergeltungsschlägen ge-
warnt. Keine zwei Wochen nach den Anschlägen ist es ausdrücklich der Irak, den 
sie als Beispiel für ihre Warnungen anführt: „It will do the U.S. no good to rush 
into missile strikes against the wrong enemy or lash out, say, at Iraq.“268 Hier wie 
auch im Folgenden269 ist es vor allem die Sorge um den Zusammenhalt der interna-
tionalen Koalition gegen den Terror, welche die „Tribune“ von einer baldigen In-
tervention im Irak abraten lässt. Was nicht zuletzt damit zusammenhängt, dass 
nach vorherrschender Beweislage eine Verbindung des irakischen Diktators zu den 
                                                          
261 Vgl. u.a. Plotting airlifts and air strikes. In: Chicago Tribune vom 05.10.2001; In defense of America. In: Chica-
go Tribune vom 08.10.2001. 
262 Liberation and revenge. In: Chicago Tribune vom 14.11.2001. 
263 Building a nation in Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 11.10.2001. 
264 Vgl. u.a. Liberation and revenge. In: Chicago Tribune vom 14.11.2001; Afghanistan’s feuding warlords. In: 
Chicago Tribune vom 17.11.2001; Forcing peace on the Afghans. In: Chicago Tribune vom 28.11.2001. 
265 Vgl. Liberation and revenge. In: Chicago Tribune vom 14.11.2001. 
266 Afghanistan’s feuding warlords. In: Chicago Tribune vom 17.11.2001. 
267 A government for all Afghans. In: Chicago Tribune vom 08.12.2001. 
268 A call to arms. In: Chicago Tribune vom 21.09.2001. 
269 Vgl. u.a. America holding its fire on Iraq. In: Chicago Tribune vom 22.10.2001; Don’t take the war to Baghdad. 
In: Chicago Tribune vom 20.11.2001; Squeezing Saddam. In: Chicago Tribune vom 29.11.2001. 
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Anschlägen vom 11. September – und im Gegensatz etwa zu den Taliban, die 
Osama bin Laden und dessen Terrornetzwerk aktiv unterstützen – eher unwahr-
scheinlich erscheint: „The evidence […] remains thin at best. Without a solid case, 
Washington would find itself with few allies in the effort.“270 Schließlich wird von 
der „Tribune“ noch ein weiteres Argument gegen einen Sturz Saddam Husseins 
hervorgebracht, nämlich dass die Politik der Eindämmung bisher funktioniert habe: 
„While the Iraqi dictator unquestionably has developed chemical and biological ar-
maments […] he conspicuously declined to use them […]. Why? Because he knew 
he would be inviting overwhelming retaliation that would mean the end of him and 
his regime.“271 
All dies bedeutet freilich nicht, dass die „Tribune“ einer Entmachtung des ira-
kischen Diktators grundsätzlich ablehnend gegenübersteht – ihre Haltung bezieht 
sich vor allem auf den gegenwärtigen Zeitpunkt: „The time may come to take Sad-
dam Hussein, but the time isn’t now.“272 So hält sich die „Tribune“ für die Zukunft 
auch alle Optionen offen. Sollte sie in Bezug auf Hussein einmal zu einer anderen 
Gefahreneinschätzung kommen als bisher, wäre auch eine ganz andere Prioritäten-
setzung möglich: „History is not static, and neither is Saddam. […] There are prio-
rities other than pleasing allies, even war allies, at every turn. One of those priorities 
is keeping a dangerous Saddam Hussein in check.“273 
6.1.2.5. Zusammenfassung der ersten Phase 
Ebenso wie ihre deutschen Pendants sind sich auch die vier untersuchten amerika-
nischen Tageszeitungen bei der Bewertung des Geschehens in dieser ersten Phase 
weitgehend einig. Mag es im Detail auch kleinere Abweichungen voneinander ge-
ben, die grundsätzliche Ausrichtung ist auf allen drei Analysefeldern die gleiche. 
So wählen drei von vier Redaktionen den Vergleich zu Pearl Harbor, um das 
Ausmaß der Anschläge vom 11. September zu verdeutlichen, während die vierte, die 
der „NY Times“, gleich eine völlige Neuausrichtung der amerikanischen Sicher-
heitspolitik einfordert. Darüber hinaus bewerten alle vier die Attentate als „Kriegs-
erklärung“ beziehungsweise „kriegerische Akte“ gegen Amerika, wobei nur die 
„Tribune“ explizit betont, dass der Massenmord von New York und Washington 
den westlichen Demokratien insgesamt gegolten habe. Was freilich nicht bedeutet, 
dass die „Tribune“ diese Interpretation der Anschläge exklusiv vertritt – fordern 
doch alle vier Amerika dazu auf, im Verbund mit anderen Nationen zu agieren oder 
betonen zumindest die Bedeutung einer möglichst breiten Koalition gegen Terror. 
Warum aber sollte die Staatengemeinschaft tunlichst geschlossen reagieren, wenn 
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sie der Terror nicht beträfe? Die explizite Feststellung der „Tribune“ ist also we-
nigstens implizit als Überlegung auch bei allen anderen vorhanden. Lediglich ihre 
ausgewiesene Kritik an der zunächst als unzureichend empfundenen Unterstützung 
der europäischen Verbündeten behält die „Tribune“ exklusiv für sich – wobei ent-
sprechende Kommentare spätestens mit Beginn der Operation „Enduring Free-
dom“ verstummen, nachdem sich gezeigt hat, dass auch die Europäer das amerika-
nische Vorgehen am Hindukusch unterstützen. 
Einigkeit besteht auch bei der Einschätzung, dass militärische Maßnahmen ei-
ne angemessene Antwort auf die Bedrohung durch den Terrorismus darstellen, 
wobei lediglich der Kontext variiert. Während „NY Times“ und „LA Times“ diese 
nur als Teil einer möglichst breit angelegten Anti-Terror-Strategie sehen und auch 
andere Maßnahmen polizeilicher beziehungsweise geheimdienstlicher Natur im 
Blick haben, ist es vor allem die „Post“, die eine militärische Reaktion über alles 
andere stellt und zeitweilig gar zu internationalen Straffeldzügen gegen die Urheber 
und Unterstützer des Terrors aufruft. Allen gemein ist wiederum die Ablehnung 
unüberlegter Vergeltungsschläge, wobei hier mutmaßlich vor allem die Erfahrun-
gen der 1990er Jahre unter der Clinton-Administration eine entscheidende Rolle 
spielen. Immerhin drei von vier Redaktionen sehen schließlich die bisherige Anti-
Terror-Politik der Vereinigten Staaten als gescheitert an, welche die Anschläge vom 
11. September mutmaßlich noch befördert habe. Entsprechend selten steht die Po-
litik der Bush-Administration in der Kritik. Mögen die Warnungen vor unüberleg-
ter Vergeltung noch als Kritik durchgehen, so verschwindet diese schon nach kur-
zer Zeit, nachdem sich abzeichnet, dass die Regierung Bush einen anderen Weg 
einzuschlagen gedenkt. Vor allem der Aufbau einer möglichst breiten Koalition 
gegen den Terror wird generell gewürdigt. 
Weitgehende Übereinstimmung herrscht auch beim Thema Afghanistan vor. 
Alle vier unterstützen die Luftangriffe auf Afghanistan, drei der vier betonen den 
defensiven Charakter der Militäroperation, und alle zusammen begründen ihre Po-
sition mit der Unterstützung, welche das Taliban-Regime den Terroristen um Osa-
ma bin Laden zukommen lässt. Ebenfalls bei allen findet sich der Passus, dass die 
Angriffe mitnichten das afghanische Volk, sondern lediglich das dortige Regime 
und die islamischen Terroristen zum Ziel hätten. Auffällig, wie wenig dann der Zu-
sammenbruch des Taliban-Regimes in der Mehrzahl gewürdigt wird – lediglich die 
„Tribune“ begrüßt ausführlich die „Befreiung“ des afghanischen Volkes. Diese all-
gemeine Zurückhaltung dürfte sich vor allem damit erklären lassen, dass keine der 
vier Redaktionen Illusionen darüber hegt, dass mit dem Sturz der Taliban das west-
liche Engagement in Afghanistan vorbei oder gar der Kampf gegen den Terror ge-
wonnen sein könnte. Zumal sich auch Osama bin Laden noch immer auf freiem 
Fuß befindet. Stattdessen hatten alle vier schon frühzeitig, oftmals noch in der ers-
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ten Kriegswoche, auf die Notwendigkeit einer Nachkriegsordnung sowie einer in-
ternationalen Friedenstruppe für Afghanistan aufmerksam gemacht. Forderungen, 
die nach dem Zusammenbruch der Taliban-Herrschaft lauter werden und sich zu-
nehmend auf Amerika konzentrieren. Herrscht doch allenthalben die Befürchtung 
vor, dass sich Washington zu sehr auf die Jagd nach Terroristen konzentriere und 
darüber die Stabilisierung Afghanistans vernachlässige. Vor dem Hintergrund dieser 
doch recht pessimistischen Grundstimmung zum Jahreswechsel kommt die völlige 
Nichtbeachtung, die UN-Resolution 1386 widerfährt, dann doch überraschend. 
Keine der vier Redaktionen sieht sich jedoch dazu veranlasst, die darin enthaltenen 
Bestimmungen zu Interimsregierung und UN-Schutztruppe zu thematisieren. 
Mit Ausnahme der „Post“ fällt auch die Einschätzung der Causa Irak einheit-
lich aus. Nur sie befürwortet von Anfang an einen Sturz des irakischen Diktators; 
hält diesen gar für einen Sieg im Kampf gegen den Terror für „unerlässlich“. Erst 
zum Jahresende schwenkt auch die „Post“ auf die Linie der übrigen drei ein – die 
da lautet: Ablehnung eines militärisch herbeizuführenden Regimewechsels im Irak 
unter Verweis auf den mutmaßlichen Zusammenbruch der Anti-Terror-Koalition. 
Alle vier geben jedoch mehr oder weniger deutlich zu verstehen, dass diese Ableh-
nung eine Momentaufnahme darstellt – gegen eine mittel- bis langfristig orientierte 
Politik, die einen Sturz Husseins bezweckt, hat niemand etwas einzuwenden. 
6.1.3. Deutsche und amerikanische Tageszeitungen während der ersten 
Phase im Vergleich 
Noch ist man sich beiderseits des Atlantiks größtenteils einig, jedenfalls was die 
untersuchten Tageszeitungen in dieser ersten Phase betrifft. Vor allem auf den ers-
ten beiden Analysefeldern herrscht nahezu vollständige Einigkeit vor, Abweichun-
gen sind die Ausnahme und allenfalls die Meinung einer Minderheit, während sich 
erste zaghafte Differenzen bereits auf dem dritten Analysegebiet abzeichnen. Frei-
lich noch nicht ansatzweise in dem Ausmaß, welches künftige Phasen charakterisie-
ren wird. 
Auf den 11. September bezogen, bedeutet dies: Groß ist der Schock und das 
Entsetzen auf beiden Seiten ob der ungeheuren Dimension der Anschläge; um die 
gewaltigen Ausmaße zu veranschaulichen, behilft man sich allenthalben mit histori-
schen Vergleichen, wobei regelmäßig das Stichwort Pearl Harbor fällt. Allen Ver-
gleichen ist gemein, dass es sich um kriegerische Akte handelt, und als einen sol-
chen begreifen die Redaktionen auch unisono das Geschehene. Eine Kriegserklä-
rung seien die Anschläge gewesen, heißt es hüben wie drüben, wobei die deutsche 
Seite stets betont, dass es der gesamte Westen gewesen sei, der in New York und 
Washington getroffen wurde, während diese Interpretation auf amerikanischer Sei-
te nur von der „Tribune“ explizit vertreten wird. Ein Unterschied, dem wohl keine 
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wirkliche Differenz zugrunde liegt, sondern einer, der sich vielmehr aus der unter-
schiedlichen Perspektive auf die Terroranschläge speist – die Attentate fanden 
schließlich auf amerikanischem Boden statt –, zumal beide Seiten betonen, wie 
wichtig eine gemeinsame Reaktion auf den Terror sei. Einig ist man sich auch da-
hingehend, dass eine solche Antwort eine militärische Komponente umfassen dür-
fe, wenn nicht sogar müsse. Zwar werden derlei Mittel auf amerikanischer Seite mit 
einer größeren Selbstverständlichkeit angesprochen – umfangreiche Begründungen 
wie bei der SZ beziehungsweise enge Eingrenzungen wie bei der FR gibt es nicht –, 
doch plädiert man auch hier für einen überlegten Einsatz militärischer Gewalt. 
Stärker noch als die deutsche Seite scheinen die amerikanischen Redaktionen be-
sorgt zu sein, dass die Bush-Administration unüberlegte Vergeltung üben könnte, 
was auch daran liegen mag, dass diese mit der zurückliegenden US-Anti-Terror-
Politik der 1990er Jahre noch vertrauter sind. Unterm Strich aber wird die amerika-
nische Reaktion auf die Anschläge beiderseitig begrüßt, wobei es vor allem die 
Kombination aus multilateralem Vorgehen, breit angelegter Anti-Terror-Strategie 
und der Verzicht auf rasche Vergeltungsmaßnahmen ist, der ankommt. 
Ein ganz ähnliches Bild ergibt sich auch in Bezug auf Afghanistan. Weder dies-
seits noch jenseits des Atlantiks ist die Operation „Enduring Freedom“ ernsthaft 
umstritten – einzige Ausnahme bildet auf deutscher Seite die FR –, und spätestens 
mit Beginn der Luftangriffe ist jede Kritik verstummt. Zu offensichtlich ist die Un-
terstützung der al-Qaida durch die Taliban, zu gering die Aussicht auf eine Beendi-
gung der Zusammenarbeit beider, womit sowohl auf amerikanischer als auch auf 
deutscher Seite der Krieg hauptsächlich begründet wird. Auch vergisst keine Seite 
zu erwähnen, dass sich die Angriffe mitnichten gegen die afghanische Zivilbevölke-
rung, sondern einzig und allein gegen die Terroristen und deren staatliche Unter-
stützer richteten. Die amerikanischen Redaktionen betonen zusätzlich noch den 
defensiven Charakter des Krieges, was auf deutscher Seite wohl vor allem auch 
deshalb unterbleibt, weil sich die Bundeswehr am Bombardement nicht beteiligt. 
Während der Sturz des Taliban-Regimes allenthalben begrüßt wird, ist man 
von Euphorie doch weit entfernt. Das gilt auch für die jeweiligen Ausreißer auf 
beiden Seiten, „Welt“ und „Tribune“, welche die „Befreiung“ der Afghanen ent-
sprechend würdigen. Denn allen ist klar, dass das westliche Engagement in Afgha-
nistan mit dem Sturz der Taliban noch lange nicht beendet ist. Weil dieses aber 
schon ins Stocken gerät, noch bevor es ernsthaft begonnen hat, sehen beide Seiten 
eher skeptisch auf die künftige Entwicklung Afghanistans. Dabei gibt man sich 
durchaus selbstkritisch: Während auf deutscher Seite vor allem die Bestimmungen 
von UN-Resolution 1386 beziehungsweise der Umfang der ISAF-Schutztruppe in 
der Kritik stehen, ist es auf amerikanischer Seite insbesondere die einseitige Kon- 
  
156 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
zentration der Bush-Administration auf die Terroristenjagd. Dass nach dem Krieg 
in Afghanistan der Frieden durchaus noch verloren werden könnte, scheint allen 
eine realistische Option zu sein. 
Erste Differenzen zeigen sich hingegen bereits hinsichtlich des Irak. Wohl 
überwiegt auf beiden Seiten die Ablehnung eines militärisch erzwungenen Sturzes 
Husseins – lediglich die „Post“ hält einen solchen schon jetzt für „unerlässlich“ –, 
und auch die genannten Gründe gleichen einander. Fürchtet man doch beiderseits 
des Atlantiks eine Spaltung der Anti-Terror-Koalition, jene weltumspannende Alli-
anz, die sich bis dato als äußerst hilfreich im Kampf gegen den Terror erwiesen hat. 
Doch ist der Grad der Ablehnung unterschiedlicher Natur. Während auf deutscher 
Seite allenfalls SZ und „Welt“ gewisse Sympathien für einen Sturz des irakischen 
Diktators äußern, entspricht die ablehnende Haltung der amerikanischen Redaktio-
nen nur einer Momentaufnahme. Alle vier machen deutlich, dass sie einem Re-
gimewechsel nur zum gegenwärtigen Zeitpunkt beziehungsweise in unmittelbarer 
Zukunft ablehnend gegenüberstehen, langfristig einen solchen aber durchaus be-
grüßen würden. 
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6.2. Phase 2: Von der „Achse des Bösen“ bis zum Beginn des Irak-Kriegs 
6.2.1. Analyse deutscher Tageszeitungen 
6.2.1.1. Süddeutsche Zeitung 
Mit Beginn der zweiten Untersuchungsphase ist zunächst ein allgemeines Abklin-
gen des Interesses an Afghanistan unverkennbar. Über die gesamten 15 Monate 
hinweg widmet die SZ dem Themenbereich gerade einmal halb so viele Kommen-
tare wie während der nur dreieinhalb Monate andauernden ersten Phase. Die Ursa-
che hierfür dürfte freilich weniger in der Entwicklung des Landes selbst liegen als 
vielmehr darin, dass die großen politischen Meinungsverschiedenheiten der Jahre 
2002/03 mit Amerika auf anderen Gebieten stattfinden – Stichwort Irak. 
Dabei ist das grundsätzlich eher pessimistische Bild, welches die SZ von der 
Lage in Afghanistan zeichnet, noch immer dasselbe. Nach wie vor fürchtet sie, dass 
der Westen in Afghanistan „wieder verspiel[e], was durch den Militäreinsatz [gerade 
erst] gewonnen wurde“.274 Mitte April sieht sie die „Chancen auf ein glückliches 
Ende“ am Hindukusch bei nicht mehr als „fünfzig zu fünfzig“ liegen275 – und diese 
Quote dürfte angesichts der weiteren Entwicklung in Afghanistan eher noch zu 
hoch gegriffen sein. Jedenfalls, wenn man sie mit der Bilanz vergleicht, die Tomas 
Avenarius ein Jahr nach dem Sturz der Taliban zieht: „Fakt ist: Die Sicherheitslage 
ist desolat, die Zentralregierung aufgespalten in sich bekämpfende ethnische Frak-
tionen. Der Wiederaufbau kommt nicht in Gang. Allein die Drogenproduktion 
boomt.“276 
Verantwortlich für diese verheerende Lage macht die SZ vor allem das man-
gelhafte Engagement der internationalen Staatengemeinschaft. Dies betrifft sowohl 
die auf der Tokioter Geberkonferenz im Januar ausgehandelten Summen für den 
Wiederaufbau, die der SZ viel zu niedrig ausfallen,277 als auch die Zahl der nach 
Afghanistan entsandten Soldaten.278 Vor allem letztere ist der SZ ein beständiger 
Kritikpunkt – kaum ein Kommentar, der zu Afghanistan erscheint, der nicht für die 
Vergrößerung beziehungsweise Ausweitung der ISAF-Schutztruppe auf das ganz 
Land plädierte.279 Denn nur so, glaubt die SZ, ließe sich der „Frieden in allen Lan-
desteilen garantieren“.280 Allein, nach einem Jahr des vergeblichen Forderns scheint  
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in der Redaktion so etwas wie Resignation eingekehrt zu sein: „Ein Teil […] [der] 
Probleme wäre durch ein landesweites Engagement der internationalen Schutz-
truppe Isaf zu lösen. Das aber wird nicht passieren.“281 
Überdies bleibt die Kritik der SZ in einem Punkt auffallend ambivalent, nennt 
sie doch zumeist keine Namen, von welchen Regierungen sie im Zweifelsfall mehr 
Soldaten und mehr Geld erwartet. Einzige Ausnahme von der Regel bilden die 
USA. Wiederholt wird der Bush-Administration attestiert, deren Soldaten in erster 
Linie unter OEF-Mandat in Afghanistan operieren, sich zu sehr auf die „Men-
schenjagd“282 nach Terroristen zu konzentrieren, während sie gleichzeitig ihrer Ver-
antwortung für den Wiederaufbau des Landes nicht nachkomme.283 Exemplarisch 
die Klage von Tomas Avenarius: „Bisher gibt sich Washington mit der Hatz auf 
versprengte Al-Qaida- und Taliban-Kämpfer zufrieden, statt entschlossen den 
Aufbau staatlicher Strukturen in einem strukturlosen Staat voranzutreiben und ab-
zusichern. Diese Aufgabe können die Europäer und die internationalen Helfer al-
leine nicht bewältigen.“284 
Keine größere Aufmerksamkeit hatte die SZ im zurückliegenden Jahr etwaigen 
amerikanischen Kriegsplänen gegen den Irak gewidmet. Und wiewohl sie sogar ge-
wisse Sympathien für eine Entmachtung des irakischen Diktators hatte erkennen 
lassen, hatte sie zugleich ein ebensolches Vorgehen unter Verweis auf die damit 
verbundenen Risiken – wie etwa den Zerfall der Anti-Terror-Koalition – strikt ab-
gelehnt. 
An dieser grundsätzlichen Konstellation ändert sich auch im neuen Jahr zu-
nächst nur wenig. Zwar rückt das Thema im Gefolge von Bushs prägnanter Wort-
schöpfung einer sogenannten „Achse des Bösen“, deren Glieder er im Irak, Iran 
und Nordkorea verortet haben will,285 Anfang Februar vorübergehend etwas stär-
ker in den Fokus. Neuerlich beschreibt die SZ einen Sturz Saddam Husseins als 
zwar durchaus wünschenswert,286 nach eingehender Kosten-Nutzen-Analyse je-
doch als wenig praktikabel. Weder gebe es hierfür ausreichend Unterstützung unter 
den Mitgliedern der Anti-Terror-Allianz, noch sei eine „tragfähige Nachfolgerege- 
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lung“ für die Zeit danach erkennbar. Ansonsten aber hält sich die SZ mit Kom-
mentaren zum Irak auffallend zurück und wenn, dann stellt sie die Drohgebärden 
der Bush-Administration gegen den Irak gleich mehrfach als innenpolitisch moti-
viert dar.287 
Erst Anfang August schnellt die Zahl der Kommentare schlagartig in die 
Höhe, was wohl nicht von ungefähr mit dem Beginn der heißen Phase des Bundes-
tagswahlkampfes 2002 zusammenfällt. Etwa zur gleichen Zeit hatte Bundeskanzler 
Schröder seine Ablehnung eines möglichen Irak-Kriegs erstmals in den Mittelpunkt 
der SPD-Wahlkampagne gestellt und dem Thema damit die entsprechende mediale 
Aufmerksamkeit beschert.288 Seither zeichnet sich ein dreistufiges Argumentati-
onsmuster seitens der SZ ab: 
1. Zunächst negiert sie keineswegs die verbrecherische Dimension des Baath-
Regimes beziehungsweise die von Hussein ausgehende Bedrohung,289 auch 
bekundet sie in diesem Zusammenhang eindeutige Sympathien für einen Re-
gimewechsel an Euphrat und Tigris.290 In jedem Fall sei die Gefahr zu groß, 
als dass die Weltgemeinschaft das Problem Irak länger ignorieren könne. 
2. Und dennoch hält sie einen Waffengang zwecks Regimewechsel für falsch, 
dessen Risiken seien nämlich noch einmal um ein Vielfaches größer. Dabei 
zweifelt sie nicht an der militärischen Machbarkeit eines solchen Unterfan-
gens, es sind vor allem die Risiken „jenseits des Militärischen“, welche die SZ 
zurückschrecken lassen.291 Ausführlich geht sie etwa auf die Gefahr eines Flä-
chenbrandes im Nahen und Mittleres Osten ein. 
3. All dies sorgt dann dafür, dass die SZ unterm Strich zwar mehr internationa-
len Druck gegen Hussein einfordert, bis hin zu gezielten Schlägen aus der 
Luft,292 dabei jedoch gleichzeitig für die Eindämmung des irakischen Dikta-
tors plädiert, nicht für dessen Ausschaltung: „Saddam ist so gefährlich wie 
ehedem – mehr aber auch nicht. Er lässt sich am besten durch Druck und  
  
                                                          
287 Vgl. u.a. Wolfgang Koydl, Der Krieg als Vater aller Dinge. In: SZ vom 31.01.2002; ders., Bushs nützlicher 
Feind in Bagdad. In: SZ vom 18.06.2002; ders.: Bereit fürs Abenteuer Bagdad. In: SZ vom 19.07.2002. 
288 Vgl. Gerhard Schröder, Rede zum SPD-Wahlkampfauftakt in Hannover, 05.08.2002 (http://www.spd-
tawern.de/news/schroeder_rede_wahlkampfauftakt_hannover.pdf; 01.04.2014). 
289 „Der Mann ist skrupellos und brutal, er unterdrückt sein Volk, er strebt nach Massenvernichtungswaffen und 
ist bereit, sie einzusetzen.“ Peter Münch, Beben in Bagdad. In: SZ vom 17.08.2002. – „Es ist der Diktator aus 
Bagdad, der sich seit Jahren dem Völkerrecht verweigert, der die Weltgemeinschaft verhöhnt, ihre Sanktionen 
unterläuft […]. Es ist Saddam Hussein, der […], bestückt mit chemischen und wahrscheinlich biologischen 
Waffen, die er nachweislich besitzt […], zumindest mittelfristig wieder Ordnungsmacht auf der arabischen 
Halbinsel werden will.“ Stefan Kornelius, Gut gegen das schlechte Gewissen. In: SZ vom 04.09.2002 
290 „Ein Ende dieses Regimes wäre ein Segen.“ Peter Münch, Beben in Bagdad. In: SZ vom 17.08.2002. 
291 Ebd. 
292 „Möglich ist […] dauerhafter und starker Druck durch intelligente Sanktionen, durch Waffenkontrolle so rigide 
wie möglich und auch durch gezielte Luftschläge gegen Waffenfabriken.“ Ebd. 
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Kontrolle in Schach halten.“293 Ein probates Mittel hierfür sieht sie SZ in der 
Rückkehr der UN-Waffeninspekteure in den Irak. Darauf, so ihre Forderung, 
solle sich die internationale Staatengemeinschaft vorläufig konzentrieren. 
Entsprechend wohlwollend registriert die SZ Bushs Gang vor die Vereinten Natio-
nen Mitte September, als er den Sicherheitsrat in Sachen Irak dazu auffordert, um 
seiner eigenen Glaubwürdigkeit willen zu handeln oder in der Bedeutungslosigkeit 
zu verschwinden.294 Und dies nicht nur, weil sie Bushs Analyse zunächst teilt,295 
sondern auch, weil ein aktiv mit dem Irak befasster Sicherheitsrat noch am ehesten 
in der Lage scheint, das von der SZ bevorzugte Szenario einer weitgehend friedli-
chen Eindämmung Husseins umzusetzen. Oder wie es Stefan Ulrich ausdrückt – 
nur ein entschlossener Sicherheitsrat sei in der Lage, einen „Krieg [am Golf] noch 
[zu] verhindern“.296 Zu diesem Zweck unterstützt die SZ auch – übrigens im Ein-
klang mit dem amerikanischen Präsidenten, wenn auch aus mutmaßlich anderen 
Beweggründen – eine scharfe Sicherheitsratsresolution: „Der UN-Sicherheitsrat 
[…] muss den Irak, wie von den USA gefordert, dazu verdonnern, nicht neunzig-, 
sondern hundertprozentig zu kooperieren. Und er könnte drohen, sonst gewaltsam 
abzurüsten, etwa durch Bomben auf Waffenlager. Zugleich muss der Rat klarstel-
len: Das Ziel ist Abrüstung, nicht Regimesturz. Einer solchen Resolution könnte 
sich Washington kaum verweigern. Und auch für Saddam würde sie klare Verhält-
nisse schaffen.“297 
Das Ergebnis der Verhandlungen im Sicherheitsrat liegt rund sechs Wochen 
später in Gestalt von UN-Resolution 1441 vor.298 Zwar deutet die SZ die Ambiva-
lenz des Resolutionstextes kurz an, wenn sie diesen als „offen für amerikanische 
Auslegungen“ umschreibt,299 doch insgesamt sieht sie ihn durchaus positiv, sei 
doch durch die Einigung im Sicherheitsrat die Kriegsgefahr vorerst gesunken.300 
Dies gilt umso mehr, nachdem Saddam Hussein den Forderungen der Vereinten 
Nationen zugestimmt und eine Wiederaufnahme der UN-Waffeninspektionen zu-
gesagt hat. Den Erfolg könne Bush durchaus für sich verbuchen, attestiert ihm die 
SZ, allerdings solle er damit auch „vorläufig zufrieden sein“.301 
                                                          
293 Stefan Kornelius, Was zu beweisen wäre… In: SZ vom 11.09.2002. 
294 Vgl. George W. Bush, President’s Remarks at the United Nations General Assembly, 12.09.2002 (http:// 
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296 Stefan Ulrich, Verantwortliche Nationen. In: SZ vom 12.09.2002. 
297 Ders., Die Angst vor dem Inspektor. In: SZ vom 21.09.2002. 
298 Vgl. Resolution 1441 des UN-Sicherheitsrates, 08.11.2002. 
299 Peter Münch, Die Chance für den Diktator. In: SZ vom 09.11.2002. 
300 Vgl. ebd. 
301 Peter Münch, Eile im Irak. In: SZ vom 14.11.2002. 
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Diese Position lässt sich jedoch schon bald aufgrund der augenscheinlich 
mangelhaften Zusammenarbeit Husseins – den die SZ im Gefolge von Resolution 
1441 zwischenzeitlich als Hauptverantwortlichen für Krieg und Frieden am Golf 
identifiziert hatte302 – mit den UN-Waffeninspekteuren so nicht mehr aufrechter-
halten. Nachdem der irakische Diktator in einem 12 000 Seiten umfassenden Be-
richt zum Status seiner Waffenprogramme immer noch etliche Fragen offen gelas-
sen hat, gibt sich die SZ zwar einerseits überzeugt davon, dass der Irak gegen die 
von Resolution 1441 verlangte Offenlegungspflicht verstoßen habe. Gleichzeitig 
bestreitet sie jedoch, dass damit schon der Grund für einen Waffengang am Golf 
gegeben sei. Schließlich sei der im Resolutionstext gebrauchte Begriff eines 
„schwerwiegenden Bruchs“ („material breach“) nirgends klar definiert: „In diesem 
Punkt […] bleibt die UN-Resolution schwammig: Sie gibt keine klare Definition, 
wie schwer die Beweise wiegen müssen, um den Casus belli zu liefern.“303 Wenig 
später wird die SZ noch zusätzlich in Abrede stellen, dass Resolution 1441 über-
haupt so etwas wie einen Kriegsautomatismus beinhalte. Ohne eine zweite, den 
Krieg eindeutig legitimierende UN-Resolution sei ein amerikanischer Einmarsch in 
den Irak in jedem Fall völkerrechtswidrig: „Nur der [Sicherheitsr]at kann entschei-
den, wann eine Bedrohung des Weltfriedens nur noch mit Krieg abgewehrt werden 
kann. […] Die erste Irak-Resolution vom November enthält noch keine Kriegser-
mächtigung, auch wenn sie Washington […] so interpretiert ha[t].“304 
Mit der unzureichenden völkerrechtlichen Legitimation hatte die SZ bereits 
zuvor die von den USA vorgestellte neue Nationale Sicherheitsstrategie305 abge-
lehnt.306 Gerade weil sich die Vereinigten Staaten mit dem Konzept der präventiven 
Kriegsführung über das Völkerrecht stellten, sei die neue Strategie der Bush-
Administration so gefährlich: „Die US-Regierung als Richter und Polizist in einem, 
ungebremst durch das Völkerrecht […] – das macht die gefährliche Qualität des 
Strategie-Dokuments aus.“307 Vor diesem Hintergrund kommt der Irak-Krieg ei-
nem gefährlichen Präzedenzfall gleich: „Der Krieg unterhöhlt […] das internationa-
le Gewaltverbot, er stellt den Krieg ins Belieben des Stärkeren. […] Wenn den USA 
ein Präventivkrieg recht ist, wird er anderen Staaten billig sein.“308 
Doch sind es nicht allein die Auswirkungen auf das Völkerrecht, mittels derer 
die SZ hier als auch im Folgenden stets gegen die Sicherheitsstrategie und einen 
Krieg im Irak argumentiert. Während auch sie nicht in Abrede stellen will, dass 
                                                          
302 Vgl. u.a. ders., Zwischen Krieg und Frieden. In: SZ vom 15.11.2002; ders., Landung in Saddam-Land. In: SZ 
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307 Stefan Kornelius, Bushs Doktrin. In: SZ vom 19.10.2002. 
308 Heribert Prantl, Den Krieg aufhalten. In: SZ vom 14.02.2003. 
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Hussein mitnichten vollumfänglich mit den UN-Waffeninspekteuren kooperiere,309 
glaubt sie dennoch, dass eine Einhegung des Diktators nach wie vor möglich sei: 
„Solange die Rüstungsexperten im Irak arbeiten, wird Saddam seine Waffenpro-
gramme kaum vorantreiben können. […] Am Ende dürften Saddam dennoch eini-
ge Verstecke bleiben, doch mit diesem Restrisiko könnte die Welt besser leben als 
mit einem Krieg.“310 
Es ist diese Überzeugung wie auch die in regelmäßigen Abständen vorgetra-
gene Furcht vor den politischen Folgen in der Region,311 welche die SZ bis zum 
Kriegsausbruch am 20.03.2003 immer wieder für eine Ausweitung der UN-
Waffeninspektionen eintreten lassen.312 Exemplarisch die Forderung von Peter 
Münch, der auch in Kenntnis von US-Außenminister Colin Powells Präsentation 
vor dem UN-Sicherheitsrat313 von der Notwendigkeit eines Krieges im Irak noch 
immer nicht überzeugt ist: „Weitere, längere, intensivere Waffeninspektionen [sind 
nun] geboten. Dies zu fordern heißt nicht, in aller Naivität auf Saddams höhere 
Einsicht zu vertrauen oder vor seiner Verschlagenheit zu kapitulieren. Er wird sich 
nicht ändern, aber durch Inspektionen könnte sich etwas ändern, weil ihm dadurch 
auf längere Sicht der Raum zum Finassieren genommen wird.“314 Weil eine solche 
Strategie ohne militärische Drohkulisse der Amerikaner mutmaßlich nicht funktio-
nieren dürfte – ein Aspekt, den die SZ übrigens trotz ihrer Ablehnung eines Krie-
ges stets gewürdigt hatte315 –, ist sie selbst zu weit reichenden Zugeständnissen be-
reit. So könnte sie sich gar eine finanzielle Unterstützung des US-Aufmarsches am 
Golf seitens „reicher Nationen wie Deutschland“ für die Dauer der UN-
Inspektionen vorstellen.316 
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In: SZ vom 07.02.2003; ders., Der Unsicherheitsrat. In: SZ vom 15.02.2003; Stefan Ulrich, Mut zum Nein. In: 
SZ vom 26.02.2003. 
313 Vgl. Colin Powell, U.S. Secretary of State Addresses the U.N. Security Council (http://georgewbush-
whitehouse.archives.gov/news/releases/2003/02/20030205-1.html; 01.04.2014). 
314 Peter Münch, Wille und Widerwille. In: SZ vom 07.02.2003. 
315 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Bush unter Beweislast. In: SZ vom 21.12.2002; ders., Bush in Bedrängnis. In: SZ 
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tung. In: SZ vom 03.03.2003. 
316 Stefan Ulrich, Mut zum Nein. In: SZ vom 26.02.2003. 
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Doch wirkliche Realisierungschancen scheint die SZ ihrem Vorschlag selbst 
nicht so recht einzuräumen,317 zumal sie zuletzt gleich mehrfach318 die Überzeu-
gung geäußert hatte, dass die Bush-Administration längstens zu einem Krieg ent-
schlossen sei: „Im Fall Irak hat Bush keinen Raum für Zweifel gelassen: Der Preis 
des Nichtstuns erscheint ihm höher als der Preis des Handelns. Er wird Krieg füh-
ren und sich davon nicht abbringen lassen.“319 Auch glaubt sie längst nicht mehr, 
das es Bush um eine Stärkung der Autorität des UN-Sicherheitsrates gehe: „Die 
Wehrwilligen in Washington haben eine Situation geschaffen, in der die Vereinten 
Nationen nur verlieren können. Stimmen die UN einem Irak-Krieg zu, handeln sie 
gegen die eigene Überzeugung. Lehnen sie den Krieg ab, werden die Amerikaner 
trotzdem angreifen.“320 Und so obliegt es Stefan Kornelius am Vorabend des Krie-
ges noch einmal die wesentliche Argumente, die der Ablehnung der SZ zugrunde 
liegen, kurz zu rekapitulieren: „Die USA werden nun einen Krieg führen ohne die 
Unterstützung der internationalen Gemeinschaft, ohne eine hinreichende völker-
rechtliche Legitimation, ohne einen zwingenden Kriegsgrund. […] Der Krieg zur 
Entmachtung Saddam Husseins ist Amerika nicht aufgezwungen worden. Das gro-
ße Spiel um Sicherheit und Stabilität auf der Welt verlangt nach keiner Invasion auf 
der arabischen Halbinsel – es verbietet sie gerade zu.“321 All dies sei „zu wenig“, um 
Bush „in dieser vielleicht wichtigsten Entscheidung seines Lebens zu folgen“. 
Als Mitte Januar 2002 die ersten Terrorverdächtigen aus Afghanistan in die ameri-
kanische Militärbasis Guantanamo Bay auf Kuba überführt werden, rückt erstmals 
ein weiterer, besonders problematischer Aspekt des von der Bush-Administration 
deklarierten „Kriegs gegen den Terror“ in den Fokus der SZ – namentlich die von 
amerikanischer Seite im Zuge ihres Anti-Terror-Kampfes tolerierten Verletzungen 
etablierter Standards auf dem Gebiet der Menschenrechte. 
Dabei sind es vor allem zwei Aspekte des amerikanischen Umgangs mit den 
Gefangenen von Guantanamo, die von der SZ kritisiert werden. Zunächst ist da die 
Art der Unterbringung im Behelfsgefängnis Camp X-Ray, welche sie zwar in schar-
fen Worten, aber letztlich nur am Rande verurteilt.322 Hauptsächlich entzündet sich 
ihre Kritik an der rechtlichen Situation der Gefangenen, also an der Verweigerung 
des Kriegsgefangenen-Status und damit auch der des Schutzes durch die Genfer 
Konvention. Mehr als einmal betont Stefan Ulrich, dass er darin einen eindeutigen 
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In: SZ vom 13.01.2003; Peter Münch, Der Unsicherheitsrat. In: SZ vom 15.02.2003. 
319 Wolfgang Koydl, Der Krieg kommt. In: SZ vom 13.01.2003. 
320 Stefan Ulrich, Mut zum Nein. In: SZ vom 26.02.2003. 
321 Stefan Kornelius, Der gewollte Krieg. In: SZ vom 19.03.2003. 
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Verstoß gegen das Völkerrecht sieht.323 Zwar geht die SZ nicht so weit, den USA 
sinistere Motive – etwa die Möglichkeit, harsche Verhörmethoden einzusetzen – zu 
unterstellen, doch zeigt sie insgesamt nur wenig Verständnis für das amerikanische 
Vorgehen. Selbst wenn die USA ihre Gründe haben mögen – diese Strategie des 
Umgangs mit den Gefangenen sei „töricht“, geradezu kontraproduktiv im Kampf 
gegen den Terror.324 Als Beispiele führt die SZ etwa die zusätzliche Gefährdung 
amerikanischer Soldaten – so sie einmal selbst auf den Schutz der Genfer Konven-
tion angewiesen sein sollten – sowie die zu erwartende Empörung in der muslimi-
schen Welt an. 
Dass die SZ das Thema Guantanamo im weiteren Jahresverlauf nicht wieder 
aufgreift, dürfte dann vor allem der zunehmend im Mittelpunkt stehenden Irak-
Debatte geschuldet sein. 
Und auch die Beurteilung der deutschen Außenpolitik steht ganz im Zeichen des 
Irak – selbst dann, wenn es doch eigentlich primär um das deutsche Engagement in 
Afghanistan geht. So sieht die SZ in der Ende 2002 vom deutschen Bundestag be-
schlossenen Truppenaufstockung der Bundeswehr von knapp 1300 auf künftig 
2500 Mann sowie in der gemeinsam mit den Niederlanden übernommenen Füh-
rung der ISAF-Schutztruppe einen „Ablasshandel“ zwecks Kompensation der 
deutschen Haltung zum Irak: „Um den diplomatischen Schaden zu begrenzen, kam 
[…] der Ablasshandel via Afghanistan ins Spiel. Früher haben sich die Deutschen 
mit dem Scheckbuch freigekauft, heute patrouilliert der Ohne-Michel in Uniform 
durch Kabul.“325 Nichtsdestotrotz hält sie die deutsche Übernahme der Führung in 
der ISAF – ungeachtet der vermeintlichen Motivlage – im Kern für richtig: „Wer in 
Sonntagsreden unermüdlich die besondere Verantwortung für den Wiederaufbau 
und die Friedensicherung betont, der muss auch von Montag bis Samstag etwas 
dafür tun. Und die Deutschen sind auch deshalb für die Führung der Isaf prädesti-
niert, weil sie den Afghanen als Makler ohne eigene Interessen dafür willkommener 
sind als jeder andere.“326 Tatsächlich hätte sich eine Ablehnung der deutschen 
Truppenaufstockung wohl auch nur schlecht mit der an anderer Stelle immer wie-
der vorgetragenen Kritik bezüglich der geringen Größe der ISAF-Schutztruppe 
vertragen. 
Nicht ohne Auswirkungen bleibt der Irak auch auf die Bewertung der „unein-
geschränkten Solidarität“ des Kanzlers. Anlässlich einer Reihe von amerikanischen 
Kriegsdrohungen in Richtung Bagdad wird diese seit Februar 2002 zunehmend kri-
tisch gesehen. Deutschland sollte sich gut überlegen, inwieweit die „uneinge-
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schränkte Solidarität“ auch für den Fall eines Krieges im Irak gelte, fordert die 
SZ327 und erinnert zumindest indirekt an Schröders Einschränkung, für „Abenteu-
er“328 nicht zur Verfügung zu stehen: „Zu Recht haben Außenminister Fischer, vor 
allem aber Kanzler Schröder […] Demarkationslinien gezogen, bei deren Über-
schreitung sie nicht mehr folgen werden. Mit dem verbalen Mobilmachen gegen 
den Irak hat Bush diese Grenze bereits verletzt.“329 
Umfassende Aufmerksamkeit erfährt das Thema dann zum Auftakt des SPD-
Bundestagswahlkampfes im August. Von Anfang an steht für die SZ außer Frage, 
dass Schröders artikulierte Ablehnung eines Irak-Kriegs vor allem wahltaktischer 
Natur sei330 – eine Einschätzung, die auch aus der Rückschau von Kurt Kister noch 
einmal bekräftigt wird: „Schröder hat bis zur heißen Phase des Wahlkampfs öffent-
lich kein Wort gesprochen gegen das damals seit Monaten bekannte Ziel Washing-
tons, Saddam auch mittels eines Krieges zu stürzen. So lange er den innenpoliti-
schen Nutzen nicht für größer hielt als den außenpolitischen Schaden, hat sich 
Schröder dieser Debatte entzogen.“331 Während die SZ mit dem Bundeskanzler in 
der Sache durchaus übereinstimmt,332 erscheint dessen Kurs bei ihr dennoch in 
denkbar schlechtem Licht. Dabei ist es vor allem die Art und Weise, in der Schrö-
der seine Kritik artikuliert, an der sich die SZ stört. Den „teilweise rüden Ton“333 
und das „mit Kraftausdrücken angereichert[e]“ Vokabular334, welche sie beim 
Kanzler ausgemacht haben will, gehören in diesem Zusammenhang noch zu den 
freundlicheren Umschreibungen. Auch die Feststellung, anti-amerikanische Gefüh-
le zu bedienen, steht gleich mehrfach im Raum.335 Schließlich kommen auch noch 
inhaltliche Differenzen hinzu. Schröder setze sich zu wenig mit der Bedrohung 
durch Bagdad auseinander, lautet ein Vorwurf der SZ;336 Schröder diskreditiere die 
Vereinten Nationen, wenn er eine deutsche Beteiligung an einem Irak-Krieg auch 
für den Fall eines UN-Mandats kategorisch ausschließe, ein anderer.337 Insbesonde-
re letzterer bleibt für die SZ auch über die Bundestagswahl 2002 hinaus ein Thema. 
                                                          
327 Wolfgang Koydl, Das Familienunternehmen. In: SZ vom 15.02.2002. 
328 Vgl. Gerhard Schröder, Regierungserklärung zu den Terroranschlägen in den USA und den Beschlüssen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie der NATO, 19.09.2001. In: Deutscher Bundestag, Plenarproto-
koll 14/187, S. 18301-18305, hier: S. 18302 (http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/14/14187.pdf; 01.04.2014). 
329 Christoph Schwennicke, Gefühls-Jo-Jo mit den Verbündeten. In: SZ vom 19.02.2002. 
330 „Wenige Wochen vor der Wahl hat Schröder zum letzten Mittel gegriffen und den Krieg zum Instrument der 
politischen Auseinandersetzung gemacht.“ Ders., Krieg im Wahlkampf. In: SZ vom 05.08.2002. – „Schröder 
geht es um seine Wiederwahl.“ Stefan Kornelius, Projektion statt Politik. In: SZ vom 13.08.2002. 
331 Kurt Kister, Krieg ist ein zu hoher Preis. In: SZ vom 04.01.2003. 
332 „Das Problem ist nicht die Position der rot-grünen Bundesregierung.“ Christoph Schwennicke, Der Rausch des 
Marktschreiers. In: SZ vom 05.09.2002. – „Dem Kanzler ist nicht vorzuwerfen, dass er einer deutschen Beteili-
gung an einer militärischen Intervention im Irak zum Ziele des Sturzes von Saddam eine klare Absage erteilt.“ 
Kurt Kister, Feigheit vor dem Freund. In: SZ vom 11.09.2002. 
333 Nico Fried, Gefälliges Missfallen. In: SZ vom 19.08.2002. 
334 Christoph Schwennicke, Der Rausch des Marktschreiers. In: SZ vom 05.09.2002. 
335 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Projektion statt Politik. In: SZ vom 13.08.2002; Nico Fried, Die Bagdad-Wahl. In: 
SZ vom 19.09.2002. 
336 Stefan Kornelius, Projektion statt Politik. In: SZ vom 13.08.2002. 
337 Nico Fried, Gefälliges Missfallen. In: SZ vom 19.08.2002. 
166 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Denn unmittelbar im Zusammenhang mit diesem stehen zwei weitere Vor-
würfe, welche die SZ der rot-grünen Bundesregierung bis zum Ausbruch des Irak-
Kriegs immer wieder vorhalten wird. Da ist zum einen die Furcht, dass der Kanzler 
Deutschland mit seinem kompromisslosen Anti-Kriegs-Kurs geradewegs in die au-
ßenpolitische Isolation führt: „Nicht die USA sind die unilateralistischen Außensei-
ter […]. Es sind vielmehr die Deutschen, auf die nun alle anderen vorwurfsvoll mit 
dem Finger deuten.“338 Darüber hinaus erhebt die SZ den nicht minder gravieren-
den Vorwurf, das Verhalten des Kanzlers erhöhe de facto die Kriegsgefahr am 
Golf – ein Urteil, welches Schröder vor allem nach dessen auf dem Goslarer 
Marktplatz geäußerten Absage339 an eine zweite, einen Irak-Krieg dann wohl ein-
deutig legitimierende Sicherheitsrats-Resolution ereilt. Hatte sich der Kanzler doch 
damit über ein noch ausstehendes Urteil der UN-Waffeninspekteure praktisch hin-
weggesetzt: „Im Ergebnis hat Schröder dazu beigetragen, die Glaubwürdigkeit der 
Drohkulisse zu zerstören. […] Er hat mit seinem Verhalten mehr zu einem Krieg 
beigetragen, als dass er die Gefahr reduziert hätte.“340 
Eine gewisse Rehabilitation erfährt der Bundeskanzler erst unmittelbar zu 
Kriegsbeginn. Nein, Schröder habe Deutschland nicht isoliert, sondern vielmehr 
die Mehrheitsmeinung in EU und UN vertreten, korrigiert sich die SZ.341 Ferner 
spricht sie Schröder ausdrücklich vom Vorwurf einer Mitverantwortung am Krieg 
frei342 – dazu wäre es wohl so oder so gekommen: „Mit einem Feind wie Saddam 
Hussein und einem, nun ja, Freund wie George Bush wäre der Krieg wohl auch 
von einem diplomatisch versierten, stets klug agierenden Bundeskanzler nicht zu 
verhindern gewesen.“343 
6.2.1.2. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Auch seitens der „Frankfurter Allgemeinen“ erfährt die Situation in Afghanistan im 
Laufe der zweiten Untersuchungsphase keine größere Aufmerksamkeit. Sofern es 
sich nicht gerade um Fragen rund um den deutschen Beitrag für das Land am Hin-
dukusch handelt, erscheinen in der FAZ lediglich zwei Kommentare zum Thema. 
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Dabei beurteilt sie die Lage in Afghanistan nach wie vor ausgesprochen skep-
tisch. Zwar beschreibt sie die Situation in der afghanischen Hauptstadt Kabul als 
durchaus hoffnungsvoll („Oase des Fortschritts“344), doch umso sorgenvoller blickt 
sie dafür auf das übrige Umland.345 
Abhilfe verspricht sich die FAZ von einer Aufstockung der internationalen 
Schutztruppe „auf vielleicht 20 000 Mann“ und einer Ausweitung des ISAF-
Mandats wenigstens auf die nächstgrößeren Städte Afghanistans. Dabei scheint sie 
vor allem an die Vereinigten Staaten zu denken, die sie hauptsächlich für die derzei-
tige Lage verantwortlich macht346 – und dementsprechend auch ein „stärkeres, dau-
erhaftes Engagement Amerikas, jenseits der Jagd nach Al Qaida“, einfordert.347 
Noch im zurückliegenden Jahr war ein möglicher Krieg im Irak das Thema gewe-
sen, bei dem die FAZ unter Verweis auf die zu erwartenden politischen Folgekos-
ten insbesondere in der arabischen Welt auf erste Distanz zur Politik der Bush-
Administration gegangen war. Dass diese grundsätzliche Skepsis einem Militär-
schlag gegenüber auch nach wie vor vorhanden ist, deutet sich in der ersten Jahres-
hälfte 2002 immer wieder sporadisch an; etwa, wenn Leo Wieland entsprechende 
Einwände für „bedenkenswert“ hält348 beziehungsweise dessen Ressortleiter Fran-
kenberger den amerikanischen Präsidenten zur Vorsicht ermahnt: „Auch Bush wird 
nicht umhinkommen, die Frage zu beantworten, ob es ratsam ist, Stimmen in den 
Wind zu schlagen, die im Falle eines Angriffs auf den Irak eine Katastrophe für den 
Nahen und Mittleren Osten erwarten.“349 
Gleichwohl beherrschen derlei Einwände nicht die Diskussion. Beginnend mit 
Bushs Rede „zur Lage der Nation“ vom 29.01.2002 greift die FAZ vielmehr auf ein 
Argumentationsmuster zurück, welches sie bereits kurz nach den Anschlägen vom 
11. September gezeigt hatte – indem sie nachdrücklich die Außenpolitik der Bush-
Administration gegenüber ihren hiesigen Kritikern verteidigt, deren Argumente sie 
zumeist als ungerechtfertigt zurückweist. Dies geschieht nicht ohne Grund. Mag 
die FAZ auch vor einer unmittelbaren Intervention am Golf zurückschrecken, 
grundsätzlich teilt sie die amerikanische Einschätzung, wonach Massenvernich-
tungswaffen in den Händen unberechenbarer Despoten eine nicht zu ignorierende 
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Gefahr darstellen ebenso wie die Überzeugung, dass ohne militärischen Druck jed-
wede Verhandlungen mit derartigen Regimen von vornherein zum Scheitern verur-
teilt sind.350 Und so verbindet die FAZ ihre wiederholt vorgetragene Feststellung, 
dass die eigentlichen Gefahren eben gerade nicht von Amerika, sondern von Hus-
seins Irak ausgingen351 mit der Forderung an die Europäer, der Bedrohung durch 
Massenvernichtungswaffen endlich realistisch entgegenzusehen.352 Eine Kritik, an 
der die FAZ gerade auch in Hinblick auf Schröders Bundestagswahlkampf festhal-
ten wird: „Die Bush-Administration […] lässt der Gedanke nicht ruhen, was ge-
schehen könnte, wenn Saddam doch die Finger an den Abzug brächte. Mit dieser 
Eventualität muss sich jedoch auch Europa auseinandersetzen […]. Sich in der 
Konfrontation mit Saddam vom Wunsch statt von der Wirklichkeit leiten zu lassen 
könnte furchtbare Folgen haben.“353 
In dieses Schema fügt sich auch das Bild, welches die FAZ von der im Sep-
tember 2002 veröffentlichten neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der USA 
zeichnet. Zwar beschreibt auch sie das darin vorgestellte Konzept von Präventiv-
schlägen als durchaus „heikel“, weil es ungewollte Nachahmer finden könnte,354 
doch insgesamt fällt das Urteil der FAZ durchaus wohlwollend aus. Wiederum wird 
betont, dass Bush im Gegensatz zu seinen europäischen Kritikern verstanden habe, 
welche Gefahren von der unkontrollierten Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen in Drittweltstaaten ausgingen.355 Angesichts dieser Entwicklung erscheint 
der FAZ das Szenario einer gewaltsamen Entwaffnung entsprechender Regime 
mehr und mehr als „einzig wirksame“ Option: „Mit Abrüstungsabkommen und 
Entwicklungshilfe, den in Europa so innig geliebten ‚zivilen‘ Werkzeugen der Di-
plomatie, wird man alldem nicht Herr werden. […] Damit erweist sich die Option 
der gewaltsamen Entwaffnung immer mehr als die einzig wirksame. Wenn Europa 
diese Lektion jetzt nicht lernt, dann könnte es eines Tages einen hohen Preis für 
sein Wegschauen bezahlen.“356 Mit anderen Worten: Trotz der eingestandenen Ri- 
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siken sieht die FAZ in Präventivschlägen ein – sofern alle anderen Methoden ver-
sagen – durchaus geeignetes Mittel im Umgang mit Staaten, die nach Massenver-
nichtungswaffen streben. 
Wenige Tage zuvor hatte Bush vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen gesprochen und dem Sicherheitsrat Untätigkeit im Umgang mit dem Irak 
vorgeworfen, der seit seinem Rückzug aus Kuwait 1991 mehr als ein Dutzend UN-
Resolutionen ohne ernsthafte Folgen ignoriert hatte. Würde der Sicherheitsrat dem 
irakischen Treiben auch weiterhin tatenlos zusehen, untergrabe er seine eigene Au-
torität, so der Kern von Bushs Kritik. Dass die FAZ dieser Argumentation vollum-
fänglich zustimmt, erscheint nur logisch in Anbetracht der beständig vorgetragenen 
Überzeugung, die internationale Staatengemeinschaft im Allgemeinen wie die euro-
päischen Staaten im Speziellen würden sich mit der Gefahr der Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen nicht hinreichend befassen. Entsprechend fordert Gün-
ther Nonnenmacher auch im Einklang mit dem amerikanischen Präsidenten: „Die 
Vereinten Nationen müssen […] alles daransetzen, damit ihre Beschlüsse respek-
tiert und befolgt werden.“357 Umgekehrt hat die FAZ nichts an der Aufrechterhal-
tung der amerikanischen Drohung, bei fortgesetzter Passivität des Sicherheitsrates 
selbst entsprechende Zwangsmittel gegen Bagdad anzuwenden, auszusetzen – im 
Gegenteil. Lobt sie doch Bushs Konzept als „überzeugend […] unter strategischen 
Gesichtspunkten“, gerade auch „vor dem Hintergrund des derzeit in Berlin prakti-
zierten außenpolitischen Dilettantismus“.358 Bestätigt fühlen darf sich die FAZ 
dann wenige Tage später, als der irakische Diktator seine Bereitschaft dazu erken-
nen lässt, die UN-Waffeninspekteure eventuell wieder ins Landesinnere vorzulas-
sen: „Erst Amerikas Bereitschaft zu einem Militärschlag […] hat Saddam beein-
druckt, weil Washington auf das einzige Argument zurückgriff, das Diktatoren ver-
stehen: die Bedrohung ihrer Herrschaft und ihres eigenen Lebens.“359 
Die Verabschiedung von UN-Resolution 1441, welche dem Irak eine „letzte 
Chance“ einräumt, doch noch abzurüsten, nimmt die FAZ dann neuerlich zum 
Anlass, um den amerikanischen Präsidenten gegenüber seinen Kritikern in Schutz 
zu nehmen. Bush wolle eben gerade nicht Krieg „um jeden Preis“ im Irak führen, 
sondern habe vielmehr dank kluger Diplomatie zur Verabschiedung einer Resoluti-
on beigetragen, die die Vereinten Nationen stärke, weil Hussein sich nun nicht 
mehr so einfach „herauswinden könne“.360 Vier Tage später macht Klaus-Dieter 
Frankenberger dann deutlich, was sich hinter dieser Feststellung genau verbirgt – 
namentlich die Überzeugung, dass, sollte der Irak auch künftig die Zusammenarbeit 
mit den Vereinten Nationen verweigern, Resolution 1441 selbst einen amerikani-
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schen Militärschlag völkerrechtlich abdecken würde: „Ein solches Vorgehen […] 
wäre kein völkerrechtlicher Aggressionsakt, denn es könnte sich auf eine offenbar 
gewollte Ambivalenz des Resolutionstextes berufen: kein Automatismus, aber je-
dermann weiß, was unter den angedrohten ‚schwerwiegenden Konsequenzen‘ zu 
verstehen ist.“361 Zugleich stellt die FAZ unmissverständlich klar, was das erklärte 
Ziel von 1441 sei – nicht bloß die Rückkehr der UN-Waffeninspekteure, sondern 
die vollständige Entwaffnung Husseins. Damit ist der irakische Spielraum auf ein 
Minimum zusammengeschrumpft. 
Derweil bedeutet UN-Resolution 1441 auch einen Wendepunkt in der 
Kommentierung der FAZ, stellt sie doch den Moment der größten Übereinstim-
mung mit der Irak-Politik der Bush-Administration dar. Nur kurz sei hier nochmals 
in Erinnerung gerufen, dass sich die FAZ zunächst ausgesprochen skeptisch ge-
genüber einer Ausweitung des Anti-Terror-Kampfes in den Irak gezeigt hatte. Da-
nach war diese Skepsis jedoch mehr und mehr in den Hintergrund gerückt, statt-
dessen hatte sie nicht nur Bushs Gefahreneinschätzung bezüglich der Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen geteilt, sondern auch dessen Kurs zur Eindäm-
mung der Gefahr nachhaltig unterstützt. Erst jetzt, nach Verabschiedung der jüngs-
ten Sicherheitsratsresolution, beginnt sie in Sachen Irak zunehmend wieder auf Dis-
tanz zu gehen. 
Zwar gibt sich die FAZ überzeugt davon, dass Hussein nach wie vor „auf Zeit 
spiel[e]“,362 nachdem dieser eine fast 12 000 Seiten umfassende Dokumentation 
zum Stand seiner Waffenprogramme den Vereinten Nationen überantwortet hat; 
auch dass der Text unvollständig sei, entspricht augenscheinlich ihren Erwartun-
gen.363 Doch zugleich bezweifelt sie, dass damit schon ein ausreichender Kriegs-
grund gegeben sei. Sollten die USA allein losschlagen, stände ein Waffengang am 
Golf „unter enormen Legitimitätszweifeln“, warnt die FAZ und legt Bush stattdes-
sen nahe, den endgültigen Bericht der UN-Waffeninspekteure abzuwarten: „Der 
amerikanische Präsident […] sollte […] [den Weg über den UN-Sicherheitsrat] bis 
zum Ende gehen und den vorgesehenen Zeitplan nicht abkürzen.“364 
An diesem Kurs hält die FAZ auch im neuen Jahr fest. Zwar spricht sie Bush 
ausdrücklich vom Vorwurf der „leichtfertig[en] Interventionsseligkeit“ frei,365 doch 
zugleich häufen sich die Mahnungen, dass die Beweise für einen Waffengang am 
Golf derzeit noch nicht ausreichend seien.366 Während die FAZ also annähernd ein 
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Jahr lang die europäischen Regierungen bezichtigt hatte, die von den irakischen 
Massenvernichtungswaffen ausgehenden Gefahren bagatellisiert zu haben, scheint 
ihr mittlerweile selbst das Ausmaß der Bedrohung nicht ausreichend zu sein, als 
dass es einen Krieg am Golf rechtfertigen würde. Dazu passt, dass sich Günther 
Nonnenmacher Ende Januar erstmals in aller Deutlichkeit gegen einen Irak-Krieg 
ausspricht und stattdessen bis auf Weiteres für eine Fortsetzung des Inspektionsre-
gimes plädiert: „Die Kombination aus Droh- und Inspektionspolitik, aus Wirt-
schaftssanktionen und militärischer Eindämmung zur Durchsetzung von Abrüs-
tung [erscheint] beim gegenwärtigen Stand der Dinge als das kleinere Übel im Ver-
gleich zu den Unwägbarkeiten eines Krieges.“367 
Daran vermag auch US-Außenminister Powells Präsentation der vom Irak 
ausgehenden Bedrohung vor dem UN-Sicherheitsrat Anfang Februar nichts zu än-
dern. Zwar bescheinigt sie Powell, „reale Gefahren“ beschrieben zu haben,368 zu-
gleich aber charakterisiert sie die amerikanische Beweisführung als „Indizienkette“ 
und zweifelt überdies offen an der Qualität der Beweise: „Amerika verlangt […], 
dass man seinen Worten glaube. Das ist nicht so selbstverständlich, wie es den An-
schein hat, denn auch Freunde und Verbündete spielen ab und zu mit gezinkten 
Karten, wenn sie ihre Interessen verfolgen. In jedem Fall wäre der Unterschied 
zwischen Krieg und Nichtkrieg […] nicht zuletzt eine Sache des Vertrauens; des 
Vertrauens in die Seriosität der amerikanischen Belege.“369 Und auch Bushs zwei-
tes, wichtiges Argument für einen Regimewechsel im Irak, welches er in den letzten 
Wochen vor Kriegsbeginn immer stärker in den Vordergrund rückt,370 vermag die 
FAZ nicht zu überzeugen. Die Vision eines freien und demokratischen Irak, der 
gleichsam als Vorbild für die gesamte Region fungiere, verwirft sie als „naiv“.371 
„Wenn die Araber Demokratie wollen“, so Wolfgang Günter Lerch, „müssen sie 
[schon] selbst dafür sorgen.“372 
Während ein Krieg immer näher rückt, plädiert die FAZ Ende Februar noch 
einmal verzweifelt an die internationale Staatengemeinschaft, Hussein gemeinsam 
zu entwaffnen;373 dabei ist auch ihr klar, dass der irakische Diktator längst nicht 
mehr im Mittelpunkt der Diskussion steht. Die Schuld an der sich daraufhin ab-
zeichnenden Lähmung des UN-Sicherheitsrates wird von der FAZ zunächst noch 
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gleichmäßig auf mehreren Schultern verteilt,374 kurze Zeit später aber schon ziem-
lich eindeutig der Regierung Bush zur Last gelegt: „Weil gleich mehrere Kriegsziele 
angeführt wurden – von der Entwaffnung des Irak über den Regimewechsel bis hin 
zur Demokratisierung des ganzen Mittleren Ostens –, ist nie richtig klargeworden, 
welchen Test Saddam Hussein überhaupt bestehen könne. Weil früh der Eindruck 
entstand, dieser Krieg sei in Washington bereits beschlossen, wirkten Diskussionen 
[…] scheinhaft oder gar scheinheilig. […] [So] war die diplomatische Eskalation am 
Schluss fast unvermeidlich.“375 Dieser bisher deutlichsten Verurteilung der Irak-
Politik der Bush-Administration folgen am Vorabend des Krieges offen geäußerte 
Zweifel an dessen völkerrechtlicher Legitimität: „Ob […] die Waffenstillstandsreso-
lution oder die vorläufig letzte Resolution 1441 heute (noch) einen Verstoß gegen 
das Gewaltverbot rechtfertigen können, ist zweifelhaft. […] Der Sicherheitsrat 
muss selbst entscheiden, welche Konsequenzen er aus seinen eigenen Drohungen 
zieht.“376 Offensichtlich hat sich auch bei der FAZ – entgegen früherer, anderslau-
tender Feststellungen – zuletzt die Erkenntnis durchgesetzt, dass der Krieg im Irak 
ein gewollter Krieg ist. 
Etwaige Menschenrechts-Verletzungen durch die USA mag die FAZ nach Überfüh-
rung der ersten Terrorverdächtigen nach Guantanamo Bay auf Kuba zunächst 
noch nicht erkennen. Überhaupt äußert sie sich erst Ende Januar erstmals zum 
amerikanischen Gefangenenlager, wobei sie die internationalen Reaktionen auf 
Guantanamo zwischen „laut“ und „schrill“ einstuft.377 Zwar sei die amerikanische 
Regierung „nicht ganz unschuldig daran“, dass „die Europäer sich beklag[t]en“, wie 
die FAZ einräumt, nährten doch die zunächst veröffentlichen „Bilder von knieen-
den und gefesselten Gestalten auf dem staubigen Erdboden von Camp ‚X-Ray‘ den 
bösen Verdacht, die Gefangenen würden von den amerikanischen Militärs gedemü-
tigt und erniedrigt“. Doch letztlich muss sich das Pentagon bloß mangelnde „Sen-
sibilität“ vorwerfen lassen, die Bilder überhaupt aufgenommen und veröffentlicht 
zu haben. 
Nur eine Woche später ist das Gefangenenlager neuerliches Thema in der 
FAZ, und dieses Mal gerät der Kommentar von Leo Wieland gar zu einer engagier-
ten Verteidigung Amerikas gegen die „wiedererwachte Internationale von Amerika-
Kritikern“.378 Für Kritik gebe es nämlich „keinen Grund, weil die Häftlinge – alle-
samt keine Chorknaben – korrekt und human, wenn auch mit der ihnen gebühren-
den Vorsicht behandelt werden“. Sogar für die Entscheidung, den Gefangenen den 
Schutz der Genfer Konvention vorzuenthalten, zeigt die FAZ Verständnis, zumal 
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der „Geist jener Übereinkunft […] ohnehin beachtet“ werde: „Die interne Debatte 
kreist hauptsächlich um jenen Passus in der Genfer Konvention, der den Gefange-
nen das Recht gibt, ein Verhör zu verweigern, und sie nur dazu verpflichtet, Name, 
Geburtsdatum, Dienstrang und Kennnummer anzugeben. Wer Usama Bin Ladin 
und Mullah Omar fassen, die Fäden des Al-Qaida-Netzes in alle suspekten Länder 
verfolgen und auf diese Weise eine Wiederholung des 11. Septembers verhindern 
will, braucht [aber] vor allem Information.“ 
Dass in Bezug auf Guantanamo ein endgültiges Urteil indes noch nicht gefal-
len ist, macht die FAZ mit ihrer Kehrtwende Anfang März deutlich. Nunmehr kri-
tisiert sie die „willkürlich[e]“ Unterscheidung der Gefangenen in solche wie die Ta-
liban, die unter den Schutz der Genfer Konvention fielen und jene wie die Kämp-
fer der al-Qaida, denen dieser nicht zugestanden werde.379 Eine solche Entschei-
dung aber könne nur ein Gericht fällen. Ferner sorgt sich die FAZ auch erstmals – 
und in starkem Kontrast zu früheren Einschätzungen, wonach die Gefangenen 
„korrekt und human“ behandelt worden seien – um die körperliche Unversehrtheit 
jener Insassen, die nicht als „Kriegsgefangene“ eingestuft wurden: „Auch Häftlinge, 
die nicht Kriegsgefangenen-Status genießen, dürfen […] nicht mit Gewalt zu Aus-
sagen gezwungen werden. Doch das ist kein Tabu mehr. In den Vereinigten Staaten 
wird unter dem Eindruck der Terroranschläge über die Folter diskutiert.“ 
Auch wenn Guantanamo im weiteren Verlauf dieser zweiten Untersuchungs-
phase von anderen Themen verdrängt wird, deutet sich hier die künftige, deutlich 
kritischere Begleitung der amerikanischen Einrichtung auf Kuba durch die FAZ 
bereits an. 
Was die deutsche Rolle in Afghanistan betrifft, so überwiegt bei der FAZ auch in der 
zweiten Untersuchungsphase anfänglich die Skepsis darüber, was die Bundeswehr 
am Hindukusch tatsächlich zu leisten imstande ist. Ausdrücklich lehnt sie eine 
Übernahme des ISAF-Kommandos – wie von afghanischen Politikern gewünscht – 
mit Verweis auf die mangelhafte Ausstattung der Bundeswehr ab. Schon jetzt sei 
für diese „das Ende Fahnenstange erreicht“;380 Deutschland sei zu derartigen Auf-
gaben „militärisch nicht […] in der Lage“.381 
Zugleich bekräftigt sie ihre generelle Unterstützung für das bisherige Enga-
gement. Als Anfang März 2002 die ersten beiden Bundeswehrsoldaten bei der Ent-
schärfung von Flugabwehrraketen ums Leben kommen, lehnt sie eine Diskussion 
über einen etwaigen Abzug der Bundeswehr kategorisch ab. In Afghanistan gehe es 
um die „Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland“ und um die „Verteidigung 
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der Freiheit“382 – es ist das bis dato klarste Bekenntnis der FAZ zum deutschen 
Afghanistan-Einsatz. Wenn anschließend das Thema Afghanistan mehr und mehr 
in den Hintergrund rückt, mit Beginn der zweiten Jahreshälfte 2002 praktisch über-
haupt nicht mehr zur Sprache kommt, dann dürfte die Ursache hierfür vor allem in 
der Irak-Debatte und der allgemeinen Aufmerksamkeit, die dieser zuteilwird, zu 
suchen sein. Und so bleibt auch vorerst offen, wie sich die FAZ zur im Dezember 
2002 vom Deutschen Bundestag beschlossenen und ab Februar 2003 umgesetzten 
Aufstockung des Bundeswehrkontingents bei gleichzeitiger Übernahme des ISAF-
Kommandos – zusammen mit den Niederländern – positioniert. 
Keine Zweifel lässt die FAZ hingegen an ihrer Einschätzung der deutschen 
Politik in Bezug auf den Irak aufkommen. Seit Bundeskanzler Schröder Anfang 
August zum Auftakt des Bundestagswahlkampfes in Hannover eine militärische 
Intervention im Irak kategorisch ausgeschlossen hatte,383 ist ihr diese ein beständi-
ger Anlass zur Kritik. Dabei gehört der Einwand, Schröders Positionierung sei 
wahlkampforientiert,384 oftmals noch in Verbindung mit dem Vorwurf, dass der 
Kanzler an anti-amerikanische Gefühle appelliere,385 noch zu den weniger ins Ge-
wicht fallenden Kritikpunkten. Deutlich schwerer dürfte der implizit im Raum ste-
hende Vorwurf wiegen, dass der Kanzler gegen seinen Amtseid verstoße,386 wenn 
er wider besseren Wissens die reale irakische Gefahr zugunsten einer vermeintlich 
von Amerika ausgehenden ignoriere: „Schröder sorgt sich öffentlich nicht um Sad-
dams ‚Spielerei mit dem Krieg‘ und dessen Lust am militärischen ‚Abenteuer‘, son-
dern darum, dass Deutschlands wichtigster und mächtigster Verbündeter leichtsin-
nig sein könnte. […] Tatsächlich wird der Bundeskanzler wissen, dass auch die 
Deutschen sich mehr vor dem irakischen Diktator und seiner Vorliebe für Massen-
vernichtungswaffen fürchten müssen als vor der vermeintlichen Irrationalität und 
Kriegslüsternheit einer zwei Jahrhunderte alten Demokratie.“387 Schließlich gehört 
auch der Einwand hierher, dass Schröders Kurs, wenn er Deutschland schon nicht 
isoliere, so doch zumindest dessen Einfluss in der Welt und auf Amerika verringe-
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re.388 Speziell was den Einfluss auf den Verbündeten betrifft, schwingt noch ein 
ganz anderer Vorwurf mit – wenn es Berlin wirklich darum gehen sollte, einen 
Krieg am Golf zu verhindern, dann müsse es doch eigentlich alles daran setzen, in 
Washington Gehör zu finden. Schröder aber betreibe das Gegenteil: „Gerade im 
Dissens muss Deutschland daran interessiert sein, den größten möglichen Einfluss 
auf die amerikanischen Entscheidungen zu nehmen. Den Amerikanern öffentlich 
strategische Fehler und Abenteuerlust zu unterstellen, erhöht aber vermutlich nicht 
die Bereitschaft Washingtons, auf deutschen Rat zu hören.“389 Hinzu kommt noch, 
dass Schröders Politik den Druck von Hussein nehme – zusammen mit dem vor-
genannten Einwand mündet die Kritik der FAZ so zumindest implizit in der Ein-
schätzung, dass infolge der deutschen Politik ein Krieg im Irak eher wahrscheinli-
cher denn unwahrscheinlicher geworden sei: „Mit der rot-grünen Variante des Al-
leingangs – was die Vereinten Nationen beschließen, interessiert uns nicht – min-
derte Schröder den internationalen Druck auf den Irak“, konstatiert Berthold Koh-
ler wenige Tage vor der Wahl zum neuen Bundestag. „Da die Haltung Berlins den 
Zweifel zuließ, dass der Westen die Durchsetzung der UN-Beschlüsse notfalls auch 
mit Waffengewalt erzwingen wird, erschwerte der Kanzler […] das, was er allen 
Bekundungen nach anstrebt: eine politische Lösung des Konflikts.“390 
An dieser grundsätzlichen Einschätzung hält die FAZ auch nach den Bundes-
tagswahlen fest. Schröders Ablehnung eines Krieges, egal unter welchen Umstän-
den auch immer, laufe auf eine „Bestandsschutzgarantie für Saddam hinaus“, heißt 
es an einer Stelle,391 dass Schröders Außenpolitik „Saddam Hussein in die Hände 
spiel[e]“, an anderer.392 Nachdem der Bundeskanzler Ende Januar auf einer SPD-
Wahlkampfveranstaltung im niedersächsischen Goslar die Zustimmung Deutsch-
lands zu einer zweiten, den Krieg eindeutig legitimierenden Irak-Resolution, unab-
hängig vom Bericht der UN-Waffeninspekteure, definitiv ausgeschlossen hat, 
kommt noch ein weiterer Vorwurf hinzu – Schröders Politik schwäche die Verein-
ten Nationen und das Völkerrecht, so die FAZ.393 Angesichts dieses Kurses, der 
mit so ziemlich sämtlichen Prinzipien bundesdeutscher Außenpolitik der Nach-
kriegszeit bricht, gelangt Berthold Kohler fünf Wochen vor Kriegsausbruch zu ei-
nem vernichtenden Fazit: „Am schlimmsten […] ist, dass die Bundesregierung 
nicht beherzigt, was sie von den Amerikanern fordert: an das ‚Danach‘, den Tag 
und die Jahre nach dem Krieg zu denken. Während der zwar – auch wegen der von 
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Deutschland unterminierten Drohkulisse – wahrscheinlicher geworden […] ist, lie-
gen fünf Jahrzehnte deutscher Außenpolitik schon in Trümmern vor uns. Dass 
Schröder einen Plan für den Wiederaufbau hätte, ist nicht zu erkennen.“394 
6.2.1.3. Die Welt 
Lediglich in unregelmäßigen Abständen setzt sich „Die Welt“ in dieser Untersu-
chungsphase mit der Lage in Afghanistan auseinander. Dabei ist ein generelles Nach-
lassen des Interesses im letzten Drittel unverkennbar; namentlich, nachdem die 
Irak-Debatte zunehmend die Schlagzeilen beherrscht. 
Die pessimistische Tonlage, welche „Die Welt“ bereits zuletzt nach den Be-
schlüssen der Bonner Afghanistan-Konferenz beziehungsweise von UN-Resolution 
1386 angestimmt hatte, setzt sich auch im neuen Jahr nahtlos fort. Dabei spart sie 
nicht mit drastischen Worten – mehrfach beschreibt sie die Situation am Hindu-
kusch als „Krieg“.395 Ferner ist der „Welt“ das Machtvakuum jenseits der afghani-
schen Hauptstadt Kabul ein beständiger Kritikpunkt. Weshalb auch Sophie 
Mühlmann ein Jahr nach Beginn der ersten Luftangriffe zu dem ernüchternden Fa-
zit gelangt: „Afghanistan ist ein Negativbeispiel, ein Model dafür, wie es [= der 
Wiederaufbau eines vom Krieg zerstörten Landes; J.G.] möglichst nicht ablaufen 
sollte.“396 
Entsprechend mehren sich die Rufe in der „Welt“ nach zusätzlicher internati-
onaler Hilfe für Afghanistan – sowohl in Form finanzieller Zuwendungen als auch 
mittels weiterer Soldaten, die für eine Ausweitung der ISAF über die afghanische 
Hauptstadt hinaus benötigt werden: „Die Schutztruppe Isaf hat Kabul befriedet – 
aber eben nur Kabul. Um den Rest des Landes zu gewinnen, muss Isaf Präsenz 
zeigen, wenigstens in den größeren Städten und so lange, bis es eine eigene afghani-
sche Armee gibt. Hilfsgelder müssen in die Infrastruktur, Straßen, Brücken und 
Schulen fließen, damit die Bevölkerung erkennt, dass sich Frieden lohnt – und den 
lokalen Kriegsherrn die Gefolgschaft verweigert.“397 Hinzu kommt noch die Forde-
rung, Afghanistan nicht neuerlich „sich selbst zu überlassen“398 – eine Warnung, die 
sich keineswegs ausschließlich, aber vor allem auch an die Vereinigten Staaten rich-
tet. Immerhin sind es die USA, die als einziger Staat namentlich dafür kritisiert 
werden, in Afghanistan „verbrannte Erde“ zu hinterlassen, derweil sich Washing-
ton längst „neue[n] Ziele[n]“ zugewandt habe – eine kaum verdeckte Anspielung 
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auf den Irak: „Zwar [kämpfen US-Soldaten] immer noch in Scharmützeln auf af-
ghanischem Boden, doch politisch haben sie das Land weitgehend sich selbst über-
lassen. Amerikas Augenmerk richtet sich längst auf neue Ziele. Zu schnell. […] 
Wenn Amerika nun einfach weiterzieht, hinterlässt es verbrannte Erde.“399 
Es ist bereits Anfang Februar, als sich „Die Welt“ neuerlich im Gefolge von Bushs 
„Achse des Bösen“ mit dem Für und Wider eines amerikanischen Militärschlags 
gegen den Irak befasst. Dabei bleibt sie zunächst bei ihrer schon im vergangenen 
Jahr eingenommenen, ablehnenden Haltung. So erkennt beispielsweise Herbert 
Kremp eine Reihe „gute[r] Gründe“ für die USA, „den Irak nicht anzugreifen“: 
„Ginge es Saddam an den Kragen, würde er mit allem um sich schlagen, was er be-
sitzt […] und sich im letzten Gefecht [auch] nicht scheuen, mit chemischen und 
biologischen Kampfstoffen zu hantieren.“400 Darüber hinaus führt Kremp noch 
den Fortbestand der Anti-Terror-Koalition ins Feld, welcher angesichts der zu er-
wartenden Reaktion in der arabischen Welt im Falle eines US-geführten Irak-Kriegs 
erheblich gefährdet sei. In die gleiche Richtung zielt auch Nikolaus Blome mit sei-
nem Kommentar nur eine Woche später, wenn er die gegenwärtige Beweislage für 
unzureichend erachtet, um einen Regimewechsel im Irak zu unterstützen: „Es mag 
sich eine Lage aus Beweisen und Möglichkeiten ergeben, die ein Mittun beim be-
waffneten Kampf gegen Saddam Hussein mit guten Gründen nahelegen. Doch die 
schlachtrufartige Überzeugung des amerikanischen Präsidenten, in Irak, Iran und 
Nordkorea gehörten die Regime partout vertrieben, sie allein reicht nicht.“401 Ob-
gleich die von Blome formulierte Ablehnung keineswegs absolut ausfällt, bleibt 
„Die Welt“ in ihrer Tendenz unverändert skeptisch. 
Diese ablehnende Haltung wird sie im weiteren Jahresverlauf jedoch ganz all-
mählich modifizieren. Während ihre Bedenken ob der Folgen eines etwaigen Mili-
tärschlags gegen den Irak noch eine ganze Weile bis in den Januar 2003 hinein im-
mer wieder durchscheinen402 – speziell die Frage, wie es denn weitergehen solle im 
Irak nach einem möglichen Sturz Husseins ist ein regelmäßig vorgetragener Grund 
zur Sorge403 –, beginnt sich seit Anfang März der Schwerpunkt ihrer Irak-
Kommentierung mehr und mehr zu verlagern. So geht Ernst Cramer schon einmal 
der Frage nach, inwieweit ein Militärschlag gegen den Irak „gerecht“ wäre und ge-
langt dabei zu dem Schluss, dass ein solcher zumindest völkerrechtlich durchaus 
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legitimiert sei.404 Immerhin könnten sich die USA in Anbetracht der vom irakischen 
Regime und dessen Massenvernichtungswaffen ausgehenden Bedrohung auf Kapi-
tel VII der UN-Charta – Stichwort „Selbstverteidigung“ – berufen. Auch befinde 
sich die Weltgemeinschaft formal gesehen nach wie vor im Kriegszustand mit dem 
Irak, der die Waffenstillstandsbedingungen von 1990 nie vollständig erfüllt habe. 
Ein Waffengang am Golf wäre dementsprechend nichts anderes als ein „wieder 
aufgenommene[r] Krieg“. 
In der Hauptsache aber gilt das Augenmerk der „Welt“ künftig vor allem den 
im Irak vermuteten Massenvernichtungswaffen. Ohne zunächst offen für eine mili-
tärische Intervention zu plädieren, kritisiert insbesondere Jacques Schuster die Eu-
ropäer und speziell die Deutschen dafür, die hiervon ausgehenden Gefahren jahre-
lang ignoriert zu haben.405 Ende Juli, also noch bevor Schröders öffentlichkeits-
wirksame Ablehnung eines Irak-Kriegs die Nachrichtenlage beherrscht, plädiert 
Schuster dann erstmals kaum verhüllt für einen mittelfristigen Militärschlag zwecks 
Regimewechsel im Irak: „Der Irak [stellt] nicht nur für seine Nachbarn, sondern 
auch für uns eine Bedrohung dar. […] Wirklich abschrecken ließ sich Saddam nie. 
Noch heute verfügt er über große Bestände biologischer und chemischer Waffen. 
Nun ist er bestrebt, ihnen Atombomben hinzuzufügen. […] Sanktionen helfen da-
gegen nicht. […] Gegen Saddam müssen andere Mittel her. Ziel des Westens soll-
ten sein Sturz und der Neuaufbau [d]es Irak sein.“406 Als Argument dienen ihm 
ausgerechnet jene Massenvernichtungswaffen, derentwegen „Die Welt“ noch An-
fang des Jahres einen Krieg im Irak ausdrücklich abgelehnt hatte. 
Fürs Erste bleibt Schusters offenes Eintreten für einen Regimewechsel im 
Irak jedoch die Ausnahme. Vorerst beschränkt sich „Die Welt“ darauf zu verwei-
sen, dass Hussein sich „durch bloßes Wegschauen“407 nicht werde bremsen lassen 
beziehungsweise darauf, dass „Nichtstun […] gefährlicher [sei] als Handeln“408. Mit 
Bushs Auftritt vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen rücken dann 
andere Argumente in den Vordergrund. Nicht nur, dass „Die Welt“ der Kritik des 
US-Präsidenten am Sicherheitsrat in Gänze zustimmt, ja sie im Grunde genommen 
schon vorwegnimmt,409 auch gilt ihr ein amerikanischer Truppenaufmarsch am 
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Golf nunmehr als letzte Chance, den irakischen Diktator doch noch zu einem Ein-
lenken zu bewegen.410 Oder anders ausgedrückt: Nur Bushs Drohung mit einem 
Krieg könne einen solchen noch verhindern, weil sich Hussein nur so zu kontrol-
lierter Abrüstung bewegen lasse. 
Die Verabschiedung von UN-Resolution 1441 und das anschließende Einlen-
ken des irakischen Diktators scheinen der „Welt“ dann zumindest vorerst Recht zu 
geben. „Ein Triumph für Bush: Ohne seine Unnachgiebigkeit, ohne die ständige 
Drohkulisse eines massiven Militärschlages hätte der Irak niemals eingelenkt“, be-
kräftigt Dietrich Alexander dann auch noch einmal die redaktionelle Linie der Tage 
und Wochen zuvor.411 Die anschließende Mahnung, dass es gleichwohl noch „zu 
früh für eine Entwarnung“ sei, kommt dennoch nicht von ungefähr. Während „Die 
Welt“ schon bald Saddam Hussein bezichtigt, bei seiner Zusammenarbeit mit 
Sicherheitsrat und UN-Waffeninspekteuren „auf Zeit [zu] spielen“412, deutet sie 
zugleich an, dass auch innerhalb der Bush-Administration ein Krieg mutmaßlich 
längst beschlossene Sache sei.413 Wirkliche Kritik an dieser Haltung scheint aller-
dings allenfalls in Ansätzen durch414 und bleibt die Ausnahme. 
Stattdessen erscheinen Mitte Januar in der „Welt“ zwei Kommentare, die 
Bush ausdrücklich vom Vorwurf der Kriegstreiberei freisprechen und in fast schon 
identischer Wortwahl darlegen, weshalb ein Krieg gegen einen nach Massenver-
nichtungswaffen strebenden Diktator durchaus das „kleinere Übel“ sein kann. Den 
Anfang macht Nikolaus Blome: „Niemand will Krieg, weil im Krieg Menschen 
sterben. Aber nicht jeder ist ein Kriegstreiber, der im Extremfall Krieg für das klei-
nere Übel hält – wenn das größere Übel ein Diktator ist, der Massenvernichtungs-
waffen schon hat oder danach greift.“415 Tags darauf argumentiert der Vorstands-
vorsitzende der „Axel Springer AG“, Mathias Döpfner, in seinem Leitartikel dann 
wie folgt: „Jeder anständige Mensch ist gegen Krieg und Gewalt. Aber es gibt 
trotzdem Situationen, in denen die gewaltsame Beendigung eines Gewaltsystems 
das letzte – und damit unvermeidliche – Mittel ist. Es gibt Momente, in denen die 
                                                                                                                                                                                     
Die Welt vom 06.09.2002. Sechs Tage später ist es Bush, der den Vereinten Nationen auf deren Generalver-
sammlung in ähnlicher Weise Untätigkeit im Umgang mit dem Irak vorwerfen wird. 
410 „Wenn du Frieden willst, halte dich bereit zum Krieg. […] Nur wenn Saddam Hussein wirklich davon ausgehen 
muss, sich bei fortgesetzter Missachtung der Uno-Auflagen Krieg einzuhandeln, könnte es eine Hoffnung ge-
ben, dass er doch noch einlenkt.“ Thomas Kielinger, Blair, das Vorbild. In: Die Welt vom 05.09.2002. – „Nur 
die Drohung, notfalls anzugreifen, bringt den Diktator in Bedrängnis.“ Jacques Schuster, Bush führt die UNO 
zum Erfolg. In: Die Welt vom 18.09.2002 
411 Dietrich Alexander, Ein Brief aus Bagdad. In: Die Welt vom 15.11.2002. 
412 Ders., Saddam Husseins Adventspaket. In: Die Welt vom 09.12.2002. 
413 Vgl. u.a. ders., Saddams Galgenfrist. In: Die Welt vom 18.11.2002; ders., Keine Entwarnung für den Irak. In: 
Die Welt vom 04.12.2002; ders., Saddam Husseins Adventspaket. In: Die Welt vom 09.12.2002. 
414 „Es ist nur schwer vorstellbar, dass sich Washington mit einem Ergebnis [= der Überprüfung der irakischen 
Angaben zu dessen Massenvernichtungswaffen; J.G.] zufrieden gibt, das nicht in einem militärisch erzwunge-
nen Regimewechsel mündet. Allerdings ist das Kabinett Bush nun auch gezwungen, seine Beweise auf den 
Tisch zu legen, um die irakischen Angaben gegebenenfalls zu widerlegen.“ Ders., Saddam Husseins Adventspa-
ket. In: Die Welt vom 09.12.2002. 
415 Nikolaus Blome, Krieg und die Grünen. In: Die Welt vom 14.01.2003. 
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konsequente Intoleranz gegenüber der Intoleranz die einzige Möglichkeit ist, eine 
eskalierende Welle der Gewalt zu brechen.“416 Döpfner ist es auch, der zum ersten 
Mal seit Jacques Schusters Kommentar vor einem knappen halben Jahr kaum ver-
hüllt für einen Militärschlag im Irak wirbt: „Das kleinere Übel wäre ein schneller, 
kurzer, erfolgreicher Krieg, der die Situation im Irak klärt und das Terrornetz glo-
bal schwächt.“417 
Dass „Die Welt“ dergestalt in die Offensive geht, dürfte auch mit ihrer Lesart 
von UN-Resolution 1441 zusammenhängen. Schon unmittelbar nach deren Verab-
schiedung durch den Sicherheitsrat hatte sie dargelegt, dass der Resolutionstext 
durchaus auch einen amerikanischen Militärschlag abdecken würde, sollte sich Hus-
sein der Kooperation verweigern: „Jedes Fehlverhalten Bagdads setzt zwar keinen 
militärischen Automatismus in Gang, aber dennoch eine Kettenreaktion, die einer 
weiteren Befragung des UN-Sicherheitsrates nicht mehr bedarf und an deren Ende 
ein US-Angriff stehen wird.“418 Jetzt, nach Döpfners Plädoyer für eine militärische 
Entwaffnung des Irak häufen sich die Bemerkungen, dass es „nach allgemeiner 
Lesart der entscheidenden UN-Resolution“419 Saddam Hussein sei, der „seinen 
Friedenswillen und seine Unschuld beweisen muss“ – was dieser nicht tue – und 
nicht etwa die UN-Waffeninspekteure oder gar der US-Präsident.420 
Spätestens nach US-Außenminister Powells Präsentation der amerikanischen 
Beweislage in Bezug auf Saddam Hussein vor dem UN-Sicherheitsrat ist es mit der 
Geduld der „Welt“ gegenüber dem irakischen Diktator offenkundig vorbei. Und 
obgleich auch sie die vermeintlichen Beweise Powells eher als Indizienkette be-
trachtet,421 lässt sie an den daraus zu ziehenden Konsequenzen keinerlei Zweifel 
aufkommen: „Der Irak hat die Sicherheitsratsresolution 1441 gebrochen, und der 
Rat muss handeln oder irrelevant werden.“422 Mehrfach lehnt sie in der Folge eine 
Verlängerung der UN-Waffeninspektionen im Irak ab und fordert den Sicherheits-
rat dazu auf, seinen im Resolutionstext angekündigten „ernsthaften Konsequen-
zen“ Taten folgen zu lassen – alles andere unterminiere die Autorität der Vereinten  
  
                                                          
416 Mathias Döpfner, Wer nicht an Wunder glaubt. In: Die Welt vom 15.01.2003. 
417 Ebd. 
418 Dietrich Alexander, Macht und Klugheit. In: Die Welt vom 09.11.2002. 
419 Nikolaus Blome, Joschka Fischers Wunschbild. In: Die Welt vom 22.01.2003. 
420 Jacques Schuster, Beredtes Schweigen. In: Die Welt vom 20.01.2003. 
421 „Seine Belege haben nicht die Kraft eines alles entlarvenden Dokumentes und konnten sie auch nicht haben. 
Sie gleichen eher einer Reihe präziser Erkenntnisse, die einem Schattenriss klare Formen verschafft.“ Ders., 
Beweisen muss Bagdad. In: Die Welt vom 06.02.2003. 
422 Alan Posener, Rumsfeld hilft Schröder. In: Die Welt vom 07.02.2003. 
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Nationen.423 Exemplarisch die Einschätzung von Jacques Schuster Ende Februar: 
„Saddam bleibt der Alte. Nur Gewalt wird ihn beeindrucken können, genau wie vor 
zwölf Jahren.“424 
Bereits zuvor hatte „Die Welt“ das in der neuen Nationalen Sicherheitsstrate-
gie der USA präzisierte Konzept von Präventivschlägen ausdrücklich verteidigt. 
Wohl erkennt auch sie in der dort skizzierten Vorgehensweise der Vereinigten Staa-
ten zunächst einen gewissen „Legitimations-Engpass“ in Hinblick auf das Völker-
recht.425 Doch wird dieses Defizit nicht etwa der Bush-Administration zur Last ge-
legt, sondern vielmehr der Weltgemeinschaft, „die es versäumt ha[be], aus Terro-
rismus und terroristischem Handeln von Staaten rechtzeitig völkerrechtliche 
Schlussfolgerungen zu ziehen“. Entsprechend fordert „Die Welt“ auch eine Modi-
fikation des Völkerrechts: „Der Tatbestand friedensgefährdender Beschaffungs-
kriminalität und Hehlerei müssten als legitimer Kriegsgrund ausdrücklich dem 
Maßnahmenkatalog des Kapitels VII der UN-Charta […] hinzugefügt und dem 
Sicherheitsrat zur Exekutionspflicht gemacht werden.“ In diesem Sinn wird „Die 
Welt“ auch künftig argumentieren426 – etwa, wenn Jacques Schuster zu der Feststel-
lung gelangt: „Mit dem Völkerrecht ist diese Art von [präventivem] Einsatz bislang 
nicht zu rechtfertigen. […] Doch was nützen derlei Einschränkungen angesichts 
der neuen Bedrohungslage? […] Präventivschläge können notwendig sein […]. Wer 
sie grundsätzlich verwirft, gibt Terroristen oder Terrorregimes die Freiheit, so zu 
schalten, wie es ihnen beliebt.“427 
Hatte „Die Welt“ bis zu diesem Zeitpunkt stets auf die Gefahren verwiesen, 
die vom irakischen Diktator und dessen Massenvernichtungswaffen ausgingen, so 
greift sie unmittelbar vor Kriegsbeginn erstmals auch auf das von Bush verwandte 
Befreiungs-Argument zurück und das durchaus zustimmend – der Irak werde 
„nicht vernichtet, sondern befreit“.428 In diesem Sinn ist auch Alan Poseners Un-
terstützung der Vision eines demokratischen Iraks zu deuten: „Die Vorstellung, 
Moslems oder speziell arabische Moslems seien demokratieresistent, ist schlicht 
rassistisch.“429 Das wenig überraschende Bekenntnis, die Entscheidung der Bush-
Administration für eine Intervention im Irak in letzter Konsequenz zu unterstüt-
zen, liefert dann am Vorabend des Krieges der neue Chefredakteur der „Welt“, Jan-
Eric Peters, selbst: „Den Krieg vor Augen, gibt es für die freie Welt, für jedes Land 
                                                          
423 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Es geht um die UNO. In: Die Welt vom 15.02.2003; Jan-Eric Peters, Die Stärke des 
Rechts. In: Die Welt vom 17.02.2003; Jacques Schuster, Saddams alte Spiele. In: Die Welt vom 27.02.2003; Mi-
chael Stürmer, Moral ohne Macht. In: Die Welt vom 07.03.2003. 
424 Jacques Schuster, Saddams alte Spiele. In: Die Welt vom 27.02.2003. 
425 Herbert Kremp, Wann ist Präventivkrieg erlaubt? In: Die Welt vom 08.10.2002. 
426 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Völkerrecht und internationaler Terror. In: Die Welt vom 07.11.2002; ders., Der 
neue deutsche Unilateralismus. In: Die Welt vom 11.12.2002; Herbert Kremp, Das Kriegsvölkerrecht ist obso-
let. In: Die Welt vom 26.03.2003. 
427 Jacques Schuster, Der neue deutsche Unilateralismus. In: Die Welt vom 11.12.2002. 
428 Torsten Krauel, Die Würfel sind gefallen. In: Die Welt vom 18.03.2003. 
429 Alan Posener, Mehr Demokratie wagen. In: Die Welt vom 18.03.2003. 
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und für jeden einzelnen von uns nur noch eine Wahl: An der Seite der USA gegen 
Saddam oder nicht? Mit den Amerikanern oder gegen sie? Die Entscheidung der 
WELT [Hervorhebung im Original; J.G.] seht fest.“430 
Nachdem die ersten Terrorverdächtigen in Guantanamo Bay auf Kuba gelandet 
sind, ist das amerikanische Gefangenenlager in der Karibik vorübergehend auch ein 
Thema in der „Welt“. Dabei zeigt sie allerdings keine einheitliche Reaktion. Ein 
erster Kommentar von Konrad Adam fällt ausgesprochen kritisch aus, in dem sich 
der Autor ausdrücklich um die Einhaltung der Menschenrechte der Gefangenen 
sorgt431 und fürchtet, dass Amerika plane, mit den „Terroristen kurzen, also keinen 
ordentlichen Prozess“ zu machen. Alsdann fordert Adam mehr Transparenz von 
den Amerikanern zur Lage der Gefangenen ein – nur so ließen sich „Exzesse und 
Willkür“ wirksam verhindern: „Dass die Amerikaner zögern, über die Zustände im 
Lager und ihre weiteren Absichten in allen Einzelheiten zu unterrichten, leuchtet 
ein; dass das Öffentlichkeitsprinzip das einzig wirksame Mittel ist, Exzesse und 
Willkür zu verhindern, ist aber ebenfalls bekannt.“ 
Nur fünf Tage später äußert sich Ernst Cramer ebenfalls zu Guantanamo, 
wobei dessen Kommentar erheblich mehr Verständnis für das Vorgehen der Ame-
rikaner zeigt. Zwar moniert auch Cramer, dass die amerikanische „Informationsar-
beit“ in Sachen Guantanamo anfänglich verbesserungswürdig gewesen sei – nur um 
dann im Anschluss zu betonen, dass nichts „Ungesetzliches […] geschehen“ sei 
und dass ein Großteil der internationalen Kritik, welcher sich an der Behandlung 
der Gefangenen entzündet hatte, eben zu Unrecht aus besagter, unzureichender 
Informationslage entstanden sei.432 Und wiewohl Cramer die anfängliche Kritik an 
Amerikas Vorgehen durchaus für „verständlich“ hält, bezichtigt er einen nicht un-
wesentlichen Teil der Kritiker „antiamerikanische[r] Ressentiments“. Schließlich 
vermag Cramer – im Gegensatz zu Adam – auch der amerikanischen Weigerung, 
die Terrorverdächtigen als „Kriegsgefangene“ einzustufen, etwas abgewinnen. 
Niemand würde den „unrechtmäßigen Kombattanten“ ihre Grundrechte streitig 
machen, allerdings missfällt ihm der Umstand, dass die Gefangenen unter der Gen-
fer Konvention „nichts preisgeben [müssten] außer ihrem Namen, ihrem Rang und 
ihrer Militärnummer“. Weil aber die Informationsgewinnung im Kampf gegen den 
Terror von elementarer Bedeutung sei, mahnt Cramer abschließend sogar eine  
  
                                                          
430 Jan-Eric Peters, Die letzte Entscheidung. In: Die Welt vom 19.03.2003. 
431 „Wenn es ein Krieg ist, den das Bündnis führt, und wenn es Militärgerichte sind, die über das Schicksal der 
Taliban-Kämpfer entscheiden werden, warum wird ihnen dann der Status von Kriegsgefangenen vorenthalten? 
Und wenn es die Menschenrechte waren, derentwegen das Bündnis zu den Waffen griff, warum genießen sie 
dann nicht das Maß an Rechtsschutz, das sich mit dem Begriff der Menschenrechte nun einmal verbindet?“ 
Konrad Adam, Amerika und seine Gefangenen. In: Die Welt vom 23.01.2002. 
432 Ernst Cramer, Al Qaida und die Genfer Konvention. In: Die Welt vom 28.01.2002. 
Phase 2: Von der „Achse des Bösen“ bis zum Beginn des Irak-Kriegs 183 
 
Überarbeitung der Genfer Konvention an: „Muss nicht dringend darüber nachge-
dacht werden, wie die jetzt über ein halbes Jahrhundert alten Regeln den heutigen 
Verhältnissen angepasst werden können?“ 
Es ist für lange Zeit das letzte Mal, dass sich „Die Welt“ zu Guantanamo äu-
ßert – offensichtlich sieht sie bis auf Weiteres im amerikanischen Gefangenenlager 
kein derart drängendes Problem mehr, wie es Konrad Adam in seiner ersten Reak-
tion zunächst noch angedeutet hatte. 
Während sich „Die Welt“ auch in der zweiten Untersuchungsphase – trotz tenden-
ziell nachlassender Intensität – mit der Lage in Afghanistan auseinandersetzt, ist spe-
ziell das deutsche Engagement am Hindukusch praktisch kein Thema. Lediglich als 
Anfang März zwei Bundeswehrsoldaten bei dem Versuch, eine Flugabwehrrakete 
zu entschärfen, ums Leben kommen, nimmt „Die Welt“ dies zum Anlass, etwaigen 
Forderungen nach einem deutschen Abzug eine umgehende Absage zu erteilen: 
„Ein Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan wäre gerade jetzt ein völlig falsches 
Signal.“433 Dass der deutsche Einsatz darüber hinaus nicht weiter thematisiert wird, 
darf also durchaus als Zustimmung zur Afghanistan-Politik der Bundesregierung 
gewertet werden. 
Davon kann, was die deutsche Politik in Bezug auf den Irak betrifft, keine 
Rede sein. Während dieser noch in der zurückliegenden Phase für „Die Welt“ jenen 
Punkt markiert hatte, an dem auch die „uneingeschränkte Solidarität“ des Kanzlers 
nicht länger griff, scheint diese Einschätzung mit Beginn des neuen Jahres überholt 
zu sein. Während Nikolaus Blome Mitte Februar zunächst noch ohne erkennbare 
Präferenz für das eine oder andere Ergebnis Bundeskanzler Schröder auffordert, 
endlich näher zu spezifizieren, inwieweit Deutschland dazu bereit sei, einen Irak-
Krieg der Amerikaner zu unterstützen,434 wird die Tendenz bei Jacques Schuster 
nur einen Monat später schon deutlicher. Der gleich mehrfach geäußerten Kritik, 
dass Deutschland vor der irakischen Gefahr die Augen verschließe,435 folgt Ende 
Juli dann die Aufforderung, die Amerikaner in ihren Bemühungen um einen Re-
gimewechsel im Irak nicht allein zu lassen: „Ziel des Westens sollten sein [= Sad-
dam Husseins; J.G.] Sturz und der Neuaufbau eines Irak sein, der weder zu stark ist 
für das Machtgleichgewicht in der Region noch zu schwach, um seine Unabhängig- 
  
                                                          
433 Jochim Stoltenberg, Der Ernst der Lage. In: Die Welt vom 07.03.2002. 
434 „Je näher die Amerikaner an die zweite Etappe ihres Krieges gegen den Terror rücken, umso klarer müsste sich 
die Bundesregierung stellen: Irak? […] Mitmachen oder die Gefolgschaft mit stichhaltigen Argumenten ableh-
nen? Die Fragen sind offen.“ Nikolaus Blome, Schröders Welt. In: Die Welt vom 12.02.2002. – „Die Bundes-
regierung wird sich […] der Forderung nach begrenzter militärischer und uneingeschränkter politischer Unter-
stützung zu stellen haben […]. Was wir brauchen ist eine staubtrockene Abwägung deutscher Interessen, der 
Risiken und des Nutzens.“ Ders., Deutsche Entscheidung. In: Die Welt vom 15.02.2002. 
435 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Wegducken vor der Gefahr Irak. In: Die Welt vom 18.03.2002; ders., Terror schreibt 
man ABC. In: Die Welt vom 25.03.2002. 
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keit gegen hungrige Nachbarn zu bewahren. Die Deutschen täten gut daran, dieses 
Vorhaben nicht allein den Amerikanern zu überlassen. Es liegt auch in ihrem Inte-
resse.“436 
Die hier zum Ausdruck kommende Hoffnung der „Welt“, dass Berlin einen 
Sturz Husseins unterstützen möge, kollidiert jedoch schon bald mit dem Beginn 
des Bundestagswahlkampfes im Sommer 2002. Entsprechend harsch fällt auch ihr 
Urteil zu Schröders Absage an jedwede militärischen Mittel im Umgang mit dem 
irakischen Diktator aus. Kaum hat der Kanzlers selbiges auf dem SPD-
Wahlkampfauftakt in Hannover verkündet, sieht sich dieser dem Vorwurf ausge-
setzt, lediglich Wahlkampf437 auf Kosten des Verbündeten zu betreiben, indem er 
an anti-amerikanische Gefühle seiner potentiellen Wählerschaft appelliere: „Nicht 
Saddam Hussein, sondern die linke Urwut auf Amerika kommen ihnen [= Kanzler 
Schröder und seinen Parteimitgliedern; J.G.] gelegen, um das im Schatten der dro-
henden Wahlniederlage entmutigte eigene Lager kämpferisch zu stimmen.“438 Als 
Beweis hierfür gilt der „Welt“ der Umstand, dass Schröder seine Kritik an der Poli-
tik Bushs nicht auf „diplomatischen Kanälen“ vortrage, sondern vielmehr vom 
„SPD-Wahlkampftruck“ aus.439 
Doch ist es nicht allein die Motivlage Schröders beziehungsweise die Art und 
Weise, in der dieser seine Absage an einen etwaigen Irak-Krieg artikuliert, die zum 
Widerstand der „Welt“ beiträgt. Vor allem geht es ihr um die zu erwartenden Fol-
gen – für Deutschland, für den Irak, aber auch für das deutsch-amerikanische Ver-
hältnis. Der wohl am häufigsten gebrauchte Vorwurf lautet, dass Schröders Kurs 
Deutschland außenpolitisch isoliere440 – eine Kritik, die sich insbesondere nach 
Bushs Gang vor die Vereinten Nationen nochmals verschärft. Den hierdurch zum 
Ausdruck gebrachten amerikanischen Multilateralismus hervorhebend, bezichtigt 
sie nunmehr den Kanzler des Unilateralismus; hatte dieser doch zuvor die deutsche 
Nichtbeteiligung an einer militärischen Intervention auch für den Fall eines UN-
mandatierten Krieges bekräftigt.441 Ferner moniert „Die Welt“ die kontraprodukti-
ven Folgen der deutschen Haltung hinsichtlich einer noch immer möglichen, fried-
lichen Entwaffnung Husseins. Derweil es für den Moment nur um den Aufbau ei-
ner Drohkulisse gehe, schwäche die Position des Kanzlers den Druck auf den iraki-
                                                          
436 Ders., Den Kopf im Sand. In: Die Welt vom 24.07.2002. 
437 „Mit Blick auf die schwindenden Umfragewerte greift Gerhard Schröder nach Saddam Hussein wie der Ertrin-
kende nach der Schwimmweste.“ Ders., Krieg und Wahlkampf. In: Die Welt vom 06.08.2002. 
438 Ders., Deutsche Fratzenschneider. In: Die Welt vom 10.08.2002. 
439 Ansgar Graw, Klose, Schröder und die Besen. In: Die Welt vom 09.08.2002. 
440 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Außenpolitik für Umfaller. In: Die Welt vom 03.09.2002; ders., Wir stehen allein. In: 
Die Welt vom 09.09.2002; Nikolaus Blome, Populist und Zauderer. In: Die Welt vom 10.09.2002. 
441 „Nichts bleibt von dem Vorwurf des Unilateralismus, den vor allem die Bundesregierung in den vergangenen 
Wochen erhob […]. Bald wird sich die Frage stellen, wer einseitig die Beschlüsse der Weltgemeinschaft miss-
achtet – die Vereinigten Staaten oder Deutschland.“ Jacques Schuster, Bush, multilateral. In: Die Welt vom 
13.09.2002. – „Unilateral und abenteuerlich jedenfalls handeln gegenwärtig nur noch die Deutschen.“ Ders., 
Bush führt die UNO zum Erfolg. In: Die Welt vom 18.09.2002. 
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schen Diktator, womit sich unterm Strich die Wahrscheinlichkeit eines Krieges so-
gar noch erhöhe.442 Rechnet man noch die Auswirkungen auf die deutsch-
amerikanischen Beziehungen hinzu („antiamerikanische Töne, [die] unseren wich-
tigsten Verbündeten schamlos verletzen“443), entspricht das Ergebnis jener verhee-
renden Bilanz, welche „Die Welt“ nach Schröders Wahlsieg zieht: „Diese Wahl 
wird einen langen Schatten werfen. Nicht nur, dass das atlantische Verhältnis im 
Kern getroffen ist. […] Die deutschen Interessen sind in ihrer Substanz beschädigt 
[…]. Das Erbe eines halben Jahrhunderts verantwortungsstarker Atlantik- und Eu-
ropapolitik […] wurde für den Wahlsieg wie im Kasino verspielt.“444 Konsequen-
terweise sieht „Die Welt“ dann auch vor allem zwei Aufgaben auf die künftige Re-
gierung zukommen – das Vertrauen zum wichtigsten Bündnispartner müsse wie-
derhergestellt und Deutschlands internationale Isolation überwunden werden. 
Nachdem allerdings auch die wiedergewählte rot-grüne Bundesregierung bei 
ihrer Opposition zu einem etwaigen Irak-Krieg bleibt, vermutet „Die Welt“ aber-
mals wahltaktische Motive: „Das deutsche ‚Ohne uns‘-Spiel geht weiter – nach der 
Bundestagswahl ist vor der Hessenwahl.“445 Die Bestätigung dieser Hypothese er-
folgt im Januar, als Schröder auf einer SPD-Wahlkampfveranstaltung in Goslar 
verkündet, dass Deutschland im UN-Sicherheitsrat einer den Krieg legitimierenden 
Resolution unter gar keinen Umständen zustimmen werde – woraufhin „Die Welt“ 
dem Kanzler vorwirft, bedingt durch die äußeren Umstände, unter denen er zu sei-
ner Aussage gelangte, nun endgültig jedwede Glaubwürdigkeit verloren zu haben: 
„Es gibt Argumente, auch gute, gegen diesen Krieg. Aber wer möchte sie einem 
Politiker abnehmen, der seine Festlegungen nicht vor dem Parlament verkündet 
und nicht in internationalen Gremien, sondern beim Versuch, letzte Reserven für 
die Partei zu mobilisieren? Der die Sicherheitspolitik und das Bündnis dem Wahl-
kampf unterordnet?“446 
Ihren Höhepunkt erreicht die Kanzler-Kritik rund zwei Wochen später, wenn 
„Die Welt“ Schröder auf der ersten Seite bescheinigt, in seinem Amt „nicht mehr 
[länger] tragbar“ zu sein: „Vorrangige Aufgabe der Bundesregierung ist es, für Frie-
den und Wohlstand Deutschlands zu sorgen. Um dieses Ziel zu erreichen, haben 
seit dem Krieg alle Bundesregierungen daran gearbeitet, Deutschland fest in der 
Nato und der EU einzubetten. Besondere Bedeutung wurde aus historischen Er-
                                                          
442 „Vorerst geht es nicht um Krieg, sondern um die Drohkulisse, welche den starken Mann von Bagdad zum 
Einlenken bringen soll. Die deutsche Haltung, ungewollt zwar, gibt Saddam Hussein falsche Zeichen, schwächt 
das US-Krisenmanagement und erhöht faktisch die Kriegsgefahr.“ Michael Stürmer, Wie man Bündnisfähigkeit 
verliert. In: Die Welt vom 28.08.2002. – „Um das Ziel ohne Waffen zu erreichen, muss man […] mit größer 
Entschlossenheit auftreten. Wer sich wie Schröder ausklinkt, senkt den Druck, entlastet den Gegner, erhöht das 
Risiko.“ Herbert Kremp, Traute Einsamkeit. In: Die Welt vom 16.09.2002. 
443 Wolfram Weimer, Machiavellis Musterschüler. In: Die Welt vom 14.09.2002. 
444 Michael Stürmer, Die europäische Illusion. In: Die Welt vom 24.09.2002. 
445 Ders., Adieu, Deutschland. In: Die Welt vom 04.10.2002. 
446 Ansgar Graw, Taktik und Gesinnung. In: Die Welt vom 23.01.2003. 
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fahrungen den guten Beziehungen zu Amerika beigemessen. Die derzeitige Bun-
desregierung unter Gerhard Schröder hat das über Jahrzehnte Geschaffene binnen 
weniger Monate zerstört. […] Kein Bundeskanzler hat diesem Land je so gescha-
det. Schröder ist für Deutschland nicht mehr tragbar.“447 
6.2.1.4. Frankfurter Rundschau 
Ohne den Afghanistan-Einsatz grundsätzlich in Abrede zu stellen, hatte die FR 
schon gegen Ende des vergangenen Jahres erste Zweifel an Umfang und Konzep-
tion des westlichen Engagements am Hindukusch erkennen lassen. Mit Beginn der 
zweiten Untersuchungsphase werden diese Sorgen nun zunehmend stärker artiku-
liert und bilden den Hintergrund einer Reihe von Kommentaren zum Thema Af-
ghanistan, bevor auch in der FR ab Mitte September der Irak den Hindukusch ver-
drängt. 
Während die FR die von der internationalen Staatengemeinschaft auf der To-
kioter Geberkonferenz zugesagten 4,5 Mrd. US-Dollar noch durchaus begrüßt,448 
macht Rolf Paasch zugleich auf den Umstand aufmerksam, dass derlei Summen 
allein zu wenig seien, wenn der Westen nicht auch für die Sicherheit im ganzen 
Land garantieren könne. Dafür aber habe dieser bisher viel zu wenig unternom-
men: „Das bisherige Angebot von 4500 Isaf-Soldaten ist viel zu gering ausgefallen, 
um Afghanistan vor sich selbst schützen zu können. […] Nicht von ungefähr bittet 
Karsai für die UN-geführte Sicherheitstruppe um 30 000 Mann. Militärexperten 
fordern für den Schutz der wichtigsten Städte und Transportwege [sogar] noch weit 
mehr westliche Soldaten.“449 Verhallten derlei Forderungen ungehört, drohe Af-
ghanistan zu einem „Artmutszeugnis westlicher Sicherheitspolitik“ zu werden, so 
die FR. Weil sich aber die Sicherheitslage im Land nicht gerade zum Besseren ent-
wickelt, bleiben die Klagen ob der zu geringen Truppenstärke beziehungsweise der 
ausschließlichen Konzentration der ISAF-Schutztruppe auf Kabul und Umgebung 
bis auf Weiteres ein fester Bestandteil in den Kommentaren der FR.450 
Daran, dass die ISAF weit unterhalb der eigentlich gebotenen Truppenstärke 
operiert, trügen zwar auch die Europäer ein gehöriges Maß an Mitverantwortung,451 
doch längst hat die FR einen weiteren Schuldigen an der afghanischen Situation 
ausgemacht, namentlich Amerika und dessen Anti-Terror-Kampf am Hindukusch. 
Entsprechende Schuldzuweisungen gibt es bereits im Januar, wenn sie angesichts 
                                                          
447 Carl Graf Hohenthal, Es reicht, Herr Schröder! In: Die Welt vom 11.02.2003. 
448 „[Bis hierhin] entsprachen Anspruch und Wirklichkeit einander noch.“ Rolf Paasch, Armutszeugnis in Afgha-
nistan. In: FR vom 06.02.2002. 
449 Ebd. 
450 Vgl. u.a. Karl Grobe, Kabul ohne Hinterland. In: FR vom 28.03.2002; Rolf Paasch, Nicht nur in Afghanistan. 
In: FR vom 06.09.2002. 
451 „Die Europäer trauten sich zusammen mit dem Rest der Welt allein die Patrouille in der Hauptstadt [Kabul] 
zu.“ Rolf Paasch, Nicht nur in Afghanistan. In: FR vom 06.09.2002. 
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anhaltender US-Luftangriffe die „Verhältnismäßigkeit der Mittel“ anzweifelt.452 Des 
Weiteren kritisiert die FR das Ausbleiben einer „symbolisch unerlässlichen Beteili-
gung“ der USA an ISAF,453 vor allem weil Washington „allein an der Jagd von al 
Qaeda und Taliban interessiert“ sei.454 Für problematisch hält die FR diese Fokus-
sierung der Amerikaner aber insbesondere deshalb, weil sie die internationalen An-
strengungen zum Wiederaufbau Afghanistans zunehmend torpediere. Die von den 
USA verursachten „Kollateralschäden“ sorgten mittlerweile für „verständliche Res-
sentiments“ innerhalb der afghanischen Bevölkerung455 und führten überdies zu 
einem erheblichen „politische[n] Flurschaden“.456 Entsprechend pessimistisch 
blickt Rolf Paasch am Ende auf die weitere Entwicklung Afghanistans: „Das be-
kannte Defizit der Europäer an militärischen Kapazitäten und die notorische Be-
schränkung der Regierung Bush auf militärische Feldzüge gefährden den Aufbau 
eines überlebensfähigen Staats.“457 
In der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die FR eine mögliche US-
Intervention im Irak lediglich ein einziges Mal thematisiert, ihre ablehnende Hal-
tung hierzu gleichwohl deutlich gemacht. Und auch mit Beginn der zweiten Phase 
ist der Irak zunächst noch kein Thema für die FR. Während Bushs „Achse des Bö-
sen“ lediglich inhaltlichen Widerspruch provoziert,458 aber noch keine konkret auf 
den Irak bezogene Diskussion in Gang setzt, bedarf es erst einer Reihe weiterer 
Drohungen gegen Bagdad aus den Reihen der Bush-Administration, bevor das an 
Euphrat und Tigris gelegene Land schließlich, Mitte Februar, neuerlich ins Zen-
trum eines Kommentars der FR rückt. Dabei enthält Karl Grobes Meinungsbeitrag 
gegen einen Krieg am Golf bereits die zwei wesentlichen Argumente, derer sich die 
FR bis zu Bushs Einbeziehung der Vereinten Nationen Mitte September bedienen 
wird. Wiewohl Grobe keinerlei Zweifel an der verbrecherischen Dimension des 
irakischen Regimes lässt – genannt werden unter anderem die beiden Angriffskriege 
gegen den Iran und Kuwait sowie die Unterdrückung der eigenen Bevölkerung –, 
vermisst er dennoch so etwas wie eine unmittelbare Gefahr, die vom Irak ausgehe, 
welche einen Angriff rechtfertigen würde.459 Zum nicht vorhandenen Kriegsgrund 
kommt dann noch die Sorge über mangelhafte Pläne für die Zeit danach: „Es geht 
ja nicht nur um [den] Machtwechsel; der liefe auf Fortsetzung der Diktatur mit an- 
  
                                                          
452 Ders., Ohne Maß. In: FR vom 08.01.2002. 
453 Ders., Armutszeugnis in Afghanistan. In: FR vom 06.02.2002. 
454 Ders., Nicht nur in Afghanistan. In: FR vom 06.09.2002. 
455 Ders., Gefährliche Rückschläge. In: FR vom 08.07.2002. 
456 Ders., Die Leiden Afghanistans. In: FR vom 07.09.2002. 
457 Ebd. 
458 „Als bedrohliche Achsenmächte […] passen die Erzfeinde Iran und Irak so wenig zusammen wie Nordkoreas 
geistig autarke Einsiedler-Stalinisten und der radikalislamische Rest der ‚terroristischen Unterwelt‘.“ Dietmar 
Ostermann, Schlachtruf nach innen. In: FR vom 31.01.2002. 
459 Vgl. Karl Grobe, Hybris der Macht. In: FR vom 16.02.2002. 
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deren Personen hinaus – oder auf ein intensives Besatzungsregime von sehr langer 
Dauer. Ein realistisches Gegen-System mit funktionsfähigen Akteuren aber ist 
nicht zu erkennen.“ 
Beide Bedenken wird die FR in der Folgezeit noch näher spezifizieren. Dabei 
konzentriert sich die Diskussion über die unzureichenden Kriegsgründe insbeson-
dere auf jene, von der Bush-Administration immer wieder behauptete Bedrohung 
durch irakische Massenvernichtungswaffen; eine Gefahr, welche die FR wiewohl 
nicht grundsätzlich, so doch zumindest in Bezug auf das behauptete Ausmaß in 
Zweifel zieht.460 Wenn allerdings von besagten Massenvernichtungswaffen keine 
„unmittelbare Bedrohung“461 für die USA ausgehe, entfalle auch der Kriegs-
grund.462 Aus dem bereits erwähnten Mangel an gemäßigtem Personal, welches 
Hussein in der Zeit danach adäquat ersetzen könnte, erwächst wiederum Karl Gro-
bes Forderung, dass sich nur die Iraker selbst ihres Diktators entledigen sollten: 
„Die Befreiung von der Diktatur muss vom [irakischen] Volk ausgehen.“463 Ent-
sprechend bilanziert Jochen Siemens Anfang August auch die Bemühungen der 
Bush-Administration um mehr internationale Unterstützung für einen Krieg im 
Irak wie folgt: „Auf ihrem gegenwärtigen Kurs hat die Bush-Regierung weder die 
einen militärischen Angriff rechtfertigenden Gründe noch plausible Antworten für 
eine politische Perspektive nach Saddam Hussein.“464 
Alsdann artikuliert die FR ihre Überzeugung, dass ein etwaiger Militärschlag 
Amerikas gegen den Irak „ohne explizites UN-Mandat“ eine klare Verletzung des 
Völkerrechts darstelle.465 Passend hierzu hatte die FR bereits zuvor ihre Zweifel an 
der völkerrechtlichen Legitimität der von der Bush-Administration entwickelten 
und später im September 2002 innerhalb der neuen Nationalen Sicherheitsstrategie 
publik gemachten Erstschlags-Doktrin geäußert. Dies gerade auch mit Verweis auf 
den Irak, wo die neue Doktrin aller Voraussicht nach erstmals zur Anwendung ge-
langen sollte. Hier aber „auf Selbstverteidigung zu plädieren“, so Dietmar Oster-
mann, „dehnte den Begriff zur Beliebigkeit“.466 Oder in den Worten Jochen Sie-
mens: „Der Casus Belli verschwimmt in den Bereich der Mutmaßungen, Verdäch-
tigungen und Geheimdienstinformationen.“467 Wiewohl auch die FR nicht in Abre-
de stellt, dass die Verbindung von Massenvernichtungswaffen und internationalem 
                                                          
460 „Diese Macht [= die irakische Führung unter Saddam Hussein; J.G.], so wird nun argumentiert, arbeitet an 
Massenvernichtungsmitteln. Es ist zum Mindesten umstritten, ob das im behaupteten Ausmaß zutrifft.“ Ders., 
Die Sache Saddam. In: FR vom 16.04.2002. 
461 Dietmar Ostermann, Unberechenbare USA. In: FR vom 17.06.2002. 
462 Vgl. Rolf Paasch, Testfall Irak. In: FR vom 25.07.2002. 
463 Karl Grobe, Die Sache Saddam. In: FR vom 16.04.2002. 
464 Jochen Siemens, Die Crux mit dem deutschen Weg. In: FR vom 07.08.2002. 
465 „Ohne Saddam Hussein Verbindungen zum Terrorismus nachweisen zu können, verstieße jede militärische 
Intervention im Irak ohne explizites UN-Mandat gegen internationales Recht.“ Rolf Paasch, Testfall Irak. In: 
FR vom 25.07.2002. 
466 Dietmar Ostermann, Unberechenbare USA. In: FR vom 17.06.2002. 
467 Jochen Siemens, Die Crux mit dem deutschen Weg. In: FR vom 07.08.2002. 
Phase 2: Von der „Achse des Bösen“ bis zum Beginn des Irak-Kriegs 189 
 
Terrorismus nach einer „systematische[n] Weiterentwicklung von Völkerrecht und 
Sicherheitspolitik“ verlangt,468 hält sie die von der Bush-Administration ins Auge 
gefasste Präventivschlags-Strategie für den falschen Ansatz. Nicht zuletzt, weil die 
USA damit einen gefährlichen Präzedenzfall schüfen, der Nachahmer finden könn-
te: „Was ist“, lautet die rhetorische Frage von Dietmar Ostermann in diesem Zu-
sammenhang, „wenn andere Staaten das Recht auf ‚defensive Intervention‘ für sich 
beanspruchen?“469 
Angesichts der zuvor geäußerten völkerrechtrechtlichen Bedenken an einem 
etwaigen Irak-Krieg verwundert es nicht, dass die FR den Gang Bushs vor die Ver-
einten Nationen Mitte September ausdrücklich begrüßt. Zugleich äußert sie jedoch 
erhebliche Zweifel an der Aufrichtigkeit der amerikanischen Argumentation: 
„Wenn es darum gehen sollte, die UN bei der praktischen Umsetzung von Be-
schlüssen und Resolutionen zu stärken, wäre dies nur zu begrüßen. Ob es darum 
geht, bleibt indes abzuwarten. […] Man wird ausloten müssen, inwieweit die USA 
tatsächlich anderen Optionen als der militärischen eine Chance geben.“470 Zwar 
fordert auch sie in der Folgezeit die Vereinten Nationen zu raschem Handeln ge-
genüber dem Irak auf – und sei es auch nur, um die amerikanischen „Hardliner“ zu 
widerlegen471 –, doch scheint die FR insgesamt eine stark von der Bush-
Administration abweichende Vorstellung davon zu haben, was genau die Autorität 
des Sicherheitsrates gegenwärtig am meisten unterminiere. Nicht die 16 UN-
Resolutionen, die Hussein ignoriert, sind in ihren Augen das Problem, sondern 
vielmehr die Attitüde der USA, die Durchsetzung der Sicherheitsratsbeschlüsse im 
Zweifelsfall in die eigenen Hände zu nehmen: „Es ist alle Anstrengung wert, […] 
den Vereinten Nationen wieder Autorität und Glaubwürdigkeit zu verschaffen. 
Scheitert dieser Versuch, dann scheitern auch die Vereinten Nationen. Auch der 
Völkerbund ging an unilateralem Handeln zu Grunde.“472 Tatsächlich gibt sich die 
FR in der Folge gleich mehrfach überzeugt davon, dass ein Irak-Krieg in Washing-
ton längst beschlossene Sache sei.473 
Dies ist auch der Hintergrund, vor dem die FR UN-Resolution 1441 beurteilt. 
So hebt Rolf Paasch durchaus positiv hervor, dass mit der Resolution eine „dro-
hende Marginalisierung der UN zunächst verhindert“ worden sei – eine Feststel-
lung, die sich wiederum in erster Linie auf Bush und weniger auf Hussein bezieht: 
„Aus der Politik der Eindämmung Saddams ist […] eine Politik des Hinhaltens der 
                                                          
468 Rolf Paasch, Testfall Irak. In: FR vom 25.07.2002. 
469 Dietmar Ostermann, Unberechenbare USA. In: FR vom 17.06.2002. 
470 Ders., Doppeltes Ultimatum. In: FR vom 14.09.2002. 
471 „Nun muss der Sicherheitsrat handeln. […] Tut er es nicht […], leistet er jenen Hardlinern Vorschub, die die 
Vereinten Nationen ohnehin nur für eine Quatschbude am East River halten.“ Ders., Politik am Rande des 
Krieges. In: FR vom 16.09.2002. 
472 Ebd. 
473 Vgl. u.a. Karl Grobe, Eine Chance für die Vernunft. In: FR vom 18.09.2002; Rolf Paasch, Das Irak-Szenario. 
In: FR vom 09.11.2002; Wolfgang Storz, Jenseits der Depression. In: FR vom 31.12.2002. 
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Bush-Regierung geworden.“474 Dementgegen steht allerdings die Einschätzung, 
dass, sollte der irakische Diktator die Kooperation verweigern, der Resolutionstext 
– bedingt durch dessen ambivalenten Wortlaut – durchaus auch einen Militärschlag 
der USA unterstützen würde: „Am Ende erlaubt die Doppeldeutigkeit von Resolu-
tion 1441 jede Entscheidung, die den USA politisch opportun erscheint.“475 Nach-
haltig eingedämmt sei die Kriegsgefahr demzufolge also nicht. 
Nachdem Hussein Anfang Dezember einen mehrtausendseitigen Bericht über 
den Stand seiner Waffenprogramme bei den Vereinten Nationen eingereicht hat, 
beginnt die FR – wohl selbst im Zweifel über die Vollständigkeit des Konvoluts – 
die in UN-Resolution 1441 enthaltenen Hürden stärker herauszuarbeiten. Sollte der 
irakische Bericht tatsächlich lückenhaft ausgefallen sein, sei dies allein noch keines-
wegs ausreichend für eine amerikanische Intervention am Golf, denn, so Rolf 
Paasch: „Erst Lügen oder Auslassungen in dem ‚komplett, akkurat und vollständig‘ 
abzuliefernden Dokument und [Hervorhebung im Original; J.G.] die Verweigerung 
der Zusammenarbeit mit den Waffeninspektoren vor Ort eröffnen den Weg zu ei-
ner erneuten Diskussion vor dem Sicherheitsrat – und damit zu einer Entwaffnung 
Iraks mit militärischen Mitteln. So, und nicht anders, sieht es Resolution 1441 
vor.“476 Damit nicht genug, bezweifelt die FR Mitte Januar sogar, dass der irakische 
Diktator überhaupt gegen besagte Resolution verstoßen habe: „Ein Feldzug gegen 
Saddam Hussein ist deswegen unangebracht, weil es für dessen Verstöße gegen die 
UN-Resolution 1441 an Beweisen fehlt.“477 
Erstmals ist die FR auch um konstruktive Kritik bemüht. Zusammen mit dem 
Verweis darauf, dass eine Eindämmungspolitik gegenüber Hussein durchaus funk-
tionieren könne, weil der Diktator sehr wohl rational agiere, sobald es ums eigene 
Überleben gehe,478 plädiert sie jetzt verstärkt für eine Fortsetzung des Inspektions-
regimes: „Ein Diktator, der seine Wissenschaftler für den Fall aufrichtiger Antwor-
ten mit dem Tod droht […], [hat] mit Sicherheit etwas zu verbergen. Ob dies ein 
einsatzfähiges ABC-Waffenarsenal oder lediglich der Versuch zu dessen Entwick-
lung ist, lässt sich allein durch die Fortsetzung der Inspektionen herausfinden.“479 
Gleichzeitig ist die FR bemüht, die Motive Bushs für einen Krieg zu diskredi-
tieren. Nicht genug damit, dass sie ihn gleich mehrfach als religiösen Fundamenta-
listen porträtiert,480 auch glaubt sie mittlerweile, in den irakischen Erdölreserven 
                                                          
474 Rolf Paasch, Das Irak-Szenario. In: FR vom 09.11.2002. 
475 Ders., Im Zweifel gegen Saddam. In: FR vom 15.11.2002. 
476 Ders., Saddams Werk. In: FR vom 09.12.2002. 
477 Ders., Nichts spricht für Krieg. In: FR vom 16.01.2003. 
478 „Die Befürworter dieses Krieges führen gern an, dass der vermeintlichen Irrationalität des Machthabers in 
Bagdad […] mit traditioneller Abschreckung nicht mehr beizukommen sei. Dabei spricht der Einsatz von 
Chemiewaffen gegen die wehrlosen Kurden, aber nicht gegen das wehrhafte Israel, eher für die zynische Ver-
nunft des Diktators als für suizidale Ambitionen.“ Ebd. 
479 Ders., Die Kriegsfalle. In: FR vom 28.01.2003. 
480 „Wer wie er die historische Mission für sich beansprucht, die Welt vom Bösen zu befreien, […] der […] ist 
[überzeugt], das absolut Richtige zu tun. Bush […] verhält sich in der Tat religiös. Da steht er den Islamisten 
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den eigentlichen Grund für den amerikanischen Truppenaufmarsch am Golf er-
kannt zu haben.481 Am deutlichsten legt Karl Grobe diesen Zusammenhang dar: 
„Gibt es aber keine absolute Sicherheit mehr, dass [die] künftige[n] Herren über die 
umfangreichsten Energievorräte der Erde sich immerdar im Interesse der globali-
sierten Wirtschaftsordnung verhalten werden [= eine Anspielung auf die instabile 
Lage in Saudi-Arabien; J.G.], so ist die Suche nach Ersatz angezeigt. […] Bleibt das 
Land mit den zweitgrößten Reserven: Irak. […] Deshalb in erster Linie soll Saddam 
Husseins Diktatur gestürzt werden. Die Argumente, die sich auf vermutete Mas-
senvernichtungswaffen beziehen, sind eher Nebensache, so sehr sie [auch] rheto-
risch in den Vordergrund gerückt werden.“482 Und auch das Versprechen eines 
demokratischen Irak hält die FR für einen „nachgeschobenen Grund“,483 dessen 
Aussicht auf Erfolg sie ohnehin eher skeptisch beurteilt.484 
Wohl nicht zuletzt deshalb, weil die FR von derart sinisteren Motiven der 
Bush-Administration ausgeht, kommt es auch erst gar nicht zu einer inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit den von US-Außenminister Powell vor dem UN-
Sicherheitsrat präsentierten „Beweisen“ gegen Saddam Hussein. Stattdessen betont 
die FR von neuem, dass der Krieg im Irak wohl in jedem Fall kommen werde, da 
die Bush-Administration zu selbigem entschlossen sei: „Selbst wenn Irak den Ver-
bleib früherer Waffenbestände schlüssig dokumentiert […], ließen sich die ameri-
kanischen Bombengeschwader wohl nicht [mehr] aufhalten. […] Denn die US-
Regierung ist entschlossen, […] Saddam [k]eine Gnadenfrist einzuräumen, die dem 
militärischen Zeitplan ins Gehege kommt.“485 Hinzu kommt noch, dass dem Krieg 
allmählich die Hauptbegründung abhandenkommt – eben weil die UN-
Waffeninspekteure dem irakischen Diktator bisher keinerlei Massenvernichtungs-
waffen nachweisen konnten, sieht die FR in deren Existenz mittlerweile nicht mehr 
als eine bloße „Vermutung“486 beziehungsweise einen „Verdacht“487. Ohne ent-
sprechende Bedrohung und ohne eine den Krieg legitimierende UN-Resolution ist 
es dann wieder das Völkerrecht, das Chefredakteur Wolfgang Storz als stärkstes 
                                                                                                                                                                                     
näher, die er bekämpft, als den Europäern […].“ Martin Winter, Der Riss zwischen den Kulturen. In: FR vom 
20.01.2003. – „Man kann davon ausgehen, dass George W. Bush wirklich glaubt, der Krieg, den zu befehlen er 
sich anschickt, sei ein heiliger.“ Stephan Hebel, Demokratie paradox. In: FR vom 01.02.2003. 
481 Vgl. u.a. Karl Grobe, Treibstoff des Krieges. In: FR vom 05.10.2002; Stephan Hebel, Friedenspflichten. In: FR 
vom 24.12.2002; ders., Wahlkampf und Wahrheit. In: FR vom 23.01.2003; ders., Demokratie paradox. In: FR 
vom 01.02.2003. 
482 Karl Grobe, Erdöl-Machtspiele. In: FR vom 14.01.2003. 
483 „Die Verbreitung von Menschenrechten und Demokratie als Kriegsziel ist und bleibt allein ein nachgeschobe-
ner Grund Londons und Washingtons, die damit vermutlich hoffen, ihrem Unternehmen einen hohen morali-
schen Anspruch zu geben.“ Martin Winter, Kriegsziele im Wandel. In: FR vom 26.02.2003. 
484 Vgl. u.a. Stephan Hebel, Demokratie paradox. In: FR vom 01.02.2003; Rolf Paasch, Straßenkarte ins Nichts. In: 
FR vom 01.03.2003. 
485 Dietmar Ostermann, Die Illusion der letzten Chance. In: FR vom 07.02.2003. 
486 Karl Grobe, Erdöl-Machtspiele. In: FR vom 14.01.2003. 
487 „Die Urbegründung für den militärischen Aufmarsch gegen Saddam Hussein ist der Verdacht, dass er weiterhin 
Massenvernichtungswaffen produziert. […] Und mit jedem Fortschritt der Waffeninspekteure in Irak […] wird 
der Boden dünner.“ Martin Winter, Kriegsziele im Wandel. In: FR vom 26.02.2003. 
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Argument gegen diesen „war of choice“ der Amerikaner am Vorabend der Angriffe 
auf den Irak vorbringt: „Mit der Attacke auf den Irak brechen die Angreifer das 
Völkerrecht. Sie erfolgt nicht aus Notwehr und ist auch keine Nothilfe. Der Krieg 
[…] ist nicht angemessen, und die Alternative zu ihm ist besser. Dieser Krieg ist 
offenkundig nicht das letzte Mittel.“488 
Wenige Tage, nachdem die ersten Terrorverdächtigen aus Afghanistan in Guanta-
namo Bay auf Kuba gelandet sind, ist deren Behandlung durch die USA auch The-
ma eines Kommentars der FR. In eindringlichen Worten beschreibt sie deren 
Haftbedingungen als auch die Umstände ihrer Überführung nach Kuba als 
schwerwiegende Verletzung der Menschenrechte: „In der US-Basis Camp X-Ray auf 
Kuba werden sie in knapp schrankgroßen Gehegen gehalten, dem Wetter, den In-
sekten und möglicherweise der Willkür ihrer Bewacher schutzlos ausgesetzt. Sie 
sind nach Guantanamo verfrachtet worden, noch bevor die Käfige für sie errichtet 
waren; sie waren gefesselt wie in früheren Zeiten Sklaven, nur gründlicher; die Au-
gen waren ihnen verbunden; der Gang zur Toilette während eines zwölfstündigen 
Fluges weder erlaubt noch physisch möglich; viele wurden mit Drogen ‚sediert‘, 
faktisch willenlos gemacht. Das Bündel dieser Maßnahmen, und jede einzelne, ist 
ein Bruch der international geltenden Rechtsnormen.“489 
Doch nicht nur auf die Art und Weise, in der die Gefangenen untergebracht 
sind, zielt die Kritik der FR. Auch gegen das juristische Konstrukt, durch das die 
USA den Inhaftierten den Schutz der Genfer Konvention vorenthalten wollen, er-
hebt sie Widerspruch. Denn für die von US-Verteidigungsminister Donald Rums-
feld benannte Kategorie des „illegalen Kämpfers“ (illegal combatant) gebe es keine 
Entsprechung im Völkerrecht. Entsprechend fordert die FR Washington dazu auf, 
seine Gefangenen bis zur Fällung eines rechtskräftigen Urteils als Kriegsgefangene 
gemäß der Genfer Konvention zu behandeln und insbesondere auch deren Men-
schenwürde zu garantieren.490 Derlei Insistieren auf der Menschenwürde der Ge-
gangenen in Verbindung mit jener zuvor genannten Passage zu den Haftbedingun-
gen legen zumindest die Vermutung nahe, dass die FR den USA eine recht große 
Bandbreite an Maßnahmen zur Informationsgewinnung – immerhin der Haupt-
grund, weshalb die Bush-Administration die Genfer Konvention zu umgehen sucht 
– zutraut. 
Noch ein weiteres Mal kommt die FR im Laufe dieser zweiten Untersu-
chungsphase auf Guantanamo zu sprechen. Anfang November geht es ihr aller-
dings weniger um die Haftbedingungen der Gefangenen als solche, denn vielmehr 
um den Umstand, dass die Guantanamo-Insassen ein knappes Jahr später noch 
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immer ohne juristische Überprüfung ihrer Haftgründe einsitzen. Für Rolf Paasch 
nichts weniger als ein „vergessener Justizskandal“: „Wer sich an das Chaos erinnert, 
in dem die der Al Qaeda-Mitgliedschaft Beschuldigten im November 2001 festge-
nommen wurden, der weiß, dass es in Guantanamo drei Kategorien von Häftlingen 
geben muss. Schuldige, Unschuldige und Mitläufer. Wenn ihr Status nach fast ein-
jähriger Haft noch ungeklärt ist und bisher kein einziger Insasse angeklagt wurde, 
[…] dann ist dies ein im Schatten des Anti-Terror-Krieges vergessener Justizskan-
dal.“491 
Während Umfang und Ausrichtung des internationalen Engagements in Afghanistan 
durchaus kritisch hinterfragt werden, ist der deutsche Beitrag am Hindukusch über 
die gesamte zweite Untersuchungsphase hinweg de facto kein Thema für die FR, 
oder zumindest nicht in ihren Kommentaren. Selbst der bekannte Satz von Bun-
desverteidigungsminister Peter Struck, demzufolge die Sicherheit der Bundesrepu-
blik auch am Hindukusch verteidigt werde – immerhin ein Zitat, das so erstmalig in 
der FR zu lesen war492 –, ist ihr lediglich eine kurze Erwiderung wert: „Die Sicher-
heit Deutschlands wird nicht [Hervorhebung im Original; J.G.] am Hindukusch ver-
teidigt; das ist Stuss.“493 Inwieweit sich aus dieser Feststellung allerdings Konse-
quenzen für den deutschen Afghanistan-Einsatz ergeben, führt die FR nicht weiter 
aus. 
Ungleich ausführlicher wird die deutsche Haltung zum Irak thematisiert. Frei-
lich erst, nachdem der Kanzler seine Ablehnung eines möglichen Irak-Kriegs zum 
Auftakt des Bundestagswahlkampfes 2002 öffentlichkeitswirksam artikuliert hat. 
Dass Schröders Opposition zu einem etwaigen Krieg am Golf nicht völlig uneigen-
nützig in Bezug auf die bevorstehenden Wahlen sein könnte, diesen „Verdacht“ 
hegt auch die FR.494 Allein, ein Problem erkennt sie darin nicht; im Gegenteil. So 
spricht etwa Jochen Siemens durchaus anerkennend vom „richtigen Wahlkampf-
Riecher“ Schröders.495 Zuvor hatte er bereits betont, dass es absolut legitim sei, die 
Ablehnung eines möglichen Kriegs auch in Wahlkampfzeiten zu thematisieren: 
„Natürlich ist es […] richtig und legitim, solche Überzeugungen im Wahlkampf 
herauszustellen. […] Der Wähler hat ein Anrecht darauf zu erfahren, ob die künfti-
ge Bundesregierung einen außenpolitischen Kurs, wie ihn gegenwärtig die Falken in 
Washington abstecken, mitgehen würde.“496 
                                                          
491 Rolf Paasch, Wie in Guantánamo. In: FR vom 01.11.2002. 
492 „Die Sicherheit der Bundesrepublik wird auch am Hindukusch verteidigt.“ – Zit. nach Axel Vornbäumen, 
Bundeswehr erhält neuen Auftrag. In: FR vom 06.12.2002. 
493 Ders., Die Wacht am Hindukusch. In: FR vom 06.12.2002. 
494 „Die bislang gegebenen Erläuterungen [= weshalb der Bundeskanzler die Gefahr eines Irak-Kriegs auf einmal 
mit einer solchen Dringlichkeit behandelt; J.G.] […] legen den Verdacht nahe, das Hauptmotiv sei doch […]: 
[die Wahl] gewinnen wollen.“ Knut Pries, Gewinnmotive. In: FR vom 06.08.2002. 
495 Jochen Siemens, Ass mit Kehrseite. In: FR vom 14.09.2002. 
496 Ders., Die Crux mit dem deutschen Weg. In: FR vom 07.08.2002. 
194 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Darüber hinaus ergibt sich ein durchaus ambivalentes Bild, welches die FR 
von Schröders Wahlkampf zeichnet. Während sie ihm in der Sache – also in der 
Ablehnung eines militärischen Regimewechsels am Golf bei derzeitiger Beweislage 
gegenüber Hussein – durchaus zustimmt, diesen Umstand sogar ein ums andere 
Mal betont,497 stört sie sich am Tonfall des Kanzlers.498 Dabei ist es nicht allein der 
proklamierte „deutsche Weg“ in der Außenpolitik, an dem sich die FR reibt;499 
nachhaltiger Widerstand entzündet sich vor allem an Schröders Aussage, selbst bei 
einem Mandat der Vereinten Nationen einen Irak-Krieg nicht unterstützen zu wol-
len: „Der Wahlkämpfer Schröder braucht die einfache Botschaft: Mit uns keinen 
Krieg. Der Staatsmann Schröder hätte sich besser Optionen offen gelassen.“500 
An dieser grundsätzlichen Einschätzung wird die FR auch über die Bundes-
tagswahl hinaus festhalten. So bekundet Jochen Siemens nach Schröders Wieder-
wahl zwar zunächst seine inhaltliche Übereinstimmung mit dem Kanzler und des-
sen Kritik an der gegenwärtigen US-Politik, nur um sogleich an die diplomatische 
Seite Schröders zu appellieren, den Weg zurück „zu einem vertrauensvollen und 
freundschaftlichen Ton“ im Umgang mit den USA zu suchen.501 Denn: „Schröders 
Alleingang verhinderte einen gemeinsamen europäischen Standpunkt zu Irak. Nur 
ein solcher hätte genügend Gewicht, um in Washington etwas zu bewirken.“502 
Je näher allerdings der Krieg gegen den Irak rückt, desto weniger geht die FR 
mit der deutschen Außenpolitik ins Gericht. Ausdrücklich verteidigt sie etwa die 
auf einer SPD-Wahlkampfveranstaltung in Goslar getroffene Festlegung des Kanz-
lers, einer zweiten, den Krieg eindeutig legitimierenden Irak-Resolution unter gar 
keinen Umständen zustimmen zu wollen, als „richtig“: „Schröder hat, Wahlkampf 
oder nicht, das Richtige gesagt, als er ein Ja ausschloss.“503 Ohne auf die damit ein-
hergehende Marginalisierung der noch ausstehenden Befunde der UN-
Waffeninspekteure einzugehen, heißt es zur Begründung: „Die gefährlich martiali-
sche Politik von George W. Bush […] schließt Zustimmung zu seinem Feldzug 
derzeit für jeden aus, der Krieg wirklich für das allerletzte Mittel hält und das leidli-
che Funktionieren des Überwachungs-Regimes halbwegs objektiv einschätzt.“504 
Zuvor hatte die FR bereits Jochen Siemens‘ unter dem Eindruck der Bundestags-
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wahlen formulierte Kritik relativiert, der zufolge Schröders international nicht ab-
gestimmte Oppositionshaltung den deutschen beziehungsweise europäischen Ein-
fluss auf Washington miniert habe. Nur vier Wochen später behauptet Rolf Paasch 
nämlich das genaue Gegenteil: „Ohne die europäische Wirkung der deutschen 
Fundamental-Opposition gegen jeden Krieg wäre Blair vielleicht noch mehr auf 
US-Kurs gegangen, hätte Chirac vielleicht anders gehandelt.“505 Abgesehen von der 
auch inhaltlichen Übereinstimmung in der Sache legt Paaschs Argumentation den 
Grundstein für die künftige Linie der FR, mittels der sie den Kurs des Kanzlers bis 
zum Kriegsausbruch Ende März 2003 verteidigen wird. Nicht nur, dass sie Schrö-
der ausdrücklich vom Vorwurf, Deutschland in die Isolation zu führen, frei-
spricht,506 auch sei es die Bush-Administration selbst gewesen, die nicht habe mit 
sich reden lassen und damit indirekt die deutsche Totalverweigerung erst befördert 
habe: „Wer die Einflussmöglichkeiten der anderen in einer Partnerschaft gegen null 
reduziert, darf sich nicht wundern, wenn die Partner dann andere Wege suchen, 
sich Gehör zu verschaffen.“507 
Am Ende obliegt es Knut Pries, die deutsche Außenpolitik am Vorabend des 
Krieges noch einmal zu verteidigen. Trotz des nicht mehr zu verhindernden Waf-
fengangs am Golf betrachtet er diese in Bezug auf Bushs zahlenmäßig überschau-
bare „Koalition der Willigen“ sogar als „erfolgreich“: „Es klingt angesichts der Er-
eignisse zynisch, aber: Diese Position [= die deutsche Opposition zu den Kriegs-
plänen der USA; J.G.] war nicht nur berechtigt, sie war erfolgreich. So wenig es ge-
lang, George W. Bush und seine wild entschlossenen Mitstreiter zu stoppen, so 
überzeugend war die Resonanz jenseits der verschlossenen Ohren von Washington 
und London. Das ist das Dilemma der Bundesregierung: Recht hat sie, aber sie hat 
dort, wo es darauf ankam, nicht Recht bekommen.“508 
6.2.1.5. Zusammenfassung der zweiten Phase 
Ergeben die Kommentare der vier untersuchten deutschen Tageszeitungen zu-
nächst noch ein weitgehend einheitliches Bild, nehmen die Gemeinsamkeiten im 
weiteren Verlauf der zweiten Phase mehr und mehr ab. Während der Komplex Af-
ghanistan noch relativ homogen beurteilt wird, decken die Redaktionen auf den 
übrigen Analysefeldern ein breites Meinungsspektrum ab. 
Allgemeines Einvernehmen herrscht, wie erwähnt, in Bezug auf Afghanistan 
vor. Mögen SZ und „Welt“ die Lage am Hindukusch auch in drastischeren Worten 
beschreiben, eine pessimistische Grundstimmung bestimmt überall das Bild. Alle 
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vier erkennen große Probleme in der mangelhaften Sicherheitslage, dem Machtva-
kuum jenseits von Kabul und dem stockenden Wiederaufbau. Als gemeinsame Ur-
sache dieser Probleme hat man die alleinige Beschränkung der internationalen 
Schutztruppe auf die afghanische Hauptstadt ausgemacht – und auf diesen Um-
stand zielen auch alle vorgeschlagenen Gegenmaßnahmen. Abhilfe versprechen 
sich die vier von einer Ausweitung des ISAF-Mandats; wenn schon nicht auf ganz 
Afghanistan, so doch zumindest auf die nächstgrößeren Städte des Landes. Dass 
dies nicht ohne eine damit einhergehende Truppenaufstockung funktionieren wird, 
ist ebenfalls allgemeiner Konsens. Konkrete Forderungen werden allerdings einzig 
an die Vereinigten Staaten gerichtet, deren Engagement am Hindukusch dann auch 
überall, freilich in unterschiedlichem Ausmaß, Anlass zur Kritik bietet. So bemän-
geln alle vier, dass die USA den Wiederaufbau Afghanistans aufgrund anderweitiger 
Prioritäten – Kampf gegen den Terror, Irak – vernachlässigen würden, wobei in SZ 
und FR die Kritik insgesamt erheblich umfangreicher und zum Teil auch deutlich 
drastischer im Ton ausfällt. Allerdings hat nur die FR ein generelles Problem mit 
dem amerikanischen Auftreten in Afghanistan; die US-Strategie am Hindukusch, so 
ihr Vorwurf, führe zu zu hohen Opferzahlen unter der afghanischen Zivilbevölke-
rung. Darüber hinaus ist bei allen ein generelles Nachlassen des Interesses an Af-
ghanistan unverkennbar; spätestens im letzten Quartal 2002 hat der Irak-Streit den 
Hindukusch aus sämtlichen Kommentarspalten praktisch vollständig verdrängt. 
Ein gänzlich anderes Bild ergibt sich in Bezug auf den Irak. Hier reicht das 
Spektrum von weitgehender Zustimmung zur amerikanischen Irak-Politik („Welt“) 
über Teilung der amerikanischen Gefahrenanalyse hinsichtlich der irakischen Mas-
senvernichtungswaffen (FAZ, teilweise auch SZ) bis hin zu umfassender Ableh-
nung in nahezu sämtlichen Punkten (FR). Dabei negiert keine Redaktion den 
grundsätzlich verbrecherischen Charakter des irakischen Regimes, auch erkennen 
alle ein Problem darin, dass der irakische Diktator mehr als ein Dutzend Sicher-
heitsratsresolutionen seit dem letzten Golfkrieg weitgehend folgenlos ignoriert und 
schließlich lehnt auch niemand militärische Mittel im Umgang mit Hussein in letz-
ter Konsequenz ab, nicht einmal die FR. Differenzen ergeben sich freilich in Bezug 
auf das empfundene Ausmaß der irakischen Bedrohung beziehungsweise hinsicht-
lich der befürchteten Risiken eines militärischen Eingreifens – woran sich letztlich 
auch der Grad der Zustimmung zur US-Politik bemisst. 
Am stärksten distanziert sich die FR von der Irak-Politik der USA. Als einzige 
bezweifelt sie die Existenz der vermeintlichen irakischen Massenvernichtungswaf-
fen bereits im Vorfeld der Kampfhandlungen, weshalb sie einen Krieg zum Zwecke 
des Regimewechsels auch von Anfang an entschieden ablehnt. Stattdessen gibt sie 
sich überzeugt davon, dass Hussein mit herkömmlichen Mitteln – etwa in Gestalt 
fortgesetzter UN-Inspektionen – eingedämmt werden könne. Neben der Überzeu-
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gung, dass ein Irak-Krieg ohne entsprechenden Sicherheitsratsbeschluss in jedem 
Fall völkerrechtswidrig wäre, ist es nicht zuletzt die vermutete Motivlage Bushs, 
welche sie als Begründung für ihre ablehnende Haltung heranzieht. Als einzige por-
trätiert die FR den US-Präsidenten gleich mehrfach als religiösen Fundamentalisten, 
der insgeheim die Interessen der amerikanischen Öl-Industrie im Irak verfolge. 
Ein ganzes Stück aufgeschlossener der US-Position gegenüber zeigt sich die 
SZ, zumindest was die amerikanische Gefahreneinschätzung betrifft. Auch sie sieht 
im irakischen Diktator ein Problem, welches nicht länger ignoriert werden könne; 
auch sie empfindet den damit verbundenen Autoritätsverlust des UN-
Sicherheitsrates. Zu keinem Zeitpunkt allerdings befürwortet sie einen umfassen-
den Krieg zum Sturze Husseins; das Risiko eines Waffengangs überwiege die von 
Bagdad ausgehenden Risiken bei weitem. Zumal einem solchen ohne zweiten 
Sicherheitsratsbeschluss auch die völkerrechtliche Legitimation fehle. Und so plä-
diert auch die SZ für eine Fortführung der Eindämmungspolitik gegenüber Hus-
sein, wobei sie allerdings stets – und im Unterschied zur FR – auf die Unerlässlich-
keit militärischer Druckmittel verweist. 
Trotz ihrer immer wieder sporadisch durchscheinenden Besorgnis hinsichtlich 
der Risiken eines amerikanischen Militärschlags gegen den Irak verteidigt die FAZ 
in der Hauptsache lange Zeit den Kurs der Bush-Administration. Nicht nur, dass 
sie sich der amerikanischen Gefahreneinschätzung bezüglich der Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen deutlich näher fühlt als der vorherrschenden Stimmung 
hierzulande, auch erkennt sie im Konzept von Präventivschlägen ein probates Mit-
tel zur Eindämmung eben jener Gefahr. Erst gegen Jahresende 2002 beginnt die 
FAZ wieder stärker auf Distanz zu gehen. Eine akute Bedrohung, welche einen 
Krieg am Golf rechtfertigen würde, vermag sie in den vorgelegten amerikanischen 
Beweisen nicht zu erkennen. Auch überwiegen jetzt die völkerrechtlichen Beden-
ken, was die FAZ am Ende gegen einen Krieg und für eine Fortsetzung des In-
spektionsregimes plädieren lässt. 
Am weitesten reicht die Übereinstimmung der „Welt“ mit der Politik der 
Bush-Administration. Während auch sie zunächst noch die Risiken eines Kriegs am 
Golf betont, hat sich „Die Welt“ bis Mitte 2002 der US-Position immerhin inso-
weit angenähert, dass sie angesichts der vom Irak ausgehenden Gefahren zumin-
dest mittelfristig einen militärisch herbeizuführenden Regimewechsel in Bagdad 
unterstützen würde. Aus der Übereinstimmung in der Gefahreneinschätzung er-
wächst dann auch die Zustimmung zu den von der Bush-Administration befürwor-
teten Gegenmaßnahmen, etwa in Form von Präventivschlägen. Die mangelhafte 
Kooperation Husseins mit den Vereinten Nationen und deren Waffeninspekteuren 
lässt „Die Welt“ dann spätestens Mitte Februar 2003 die Geduld mit dem iraki- 
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schen Diktator verlieren und offen für eine Intervention am Golf eintreten. Völker-
rechtliche Bedenken hegt sie kaum; ein Krieg wäre immerhin implizit durch Reso-
lution 1441 abgedeckt. 
Allen ist wiederum gemein, dass dem Thema Irak erst mit Beginn des Bundes-
tagswahlkampfes Anfang August umfassende Aufmerksamkeit zuteilwird. 
Kontrovers wird auch Amerikas Umgang mit den Menschenrechten der in Guan-
tanamo Bay inhaftierten Terrorverdächtigen diskutiert. Während sämtliche Redak-
tionen zumindest zeitweilig Haftbedingungen und Verweigerung des Kriegsgefan-
genen-Status gemäß der Genfer Konvention kritisieren, überwiegt bei „Welt“ und 
FAZ zunächst noch das Verständnis für die US-Politik. Beide betonen, dass die 
Gefangenen human beziehungsweise nicht ungesetzlich behandelt würden; beide 
legen dar, dass sich die USA vor allem an jenem Passus der Genfer Konvention 
störten, demzufolge die Gefangenen kaum mehr als Name und Dienstgrad preiszu-
geben hätten. Trotz der zum Teil harschen Kritik ist allen gemein, dass spätestens 
ab März 2002 Guantanamo wieder aus den Kommentarspalten verschwindet. Of-
fensichtlich überlagern andere Aspekte der US-Politik das Interesse am Gefange-
nenlager. 
Kaum belegen lässt sich die Haltung zum deutschen Afghanistan-Engagement 
– über die gesamte zweite Untersuchungsphase hinweg ist der Beitrag der Bundes-
republik praktisch kein Thema in den Kommentaren der untersuchten Tageszei-
tungen. 
Ganz anders sieht die Lage in Hinblick auf den Irak aus. Gerade angesichts 
der divergierenden Argumentationen in Bezug auf die amerikanische Irak-Politik 
mag die weitgehende Übereinstimmung bei der Verurteilung der deutschen Positi-
on überraschen. Unisono werfen die Redaktionen Bundeskanzler Schröder vor, aus 
der Position des Wahlkämpfers heraus zu agieren, an anti-amerikanische Gefühle 
seiner Wählerschaft zu appellieren beziehungsweise sich im Ton zu vergreifen. Und 
auch hinsichtlich der zu erwartenden Folgen des deutschen Kurses in der Irak-
Frage ist das Bild übereinstimmend negativ. Alle kritisieren Schröders Diskreditie-
rung der Vereinten Nationen, immerhin drei der vier fürchten die außenpolitische 
Isolation Deutschlands und werfen dem Kanzler vor, die Wahrscheinlichkeit eines 
Krieges zu erhöhen, indem er den Druck von Hussein nehme. Während drei von 
vier Redaktionen sich am Ende gegen einen Krieg am Golf positionieren, betont 
lediglich die FR in regelmäßigen Abständen, wie sehr sie Schröder in der Sache 
doch eigentlich zustimme. Bei der SZ erfolgt eine gewisse Rehabilitation des Kanz-
lers zumindest unmittelbar vor Kriegsbeginn, wenn sie ihn vom Vorwurf der Mit-
verantwortung am Krieg ausdrücklich freispricht. FAZ und „Welt“ hingegen blei-
ben bei ihrer umfassenden Ablehnung und lassen zeitweilig sogar Zweifel an der 
Eignung Schröders für sein Amt aufkommen. 
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6.2.2. Analyse amerikanischer Tageszeitungen 
6.2.2.1. New York Times 
Während ein generelles Nachlassen des Interesses unverkennbar ist, bleibt Afghanis-
tan auch in der zweiten Untersuchungsphase zunächst noch regelmäßiges Thema in 
den Kommentarspalten der „NY Times“, bevor es dann auch hier mit Beginn des 
vierten Quartals 2002 zunehmend von der Irak-Debatte verdrängt wird. 
Dabei blickt die „Times“ zu Jahresbeginn noch durchaus optimistisch auf Af-
ghanistan. So ist nicht nur von einer „Atmosphäre der relativen Stabilität“ am Hin-
dukusch die Rede, auch glaubt sie das Land insgesamt einigermaßen unter Kontrol-
le: „The new year in Afghanistan has opened in an atmosphere of relative stability 
that seemed unimaginable a few months ago. An interim government […] controls 
Kabul, while its allies are more or less in charge of the rest of the country.“509 Bald 
schon soll sich diese Einschätzung jedoch als Irrtum herausstellen. Spätestens seit 
dem gewaltsamen Tod des afghanischen Luftfahrtministers Abdul Rahman Mitte 
Februar häufen sich die Klagen über die prekäre Sicherheitslage im Land.510 Nun-
mehr gilt einzig Kabul noch als sicher, derweil im Umland „warlords […], bandits 
[…] and opportunistic neighbors like Iran“ um Einfluss kämpften.511 Ein knappes 
Jahr nach Beginn der Luftangriffe scheint die allgemeine Unsicherheit dann auch 
die afghanische Hauptstadt selbst erfasst zu haben: „The security situation in Kabul 
is far short of satisfactory. But conditions are worse in the rest of the country, 
where warlords, bandits and fugitive Taliban forces run rampant.“512 
Verantwortlich für die unzureichende Sicherheitslage macht die „Times“ vor 
allem die viel zu kleine internationale Schutztruppe, deren Mandat sich überdies nur 
auf die afghanische Hauptstadt beschränkt. Und so erscheint praktisch kein Kom-
mentar zu Afghanistan, der nicht wenigstens in einem Absatz auch die Aufsto-
ckung der ISAF-Schutztruppe fordern würde.513 Konkret denkt die „Times“ dabei 
an eine Größenordnung von etwa 25 000 bis 30 000 Mann, und die hätten dann 
konsequenterweise nicht nur Kabul, sondern auch alle größeren Städte und Straßen 
zu sichern.514 Während bisweilen auch eine Erhöhung der Hilfsgelder gefordert 
wird,515 konzentriert sich die „Times“ allerdings vorwiegend auf den militärischen 
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Aspekt. Weiß sie doch, dass es ohne Sicherheit keinen Wiederaufbau Afghanistans 
geben wird: „The administration says Afghanistan cannot absorb more aid dollars, 
partly because roads are unsafe and access to the countryside is blocked. In other 
words, one of the main limits on Afghanistan’s capacity for absorbing aid is the 
lack of security.“516 
Was die Bereitstellung der geforderten zusätzlichen Truppenteile betrifft, so 
hat die „Times“ vor allem die großen europäischen NATO-Mitgliedsstaaten im 
Blick – ausdrücklich angesprochen werden Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland als auch deren ablehnende Haltung hierzu: „The challenges of such a 
mission call for the kind of firepower, experienced commanders and advanced 
communications technology best provided by NATO countries. Britain, France 
and Germany, which now provide the core of the Kabul force, could do the same 
countrywide, but their governments decline to participate.“517 Umgekehrt äußert 
die „Times“ zunächst Verständnis für die Position der Bush-Administration, sich 
fürs Erste auf die Jagd nach Taliban und Al Qaida konzentrierten zu wollen,518 
mahnt in diesem Fall aber wenigstens die finanzielle Unterstützung der ISAF an: 
„It [= die Vereinigten Staaten; J.G.] may not wish to offer troops right now for an 
international force, but it should be willing to help pay for those from poorer coun-
tries.“519 
Weil sich aber schon bald abzeichnet, dass es die geforderten zusätzlichen 
Soldaten aus NATO-Kreisen nicht geben wird, appelliert die „Times“ im weiteren 
Jahresverlauf dann wieder verstärkt an die amerikanische Verantwortung für Af-
ghanistan, dabei stets das Beispiel von 1989 vor Augen,520 als die Vereinigten Staa-
ten Afghanistan sich selbst überließen: „The failure to stay engaged in Afghanistan 
led directly to Sept. 11. It is not an error we should commit again.“521 Das genau 
dieses Szenario schon bald wieder eintreten könnte, befürchtet die „Times“ dann 
angesichts der amerikanischen Vorbereitungen für einen Krieg am Golf: „With the 
administration increasingly consumed by Iraq, there is a risk that Afghanistan’s 
needs will be shortchanged.“522 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte sich die „Times“ als Geg-
nerin eines baldigen Krieges mit dem Ziel, Hussein zu stürzen, positioniert. Gleich-
zeitig hatte sie aber durchaus Sympathien für einen Regimewechsel im Irak erken- 
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nen lassen und ihre potentielle Unterstützung für eine spätere Operation nicht aus-
geschlossen. Derart ambivalent äußert sich die „Times“ zu Jahresbeginn erneut,523 
bevor die Irak-Debatte dann zunächst wieder in den Hintergrund rückt. 
Neuerlich aufgegriffen wird die Diskussion erst Anfang Juli, und noch immer 
scheut die „Times“ eine eindeutige Positionierung. Zwar verweist sie ein ums ande-
re Mal auf die „beträchtlichen Risiken“ („substantial risks“),524 die mit einem groß 
angelegten Angriff auf den Irak einhergingen, doch beschränkt sie sich fürs Erste 
darauf, Regierung und Kongress – ohne die Zustimmung des letzteren darf kein 
US-Präsident, und sei er auch oberster Befehlshaber der Streitkräfte, einen Krieg 
beginnen – zu einer ernsthaften öffentlichen Debatte über die Chancen und Risi-
ken eines Kriegs am Golf aufzufordern.525 
Dieses wochenlange Hin- und Herlavieren hat Anfang August ein Ende, wenn 
die „Times“ in aller Deutlichkeit feststellt, dass die Bush-Administration sie mit 
ihren Kriegsplänen bisher alles andere als überzeugt habe: „There may be a com-
pelling case to be made for war with Iraq. The administration has not yet made 
it.“526 Die bisher vorgebrachten Gründe – sei es die mögliche Verwicklung Hus-
seins in die Anschläge vom 11. September oder die eventuelle Weitergabe von 
Massenvernichtungswaffen an Terroristen – reichen der „Times“ jedenfalls nicht, 
um einen Krieg im Irak zu rechtfertigen. Zwar erkennt auch sie in Hussein eine 
„Bedrohung für die Vereinigten Staaten und deren Interessen im Mittleren Osten“, 
doch müsse diese eben sehr genau gegen die Risiken eines Militärschlags abgewo-
gen werden.527 Daraus ergibt sich dann auch ihre unmittelbare Handlungsempfeh-
lung an die Regierung Bush: „America’s goal should be to ensure that Iraq is dis-
armed of all unconventional weapons. […] Removing Mr. Hussein from power 
may be the only way to assure that Iraq fully disarms, but every available diplomatic 
option should be exhausted first.“528 Das Mindeste aber, was Bush vor einem etwa-
igen Waffengang zu tun habe, sei eine weitere UN-Resolution einzuholen, die Hus-
sein für den Fall fortwährender Nichteinhaltung seiner Abrüstungsverpflichtungen 
mit militärischen Konsequenzen drohe.529 Krieg – und hier deckt sich ihre Sicht mit 
derjenigen Bushs – ist der „Times“ im Umgang mit Hussein nämlich sehr wohl ein  
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probates Mittel, allerdings eines, das erst eingesetzt werden sollte, wenn alle ande-
ren Optionen erschöpft sind. Es ist primär diese Einschränkung, weshalb die  
„Times“ dem Kurs der Bush-Administration in Sachen Irak nicht folgen mag. 
Die Überzeugung, dass der Einsatz von Waffengewalt erst dann erfolgen dür-
fe, wenn alle anderen Mittel versagt hätten, ist es auch, welche die „Times“ schon 
früh auf Abstand zur später innerhalb der neuen Nationalen Sicherheitsstrategie der 
USA ausformulierten Präventivschlags-Doktrin gehen lässt. Erstmals in diesem 
Sinn äußert sich die „Times“ bereits im Januar, unmittelbar im Anschluss an Bushs 
Rede „zur Lage der Nation“, wenn sie vor dem zu schnellen Gebrauch militärischer 
Mittel warnt.530 Nicht die „Achse des Bösen“ ist es, die ihren Widerspruch heraus-
fordert, sondern vielmehr die aus den Worten Bushs531 herausgehörte neue US-
Verteidigungspolitik, „[one] that includes the threat of armed intervention against 
nations that are developing weapons that may put the United States in peril. The 
evolving Bush doctrine implies a pre-emptive use of conventional force.“532 Wäh-
rend im weiteren Jahresverlauf die Bush-Administration ihre neue Militärdoktrin 
zunehmend präzisiert, gesteht auch die „Times“ ein, dass es gewisse Umstände ge-
ben könne, in denen es durchaus „Sinn mache“, zuerst zuzuschlagen – etwa bei 
Terrorgruppen im Stile von al-Qaida: „With no territory or vulnerable resources of 
their own […] they appear immune to threats of American retaliation. When 
groups like that are discovered preparing an attack, it makes sense to strike first.“533 
Dennoch sollten Präventivschläge nicht zum Schwerpunkt amerikanischer Vertei-
digungspolitik erhoben werden, findet die „Times“.534 Gerade im Umgang mit 
staatlichen Akteuren könne eine Strategie der Abschreckung, wie sie im Kalten 
Krieg einst erfolgreich praktiziert wurde, noch immer funktionieren: „We believe 
that deterrence can still be a powerful force in managing many of the threats the 
United States faces.“535 Schließlich ist es nicht zuletzt die befürchtete Außenwir-
kung auf befreundete Nationen,536 weshalb der „Times“ angesichts der neuen 
Doktrin einigermaßen „unwohl“ („uncomfortable“537) zumute ist. 
Nachdem die „Times“ bereits im Vorfeld festgestellt hatte, dass sie einen US-
geführten Angriff auf den Irak allenfalls mit Billigung des Sicherheitsrates unter-
stützen würde,538 wird Bushs Ansprache vor der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen auch ausdrücklich begrüßt. Dies nicht nur, weil sie mit dessen Haupt-
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argument übereinstimmt, demzufolge das nicht geahndete Verhalten Husseins die 
Glaubwürdigkeit der UN untergrabe. Sondern auch, weil Bush mit diesem Schritt – 
wie verlangt – vorerst anderen Optionen als der militärischen den Vorzug gibt: 
„Mr. Bush […] seemed willing to employ measures short of war before turning to 
the use of force. These are welcome and important statements.“539 Zugleich gibt sie 
allerdings zu bedenken, dass der Präsident es auch auf der Bühne der Vereinten 
Nationen nicht geschafft habe, darzulegen, weshalb vom Irak eine unmittelbare 
Bedrohung ausgehe, die ein sofortiges militärisches Eingreifen der USA erforde-
re.540 Wohl auch deshalb betont die „Times“ im Anschluss noch einmal die Ziele, 
welche die Vereinigten Staaten und die Vereinten Nationen gegenüber dem Irak 
verfolgen sollten: „What really counts in this conflict […] is the destruction of 
Iraq’s unconventional weapons and the dismantling of its program to develop nu-
clear arms. That should be the lodestar of American and United Nations policy.“541 
Und nicht Regimewechsel, wie noch zu ergänzen wäre, doch überlässt die „Times“ 
derartige Implikationen an dieser Stelle ihren Lesern. Bis auf Weiteres jedenfalls 
solle Bush mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten,542 dem Sicherheitsrat 
die notwendige Zeit geben, die dieser brauche, um eine neue, strenge Irak-
Resolution zu verabschieden543 und fürs Erste versuchen, den UN-
Waffeninspekteuren die Rückkehr in den Irak zu ermöglichen: „The desirable al-
ternative to war is to send U.N. arms investigators back into Iraq with no re-
strictions on their ability to search and destroy Baghdad’s illegal weapons programs. 
In needs to be fully explored.“544 
Entsprechend begreift die „Times“ UN-Resolution 1441 auch als Chance – 
wenngleich auch nur als geringe –, dass der Irak doch noch auf friedlichem Weg 
abgerüstet werden könne.545 Während sie durch den Resolutionstext sehr wohl 
auch einen Waffengang abgedeckt sieht, mahnt die „Times“ zugleich zur Zurück-
haltung. Nur im äußersten Fall, also falls sich der Sicherheitsrat auch weiterhin wei-
gern sollte, seinen Drohungen entsprechende Taten folgen zu lassen, sollte Wa-
shington erwägen, allein gegen den Irak vorzugehen: „Only if the council fails to 
approve the serious consequences it now invokes – generally understood to be 
military measures – should Washington consider acting alone.“546 Die anfänglich 
strenge Auslegung, dass bereits Husseins aller Voraussicht nach unvollständiger 
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Bericht über den Zustand seiner Waffenprogramme als Kriegsgrund genüge,547 
wird allerdings schon bald wieder verworfen. Erst wenn der erste Zwischenbericht 
der UN-Waffeninspekteure Ende Januar vorliege, sei es an der Zeit, über weniger 
friedliche Entwaffnungsmöglichkeiten nachzudenken: „That will be the time to 
judge Baghdad’s overall cooperation and decide whether Iraq can be disarmed by 
peaceful means alone.“548 
Mit Beginn des neuen Jahres wird der Tonfall der „Times“ allerdings zuneh-
mend drängender. Eindringlich und in immer kürzeren Abständen appelliert sie an 
die Bush-Administration, die Kriegsdynamik auszusetzen549 und alle diplomati-
schen Optionen zuerst auszureizen.550 Dabei ist es nicht allein die nach wie vor be-
stehende Einschätzung, dass von Husseins Massenvernichtungswaffen keine un-
mittelbare Gefahr ausgehe, welche die „Times“ antreibt.551 Mindestens ebenso stark 
wiegt die Furcht vor einem amerikanischen Alleingang, der angesichts des Ausma-
ßes der irakischen Bedrohung erst Recht nicht in Erwägung gezogen wird: „There 
are some threats and some causes that require fighting even if America has to fight 
alone, but this isn’t one of them.“552 Wohl auch deshalb plädiert die „Times“ Ende 
Januar dafür, nachdem der Leiter der UN-Waffeninspekteure, Hans Blix, den 
Sicherheitsrat über den Stand der Inspektionen informiert hat, dessen Team im 
Irak mehr Zeit zu bewilligen.553 
Nicht ohne Einfluss bleibt US-Außenminister Powells Präsentation vor den 
Vereinten Nationen.554 Hernach zeigt sich auch die „Times“ überzeugt davon, dass 
Husseins Irak allein durch Inspektionen nur schwer zu kontrollieren sei;555 auch 
wird die Rolle Frankreichs im Sicherheitsrat – von Deutschland hingegen ist, mut-
maßlich in Ermangelung eines eigenen Vetorechts, so gut wie keine Rede – jetzt 
zunehmend556 problematisiert: „France must cease acting as if the real problem 
were to contain the United States. The Europeans and the United Nations must 
recognize that Saddam Hussein does pose a clear and present danger to the peace-
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ful international order that the United Nations purport to protect. The credibility 
of the United Nations is at issue […].“557 Wiewohl der „Times“ eine zweite, den 
Waffengang am Golf dann eindeutig legitimierende UN-Resolution angesichts der 
zuvor festgestellten Verstöße Husseins gegen Resolution 1441 mittlerweile am 
liebsten wäre,558 ist sie sich des Umstands bewusst, dass ein solcher Beschluss ange-
sichts der vorherrschenden Stimmung im Sicherheitsrat aktuell wohl kaum durch-
setzbar sei. Vor diesem Dilemma formuliert die „Times“ in zwei zentralen Leitarti-
keln ihre nunmehr endgültige Position zum Thema Irak, an der sie bis Kriegsaus-
bruch auch festhalten wird: „It seems clear to us that the United Nations should 
enforce its own orders and make Iraq disarm, even if that requires force.“559 Wür-
den die Vereinten Nationen jetzt den Entschluss fassen, Hussein gewaltsam zu 
entwaffnen, würden die USA „in the context of a broad international coalition“560 
agieren – ein militärischer Einmarsch im Irak hätte die volle Unterstützung der 
„Times“. Genau hier aber liegt das Problem: So sehr die „Times“ die Vereinten 
Nationen auch in der Verantwortung sieht, so wenig scheinen diese bereit zu sein, 
ihrer Verantwortung nachzukommen. Die USA aber könnten nicht anstelle des 
Sicherheitsrates aktiv werden, wenn dieser an ein Funktionieren der Inspektionen 
glaube.561 Dies ist der Hintergrund, vor dem „Times“ ihr „Nein zum Krieg“ 
schlussendlich ausformuliert: „If it comes down to a question of yes or no to inva-
sion without broad international support, our answer is no.“562 
Als Bush anderthalb Wochen später in einem 48-Stunden-Ultimatum Hussein 
und dessen Söhne dazu auffordert, den Irak entweder zu verlassen oder eine militä-
rische Reaktion zu provozieren, macht die „Times“ ein letztes Mal deutlich, dass es 
nicht Bushs Zielsetzung ist, den irakischen Diktator zu entwaffnen, an der sie sich 
stört. Sondern an der Art und Weise, mit der die Bush-Regierung dieses Ziel ver-
folgt habe: „This page has never wavered in the belief that Mr. Hussein must be 
disarmed. Our problem is with the wrongheaded way this administration has gone 
about it.“563 Entsprechend sieht sie in der anstehenden Invasion des Irak, durchge-
führt ohne die Unterstützung weiter Teile der internationalen Gemeinschaft, vor 
allem ein Versagen der Bush-Administration: „The result is a war for a legitimate 
international goal against an execrable tyranny, but one fought almost alone. […] 
This result was neither foreordained nor inevitable.“ Noch einmal scheint hier die  
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ambivalente Haltung der „Times“ zum Irak-Krieg durch – wäre er im Konzert mit 
anderen Nationen und unter Federführung der Vereinten Nationen zustande ge-
kommen, sie hätte ihn nicht abgelehnt. 
Was die Auswirkungen von Amerikas Kampf gegen den Terror auf etablierte Men-
schenrechts-Standards betrifft, so hatte die „Times“ schon frühzeitig ihre Leser für 
das Thema sensibilisiert. Noch am Tag nach den Anschlägen vom 11. September 
hatte sie besorgt vor der „Versuchung“ gewarnt, angesichts der neuartigen Bedro-
hung den amerikanischen Rechtsstaat auszuhöhlen.564 Entsprechend besorgt rea-
giert sie auch auf erste Berichte über die Verlegung von afghanischen Terrorver-
dächtigen nach Guantanamo Bay auf Kuba ob deren Behandlung: „There have 
been disturbing reports about the conditions under which some of these detainees 
are being held. […] It is in America’s interest to afford all the prisoners humane 
conditions of detention […].“565 
Hier wie auch in Zukunft ist es aber weniger die Unterbringung der Gefange-
nen auf Kuba, die im Mittelpunkt der Kritik steht, als vielmehr die juristische 
Grauzone, in der sich die Terrorverdächtigen befinden. Dabei geht es zunächst vor 
allem um die amerikanische Weigerung, sämtlichen Inhaftierten den Schutz der 
Genfer Konvention zu gewähren – eine Entscheidung, die die „Times“ als „vor-
schnell und unüberlegt“ („hasty and ill-advised“) zurückweist.566 Während sie in 
einer ersten Reaktion zumindest bei gewissen Gefangenen die Vorenthaltung des 
Kriegsgefangenen-Status noch verteidigt,567 ist davon wenig später schon keine Re-
de mehr. Stattdessen verlangt sie jetzt, den Wortlaut der Genfer Konvention zitie-
rend, nach einem „zuständigen Gericht“568 („competent tribunal“), welches über 
den Status der Gefangenen befinden solle569 – Präsident Bush hingegen stehe diese 
Entscheidung nicht zu: „An arbitrary decision by the president is not an acceptable 
substitute for due process.“570 Dabei ist es nicht allein die immer wieder geäußerte 
Furcht, dass der amerikanische Umgang mit der Genfer Konvention auch einmal 
gefangene US-Soldaten gefährden könnte, welche die „Times“ bewegt.571 Sondern 
gleichermaßen die Überzeugung, dass Amerika nicht mit den Mitteln und Metho-
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den seiner Feinde kämpfe: „America upholds a higher standard for justice, inclu-
ding a commitment to fair trials and adherence to the rule of law. Mr. Bush should 
be proud to underscore this distinction by honoring all the requirements of the 
Geneva Convention.“572 
Danach verschwindet Guantanamo für annähernd ein ganzes Jahr wieder aus 
den Kommentarspalten der „Times“. Erst unmittelbar vor Kriegsausbruch im Irak 
wird das Lager neuerlich thematisiert. Dabei geht es jetzt auch um die fehlenden 
juristischen Möglichkeiten der Gefangenen, die Gründe ihrer Haft von einem or-
dentlichen Gericht überprüfen zu lassen, nachdem die „Times“ erstmals angedeutet 
hat, dass in Guantanamo möglicherweise auch Unschuldige einsitzen.573 Entspre-
chend fordert sie die Bush-Administration dazu auf, den Gefangenen ihre Rechte 
nicht länger vorzuenthalten: „In refusing to let the Guantanamo detainees chal-
lenge their confinement, the administration is trampling on their rights. It […] 
should rethink its policies.“ 
Nicht entgangen ist der „Times“ auch die Opposition der rot-grünen Bundesregie-
rung gegen einen möglichen Krieg im Irak. Weshalb sie sich jetzt – und ganz im 
Gegensatz zur ersten Untersuchungsphase, als die deutsche Außenpolitik noch kein 
Thema für sie war – in insgesamt drei Kommentaren mit der deutschen Position 
auseinandersetzt. 
Der erste Meinungsbeitrag mit Themenbezug erscheint Mitte September we-
nige Tage vor den Wahlen zum neuen Bundestag. Obgleich es darin um den deut-
schen Wahlkampf geht, thematisiert die „Times“ fast ausnahmslos die stagnierende 
wirtschaftliche Situation im Land, derweil sie in einem einzigen, weitgehend wert-
neutralen Satz die unterschiedlichen Positionen der beiden Kanzlerkandidaten zum 
Irak wie folgt zusammenfasst: „Mr. Schroder has scored points with voters by 
sharply criticizing Washington’s war talk on Iraq while Mr. Stoiber has expressed 
more nuanced reservations.“574 
Zwei Tage nach den Bundestagswahlen wird die Haltung der „Times“ schon 
klarer. Entgegen ihrer vorherigen Gewichtung macht sie deutlich, dass es vor allem 
Schröders Position in Sachen Irak war, welche ihm zum Wahlsieg verholfen habe. 
Der Kanzler sei, so die „Times“, nur knapp wiedergewählt worden, „after a bitter 
campaign focusing on his opposition to a war with Iraq. […] That stance […] 
helped to transform voter sentiment.“575 Zwar weist die „Times“ in diesem Zu-
                                                          
572 Diluting the Geneva Convention. In: NY Times vom 09.02.2002. 
573 „Advocates for the prisoners maintain that one-third or more are being held on the basis of bad intelligence, or 
simply for being in the wrong place at the wrong time.“ Forsaken at Guantanamo. In: NY Times vom 
12.03.2003. 
574 Germany’s Cautious Candidates. In: NY Times vom 12.09.2002. 
575 Germany Speaks. In: NY Times vom 24.09.2002. 
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sammenhang auf einen der Widersprüche in Schröders Argumentation hin,576 doch 
insgesamt fällt ihre Kritik vergleichsweise moderat aus. Dies wohl auch deshalb, 
weil sie trotz der Tatsache, dass hier ein Hauptverbündeter der USA erstmals seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs einen Wahlkampf auf Grundlage seines Wider-
stands gegen Amerikas gewonnen hat, keine ernsthaften Folgen für das deutsch-
amerikanische Verhältnis fürchtet: „There is no reason to think that the victory will 
fracture the relationship between Germany and the United States, which is based 
on a full range of common interests.“ Unabhängig von Schröders Wahlkampf äu-
ßert die „Times“ alsdann sogar Verständnis für das deutsche „Unbehagen“ an ei-
nem Krieg im Irak – verbunden mit der Aufforderung an Bush, diese weit über 
Deutschland hinausreichende Skepsis künftig stärker zu berücksichtigen. 
Mit dem Beginn von Deutschlands turnusgemäßer Mitgliedschaft im UN-
Sicherheitsrat – freilich ohne Veto-, sondern nur mit einfachem Stimmrecht – 
kommt die „Times“ Anfang Januar 2003 noch einmal auf die deutsche Haltung 
zum Thema Irak zurück. Es ist dies der Zeitraum, in dem die „Times“ eindringlich 
an Bush appelliert, seine Entscheidung für oder wider einen Einmarsch im Irak 
vom Bericht der UN-Waffeninspekteure abhängig zu machen. Gleiches wünscht 
sich die „Times“ natürlich auch von allen übrigen Sicherheitsratsmitgliedern, ein-
schließlich der Bundesrepublik. Und so steht im vorliegenden Fall insbesondere 
Deutschlands angekündigte Nichtbeteiligung an einem Irak-Krieg, auch für den 
Fall, dass der UN-Sicherheitsrat den Einsatz von Waffengewalt ausdrücklich legiti-
mieren sollte, im Fokus der Kritik. Berlin unterliege zwar keiner Verpflichtung, ei-
nen US-geführten Krieg gegen den Irak zu unterstützen, nur weil Washington dies 
so wolle, findet die „Times“. Doch gelte es den Fall zu bedenken, der eintrete, so-
bald die irakische Haltung der Welt keine andere Wahl lasse, als das Regime gewalt-
sam abzurüsten. „Emphasizing diplomacy over force is reasonable, but must be 
accompanied by a recognition that diplomacy alone doesn’t always work. As the 
facts [= gemeint ist hier primär der Bericht der UN-Waffeninspekteure; J.G.] come 
in on Iraq, Germany should base its decisions on the record of Iraqi conduct.“577 
6.2.2.2. Los Angeles Times 
Die gesamte zweite Untersuchungsphase hindurch bleibt Afghanistan ein regelmäßig 
wiederkehrendes Thema in der „LA Times“. Zwar lässt auch hier das Interesse mit 
zunehmender Intensität der Irak-Debatte nach, doch gänzlich aus den Kommen-
tarspalten verschwindet es nie. 
                                                          
576 „The center of Mr. Schroder’s campaign was his vow not to allow German troops to participate in an Iraqi war. 
But Germany has not been asked to send troops.“ Ebd. 
577 Germany Takes Center Stage. In: NY Times vom 03.01.2003. 
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Noch am Ende des zurückliegenden Jahres hatte die „Times“ einigermaßen 
optimistisch auf Afghanistan geblickt – dies freilich unter der Bedingung, dass die 
internationale Staatengemeinschaft das Land auch weiterhin entschlossen unter-
stützen würde. Von derlei Optimismus kann im neuen Jahr jedoch schon bald kei-
ne Rede mehr sein. Zwar hat sie, wie sie zum Jahrestag der Luftangriffe auf Afgha-
nistan bekennt, die Hoffnung auf eine bessere Zukunft noch nicht gänzlich aufge-
geben – doch sei diese mittlerweile bestenfalls „fragil“578 Längst überwiegen die 
Sorgen hinsichtlich der Einflusslosigkeit der afghanischen Zentralregierung außer-
halb Kabuls,579 dem Wiedererstarken der Warlords in diesen Gebieten und, erst-
mals am Ende der zweiten Untersuchungsphase, einer etwaigen Neuformierung der 
Taliban.580 
Dass es überhaupt so weit kommen konnte – und hier schließt sich der Kreis 
– schreibt die „Times“ insbesondere dem mangelhaften Engagement der internati-
onalen Staatengemeinschaft zu. Diese habe ihre Versprechungen bezüglich der zu 
zahlenden Hilfsgelder nicht eingehalten, vor allem aber stelle sie nicht genügend 
Truppen zur Sicherung des Landes zur Verfügung. Dabei hatte sich die „Times“ zu 
Jahresbeginn noch selbst gegen eine allzu starke Ausweitung der ISAF-
Schutztruppe ausgesprochen, um damit dem Eindruck entgegenzuwirken, dass die 
fremden Soldaten als Besatzer gekommen seien: „U.S. and other troops need to 
avoid setting up long-term bases in a country known for its hatred of foreign in-
vaders.“581 Entsprechend hätte sie sich schon mit einer Verdopplung der damals 
anvisierten Truppenstärke zufrieden gegeben.582 Doch in dem Maße, in dem sich 
die Klagen über die unruhige Sicherheitslage außerhalb Kabuls häufen, mehren sich 
auch die Rufe nach einer stärkeren Aufstockung der ISAF. Wiewohl sich die  
„Times“ über konkrete Zahlen ausschweigt – lediglich die 60 000 Mann starke 
Friedenstruppe für Bosnien-Herzegowina, das Kosovo und Mazedonien wird als 
Vergleich herangezogen583 –, deuten die Forderungen nach einer Ausweitung zu-
mindest auf die nächstgrößeren Städte an,584 dass es mit einer Verdopplung allein 
nicht getan sein dürfte. 
  
                                                          
578 Afghan’s Long Road Back. In: LA Times vom 12.10.2002. 
579 Vgl. u.a. Tempting Chaos. In: LA Times vom 25.02.2002; Security for More Afghans. In: LA Times vom 
11.04.2002; Afghanistan’s Tightrope. In: LA Times vom 11.06.2002; Afghan’s Long Road Back. In: LA Times 
vom 12.10.2002. 
580 Afghanistan Still Needs Us. In: LA Times vom 04.02.2003. 
581 Stack the Odds for Peace. In: LA Times vom 07.02.2002. 
582 „10,000 does not seem excessive.“ Ebd. 
583 Tempting Chaos. In: LA Times vom 25.02.2002. 
584 Vgl. u.a. ebd.; Security for More Afghans. In: LA Times vom 11.04.2002; Stabilize All of Afghanistan. In: LA 
Times vom 24.05.2002. 
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Dementsprechend wird zwar die Bush-Administration gleich mehrfach für ih-
ren Widerstand gegen eine Ausweitung des ISAF-Mandats kritisiert,585 doch scheint 
die „Times“ mit der grundsätzlichen Arbeitsteilung, wie sie die US-Regierung in 
Afghanistan praktiziert, durchaus einverstanden zu sein: „Washington has declined 
to put its own troops into the international peacekeeping force. That’s reasonable. 
[…] U.S. forces are still fighting a war, searching for Al Qaeda and Taliban  
forces.“586 Tatsächlich ist im Zusammenhang mit zusätzlichen Truppen für Afgha-
nistan primär von anderen Staaten die Rede587 beziehungsweise davon, dass Wa-
shington eben jene von einer Truppenaufstockung überzeugen solle: „U.S. senators 
have recommended expanding the peacekeeping force; Washington should take the 
lead in urging allies to provide troops and money for that purpose.“588 Gleiches gilt 
auch für die auf der Tokioter Geberkonferenz im Januar versprochenen, aber noch 
nicht ausgezahlten Hilfsgelder. Hier ist vor allem von Versäumnissen europäischer 
und nahöstlicher Staaten die Rede, derweil die amerikanische Zahlungsmoral als 
beispielhaft hervorgehoben wird: „The United States is living up to its promise of 
aiding the Kabul government, but too many nations are not.“589 
Und so richten sich die in der zweiten Jahreshälfte wieder vermehrt vorgetra-
genen Appelle, Afghanistan nicht abermals im Stich zu lassen,590 auch primär an die 
internationale Staatengemeinschaft: „After the moujahedeen defeated the Soviets, 
most nations forgot about Afghanistan. The Taliban and Al Qaeda did not. The 
world should not forget the country again.“591 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „Times“ hinsichtlich 
der im Irak vermuteten Massenvernichtungswaffen zwar durchaus ein gewisses 
Problembewusstsein erkennen lassen, eine Ausweitung des Anti-Terror-Kampfes 
an den Golf jedoch mit Skepsis betrachtet. Eine Haltung, die sie auch zu Beginn 
der neuen Phase zunächst beibehält. Wiederum wird der Irak als eine „Gefahr“ be-
schrieben, die zumindest mittelfristig „eingedämmt“ werden müsse592 – für den 
Moment allerdings sollten andere Staaten für Washington Priorität haben. Aus-
drückliche Erwähnung finden der Sudan, Somalia, Jemen sowie Indonesien; Staaten 
                                                          
585 „Unfortunately, the Pentagon opposes letting the peacekeepers take up posts in Herat, Mazar-i-Sharif and 
Jalalabad.“ Security for More Afghans. In: LA Times vom 11.04.2002. – „The United States was mistaken in in-
sisting that international peacekeepers patrol only in the capital. Failure to expand the force to other major ci-
ties […] makes it more difficult to break the grip of warlords and rebuild outside the capital.“ Afghanistan’s 
Tightrope. In: LA Times vom 11.06.2002. 
586 Tempting Chaos. In: LA Times vom 25.02.2002. 
587 Afghan’s Long Road Back. In: LA Times vom 12.10.2002. 
588 Shortchanging Afghanistan. In: LA Times vom 30.08.2002. 
589 Ebd. 
590 Vgl. u.a. The Domino Effects of Need. In: LA Times 18.07.2002; Afghan’s Long Road Back. In: LA Times 
vom 12.10.2002; Long-Haul Aid for Afghans. In: LA Times vom 13.11.2002. 
591 „Iraq is a threat that must be contained. But for now this battle is better suited to the United Nations.“ Af-
ghan’s Long Road Back. In: LA Times vom 12.10.2002. 
592 Leave Iraq for Later. In: LA Times vom 10.01.2002. 
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allesamt, in denen Terrorzellen der al-Qaida beziehungsweise verwandte Gruppen 
vermutet werden. Mit ihnen sollten sich die USA als erste befassen, empfiehlt die 
„Times“, bevor sie sich dem Irak zuwendeten, für dessen vermeintliche Verwick-
lung in die Anschläge vom 11. September es überdies keine „glaubwürdigen Bewei-
se“ gebe.593 Danach ist der Irak erst einmal mehrere Monate lang kein Thema, be-
vor ihm anlässlich von Bushs Rede vor Kadetten der Militärakademie in West 
Point, in welcher dieser ein präventives Vorgehen der USA gegen mögliche terro-
ristische Bedrohungen in Aussicht stellt,594 wieder neue Aufmerksamkeit zuteilwird. 
Obgleich Bush in seiner Rede den Irak zu keinem Zeitpunkt namentlich er-
wähnt, projiziert die „Times“ die darin skizzierte Erstschlags-Doktrin vor allem auf 
das Zweistromland. Das neuerliche Bekenntnis, dass es Saddam Hussein nicht er-
laubt sein sollte, Massenvernichtungswaffen anzuhäufen, geht dann auch einher mit 
einer abermaligen Absage an etwaige amerikanische Angriffspläne auf den Irak, 
zumindest für die nähere Zukunft: „The Bush administration needs a policy on 
Iraq more detailed than intense dislike of its Dictator, Saddam Hussein. The place 
for that policy to start is not with toppling Hussein.“595 Hier wie auch im Folgen-
den beruht die Ablehnung der „Times“ vor allem auf zwei Aspekten. Zum einen 
zweifelt sie an der unmittelbaren Gefahr, die vom Irak ausgehen soll, denn nur eine 
solche würde einen sofortigen Waffengang auch rechtfertigen.596 Zum anderen aber 
sollte in der Überzeugung der „Times“ ein militärisch herbeigeführter Sturz Hus-
seins nur mit größtmöglicher internationaler Unterstützung erfolgen, und die ver-
mag sie im Moment gerade nicht zu erkennen.597 Einen Ausweg aus diesem Di-
lemma – einerseits die nicht bestrittene Bedrohung, die vom Irak ausgehe, anderer-
seits die Furcht vor einem amerikanischen Alleingang – glaubt die „Times“ in der 
bereits im Januar angesprochenen Einbeziehung der Vereinten Nationen zu erken-
nen. Entsprechend fordert sie die Bush-Administration auch mehrfach598 dazu auf, 
sich zunächst für eine Rückkehr der UN-Waffeninspekteure einzusetzen: „Begin by 
insisting that U.N. weapons inspectors be readmitted by the end of summer and 
allowed to inspect anything, anywhere, at any time.“599 Das Kalkül – sollte der Irak 
den Einlass der Inspekteure auch weiterhin verweigern, ständen die USA mit ihrer  
  
                                                          
593 Ebd. 
594 Vgl. George W. Bush, President Delivers Graduation Speech at West Point, 01.06.2002 (http://georgewbush-
whitehouse.archives.gov/news/releases/2002/06/20020601-3.html; 01.04.2014). 
595 First, Push for Inspections. In: LA Times vom 05.06.2002. 
596 Carefully Assess Iraq Threat. In: LA Times vom 04.08.2002. 
597 Allies Crucial to Iraq Action. In: LA Times vom 08.08.2002. 
598 Vgl. u.a. First, Push for Inspections. In: LA Times vom 05.06.2002; Carefully Assess Iraq Threat. In: LA Times 
vom 04.08.2002. 
599 First, Push for Inspections. In: LA Times vom 05.06.2002. 
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Forderung nach einem härteren Vorgehen gegenüber Hussein möglicherweise nicht 
mehr ganz allein da: „If the door stays barred, Washington will have more support 
from its allies in Europe and elsewhere for other options.“600 
Die erwartete negative Rezeption unter Amerikas Verbündeten ist dann auch 
mit ein Grund, weshalb die „Times“ Bushs neue Militärdoktrin – ganz unabhängig 
vom Irak – ablehnt.601 Wiewohl sie ein präventives militärisches Vorgehen unter 
gewissen, eng umrissenen Grenzen durchaus in Betracht zieht,602 fürchtet sie eine 
solche Vorgehensweise gerade hinsichtlich staatlicher Akteure. Monate, bevor die 
Bush-Administration ihre Doktrin in Gestalt der neuen Nationalen Sicherheitsstra-
tegie zu Papier bringt, warnt die „Times“ davor, dass sich andere Großmächte 
künftig zur Rechtfertigung eigener Kriege auf die USA berufen könnten.603 Erst 
einmal veröffentlicht, kritisiert sie die neue Doktrin dann als „radikal“ und mahnt, 
den früheren US-Präsidenten John Quincy Adams (1825-1829) zitierend, dass 
Amerikas eher defensive Ausrichtung in der Vergangenheit dem Land nicht ge-
schadet habe: „When John Quincy Adams declared that America ‚goes not abroad, 
in search of monsters to destroy,‘ he articulated a doctrine that has served the na-
tion well. […] The world has indeed changed since Sept. 11, 2001. […] But even 
the new terrorist threat should not panic this nation into abandoning one of its 
guiding principles.“604 
Obwohl Bush mit seiner Rede vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen Mitte September eine wesentliche Forderung der „Times“ – nämlich die 
Einbeziehung der UN – erfüllt hat, wächst in der Folge eher noch die Distanz zu 
ihm. Zwar stimmt die „Times“ mit seiner grundsätzlichen Kritik am Sicherheitsrat 
in Sachen Irak überein,605 auch unterstützt sie dessen Forderung nach einer neuen, 
scharfen UN-Resolution,606 die Notwendigkeit eines baldigen Militärschlags vermag 
sie dennoch nicht zu erkennen: „Bush […] was not persuasive about the urgency to 
get rid of Hussein now and by any means.“607 Dabei ist es nicht allein die immer 
wieder vermisste unmittelbare Gefahr, die vom Irak ausgehen soll, welche die  
„Times“ in ihrer Ablehnung bestärkt.608 Häufiger noch artikuliert sie jetzt ihre Sor-
                                                          
600 Ebd. 
601 Vgl. U.S. Goes It Alone at Its Peril. In: LA Times vom 18.06.2002. 
602 „In urgent, specific cases such as attacking terrorist training camps, that’s fair enough.“ Ebd. 
603 Vgl. u.a. ebd.; Allies Crucial to Iraq Action. In: LA Times vom 08.08.2002; No Case for Going In Alone. In: 
LA Times vom 13.09.2002. 
604 The Wrong Resolution. In LA Times vom 11.10.2002. 
605 „Bush properly challenged the U.N. to show its deliberations are ‚more than talk‘ and its resolutions ‚more than 
wishes.‘“ No Case for Going In Alone. In: LA Times vom 13.09.2002. 
606 „The United Nations needs to lay down tough resolutions and timetables or lose all credibility.“ U.N. Needs to 
Act Quickly. In: LA Times vom 24.09.2002. 
607 No Case for Going In Alone. In: LA Times vom 13.09.2002. 
608 Vgl. u.a. ebd.; We Need Answers, Mr. Bush. In: LA Times vom 20.09.2002; Barreling Toward Battle. In: LA 
Times vom 03.10.2002. 
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gen bezüglich einer eventuellen Nachkriegsordnung im Irak609 beziehungsweise den 
bisher kaum publik gewordenen Plänen der Bush-Administration hierzu: „The 
United States […] would be wise to figure out who will pay the billions of dollars to 
rebuild Iraq before [Hervorhebung im Original; J.G.] deciding whether to topple 
Saddam Hussein.“610 
Mit der Verabschiedung von UN-Resolution 1441 Anfang November scheint 
immerhin die von der „Times“ geforderte, scharfe Resolution Realität geworden zu 
sein, jedenfalls begrüßt sie diese als einen „Triumph der Diplomatie und klare War-
nung an Bagdad“: „The final resolution is tough, as it must be in dealing with a na-
tion that has twice invaded neighbors and has used chemical weapons against its 
own citizens.“611 Dabei lässt die „Times“ zunächst offen, inwieweit sie einen mögli-
chen amerikanischen Militärschlag durch den Resolutionstext bereits abgedeckt 
sieht. Spätere Kommentare mit Forderungen nach einer zweiten Irak-Resolution 
legen allerdings den Schluss nahe, dass sie 1441 allein für unzureichend erachtet.612 
Auch betont sie, dass das eigentliche Ziel der Resolution Abrüstung, nicht Re-
gimewechsel sei.613 Eine Feststellung, die die „Times“ am Tag nach dem irakischen 
Zugeständnis, die UN-Waffeninspekteure wieder ins Land zu lassen, mit etwas an-
derer Schwerpunktsetzung neuerlich wiederholen wird: „Inspections are not them-
selves the goal, but a means of removing Iraq’s weapons of mass destruction.“614 
Zwar scheint sie nicht wirklich an eine umfassende Kooperation des Irak zu glau-
ben,615 doch mahnt sie die Bush-Administration zugleich zur Zurückhaltung: 
„Washington should not be in a rush to publicize individual discrepancies or ob-
structions of inspectors. By waiting, and building a solid case to present to the Se-
curity Council, it would win support from more nations.“616 Damit knüpft die  
„Times“ an frühere Kommentare an, als sie weniger einen Irak-Krieg zum Sturze 
Husseins abgelehnt hatte, als vielmehr einen amerikanischen Alleingang. 
Vor diesem Hintergrund erfolgt auch die Einordnung der Arbeit der UN-
Waffeninspekteure unter Hans Blix im Irak. Mehr und mehr zeigt sich die „Times“ 
überzeugt davon, dass Hussein nur unzureichend mit den Inspekteuren kooperie-
re;617 Ende Januar ist sogar von einem Verstoß gegen Resolution 1441 die Rede: 
                                                          
609 Vgl. u.a. We Need Answers, Mr. Bush. In: LA Times vom 20.09.2002; Politics Fouls War Debate. In: LA Times 
vom 27.09.2002; Barreling Toward Battle. In: LA Times vom 03.10.2002; Rigors of Nation-Building. In: LA 
Times vom 09.10.2002. 
610 Rigors of Nation-Building. In: LA Times vom 09.10.2002. 
611 Clear U.N. Message to Iraq. In: LA Times vom 09.11.2002. 
612 Vgl. u.a. U.N. – Time for a Deadline. In: LA Times vom 06.02.2003; The U.N.’s Responsibility. In: LA Times 
vom 16.02.2003; A Challenge to U.N. Council. In: LA Times vom 25.02.2003; High-Stakes Poker at U.N. In: 
LA Times 07.03.2003; Foot in a Closing U.N. Door. In: LA Times vom 12.03.2003. 
613 Clear U.N. Message to Iraq. In: LA Times vom 09.11.2002. 
614 No Wiggle Room for Iraq. In: LA Times vom 15.11.2002. 
615 „Wholehearted cooperation is extremely unlikely.“ Ebd. 
616 Ebd. 
617 A Pinched Iraq Yells ‚Ouch‘. In: LA Times vom 07.01.2003. 
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„Baghdad has defied the U.N.’s Nov. 8 demand that it provide an ‚accurate, full 
and complete‘ list of its weapons, programs to develop them and scientists working 
on them.“618 Allein, mag die „Times“ auch von einem Bruch von 1441 überzeugt 
sein, die Mehrheit im Sicherheitsrat ist es nicht und weil Bush bisher noch immer 
keine unmittelbare Gefahr belegen konnte, die vom Irak ausgeht,619 plädiert die 
„Times“ für eine einstweilige620 Verlängerung der Inspektionen. In jedem Fall gelte 
es eine Situation zu vermeiden, in der Washington allein und ohne Rückendeckung 
der Vereinten Nationen zu der Einschätzung gelange, dass die irakischen Verstöße 
gegen Resolution 1441 einen Krieg am Golf rechtfertigen würden.621 
Der Zeitpunkt der Entscheidung scheint für die „Times“ mit US-
Außenminister Powells Präsentation der irakischen Gefahren vor dem UN-
Sicherheitsrat gekommen zu sein. Jedenfalls attestiert sie dem Außenminister, „so-
lide Beweise“ dafür geboten zu haben, dass der Irak die UN-Waffeninspekteure 
hintergehe. Deshalb auch die Forderung an den Sicherheitsrat, Hussein mittels ei-
ner zweiten Resolution eine letzte Chance einzuräumen, den Krieg doch noch zu 
vermeiden beziehungsweise im Fall der Nichterfüllung zu einem Militärschlag be-
reit zu sein: „The United Nations must […] give Hussein one final chance to avoid 
war – by complying or fleeing – and be ready to launch missiles, planes and troops 
if he again disregards or disrespects the world’s clear disarmament demands.“622 
Andernfalls riskierten die Vereinten Nationen die eigene Bedeutungslosigkeit – eine 
Feststellung, die die „Times“ nur wenige Tage später noch einmal in drastischen 
Worten wiederholen wird: „If the council just stands by as Bagdad continues to 
possess prohibited weapons […] it will seriously, perhaps fatally, damage itself.“623 
Verstärkt wird diese Warnung noch durch eine veränderte Schwerpunktsetzung bei 
der Einschätzung der vom Irak ausgehenden Gefahren. Zwar gebe es legitime Be-
denken gegen einen Krieg am Golf, attestiert die „Times“ – Bedenken, die von ihr 
selbst in der Vergangenheit gleich mehrfach geäußert wurden –, und doch betont 
sie nunmehr vor allem die Risiken des Nichtstuns: „But there is also the risk – and 
it cannot be ignored – of Iraq’s stockpiles of anthrax, mustard gas and other wea-
pons winding up in terrorist’s hands.“624 
  
                                                          
618 Tell Us Why War Is Needed. In: LA Times vom 26.01.2003. 
619 „The American people […] deserve a definite statement from Bush about why now is the time for war. So far, 
he has failed to meet that high burden of proof.“ Ebd. 
620 „A limited extension of a few weeks or months.“ Time Out Before Time’s Up. In: LA Times vom 28.01.2003. 
621 Ebd. 
622 U.N. – Time for a Deadline. In: LA Times vom 06.02.2003. 
623 The U.N.’s Responsibility. In: LA Times vom 16.02.2003. 
624 Ebd. 
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Während die „Times“ ihre Kritik an der zögerlichen Haltung des Sicherheits-
rates bis zum Kriegsausbruch Ende März aufrechterhält, dabei insbesondere die 
Rolle Frankreichs immer wieder negativ hervorhebt,625 rät sie zugleich der Bush-
Administration zur Mäßigung. Ein erfolgreicher Krieg zur Entwaffnung des Irak, 
über den die USA die Unterstützung ihrer wichtigsten Verbündeten verlören, sei 
letztlich nicht mehr als ein „Pyrrhus-Sieg“.626 Wenn der Sicherheitsrat mehr Zeit 
brauche, um zu einer Entscheidung zu gelangen, solle ihm Washington mehr Zeit 
geben, denn: „A U.S.-led invasion without U.N. sanction ought not to happen.“627 
Diese grundsätzliche Position zu einem US-geführten Irak-Krieg wird die 
„Times“ wenige Tage vor Beginn der Operation „Iraqi Freedom“ auch noch ein-
mal in einem zentralen Leitartikel herausarbeiten. Im Kern müsse es um die Frage 
gehen, erläutert sie darin, inwieweit ein Einmarsch im Irak die Vereinigten Staaten 
sicherer mache oder nicht. Antwort der „Times“: „If the world community unites 
to do it, yes. But a U.S.-led invasion, without sanction from the United Nations, 
would make this nation and the world at large more dangerous.“628 Zwar stimmt sie 
mit Bush dahingehend überein, dass die Vereinten Nationen riskierten, in der Be-
deutungslosigkeit zu versinken, so sie ihre eigenen Resolutionen nicht auch durch-
setzten. Doch die präsidiale Schlussfolgerung – „if the U.N. doesn’t do it, right 
now, the United States will“ – ist dann der Punkt, an dem ihm die „Times“ ihre 
Unterstützung versagt. Entscheidend ist hier das „right now“. Blix habe mehr Mo-
nate für die Inspektionen verlangt, nicht mehr Jahre. Diese Zeit solle man ihm zu-
gestehen, findet die „Times“.629 
Und so macht sie am Ende Bush auch nicht dessen Entscheidung zum Vor-
wurf, Hussein militärisch entmachten zu wollen, als vielmehr seine Ungeduld: „The 
key reason the administration pushed for this war of choice: It wants Hussein out 
of power. So does just about everyone; he’s been a global menace and murderer for 
more than a dozen years. But Bush wants Hussein out now. Diplomacy proved too 
frustrating and moved too slowly for an urgency still undefined.“630 
Werden in Guantanamo Bay auf Kuba die Menschenrechte der dort inhaftierten Ter-
rorverdächtigen verletzt; die Gefangenen gar systematisch misshandelt, wie es die 
Schlagzeilen einiger europäischer Medien nach Sichtung der ersten Bilder aus dem 
Gefangenenlager nahelegen? Wiewohl die „Times“ auch nicht gänzlich vom Ge-
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genteil überzeugt ist,631 ist sie in einer ersten Reaktion merklich darum bemüht, die 
Wogen zu glätten. Etwa, indem sie zu bedenken gibt, dass die in Afghanistan ver-
hafteten Verdächtigen naturgemäß umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen erfordern 
würden632 und damit zumindest versucht, ein wenig Verständnis für die Behand-
lung der Gefangenen zu wecken. 
Erste Kritik äußert sie hingegen bereits an der Kategorie des „ungesetzlichen 
Kombattanten“ („unlawful combatant“), unter dessen Signum die Bush-
Administration den in Guantanamo Inhaftierten den Kriegsgefangenen-Status und 
damit einhergehend den Schutz der Genfer Konvention vorenthalten will. Wäh-
rend sich die „Times“ in Bezug auf mutmaßliche Al-Qaida-Kämpfer noch unsicher 
ist, glaubt sie, dass die Mitglieder der Taliban entsprechende Ansprüche geltend 
machen könnten: „Fighters for the Taliban, the former government of Afghanistan, 
probably have a good claim to the right to be treated as prisoners of war. That may 
not be so for members of the Al Qaeda terrorist group, who were not members of 
a nation’s army or even a militia.“633 Zwar erkennt auch die „Times“ gewisse Pro-
bleme bei der Anwendung der Genfer Konvention auf asymmetrische Konflikte 
wie den Kampf gegen den Terror – die sie allerdings nicht näher spezifiziert –, 
doch bis auf Weiteres plädiert sie für einen offenen und transparenten Umgang mit 
den Gefangenen. Allein schon, um etwaige Foltervorwürfe zu entkräften: „Better 
to open the Guantanamo prison, and the process, to full observation than to let 
accusation and rumor grow in the dark.“634 
Lediglich ein weiteres Mal ist im Laufe dieser zweiten Untersuchungsphase 
das amerikanische Gefangenenlager auf Kuba noch Thema eines Kommentars der 
„Times“. Fast ein Jahr ist seit der Landung der ersten Verdächtigen in Guantanamo 
Bay vergangen, und die „Times“ artikuliert ihr Unbehagen an Amerikas Umgang 
mit seinen Gefangenen jetzt deutlicher. Erstmals räumt sie ein, dass in Guantana-
mo wohl auch Unschuldige einsitzen würden;635 ein Umstand, der umso schwerer 
wiegt, als dass die mit dem Status des „ungesetzlichen Kombattanten“ versehenen 
Gefangenen ohne Aussicht auf richterliche Überprüfung ihrer Haftgründe auf un-
bestimmte Zeit festgehalten werden können: „The problem is made worse by the 
Bush administration’s decision to classify the prisoners as enemy combatants who  
  
                                                          
631 „Until the mysteries of their confinement are cleared up, lurid accusations of ill treatment cannot be 
squelched.“ Sunshine on Guantanamo. In: LA Times vom 23.01.2002. 
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can be held indefinitely without hearings of lawyers.“636 Entsprechend verlangt die 
„Times“ auch – aus der Genfer Konvention zitierend – den Verdächtigen eine An-
hörung vor einem „zuständigen Gericht“ zu ermöglichen. 
Mehrfach wird auch die deutsche Opposition einem etwaigen Irak-Krieg gegenüber 
von der „Times“ thematisiert – allerdings geschieht dies nahezu ausnahmslos noch 
zu Zeiten des Bundestagswahlkampfes. In den Wochen und Monaten unmittelbar 
vor Kriegsbeginn spielt Deutschlands Widerstand hingegen so gut wie keine Rolle. 
Obwohl sich die deutsche Ablehnung zu diesem Zeitpunkt eher noch verschärft 
hat, blickt die Redaktion jetzt vor allem nach Frankreich. 
Erstmals greift die „Times“ Anfang August die kritische Haltung Deutsch-
lands auf, dabei findet allerdings noch keine inhaltliche Auseinandersetzung mit ihr 
statt. Vielmehr nutzt sie Schröders Ablehnung einer Intervention zur Illustration 
der weit verbreiteten Skepsis unter Amerikas Verbündeten einem möglichen Waf-
fengang am Golf gegenüber. Womit sie den Bundeskanzler immerhin schon in den 
Reihen jener verortet, deren Einwände gegen einen Krieg „nicht unvernünftig“ sei-
en: „The European record in facing up to tyrants […] is nothing to boast about. 
[…] But the questions they are raising are not unreasonable. These questions are, in 
fact, similar to those put forth by cautionary voices in the United States.“637 
Einen Monat später steht die deutsche Ablehnung dann ganz im Mittelpunkt. 
Zwar vermutet auch die „Times“ einen gewissen Zusammenhang zwischen Schrö-
ders artikulierter Opposition einem Krieg im Irak gegenüber und dem zeitgleich 
ausgetragenen Wahlkampf, doch generell ständen dessen Aussagen stellvertretend 
für eine weit verbreitete Stimmung in Europa: „Though there is an element of elec-
tion-campaign opportunism in Schroeder’s insistence that a war would be a huge 
blunder, his statements reflect widespread fears among Europeans.“638 Damit nicht 
genug, verteidigt die „Times“ den Kanzler anschließend sogar offensiv. Schröders 
Standpunkt basiere nicht etwa auf Anti-Amerikanismus, sondern vielmehr auf „rea-
listischen Befürchtungen“: „Schroeder, though he comes from the left wing of the 
Social Democratic Party, is no anti-American firebrand. […] [His] arguments 
against a war are grounded not in dislike of the United States but in realistic appre-
hensions.“639 Den in der Folge aufgezählten Argumenten Schröders – fehlende 
Beweise für eine vorliegende unmittelbare Bedrohung, möglicher Aufruhr in der 
arabischen Welt usw. – scheint die „Times“ zudem uneingeschränkt zuzustimmen. 
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637 Allies Crucial to Iraq Action. In: LA Times vom 08.08.2002. 
638 Why They Say Nein to War. In: LA Times vom 06.09.2002. 
639 Ebd. 
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Noch einmal kommt die Redaktion unmittelbar nach Schröders Wiederwahl 
auf dessen Irak-Politik zu sprechen. Aus der Rückschau betrachtet fällt das Urteil 
darüber allerdings bedeutend weniger wohlwollend aus: „At first it seemed 
Schroeder was merely reflecting the doubts that many Germans feel about a unila-
teral war to topple Saddam Hussein. But as the campaign went on the chancellor 
became increasingly demagogic […]. Schroeder was creating a controversy where 
none existed. No one was asking Germany for full-scale military assistance.“640 
Auch sieht sich der Bundeskanzler jetzt dem Vorwurf ausgesetzt, mit seiner früh-
zeitigen Festlegung einer entschlossenen Haltung des UN-Sicherheitsrates im Um-
gang mit Hussein entgegengewirkt zu haben. Diese deutlich kritischere Bewertung 
der deutschen Irak-Politik dürfte nicht zuletzt damit zusammenhängen, dass Bush 
selbst in der Zwischenzeit im Einklang mit den Forderungen der „Times“ den Weg 
über die Vereinten Nationen genommen hatte und seinen Kritikern immerhin ein 
Stück weit entgegengekommen war. Womit dann freilich auch die deutsche Fun-
damentalopposition in einem anderen Licht erscheint. 
Und dennoch empfiehlt die „Times“ den beiden Staatsoberhäuptern, ihre per-
sönlichen Differenzen zurückzustellen und wieder aufeinander zuzugehen: 
„Schroeder has stuck out his hand in apology [= eine Anspielung auf den Umstand, 
dass die bisherige Justizministerin Däubler-Gmelin nach ihrem Bush-Hitler-
Vergleich einem neuen rot-grünen Bundeskabinett nicht mehr angehören wird; 
J.G.]. The president needs to accept it.“641 Wenn schon nicht in Worten, so sei 
Deutschland doch zumindest in Taten stets ein enger Unterstützer der Vereinigten 
Staaten gewesen. 
6.2.2.3. Washington Post 
Schon in der vorherigen Untersuchungsphase hatte die „Post“ mit zunehmender 
Intensität vor allem an Amerikas Verantwortung appelliert, für Sicherheit und Sta-
bilität in Afghanistan auch nach dem Sturz der Taliban zu sorgen. Diese grundsätzli-
che Forderung wird sie auch über die gesamte zweite Untersuchungsphase hinweg 
aufrechterhalten; selbst dann noch, als der Irak Afghanistan längst als beherrschen-
des Thema abgelöst hat. 
Das Bild, welches die „Post“ in dieser Phase von Afghanistan zeichnet, ist von 
Anfang an kein besonders optimistisches. Es beginnt mit der mehrfach vorgetrage-
nen Sorge, dass das Land wieder ins Chaos abzugleiten drohe, sollte das Machtva-
kuum außerhalb der Hauptstadt Bestand haben.642 Selbst Kabul, das zunächst noch 
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642 Vgl. u.a. The Jalalabad Challenge. In: Washington Post vom 09.01.2002; The Stakes in Afghanistan. In: Wash-
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wie ein sicherer Hafen wirkt,643 ist vor Anschlägen nicht sicher, und so sieht die 
„Times“ Afghanistan rund elf Monate nach Beginn der Luftangriffe in einer steti-
gen Abwärtsspirale begriffen: „The influence and prestige of the central govern-
ment in Kabul are steadily shrinking rather than growing, the countryside has be-
come more and more dangerous, and even the capital is no longer safe.“644 Wenn 
die „Post“ ein Jahr nach dem Sturz der Taliban dennoch nur eine gemischte Bilanz 
des Afghanistan-Einsatzes zieht,645 dann dürfte diese Einschätzung vor allem dem 
Umstand geschuldet sein, dass sie die Hoffnung noch nicht aufgegeben hat, dass 
mit einem verstärktem Engagement seitens der USA und der internationalen Staa-
tengemeinschaft die verfahrene Lage doch noch zum Positiven gewendet werden 
kann. 
Dabei setzt die „Post“ von Anfang auf eine Aufstockung der ISAF-
Schutztruppe beziehungsweise deren Ausweitung auch auf andere Landesteile au-
ßerhalb Kabuls. Vor dieser wiederholt vorgetragenen Forderung646 erscheinen alle 
übrigen Hilfsmaßnahmen zweitrangig; ohne ausreichende Sicherheit seien alle Pläne 
zum Wiederaufbau vergeblich: „The political and economic reconstruction […] is 
unlikely to succeed so long as Afghanistan remains violent and unstable. And sta-
bility […] requires that the existing peacekeeping force be expanded.“647 Konkrete 
Zahlen nennt die „Post“ keine, wohl aber führt sie das Abkommen von Dayton als 
positives Gegenbeispiel an: „After the Dayton settlement of 1995, the United States 
contributed 20,000 troops to a 60,000-strong international force in Bosnia, a mus-
cular deployment that delivered a firm message to would-be troublemakers. […] 
This is a better model for Afghanistan than the halfhearted […] effort that Mr. 
Bush has chosen so far.“648 
Obgleich zuweilen auch von „anderen westlichen Staaten“ die Rede ist,649 
sieht die „Post“ vor allem Amerika in der Pflicht, mehr für das Land am Hindu-
kusch zu tun. Entsprechend kritisch begleitet sie das Afghanistan-Engagement der 
Bush-Administration; regelmäßiger Kritikpunkt ist etwa die amerikanische Weige-
rung, sich an der ISAF-Schutztruppe zu beteiligen beziehungsweise deren Auswei-
tung über Kabul hinaus zu unterstützen.650 Dabei muss sich die US-Regierung nicht 
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648 Mr. Bush’s Afghan Gamble. In: Washington Post vom 17.04.2002. 
649 The Afghan Balancing. In: Washington Post vom 21.06.2002. 
650 Vgl. u.a. The Jalalabad Challenge. In: Washington Post vom 09.01.2002; The Stakes in Afghanistan. In: Wash-
ington Post vom 20.03.2002; A Coalition for Iraq. In: Washington Post vom 24.03.2002; Mr. Bush’s Afghan 
Gamble. In: Washington Post vom 17.04.2002; Afghanistan’s Loya Jirga. In: Washington Post vom 11.06.2002; 
220 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
nur den Vorwurf gefallen lassen, zugunsten kurzfristiger Ersparnisse die langfristi-
gen Kosten – an Material und Menschenleben – des Afghanistan-Einsatzes in die 
Höhe zu treiben.651 Immer wieder652 wird auch auf die Folgen eines unzureichen-
den amerikanischen Engagements am Hindukusch hinsichtlich eines etwaigen Irak-
Kriegs, den die „Post“ bekanntlich mittelfristig für „notwendig und unausweich-
lich“ hält,653 hingewiesen. Denn wenn die USA schon bei dem Versuch scheiterten, 
Afghanistan zu stabilisieren, wie erst wollten sie dann den Rest der Welt überzeu-
gen, es bei einem etwaigen Regimewechsel im Irak besser zu machen? – „No sensi-
ble person […] will stand with the United States in a campaign against Saddam 
Hussein unless there is reason to believe the United States will help out after he is 
gone […]. The best way to convince Iraqis and their neighbors of such steadfast-
ness is to demonstrate it in Afghanistan.“654 
Bereits zum Jahresende 2001 ließ sich die Position der „Post“ in Bezug auf den Irak 
in etwa wie folgt zusammenfassen: Ablehnung eines unmittelbar bevorstehenden 
Waffengangs am Golf, welcher auf einen amerikanischen Alleingang hinausliefe; 
uneingeschränkte Unterstützung jedoch für einen Kurs, der mittelfristig einen dann 
auch militärisch herbeizuführenden Sturz des irakischen Diktators zum Ziel hätte. 
Ausschlaggebend hierfür war vor allem das infolge der Anschläge vom 11. Septem-
ber geschärfte Bewusstsein der „Post“ für auswärtige Bedrohungen. Gefahren, mit 
denen man sich in der Vergangenheit noch irgendwie arrangiert hatte, erschienen 
jetzt wie Vorboten eines künftigen Unheils. 
Ganz in dieser Tradition begleitet die „Post“ dann auch die sich abzeichnende 
Irak-Debatte während der ersten Jahreshälfte 2002. Dabei wirbt sie zunächst noch 
nicht offen für einen Regimewechsel im Irak, sondern beschränkt sich stattdessen 
auf einige grundsätzliche Betrachtungen zum weiteren Vorgehen Washingtons im 
Kampf gegen den Terror. So rät sie der Bush-Administration zu Jahresbeginn zu 
folgender Taktik, noch ohne namentliche Erwähnung des Irak: „The administra-
tion must begin to systematically confront those regimes that support terrorism and 
that seek to develop weapons of mass destruction – and be prepared to back up its 
pressure with force.“655 Neue Impulse verleiht der Debatte dann Bushs Rede „zur 
Lage der Nation“, in welcher dieser den Irak gemeinsam mit Iran und Nordkorea 
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zu einer sogenannten „Achse des Bösen“ zusammenfasst. Bushs Terminus, dem 
die „Post“ auch inhaltlich zustimmt,656 bildet dann den Anlass für weitere Überle-
gungen seitens der Redaktion. An einer Stelle heißt es etwa, dass die „Politik des 
Status Quo zur Eindämmung des Irak […] nicht mehr länger akzeptabel“ sei – 
eben weil sie nicht funktioniere – und dass stattdessen „neue und kraftvollere Stra-
tegien versucht“ werden müssten.657 An anderer Stelle wird verlangt, das „Instru-
ment des gewaltsamen Regimewechsels mit militärischen Mitteln“ zumindest in 
Betracht zu ziehen, da alle bisherigen „Instrumente“ im Umgang mit dem Irak of-
fenkundig versagt hätten.658 Es ist schon Ende März, als derlei Überlegungen erst-
mals offen in der Forderung münden, einen Sturz Husseins als konkrete Politik ins 
Auge zu fassen: „The United States can, and should, create a consensus over the 
course of the next few months for freeing Iraqis from the Saddam Hussein dicta-
torship.“659 Ähnliches hatte die „Post“ zwar schon im zurückliegenden Jahr impli-
ziert, aber noch nie so explizit formuliert wie hier. 
Damit nimmt die „Post“ im Grunde genommen schon, noch bevor die Bush-
Administration ihr eigenes Konzept als neue Nationale Sicherheitsstrategie im Sep-
tember zu Papier bringen wird, deren Präventivschlags-Doktrin bereits um Monate 
vorweg. Wohl auch deshalb, weil sich die „Post“ diese Strategie, die in anderen 
Medien zum Teil heftig debattiert wird, praktisch von Anfang an zu eigen macht, 
findet bei ihr eine inhaltliche Diskussion so gut wie überhaupt nicht statt. Ein ein-
ziges Mal, Bush hat gerade vor Kadetten der Militärakademie in West Point davon 
gesprochen, den „Kampf zum Feind zu tragen, […] bevor die schlimmsten Gefah-
ren in Erscheinung treten“,660 greift auch die „Post“ dessen Worte beziehungsweise 
den Unmut der Verbündeten darüber kurz auf. Allerdings erfolgt keine wirkliche 
inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Konzept an sich, sondern lediglich in Be-
zug auf den Irak. Dass die zugunsten Bushs ausfällt, kommt angesichts der Haltung 
der „Post“ zu einem etwaigen Irak-Krieg nicht wirklich überraschend: „Many ob-
servers interpreted Mr. Bush’s talk of taking ‚the battle to the enemy‘ as stage-
stetting for a possible military campaign against Iraq, which clearly fits in his cate-
gory of ‚evil and lawless regime‘, for which ‚containment is not possible.‘ Most U.S. 
allies have yet to accept the president’s position that the threat of Saddam Hus-
sein’s weapons of mass destruction is such that traditional deterrence no longer 
applies.“661 
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Nachdem die „Post“ bisher einem Krieg gegen den Irak zunehmend das Wort 
geredet hatte, weil die von Husseins Massenvernichtungswaffen ausgehenden Ge-
fahren zu groß seien, als dass man sie einfach ignorieren könne und weil herkömm-
liche Methoden im Umgang mit dem irakischen Diktator ebenfalls versagt hät-
ten,662 kommt sie Anfang August erstmals in dieser Untersuchungsphase auch auf 
die „Risiken und potentiellen Kosten“ eines solchen Unterfangens zu sprechen. 
Während die „Post“ am erfolgreichen Ausgang eines Kriegs nicht zweifelt, sorgt sie 
sich vor allem über die Zeit danach, wenn der irakische Diktator erst einmal ge-
stürzt wäre.663 Weshalb sie hier als auch in Zukunft664 regelmäßig den Umstand 
hervorhebt, wie wichtig es sei, Verbündete für einen etwaigen Irak-Krieg zu gewin-
nen: „These are daunting requirements, which is why […] allies will be needed to 
share the practical burden of the fight, the reconstruction and the cost.“665 Ob-
gleich die „Post“ eigentlich überzeugt davon ist, für die völkerrechtliche Legitima-
tion eines Irak-Kriegs keine weitere UN-Resolution zu benötigen,666 ist es gerade 
die für unerlässlich erachtete Mitwirkung von Verbündeten, welche sie schon bald 
für eine Einbeziehung der Vereinten Nationen plädieren lässt.667 Dass die UN in 
einem solchen Szenario nur Mittel zum Zweck wären, wobei der Zweck die Ge-
winnung einer größtmöglichen Koalition für einen Krieg am Golf ist, verhehlt die 
„Post“ nicht: „Still more important [= um die Unterstützung möglichst vieler Staa-
ten für einen Regimewechsel im Irak zu gewinnen; J.G.] would be a demonstration 
of U.S. willingness to build an international coalition, even if that meant accepting 
such dilatory steps as offering a last chance to inspections, or enduring a few 
rounds of negotiations in the Security Council. In the end such process, even if 
fruitless, would probably bring most of the necessary allies on board.“668 
Entsprechend begrüßt sie Bushs Rede vor der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen, in welcher dieser die Weltorganisation davor warnt, irrelevant zu 
werden, sofern sie ihre eigenen Resolutionen nicht auch durchsetze – eine War-
nung, der die „Post“ auch inhaltlich zustimmt: „If the United Nations remains pas-
sive in the face of this long-standing and flagrant violation of its authority in a mat-
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ter involving weapons of mass destruction, it certainly will risk the irrelevance of 
which Mr. Bush warned.“669 Nichtdestotrotz ist die Sorge um die Autorität des 
Sicherheitsrates nur eine sekundäre für die „Post“, wie sich schon bald zeigen soll. 
Eine Woche nach Bushs Ansprache begründet sie in einem zentralen Leitartikel zur 
Causa Irak die Notwendigkeit zu Handeln wie folgt: „The real case for acting now 
on Iraq […] is that the breakdown of containment […] has decisively raised the 
cost of postponing a confrontation; and the shock of 9/11 has given this country 
the lesson that, in an era in which enormous harm can be done by seemingly weak 
adversaries, threats such as that posed by Iraq must not just be managed but treated 
aggressively.“670 Keine Rede ist dagegen von einem wie auch immer gearteten 
Autoritätsverlust des Sicherheitsrates; im Gegenteil betont die „Post“ einmal mehr 
die den Vereinten Nationen zugedachte Rolle des Mehrheitsbeschaffers für einen 
Krieg am Golf.671 Nur deshalb warnt sie die Bush-Administration dann auch gleich 
mehrfach vor zu großer Eile und plädiert dafür, dem Sicherheitsrat die notwendige 
Zeit zu geben, die dieser benötige, um zu einer Entscheidung in Sachen Irak zu ge-
langen.672 
Besagte Entschließung des Sicherheitsrates liegt dann wenige Wochen später 
Anfang November in Gestalt von UN-Resolution 1441 vor. Wiewohl die „Post“ 
der neuen, demonstrativen Einigkeit im Sicherheitsrat im Umgang mit Hussein 
grundsätzlich positiv gegenübersteht, registriert sie aufmerksam die vom Resoluti-
onstext offen gelassene „theoretische Möglichkeit eines entwaffneten und gefügi-
gen Saddam Husseins, dem es erlaubt sein würde, an der Macht zu bleiben“.673 Da-
durch werde das Risiko, dass das irakische Regime die Konfrontation mit der Welt-
gemeinschaft überlebe, signifikant erhöht, kritisiert die „Post“ und betont stattdes-
sen noch einmal den von ihr präferierten Ausgang: „The goal of ending Saddam 
Hussein’s aggression, brutality and violation of international law is a just one.“674 So 
betont die „Post“ auch in der Folge vor allem den geringen Spielraum, den Resolu-
tion 1441 dem Irak lasse, um einen Krieg doch noch zu vermeiden. Keine vollstän-
dige Umsetzung früherer Resolutionen, keine freiwillige und umfassende Abrüs-
tung seitens Saddam Husseins, und 1441 würde zu einem Militärschlag berechtigen:  
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„The resolution says that ‚failure by Iraq at any time to comply with and cooperate 
fully in the implementation of this resolution shall constitute a further material 
breach‘ justifying force.“675 
Eine solche Situation erkennt die „Post“ bereits Anfang Dezember, nachdem 
der Irak den angeforderten Bericht über den Stand seiner Waffenprogramme bei 
den Vereinten Nationen eingereicht hat. Der bisher kommunizierte Inhalt, demzu-
folge der Irak über keinerlei derartige Waffen mehr verfüge, sei nämlich eine „glatte 
Lüge“ und für sich genommen im Prinzip schon Grund genug für einen Militär-
schlag gemäß Resolution 1441: „That would be a blatant lie: […] [President Bush 
and every senior member of his administration, along with British Prime Minister 
Tony Blair and his government] are all on the record as saying unequivocally that 
Iraq does possess illegal arms. The Security Council, in turn, is on record […] that a 
false declaration would be a ‚material breach‘ of the resolution, requiring the coun-
cil to convene and consider a response. Consequently, if Iraq does not disclose its 
arsenal, the United States must immediately return to the Security Council […] and 
insist that action be taken.“676 Diese Einschätzung, dass der Irak längstens gegen 
1441 verstoßen habe und noch immer verstößt, ist es auch, welche die „Post“ in 
der Folge stetig aufs Neue betonen wird; verbunden mit der Aufforderung an den 
Sicherheitsrat, endlich zu handeln.677 Exemplarisch ihre Reaktion auf den Bericht 
des obersten UN-Waffeninspekteurs Hans Blix Ende Januar vor dem 
Sicherheitsrat: „The terms of 1441 said that if Iraq submitted a false declaration of 
its weapons – as all agree it did on Dec. 8 – and failed ‚at any time‘ to ‚cooperate 
fully‘ – Mr. Blix detailed a number of instances – Bagdad would be in ‚material 
breach‘ of the resolution […]. Only if the council sticks to its own decisions will 
there be any chance that Saddam Hussein will change his.“678 
Noch bevor US-Außenminister Colin Powell Amerikas „Beweise“ gegenüber 
Hussein vor dem UN-Sicherheitsrat Anfang Februar präsentiert hat – im zugehöri-
gen Kommentar ist hinterher von einer „überwältigen Beweislage“ bezüglich fort-
währender Verstöße Iraks gegen Resolution 1441 die Rede679 –, ist die Geduld der 
„Post“ mit dem irakischen Diktator offensichtlich an ein Ende gekommen. Am 
Morgen vor Powells Auftritt macht sie in einem zentralen Leitartikel unmissver-
ständlich deutlich, dass sie mit einer baldigen Verhaltensänderung in Bagdad nicht 
mehr länger rechnet und darum den Zeitpunkt „innerhalb der nächsten Wochen“ 
für gekommen sieht, Saddam Hussein zu stürzen und den Irak gewaltsam zu ent-
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waffnen: „We believe that it would be a mistake for the United States and its allies, 
confronted with continued intransigence, to shrink again from decisive action in 
Iraq. Unless unexpected change takes place in Baghdad, the United States should 
lead a force to remove Saddam Hussein’s dictatorship and locate and destroy its 
chemical and biological weapons and its nuclear program.“680 Ein fortgesetztes In-
spektionsregime und das Ausbleiben jener in Resolution 1441 angedrohten „ernst-
haften Konsequenzen“ als Reaktion auf das anhaltende Fehlverhalten Bagdads hin-
gegen würde „eine verheerende Botschaft“ an Diktatoren und Terroristen in aller 
Welt senden und diese in ihrem Streben nach Massenvernichtungswaffen sogar 
noch ermutigen. Vor diesem Hintergrund gerät die Entscheidung zum Krieg auch 
zu einer Frage der Glaubwürdigkeit: „War is never to be welcomed. But a decade 
of failed diplomacy and containment has brought the nation and its allies to a point 
where war may soon be the only credible option for ending the threat of Saddam 
Hussein.“681 Einem Krieg im Übrigen, der auch ohne zweite UN-Resolution durch 
1441 völkerrechtlich legitimiert sei – so deutlich hatte die „Post“ das bisher noch 
nicht formuliert. 
Einer Ergänzung gleich zu vorgenanntem Kommentar erscheint Ende Febru-
ar ein weiterer zentraler Leitartikel, welcher sich – unter der ungewöhnlichen Über-
schrift „‚Drumbeat‘ on Iraq? A Response to Readers“ – direkt an die Leserschaft 
der „Post“ wendet und in der die Redaktion die Gründe ihres interventionistischen 
Kurses verteidigt. Im Kern gehe es nicht um die Frage, ob ein Krieg gefährlich sei 
(„Is war risky?“), so die „Post“, sondern vielmehr darum, inwieweit Untätigkeit we-
niger gefährlich sei („Is inaction less so?“).682 Tatsächlich hält sie die Risiken des 
Abwartens nämlich für größer: „Are the United States and its allies ultimately safer 
if they back down again and leave Saddam Hussein secure? Or does safety lie in 
making clear that his kind of outlaw behavior will not be tolerated […]? We would 
say the latter.“683 Zumal nur ein Regimewechsel in Bagdad auch die Aussicht auf 
eine Befreiung des irakischen Volkes mit sich bringe, was „wenn auch nicht das 
Hauptziel des Krieges, so doch mit Sicherheit ein Segen“ wäre. 
Das Gipfeltreffen auf den Azoren zwischen Bush, Blair und Aznar wertet die 
„Post“ dann als unmissverständliches Zeichen dafür, dass die drei Kriegskoalitionä-
re nicht mehr länger auf diplomatische Optionen setzten – was wenige Tage vor 
Beginn der Operation „Iraqi Freedom“ noch einmal unerwartet deutliche Kritik für 
Bush bedeutet, der durch ein solches Vorgehen die internationale Unterstützung 
für Amerika unnötigerweise reduziere: „The Bush administration appears inclined 
to act with a considerably narrower alliance […] rather than hold off for a few 
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weeks. That increases the risks and potential costs of an Iraq campaign, as well as 
those of the postwar reconstruction.“684 Und: „We have argued that the United 
States would do well to agree to a delay if it seemed likely to lead to greater interna-
tional support.“685 Mit letzterer Aussage macht es sich die „Post“ freilich ein wenig 
zu einfach. Richtig ist, dass sie nur wenige Tage zuvor eine Verzögerung des Kriegs 
um „einige wenige Wochen“ wohl in Erwägung gezogen,686 diese jedoch im Ein-
klang mit früheren Kommentaren687 sogleich wieder verworfen hatte, da ein sol-
ches Zuwarten ohne hinreichende Kooperation Husseins vergeblich wäre. Richtig 
ist gleichwohl auch, dass die einzigen Bedenken, welche die „Post“ in den zurück-
liegenden Monaten gegen einen Krieg am Golf regelmäßig vorgebracht hatte, die 
Sorge war, dass Amerika mit zu wenig Verbündeten in den Krieg ziehe; im Grunde 
genommen war dies sogar ausschlaggebend für ihre Forderung nach einer Einbe-
ziehung der Vereinten Nationen gewesen. Diese Kritik wird Bush auch am Vor-
abend des Krieges noch begleiten;688 zugleich stellt die „Post“ allerdings in aller 
Deutlichkeit fest, dass dessen Entscheidung für einen Militärschlag die „richtige“ 
gewesen und dass eine Befreiung des Irak die potenziellen amerikanischen Opfer 
wert sei: „A regime and an arsenal that have threatened and destabilized the Middle 
East for two decades can be eliminated; prisoners can be released, ethnic minorities 
freed from brutal repression, war criminals brought to justice, and a polity based on 
torture and murder replaced by one that respects basic political and human rights. 
That is the kind of cause that the United States has always embraced; it is a cause 
worthy of the sacrifices that will now be asked of American men and women in 
uniform.“689 
Mit der Überführung der ersten Terrorverdächtigen aus Afghanistan Mitte Januar 
ins US-Gefangenenlager Guantanamo Bay auf Kuba rückt auch Amerikas Umgang 
mit den Menschenrechten erstmals in den Fokus der „Post“. Dabei nimmt sie die 
Bush-Administration zunächst in Bezug auf etwaige Misshandlungsvorwürfe aus-
drücklich in Schutz, dafür gebe es „keine Beweise“.690 Auch werden die bei ihrer 
Überstellung aus Afghanistan zum Einsatz gekommenen Fesseln und Kapuzen als 
„vernünftige Sicherheitsmaßnahmen“ verteidigt: „Given the demonstrated inclina-
tion of al Qaeda detainees to launch suicide attacks against their captors, the hoods 
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and shackles look more like reasonable security measures than punitive actions.“691 
Doch auch wenn die „Post“ den Vorwurf der Folter zurückweist, trägt die Bush-
Administration in ihren Augen eine erhebliche Mitschuld daran, dass derartige An-
schuldigungen überhaupt erst laut geworden sind: „If Guantanamo has been a pub-
lic relations – as opposed to human rights – debacle, then the Bush administration 
has only itself to blame.“692 Damit ist insbesondere US-Verteidigungsminister 
Rumsfelds Aussage gemeint, dass die „ungesetzlichen Kombattanten“ aus Afgha-
nistan nicht dem Schutz der Genfer Konvention unterlägen – was Spekulationen 
über etwaige Misshandlungen der Gefangenen natürlich erst recht befördert hätte. 
So ist es von Anfang an vor allem die rechtliche Situation der Gefangenen – 
im Gegensatz zu den Umständen ihrer Unterbringung – die den Widerspruch der 
„Post“ herausfordert. Namentlich geht es um die Weigerung der Bush-
Administration, die Verdächtigen als Kriegsgefangene gemäß der Genfer Konven-
tion zu deklarieren. Zum einen glaubt sie nicht daran, dass die Anwendung der 
Konvention die Ermittlungen gegen die Gefangenen wesentlich erschweren wür-
de,693 zum anderen befürchtet sie die potentiellen Folgen für in Gefangenschaft 
geratene US-Soldaten: „U.S. Special Forces often operate out of uniform [= mit 
diesem Argument hatte die Bush-Administration die Nichteinstufung von Taliban 
und Al-Qaida-Kämpfern als Kriegsgefangene begründet; J.G.]; the U.S. military is 
frequently accused by hostile powers of violating the laws of war; why should the 
United States give future captors of Americans any more pretext than necessary to 
hold Americans without due process?“694 
Ende März rückt dann noch ein weiterer Aspekt in Bezug auf die Internierung 
der Terrorverdächtigen in den Vordergrund, welcher alsbald die Kommentarspal-
ten der „Post“ in Bezug auf Guantanamo bis zum Ende dieser Untersuchungspha-
se beherrschen wird. Selbst als Kriegsgefangene – ein Status, der ihnen bekanntlich 
vorenthalten wird – würden die in Guantanamo Inhaftierten bis zur Einstellung der 
Kampfhandlungen in Gewahrsam bleiben. Aufgrund der ungewöhnlichen Natur 
des „Kriegs gegen den Terror“ könne dies eine Internierung ohne Anklage auf un-
absehbare Zeit bedeuten, wie die „Post“ zu bedenken gibt – und ein Umstand, den 
sie als „inakzeptabel und nicht im Einklang mit amerikanischen Werten“ entschie-
den zurückweist: „Detaining a class of people forever without charge or trial is un-
acceptable and contrary to American values.“695 Diese Erkenntnis gewinnt noch an 
Dringlichkeit, nachdem die „Post“ Mitte August erstmals die Möglichkeit einge-
räumt hat, dass in Guantanamo auch Unschuldige einsitzen könnten; Unschuldige, 
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die über keine Möglichkeit verfügten, ihre Freiheit einzuklagen.696 Hier wie auch in 
Zukunft verbindet die „Post“ ihre Kritik an der Rechtlosigkeit der Gefangenen mit 
der Forderung an die Bush-Administration, einen entsprechenden Mechanismus 
zur Überprüfung ihrer Haftgründe einzurichten: „The administration […] needs to 
create some mechanism in the military by which their claims […] can be heard and 
rigorously evaluated.“697 
Dass Deutschland unter einer rot-grünen Bundesregierung Gerhard Schröders 
nicht bereit dazu ist, die Bush-Administration in ihrer Irak-Politik zu unterstützen, 
wird auch von der „Post“ registriert. Grundsätzlich lassen sich dabei zwei Phasen 
unterscheiden – eine erste, die bis zum Jahresende 2002 reicht und in der die deut-
sche Haltung als eine eigenständige behandelt wird; daran anschließend eine zweite, 
in der Deutschland gemeinsam mit Frankreich vor allem repräsentativ für die im 
Sicherheitsrat vertretenen Oppositionskräfte steht. 
Spät erst greift die „Post“ Schröders Ablehnung eines Irak-Kriegs auf, der 
bundesdeutsche Wahlkampf befindet sich zu diesem Zeitpunkt bereits in seiner 
Endphase. Jetzt allerdings erscheinen in kurzer Abfolge drei Kommentare, welche 
die deutsche Position, wenngleich auch nicht immer an zentraler Stelle, zum Thema 
haben. Dass die Bewertung der deutschen Haltung dabei alles andere als positiv 
ausfällt, dürfte vor dem Hintergrund der insgesamt wohlwollenden Unterstützung, 
mit welcher die „Post“ Bushs Irak-Kurs begleitet, kaum überraschen. So verknüpft 
sie nicht nur Schröders Opposition zur US-Politik mit dessen Wahlkampffüh-
rung,698 sondern wirft ihm überdies noch vor, „anti-amerikanische Ressentiments“ 
zu „instrumentalisieren“.699 Auch drei Monate nach dessen Wiederwahl charakteri-
siert die „Post“ den Wahlkampf des Kanzlers in der Rückschau noch immer als 
„anti-amerikanisch“, „zynisch und opportunistisch“ sowie „populistisch“.700 Im 
Übrigen riskiere Schröder mit seinem Kurs Deutschlands „internationales Ansehen 
und Einfluss“.701 Nicht genug damit, dass der Kanzlers die Vereinten Nationen ig-
noriere; indirekt werden er und der Bundesaußenminister sogar des Wortbruchs 
bezichtigt: „Until recently the chancellor and his foreign minister, Joschka Fischer, 
have proudly boasted about their achievement in pushing Germany to play a sub-
stantial role in international security, dispatching troops [among others] to […] Af-
ghanistan. After 9/11, Mr. Schroeder’s government argued forcefully that the  
United States should build coalitions to fight terrorism with its closest allies – ra-
ther than act unilaterally – and promised to do its share. […] Mr. Bush has now 
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done what Germany has asked, […] laying his case against Saddam Hussein before 
the United Nations […]. [Yet] only Mr. Schroeder has eluded his government, in 
advance, from joining […] an international consensus.“702 Insgesamt sieht die 
„Post“ Berlin gegenüber dem Irak in der Rolle eines „Appeasers“.703 
Nachdem die Bundesrepublik zu Jahresbeginn 2003 turnusgemäß einen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat übernommen hat, erscheint der deutsche Irak-Kurs in den 
Kommentaren der „Post“ aus einem anderen Blickwinkel. Nunmehr geht es nicht 
länger um die spezifisch deutsche Ablehnung eines Irak-Kriegs, sondern eher gene-
rell um den Widerstand im Sicherheitsrat, dem sich die USA bei ihrem Drängen auf 
eine militärische Entwaffnung Husseins gegenübersehen, für den Frankreich und 
Deutschland – und nur in dieser Reihenfolge – stellvertretend stehen. Wohl fällt 
auch hier zuweilen noch der Vorwurf, dass der Widerstand der beiden Staats- und 
Regierungschefs anti-amerikanisch konnotiert sei,704 auch äußert die „Post“ den 
Verdacht, dass es ihnen eher um die Eindämmung der USA als der des Irak gehe.705 
Tatsächlich sind die Differenzen aber vor allem inhaltlicher Natur. So glaubt die 
„Post“, dass die zögerliche Haltung von Franzosen und Deutschen einen Krieg 
insgesamt sogar wahrscheinlicher werden lasse, weil diese Saddam Hussein fälschli-
cherweise signalisierten, keine militärischen Konsequenzen fürchten zu müssen, 
was dessen Kooperationsbereitschaft eher noch verringere.706 Insbesondere aber707 
sehen sich die beiden Staaten dem Vorwurf ausgesetzt, die Autorität des Sicher-
heitsrates zu unterminieren: „After six months of intensive effort, France, […] 
Germany and others refuse to accept the consequences of the process they claim to 
favor. They would rather the Security Council abandon its own resolution, […] 
than endorse a U.S. use of force against an outlaw tyrant. If their goal is really to 
preserve the U.N. security system, they should join in supporting the enforcement 
of U.N. resolutions; if it is merely to contain the United States, they should not be 
allowed to succeed.“708 
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6.2.2.4. Chicago Tribune 
Obwohl die „Tribune“ noch zu Jahresbeginn gleich mehrfach die Überzeugung 
äußert, dass Amerika ein langfristiges Interesse an Afghanistan haben müsse, auf 
dass das Land nicht wieder zum Rückzugsraum für Terroristen werde,709 ver-
schwindet das Thema vergleichsweise frühzeitig aus den Kommentarspalten, näm-
lich schon Ende April, lange bevor der Irak alle anderen Themen marginalisiert. 
Dabei ist sich die „Tribune“ der mangelhaften Sicherheitslage im Land nur 
allzu bewusst; mehrmals warnt sie vor versprengten Al-Qaida- und Taliban-
Kräften, die sich jenseits der afghanisch-pakistanischen Grenze neu formierten,710 
vor Einflussversuchen des Iran711 ebenso wie davor, dass Afghanistan auch leicht 
wieder im Chaos versinken könne.712 
Weil sie aber andererseits an der Notwendigkeit eines Erfolgs in Afghanistan 
keinerlei Zweifel aufkommen lässt,713 fordert die „Tribune“ von Anfang an eine 
Aufstockung der ISAF-Schutztruppe nebst Ausweitung ihres Mandats auch über 
Kabul hinaus.714 Konkrete Vorstellungen über die anzustrebende Größe hat sie 
ebenfalls – 20 000 bis 30 000 Mann sollten es nach Ansicht der „Tribune“ schon 
sein, was dem vier bis sechsfachen der aktuellen Truppenstärke entsprechen wür-
de.715 Während sie bei der Bereitstellung der zusätzlichen Truppenkontingente vor 
allem an die großen NATO-Mitgliedsstaaten Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland denkt, ja sogar indirekt zusätzlichen amerikanischen Druck auf besag-
tes Trio einfordert, auf dass dieses weitere Soldaten mobilisiere,716 appelliert sie zu-
gleich an Washington, auch das eigene Engagement am Hindukusch aufrechtzuer-
halten. Ausdrücklich warnt sie die Bush-Administration davor, Afghanistan den 
Rücken zu kehren und sich vorzeitig neuen Schlachtfeldern im Kampf gegen den 
Terror zuzuwenden: „With its military operation largely concluded, it might be 
tempting for America to pack up and head for the next battle front in the war on 
terrorism. Except for this: […] The political stability in Afghanistan is by no means 
assured. And this: Remnants of the Taliban and the Al Qaeda terrorist organization  
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nation. In: Chicago Tribune vom 06.04.2002. 
714 Vgl. u.a. The fragile peace in Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 16.03.2002; Afghans still waiting for a 
nation. In: Chicago Tribune vom 06.04.2002. 
715 Afghans still waiting for a nation. In: Chicago Tribune vom 06.04.2002. 
716 „Britain, France and Germany make up the core of the force [= der ISAF-Schutztruppe; J.G.], but they would 
be reluctant to increase their commitment without U.S. pressure.“ Ebd. 
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are still hiding in Pakistan, presumably ready to pounce on any opportunity to slip 
back into Afghanistan and set up shop again.“717 Solange Washington dies berück-
sichtige, sei ein Erfolg am Hindukusch auch weiterhin möglich. 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „Tribune“ auf eine 
etwaige Ausweitung des Anti-Terror-Kampfes in den Irak mit erheblicher Skepsis 
reagiert. Wohl hatte sie die künftige Unterstützung eines solchen Kurses keines-
wegs grundsätzlich ausgeschlossen, ihre Zustimmung gleichwohl an die Bedingung 
geknüpft, dass die Bush-Administration neue, überzeugende Beweise für die Ge-
fährlichkeit Husseins präsentierte. Vorerst aber hielt sie die Risiken eines militäri-
schen Eingreifens für größer als eine Fortführung der bisherigen Eindämmungspo-
litik. An diese Haltung knüpft die „Tribune“ auch zu Jahresbeginn noch einmal an, 
wenn sie die wahrscheinliche Reaktion von Amerikas Verbündeten auf eine US-
geführte Intervention am Golf wie folgt skizziert: „It would touch off a storm of 
criticism from European and Arab allies. It would be perceived as an attempt to 
settle old scores, not quell terrorism.“718 Dies bleibt jedoch zunächst der einzige 
Kommentar der „Tribune“ zum Irak, danach gerät das Thema – ungeachtet Bushs 
Rede „zur Lage der Nation“ und der damit verbundenen Diskussion um die soge-
nannte „Achse des Bösen – für mehrere Monate aus dem Blickfeld der Redaktion. 
Es ist schon Mitte April, als der Irak in den Kommentarspalten der „Tribune“ 
neuerlich zur Sprache kommt. Hier wie auch im Folgenden zeichnet sich bereits ein 
erstes Abrücken von ihrer bisherigen, angesichts der derzeitigen Beweislage gegen 
Bagdad, klaren Ablehnung eines Militärschlags ab. So heißt es etwa angesichts der 
jüngst erfolgten, verstärkten finanziellen Unterstützung des palästinensischen Ter-
rors gegen Israel durch den Irak – 25 000 US-Dollar anstatt der üblichen 10 000 
US-Dollar für die Familienangehörigen eines jeden Selbstmordattentäters – in Be-
zug auf Hussein: „He’s making Bush’s case that he can’t be tolerated and his regime 
should be toppled.“719 Auch die Auswirkungen eines Krieges auf die Region wer-
den nun weitaus weniger dramatisch beschrieben als zuvor: „Most Arab leaders 
would shed no tears if Saddam Hussein were overthrown.“720 Schließlich äußert die 
„Tribune“ auch erste Zweifel an der Wirksamkeit des Sanktionsregimes: „It is an 
open question whether these sanctions, without inspections inside Iraq, can impede 
Hussein’s effort to acquire nuclear, biological and chemical weapons.“721 Offen-
sichtlich scheinen die Risiken des Nichtstuns auch in den Augen der „Tribune“ zu 
wachsen. Noch freilich argumentiert sie nirgends offen für einen militärischen Um- 
  
                                                          
717 A Marshall Plan for Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 20.04.2002. 
718 Expanding the war on terrorism. In: Chicago Tribune vom 19.01.2002. 
719 Hussein’s penchant for evil. In: Chicago Tribune vom 09.04.2002. 
720 Ebd. 
721 Smarter sanctions on Iraq. In: Chicago Tribune vom 18.05.2002. 
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sturz im Irak. Dass ihre Skepsis hinsichtlich der Notwendigkeit einer Intervention 
auch nach wie vor überwiegt, macht sie schon bald in ihrer Reaktion auf die von 
der Bush-Administration jetzt verstärkt artikulierte Erstschlags-Doktrin deutlich. 
Wohl zeigt sich die „Tribune“ der Strategie in Teilen durchaus aufgeschlossen 
gegenüber, nachdem Bush den neuen Ansatz seiner Regierung in der amerikani-
schen Sicherheitspolitik deutlicher als zuvor in einer Rede vor Absolventen der Mi-
litärakademie in West Point formuliert hat. Insbesondere im Umgang mit transna-
tional operierenden Terrororganisationen wie al-Qaida mache ein präventives Vor-
gehen durchaus Sinn, weil diese sich nicht durch Abschreckung im klassischen Sin-
ne kontrollieren ließen.722 Mehr noch, ausgehend vom heutigen Wissensstand hätte 
die „Tribune“ sogar einen Präventivschlag gegen das Afghanistan der Taliban vor 
dem 11. September befürwortet: „Knowing what we know now, it would have 
made perfect sense for the U.S. to mount an invasion of Afghanistan before 
Sept. 11.“723 Für deutlich problematischer hält sie die Strategie allerdings in Verbin-
dung mit dem Irak – nicht nur, dass ein Militärschlag im Zweistromland erhebliche 
Risiken wie einen Vergeltungsschlag mit Massenvernichtungswaffen nach sich zie-
hen könnte;724 auch gibt die „Tribune“ zu bedenken, dass es eine konventionelle 
Abschreckungspolitik gewesen sei, welche Hussein bisher davon abgehalten habe, 
seine biologischen und chemischen Waffensysteme abermals einzusetzen. Später 
dann, nachdem die Bush-Administration ihre neue Doktrin als Nationale Sicher-
heitsstrategie veröffentlich hat, kommt noch ein weiteres Argument hinzu – näm-
lich jenes von der Gefahr der Überforderung selbst eines so mächtigen Militärappa-
rates wie dem der Vereinigten Staaten: „America’s unsurpassed military power is a 
tool that can be used for many worthwhile ends […]. But it’s a finite resource that 
also needs to be reserved for occasions when nothing else will work.“725 Derlei 
Überlegungen lassen die „Tribune“ zu dem durchaus ambivalenten Fazit gelangen: 
„In some cases, a new approach is absolute essential. In others, the old methods 
are more than adequate.“726 Letzteres ist dann auch eine kaum versteckte Anspie-
lung auf den Irak. 
Die Überzeugung, dass im Umgang mit Hussein die herkömmlichen Metho-
den von Abschreckung und Eindämmung bis auf Weiteres ausreichend sind, rührt 
vor allem daher, dass nach Einschätzung der „Tribune“ vom Irak keine unmittelba-
re Gefahr ausgehe – ein Umstand, den sie in der Folge stetig aufs Neue betonen 
                                                          
722 Pre-empting peril. In: Chicago Tribune vom 25.06.2002. 
723 Ebd. 
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wird.727 Sollte sich an dieser Risikoeinschätzung freilich einmal etwas ändern, wäre 
die „Tribune“ auch präventiven Maßnahmen gegenüber nicht abgeneigt, wie sie 
gleich mehrfach hervorhebt,728 am deutlichsten vielleicht in einem zentralen Leitar-
tikel Ende August, in dem es heißt: „The question is whether a preemptive invasion 
of Iraq is truly in the best interest of the U.S. at this time. If Hussein poses a grave 
and imminent threat to the U.S., the answer is clear: Take him out. But the magni-
tude of that threat is not clear, at least, not by the evidence the administration has 
offered to the public.“729 Entsprechend verbindet sie ihre Skepsis einem Militär-
schlag gegenüber zumeist mit der mehr oder minder direkten Aufforderung an die 
Bush-Administration, die Notwendigkeit eines Kriegs am Golf stärker und umfas-
sender als bisher zu begründen.730 
Keinen unmittelbaren Kriegsgrund, wohl aber einen Grund, um mit militäri-
schen Zwangsmaßnahmen zu drohen, sieht die „Tribune“ dann in den von Bush 
vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen vorgebrachten Argumenten. 
Namentlich darin, dass der Irak mit seinen fortwährenden Verstößen gegen zahlrei-
che UN-Resolutionen seit dem Waffenstillstand von 1991 die Glaubwürdigkeit des 
Sicherheitsrates nachhaltig untergrabe. Entsprechend nennt sie die Durchsetzung 
des UN-Inspektionsregimes im Irak auch eine „nicht verhandelbare Angelegen-
heit“731 – eine, die überdies nur durch die Androhung von Waffengewalt durch-
setzbar sei: „Saddam Hussein respects nothing so much as the barrel of a gun.“732 
Obgleich die „Tribune“ noch immer keine unmittelbare Gefahr ausmachen kann, 
die vom Irak ausgeht,733 befürwortet sie doch ganz im vorgenannten Sinn die ame-
rikanischen Kriegsvorbereitungen am Golf. Denn nur so – am besten in Kombina-
tion mit einer strengen UN-Resolution – ließe sich eine militärische Konfrontation 
noch vermeiden: „It should be evident that if diplomacy is to head off a military 
confrontation over Iraq, it must be diplomacy waged with an iron fist in an iron 
glove. […] If the world lines up in its demands on Iraq, with the threat of violent 
consequences, Hussein will comply – if that is his only means to survive.“734 Keine 
Rede davon, dass es primär die Bush-Administration ist, die diese Konfrontation 
sucht, vielmehr wird auf die in Husseins Händen liegende Macht verwiesen, eine 
                                                          
727 Vgl. u.a. Insufficient evidence on Iraq. In: Chicago Tribune vom 05.08.2002; Defining the threat from Iraq. In: 
Chicago Tribune vom 23.08.2002; The ultimate power is leadership. In: Chicago Tribune vom 02.09.2002; Bad 
news for Iraq. In: Chicago Tribune vom 05.09.2002. 
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731 Bush challenges the UN. In: Chicago Tribune vom 13.09.2002. 
732 Did Hussein just blink? In: Chicago Tribune vom 17.09.2002. 
733 Pass the war resolution. In: Chicago Tribune vom 20.09.2002. 
734 Don’t fall for Iraq’s shell Game. In: Chicago Tribune vom 04.10.2002. 
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solche zu vermeiden: „Bush soon will have the authority to launch a war [= ge-
meint ist die am 16.10.2002 von Bush unterzeichnete gemeinsame Resolution von 
Senat und Repräsentantenhaus,735 welche ihm die Vollmacht für einen Krieg gegen 
den Irak gibt; J.G.]. And Saddam […] has full power to prevent one.“736 
Ganz in diesem Sinn begrüßt die „Tribune“ auch die Verabschiedung von Re-
solution 1441 durch den UN-Sicherheitstrat. Seien doch mit der einstimmigen An-
nahme des Beschlusses die Chancen auf eine friedliche Beilegung des Konflikts 
wieder ein wenig gestiegen, da es Hussein in erster Linie ums eigene Überleben ge-
he: „If he has to choose between submission and destruction, there is a reasonable 
chance he will disarm.“737 Ungeachtet der wenige Tage später erfolgten Zusage des 
Irak, die UN-Waffeninspekteure wieder ins Land zu lassen, äußert die „Tribune“ 
schon bald erste Zweifel an der Kooperationsbereitschaft Husseins.738 Zweifel, die 
sich noch erhärten, nachdem der Irak in seinem Rechenschaftsbericht zum Stand 
seiner Waffenprogramme Mitte Dezember behauptet hat, über derartige Systeme 
gar nicht zu verfügen: „So far, Iraq has delivered some 12,000 pages of documents 
that purportedly show that it has no weapons of mass destruction. That strains cre-
dulity, to say the least.“739 Nichtsdestotrotz mahnt die „Tribune“ die Bush-
Administration bis auf Weiteres zur Zurückhaltung. Zwar müsse der Druck auf 
Bagdad aufrechterhalten werden, doch sei es vorerst in Amerikas Interesse, den 
UN-Inspekteuren die notwenige Zeit zu geben, die diese für ihre Arbeit benötigten 
– und sei es auch nur, damit Washington im Fall der Fälle auf eine größere interna-
tionale Unterstützung für einen Militärschlag zurückgreifen könne: „At this point, it 
is in America’s interests to take its time and allow the inspectors to work. The U.S. 
can move against Iraq in unfavorable weather conditions. But it will have its 
strongest hand if it has broad international support for that action, and that is more 
likely to come if inspectors have time to conduct their mission.“740 
Dass die Geduld der „Tribune“ gleichwohl nicht grenzenlos ist, zeigt sich spä-
testens in ihrer Reaktion auf den Bericht des obersten UN-Waffeninspekteurs Hans 
Blix Ende Januar vor dem UN-Sicherheitsrat. Aus dem vormaligen Verdacht, dass 
Hussein nicht hinreichend kooperiere, ist nun die Gewissheit geworden, dass der 
Irak etwas zu verbergen habe: „As Blix’s report makes abundantly clear, Iraq’s 
game is deception, not disclosure.“741 Damit freilich habe der Irak, wie die „Tri-
bune“ erstmals in dieser Klarheit formuliert, gegen Resolution 1441 verstoßen, die 
                                                          
735 Authorization for Use of Military Force Against Iraq Resolution of 2002, 16.10.2002 (http://www.gpo.gov/ 
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für genau diesen Fall, der nun eingetreten sei, „ernsthafte Konsequenzen“ ange-
droht habe.742 Immer stärker drängt sie jetzt und in der Folge darauf, dass der UN-
Sicherheitsrat seine Resolutionen auch durchsetze.743 Und so kann sich die „Tri-
bune“ allenfalls mit einer Verlängerung der Inspektionen für eine kurze Zeitspanne 
arrangieren, in welcher der Irak noch die Möglichkeit bekomme, vollständig mit 
den Inspekteuren zusammenzuarbeiten;744 danach aber müssten dann andere Mittel 
greifen. 
Endgültig bestätigt fühlt sich die „Tribune“ in ihrer Einschätzung bezüglich 
der Kooperationsbereitschaft Husseins im Anschluss an US-Außenminister  
Powells Auftritt vor den Vereinten Nationen: „Secretary of State Colin Powell laid 
out powerful evidence […] that Saddam Hussein has evaded and deceived UN 
weapons inspectors and utterly failed to meet his obligations to the world body.“745 
Zugleich mag sie nicht mehr daran glauben, dass der Irak noch einlenken werde, 
sofern man ihm nur mehr Zeit gebe.746 Deshalb sei es jetzt an der Zeit für den 
Sicherheitsrat zu handeln oder die eigene Glaubwürdigkeit zu verspielen: „Now the 
world must ask those who favor endless more months of futile inspections: When 
does ‚final‘ mean final? Or, as President Bush said Thursday, ‚[…] When you say 
something, does it mean anything?‘ In the Security Council’s action – or inaction – 
the world soon will discover the answer to that question.“747 
Weil aber der Sicherheitsrat auch in der Folge keinerlei Anzeichen zeigt, den 
Forderungen der „Tribune“ nachzukommen, plädiert diese Anfang März erstmals 
offen in einem zentralen Leitartikel für einen Krieg am Golf. Damit findet die mehr 
als einjährige Wandlung von der Skeptikerin zur Befürworterin eines Irak-Kriegs 
ihren Abschluss. Gekommen ist es dazu, weil die „Tribune“ am Ende die Geduld 
verloren hat – mit Saddam Hussein, doch noch einzulenken; vor allem aber mit den 
Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates, dessen Resolutionen irgendwann auch durch-
zusetzen: „Time remains for Iraq to fully cooperate, or for the United Nations Se-
curity Council to enforce the ‚serious consequences‘ that its members unanimously 
threatened 115 days ago. But if Iraq will not buckle and if the Security Council 
turns tail, the ‚Tribune‘ now urges the swift launch of the war Saddam Hussein has, 
by his 12 years of cunning defiance, demanded.“748 Entscheidend ist am Ende ins-
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besondere der Faktor Zeit. Denn je länger sich ein Krieg gegen den Irak verzögere, 
desto problematischer seien die Witterungsbedingungen vor Ort749 – das hatte die 
„Tribune“ zwar Mitte Dezember schon einmal angedeutet, damals jedoch noch 
nicht für sonderlich relevant gehalten. Weil sie aber mittlerweile einen Krieg für 
unvermeidlich erachtet, plädiert sie jetzt für ein schnellstmögliches Vorgehen gegen 
den Irak. Oder anders formuliert: Erstmals überwiegen nach Einschätzung der 
„Tribune“ die Risiken des Abwartens jene, die ein sofortiger Militärschlag trotz 
vergleichsweise geringer internationaler Unterstützung mit sich brächte. 
In den verbleibenden zwei Wochen bis Kriegsausbruch ist es dann immer 
wieder das Zeitargument, also die Bedenken ob der stetig zunehmenden Hitze und 
Trockenheit vor Ort, unter der die kämpfenden US-Soldaten zu leiden hätten, wel-
ches die „Tribune“ betonen wird.750 Ganz in diesem Sinn – nämlich, dass man lan-
ge genug gewartet habe – stimmt sie dann auch Bushs Ultimatum an Hussein und 
dessen Söhne, den Irak binnen 48 Stunden zu verlassen oder aber militärischen 
Maßnahmen entgegenzusehen, ausdrücklich zu: „Resolution 1441, which offered 
one last chance to a nation that had ignored 16 prior resolutions, is 131 days old. 
That is too long – and thus long enough.“751 Militärische Maßnahmen, welche auch 
„grundsätzlich“ („basically“) durch die in Resolution 1441 angedrohten „ernsthaf-
ten Konsequenzen“ abgedeckt seien, das hatte die „Tribune“ bereits zwei Tage zu-
vor deutlich gemacht.752 
Lediglich zweimal im Januar 2002, wenige Tage nach der Überstellung der ersten 
Terrorverdächtigen nach Guantanamo Bay, ist das amerikanische Gefangenenlager 
auf Kuba Thema in der „Tribune“. Dabei zeigt sie insgesamt nur wenig Verständ-
nis für die speziell in Europa vorherrschende Kritik am Lager; ausdrücklich wird 
die Bush-Administration gegenüber dem Vorwurf, Menschenrechte der Gefangenen 
verletzt zu haben, in Schutz genommen. 
Dies beginnt schon damit, dass die „Tribune“ in einer ersten Reaktion den eu-
ropäischen Kritikern Anti-Amerikanismus als zugrundeliegendes Motiv für deren 
Äußerungen unterstellt: „A serious outbreak of the virus anti-Americanus [Hervorhe-
bung im Original; J.G.] appears to have infected European leaders and media over 
the alleged mistreatment of Al Qaeda and Taliban prisoners at the Guantánamo 
base in Cuba.“753 Der ironischen Distanzierung folgt die inhaltliche Widerlegung. 
Zwar seien die Fotos der gefesselten und vermummten Gefangenen kein schöner 
Anblick gewesen, wie die „Tribune“ einräumt, doch repräsentierten diese Aufnah-
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men ausschließlich den Moment ihrer Überführung. Die Zellen der Gefangenen 
seien ebenfalls nicht sonderlich angenehm, gleichwohl auch nur vorübergehender 
Natur und mit Sicherheit komfortabler als die Höhlen Afghanistans. Schließlich 
seien die veranschlagten Sicherheitsmaßnahmen den von den Gefangenen ausge-
henden Gefahren durchaus angemessen: „These are the world’s most violent and 
single-minded fanatics and they ought to be jailed under conditions comparable to 
maximum-security prisons.“754 Wohl räumt die „Tribune“ Verbesserungsbedarf 
hinsichtlich der rechtlichen Lage der Gefangenen ein755 und zeigt sich dennoch 
überzeugt davon, dass den Inhaftierten „im Großen und Ganzen“ („by and large“) 
nichts anderes als „basic justice and fairness“ widerfahren sei.756 
Wenige Tage später setzt sich die „Tribune“ erneut mit Guantanamo und des-
sen Kritikern auseinander, wenn auch schon in wesentlich gemäßigteren Worten. In 
der Sache freilich sieht sie die Bush-Administration noch immer zu Unrecht in der 
Kritik. Wieder geht es um die rechtliche Situation der Gefangenen, genauer: um die 
Weigerung der Bush-Administration, die Inhaftierten gemäß der Genfer Konventi-
on als Kriegsgefangene zu behandeln. Und auch dafür zeigt die „Tribune“ Ver-
ständnis, hätten die Gefangenen doch gegen wesentliche Bestimmungen wie etwa 
das Tragen einer Uniform zur Abgrenzung von Zivilisten verstoßen, um sich für 
den Schutz der Konvention zu qualifizieren.757 Doch auch andere Annahmen, die 
man klassischerweise mit Kriegsgefangenen verbinde, träfen im Fall der Guanta-
namo-Insassen kaum zu: „These fighters cannot be expected to give up the fight 
just because they have been defeated on the battlefield. There is no terrorist state 
that can sign a surrender and call a halt to the activities of Osama bin Laden and his 
followers. The U.S. has little choice but to treat the prisoners as still dangerous and 
therefore deserving of long-term incapacitation.“758 Vor diesem Hintergrund erin-
nert die „Tribune“ daran, dass die Verfasser der Genfer Konvention vor allem 
konventionelle Auseinandersetzungen zwischen souveränen Staaten im Blick hatten 
und keine asymmetrischen Konflikte. Weshalb sie auch zum Abschluss neuerlich 
um Verständnis für das amerikanische Vorgehen wirbt: „The detractors should 
recognize that the administration is trying to devise sensible policies for a situation 
that international law never envisioned.“759 
Als einzige der vier untersuchten amerikanischen Tageszeitungen ignoriert die 
„Tribune“ die deutsche Haltung zum Irak nahezu vollständig. Es ist bereits Ende 
Januar 2003, als sie die deutsche Ablehnung eines Irak-Kriegs erstmals anspricht. 
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Allerdings steht Deutschland hier wie auch im Folgenden stets nur stellvertretend 
für jene Staaten im Sicherheitsrat, die einen Militärschlag gegen den Irak bis auf 
Weiteres ablehnen. Stets ist auch von Frankreich die Rede; Russland und China 
finden zumeist ebenfalls Erwähnung. 
Inhaltlich wirft die „Tribune“ den erwähnten Staaten – und damit letztlich 
auch Deutschland – „Appeasement“ gegenüber Hussein vor.760 Weil diese sich den 
angedrohten „ernsthaften Konsequenzen“ aus Resolution 1441 gegen den Irak ver-
schlössen, würden sie den irakischen Diktator in dessen Politik eher noch bestär-
ken: „With France and Germany back in the appeasement game […], why 
shouldn’t Hussein stick with a strategy of noncompliance that has served him well 
for 12 years?“761 Diese Haltung, die Hussein in die Hände spiele, habe vor allem 
zwei Auswirkungen, so die „Tribune“: Erstens mache sie einen Krieg wahrscheinli-
cher,762 zweitens unterminiere sie die Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen.763 
Im Endeffekt also genau das, was die Kriegsgegner der Bush-Administration im-
mer vorgeworfen hätten. 
6.2.2.5. Zusammenfassung der zweiten Phase 
Auch für die Kommentare der vier untersuchten amerikanischen Tageszeitungen 
gilt, den Bereich Afghanistan einmal ausgenommen: Von einer einheitlichen Beur-
teilung der Politik der Bush-Administration sind die jeweiligen Redaktionen weit 
entfernt. Amerikas Umgang mit den Menschenrechten in Guantanamo Bay, vor 
allem aber der Irak erweisen sich als höchst umstrittene Themenbereiche. 
Die Ausnahme von der Regel bildet, wie erwähnt, Afghanistan. Mögen die vier 
auch mit unterschiedlichen Erwartungshaltungen in diese zweite Untersuchungs-
phase gegangen sein, im weiteren Jahresverlauf rückt bei allen die Sorge ob der pre-
kären Sicherheitslage in den Vordergrund. Dabei ist allen gemein, dass sie die ur-
sprüngliche Organisation der ISAF-Schutztruppe, sowohl was deren Größe als 
auch deren Beschränkung auf Kabul betrifft, für unzureichend erachten. Entspre-
chend wird überall eine Aufstockung nebst Ausweitung dieser zumindest auf die 
nächstgrößeren Städte des Landes gefordert. Auch wenn lediglich „NY Times“ und 
„Tribune“ konkrete Zahlen nennen – von bis zu 30 000 Soldaten ist die Rede –, 
„LA Times“ und „Post“ dürften zumindest in ähnlichen Größenordnungen den-
ken, wie die jeweiligen Verweise auf die zusammen rund 60 000 Mann starken Ver-
bände in Bosnien-Herzegowina, Mazedonien und dem Kosovo nahelegen. Unter-
schiedliche Schwerpunkte setzen die vier lediglich darin, wen sie in der Verantwor-
                                                          
760 Vgl. u.a. Springtime for Saddam. In: Chicago Tribune vom 26.01.2003; The Axis of Appeasement. In: Chicago 
Tribune vom 11.02.2003; Resolution 1441? What’s that? In: Chicago Tribune vom 06.03.2003. 
761 Springtime for Saddam. In: Chicago Tribune vom 26.01.2003. 
762 The Axis of Appeasement. In: Chicago Tribune vom 11.02.2003. 
763 Saddam’s spring holiday. In: Chicago Tribune vom 16.03.2003. 
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tung sehen, also von welchen Mitgliedern der internationalen Staatengemeinschaft 
sie am ehesten einen stärkeren Beitrag für Afghanistan erwarten. Eine Mehrheit 
denkt dabei zuerst an Europa, genauer an die drei großen NATO-Mitgliedsstaaten 
Großbritannien, Frankreich und Deutschland. Nur die „Post“ sieht von Anfang an 
vor allem Amerika in der Pflicht. So beschränkt sich die Kritik an der Afghanistan-
Politik der Bush-Administration zumeist auch auf deren Widerstand bezüglich einer 
Ausweitung des ISAF-Mandats; ein verstärktes Engagement Amerikas am Hindu-
kusch ist mitnichten Konsens. Erst im weiteren Jahresverlauf wird auch der ameri-
kanische Beitrag zunehmend kritisch hinterfragt; immerhin drei der vier fürchten 
eine Vernachlässigung Afghanistans zugunsten des Irak beziehungsweise „the next 
battlefront in the war on terrorism“, wie die „Tribune“ ohne konkrete Nennung 
des Zweistromlandes formuliert. Ganz allgemein nimmt die Zahl und Frequenz der 
Kommentare zu Afghanistan in der zweiten Jahreshälfte mehr und mehr ab, wäh-
rend Saddam Hussein zunehmend die Aufmerksamkeit auf sich zieht. 
Ganz anders die Lage in Bezug auf den Irak. Hier stehen zwei Skeptiker („NY 
Times“ und „LA Times“) zwei Kriegsbefürwortern („Post“ und „Tribune“) gegen-
über, wobei sich insbesondere die beiden letztgenannten in ihrer Entscheidungsfin-
dung zum Teil erheblich voneinander unterscheiden. Sind doch zu Beginn der 
Untersuchungsphase die Skeptiker noch in der Überzahl. „NY Times“, „LA  
Times“ und „Tribune“, sie alle zeigen sich zwar empfänglich für die Gefahren, die 
von Iraks vermeintlichen Massenvernichtungswaffen ausgehen sollen – doch ver-
mag keine eine unmittelbare Bedrohung zu erkennen, die einen sofortigen Waffen-
gang rechtfertigen würde. Entsprechend können sich zwar alle auf eine Entwaff-
nung des Irak als Ziel verständigen, doch glaubt die Mehrheit dieses mit herkömm-
lichen Methoden – etwa einer Rückkehr der UN-Waffeninspekteure – erreichen zu 
können. Einzig die „Post“ stuft schon früh die klassischen Instrumente der Ein-
dämmung und Abschreckung im Umgang mit Hussein als unzureichend ein und 
plädiert mittelfristig für die militärische Option zum Zwecke des Regimewechsels. 
Weil aber auch die Washingtoner Redaktion ein gemeinsames Vorgehen mit den 
Verbündeten einem amerikanischen Alleingang gegenüber vorzieht, begrüßt sie 
ebenfalls Bushs Einbeziehung der Vereinten Nationen. Fortan allerdings beginnen 
die vier in ihren Darstellungen voneinander abzuweichen. 
Zwar zeigen sich in der Folge alle vier überzeugt davon, dass Hussein gegen 
die Bestimmungen von Resolution 1441 verstoßen habe, auch wird die Hinnahme 
dieses Umstands durch den UN-Sicherheitsrat überall gerügt – doch ergibt sich in 
der Frage nach den Konsequenzen, die daraus zu ziehen sind, kein einheitliches 
Bild. So warnen „NY Times“ und „LA Times“ die Bush-Administration immer 
wieder vor den Folgen eines amerikanischen Alleingangs und mahnen dementspre-
chend zur Zurückhaltung. Zwar halten beide nach Powells Präsentation vor dem 
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Sicherheitsrat grundsätzlich den Zeitpunkt für gekommen, um zu Handeln – doch 
ohne Zustimmung der Vereinten Nationen könnten die USA eben nicht an deren 
statt agieren. Beide lehnen also einen Waffengang am Golf nicht prinzipiell ab – 
wohl aber die Umstände, unter denen die USA alsbald mit vergleichsweise geringer 
internationaler Unterstützung in den Irak einmarschieren. Oder umgekehrt formu-
liert: Mit eindeutigem UN-Mandat und breiter internationaler Zustimmung – wobei 
keine von beiden den Krieg als völkerrechtswidrig einstuft – hätten sowohl „NY 
Times“ als auch „LA Times“ einen militärisch herbeigeführten Regimewechsel im 
Irak mutmaßlich unterstützt. 
Demgegenüber zeigen „Post“ und „Tribune“ deutlich weniger Verständnis für 
die Zurückhaltung im Sicherheitsrat. Nach der Feststellung des Resolutionsbruchs 
seitens Husseins drängen beide die Vereinten Nationen mehr und mehr dazu, end-
lich die notwendigen Konsequenzen in Hinblick auf den Irak zu ziehen. Und am 
Ende wollen beide, insbesondere nach Powells Auftritt im Sicherheitsrat, nicht 
mehr länger warten. In beiden Redaktionen überwiegt die Vorstellung, dass ein län-
geres Abwarten die Gefahren eines Kriegs nur mehr erhöhe, welcher ohnehin in 
Anbetracht von Husseins Verhalten unvermeidlich geworden sei. Während die 
„Post“ die Entscheidung zum Krieg nicht zuletzt mit der Befreiung des irakischen 
Volkes von der Diktatur begründet, ist es bei der „Tribune“ vor allem die Sorge um 
das Wohlergehen der US-Soldaten, die bei jeder weiteren Verzögerung mit immer 
unwirtlicheren Witterungsbedingungen vor Ort zu kämpfen hätten. 
Für alle vier wiederum gilt, dass das Thema Irak erst mit Beginn der zweiten 
Jahreshälfte 2002 akut wird – zuvor wird die Debatte lediglich sporadisch aufgegrif-
fen. 
Ähnlich umstritten ist auch die Situation der Gefangenen in Guantanamo Bay 
und damit verbunden etwaige Menschenrechts-Verstöße seitens der USA. Während 
sich die „NY Times“ von Anfang an als Kritikerin des Lagers präsentiert, dabei 
insbesondere die Vorenthaltung des Kriegsgefangenen-Status gemäß der Genfer 
Konvention und die nicht vorhandene Möglichkeit der Haftüberprüfung im Visier 
hat, vertritt die „Tribune“ eine völlig gegensätzliche Sicht der Dinge. Kritik am La-
ger hält sie für anti-amerikanisch motiviert, die Unterbringung und Behandlung der 
Gefangenen betrachtet sie größtenteils als gerecht und fair. Selbst für die Nichtbe-
rücksichtigung der Genfer Konvention zeigt sie Verständnis – diese sei für zwi-
schenstaatliche Auseinandersetzungen, nicht jedoch für asymmetrische Konflikte 
konzipiert worden. Irgendwo dazwischen positionieren sich „LA Times“ und 
„Post“. Beide nehmen die Bush-Administration gegen etwaige Misshandlungsvor-
würfe ausdrücklich in Schutz, beide üben allerdings auch zum Teil erhebliche Kritik 
an der rechtlichen Situation der Gefangenen, also speziell dem Status des „feindli-
chen Kombattanten“. Nachdem beide im weiteren Jahresverlauf die Möglichkeit 
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eingeräumt haben, dass in Guantanamo auch Unschuldige einsitzen könnten, kriti-
sieren sie dann insbesondere den Umstand, dass es den Gefangenen nicht möglich 
ist, die Gründe ihrer Haft überprüfen zu lassen. 
Bleibt noch die Bewertung der deutschen Haltung zum Irak. Anders als zu-
letzt ist die deutsche Irak-Politik – mit Ausnahme der „Tribune“ – sehr wohl ein 
Thema auch in den amerikanischen Tageszeitungen. Dabei ist der Eindruck, den 
Schröders Ablehnung eines Irak-Kriegs in den Kommentarspalten hinterlässt, zu-
nächst noch überwiegend positiv. Zu einem Zeitpunkt, als „NY Times“ und „LA 
Times“ einem Irak-Krieg selbst noch höchst skeptisch gegenüberstehen, zeigen sie 
mindestens Verständnis für dessen Haltung, im Falle der „LA Times“ sogar aus-
drückliche Zustimmung. Wiewohl alle drei einen Zusammenhang zum Bundes-
tagswahlkampf herstellen, wird dieser Umstand lediglich in der „Post“ umfassend 
kritisiert – als Bereitschaft Schröders, an die anti-amerikanischen Gefühle seiner 
Wählerschaft zu appellieren. Mehr noch: Indirekt bezichtigt sie die Bundesregie-
rung, frühere Versprechungen einer deutschen Beteiligung am Anti-Terror-Kampf 
gebrochen zu haben, wenn sich Deutschland einer militärischen Entwaffnung Hus-
seins jetzt verweigere. Kritischer wird Berlins Rolle von allen erst mit Beginn des 
neuen Jahres gesehen, nachdem die Bundesrepublik einen vorübergehenden Sitz im 
UN-Sicherheitsrat eingenommen hat. Gleichwohl wird Deutschland jetzt kaum 
noch als eigenständiger Akteur wahrgenommen, sondern vielmehr stellvertretend 
für die einen Irak-Krieg ablehnende Mehrheit im UN-Sicherheitsrat. Mehr noch als 
die deutsche wird jetzt insbesondere die französische Ablehnung thematisiert, wo-
bei Frankreichs Veto-Recht hierfür mutmaßlich den Ausschlag gibt. 
6.2.3. Deutsche und amerikanische Tageszeitungen während der zweiten 
Phase im Vergleich 
Waren sich die Redaktionen in Deutschland und den USA auf den meisten Analy-
sefeldern im zurückliegenden Jahr noch weitgehend einig gewesen, so ist es damit 
in der neuen Phase schon sehr bald vorbei. Verstärkend kommt hinzu, dass sich die 
untersuchten Tageszeitungen in Bezug auf den Irak und Amerikas Umgang mit den 
Menschenrechten schon untereinander nicht einig sind – was die Herausarbeitung 
einer jeweils landesspezifischen Blattlinie natürlich zusätzlich erschwert. 
Am ehesten stimmt man noch hinsichtlich Afghanistans überein. Beide Seiten 
verfolgen die Entwicklung am Hindukusch mit großer Skepsis, beide Seiten sehen 
die Beschlüsse aus dem zurückliegenden Jahr, insbesondere was die Organisation 
der ISAF-Schutztruppe betrifft, für unzureichend an. Gemeinsam fordert man eine 
erhebliche Aufstockung der Truppe nebst Ausweitung auch auf andere Teile des 
Landes, um dem Machtvakuum jenseits der afghanischen Hauptstadt Kabul wirk-
sam entgegentreten zu können. Unterschiede ergeben sich freilich in Hinblick da-
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rauf, wer künftig für die geforderte Aufstockung der Schutztruppe Verantwortung 
übernehmen soll. Während die deutschen Zeitungen vor allem nach Amerika 
schauen, stellt sich die Situation jenseits des Atlantiks genau umgekehrt dar. Mit 
Ausnahme der „Post“ sehen die Redaktionen in erster Linie Europa, dabei vor-
nehmlich Großbritannien, Frankreich und Deutschland, in der Pflicht. Davon ab-
gesehen ist man sich in der Bewertung des amerikanischen Engagements in Afgha-
nistan dann wieder weitgehend einig. Ungeachtet der eigenen Einstellung zum Irak 
fürchtet eine eindeutige Mehrheit – sieben von acht Redaktionen –, dass Amerika 
Afghanistan zugunsten eines Kriegs am Golf vernachlässige. 
Hatten sich hinsichtlich des Irak bereits in der zurückliegenden Phase erste 
Differenzen gezeigt, so decken die Kommentare in der Folge ein derartiges Mei-
nungsspektrum ab, dass von einer repräsentativen deutschen beziehungsweise ame-
rikanischen Blattlinie erst recht keine Rede mehr sein kann. Rein formal betrachtet 
überwiegt auf deutscher Seite die Zahl der Kriegsgegner mit drei zu eins, während 
sich auf amerikanischer Seite Gegner und Befürworter die Waage halten. Doch un-
terschlägt diese Form der Gegenüberstellung sowohl den Grad der Ablehnung als 
auch den Verlauf der Entscheidungsfindung, weshalb dieser Ansatz hier nicht wei-
ter verfolgt werden soll. Stattdessen bleibt festzuhalten, dass bis zur Einschaltung 
der Vereinten Nationen Mitte September beide Seiten in wesentlichen Punkten 
noch immer überstimmen. So gibt man sich beiderseits des Atlantiks überzeugt da-
von, dass es so wie bisher im Falle des Irak nicht weitergehen könne; ein Problem-
bewusstsein hinsichtlich der vom Irak ausgehenden Gefahren ist überall vorhanden 
und auch vor dem Einsatz militärischer Mittel schreckt in letzter Konsequenz nie-
mand zurück. Mag es hinsichtlich der Gefahreneinschätzung auch graduelle Unter-
schiede geben, auffällig ist, dass zu diesem Zeitpunkt immerhin sechs von acht Re-
daktionen keine derartige Bedrohungslage ausmachen können, die einen Waffen-
gang am Golf rechtfertigen würde. Nur die „Post“ hat sich zu diesem Zeitpunkt 
längst für einen militärisch herbeizuführenden Regimewechsel ausgesprochen; in 
der „Welt“ war ein solcher nur wenige Wochen zuvor erstmals als Einzelmeinung 
vertreten worden. 
Nach Bushs Gang vor die Vereinten Nationen, der im Übrigen länderüber-
greifend begrüßt wird, beginnen die Unterschiede allerdings mehr und mehr her-
vorzutreten. Während auf deutscher Seite nur „Die Welt“ zu der Schlussfolgerung 
gelangt, dass Husseins anhaltende Missachtung der Beschlüsse des Sicherheitsrates 
militärische Konsequenzen nach sich ziehen müsse, ist diese Meinung spätestens 
nach Powells Auftritt vor den Vereinten Nationen Anfang Februar allgemeiner 
Konsens in den amerikanischen Redaktionen. Dass sich „NY Times“ und „LA  
Times“ dennoch im Anschluss gegen einen Einmarsch im Irak aussprechen, hängt 
dann vor allem damit zusammen, dass sie einen amerikanischen Alleingang ohne 
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die Zustimmung großer Teile der Weltgemeinschaft ablehnen. Dies entspricht dann 
doch einer wesentlich schwächeren Form der Ablehnung als jene, die in Deutsch-
land vorherrscht, bei der drei von vier Redaktionen völkerrechtliche Bedenken ge-
gen einen Krieg am Golf äußern, und immerhin zwei der vier ungeachtet der 
Nichtkooperation Husseins auch weiterhin an die Möglichkeit einer dauerhaften 
Eindämmung durch ein scharfes Inspektionsregime glauben. 
Länderübergreifend ergeben sich bei der Beurteilung der Causa Irak vor die-
sem Hintergrund ganz andere Parallelen: Während es zu der Haltung von FR und 
SZ kein Pendant gibt, entspricht die Blattlinie der FAZ weitgehend jener von „NY 
Times“ und „LA Times“ – bis hin zur Kritik am Sicherheitsrat inklusive der Über-
zeugung, dass eine Fortsetzung des Inspektionsregimes keine dauerhafte Lösung 
sei, sondern allenfalls das kleinere Übel. Des Weiteren ergeben sich auffallende Pa-
rallelen zwischen „Welt“ und „Tribune“, wobei beide einem Krieg zunächst skep-
tisch gegenüberstehen, sich dann jedoch angesichts der Lähmung im Sicherheitsrat 
zu Kriegsbefürwortern wandeln. Für die „Post“ hingegen, die sich im Grunde ge-
nommen schon seit den Anschlägen vom 11. September für einen militärisch her-
beizuführenden Regimewechsel im Irak ausgesprochen hat, gibt es auf deutscher 
Seite keine Entsprechung. 
Keine Einigkeit herrscht auch bei der Beurteilung der Menschenrechts-Situation 
in Guantanamo Bay, wobei ein Vergleich durch die geringe Zahl der Kommentare 
noch zusätzlich erschwert wird. Einige Parallelen lassen sich dennoch ausmachen. 
Während sich anfangs Kritik und Zustimmung, zumindest aber Verständnis für die 
Einrichtung auf Kuba beiderseits des Atlantiks in etwa die Waage halten, wird das 
Lager in der Folgezeit zunehmend kritisch gesehen. Während die Haftbedingungen 
nur hierzulande Widerspruch auslösen, wird die Vorenthaltung des Kriegsgefange-
nen-Status gemäß der Genfer Konvention in beiden Ländern kritisch gesehen. An-
ders herum entwickeln die amerikanischen Medien eher ein Problembewusstsein 
für den Umstand, dass sich unter den Inhaftierten möglicherweise auch Unschuldi-
ge befinden, weshalb sie verstärkt auf die Möglichkeit einer Haftprüfung drängen. 
In Deutschland ist dies nur bei der FR der Fall; umgekehrt verweigert sich einzig 
die „Tribune“ einer kritischen Diskussion Guantanamos. 
Uneins ist man sich schließlich auch bei der Bewertung der deutschen Irak-
Politik, wobei sich die übereinstimmende Verurteilung von Schröders Wahlkampf-
führung in den deutschen Medien mitnichten auch in den amerikanischen wider-
spiegelt. Lediglich die „Post“ stimmt in die deutsche Kritik mit ein, die „Tribune“ 
ignoriert den Kanzler, derweil „NY Times“ und „LA Times“ für die Haltung 
Schröders Verständnis, zum Teil sogar ausdrückliche Zustimmung signalisieren. 
Dementgegen steht die Beurteilung im neuen Jahr, nachdem Deutschland turnus-
gemäß Mitglied im Sicherheitsrat geworden ist. Während die amerikanischen Re-
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daktionen die deutsche Weigerung, militärische Konsequenzen im Irak auch nur in 
Erwägung zu ziehen, unisono kritisieren, wächst in Teilen der deutschen Presse – 
namentlich in FR und SZ – die Zustimmung zu Schröders Fundamentalopposition. 
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6.3. Phase 3: Vom Irak-Krieg bis zu den ersten freien  
irakischen Parlamentswahlen Ende Januar 2005 
6.3.1. Analyse deutscher Tageszeitungen 
6.3.1.1. Süddeutsche Zeitung 
Rund ein halbes Jahr lang hatte die SZ die Lage in Afghanistan nicht weiter kom-
mentiert; sechs Monate, in denen ihre Aufmerksamkeit weitgehend dem Irak galt. 
Erst jetzt, in der zweiten Jahreshälfte 2003, kommt der Hindukusch wieder ver-
mehrt zur Sprache, wobei sich an der grundsätzlichen Bewertung im Wesentlichen 
nichts geändert hat. Noch immer hadert sie mit den Beschlüssen von 2001, welche 
die ISAF-Schutztruppe auf Kabul und Umgebung begrenzen,764 noch immer hält 
sie das internationale Engagement für unzureichend, um den Wiederaufbau des 
Landes zu gewährleisten: „Der Einsatz in Afghanistan wird Stückwerk bleiben, 
wenn die internationale Gemeinschaft weiter statt des Notwendigen nur das Nö-
tigste tut.“765 Ein Vorwurf, den die SZ auch mit Zahlen untermauert: „Zur Erhal-
tung des Friedens [standen] in Bosnien zu Beginn für jeweils tausend Einwohner 18 
Mann zur Verfügung, 20 waren es im Kosovo, aber bloß 0,18 in Afghanistan. Eine 
ähnliche Hierarchie gilt für die Hilfe: 1390 Dollar pro Jahr wendet die Welt für ei-
nen Bosnier auf, 814 für einen Kosovaren, 52 für einen Afghanen.“766 
Geändert hat sich allerdings die Tonlage, die zunehmend fatalistischer wird. 
So betrachtet die SZ die bisherige ISAF-Mission inzwischen als „gescheitert“767 
beziehungsweise als „akut vom Scheitern bedroht“768 und stellt indirekt sogar das 
Engagement insgesamt in Frage: „Zugespitzt gesagt: Entweder man gesteht das 
Scheitern von Isaf ein und geht komplett raus. Oder aber der Einsatz muss ausge-
dehnt werden, gerade auf die Regionen, von denen immer wieder Attentate ausge-
hen. Dazwischen ist nichts.“769 Ernstlich erwogen wird der Abzugsvorschlag frei-
lich nicht. Stattdessen plädiert sie auch in der Folge für die Entsendung weiterer 
Soldaten nach Afghanistan, konkret geht es ihr um „mindestens 10 000 – und eher 
noch mehr – Mann“770 beziehungsweise um „Streitkräfte mindestens in den Di-
mensionen der Kosovo-Mission […]. Dort sind im Moment 21 835 Soldaten der 
Nato und anderer Länder stationiert.“771 
  
                                                          
764 Peter Münch, Aufbruch in den Hindukusch. In: SZ vom 07.08.2003. 
765 Nico Fried, Die Perspektive heißt Entschlossenheit. In: SZ vom 10.06.2003. 
766 Rudolph Chimelli, Phrasen für den Frieden. In: SZ vom 02.10.2003. 
767 Christoph Schwennicke, Jenseits von Kabul. In: SZ vom 06.08.2003. 
768 Peter Münch, Die virtuelle Friedensmission. In: SZ vom 03.12.2003. 
769 Christoph Schwennicke, Jenseits von Kabul. In: SZ vom 06.08.2003. 
770 Peter Münch, Aufbruch in den Hindukusch. In: SZ vom 07.08.2003. 
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Noch immer sieht die SZ vor allem die internationale Staatengemeinschaft in 
der Pflicht; dass etwa das amerikanische Engagement unter der Entwicklung im 
Irak leide, wird zwar kurzzeitig angedeutet, aber nicht wirklich thematisiert.772 
Exemplarisch hingegen liest sich die Kritik von Peter Münch am internationalen 
Einsatz in Afghanistan, ziemlich genau zwei Jahre nach den Petersberger Beschlüs-
sen: „Der […] internationale Friedenseinsatz […] ruht auf drei Säulen: weggucken, 
wegducken und nach dem Sankt-Florians-Prinzip mit dem Finger auf andere zei-
gen. Afghanistan ist tatsächlich zum Modell geworden, leider. Wie die Weltgemein-
schaft sich ihrer Probleme entledigt, statt sie zu erledigen.“773 
Zwar hatte der UN-Sicherheitsrat in der Zwischenzeit in seiner Resolution 
1510774 vom 13.10.2003 eine Ausweitung des ISAF-Mandats auf ganz Afghanistan 
beschlossen und auch die NATO sich zu einer „behutsamen“775 Erweiterung über 
Kabul hinaus bekannt, doch nennenswerten Eindruck scheinen diese Beschlüsse 
bei der SZ nicht hinterlassen zu haben. Und auch die auf dem Istanbuler NATO-
Gipfel Ende Juni 2004 beschlossene Truppenaufstockung auf insgesamt 10 000 
Mann ist der SZ zu wenig, zumal sie die Mitgliedsstaaten der Täuschung bezichtigt: 
„Da wird getäuscht und getrickst und so getan, als könnten sie am Hindukusch 
nicht bis 10 000 zählen. Die Hälfte der neuen Soldaten soll nämlich dem Kleinge-
druckten zufolge gar nicht ins Land geschickt, sondern für Notfälle in der Hinter-
hand gehalten werden.“776 Dementsprechend endet auch diese Phase mit der For-
derung nach zusätzlicher, in erster Linie militärischer Hilfe für Afghanistan.777 
Ungeachtet der in der Vergangenheit immer wieder geäußerten – und nach wie vor 
bestehenden – Zweifel gegenüber einem Krieg am Golf stellt die SZ mit Beginn 
der Operation „Iraqi Freedom“ unmissverständlich klar, dass es nur einen wün-
schenswerten Ausgang des Konflikts geben könne: einen raschen amerikanischen 
Sieg bei gleichzeitiger Entmachtung Husseins. Was sich zunächst noch wie der 
Wunsch nach einem möglichst glimpflichen Ausgang liest,778 wird schon wenige 
Tage später allen Differenzen in der Irak-Politik zum Trotz zu einem klaren Be-
kenntnis den amerikanischen Kriegszielen gegenüber: „Nun aber, da dieser unnöti-
ge Krieg begonnen hat, kann man nur hoffen, dass er von den alliierten Truppen 
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schnell und mit möglichst wenig Opfern auf beiden Seiten […] gewonnen wird.“779 
Entsprechend weiß sie auch den „zweifellos wünschenswerten Sturz eines Dikta-
tors“780 nach dem Fall der irakischen Hauptstadt Bagdad zu würdigen, ebenso wie 
den insgesamt doch recht reibungslosen Verlauf der Invasion: „Noch ist der Krieg 
nicht wirklich zu Ende, […] gleichwohl aber muss als größter Erfolg der amerikani-
schen Invasion im Irak festgehalten werden, welche Horror-Szenarien bis jetzt 
nicht eingetreten sind. Der Krieg zog sich nicht über Monate hin, Massenvernich-
tungswaffen wurden nicht verschossen, […] und der Irak ist nicht nach einem Auf-
stand der Schiiten und Kurden auseinandergebrochen.“781 
All dies ändert freilich nichts daran, dass sich die SZ mehr denn je überzeugt 
davon gibt, dass dieser Krieg ein gewollter Krieg war und ihm nicht zuletzt auf-
grund der vorgeschobenen Begründungen die Rechtmäßigkeit abspricht: „Nur weil 
all diese Szenarien [= siehe vorheriger Absatz; J.G.] ausgeblieben sind, gewinnt der 
Krieg noch nicht an Legitimation. […] Der Makel des zweiten amerikanisch-
irakischen Krieges bleibt bestehen: Dieser Krieg war gewollt und konstruiert […]. 
Die Entwaffnung des Irak war der vorgeschobene Grund in einer Reihe von Moti-
ven, die in der amerikanischen Regierung letztlich zur Kriegsentscheidung geführt 
haben. Ehrlicher wäre es gewesen, […] hätte Washington den Krieg mit seinem 
geopolitisch begründeten Wunsch nach einem Hort der Stabilität in einer radikali-
sierten Schlüsselregion der Erde begründet – ein amerikanischer Flugzeugträger 
von der Größe Kaliforniens in unmittelbarer Nachbarschaft Saudi-Arabiens und 
Irans, an der Quelle des neuen Terrors.“782 Bestätigt fühlen darf sich die SZ rund 
sechs Wochen später, nachdem der stellvertretende US-Verteidigungsminister Paul 
Wolfowitz in einem Interview mit der Zeitschrift „Vanity Fair“ eingeräumt hat, 
dass sich die US-Regierung im Vorfeld des Krieges vor allem aus „bürokratischen 
Gründen“783 auf die vermeintliche Bedrohung durch irakische Massenvernich-
tungswaffen gestützt habe. Für die SZ eine „Banalität, die in der heißen Phase der 
Diplomatie vor dem Krieg in allen Blättern der Welt hinauf- und hinabgebetet 
wurde: Der Irak verfügt vielleicht über die Waffen, aber dennoch stellt das Land 
keine unmittelbare Bedrohung dar, die eine Invasion rechtfertigt.“784 Was da „in 
allen Blättern der Welt hinauf- und hinabgebetet wurde“, stand so freilich nur ein-
geschränkt in der SZ. Zwar ist es richtig, dass auch sie keine vom Irak ausgehende  
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783 Vgl. Paul Wolfowitz, Deputy Secretary Interview with Sam Tannenhaus, Vanity Fair, 09.05.2003 (http:// 
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unmittelbare Bedrohung erkennen konnte, doch äußerte sie nie auch nur die ge-
ringsten Zweifel an der Existenz irakischer Massenvernichtungswaffen – nicht zu-
letzt mit Verweis auf die Erkenntnisse der übrigen westlichen Geheimdienste.785 
Dennoch zeigt sich die SZ in der Folge überzeugt davon, dass die Bush-
Administration bei ihrer Kriegsbegründung die irakische Gefahr nicht nur aufge-
bauscht, sondern wissentlich gelogen habe. Was zunächst noch als Möglichkeit im 
Raum steht,786 wird nur zwei Monate nach Kriegsende zur Gewissheit: „Selten war 
so viel Lüge […] über Atomzentrifugen, Aluminiumröhrchen, Chemie-Granaten 
[…]. Präsident Bush […] ließ einen vermeintlich völkerrechtlich tragfähigen 
Kriegsgrund um die UN-Resolutionen und das Inspektionsregime herum konstru-
ieren.“787 Diese Erkenntnis gilt umso mehr, nachdem die Tätigkeiten des „Office of 
Special Plans“ bekannt geworden sind, in den Worten von Hans Leyendecker: „Um 
den Kriegsgrund politisch aufzumöbeln, wurde gelogen, betrogen und in die Irre 
geführt. […] Im Verteidigungsministerium erfand eine von Hausherr Donald 
Rumsfeld eingesetzte Truppe Bedrohungsszenarien.“788 Von dieser Einschätzung 
wird die SZ in dieser und auch allen nachfolgenden Untersuchungsphasen nicht 
mehr abrücken. Entlastende Aussagen, wie sie etwa vom zurückgetretenen obers-
ten US-Waffeninspekteur David Kay789 oder einschlägigen Untersuchungsaus-
schüssen790 überliefert sind, werden entweder ignoriert oder als „irreführend“791 
abqualifiziert. 
Noch während die US-Truppen ihren Vormarsch auf Bagdad fortsetzen, äu-
ßert die SZ gleich mehrfach ihre Zweifel daran, inwieweit die Amerikaner tatsäch-
lich auf die Herausforderungen des Wiederaufbaus vorbereitet seien;792 Zweifel, die 
sich schon sehr bald bestätigen sollen. Denn obgleich Präsident Bush bei seinem 
medienwirksamen Auftritt auf dem amerikanischen Flugzeugträger „USS Abraham 
Lincoln“ am 01.05.2003 das „Ende der Hauptkampfhandlungen“ im Irak verkün-
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det,793 kommt das Land auch in der Folge nicht zur Ruhe. Eine Entwicklung, für 
die die SZ drastische Worte findet – schon zweieinhalb Monate nach dem Fall der 
irakischen Hauptstadt will sie bereits „Züge eines Guerillakrieges“ im Irak ausge-
macht haben,794 welcher mit dem verheerenden Bombenanschlag auf das UN-
Hauptquartier in Bagdad vom 19.08.2003 eine „neue Qualität“ gewonnen habe.795 
Fünf Monate nach dem „Ende der Hauptkampfhandlungen“ ist es dann Peter 
Münch, der zu der unmissverständlichen Einschätzung gelangt: „In Bagdad, so viel 
ist klar, herrscht wieder Krieg.“796 Verantwortlich hierfür macht die SZ, zunächst 
nur indirekt, die Bush-Administration, der sie „Konzept“-797 beziehungsweise 
„Planlosigkeit“798 im Umgang mit dem Nachkriegs-Irak vorwirft. Später dann auch 
ganz direkt, wenn sie die „Ursache“ für die kriegsähnlichen Zustände in Washing-
ton verortet: „Die Ursache dafür liegt in Washington. Die Regierung Bush hat für 
einen schnellen Krieg geplant, nicht aber für einen langen Weg zum Frieden.“799 
Zwar wird die SZ den Aufständischen in dem Maße, in dem diese immer stärker 
auch zivile Ziele ins Visier nehmen, die Rechtmäßigkeit ihres Kampfes abspre-
chen,800 doch kommt zugleich als Vorwurf neu hinzu, dass die Amerikaner mit ih-
rem Krieg das Zweistromland überhaupt erst zum „Kampfplatz der al-Qaida“801 
beziehungsweise zum „Schauplatz des Dschihad“802 gemacht hätten. Was wiede-
rum impliziert, dass es in erster Linie eben doch die USA sind, die den Terror im 
Irak zu verantworten haben. 
Andererseits macht sich die SZ keine Illusionen darüber, dass es nicht allein 
die Amerikaner sind, die ein Interesse an einem stabilen Irak haben, sondern dass 
dieses mindestens im gleichen Maße auch für die Europäer gelte: „Washington 
muss erkennen, dass es Freunde braucht, um im Irak erfolgreich zu sein. […] Um-
gekehrt sollten die […] Verbündeten der USA erkennen, dass ein stabiler Irak auch 
in ihrem Interesse ist. Wenn die USA im Irak aufgeben, dann wird auch Europa an 
der Niederlage tragen.“803 Dieser wiederholt vorgetragene Appell an die gemeinsa-
men Interessenslagen804 geht oftmals noch einher mit einer Mahnung an die euro-
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päischen Kriegsgegner, dass die jüngste Entwicklung im Irak weder Anlass für 
„Genugtuung“,805 noch für „billige[s] Triumphgefühl“806 biete. Dabei geht die SZ 
so weit, dass sie sich zeitweilig sogar einen NATO-Einsatz im Irak vorstellen 
kann.807 Bedingung hierfür sei freilich, dass die USA den Vereinten Nationen eine 
größere Rolle als bisher im Nachkriegs-Irak einräumten: „Washington muss […] 
klar sein, dass Hilfe ihren Preis hat. Es geht nicht an, allein die Lasten zu verteilen 
und alles andere in amerikanischer Hand zu belassen. Wer mit anpacken soll, muss 
auch mitbestimmen dürfen.“808 Nachdem allerdings die UN selbst zum Ziel des 
Terrors geworden sind, insbesondere aber nach Verabschiedung von Resolution 
1511 vom 16.10.2003,809 welche der SZ viel zu viel „beim Alten“ belässt,810 wird sie 
ihre Forderung nach mehr UN-Verantwortung im Gegenzug für zusätzliche inter-
nationale Truppen nicht mehr wiederholen. Fortan verweist sie vielmehr auf die 
Unerlässlichkeit der US-Besatzung;811 ausdrücklich warnt sie sogar vor einem über-
eilten Abzug der Amerikaner.812 
Umso mehr gilt dies angesichts der im Laufe des Jahres 2004 immer weiter 
eskalierenden Gewalt im Irak. Da diese sich inzwischen keineswegs mehr nur gegen 
die US-Truppen richtet, sondern immer stärker auch zwischen den Konfessionen 
wütet, spricht die SZ inzwischen nicht länger nur von einem „Volksaufstand“,813 
sondern von einem „Bürgerkrieg“.814 Obgleich noch immer die Prämisse gilt, dass 
der Irak den Westen insgesamt betreffe,815 schließt die SZ einen dortigen NATO-
Einsatz mittlerweile sogar explizit aus. Denn die „Nato in Bagdad […] wäre“, so 
Heiko Flottau, „für die Menschen gleichbedeutend mit einem neuen Eingriff des 
Westens in die Angelegenheiten von Arabern und Muslimen, selbst wenn sie unter 
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dem Schirm der UN agierte. Im Übrigen würden Nato-Truppen in Kerbela, 
Nadschaf und Kufa dem Netzwerk von al-Qaida einen neuen Vorwand für seinen 
menschenverachtenden Terrorkrieg schaffen.“816 Bis auf Weiteres gilt, dass die 
USA die Lage im Irak schon selbst unter Kontrolle bringen müssten. 
Inwieweit die Amerikaner allerdings tatsächlich noch die Ausdauer haben, den 
Irak zu stabilisieren, wird von der SZ bald zunehmend in Zweifel gezogen. Was 
sich bereits Ende 2003 abgezeichnet hatte, wird nun zum beherrschenden Motiv in 
der Irak-Debatte. Immer wieder betont die SZ, dass die Anwesenheit der Amerika-
ner im Irak bis auf Weiteres unverzichtbar sei; dass ein Abzug der US-Truppen 
hingegen den Zerfall des Landes nur noch beschleunigen würde.817 Entsprechend 
skeptisch steht sie auch der geplanten Souveränitätsübertragung an die Iraker zum 
30.06.2004 gegenüber. So will die SZ in den Plänen der Bush-Administration be-
reits fünf Monate vor der geplanten Machtübergabe ernste Absetzbewegungen der 
USA erkannt haben: „Der hektisch in Washington entworfene Plan zur Macht-
übergabe am 30. Juni […] [ist] ein Beleg dafür, dass die USA den eigenen Ord-
nungsanspruch im Irak schon weitgehend aufgegeben haben. Die Bush-Regierung 
ist nicht nur auf dem Rückzug – sie ist auf der Flucht.“818 Nachdem allerdings deut-
lich geworden ist, dass die US-Truppen auch nach dem geplanten Termin im Irak 
verbleiben werden, erkennt die SZ in der „pro forma“-Übertragung der Souveräni-
tät immerhin so etwas wie „die beste aller schlechten Möglichkeiten“.819 Nichtsdes-
totrotz sehen sich die USA am Tag danach – dem 29.06.2004, nachdem der Termin 
um zwei Tage vorgezogen wurde – dem Vorwurf ausgesetzt, sich ihrer Verantwor-
tung zu entziehen: „Der von den USA nun um zwei Tage vorgezogene Stabwechsel 
in Bagdad wirkt […] wie eine Flucht aus der Verantwortung. Hastig vollzogen wur-
de dabei offenkundig nicht die Übergabe der Macht, sondern die Übergabe des 
Chaos.“820 
Ganz ähnlich argumentiert die SZ auch hinsichtlich der für Ende Januar 2005 
anberaumten Wahlen im Irak. Angesichts der Sicherheitslage im Land, aber auch 
aufgrund des angedrohten Wahlboykotts der Sunniten müssten diese eigentlich ver-
schoben werden,821 zumal sie hinter dem Beharren der Bush-Administration auf 
dem veranschlagten Termin abermals eine Exit-Strategie vermutet: „Die Wahl [ge-
hört] zum einzigen Konzept, das ihnen geblieben ist im Irak: Sie wollen möglichst 
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schnell raus aus dem Land, in das sie vor zwei Jahren möglichst schnell rein woll-
ten.“822 Schlussendlich aber arrangiert sich die SZ notgedrungen mit den Wahlen,823 
wobei sie deren Bedeutung zugleich herunterspielt. Ein „Wendepunkt“ seien diese 
nicht, widerspricht sie Bush824 und prognostiziert für die nähere Zukunft des Irak: 
„Die Wahl […] macht die Iraker weder satt noch sicher.“825 
Obwohl iranische Oppositionelle bereits im August 2002 die Existenz zweier 
Atomanlagen – eine zur Urananreicherung in Natanz sowie eine weitere zur Pro-
duktion von schwerem Wasser in Arak – enthüllt hatten, welche die Islamische Re-
publik ohne Wissen der Internationalen Atomenergiebehörde IAEA bauen ließ, 
sollte noch einmal ein ganzes Jahr vergehen, bevor der Fall auch erstmals größere 
Aufmerksamkeit in der SZ erfährt. Zwar hatte sich der Iran gemäß den seinerzeit 
gültigen Bestimmungen des zugehörigen Sicherungsabkommens826 zum 
Atomwaffensperrvertrag827 mit der Nichtdeklaration keiner Vertragsverletzung 
schuldig gemacht, doch musste die Verheimlichung großer Teile seines vorgeblich 
rein zivilen Atomprogramms naturgemäß Verdacht erregen. Dies galt umso mehr, 
nachdem IAEA-Inspekteure bei der Überprüfung einer der iranischen Anlagen auf 
Spuren hochangereicherten Urans getroffen waren. 
Entsprechend zeigt sich die SZ auch von Anfang an überzeugt, dass Teherans 
Streben nach Atomwaffen real sei: „Iran will Nuklearmacht werden […]. Anders als 
die vermeintlichen Chemiewaffen eines Saddam Hussein ist die Nuklearrüstung 
Irans eine ernsthafte Gefahr.“828 Es ist nicht das letzte Mal, dass die SZ die Paralle-
le zu Husseins nicht auffindbaren Massenvernichtungswaffen zieht;829 gleichwohl 
gibt sie zu erkennen, dass sie in diesem Fall, zumindest was die Gefahreneinschät-
zung betrifft, eher der amerikanischen Sichtweise vertraut als der europäischen: 
„Während vor einem Jahr die USA die saddamistische Gefahr aufbauschten, ver-
niedlichen nun die Europäer die Bedrohung, die aus Teheran kommt. Blickt man 
nur auf die Atomfrage, liegt diesmal Washington richtig.“830 Begründet wird diese 
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Einschätzung mit einer Reihe „bedrückend[er] Beweise“, „dass Iran nach der 
Bombe strebt“ – genannt werden unter anderem der Aufbau einer Infrastruktur zur 
Entwicklung von Atomwaffen, die Täuschung der IAEA bezüglich des iranischen 
Atomprogramms und nicht zuletzt die gewaltigen Ölvorkommen im Land, welche 
den Bedarf für eine rein zivile Nutzung der Kernenergie zumindest in Frage stellen. 
Wie aber umgehen mit einem Iran, der nach Atomwaffen greift? Hier zeigt die 
SZ fürs erste keine einheitliche Linie. Während militärische Optionen bis auf Wei-
teres unerwähnt bleiben, sie stattdessen für eine Mischung aus „Zuckerbrot und 
Peitsche“ plädiert,831 bleibt insbesondere die Rolle der USA umstritten. Sowohl 
Christian Wernicke832 als auch Stefan Kornelius833 plädieren anfangs noch für mehr 
Distanz zu Washington und würden eine europäische Lösung präferieren. Doch 
nur wenige Wochen später drängt Stefan Ulrich bereits auf ein gemeinsames Vor-
gehen Europas und der USA. Nur zusammen sei die iranische Bombe noch zu ver-
hindern: „Wenn Europäer wie Amerikaner […] wirklich reüssieren wollen im 
Kampf gegen die iranische Bombe, dürfen sie sich jetzt nicht wieder gegeneinander 
stellen. […] Der Westen [muss] im Atomstreit die Botschaft nach Teheran senden: 
Diesmal lassen wir uns nicht spalten.“834 Ungewöhnlich mutet zumindest der Zeit-
punkt dieser Forderung an, hatten doch die Außenminister Frankreichs, Großbri-
tanniens und Deutschlands kurz zuvor, am 21.10.2003, in der sogenannten „Tehe-
raner Erklärung“835 dem Iran die Zusage abgerungen, das Zusatzprotokoll zum 
Sperrvertrag zu unterzeichnen und bis auf Weiteres alle Maßnahmen zur Uranan-
reicherung auf freiwilliger Basis einzustellen. 
Tatsächlich sorgt die Vereinbarung von Teheran für eine vorübergehende 
Entspannung im Atomstreit, was sich auch in der geringen Zahl der Kommentare 
widerspiegelt. Doch spätestens mit Beginn der zweiten Jahreshälfte 2004 wird das 
Thema neuerlich akut, nachdem der Iran verkündet hatte, den Bau von Zentrifugen 
zur Uranumwandlung wieder aufzunehmen. Als Grund dafür, dass Teheran nun 
wieder verstärkt auf Konfrontation im Atomstreit setzt, nennt die SZ vor allem 
zwei Aspekte. Zum einen wären da die Probleme im Irak, welche die volle Auf-
merksamkeit der USA erforderten – und im Gegenzug Washingtons Instrumenta-
rium im Umgang mit Teheran nachhaltig schwächten.836 Wiewohl die SZ militäri-
sche Mittel mit Verweis auf die Folgen in der Region ablehnt,837 scheint sie die Ge-
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fahr eines Krieges selbst nicht sonderlich hoch einzustufen, da sich nicht einmal die 
Hardliner in Washington eine dritte Kriegsfront leisten könnten: „Nicht einmal die 
Falken möchten den US-Truppen derzeit zumuten, sich auch noch in Persien her-
umzuschlagen.“838 Umgekehrt erkennt die SZ in diesem Umstand wiederum inso-
fern ein Problem, als dass sie fehlende Druckmittel gegenüber Teheran moniert: 
„Washington fehlt […] ein eindrucksvolles Drohpotential. […] Gezielte Luftangrif-
fe erscheinen wenig erfolgversprechend.“839 Die andere Ursache für den iranischen 
Konfrontationskurs im Atomstreit glaubt die SZ in der europäischen Verhand-
lungsstrategie zu sehen, die lediglich mit Anreizen operiert.840 Letztere ließe sich 
freilich noch am ehesten verändern, weshalb sich gegen Jahresende auch die Forde-
rungen an Europa häufen, gegenüber Teheran die „Gangart [zu] verschärfen“841 
beziehungsweise klarzustellen, dass auch die eigene „Geduld [irgendwann] am En-
de“842 sei. Gleichzeitig wird von den USA verlangt, sich „eher konzilianter [zu] ge-
ben“843 und auf vertrauensbildende Maßnahmen844 im Umgang mit dem Iran zu 
setzen. 
Ungeachtet aller Kritik am Vorgehen der einzelnen Parteien aber lässt die SZ 
mittlerweile keine Zweifel mehr daran aufkommen, dass Europäer und Amerikaner 
nur gemeinsam die iranische Bombe noch verhindern können. Dass beide Seiten 
von einem derartigen Vorgehen aber noch recht weit entfernt sind, wird von der 
SZ auch ausdrücklich als Manko benannt: „Iran muss ein Anreiz zur Kontrolle sei-
ner potenziellen Arsenale geboten werden. Falls das Land darauf nicht eingeht, 
muss es Nachteile befürchten. Zuckerbrot und Peitsche heißt diese Uralt-Strategie, 
aber sie funktioniert […] nicht, weil sich die USA und Europa nicht über den Weg 
trauen. Nach dem Irak-Desaster ist das Misstrauen zu groß.“845 Ein Umstand, der 
umso schwerer wiegt, weil beide Seiten zum Erfolg verdammt seien – ein Szenario, 
in dem der Iran am Ende im Besitz der ultimativen Waffe ist, wird von der SZ 
nämlich nicht einmal im Ansatz erwogen: „Eine Mullah-Macht mit Bombe kann 
sich weder […] Amerika noch Europa leisten.“846 
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Nachdem die SZ fast anderthalb Jahre lang zu Guantanamo und etwaigen Menschen-
rechts-Verstößen der USA geschwiegen hatte, ist das amerikanische Gefangenenla-
ger in der Karibik Anfang Juli 2003 erstmals wieder Gegenstand eines Kommen-
tars. Während die Beschäftigung mit Guantanamo auch in dieser Untersuchungs-
phase eher sporadisch stattfindet, wird zugleich der Tonfall schärfer, in dem die SZ 
das Lager kritisiert. So beschreibt sie Guantanamo wahlweise als „Skandal“847 be-
ziehungsweise als „Schandmal für die Supermacht“.848 Mehr und mehr fühlt sich 
die SZ überdies in Amerikas Umgang mit den Gefangenen an die „Willkür einer 
Despotie“849 beziehungsweise „Diktatur“850 erinnert – eine Anspielung darauf, dass 
die Bush-Administration ihre auf Kuba inhaftierten Terrorverdächtigen auch bald 
drei Jahre nach deren Festnahme noch immer ohne Anklage oder Prozess auf un-
bestimmte Zeit gefangen hält. Es ist vor allem diese Verletzung rechtsstaatlicher 
Prinzipien, die – je länger das Lager Bestand hat – immer mehr die Kritik der SZ 
auf sich zieht.851 Zumal sie am Ende der ersten Amtszeit Bushs längst eine Syste-
matik zu erkennen glaubt, die hinter dem fahrlässigem Umgang der US-Regierung 
mit etablierten Menschenrechtsstandards steht: „Guantanamo, Abu Ghraib – die 
Namen werden an Bush haften bleiben. Sie stehen für das Versagen einer Regie-
rung, die auszog, das Böse zu bekämpfen, und dabei selbst zu üblen Methoden 
griff; einer Regierung, die antrat, die Demokratie zu verteidigen – und den Rechts-
staat angriff; einer Regierung, die Menschenrechte predigte und Menschenrechte 
missachtete.“852 
Mit Abu Ghraib ist auch das Stichwort für den zweiten großen Menschen-
rechtsskandal der Ära Bush gefallen. Ohne die Ende April 2004 in der CBS-
Sendung „60 Minutes II“ erstmals ausgestrahlten Bilder aus dem Gefängnis nahe 
Bagdad, welche amerikanische Soldaten bei der Misshandlung irakischer Gefange-
ner zeigen, wäre das Urteil vielleicht nicht so harsch ausgefallen, wäre Guantanamo 
vielleicht als Ausnahme von der Regel wahrgenommen worden. So aber hat der 
Skandal von Abu Ghraib die SZ in Hinblick auf Amerikas Umgang mit den Men-
schenrechten noch zusätzlich sensibilisiert. 
Während sie ihrer ersten Reaktion auf Abu Ghraib zumindest noch die Fest-
stellung voranstellt, dass die „Folter-Bilder […] nicht beispielhaft für die Rolle der 
US-Streitkräfte im Irak“ ständen,853 fürchtet sie zugleich deren Auswirkungen auf 
das Zweistromland selbst: „Möglicherweise haben die USA in wenigen Tagen mehr 
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Ansehen und damit auch Einfluss verspielt als in den ganzen Kriegsmonaten zu-
vor.“854 Ohne es konkret zu schreiben, scheint hier als auch im Folgenden855 stets 
die Befürchtung durch, dass alle Bemühungen der Amerikaner, den Irak doch noch 
irgendwie zu stabilisieren, jetzt endgültig verloren seien. Auch ein Rücktritt Rums-
felds, den die SZ in diesem Tagen gleich mehrfach einfordert,856 würde daran wohl 
nichts mehr ändern. 
Zugleich glaubt die SZ, kaum dass der Skandal bekannt geworden ist, dass 
hinter Abu Ghraib mehr stehe als nur die Verfehlungen einiger weniger Soldaten. 
Während Stefan Kornelius zunächst „den schlimmen Verdacht bestätigt“ sieht, 
dass Amerika „mit der Regierung Bush seine Werte“ verliere,857 verortet er nur eine 
Woche später bereits ein „Unrechtssystem“ hinter den Geschehnissen von Abu 
Ghraib, für welches Bush und Rumsfeld das notwendige „politische Klima“ über-
haupt erst geschaffen hätten.858 Dieser Verdacht einer hinter den Geschehnissen 
von Abu Ghraib verborgenen Systematik erhärtet sich dann insbesondere nach der 
Veröffentlichung einer Reihe von Memoranden zu den in amerikanischen Militär-
gefängnissen praktizierten Verhörmethoden, wie Stefan Kornelius‘ Urteil rund 
sechs Wochen später zeigt: „Der US-Politik [ist] jeder Maßstab verloren gegangen 
[…]. Der Terror vom 11. September hat auch das traditionelle Verständnis von 
Recht und Unrecht gesprengt. […] Die Papiere […] belegen, dass unter den Augen 
der politischen Führung eine Grauzone entstehen konnte, in der Folter möglich 
war.“859 
Vor diesem Hintergrund erscheinen der SZ Abu Ghraib und Guantanamo 
beide als Ausdruck eines Systems; eines Klimas, „das unter Präsident George Bush 
[…] entstanden ist, in dem das Recht nicht gedeihen kann“.860 
Anders als noch zuletzt wird in dieser Untersuchungsphase auch das deutsche En-
gagement in Afghanistan wieder vermehrt thematisiert. In einer Zeit, in der der 
Rückhalt für den Einsatz in der Bevölkerung mehr und mehr zu schwinden droht, 
lässt sich die SZ nicht beirren und bekennt sich verstärkt zur deutschen Mission in 
Afghanistan861 – am deutlichsten artikuliert dies wohl Joachim Käppner, wenn er 
analog zu Bundesverteidigungsminister Struck argumentiert: „Nichts hat bisher, 
auch für Deutschland, mehr zur Sicherheit vor diesem Terror beigetragen als die 
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Vertreibung von al-Qaida und Taliban […]. Eine Reduzierung der Soldaten oder 
gar ein Rückzug würde Deutschland nicht mehr, sondern weniger Sicherheit brin-
gen.“862 
Bestimmt wird die deutsche Afghanistan-Debatte in dieser Phase insbesonde-
re durch die Ausweitung des Bundeswehreinsatzes auf die nordafghanische Stadt 
Kundus. Während die SZ grundsätzlich die Idee eines verstärkten deutschen Enga-
gements begrüßt,863 ist die konkrete Maßnahme des Kundus-Einsatzes bei ihr 
höchst umstritten. Da ihr ein „flächendeckender internationaler Truppeneinsatz“ 
noch immer als beste Lösung im Umgang mit Afghanistan gilt,864 hält sie die Kun-
dus-Mission nicht per se für falsch, wohl aber als alleinige Maßnahme für unzurei-
chend.865 Auch zweifelt sie am strategischen Sinn der Entsendung ausgerechnet in 
den vergleichsweise ruhigen Norden des Landes: „Was die Deutschen in die zen-
tralasiatische Steppe trieb, war vor allem die Angst vor dem Bagdad-Sog – ein 
Fluchtinstinkt also. Wäre es tatsächlich die Sorge um Afghanistan gewesen, dann 
stünde die Bundeswehr heute nicht im relativ sicheren Norden, sondern in jenen 
Regionen, wo die Gewalt wächst und jeden Wiederaufbau verhindert.“866 
Um die mögliche Entsendung von Bundeswehrsoldaten geht es auch bei der 
Beurteilung der deutschen Irak-Politik. Ausgehend von der Überzeugung, dass ein 
stabiler Irak nicht zuletzt im deutschen Interesse sei,867 kann sich die SZ eine Zeit 
lang auch einen deutschen Militäreinsatz im Irak vorstellen; vorübergehend wird 
dieser sogar unmissverständlich eingefordert: „Die Bundesregierung muss sich jetzt 
im Irak militärisch beteiligen, obwohl sie gegen den Krieg war. Wiederaufbau ist 
auch dann richtig, wenn der vorausgegangene Krieg falsch war.“868 So deutlich wie 
Christoph Schwennicke äußern sich andere Autoren nicht, weder Stefan 
Kornelius869 noch Nico Fried, der eine militärische Beteiligung Deutschlands im 
Irak zumindest als „Ultima Ratio“ durchaus in Betracht zieht: „Der Einsatz der 
Bundeswehr kommt […] nur dann in Frage, wenn für die Durchsetzungsfähigkeit 
der UN ein militärischer Beitrag Deutschlands unerlässlich ist […]. Dagegen darf 
man nicht das Leben deutscher Soldaten riskieren, nur um das gestörte Verhältnis 
zu den USA wieder in Ordnung zu bringen.“870 Die grundsätzliche Bereitschaft ist 
jedoch bei allen drei Kommentatoren klar vorhanden. Überdies macht die SZ 
mehrfach auf einen Widerspruch in der deutschen Irak-Politik aufmerksam,871 wel-
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che einerseits eine stärkere Rolle der Vereinten Nationen in Bagdad einfordere, an-
dererseits aber nicht bereit dazu sei, „militärisch und finanziell […] zum Gelingen“ 
einer solchen Mission beizutragen.872 
Letztlich aber bleiben derartige Forderungen Episode. Nachdem sich die SZ 
Anfang April 2004 klar gegen einen NATO-Einsatz im Irak ausgesprochen hat, 
weil deren Soldaten kaum anders als die bereits vorhandenen US-Truppen wahrge-
nommen werden würden,873 verschwindet damit auch die Forderung nach einem 
deutschen Beitrag. Schließlich setzt sich im weiteren Jahresverlauf die Erkenntnis 
durch, dass ein solcher Einsatz für die Bundesregierung politisch ohnehin kaum 
durchsetzbar wäre.874 
6.3.1.2. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Wie schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase, so fällt auch in dieser das 
Interesse der FAZ am internationalen Einsatz in Afghanistan, so denn nicht gerade 
der deutsche Beitrag berührt wird, vergleichsweise gering aus. 
Zweimal unterzieht sie den Afghanistan-Einsatz einer Bilanz; zunächst am 
zweiten Jahrestag der Operation „Enduring Freedom“ sowie ein weiteres Mal rund 
neun Monate später. Während die FAZ zunächst noch kein eindeutiges Urteil fäl-
len mag, stattdessen sowohl Positives875 als auch Negatives876 hervorhebt, fällt die 
Beurteilung ein gutes dreiviertel Jahr später schon deutlicher aus. Auf politischer, 
wirtschaftlicher und militärischer Ebene stehe es nicht gut um das Land: „Seit 
zweieinhalb Jahren bemüht sich der Westen um die Stabilisierung und den Wieder-
aufbau Afghanistans. Der Erfolg ist dünn. Die wirtschaftliche Entwicklung kann 
nur deshalb als ‚Aufschwung‘ bezeichnet werden, weil sie bei null begann. […] Die 
politische Lage bleibt brüchig. […] Die Angriffe islamistischer Extremisten im 
Südosten des Landes weiten sich aus.“877 
Dabei ist es vor allem die angesprochene Sicherheitslage, welche der FAZ die 
größten Sorgen bereitet,878 denn ohne signifikante Verbesserungen auf diesem Ge-
biet blieben auch die Fortschritte in allen anderen Bereichen nur Stückwerk. Ent-
sprechend glaubt sie noch immer, dass die beste Lösung für Afghanistan in einer 
„massiv[en]“ Truppenaufstockung des Westens bestehe – die diskutierte Erweite-
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rung um sogenannte regionale Wiederaufbauteams („Provincial Reconstruction 
Teams“) scheint ihr allein zu wenig: „Die Macht der Terroristen und Provinz-
Autokraten aber wird man nicht dadurch brechen, dass man einige Pioniere dorthin 
zum Brückenbau schickt, wo sie […] nicht provozieren. Mit der unbequemen Al-
ternative konfrontiert, das Engagement massiv zu verstärken oder es zu beenden, 
will der Westen offenbar auch in Afghanistan den dritten Weg gehen. Der könnte 
sich allerdings als der längste und schlechteste herausstellen.“879 
Nachdem der UN-Sicherheitsrat in seiner Resolution 1510 vom 13.10.2003 al-
lerdings die Ausweitung des ISAF-Mandats auf ganz Afghanistan beschlossen hat – 
was von der FAZ auch grundsätzlich begrüßt wird880 –, hält sie sich mit Forderun-
gen nach zusätzlichen Soldaten bis auf Weiteres zurück. Dies entbehrt zumindest 
nicht einer gewissen Inkonsequenz, da die fürs erste vorgesehene Ausweitung des 
Einsatzgebietes in den vergleichsweise ruhigen Norden Afghanistans nun gerade 
nicht jener massiven Truppenaufstockung entspricht, welche die FAZ bis vor kur-
zem noch gefordert hatte. 
Nachdem der dritte Golfkrieg mit einer Reihe von Luftangriffen, ausgeführt von 
amerikanischen und britischen Kampflugzeugen, in den frühen Morgenstunden des 
20.03.2003 begonnen hat, betont die FAZ am Tag darauf noch einmal ihre Zweifel, 
inwiefern „dieser Krieg wirklich unvermeidlich“881 gewesen sei – hält sich ansons-
ten mit Kritik aber auffallend zurück. Stattdessen macht sie deutlich, dass es jetzt, 
nach Ausbruch der Kampfhandlungen, nur einen einzig wünschenswerten Ausgang 
des Konflikts geben könne – einen schnellen Sieg der Amerikaner: „Jetzt, da der 
Krieg gegen den Diktator von Bagdad begonnen hat, ist zu hoffen, dass seine mili-
tärischen Ziele schnell erreicht werden: das Niederwerfen und Entwaffnen der ira-
kischen Armee, bei so wenigen Opfern wie möglich.“882 
Doch beschränkt sich die Solidarisierung mit der Supermacht mitnichten nur 
auf deren militärische Ziele. Auch ist die FAZ in der Folge auffallend darum be-
müht, Verständnis für die amerikanische Kriegsentscheidung aufzubringen; dabei 
ist die Überzeugung, dass es sich beim Irak-Krieg um einen „gewollte[n] Krieg“ 
Washingtons handelt, nach wie vor die ihre.883 Gleichwohl heißt es nunmehr, an die 
Kritiker hierzulande gewandt, dass Amerika mitnichten „leichtfertig“ in diesen 
Krieg gezogen sei884 – und um Öl885 sei es dabei auch nicht gegangen. Vielmehr 
hätten die USA andere Lehren aus der Geschichte gezogen als die Europäer: „Die 
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882 Ebd. 
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Vereinigten Staaten haben die großen Kriege des vergangenen Jahrhunderts ge-
wonnen, vom Ersten Weltkrieg über den Zweiten Weltkrieg bis zum Kalten Krieg. 
Im Gedächtnis Amerikas ist deshalb die Anwendung und Androhung militärischer 
Gewalt nicht mit der Verantwortung für all die historischen Großkatastrophen ver-
bunden, welche die Entwicklung des zerrissenen europäischen Kontinents bis 1989 
geprägt haben.“886 Selbst in der Frage nach der (völkerrechtlichen) Legitimität des 
Krieges – welche die FAZ unmittelbar vor Kriegsbeginn noch offen in Zweifel ge-
zogen hatte – gibt sie sich jetzt wesentlich kulanter. So verweist sie nicht nur auf die 
nach der Einnahme Bagdads jubelnden Iraker, deren Urteil ebenfalls ins Gewicht 
fallen müsse;887 auch sei die Entmachtung Husseins angesichts der „verbrecheri-
sche[n] Natur des Regimes […] gewiss moralisch [ge]rechtfertigt“ gewesen.888 
Schließlich heißt es jetzt in Bezug auf das Völkerrecht, dass der Irak-Krieg „kei-
neswegs vollkommen an den vorgesehenen Bahnen vorbei geführt wurde. Denn 
dass Saddam Husseins Regime eine Bedrohung für den Weltfrieden darstellte, dass 
es verbindlichen Resolutionen des UN-Sicherheitsrates nicht nachgekommen ist 
und dass ihm das höchste Gremium der Vereinten Nationen mehrfach ‚ernste 
Konsequenzen‘ androhte, kann nicht bestritten werden.“889 
Diese insgesamt recht wohlwollende Bewertung der amerikanischen Irak-
Politik – zumindest, was deren mutmaßliche Motive betrifft; die eigentliche Kriegs-
entscheidung wird auch im Nachhinein nicht gutgeheißen – schlägt sich nicht zu-
letzt in der Debatte um die nicht auffindbaren irakischen Massenvernichtungswaf-
fen nieder. Immerhin waren es jene Waffen gewesen, mittels derer die Bush-
Administration den Krieg in der Hauptsache begründet hatte. Und so attestiert die 
FAZ den Vereinigten Staaten zwar schon bald einen erheblichen „Glaubwürdig-
keitsverlust“,890 nachdem offensichtlich geworden war, dass sich die Vorkriegs-
prognosen hinsichtlich der irakischen Massenvernichtungswaffen und den von ih-
nen ausgehenden Gefahren nicht verifizieren ließen. Gleichwohl mag sie an eine 
absichtliche Täuschung Washingtons nicht glauben; gegen den Vorwurf der be-
wussten Lüge nimmt sie die Bush-Administration sogar ausdrücklich in Schutz: „Es 
ist kaum anzunehmen, dass Powell [bei seinem Auftritt vor dem UN-Sicherheitsrat 
am 05.02.2003] bewusst gelogen hat; und wahrscheinlich hat auch die CIA das ihr 
vorliegende Material nicht übermäßig aufgebauscht.“891 Als Indiz hierfür gelten ihr 
die Einschätzungen anderer westlicher Geheimdienste, einschließlich des Bundes-
                                                          
886 Matthias Rüb, Amerika im Krieg. In: FAZ vom 09.04.2003. 
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nachrichtendienstes, die vor dem Krieg ganz ähnlich geklungen hätten. So betont 
die FAZ gleich mehrfach, dass es nicht „unplausibel“ gewesen sei, an die Existenz 
irakischer Massenvernichtungswaffen zu glauben, angesichts der Natur des iraki-
schen Regimes ebenso wie auch in Hinblick auf dessen Umgang mit einschlägigen 
UN-Resolutionen.892 Der schärfste Vorwurf, dem sich die Bush-Administration 
ausgesetzt sieht, ist dann auch jener der Gefahrenübertreibung,893 ansonsten sieht 
die FAZ vor allem ein Versagen der Geheimdienste, welches sie psychologisch zu 
erklären versucht: „Man muss sich […] in Erinnerung rufen: Die Geheimdienste 
hatten in der Vergangenheit die irakischen Rüstungsaktivitäten systematisch unter-
schätzt, so dass sie nun zu einer Art pessimistischer Übertreibung neigten.“894 
Selbst nachdem die „Iraq Survey Group“ den Abschlussbericht ihrer Ermittlungen 
Ende September 2004 vorstellt hat,895 wird die FAZ von ihrer grundsätzlichen Be-
wertung nur unwesentlich abrücken. Zwar räumt sie nunmehr ein, dass es eine Fra-
ge des Glaubens sei, inwieweit Bush bei seiner Kriegsbegründung gelogen habe: 
„Die Gegner Bushs, Blairs und des Australiers Howard werden sagen: [Die Kriegs-
begründung wurde] als Lüge oder Täuschung entlarvt. Ob die drei Regierungschefs 
guten Glaubens auf der Basis falscher, antiquierter Geheimdienstinformationen 
handelten – Politiker entscheiden fast immer auf der Basis unvollständigen Wissens 
– oder nicht, das zu beurteilen ist mittlerweile Glaubenssache.“896 Wobei der einge-
schobene Satz zugleich deutlich macht, dass die Frankfurter Redaktion bei ihrer 
Ursachenforschung wohl auch weiterhin von fehlerhaften Geheimdienstinformati-
onen ausgeht. 
Noch während die US-Truppen im Irak ihren Vormarsch fortsetzten, hatte 
die FAZ an Amerikaner wie Europäer gleichermaßen appelliert, sich am Wieder-
aufbau des Nachkriegs-Irak gemeinsam zu beteiligen897 – damals freilich noch unter 
der Prämisse, das Zerwürfnis im transatlantischen Verhältnis zu überwinden. Jetzt, 
rund zweieinhalb Monate nach dem offiziellen „Ende der Hauptkampfhandlun-
gen“, knüpft sie an eben diese Forderung an, allerdings unter erheblich anderen 
Voraussetzungen. Nunmehr steht das gemeinsame Interesse an einem stabilen Irak 
im Mittelpunkt der Argumentation: „Im Nahen Osten stehen auch die Interessen 
Europas auf dem Spiel. Und die sind, bei Lichte besehen, von denen Amerikas gar 
nicht sehr verschieden.“898 Während die FAZ die Entsendung internationaler Frie-
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denstruppen gerade auch aus Staaten der europäischen Kriegsgegner in den Irak 
anfangs noch an eine Reihe von Bedingungen knüpft – mehr Mitsprache bei den 
Entscheidungen über die Nachkriegsordnung, stärkere Einbeziehung der Vereinten 
Nationen nebst UN-Mandat für die Friedenstruppe899 –, rücken derlei Vorausset-
zungen angesichts der sich rapide verschlechternden Sicherheitslage zwischen 
Euphrat und Tigris zunehmend in den Hintergrund. Stattdessen häufen sich die 
Appelle, „Rechthaberei“,900 „Häme“901 oder gar „Schadenfreude“902 zu unterlassen 
und sich stärker als bisher im Irak zu engagieren. Selbst das lange Zeit geforderte 
UN-Mandat – welches der UN-Sicherheitsrat am 16.10.2003 schließlich in seiner 
Resolution 1511 auch bewilligt – wird nunmehr zurückgestellt, da sich das Zeitfens-
ter im Irak zu schließen drohe: „Die Debatte darüber, unter welchem Dach eine 
internationale Stabilisierungstruppe zu stehen habe oder lieber nicht stehen sollte, 
ist schleunigst zu beenden. […] Viel Zeit bleibt angesichts der brodelnden Lage im 
Irak nicht.“903 
Gleichzeitig ist dieser Appell von Anfang September auch eines der letzten 
Plädoyers für eine internationale Friedenstruppe im Irak – irgendwann zwischen 
dem Bombenanschlag auf das UN-Hauptquartier in Bagdad am 19.08.2003 und der 
vorgenannten Resolution 1511 scheint die FAZ ihren Glauben an den Nutzen ei-
ner solchen Truppe904 beziehungsweise die Aussicht auf deren Realisierung verlo-
ren zu haben. Zwar wird die FAZ auch künftig immer wieder das gemeinsame In-
teresse des Westens an einer Stabilisierung des Irak hervorheben,905 doch hält sie 
sich mit Forderungen nach zusätzlichen internationalen Truppen auffallend zurück. 
Stattdessen warnt sie, beginnend mit den letzten Monaten des Jahres 2003, zuneh-
mend vor einem „überstürzte[n] Abzug der Amerikaner“.906 
Obschon die FAZ die Entscheidung der Bush-Administration für einen mili-
tärisch herbeizuführenden Regimewechsel im Irak im Vorfeld des Krieges abge-
lehnt und etwaige Planspiele für eine Demokratisierung des Landes als „naiv“ ver-
worfen hatte, zeigt sie sich jetzt, durch den Einmarsch der Amerikaner vor vollen-
dete Tatsachen gestellt, der weiteren Entwicklung im Zweistromland durchaus auf-
geschlossen und offen für eine Neubewertung gegenüber. Dies beschränkt sich 
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nicht allein auf die neuerlich aufgeworfene Frage nach der Rechtmäßigkeit des 
Krieges; auch ansonsten ist die FAZ auffallend darum bemüht, allen erkennbaren 
Risiken zum Trotz auch den Chancen, die sich infolge des Kriegs in der Region 
ergeben haben, entsprechenden Platz einzuräumen. Während sie die eskalierende 
Gewalt im Land von Anfang an sehr wohl registriert,907 weigert sie sich lange Zeit, 
das auch von US-Militärs zur Beschreibung der Lage verwandte Wort vom „Gueril-
lakrieg“ zu benutzen.908 Es ist schon Anfang November, als sie erstmals den Begriff 
ohne Einschränkung selbst gebraucht;909 in anderen Medien auftauchende Paralle-
len zum Vietnam-Krieg aber lehnt sie weiterhin ab.910 Während damit also einer-
seits die immer prekärer werdende Sicherheitslage auch sprachliche Spuren hinter-
lässt, rückt zugleich ein neues Argumentationsmuster bei der Bewertung der Lage 
in den Vordergrund, an welchem die FAZ bis auf Weiteres – wenngleich auch mit 
nachlassender Intensität in der zweiten Jahreshälfte 2004 – festhalten wird. Konkret 
geht es um die stärkere Hervorhebung der positiven Begleiterscheinungen des 
Konflikts. So würdigt die FAZ gleich mehrfach den Verzicht des libyschen Staats-
chefs Muammar al-Gaddafi auf Massenvernichtungswaffen als Folge des Irak-
Kriegs;911 auch die iranische Entscheidung, das Zusatzprotokoll zum Atomwaffen-
sperrvertrag zu unterzeichnen, wird in diesen Zusammenhang gerückt.912 Schließ-
lich ist es nicht zuletzt die Entmachtung Husseins selbst, die jetzt, nach dessen 
Festnahme im Dezember 2003, immer wieder positiv hervorgehoben wird.913 
Wichtige politische Eckdaten wie die Souveränitätsübertragung an eine irakische 
Übergangsregierung zum 28.06.2004 beziehungsweise die Abhaltung von Parla-
mentswahlen am 30.01.2005 werden als „Möglichkeit“914 beziehungsweise „Chan-
ce“915 zum Aufbau einer demokratischen Ordnung begriffen – obgleich die FAZ 
die Aussicht auf ein baldiges Ende der Gewalt im Land damit ausdrücklich nicht 
mehr verbindet; dergestalt hatte sie nach der Festnahme Saddam Husseins noch 
argumentiert.916 
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Auch wenn sich die FAZ mit konkreter Kritik am amerikanischen Nach-
kriegsmanagement zurückhält – Vorwürfe der unzureichenden Planung des 
Wiederaufbaus917 beziehungsweise des Umstands, dass die Invasion den Irak über-
haupt erst zu einem „Schlachtfeld“ des „Dschihad“918 gemacht habe, finden ver-
gleichsweise selten Erwähnung –, dass die Bilanz des Irak-Kriegs in der Tendenz 
keine positive ist, wird auch von der FAZ so gesehen. So gelangt etwa Klaus-Dieter 
Frankenberger ein Jahr nach Kriegsbeginn zu folgendem Fazit: „Die Frage, die sich 
vor allem Amerika zu stellen hat, lautet, ob die eigene Sicherheit und die seiner 
Partner wirklich gewachsen sind – und ob die Last, welche die Besatzungssoldaten 
und die irakische Zivilbevölkerung zu tragen haben, den Blutzoll, den sie entrich-
ten, die Sache wert gewesen ist. Die Antwort scheint klar zu sein.“919 Was Franken-
berger hier bloß suggeriert, stellt Lothar Rühl ein halbes Jahr später unmissver-
ständlich klar: „Die strategische Bilanz Amerikas im Irak seit dem Ende des erfolg-
reichen Feldzugs im Frühjahr 2003 ist ohne Zweifel überwiegend negativ.“920 
Trotz gegenteiliger Beteuerungen Teherans lässt die FAZ die gesamte Untersu-
chungsphase hindurch praktisch kaum einen Zweifel daran aufkommen, dass Irans 
Atomprogramm in erster Linie militärischen Zwecken dient – erstmals in diesem 
Sinn äußert sich Christiane Hoffmann Mitte September 2003, wenn sie schreibt: 
„Es [fällt] Teheran immer schwerer, glaubhaft zu machen, dass das umfangreiche 
Atomprogramm eines der erdölreichsten Länder der Erde tatsächlich nur zivilen 
Zwecken dient. […] Misstrauen erweckt auch die fortgesetzte Weigerung Irans, ein 
Zusatzprotokoll zum Atomwaffensperrvertrag zu unterzeichnen, das der IAEA 
unangemeldete Kontrollen erlauben würde.“921 Damit sind bereits zwei von drei 
Indizien genannt, auf die sich die FAZ auch künftig in ihrer Argumentation stützen 
wird. Das dritte taucht dann erstmals wenige Monate später in einem Kommentar 
von Nikolas Busse auf, worin es heißt: „Iran hat sich in den vergangenen Jahren 
Atomanlagen zugelegt, […] die nach Ansicht internationaler Fachleute nur einem 
Zweck dienen [können]: der Kontrolle des gesamten nuklearen Brennstoffkreis-
laufs. Das ist eine wichtige Voraussetzung zum Bau von Kernwaffen.“922 Und für 
den Betrieb des Kernkraftwerks Buschehr überdies noch gänzlich überflüssig, weil 
Russland die von ihm gebaute Anlage auch selbst beliefern will. Wiewohl die Indi-
zienlast gegen Teheran also erdrückend ist, fehlt es doch an einschlägigen Beweisen 
– was die FAZ auch indirekt zugibt, indem sie Tatsachenbehauptungen unterlässt 
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und sich stattdessen auf Einschätzungen Dritter stützt923 beziehungsweise mit 
Formulierungen wie „deutet […] mit immer größerer Sicherheit darauf hin“, „Miss-
trauen erweckte“ usw.924 die Restmöglichkeit eines Irrtums offen lässt. Hier schei-
nen die nicht auffindbaren irakischen Massenvernichtungswaffen Spuren hinterlas-
sen zu haben. 
Weil die FAZ eine iranische Kernwaffe als Resultat im Atomstreit von vorn-
herein ausschließt,925 dreht sich die darauffolgende Debatte insbesondere um die 
Frage, wie ein solches Szenario verhindert werden kann. Den Einsatz militärischer 
Mittel, soviel ist sicher, möchte die FAZ unter allen Umständen vermeiden. Solan-
ge die Drohung mit Krieg als hypothetisches Szenario amerikanischer und israeli-
scher Militärs im Raum steht, lässt sie lediglich eine gewisse Skepsis einem solchen 
Vorgehen gegenüber erkennen.926 Später dann, nachdem die Bush-Administration 
vermeintliche Pläne für einen Angriff auf den Iran in der Zeitschrift „New Yorker“ 
lanciert hat,927 wird die FAZ schon deutlicher, wenn es heißt, dass man im Fall ei-
nes amerikanischen Militärschlags allenfalls noch „über das Ausmaß des Desasters 
zu spekulieren“ brauchte.928 
Dieser deutlichen Ablehnung konkreter militärischer Maßnahmen steht die 
kritische Rezeption der europäischen Verhandlungsführung gegenüber. Bereits dem 
von den Europäern am 21.10.2003 mit Teheran ausgehandelten Verzicht auf Uran-
anreicherung begegnet die FAZ mit erheblicher Skepsis und warnt davor, dass es 
sich bei dem iranischen Moratorium auch um eine „Scheinaktion“ handeln kön-
ne.929 Weil die Europäer im Gegenzug für den iranischen Verzicht sogar technische 
Hilfe in Aussicht gestellt haben, könnte Teheran jetzt versucht sein, sein Atompro-
gramm unbehelligt bis zur militärischen Schwelle auszubauen und dann anschlie-
ßend nach nordkoreanischem Vorbild einfach den Atomwaffensperrvertrag auf-
kündigen.930 Angesichts derartiger Befürchtungen steht vor allem der europäische 
Verzicht auf jedwede Druckmittel im Mittelpunkt der Kritik – so auch bei Berthold 
Kohler, wenn es heißt: „Europa […] sollte […] auch daran denken, dass das Zu-
ckerbrot erst dann seine ganze verlockende Wirkung entfaltet, wenn im Hinter-
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grund einer die Peitsche schwingt.“931 Rund zwei Wochen später ist es Klaus-Dieter 
Frankenberger, der die Europäer vor verfrühtem „Selbstlob“ warnt,932 derweil Ni-
kolas Busse ironisch anmerkt, dass Teheran gerade nicht im Begriff sei, sich so zu 
verhalten, „wie es in den Lehrbüchern der Friedensforschung steht“.933 Mit der 
Ankündigung Irans, den Bau von Zentrifugen zur Urananreicherung wieder auf-
nehmen zu wollen, erklärt die FAZ die europäische Mission dann Anfang August 
2004 für „vollends gescheitert“.934 
Künftig wird sie vor allem auf ein gemeinsames Vorgehen von Amerikanern 
und Europäern im Atomstreit setzen. Während sich die FAZ nach wie vor eine 
entschlossenere Haltung Europas wünscht, verlangt sie insbesondere von der 
Bush-Administration, „Regimewechsel-Gedankenspiele“ zu unterlassen und den 
diplomatischen Ausgleich mit Teheran zu suchen.935 Wenn auch ohne Erfolgsga-
rantie, so sei ein solches Vorgehen doch in jedem Fall „einen Versuch wert“: 
„Wenn man die Regierung in Teheran von der militärischen Option eines Nuklear-
programms […] abbringen will, dann wird man ihr das Gefühl der Bedrohtheit 
nehmen müssen. […] Ein Ausgleich mit den Amerikanern [wäre] der erste und 
wichtigste Schritt dazu.“936 
Was sich bereits in der vorangegangenen Untersuchungsphase angedeutet hatte – 
bevor der Problemkomplex Guantanamo und Amerikas Umgang mit den Menschen-
rechten für mehr als ein Jahr wieder aus dem Blickfeld der FAZ verschwanden –, 
findet im Mai 2003 seine Fortsetzung. Nachdem sie auf die Errichtung des Gefan-
genenlagers auf Kuba zunächst mit viel Verständnis für die amerikanischen Beweg-
gründe reagiert hatte, sieht die FAZ Guantanamo jetzt zunehmend kritischer. Da-
bei stört sie sich vor allem an der Tatsache, dass die Gefangenen seit fast andert-
halb Jahren ohne richterlichen Beschluss, aber auch ohne Aussicht darauf, ihre In-
ternierung vor irgendeiner Instanz anfechten zu können, in quasi „rechtlosem Zu-
stand“ verharren.937 Ausdrücklich ist jetzt in Bezug auf das Gefangenenlager von 
„rechtsfreien Räume[n]“ die Rede und davon, dass die „persönlichen Freiheitsrech-
te“ der Insassen verletzt würden. Verbunden wird diese Kritik mit der Forderung 
an die Bush-Administration, den „rechtlose[n] Zustand“ zu beenden und den Ge-
fangenen endlich den Prozess zu machen: „Es ist höchste Zeit – für die Betroffe-
nen wie für das amerikanische und das internationale Rechtssystem und Rechts-
empfinden.“938 Entsprechend begrüßt die FAZ auch die Entscheidung des Obers-
                                                          
931 Berthold Kohler, Gaddafi hat verstanden. In: FAZ vom 22.12.2003. 
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ten Gerichtshofes vom 28.06.2004, den auf Kuba Inhaftierten ein Recht auf Haft-
prüfung vor amerikanischen Gerichten einzuräumen,939 als „wichtige Stütze für die 
‚Herrschaft des Rechts‘“, würde doch damit dem zuvor kritisierten „unbefristete[n] 
Wegsperren verdächtiger Terroristen“ Einhalt geboten.940 Doch geht die FAZ noch 
einen Schritt weiter als das Urteil und fordert bereits Wiedergutmachung für die 
möglicherweise zu Unrecht Inhaftierten: „Auch [muss] ein Weg zur Beseitigung des 
Unrechts gefunden werden, das [den] Guantánamo-Gefangenen widerfahren 
ist.“941 
Amerikas Umgang mit seinen Gefangenen steht auch im Mittelpunkt eines 
weiteren Menschenrechtsskandals dieser Untersuchungsphase, namentlich die 
Misshandlung irakischer Gefangener durch US-Militärangehörige in Abu Ghraib. 
Nachdem die ersten Bilder aus dem irakischen Gefängnis an die Öffentlichkeit ge-
langt sind, gilt die erste Reaktion der FAZ vor allem den zu erwartenden Folgen – 
in der arabischen Welt, insbesondere aber in den USA und Europa selbst. Während 
sie die Auswirkungen auf erstere zunächst negiert,942 sorgt sie sich gerade um die 
Reaktionen bei den beiden letztgenannten. Die Parallele zu Vietnam, welche die 
FAZ bis dato in Bezug auf den Irak-Krieg stets gemieden hat, wird nun von ihr 
selbst bemüht: „Nachhaltigere Wirkung werden die Bilder in Europa und Amerika 
selbst entfalten. Vielfach wurde jetzt schon an My Lai erinnert, jenes Massaker an 
vietnamesischen Zivilisten, dessen Bekanntwerden die Legitimität des Vietnam-
Kriegs in Europa und Amerika untergrub – und damit letztlich jene Moral, die nun 
einmal braucht, wer Krieg führen will.“943 Letztendlich gilt ihre Sorge freilich einem 
übereilten Abzug der Amerikaner, der einer zunehmend kriegsmüder werdenden 
US-Bevölkerung früher oder später folgen würde. Erst zwei Wochen später erkennt 
die FAZ auch die Verheerungen in der arabischen Welt – und fürchtet einen Rück-
schlag bei der Demokratisierung des Irak: „Das Ansehen der Vereinigten Staaten 
im Irak und in der arabischen Welt ist weiter beschädigt worden. […] Dem Projekt 
Irak, der bewussten Demokratisierung eines Landes und einer Region mit militäri-
schen Mitteln, könnte das mehr Schaden zufügen als die Terroranschläge und Ver-
sorgungsengpässe der vergangenen Monate zusammengenommen.“944 
  
                                                          
939 Vgl. Supreme Court of the United States, Rasul et al. v. Bush, President of the United States, et al., 28.06.2004 
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Während die FAZ die Schwere der auf den Bildern von Abu Ghraib zur 
Schau gestellten Taten nicht in Frage stellt – Volker Zastrow nennt sie ein „Ver-
brechen“945 –, versucht sie dennoch die Umstände zu rekonstruieren, die zu den 
Vorfällen geführt haben. Dabei verweist sie auf die Bedingungen des asymmetri-
schen Konflikts, wie er im Irak vorherrscht: „Gegen einen zum Äußersten ent-
schlossenen Gegner […] bleibt eine Demokratie allzu oft schwach, wenn sie sich an 
ihre eigenen Regeln hält. Stärke im militärisch relevanten Sinne gewinnt sie meist 
erst, wenn sie ihre Identität leugnet und ebenfalls ohne Rücksicht auf Verluste vor-
geht.“946 Erst vor diesem Hintergrund werde verständlich, weshalb „ein Teil des 
Personals in der Haftanstalt von Abu Ghraib [sich] veranlasst sah, zu Foltermetho-
den zu greifen, um aus den Gefangenen Informationen herauszupressen – über den 
irakischen Widerstand und anderes.“947 Auch ansonsten warnt die FAZ vor vor-
schnellen Urteilen – inwieweit es sich bei Abu Ghraib um „Einzelfälle oder […] 
systembedingte Verbrechen“ gehandelt habe, müssten erst die Untersuchungen 
zeigen.948 Bei dieser Einschätzung wird die FAZ auch künftig bleiben;949 letztmalig 
äußert sie sich dementsprechend nach Erscheinen des Schlesinger-Berichts950 Ende 
August 2004, wenn Klaus-Dieter Frankenberger feststellt: „Ob im amerikanischen 
Militärgefängnis Abu Ghraib in Bagdad systematisch gefoltert wurde […] [oder] ob 
Häftlinge Opfer eines Privatsadismus entsprechend veranlagter und von den Um-
ständen überforderter Militärpolizisten wurden […] – das ist alles [noch] nicht hin-
reichend geklärt.“951 
Während die FAZ das deutsche Engagement in Afghanistan bisher nicht in Frage 
gestellt, sondern mit Verweis auf die auch am Hindukusch tangierten Sicherheitsin-
teressen Deutschlands stets verteidigt hatte, dabei allenfalls in den beschränkten 
Möglichkeiten der Bundeswehr eine natürliche Einschränkung gesehen hatte, voll-
führt die Frankfurter Redaktion in der vorliegenden Untersuchungsphase vorüber-
gehend einen deutlichen Kurswechsel. Nachdem Afghanistan monatelang kein 
Thema in der FAZ war, nimmt sie die Entsendung eines Erkundungsteams der 
Bundeswehr in die nordafghanische Stadt Kundus zum Anlass, den deutschen Af-
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ghanistan-Einsatz insgesamt in Frage zu stellen. Nicht länger ist von deutschen 
Sicherheitsinteressen am Hindukusch die Rede, sondern davon, einen funktionie-
renden afghanischen Staatsapparat aufzubauen – das allein aber rechtfertige es 
nicht, die Leben deutscher Soldaten aufs Spiel zu setzen: „Es geht [in Afghanistan] 
darum“, so Karl Feldmeyer, „die mit massiver westlicher Unterstützung eingesetzte 
provisorische Zentralregierung im Amt zu halten, das Zustandekommen eines frei 
gewählten Parlaments zu ermöglichen und der Regierung die Kontrolle über das 
ganze Land zu verschaffen […]. Aber ob Afghanistan zentral oder in mehrere Ter-
ritorien aufgeteilt wird, ob es als westliche oder islamische Republik existiert oder 
wie sonst – das zu verfolgen rechtfertigt nicht, das Leben deutscher Soldaten zu 
riskieren.“952 Während Feldmeyers Fundamentalkritik am gesamten Afghanistan-
Einsatz der Bundeswehr die Ausnahme bleibt, gibt er bezüglich der Ausweitung 
nach Kundus die weitere Richtung vor. Denn die hier noch im Planungsstadium 
begriffene, später auch vollzogene Stationierung deutscher Soldaten in Kundus 
wird von der FAZ mit erheblicher Skepsis begleitet. Dabei ist es weniger der militä-
rische Nutzen, der im Mittelpunkt der Kritik steht, als vielmehr die mutmaßliche 
Motivation, welche sich hinter der Ausweitung verbirgt. Schon Feldmeyer will darin 
den Versuch Schröders erkannt haben, sich einem deutschen Irak-Einsatz zu ent-
ziehen: „Schröder will vor allem das gestörte Verhältnis zum amerikanischen Präsi-
denten verbessern. Daneben aber ist die Entsendung der vermutlich zum Scheitern 
verurteilte Versuch, sich durch die Wahl des kleineren Übels Kundus dem größeren 
Übel eines Engagements im Irak zu entziehen.“953 Auch in der Folgezeit wird der 
Einsatz wahlweise als „Ersatzhandlung“954 beziehungsweise als „Ablasshandel“955 
diskreditiert. Erst Ende Juni 2004 scheint diese Phase überwunden, wenn Jochen 
Buchsteiner mit seinem eindeutigen Plädoyer für das deutsche Afghanistan-
Engagement an frühere Kommentare anknüpft.956 Buchsteiners Argumentation 
stützt sich dabei auf drei Kernpunkte: Erstens sei es unstrittig, dass der internatio-
nale Terrorismus auch auf Europa abziele, wobei eine seiner Brutstätten noch im-
mer im afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet liege. Weshalb es zweitens unklug 
sei, den Anti-Terror-Kampf am Hindukusch nur den Amerikanern zu überlassen. 
Schließlich ständen drittens Europa und damit auch Deutschland ihres guten Rufes 
in Fernost wegen andere Möglichkeiten offen als den Amerikanern. Womit das 
deutsche Afghanistan-Engagement nicht nur den eigenen Interessen, sondern zu-
gleich auch denen der westlichen Staatengemeinschaft insgesamt diene. 
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Dass der deutsche Einsatz in Afghanistan zeitweilig derart in der Kritik steht, 
hängt vor allem damit zusammen, dass die FAZ in dieser Phase einem etwaigen 
deutschen Irak-Engagement eindeutig den Vorzug gibt. Was sie nicht zuletzt damit 
begründet, dass ein solcher Einsatz einen „wichtigen Beitrag […] zur Wiederannä-
herung im deutsch-amerikanischen Verhältnis leisten“ könne957 – mithin also genau 
jene Überlegung, die sie bei der geplanten Ausweitung der Afghanistan-Mission 
nach Kundus noch scharf kritisiert hatte. Entsprechend erscheint die Kritik an 
letztgenanntem Einsatz auch in ganz anderem Licht – während die FAZ einen 
deutschen Militäreinsatz zum Zwecke eines Neuanfangs in den deutsch-
amerikanischen Beziehungen sehr wohl zu unterstützen bereit ist, scheint ihr der 
Irak das erfolgversprechendere Ziel abzugeben: „Afghanistan ist auf der Prioritä-
tenliste Washingtons weit nach hinten gerückt. Das deutsche Engagement in die-
sem Land hat für Amerika daher bestenfalls nachgeordnete Bedeutung. Der Irak 
dagegen wird mit jedem Tag […] ein größeres Problem für Präsident Bush. […] 
Politisch sinnvoll könnte es […] sein, die Bereitschaft zu bekunden, die Bundes-
wehr im Irak einzusetzen.“958 Darüber hinaus ist es auch das bereits erwähnte ge-
meinsame Interesse an einem stabilen und prosperierenden Irak, das die FAZ ei-
nem deutschen Irak-Einsatz das Wort reden lässt. Ganz nüchtern etwa die Güter-
abwägung, die Nikolas Busse vornimmt: „Es [erscheint] unklug, dass Deutschland 
sich nur am Hindukusch engagieren will. In beiden Ländern gilt es, […] dem Terro-
rismus den Boden zu entziehen und Beispiele für demokratische Herrschaft in der 
muslimischen Welt zu schaffen. Nur: Der Irak ist langfristig das wichtigere Land – 
wegen seiner strategischen Lage und vor allem wegen der Ölvorkommen. Deshalb 
sollte die Bundesregierung genauer bedenken, wohin sie deutsche Soldaten 
schickt.“959 Letztmalig in diesem Sinn äußert sich die FAZ zum Jahrestag des An-
griffs auf den Irak.960 Hier wie auch schon zuvor operiert sie allerdings mit implizi-
ten Formulierungen, wenn sie einen deutschen Einsatz im Irak als wünschenswer-
tes Szenario beschreibt961 beziehungsweise Bundesaußenminister Fischers Absage 
an einen solchen als „Fehler“ kritisiert.962 Für die Entsendung einer internationalen 
Friedenstruppe in den Irak hatte sie sich noch wesentlich offensiver eingesetzt. 
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6.3.1.3. Die Welt 
Schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte „Die Welt“ die Lage in 
Afghanistan mit unverhohlenem Pessimismus begleitet, und auch jetzt beurteilt sie 
die Situation kaum anders: „Der Anti-Terror-Krieg hat am Hindukusch keinen 
Frieden geschaffen, das ist traurige Gewissheit“, stellt etwa Sophie Mühlmann An-
fang Mai 2003 resigniert fest.963 Fast noch trostloser klingt ihre Einschätzung Ende 
Juni, in der es heißt: „Kein Silberstreif mehr am Horizont in Afghanistan. Die Tali-
ban sind nicht besiegt. Fundamentalisten, lokale Fürsten und Drogenhändler kämp-
fen gegen die Zentralregierung und ihre Verbündeten – und die Internationale 
Schutztruppe (Isaf) hat genug damit zu tun, wenigstens in der Hauptstadt ein Min-
destmaß an Stabilität zu erzwingen.“964 
Gleichwohl hat „Die Welt“ die Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass mit 
entsprechender Unterstützung des Westens eine Wende zum Besseren nach wie 
vor möglich ist, wie Dietrich Alexander ein paar Monate später deutlich macht: „Ist 
Afghanistan zum Frieden eigentlich fähig? Die Antwort lautet: Ja, aber keineswegs 
aus eigener Kraft.“965 Notwendig hierfür sei allerdings ein „robustes Mandat für das 
ganze Land“966 sowie die Entsendung „viele[r] Tausend Soldaten mehr“967 – und 
auch „Kampfeinsätze“968 seien wohl vonnöten. Damit nicht genug, scheint sich 
„Die Welt“ jetzt mehr und mehr auf einen lang anhaltenden Einsatz einzustellen – 
Forderungen nach einem „längerfristige[n] Engagement“969 für die „kommenden 
Jahre“970 verdeutlichen dies. Entsprechend stellt sie auch die NATO-Strategie am 
Hindukusch in Frage, die seit der Übernahme des ISAF-Kommandos durch die 
NATO im August 2003 und der darauffolgenden Ausweitung des ISAF-Mandats 
auf ganz Afghanistan auf die Entsendung regionaler Wiederaufbauteams in die 
Provinz setzt. Das allein dürfte kaum reichen, so „Die Welt“: „Meint es der Wes-
ten, meint es vor allem die Nato ernst mit einem dauerhaften Frieden in Afghanis-
tan […], dann darf das militärische wie terroristische Potenzial der Taliban nicht 
länger vernachlässigt werden. […] Das würde [freilich] nicht nur mehr Soldaten 
erfordern, sondern auch militärische Kampfeinsätze nötig machen. […] Noch je-
denfalls zeigt sich die Nato in Afghanistan bei weitem nicht engagiert genug.“971 
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Nachdem sich „Die Welt“ noch am Vorabend des Irak-Kriegs zur Unterstützung 
sowohl der amerikanischen Entscheidung zum Krieg als auch zu deren erklärtem 
Kriegsziel – Sturz des irakischen Diktators – bekannt hatte, werden entsprechende 
Solidaritätsbekundungen mit Beginn der Operation „Iraqi Freedom“ nicht noch 
einmal abgegeben. Angesichts der weitgehenden Zustimmung, mittels der sie die 
Irak-Politik der Bush-Administration im Vorfeld des Krieges stets begleitet hatte, 
dürfte für derartige Bekenntnisse auch keine Notwendigkeit bestanden haben. 
Rechtfertigungsbedarf scheint es hingegen in der Frage nach der Legitimität 
des Krieges zu geben, jedenfalls spielt diese in den Kommentaren der folgenden 
Wochen und Monate immer wieder eine prominente Rolle. Dabei geht es der 
„Welt“ weniger um die völkerrechtliche Legitimität als solche; dass der Irak-Krieg 
in diesem Sinn womöglich kein rechtmäßiger war, wird von der „Welt“ entweder 
negiert972 oder aber als Indiz für die vorherrschende Reformbedürftigkeit des Völ-
kerrechts gewertet.973 Stattdessen konzentriert sich „Die Welt“ eher auf die morali-
sche Rechtfertigung des Krieges. Dies wird auch an einer veränderten Gewichtung 
der vorgebrachten Kriegsgründe deutlich. Hatte sie im Vorfeld noch vor allem mit 
den von den mutmaßlichen irakischen Massenvernichtungswaffen ausgehenden 
Gefahren sowie dem drohenden Autoritätsverlust der Vereinten Nationen argu-
mentiert, so werden derlei Gründe inzwischen kaum noch vorgebracht. Vielmehr 
konzentriert sich „Die Welt“ jetzt auf einen Aspekt, der zuvor allenfalls eine unter-
geordnete Rolle spielte – namentlich die Befreiung des irakischen Volkes von ei-
nem totalitären Regime. Ganz in diesem Sinn beschreibt Alan Posener am Tag, 
nachdem die ersten Luftangriffe den Irak getroffen haben, den Charakter des Krie-
ges wie folgt: „Es geht nicht darum, das irakische Volk zu unterwerfen und auszu-
beuten, sondern es zu befreien und ihm sein Land zurückzugeben.“974 Insbesonde-
re in den Tagen nach dem Fall der irakischen Hauptstadt und dem Zusammen-
bruch des Baath-Regimes beherrscht dieses Argument die Kommentarspalten der 
„Welt“. So erkennt Johann Michael Möller „eine Bevölkerung, die sich tatsächlich 
befreit fühlt“,975 derweil Mariam Lau bedauert, dass man ausgerechnet hierzulande 
nicht zur Kenntnis nehme, dass „so etwas“ wie eine „gewaltsame Befreiung“ funk-
tionieren könne.976 Und Jacques Schuster fühlt sich sogar an die friedliche Revolu-
tion von 1989 erinnert: „Diese Bilder […] erinnern an das Jahr 1989, als in Berlin, 
Warschau, Prag und Budapest die Menschen auf die Straßen strömten, um sich der 
Freiheit zu erfreuen, die sie so lange entbehren mussten. Ganz Bagdad scheint auf 
den Beinen, befreit vom Druck der Diktatur, erlöst vom Terror, voller Hoffnung 
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auf eine bessere Zukunft. Auch im Nahen Osten herrscht das Verlangen nach 
Freiheit und Menschenrechten. Im Irak besteht erstmals die Chance, ihnen Geltung 
zu verschaffen.“977 
Auch wenn „Die Welt“ in der Folge kurzzeitig versucht ist, einen Schluss-
strich unter die Debatte ob der Rechtmäßigkeit des Krieges zu ziehen,978 holt sie 
die Diskussion spätestens in Verbindung mit den nicht auffindbaren irakischen 
Massenvernichtungswaffen wieder ein. Dabei mag „Die Welt“ lange Zeit nicht von 
ihrer festen Überzeugung abrücken, dass die vermeintlichen biologischen und che-
mischen Waffensysteme des Irak im Vorfeld des Krieges tatsächlich existiert haben. 
Immer wieder mahnt sie zur Geduld,979 wobei sie unter anderem auch Mutmaßun-
gen darüber anstellt, weshalb die Waffensuche bisher ergebnislos verlief: „Es 
braucht kaum mehr als 24 Stunden, um aus einer Chemiewaffenanlage eine Pflan-
zenschutzanlage zu machen. Die Produkte lassen sich in der Wüste tief unterpflü-
gen, in der Hitze sind die meisten Stoffe flüchtig. […] [Womöglich] suchen die In-
spekteure nach etwas, das sich längst buchstäblich in Luft aufgelöst hat.“980 Je län-
ger freilich nennenswerte Funde ausbleiben, desto mehr schwindet auch der Glau-
be bei der „Welt“, dass noch belastbares Material im Irak auftaucht. Selbst geringe 
Verstöße gegen die Abrüstungsauflagen der Vereinten Nationen wie etwa die Ent-
deckung von 36 mit Senfgas gefüllten Mörsergranaten durch dänische Soldaten 
werden jetzt akribisch aufgelistet.981 Irgendwann im Gefolge von David Kays Ein-
geständnis („We were almost all wrong.“982) vor dem Streitkräfteausschuss des US-
Senats scheint sich allerdings auch bei der „Welt“ die Überzeugung durchgesetzt zu 
haben, dass die vermuteten irakischen Massenvernichtungswaffen zumindest als 
Kriegsgrund allein nicht ausreichend waren. So sei die Existenz besagter Waffen 
zwar „keineswegs auszuschließen“, wie sich Torsten Krauel Anfang Februar 2004 
äußert, allerdings bestenfalls noch „eine kühne Hoffnung“.983 Während sich also 
einerseits die Hauptbegründung der Bush-Administration für den Irak-Krieg zu-
nehmend verflüchtigt, mag „Die Welt“ gleichwohl nicht an eine „vorsätzliche Täu-
schung“984 seitens der US-Regierung glauben. Nicht nur, dass Husseins Verhalten 
                                                          
977 Jacques Schuster, Bilder des Sieges. In: Die Welt vom 10.04.2003. 
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980 Michael Stürmer, Saddams verschwundene Waffen. In: Die Welt vom 13.06.2003. 
981 Jacques Schuster, Rache. In: Die Welt vom 12.01.2004. 
982 David Kay, At Senate Hearing. Transcript, 28.01.2004. 
983 Torsten Krauel, Spione. In: Die Welt 05.02.2004. 
984 Dietrich Alexander, Kriegsgründe. In: Die Welt vom 08.10.2004. 
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im Vorfeld des Krieges kaum einen anderen Schluss zugelassen habe,985 auch seien 
sämtliche Regierungen, einschließlich die der Kriegsgegner, von der Existenz be-
sagter Waffen überzeugt gewesen.986 Entsprechend wirft „Die Welt“ vor allem den 
Geheimdiensten vor, versagt zu haben.987 Wo sie den Vorwurf der „Lüge“ ge-
braucht, sind in erster Linie irakische Exilanten gemeint: „Der Irak-Krieg hatte 
noch andere Gründe als das Rüstungsexempel. Aber nur die Rüstung war justitiabel 
im Sinne der UNO. Interessierte Kreise hatten deshalb einer mehr als willigen US-
Regierung Lügen aufgetischt, um sie in den Krieg zu locken.“988 
Zugleich zeigt sich „Die Welt“ von Anfang darum bemüht, den Ausfall des 
wichtigsten Kriegsgrundes zu relativieren. Schließlich seien von Hussein noch ganz 
andere Gefahren ausgegangenen; Gefahren, die freilich vornehmlich die irakische 
Bevölkerung selbst betrafen. So betont „Die Welt“ hier und in der Folge immer 
wieder die Menschenrechtsverletzungen des alten Regimes989 – etwa, wenn Dietrich 
Alexander nur vier Wochen nach dem offiziellen Kriegsende die rhetorische Frage 
artikuliert: „Ist der Krieg gegen die mörderische Diktatur von Saddam Hussein 
deshalb ungerechter, weil der Hauptkriegsgrund sich nicht finden lässt? Sprechen 
die Massengräber mit Tausenden verscharrten Irakern, die Kerker und Folterkam-
mern eine weniger deutliche Sprache?“990 Damit gibt Alexander die Richtung vor, 
welche „Die Welt“ praktisch die gesamte Untersuchungsphase hindurch beibehal-
ten wird. So argumentiert Jacques Schuster fast anderthalb Jahre später noch immer 
ganz in diesem Sinn: „In der Aufregung über die vergebliche Suche von Massen-
vernichtungswaffen ist eine Tatsache vergessen worden, wenn sie nicht bewusst 
verdrängt wurde: Saddam Husseins Menschenrechtsverletzungen. […] Der Krieg 
gegen Saddam mag nicht (nur) ihretwillen geführt worden sein, […] eines hat die 
Intervention auf alle Fälle erreicht: Sie hat den Massenmord als Mittel der Politik 
beendet.“991 
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Jener Hang zur Rechtfertigung, den „Die Welt“ hinsichtlich der Legitimität 
der Kriegsentscheidung der Bush-Administration gezeigt hat, wird auch bei ihrer 
Beurteilung der weiteren Entwicklung im Nachkriegs-Irak eine merkliche Rolle 
spielen. Dabei ist es keineswegs so, dass „Die Welt“ die Probleme im Zweistrom-
land nach dem Zusammenbruch des alten Regimes negieren würde – im Gegenteil. 
Wohl spricht sie einen Monat nach offiziellem Kriegsende noch etwas verharmlo-
send von „Anfangsschwierigkeiten“ der Amerikaner,992 doch nur sechs Wochen 
später zitiert sie bereits zustimmend993 den vom Oberbefehlshaber der US-Truppen 
in der Region, John Abizaid, gebrauchten Begriff des „Guerillakriegs“ zur Be-
schreibung der Lage im Irak. Auch revidiert „Die Welt“ ihre unmittelbar im An-
schluss an die Einnahme Bagdads vorgenommene Einschätzung, der zufolge der 
Krieg im Irak „ein Erfolg“ sei.994 Nunmehr heißt es, dass ein „sicheres Urteil darü-
ber, ob das Unternehmen ein Erfolg wird, […] frühestens in fünf bis zehn Jahren 
möglich“ sei,995 beziehungsweise dass man erst „in zehn Jahren“ wissen werde, „ob 
die Operation ‚Iraqi Freedom‘ ein Erfolg oder ein Fehlschlag war“.996 Letztere Ein-
schätzung steht dann auch recht treffend für die grundsätzliche Haltung, mit der 
„Die Welt“ die weitere Entwicklung im Land begleitet. Trotz aller Rückschläge im 
Irak, gerade in Hinblick auf die allgemeine Sicherheitslage, betont sie stets den am-
bivalenten Charakter der Entwicklung – dessen Ergebnis „nicht automatisch zum 
Bösen vorbestimmt“ sei.997 
Insbesondere seit dem verheerenden Bombenanschlag auf das UN-
Hauptquartier in Bagdad beginnt „Die Welt“ verstärkt damit, der negativen Nach-
richtenlage die ebenfalls vorhandenen positiven Entwicklungen im Irak entgegen-
zuhalten – eine Vorgehensweise, welche „Die Welt“ bis weit ins Jahr 2004 hinein 
verfolgen wird.998 Dabei steht, ganz im Einklang mit der zuvor begrüßten Befreiung 
der Iraker, jetzt vor allem die Demokratisierung des Zweistromlandes im Vorder-
grund. So bilanziert etwa Jacques Schuster wenige Tage nach besagtem Anschlag 
auf die Vereinten Nationen in der irakischen Hauptstadt: „Die Trauer über die Ver-
luste, die Aufregung über die Sicherheitslage dürfen […] nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass sich viel Positives getan hat im Irak – vom Ende eines blutrünstigen 
Regimes bis zur Meinungsfreiheit.“999 Zwar bleibt Michael Stürmers Einschätzung, 
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der zufolge im Irak „in Wahrheit […] die guten Nachrichten […] die schlechten“ 
überwögen, jedoch „meist ungehört“ verhallten, die Ausnahme.1000 Allerdings ge-
langt auch Mariam Lau noch Anfang April 2004 – gerade wurden mehrere ameri-
kanische Mitarbeiter einer Sicherheitsfirma in Falludscha brutal ermordet – zu der 
Feststellung, dass derartige Verbrechen ein falsches Bild von der Lage im Land 
vermittelten: „Die Bilder dieser bestialischen Verrohung […] schieben sich beharr-
lich vor die der spektakulären Aufbauleistungen, die es eben auch im Irak gibt.“1001 
Zugleich ist „Die Welt“ darum bemüht, den Terror im Irak nicht als Ausdruck 
eines irakischen Volkswillens darzustellen, sondern vielmehr als Verbrechen „abge-
halfterte[r] Baath-Eliten“, die „etwas zu verlieren“ hätten, sollte im Irak eine De-
mokratie entstehen.1002 Entsprechend heißt es bei Dietrich Alexander: „Wer glaubt, 
zu solchen Mitteln greifen zu müssen, kämpft auf verlorenem Posten.“1003 Und 
auch Mariam Lau spricht angesichts der eskalierenden Gewalt im Vorfeld der Par-
lamentswahlen vom 30.01.2005 von „Rückzugsgefechte[n] von Kräften, die nichts 
so sehr zu fürchten haben wie freie Wahlen“.1004 Zusammen mit der ausführlichen 
Würdigung der Außenwirkung des Irak-Kriegs auf andere Regime in der Region1005 
entsteht so das Bild eines Konflikts, in welchem zwar beileibe nicht alles nach Plan 
funktioniert,1006 in dem es jedoch mitnichten derartig schlecht läuft, wie es die tägli-
chen Nachrichten aus dem Irak zu suggerieren scheinen. Zwar lässt diese wie 
Zweckoptimismus anmutende Haltung der „Welt“ in der zweiten Jahreshälfte 2004 
zunehmend nach, doch zu einer grundsätzlichen Neubewertung der Kriegsent-
scheidung kommt es nicht, wie ihre Reaktion auf die ersten freien Parlamentswah-
len Ende Januar 2005 noch einmal anschaulich verdeutlicht: „Zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte dürfen Iraker frei abstimmen und die Regierung wählen, die sie 
für richtig halten. […] Die Iraker erringen ein Maß an Freiheit, das keiner ihrer 
Nachbarn je besessen hat. Amerikaner und Briten haben es ermöglicht.“1007 
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Noch bevor die Sicherheitslage im Irak zum alles beherrschenden Thema 
wird, hatte sich „Die Welt“ für eine Beteiligung Europas an der Stabilisierung be-
ziehungsweise am Wiederaufbau des Nachkriegs-Irak ausgesprochen. Wesentliches 
Entgegenkommen erwartet sie von der Bush-Administration dafür nicht – schließ-
lich seien es insbesondere die Europäer, die auf Washington angewiesen blieben, 
„stärker als umgekehrt“.1008 Hinzu kommt noch der Umstand, dass beide Seiten im 
Irak dieselben Interessen hätten: „Bei allem Dissens im Vorfeld: Ein demokrati-
sches Regime im Irak ist das gemeinsame Ziel aller Staaten der freien Welt.“1009 Vor 
diesem Hintergrund fordert „Die Welt“ eine stärkere europäische Mitwirkung im 
Nachkriegs-Irak ein, bei gleichzeitiger Ablehnung einer größeren Rolle für die Ver-
einten Nationen.1010 Letztere werden mit Verweis auf deren bürokratische und we-
nig wettbewerbsfreundliche Aufbauarbeit im Kosovo als „inkompetent“ abgelehnt: 
„Die Vorstellung […], ein Irak unter der Ägide der UNO, ein weiteres Unmikistan, 
sei die Alternative [= zu einer US-geführten Besatzung; J.G.], ist gefährlicher Un-
fug.“1011 Allerdings ist in Sachen UN das letzte Wort noch nicht gesprochen. Wäh-
rend der Irak der Kontrolle der Amerikaner mehr und mehr entgleitet, erkennt 
„Die Welt“ die Vorteile einer neuen UN-Resolution, welche den US-Truppen im 
Irak zusätzliche Legitimität verleihen und die Entsendung zusätzlicher Soldaten aus 
jenen Ländern erleichtern würde, die ihr Engagement von einer Zustimmung der 
Weltorganisation abhängig machen.1012 Gleichzeitig häufen sich die Appelle an die 
einstigen Kriegsgegner, im eigenen Interesse den Irak nicht im Stich zu lassen – 
exemplarisch die Forderung von Uwe Schmitt, eine Woche nach dem Bombenan-
schlag auf die UN-Niederlassung in Bagdad: „Längst sollten einstige Kriegsgegner 
begreifen, dass es gegenüber dem Terrorismus keine Neutralität geben kann. […] 
Die UNO, vor allem die einstigen Kriegsgegner in Moskau, Paris, Berlin, muss nun 
den Frieden gewinnen helfen.“1013 Zwar werden derlei Appelle nach dem Jahres-
wechsel 2003/04 seltener; wohl auch, weil „Die Welt“ erkannt hat, dass „die Alteu-
ropäer weder [das] Geld noch [den] Rückhalt in der Bevölkerung [haben], um ei-
nem zur Multilateralität bekehrten Amerika beizustehen“.1014 Zudem warnt sie jetzt 
verstärkt vor einem „übereilte[n] Rückzug“ der Amerikaner.1015 Dass sie eine Inter-
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nationalisierung des Konflikts aber nach wie vor für wünschenswert erachtet, 
macht Michael Stürmer Anfang August 2004 ein letztes Mal deutlich: „Im Irak ist 
Highnoon, der Sheriff sucht Helfer, und die Bürger schließen die Läden“, kritisiert 
er die Weigerung der internationalen Staatengemeinschaft, sich an einer UN-
Truppe für den Irak zu beteiligen.1016 
Frühzeitig äußert „Die Welt“ den „dringende[n] Verdacht, dass der Iran nukleare 
Waffen erstreb[e]“.1017 Als Indiz gilt ihr vor allem der Umstand, dass Teheran in 
Anlagen investiere, „deren industrieller Sinn nicht erkennbar“ sei – schließlich fa-
ckele das Land „Tag für Tag mehr Erdgas“ ab „als ein ganzes Atomkraftwerk an 
Energie erzeugen“ könne.1018 Was zunächst noch als dringender Verdacht formu-
liert wird,1019 erscheint spätestens im Herbst 2003 bei Jacques Schuster als Gewiss-
heit.1020 Teheran will die Bombe, und „über kurz oder lang wird den Iran keine 
Drohung davon abhalten, seine Pläne zu verwirklichen“.1021 
Kein einheitliches Bild gibt „Die Welt“ in der Frage ab, wie Teherans Streben 
nach der Bombe noch verhindert werden kann. Während Jacques Schuster knapp 
drei Monate nach dem Fall Bagdads noch eindeutige Sympathien für einen militä-
risch zu erzwingenden Regimewechsel erkennen lässt,1022 überwiegen schon bald 
darauf die Bedenken gegen eine solche Maßnahme – offensichtlich hat hier das 
Beispiel Irak abschreckende Wirkung gezeigt. Nunmehr gilt allenfalls noch die 
Drohung mit einem Militärschlag als probates Mittel,1023 darüber hinaus äußert 
„Die Welt“ gleich mehrfach ihre Zweifel an den Erfolgsaussichten gezielter Luft-
angriffe auf die iranischen Atomanlagen.1024 
Bliebe also noch der europäische Ansatz, den Iran mit Angeboten zu locken – 
doch auch dieser Variante steht „Die Welt“ skeptisch gegenüber. So begegnet sie 
dem von den Europäern Ende Oktober 2003 ausgehandelten Anreicherungsstopp 
mit der pessimistischen Prognose: „Teheran [wird] zunächst sämtliche Auflagen der 
Atomenergiebehörde erfüllen, ohne von seinen Absichten zu lassen. Wenn die Re-
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gierung kurz vor dem Bau der Bombe steht, kann sie – völlig legal – die Verträge 
kündigen und sämtliche Inspekteure des Landes verweisen.“1025 Auch später betont 
„Die Welt“, dass zwar „keine Prämie […] zu hoch [wäre], um die iranische Füh-
rung von ihren atomaren Absichten abzuhalten“,1026 doch zugleich mag sie nicht 
daran glauben, dass der Iran „freiwillig auf den Bau der Bombe verzichten“ wer-
de.1027 Weil aber auch die zwischenzeitlich geforderte Überweisung an den UN-
Sicherheitsrat nebst Verhängung von Sanktionen1028 im wichtigsten Gremium der 
Weltorganisation nicht mehrheitsfähig ist, scheint „Die Welt“ am Ende dieser 
Untersuchungsphase schon beinahe zu resignieren. So äußert Michael Stürmer 
ernste Zweifel daran, dass die iranische Bombe überhaupt noch verhindert werden 
könne: „Noch hat der Iran die Bombe nicht. Aber die Entwicklung ist […] auf Au-
topilot gestellt.“1029 Ähnlich fatalistisch hatte sich zuvor bereits Jacques Schuster 
geäußert.1030 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase war es in der „Welt“ in Bezug 
auf Guantanamo zu keiner abschließenden Bewertung des Gefangenenlagers auf 
Kuba gekommen. Je nach Autor überwog mal die Sorge um die Menschenrechte der 
Gefangenen, mal das Verständnis für das Vorgehen der Bush-Administration. Vor 
allem aber war das Lager seit Ende Januar 2002 praktisch kein Thema mehr in den 
Kommentaren der „Welt“ gewesen. 
Dieses anderthalbjährige Schweigen bricht „Die Welt“ erst Anfang Juli 2003; 
künftig wird sie das Lager in unregelmäßigen Abständen thematisieren. Dabei 
schwankt sie noch immer zwischen Verständnis und Kritik, wobei mittlerweile 
schon rein umfänglich die kritischen Passagen überwiegen. Am weitesten noch 
kommt Mariam Lau der Bush-Administration entgegen, wenn sie die Errichtung 
Guantanamos mit der „Unsicherheit einer Großmacht“ erklärt, die „sich einem 
omnipräsenten, jenseits der Staatsgrenzen operierenden Feind gegenübersieht, der 
kein politisches Ziel hat, nur Vernichtung. Kein Staat des Westens hatte mit so et-
was Erfahrung: Ein Gegner, der kein Territorium will, sondern nur möglichst viele 
Zivilisten töten – für so einen Gegner schien innerhalb des Rechtssystems kein  
  
                                                          
1025 Jacques Schuster, Teheran. In: Die Welt vom 22.10.2003. 
1026 Ders., Iran. In: Die Welt vom 22.10.2004. 
1027 Mariam Lau, Iran als Testfall. In: Die Welt vom 13.12.2004. 
1028 Vgl. u.a. Manfred Pantförder, Iran. In: Die Welt vom 21.08.2004; ders., Atommullahs. In: Die Welt vom 
13.09.2004. 
1029 Michael Stürmer, Iran. In: Die Welt vom 18.01.2005. 
1030 Vgl. Jacques Schuster, Atomar. In: Die Welt vom 09.09.2003; ders., Teheran. In: Die Welt vom 22.10.2003. 
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Platz.“1031 Andere Zugeständnisse wie jene von Dietrich Alexander1032 und Carl 
Graf Hohenthal1033 erscheinen da schon eher wie routinemäßige Bekenntnisse be-
ziehungsweise wie Aufhänger zur Kritik. 
Tatsächlich erkennt „Die Welt“ im rechtlosen Zustand der Gefangenen, in 
dem diese seit nunmehr anderthalb Jahren verharren, zunehmend ein Problem. So 
beschreibt sie Guantanamo inzwischen als „rechtsfreie[n] Raum“1034 und beklagt 
die dortige „rechtswidrige Verwahrung Hunderter Gefangener“ sowie die „Verwei-
gerung ordentlicher Gerichtsbarkeit“.1035 Am weitesten geht Thomas Kielinger mit 
seiner Kritik, wenn er in Bezug auf Guantanamo von einer „routinemäßige[n] 
Missachtung konstitutiver Menschenrechte“ spricht.1036 Entsprechend häufen sich 
die Forderungen der „Welt“, diesem Zustand ein Ende zu bereiten, indem man die 
Gefangenen entweder als „potenzielle Verbrecher“ behandelt, die einen „ordentli-
chen Prozess“ verdienen oder aber als Kriegsgefangene, die dann unverzüglich 
freizulassen wären – schließlich sei der Krieg in Afghanistan zu Ende, auch wenn 
das Land noch nicht vollständig unter Kontrolle sei.1037 Ganz ähnlich liest sich auch 
der Forderungskatalog, den Mariam Lau bezüglich jener rechtsstaatlicher Prinzipien 
aufstellt, die es auch im Kampf gegen den Terror einzuhalten gelte: „Keine Verbre-
chen ohne Anklage, keine Strafe ohne Prozess, Habeas Corpus, Genfer Konventi-
on.“1038 Obwohl „Die Welt“ nirgends explizit die Schließung Guantanamos einfor-
dert, laufen ihre Vorstellungen von einer Umwandlung des Lagers in ein ordentli-
ches, rechtsstaatlichen Ansprüchen genügendes Gefängnis im Endeffekt doch auf 
nichts anderes hinaus. 
Ähnlich deutliche Worte findet „Die Welt“ auch im Fall der misshandelten 
Gefangenen im irakischen Gefängnis Abu Ghraib. Dies erscheint nur konsequent, 
immerhin hatte sie die Legitimität des Irak-Kriegs zuletzt vor allem moralisch be-
gründet, indem sie sowohl auf die Befreiung der Iraker aus der Unterdrückung ei-
nes totalitären Regimes als auch auf das Ende der Menschenrechtsverletzungen 
unter Saddam Hussein verwiesen hatte. Dass „Die Welt“ vor diesem Hintergrund 
auf mögliche Verletzungen der Menschrechte durch die USA empfindlich reagiert, 
versteht sich von selbst. So gilt ihre erste Sorge vor allem den Auswirkungen auf 
die irakische Öffentlichkeit. Entgegen ihres ansonsten immer wieder demonstrativ 
artikulierten Optimismus bezüglich der weiteren Entwicklung im Land fürchtet sie 
                                                          
1031 Mariam Lau, Nachdenken über Guantánamo. In: Die Welt vom 12.03.2004. 
1032 „Der Schmerz über die grauenhaften Anschläge vom 11. September 2001 ist verständlich, Rachegefühle gegen 
Al Qaida und Taliban menschlich. Doch die USA müssen sich daran messen lassen, wie sie als Sieger mit den 
Besiegten umgehen.“ Dietrich Alexander, Guantánamo. In: Die Welt vom 05.07.2003. 
1033 „Natürlich muss sich Amerika gegen Terrorismus schützen. Doch es muss sich auch Gedanken darüber ma-
chen, zu welchem Preis es das tun will.“ Carl Graf Hohenthal, Guantánamo. In: Die Welt vom 12.09.2003. 
1034 Dietrich Alexander, Guantánamo. In: Die Welt vom 05.07.2003. 
1035 Guido Heinen, Rechtsstaatlich. In: Die Welt vom 05.03.2004. 
1036 Thomas Kielinger, Der Westen wird beschädigt. In: Die Welt vom 16.03.2004. 
1037 Carl Graf Hohenthal, Guantánamo. In: Die Welt vom 12.09.2003. 
1038 Mariam Lau, Nachdenken über Guantánamo. In: Die Welt vom 12.03.2004. 
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unmittelbar nach Bekanntwerden des Skandals gleich mehrfach eine Niederlage der 
Amerikaner im Nachkriegs-Irak. Sowohl Dietrich Alexander1039 als auch Mariam 
Lau1040 prognostizieren eine derartige Entwicklung als wahrscheinliches Szenario. 
Erst Jacques Schuster wird eine Woche später wieder auf das bekannte Argumenta-
tionsmuster zurückgreifen, wenn er „zwei Welten im Irak“ ausmacht, „die der tägli-
chen Hiobsbotschaften, die der Aufstände und Folter, die der Anschläge und At-
tentate und diejenige, welche hoffen lässt“.1041 
Während „Die Welt“ zu Beginn vor allem einzelne Individuen für die Miss-
handlungen verantwortlich macht, dementsprechend auch noch keine Systematik 
hinter den Taten erkennt, stellt sie doch vom ersten Tag an die „Kommandostruk-
turen“ der US-Armee in Frage, die in ihrer Kontrollfunktion offensichtlich versagt 
hätten.1042 Nur einen Tag später zieht sie bereits erstmals die Möglichkeit in Be-
tracht, dass es sich bei Abu Ghraib um ein systematisches Problem handeln könnte: 
„Der geheime Bericht von General Antonio M. Taguba […] legt […] nahe, dass 
man es mit einer Strategie im Krieg gegen den Terror zu tun hat, die auch aus Af-
ghanistan und Guantánamo berichtet wird.“1043 Und obwohl „Die Welt“ als Ursa-
che für Abu Ghraib auch die Unerfahrenheit der eingesetzten Soldaten in Erwä-
gung zieht,1044 vertritt sie spätestens nach der Veröffentlichung eines Armee-
internen Untersuchungsberichts Ende Juli 2004 die Überzeugung, dass es „system-
immanente Mängel“ waren, die zum Folterskandal geführt haben: „Der in Auszü-
gen veröffentlichte Untersuchungsbericht der US-Streitkräfte zu Foltervorwürfen 
Gefangener in Militärgefängnissen [zählt] noch 94 Fälle von Misshandlung und Er-
niedrigung auf, von denen 20 tödlich endeten. Manche mögen sagen, das sei ange-
sichts von etwa 50 000 Häftlingen in irakischen und afghanischen US-
Militärgefängnissen nicht viel. Aber sind es nicht genug, um von Fehlern im System 
zu sprechen?“1045 
  
                                                          
1039 „Die Bilder von Scheinexekutionen, sexueller Nötigung und lachenden Militärpolizisten, die sich über nackte 
irakische Gefangene lustig machen, haben die Amerikaner insgesamt in der arabisch-islamischen Welt endgültig 
diskreditiert. […] So ist zu befürchten: Den Kampf um die irakische Öffentlichkeit haben die USA verloren.“ 
Dietrich Alexander, Sadisten. In: Die Welt vom 03.05.2004. 
1040 „Was die Bilder in den Herzen der arabischen Beobachter anrichten, kann man sich leicht ausrechnen […]. 
Gewiss, solche Dinge geschehen in jedem Krieg. In einem Feldzug, der im Namen der Demokratie geführt 
wird, sind sie fatal.“ Mariam Lau, Die Herzen der Boys. In: Die Welt vom 04.05.2004. 
1041 Jacques Schuster, Noch ist Bagdad nicht verloren. In: Die Welt vom 10.05.2004. 
1042 Dietrich Alexander, Sadisten. In: Die Welt vom 03.05.2004. 
1043 Mariam Lau, Die Herzen der Boys. In: Die Welt vom 04.05.2004. Vgl. ferner Antonio M. Taguba, Article 15-6 
Investigation of the 800th Military Police Brigade, 04.06.2004 (http://www.npr.org/iraq/2004/ 
prison_abuse_report.pdf; 01.04.2014). 
1044 Ernst Cramer, Vom Befragen der Gefangenen. In: Die Welt vom 12.05.2004. 
1045 Dietrich Alexander, Folter. In: Die Welt vom 24.07.2004. Vgl. ferner Department of the Army, The Inspector 
General, Detainee Operations Inspection, 21.07.2004 (http://www.globalsecurity.org/military/library/report/ 
2004/daig_detainee-ops_21jul2004.pdf; 01.04.2014). 
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Entsprechend steht auch die Reaktion der Bush-Administration auf Abu 
Ghraib von Anfang an in der Kritik. Denn die von ihr eingeforderte „schärfste Be-
strafung der Beteiligten“ und „schonungslose Aufklärung“ vermag „Die Welt“ ge-
rade nicht zu erkennen.1046 Vielmehr befürchtet sie, dass man nur die unteren 
Dienstgrade verfolge, derweil man den „höheren Offiziere[n] bis hin zur Regie-
rungsebene“ „Persilschein[e]“ ausstelle.1047 Und so zieht Torsten Krauel, ein Jahr 
nach Bekanntwerden des Skandals, die ernüchternde Bilanz: „Die Kleinen von Abu 
Ghraib hängt man, die Großen lässt man laufen.“1048 
Noch immer steht „Die Welt“ vollumfänglich hinter dem deutschen Afghanistan-
Engagement, wie Alan Poseners Bekenntnis anlässlich des gewaltsamen Todes von 
vier Bundeswehrsoldaten Anfang Juni 2003 deutlich macht: „Deutschlands Freiheit 
[sic!] wird auch am Hindukusch verteidigt, sagte der Verteidigungsminister vor ei-
nigen Wochen. Er hat Recht. Scheiternde und gescheiterte Staaten sind Rückzugs-
gebiete und Brutstätten von Terroristen und Verbrecherbanden, die Mord und 
Chaos exportieren […]. Deutschland hat als Industrienation mit weltweiten Han-
delsinteressen, als […] Verbündeter der USA [und] Freund Israels […] ein elemen-
tares Interesse daran, dass der Kampf gegen den Terrorismus weitergeht.“1049 Auch 
eine Ausweitung des Bundeswehreinsatzes insgesamt wird von ihr als alternativlos 
beschrieben.1050 Allein an der konkreten Ausgestaltung dieses verstärkten Engage-
ments entzündet sich Kritik. Speziell was die NATO-Strategie der Entsendung re-
gionaler Wiederaufbauteams in die afghanische Provinz betrifft, zeigt sich „Die 
Welt“ skeptisch. So lehnt sie beispielsweise die Stationierung deutscher Soldaten in 
der Stadt Herat ab, nachdem die Bundeswehr im Juli 2003 einen Erkundungstrupp 
in eben jenen nordwestlichen Teil Afghanistans entsandt hatte: „Besonders auf 
Grund der wachsenden Risiken in Afghanistan erscheint eine Ausweitung des Ein-
satzes […] in Herat nicht verantwortbar. Die Lage in Afghanistan wird nicht da-
durch stabilisiert, dass 100 deutsche Soldaten 600 Kilometer von Kabul entfernt 
einen weiteren Stützpunkt eröffnen, während im Lande selbst die Warlords unge-
hindert das Kommando haben.“1051 Zwar hält sie die im Anschluss daran tatsäch-
lich vollzogene Ausweitung nach Kundus später für „gerechtfertigt“,1052 doch 
schon der nächste Schritt ins im Nordosten Afghanistans gelegene Faisabad wird 
wieder kritisch hinterfragt. Dabei sind die Argumente der „Welt“ die gleichen wie 
noch vor Jahresfrist im Falle Herats – Sorge um die Sicherheit der deutschen Solda-
ten einerseits und Zweifel am militärischen Nutzen der Mission andererseits: „Kei-
                                                          
1046 Mariam Lau, Die Herzen der Boys. In: Die Welt vom 04.05.2004. 
1047 Dietrich Alexander, Folter. In: Die Welt vom 24.07.2004. 
1048 Torsten Krauel, Abu Ghraib. In: Die Welt vom 25.04.2005. 
1049 Alan Posener, Tote Soldaten. In: Die Welt vom 10.06.2003. 
1050 Ders., Kundus und Bagdad. In: Die Welt vom 01.09.2003. 
1051 Hans-Jürgen Leersch, Kabul. In: Die Welt vom 18.07.2003. 
1052 Jochim Stoltenberg, Soldaten. In: Die Welt vom 23.09.2003. 
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ner gebe sich dem Irrglauben hin, dass ein Kontingent von 60 bis 80 Soldaten […] 
Frieden in das nordostafghanische Faisabad bringen […] könne […]. [Zwar] ist es 
richtig, das deutsche Kontingent zu erhöhen und noch mehr Einsatz in Afghanis-
tan zu demonstrieren. Aber es darf und muss eben auch nach der Sicherheit für die 
Soldaten gefragt werden.“1053 
Bei der noch zu Zeiten des amerikanischen Vormarsches auf Bagdad erhobe-
nen Forderung nach einem deutschen Bundeswehreinsatz im Nachkriegs-Irak 
scheinen etwaige Sicherheitsbedenken hingegen keine Rolle zu spielen. Stattdessen 
geht es hier um „deutsche Interesse[n]“ – also darum, sowohl „Einfluss auf Wa-
shington zurückzugewinnen“1054 als auch um eine Stabilisierung der Golfregion.1055 
Insbesondere in den ersten Monaten nach dem Sturz des irakischen Diktators plä-
diert „Die Welt“ immer wieder für eine Entsendung deutscher Soldaten in den 
Irak; nach dem Anschlag auf die Vereinten Nationen in Bagdad wird eine solche 
vorübergehend1056 sogar als alternativlos dargestellt: „Jene Kritiker […], die […] 
den Gang nach Kundus als Canossagang […] werten, haben Recht, und das würde 
noch mehr für Bagdad gelten. Allein, was wäre die Alternative? […] Deutschland 
hat noch mehr als Amerika ein elementares Interesse an der Demokratisierung, 
Modernisierung und Stabilisierung der islamischen Welt.“1057 Umgekehrt steht die 
deutsche Verweigerungshaltung in der Kritik,1058 und nur sporadisch räumt „Die 
Welt“ die Möglichkeit ein, dass ein deutscher Beitrag für den Irak nicht zwangsläu-
fig militärisch ausfallen müsse, denn „ein logistischer täte es auch“.1059 Später dann, 
nachdem sich abzeichnet, dass die Bundesregierung einem solchen Engagement 
nicht zustimmen wird, kritisiert „Die Welt“ gleich mehrfach, dass Berlin den Ernst 
der Lage offensichtlich nicht begriffen habe.1060 Wohl wird Michael Stürmer An-
fang August 2004 noch einmal einem deutschen Irak-Einsatz unter UN-Mandat 
das Wort reden,1061 doch insgesamt bleibt seine Forderung Episode. Es scheint, als 
habe „Die Welt“ eingesehen, dass derlei Appelle an die Bundesregierung vergeblich 
sind. 
  
                                                          
1053 Dietrich Alexander, Die Hand am Hindukusch. In: Die Welt vom 18.09.2004. 
1054 Nikolaus Blome, Neue Töne, kaum Lehren. In: Die Welt vom 04.04.2003. 
1055 Michael Stürmer, Bündnispflege. In: Die Welt vom 11.07.2003. 
1056 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Neuanfang. In: Die Welt vom 16.08.2003; Uwe Schmitt, Solidarität. In: Die Welt 
vom 22.08.2003; Alan Posener, Kundus und Bagdad. In: Die Welt vom 01.09.2003. 
1057 Alan Posener, Kundus und Bagdad. In: Die Welt vom 01.09.2003. 
1058 Ulrich Clauss, Irak. In: Die Welt vom 12.07.2003. 
1059 Dietrich Alexander, Fischer. In: Die Welt vom 17.07.2003. 
1060 „Die USA wie die meisten westlichen Staaten wissen, dass sie sich ein Scheitern im Irak mit Blick auf die arabi-
sche Welt keinesfalls leisten können. […] Nicht so die Deutschen.“ Jacques Schuster, Bagdad. In: Die Welt 
vom 27.10.2003. – „In großen Teilen der Welt weiß man, dass der Irak zu wichtig ist, um seinen Dämonen 
überlassen zu bleiben. Nur das Kanzleramt […] schaut mit verschränkten Armen zu.“ Michael Stürmer, Parti-
sanen. In: Die Welt vom 28.10.2003. 
1061 Ders., Irak ohne Helfer. In: Die Welt vom 06.08.2004. 
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6.3.1.4. Frankfurter Rundschau 
Dass der Wiederaufbau Afghanistans in seiner momentanen Form kaum Aussicht 
auf Erfolg habe, hatte die FR bereits in der zurückliegenden Untersuchungsphase 
angedeutet. Auch jetzt verfolgt sie die weitere Entwicklung am Hindukusch mit 
erheblicher Skepsis. Zwar zieht Rolf Paasch rund zwei Jahre nach dem Sturz der 
Taliban ein durchaus gemischtes Fazit,1062 doch beschränken sich die erkennbaren 
Fortschritte ausschließlich auf die afghanische Hauptstadt: „In Kabul boomt die 
Wirtschaft, aber in den abgelegenen Tälern grassiert die Armut wie eh und je. Mit 
internationaler Hilfe versucht Präsident Karsai von der Hauptstadt aus das Land zu 
regieren, doch die Macht liegt weiterhin bei den Kriegsherren des Nordens oder 
seinen tadschikischen Gegenspielern im Verteidigungsministerium.“1063 Vor allem 
die Einflusslosigkeit der Regierung Karzai und das damit verbundene Machtvaku-
um abseits der afghanischen Hauptstadt ist ein regelmäßig vorgetragener Grund zur 
Sorge, weshalb sowohl bei Karl Grobe1064 als auch bei Martin Winter1065 ein mögli-
ches Scheitern der internationalen Gemeinschaft am Hindukusch stets mitklingt. 
Die in dieser Phase beschlossenen Gegenmaßnahmen von UN und NATO, 
speziell die Entsendung regionaler Wiederaufbauteams in die afghanischen Provin-
zen, werden von der FR in der Tendenz zwar begrüßt, als alleinige Maßnahmen 
jedoch für unzureichend erachtet: „Diese Teams mögen der Bevölkerung einen 
gewissen Schutz vor der Willkür lokaler Warlords versprechen. Wirken werden sol-
che Operationen nur, wenn sie den Anfang eines verstärkten Engagements markie-
ren.“1066 Erforderlich sei stattdessen die „Entsendung weiterer deutscher, französi-
scher und US-amerikanischer Soldaten“.1067 
Konkret in der Kritik steht auch wieder die amerikanische Afghanistan-
Strategie. Zum einen geht es der FR um die von den USA in ihrem Anti-Terror-
Kampf verursachten „Kollateralschäden“, die sie ausdrücklich für das Wiederer-
starken der Taliban im Süden des Landes verantwortlich macht.1068 Zugleich be-
mängelt sie die Konzentration der Bush-Administration „auf das Abenteuer Irak“, 
in dessen Folge zu wenig Mittel „für die Stabilisierung Kabuls“ aufgewandt worden 
seien.1069 
                                                          
1062 „Ermutigende Entwicklungen und deprimierende Erfahrungen gehen beim Wiederaufbau Afghanistans Hand 
in Hand.“ Rolf Paasch, Guter Wille in Kabul. In: FR vom 17.12.2003. 
1063 Ebd. 
1064 „Nichts funktioniert in Kabul so, wie es den Stiftern der neuen Macht vorgeschwebt hat.“ Karl Grobe, Kabuler 
Rückschläge. In: FR vom 01.04.2003. 
1065 „Afghanistan schlittert in Richtung Misserfolg.“ Martin Winter, Attraktionen der Aufklärung. In: FR vom 
09.09.2004. 
1066 Rolf Paasch, Kleine Schritte aus Kabul. In: FR vom 13.08.2003. 
1067 Ebd. 
1068 Ders., Guter Wille in Kabul. In: FR 17.12.2003. 
1069 Martin Winter, Attraktionen der Aufklärung. In: FR vom 09.09.2004. 
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Am Tag, nachdem die Operation „Iraqi Freedom“ mit einer Reihe von Luftangrif-
fen von amerikanischen und britischen Kampflugzeugen aus begonnen hat, verur-
teilt die FR den US-geführten Waffengang am Golf noch einmal aufs Schärfste. 
Ungeachtet der Tatsache, dass die allermeisten Kriege des 20. Jahrhunderts – die 
der USA eingeschlossen – ohne Mandat der Vereinten Nationen ausgefochten 
wurden, will sie im Krieg gegen den Irak das Ende einer „zivilisatorischen Epoche“ 
beziehungsweise einen „geschichtlichen Bruch“ erkannt haben: „Die erste Bombe 
ist gefallen. […] Damit endet jene zivilisatorische Epoche, in der die demokrati-
schen Gesellschaften ihre internen Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und friedli-
chen Konfliktlösung auf die Beziehung der Völker untereinander zu übertragen 
suchten. Die Lehre aus den zwei großen Kriegen des 20. Jahrhunderts hatte ja doch 
geheißen, das Faustrecht zu ächten und durch das Gewaltmonopol einer Organisa-
tion der Staaten zu ersetzen.“1070 Auch Dietmar Ostermann charakterisiert den 
Krieg wenig später noch einmal als „Angriffskrieg“, bei dem „das Völkerrecht mit 
Füßen getreten“ worden sei.1071 Zwar geißelt die FR in den ersten Tagen und Wo-
chen nach dem Einmarsch noch vereinzelt die vermuteten Motive1072 der Bush-
Administration, doch insgesamt kommt es zu keiner umfassenden Erörterung der 
Legitimität des Krieges mehr. Es hat vielmehr ganz den Anschein, als sei das Urteil, 
welches die FR bereits im Vorfeld des Irak-Kriegs gefällt hatte, zu eindeutig gewe-
sen, als dass es jetzt noch einer nachträglichen Diskussion darüber bedurft hätte. 
Auch wenn sie ihre Hoffnung auf einen „schnell[en] und erfolgreich[en]“ Krieg der 
Amerikaner,1073 auf dessen „schnelles und möglichst glimpfliches Ende“1074 aus-
drückt – einer wirklichen Solidarisierung mit den Kriegszielen der USA entspricht 
dies nicht. Denn zu ihrer Verurteilung des Irak-Kriegs steht sie gerade auch ange-
sichts des Zusammenbruchs des alten Regimes; dem Sturz Husseins hält sie den 
Tod „Tausende[r] Unschuldiger“ entgegen: „Das Kernargument, die Abwägung 
von Zweck und Mittel, führt zum selben Ergebnis wie während der Monate vor 
dem Waffengang. […] Tausende Unschuldiger sind jämmerlich umgekommen. Das 
war der Preis, zur Beseitigung einer angeblich akuten, angeblich anders nicht abzu-
wendenden Bedrohung. […] Dieser Erfolg war diesen Preis nicht wert.“1075 
Angesichts der Motivlage, welche die FR bei der Bush-Administration vermu-
tet, verwundern die Vorwürfe, derer sie die US-Regierung ob der nicht auffindba-
ren irakischen Massenvernichtungswaffen bezichtigt, kaum. Gerade erst hat Wa-
                                                          
1070 Ders., Ende einer Epoche. In: FR vom 21.03.2003. 
1071 Dietmar Ostermann, Bushs Botschaft. In: FR vom 03.05.2003. 
1072 „Es [geht] nicht um Demokratie, Freiheit und Menschenrechte […], sondern um Macht, Rohstoffe und Profit.“ 
Martin Winter, Ende einer Epoche. In: FR vom 21.03.2003. – „Es geht […] um Macht und Erdöl.“ Karl Gro-
be, Das Fell des Bären. In: FR vom 07.04.2003. 
1073 Wolfgang Storz, Bushs erster Krieg. In: FR vom 19.03.2003. 
1074 Dietmar Ostermann, Im Bewusstsein des Risikos. In: FR vom 24.03.2003. 
1075 Knut Pries, Ein zu hoher Preis. In: FR vom 11.04.2003. 
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shington die Absicht geäußert, lieber eigene Experten mit der Suche nach den ver-
meintlichen ABC-Waffen im Irak betrauen zu wollen anstelle der regulären UN-
Inspekteure, da artikuliert die FR auch schon den „Verdacht auf mögliche Manipu-
lationen“.1076 Spätestens nach dem Eingeständnis Wolfowitz‘, dass sich die US-
Regierung bei ihren Kriegsvorbereitungen auf die irakischen Massenvernichtungs-
waffen vor allem aus „bürokratischen Gründen“ konzentriert habe, steht dann 
auch der Vorwurf der Täuschung im Raum: „Wenn dem so ist, dann hat Präsident 
Bush das eigene Volk, den Kongress und die UN getäuscht. Dann hat er ihnen die 
anderen Kriegsgründe, die dann ja wohl die eigentlichen sind, vorenthalten.“1077 
Nur wenig später spricht Martin Winter erstmals von „Lügen“ und „gefälschten 
Geheimdienstberichten“ im Zusammenhang mit dem Irak1078 – ein Vorwurf, den 
die FR künftig noch häufiger wiederholen wird.1079 So auch Dietmar Ostermann, 
der nach dem Bekenntnis David Kays, dass man sich hinsichtlich der irakischen 
Massenvernichtungswaffen umfassend geirrt habe, die Indizienkette für die 
„Kriegslüge“ noch einmal rekapituliert: „Eine Lüge war es ja wohl […]. Dass die 
Bush-Regierung die Einschätzungen der Geheimdienste über Saddams Waffenar-
senale und Rüstungsprogramme vor dem Krieg sachdienlich aufgepeppt hat […] 
darf als gesichert gelten. Man weiß inzwischen, wie im Special Plans des Pentagon 
die Lageberichte der Geheimdienste frisiert wurden. […] [Und d]ass die Massen-
vernichtungswaffen als Casus belli nur aus ‚bürokratischen Gründen‘ vorgeschoben 
wurden, […] auch das weiß man [inzwischen] dank Pentagon-Vize Paul Wolfo-
witz.“1080 Zwar sieht auch die FR daraufhin die Glaubwürdigkeit der USA beschä-
digt,1081 doch was die fehlenden Massenvernichtungswaffen für die Legitimität des 
Irak-Kriegs selbst bedeuten, wird von ihr nicht weiter thematisiert. Dies wohl nicht 
zuletzt deshalb, weil ihr der Krieg von vornherein als ein illegitimer galt – dafür 
hätte es nicht erst unauffindbarer Massenvernichtungswaffen bedurft. 
Ließ schon ihr Urteil zum Irak-Krieg in seiner Deutlichkeit keinen Raum für 
Interpretationen, so bleibt die FR auch in der Folge in Bezug auf Amerikas Irak-
Politik ihrer Linie treu. Von Anfang an, so scheint es, steht der Irak nach Saddam 
Hussein unter keinem guten Stern. Noch hat Bush nicht einmal das „Ende der 
Hauptkampfhandlungen“ verkündet, da beklagt die FR schon mehrfach1082 die 
mangelhafte Vorbereitung der USA auf den „Tag danach“: „Im Krieg kompetent, 
in der ersten Phase des Wiederaufbaus dilettantisch“, urteilt etwa Rolf Paasch vier 
                                                          
1076 Rolf Paasch, Die Beute des Krieges. In: FR vom 19.04.2003. 
1077 Dietmar Ostermann, Bushs Täuschungen. In: FR vom 31.05.2003. 
1078 Martin Winter, Klare Regeln für Einmischung. In: FR vom 20.06.2003. 
1079 Vgl. u.a. Brigitte Kols, Bluttat mit Ankündigung. In: FR vom 06.08.2003; Martin Winter, Bushs Kalkül. In: FR 
vom 12.08.2003; Dietmar Ostermann, Bush auf der Flucht. In: FR vom 04.02.2004. 
1080 Dietmar Ostermann, Bush auf der Flucht. In: FR vom 04.02.2004. 
1081 Ebd. 
1082 Vgl. u.a. Rolf Paasch, Grenzen des Alleingangs. In: FR vom 12.04.2003; ders., Dilettanten am Werk. In: FR 
vom 14.04.2003; ders., Unsicheres Imperium. In: FR vom 22.04.2003. 
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Tage nach dem Fall der irakischen Hauptstadt.1083 Wo sich die FR in ihrem Urteil 
zunächst noch auf Aktionen eines „plündernden Mob[s]“1084 stützt, sind bald schon 
die Operationen einer „schlagkräftige[n] Untergrundguerilla“1085 gemeint. Zur Be-
schreibung der sich immer weiter verschlechternden Sicherheitslage im Zweistrom-
land schreckt die FR auch vor Analogien zum Vietnam-Krieg nicht zurück: „Der 
Krieg ist nicht […] beendet worden, […] er ist nur in eine andere Gestalt ge-
schlüpft, und die beginnt allmählich einem vietnamesischen Wiedergänger zu äh-
neln.“1086 Spätestens seit Anfang April 2004 – seit der Ermordung und nachträgli-
chen Verstümmelung mehrerer ziviler Mitarbeiter einer US-Sicherheitsfirma in der 
irakischen Stadt Falludscha – spricht die FR ganz offen von einem „Krieg“1087 be-
ziehungsweise „Bürgerkrieg“1088 im Irak. 
Während die Sicherheitslage im Land zunehmend prekärer wird, ist die FR da-
rum bemüht, die Verantwortung für diese Entwicklung immer wieder direkt bezie-
hungsweise indirekt der Bush-Administration zuzuschreiben. Häufiger ist jetzt von 
der „Arroganz“ der Amerikaner die Rede1089 beziehungsweise davon, dass diese die 
Einheimischen von „oben herab“ behandeln würden,1090 was mit dazu beitrage, 
„dass die stolzen Iraker mit den Cowboys nicht warm“1091 würden. An anderer Stel-
le macht Karl Grobe gleich mehrfach die „Inkompetenz“ der Besatzer für die Ge-
walt im Irak verantwortlich.1092 Nur vereinzelt räumt die FR ein, dass die größere 
„Gefahr für den Frieden und die Existenz […] [des irakischen] Staates vom alten 
Regime und von außen (sprich Al Qaeda) herrührt – und weniger von den Besat-
zern“.1093 Eine Aussage, die noch zusätzlich dadurch relativiert wird, dass die FR 
den Irak-Krieg immer wieder im Zusammenhang mit einem Erstarken al-Qaidas in 
Verbindung bringt beziehungsweise damit, dass dieser das Zweistromland über-
haupt erst zu einem Schauplatz des Terrorismus gemacht habe: „Ein halbes Jahr  
  
                                                          
1083 Ders., Dilettanten am Werk. In: FR vom 14.04.2003. 
1084 Ders., Unsicheres Imperium. In: FR vom 22.04.2003. 
1085 Dietmar Ostermann, Mission nicht erfüllt. In: FR vom 21.06.2003. 
1086 Karl Grobe, Ein fragwürdiger Erfolg. In: FR vom 24.07.2003. 
1087 Vgl. u.a. Steffen Hebestreit, Kein zweites Mogadischu. In: FR vom 02.04.2004; Karl Grobe, Der zweite Krieg. 
In: FR vom 10.04.2004. 
1088 Karl Grobe, Was Bush nicht wollte. In: FR vom 06.04.2004. 
1089 Ders., Arroganz. In: FR vom 28.07.2003. 
1090 Ders., Ein fragwürdiger Erfolg. In: FR vom 24.07.2003. 
1091 Daniel Herrmann, Beschleunigung in Bagdad. In: FR vom 17.11.2003. 
1092 „Die Konflikte sind aus […] der Inkompetenz der fremden Mächte […] entstanden und werden von ihr ge-
nährt.“ Karl Grobe, Was Bush nicht wollte. In: FR vom 06.04.2004. – „Der zweite Krieg […] hat erst begon-
nen. Die Besatzungsmacht hat durch Inkompetenz […] und eine allgemeine Verständnislosigkeit für das be-
setzte Land und seine Bewohner […] verspielt, was schon gewonnen schien.“ Ders., Der zweite Krieg. In: FR 
vom 10.04.2004. 
1093 Rolf Paasch, Im Schatten der Zerstörung. In: FR vom 03.03.2004. 
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nach dem Feldzug zum Sturz des irakischen Regimes ist das Land zum Aufmarsch-
gebiet für Gotteskrieger geworden, wird das amateurhafte Handeln der Besatzer 
zur Rekrutierungshilfe für Al Qaeda.“1094 
Trotz ihrer Ablehnung des amerikanischen Waffengangs am Golf hatte die FR 
noch zu Kriegszeiten die Überzeugung geäußert, dass sich Europa einer Mitwir-
kung im Nachkriegs-Irak nicht entziehen dürfe.1095 Freilich wird die europäische 
Hilfe – zumeist ist von „Geld[ern] für den Wiederaufbau“1096 die Rede, doch kann 
sich die FR bisweilen auch „Truppen-Kontingente“1097 vorstellen – an Bedingun-
gen geknüpft. Konkret geht es ihr nicht allein um eine stärkere Rolle der Vereinten 
Nationen im Nachkriegs-Irak; vielmehr möchte sie, dass die Besatzer die Gesamt-
verantwortung für das Land an die UN abtreten.1098 So versteht die FR etwaige eu-
ropäische Hilfsangebote in erster Linie auch als Druckmittel, um „die USA zur Un-
terwerfung unter die Verfahren der Völkergemeinschaft zu bringen“.1099 
Nur allmählich gibt die FR zu erkennen, dass europäische Hilfe im Irak nicht 
allein dem Wunsch der zunehmend bei der Befriedung des Zweistromlandes über-
forderten Amerikaner entspricht – sondern dass auch Europa ein Interesse an ei-
nem stabilen Irak habe: „Es [gilt] der Regierung Bush für Irak ein konkretes Ange-
bot zu machen […]. Nicht, um die Besatzer in Nöten von ihrer Verantwortung zu 
befreien, sondern weil die Stabilisierung Iraks im ureigenen Interesse Europas 
liegt.“1100 Auch Martin Winter möchte kurze Zeit später weniger der Bush-
Administration als vielmehr der irakischen Bevölkerung helfen: „Die Kriegsgegner 
[…] sollten Bush […] beim Gesichtswahren helfen. Nicht ihm zu Gefallen, son-
dern zum Nutzen des irakischen Volkes, das besseres verdient hat als das Chaos, in 
dem es jetzt hilflos steckt.“1101 Nichtsdestotrotz hält die FR auch weiterhin, im 
Grunde genommen bis zur Verabschiedung von Sicherheitsrats-Resolution 1511 
am 16.10.2003, welche die Besatzungstruppen unter US-Führung mit einem offizi-
ellen UN-Mandat versieht, an ihrer Forderung nach einer „Übergabe Iraks in die 
Obhut der UN“1102 fest. Erst jetzt scheint sie die Aussichtslosigkeit einer Umset-
zung ihrer Vorstellungen erkannt zu haben.1103 Zugleich rudert sie beim wün-
schenswerten Umfang des europäischen Engagements zurück. Während sich Mar-
                                                          
1094 Ders., Antworten auf den Terror. In: FR vom 22.11.2003. Vgl. ferner Brigitte Kols, Bluttat mit Ankündigung. 
In: FR vom 06.08.2003; Martin Winter, Die Chance im Desaster. In: FR vom 21.08.2003; Rolf Paasch, Terror 
im Vakuum. In: FR 01.09.2003. 
1095 Martin Winter, Europas Entschlossenheit. In: FR vom 05.04.2003. 
1096 Ebd. Vgl. ferner Rolf Paasch, Die Beute des Krieges. In: FR vom 19.04.2003. 
1097 Ebd. 
1098 Vgl. u.a. Martin Winter, Europas Entschlossenheit. In: FR vom 05.04.2003; Rolf Paasch, Die Beute des Krie-
ges. In: FR vom 19.04.2003; Martin Winter, Testfall Irak. In: FR vom 28.06.2003; ders., Die Chance im Desas-
ter. In: FR vom 21.08.2003; ders., Europas Verantwortung. In: FR vom 12.09.2003. 
1099 Martin Winter, Europas Entschlossenheit. In: FR vom 05.04.2003. 
1100 Rolf Paasch, Besatzer in Nöten. In: FR vom 04.07.2003. 
1101 Martin Winter, Die Chance im Desaster. In: FR vom 21.08.2003. 
1102 Ders., Europas Verantwortung. In: FR vom 12.09.2003. 
1103 Vgl. Rolf Paasch, Mandat ohne Macht. In: FR vom 17.10.2003. 
Phase 3: Vom Irak-Krieg bis zu den ersten freien irakischen Parlamentswahlen 289 
 
tin Winter Ende August 2003 noch europäische „Peacekeeper im UN-Auftrag“ im 
Irak – darunter auch solche aus Deutschland und Frankreich – durchaus vorstellen 
kann,1104 ist von europäischen Soldaten schon bald keine Rede mehr. Ausdrücklich 
etwa verwahrt sich die FR gegen den von den USA auf dem G-8-Gipfel von Sea 
Island (08.06.-10.06.2004) artikulierten Plan, NATO-Truppen im Irak einzusetzen: 
„In Paris, Moskau und Berlin hält man – […] zu Recht – frische fremde Truppen 
keineswegs für die Antwort auf Iraks drängende Probleme. […] [Denn] Nato-
Truppen […] [würden] auch nur wieder als Besatzer empfunden w[e]rden.“1105 Und 
so betont die FR zwar bis zuletzt die Notwendigkeit europäischer Mithilfe im 
Irak,1106 zugleich aber bleibt sie bei den Details einigermaßen vage. Etwa, wenn 
Martin Winter fordert, dass Europa dem Irak beim Aufbau eines „stabile[n] und 
demokratische[n] Gemeinwesen[s]“ mit „Rat und […] Tat“ zur Seite stehen sol-
le.1107 Oder bei seinem Appell an die Europäer wenige Monate später, in dem es 
heißt: „Es [geht] darum, einen politischen Dialog mit allen Beteiligten zu initiieren, 
egal ob sie noch aufeinander schießen. […] Jeder gehört an den Tisch. Den zu be-
reiten stünde der Europäischen Union […] gut zu Gesicht.“1108 
So gilt am Ende für die FR wohl wieder das „Verursacherprinzip“ – ein Prin-
zip, welches sie bereits wenige Wochen nach Kriegsende eingefordert hatte: „In 
Zukunft [sollte] auch für Kriege das Verursacherprinzip [gelten]. Wer ohne Zu-
stimmung der UN einen Krieg führt oder sich an ihm beteiligt, haftet für alle seine 
Folgen. Das dämpft die Bereitschaft zu unilateralen Gewaltakten.“1109 Dazu passt, 
dass sie seit Jahresbeginn 2004 verstärkt vor einem vorzeitigen Abzug der US-
Truppen warnt;1110 in diesem Fall drohe ein „Auseinanderbrechen des Landes“.1111 
Es ist bereits Anfang Juni 2003, als das iranische Atomprogramm erstmals Gegen-
stand eines Kommentars in der FR wird. Sechs Wochen nach dem Sturz des iraki-
schen Diktators sorgt sich die FR allerdings kaum um die Möglichkeit einer irani-
schen Atombombe, als vielmehr um etwaige amerikanische Pläne für einen Re-
gimewechsel im Iran: „Das Gemurmel über ein paar Dinge, die Washington als stö-
rend in der iranischen Politik empfindet, wird allmählich deutlicher. […] Ein 
                                                          
1104 Martin Winter, Die Chance im Desaster. In: FR vom 21.08.2003. 
1105 Dietmar Ostermann, Wende in Washington. In: FR vom 11.06.2004. 
1106 „Mit verschränkten Armen zuzusehen wie die USA […] im Treibsand versinken, wäre unverantwortlich und 
unanständig. Unverantwortlich, weil die Auswirkungen des Irak-Kriegs Europa unmittelbar bedrohen. Unan-
ständig, weil man Freunden in der Not hilft, auch dann, wenn sie sich selber in ihre missliche Lage gebracht 
haben.“ Martin Winter, Strategie des Auswegs. In: FR vom 22.09.2004. – „Die ‚alten Europäer‘, die sich mit 
sehr guten Gründen dem Krieg George W. Bushs widersetzt haben, können und müssen [im Irak] helfen.“ 
Karl Grobe, Ungewissheit im Irak. In: FR vom 29.01.2005. 
1107 Martin Winter, Irak braucht Souveränität. In: FR vom 29.06.2004. 
1108 Ders., Strategie des Auswegs. In: FR vom 22.09.2004. 
1109 Ders., Testfall Irak. In: FR vom 28.06.2003. 
1110 Vgl. u.a. Rolf Paasch, In Zukunft Irak. In: FR vom 24.02.2004; ders., Im Schatten der Zerstörung. In: FR vom 
03.03.2004; ders., Nach dem Krieg. In: FR vom 19.03.2004; Dietmar Ostermann, Die demokratische Frage. In: 
FR vom 04.06.2004. 
1111 Rolf Paasch, Nach dem Krieg. In: FR vom 19.03.2004. 
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Atomprogramm, das vielleicht gar nicht zivil ist […]? […] Der Verdacht [drängt 
sich] auf, dass es mit den Iran-Bemerkungen eine eigene Bewandtnis haben könnte. 
Es könnten rhetorische Versuchsballons sein, die darauf getestet werden, welcher 
[…] als Argument für eine Aktion taugt, die man dann als unabweisbare Notwen-
digkeit darstellen kann.“1112 Ein mögliches Motiv für die von der Bush-
Administration artikulierten Drohungen gegenüber Teheran hat die FR auch schon 
ausgemacht – wie bereits in der Causa Irak gelten ihr auch hier amerikanische Wirt-
schaftsinteressen als die eigentlichen Ursachen des Konflikts: „Iran bietet sich als 
Transferstaat für Öl- und Gasexporte aus Zentralasien an, als wirtschaftlich sinn-
vollere Alternative zu der aserbaidschanisch-georgisch-türkischen Pipeline. […] Die 
‚Drohkulisse‘ gegen Iran gehört in diesen Zusammenhang.“1113 
In dem Maße, in dem immer mehr Details über das iranische Atomprogramm 
bekannt werden, beginnt allerdings auch die FR von ihrer ursprünglichen Einschät-
zung abzurücken. So wird aus der vergleichsweise beschwichtigenden Aussage, dass 
sich Teheran mit seinem Atomprogram lediglich „die Option auf eine ‚islamische 
Bombe‘ offen halten“ wolle,1114 bald schon „mehr als [nur] ein Verdacht […], dass 
sich hinter dem zivilen Nuklearprogramm Irans ein Atombombenprojekt“ verber-
ge.1115 Vier Wochen vor der von den drei europäischen Außenministern ausgehan-
delten Teheraner Erklärung findet Rolf Paasch die Argumentation der Internatio-
nalen Atomenergiebehörde, der zufolge der Iran insgeheim nach Atomwaffen 
strebt, bereits „überzeugend“: „Die Behauptung, das Land brauche Atomenergie, 
um die eigenen Ölvorräte gewinnträchtiger exportieren zu können, hält keiner öko-
nomischen Analyse stand. Den Verdacht, dass die Mullahs an der Bombe basteln, 
haben die Vertreter der iranischen Atomindustrie durch ihre mangelnde Aufrich-
tigkeit im Umgang mit den Wiener Kontrolleuren noch bestärkt.“1116 Diese Ein-
schätzung geht nicht nur mit einer gewissen Rehabilitation der US-Politik ein-
her,1117 sondern zugleich auch mit einem neuen Bewusstsein für die Dringlichkeit 
des Problems: „Atomwaffen für Iran sind die derzeit größte Herausforderung für 
die westliche Diplomatie. Scheitern die Bemühungen, Iran vom Bau der Bombe 
abzuhalten, sind alle Hoffnungen auf eine Neuordnung des Nahen Ostens zerstört. 
Saudi-Arabien und Ägypten wären die nächsten atomaren Aspiranten. Israel müsste  
  
                                                          
1112 Karl Grobe, Versuchsballons über Iran. In: FR vom 03.06.2003. 
1113 Ebd. 
1114 Rolf Paasch, Die iranische Frage. In: FR vom 17.06.2003. 
1115 Ders., Nach dem Alleingang. In: FR vom 09.09.2003. 
1116 Ders., Irans letzte Chance. In: FR vom 19.09.2003. 
1117 „Die Bedrohungsanalyse der Regierung Bush, die im Fall Saddam Husseins so überzogen war, [ist] für Iran in 
der Sache richtig.“ Ders., Irans letzte Chance. In: FR vom 27.11.2003. 
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reagieren, irgendwie.“1118 Auch wenn es die FR hier nicht explizit schreibt, so 
scheint sie doch gewillt zu sein, eine iranische Atombombe unter allen Umständen 
zu verhindern. 
Frühzeitig glaubt die FR, den erfolgversprechendsten Ansatz in einer Kombi-
nation aus „Druckmittel[n]“1119 und „sicherheits-politische[n] Angebot[en]“1120 an 
Teheran zu erkennen. Während die einzusetzenden Druckmittel selten näher spezi-
fiziert werden – und wenn, ist eher von einem Abbruch der Wirtschaftsbeziehun-
gen als vom Aufbau einer militärischen Drohkulisse die Rede1121 –, scheint die FR 
insbesondere letzterem Aspekt gesonderte Bedeutung beizumessen. Schließlich be-
tont sie mehr als einmal, dass es in erster Linie das in Teheran verbreitete Gefühl 
der Bedrohung beziehungsweise der Einkreisung sei, welches das iranische Atom-
programm antreibe.1122 
Spätestens nach dem von den Europäern ausgehandelten Pariser Abkommen 
im November 2004, worin sich Teheran erneut zu einem vorläufigen Stopp seiner 
Urananreicherungsversuche bekennt, nimmt die FR Amerikas Iran-Politik wieder 
zunehmend als Problem wahr. Während Karl Grobe zunächst noch in merklicher 
Äquidistanz verharrend die Schuld an einem möglichen Scheitern der Atomgesprä-
che zu gleichen Teilen in Washington und Teheran verortet,1123 rückt dann insbe-
sondere nach dem Erscheinen von Seymour Hershs Reportage im „New Yorker“, 
der zufolge die Bush-Administration einen Militärschlag bereits ernsthaft in Erwä-
gung ziehe, die amerikanische Rolle im Atomstreit ganz in den Fokus der FR. 
Nicht genug damit, dass Dietmar Ostermann den etwaigen Einsatz militärischer 
Mittel als „kaum zu kalkulierende US-Gewaltoption“ diffamiert.1124 Nur einen Tag 
später begreift Martin Winter dann vor allem Washingtons Verhalten als Problem, 
welches eine Lösung im Atomstreit nahezu unmöglich mache: „Solange [die] neue 
[amerikanische] Außenministerin [Condoleezza Rice] Iran […] als ‚Vorposten der 
Tyrannei‘ abqualifiziert und sich die Demokratisierung der Länder der Region von 
außen auf die Fahnen schreibt, haben die Verhandlungen nur geringe Aussicht auf  
  
                                                          
1118 Ders., Diplomatischer Durchbruch. In: FR vom 22.10.2003. 
1119 Ders., Die iranische Frage. In: FR vom 17.06.2003. 
1120 Ders., Irans letzte Chance. In: FR vom 19.09.2003. 
1121 Ders., Die iranische Frage. In: FR vom 17.06.2003. 
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1123 Karl Grobe, Annäherung an Teheran. In: FR vom 16.11.2004. 
1124 Dietmar Ostermann, Karte im Atompoker. In: FR vom 19.01.2005. 
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Erfolg. […] Was fehlt ist das Angebot, die militärische Option vom Tisch zu neh-
men. Dies als seinen Beitrag in den Verhandlungskorb zu legen, dazu müssen die 
Europäer Bush bewegen.“1125 
Während sie noch im zurückliegenden Jahr Amerikas Umgang mit den Terrorver-
dächtigen von Guantanamo und deren Menschenrechten eindringlich kritisiert hatte, 
ist das Gefangenenlager auf Kuba in dieser Phase kaum ein Thema für die FR. Ein 
einziges Mal im Laufe des Jahres 2003 kommt die Einrichtung zur Sprache, dabei 
rückt Dietmar Ostermann einmal mehr den rechtlosen Zustand der Gefangenen 
ins Zentrum seiner Kritik: „Alles geht, lautete vor allem beim Umgang mit Gefan-
genen die Devise. […] Wann immer die [Bush-]Administration einen Terror-
Verdächtigen zum ‚feindlichen Kombattanten‘ erklärt, verschwindet dieser in einem 
schwarzen Loch. Die Regierung spricht ihm alle Rechte ab. Mutmaßliche Al-
Qaeda- und Taliban-Kämpfer in Guantánamo sind seit zwei Jahren inhaftiert, ohne 
Anklage und Verfahren.“1126 Entsprechend begrüßt die FR auch die Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofes der Vereinigten Staaten vom 28.06.2004, der zufolge 
auch die in Guantanamo Inhaftierten ein Recht darauf haben, die Gründe ihrer 
Haft von einem amerikanischen Zivilgericht überprüfen zu lassen, als Wiederher-
stellung des „Rechtsstaatsprinzips“: „Der Supreme Court hat […] aufgerichtet, was 
ins Wanken geraten war […]: die ehrwürdige Rule of Law, die Herrschaft des 
Rechts, das Rechtsstaatsprinzip. Kein Verdächtiger darf auf unabsehbare Zeit, ohne 
richterliche Anordnung, anwaltlichen Beistand und rechtliches Gehör in Haft ge-
halten werden. Die Würde des Menschen ist nicht teilbar.“1127 Mehr noch: „Der 
einzig verbliebenen Supermacht [wird] Einhalt geboten“, freut sich Astrid Höl-
scher. „Die Washingtoner Regierung darf sich nicht länger anmaßen, Recht zu bie-
gen nach den je eigenen Bedürfnissen.“1128 Dass Guantanamo darüber hinaus nicht 
weiter thematisiert wird, passt dann allerdings nicht ganz zur Schärfe der vorge-
brachten Kritik am Lager. 
Deutlich mehr Platz räumt die FR jenem zweiten Menschenrechtsskandal ein, 
in den sich die Bush-Administration in dieser Phase verwickelt sieht – in die Ge-
schehnisse rund um das irakische Gefängnis Abu Ghraib. Dabei spielt die Perzep-
tion des Gefangenenmissbrauchs in der irakischen Öffentlichkeit nur eine geringe 
Rolle1129 – hier dürfte neuerlich der Umstand zum Tragen kommen, dass die FR 
dem Irak-Engagement der USA ohnehin jegliche Rechtmäßigkeit abspricht. Ihre 
Schwerpunkte setzt die FR vielmehr an anderer Stelle, namentlich bei der den Ge-
                                                          
1125 Martin Winter, Europas kluge Iran-Strategie. In: FR vom 20.01.2005. 
1126 Dietmar Ostermann, Richter als Gegenspieler. In: FR vom 20.12.2003. 
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noch übertroffen.“ Rolf Paasch, Systematik des Versagens. In: FR vom 06.05.2004. 
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schehnissen von Abu Ghraib zugrundeliegenden Systematik sowie der Frage nach 
der politischen Verantwortung für den Skandal. Denn dass hinter Abu Ghraib 
mehr stecke als die Verfehlungen Einzelner, vermutet die FR von Anfang an: „Je 
mehr Details der Folterungen Kriegsgefangener in Irak bekannt werden, desto grö-
ßer wird der Verdacht, dass hinter den abscheulichen Vorgängen mehr steckt als 
das Fehlverhalten einiger weniger amerikanischer […] Soldaten. […] [So] waren die 
Übergriffe wohl zu zahlreich, um noch als Einzelfälle verharmlost werden zu kön-
nen.“1130 Und auch die Parallele zu Guantanamo wird von der FR schon bald nach 
Bekanntwerden der ersten Bilder aus dem irakischen Gefängnis gezogen – noch 
bevor jene Memoranden1131 der Bush-Administration publik wurden, welche den 
                                                          
1130 Dietmar Ostermann, Entwürdigung mit System. In: FR vom 03.05.2004. 
1131 Anfang Juni 2004 erschien in der „Washington Post“ erstmals ein Artikel – vgl. Dana Priest/R. Jeffrey Smith, 
Memo Offered Justification for Use of Torture. In: Washington Post vom 08.06.2004 –, der aus einem Gutach-
ten des US-Justizministeriums zitiert, datierend vom 01.08.2002, in welchem der Begriff der Folter konträr zu 
früheren Definitionen etwa seitens der US-Armee vergleichsweise eng ausgelegt wird. Folter liege lt. dem von 
Assistant Attorney General Jay Bybee verfassten Memorandum erst dann vor, wenn der zu Verhörende „severe 
pain […] [that is] difficult for the victim to endure“ ausgesetzt sei. Und weiter: „Where the pain is physical, it 
must be of an intensity akin to that which accompanies serious physical injury such as death or organ failure. 
Severe mental pain requires suffering not just at the moment of infliction but it also requires lasting psychologi-
cal harm.“ Was im Umkehrschluss nichts anderes bedeutet, als dass jenen mit der Befragung von Terrorver-
dächtigen betrauten US-Beamten ein erhebliches Spektrum an „cruel, inhuman, or degrading“ Methoden offen 
steht, ohne dass bereits der Vorwurf der Folter erfüllt wäre. Doch Bybees Memorandum geht noch einen 
Schritt weiter – selbst der Einsatz solcher Verhörmethoden, die unter vorgenannter Definition zweifelsohne als 
Folter anzusehen sind, seien nicht zwangsläufig auch juristisch strafbar: „If a government defendant were to 
harm an enemy combatant during an interrogation […], he would be doing so in order to prevent further at-
tacks on the United States by the al Qaeda terrorist network.“ Entsprechend könne sich der handelnde Beamte 
zur Verteidigung auf sein Recht (bzw. das seines Landes) auf Selbstverteidigung berufen – vgl. Jay S. Bybee, 
Memorandum from the Assistant Attorney General to Alberto Gonzales, Counsel to the President, Re: Stand-
ards of Conduct for Interrogation under 18 U.S.C. §§ 2340-2340A, 01.08.2002, S. 46 (http://www.justice.gov/ 
olc/docs/memo-gonzales-aug2002.pdf; 01.04.2014). 
 Obgleich das Gutachten eigentlich für die CIA verfasst worden war – die wollte sich den Einsatz entsprechen-
der Verhörmethoden im Umgang mit Terrorverdächtigen juristisch absichern lassen –, lieferte Bybees Schrei-
ben praktisch auch die Grundlage für zwei weitere, später bekannt gewordene Memoranden, datierend vom 
02.12.2002 und 16.04.2003, in welchen US-Verteidigungsminister Rumsfeld die Anwendung harscher Verhör-
methoden in Guantanamo Bay autorisierte – vgl. William J. Haynes II, Action memorandum from the Defense 
Department General Counsel recommending that Defense Secretary Rumsfeld approve certain counter-
resistance techniques, 27.11.2002. Endorsed by Rumsfeld, 02.12.2002. In: Jaffer/Singh, Administration of Tor-
ture, S. A83; Jerald Phifer, Memorandum from the Lt. Col. to Maj. Gen. Michael Dunlavey, Re: Request for 
approval of counter-resistance strategies, 11.10.2002. In: ebd., S. A96-A97; Donald Rumsfeld, Memorandum 
from the Defense Secretary approving twenty-four interrogation techniques including „environmental manipu-
lation“, „sleep adjustment“, extended isolation, and „false flag“, 16.04.2003. In: ebd., S. A148-A153. Gerade das 
Memorandum vom 02.12.2002 enthält eine Reihe erniedrigender Maßnahmen wie 24-stündige Dauerverhöre, 
die Einnahme unnatürlicher Körperhaltungen („stress positions“), das Überziehen von Kapuzen („hooding“), 
die Entfernung der Kleidung der Gefangenen sowie die Ausnutzung individueller Phobien, etwa die Angst vor 
Hunden – allesamt Methoden, wie sie später auch in Abu Ghraib zum Einsatz kommen sollten. Denn obwohl 
die Memoranden des Verteidigungsministers zunächst nur für Guantanamo bestimmt waren, dienten sie auch 
andernorts als Vorlage für den Umgang mit Terrorverdächtigen. Im Irak etwa entfalteten sie v.a. seit dem Spät-
sommer 2003 ihre verheerende Wirkung, nachdem es den US-Truppen dort nicht gelungen war, die eskalieren-
de Anschlagsserie im Land unter Kontrolle zu bekommen. So beorderte das Pentagon Ende August 2003 Ge-
neralmajor Geoffrey Miller, zuvor Oberkommandierender von Guantanamo, in den Irak, um die Effizienz der 
dort angewandten Verhörmethoden zu verbessern. Millers Empfehlungen mündeten schließlich in einer An-
weisung des damaligen Oberbefehlshabers der Koalitionstruppen im Irak, Generalleutnant Ricardo S. Sanchez, 
datierend vom 14.09.2003, in welcher dieser den Einsatz von insgesamt 29 z.T. harschen Verhörmethoden be-
willigte – darunter bereits aus den Rumsfeld-Memos bekannte Varianten wie die Einnahme von „stress posi-
tions“ und die Ausnutzung der „Arab fear of dogs“ – vgl. Ricardo S. Sanchez, Interrogation directive issued by 
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Einsatz folterähnlicher Verhörmethoden autorisierten: „Wer mit dem Präzedenzfall 
auf Guantánamo die Gültigkeit der Genfer Konventionen für die USA in Frage 
stellt, der gibt die gesamte Befehlskette hinunter bis in die 372. Kompanie der Mili-
tärpolizei das Signal, dass die Ziele der Bush-Regierung alle Mittel heiligen. Die 
Übergriffe mögen Ausnahmen gewesen sein […]. Aber ihre Ursachen waren ‚sys-
tembedingt‘.“1132 
Ausgehend von der Annahme, dass die Misshandlungen in Abu Ghraib Me-
thode hatten, erkennt die FR von Anfang an eine politische Mitverantwortung der 
Bush-Administration am Skandal,1133 explizit fallen immer wieder die Namen Bushs 
und Rumsfelds. Am weitesten geht Knut Pries bei seiner Verteilung der Verantwor-
tung, wenn er in letzter Konsequenz das amerikanische Volk zur Rechenschaft 
zieht: „Natürlich haben Bush, Rumsfeld und Cheney sich nicht verschworen, Ge-
fangene zu malträtieren. Sie haben lediglich dafür gesorgt, dass es geschah. Die 
Schande trifft die ganze Regierung. Da diese den Feldzug nicht gegen den Wider-
stand ihres Volks unternommen hat, betrifft sie auch die Vereinigten Staaten von 
Amerika.“1134 Entsprechend fordert die FR auch nichts weniger als den Rücktritt 
der politisch Verantwortlichen ein, einschließlich des Verteidigungsministers und 
des Präsidenten.1135 
Kaum ist jedoch der erste Untersuchungsbericht zur Aufarbeitung des Skan-
dals nach dessen Bekanntwerden erschienen,1136 da zweifelt die FR auch schon am 
Willen des Verteidigungsministeriums, wirkliche Aufklärungsarbeit leisten zu wol-
len. Stattdessen ist von „Aufklärung mit Nebelkerzen“ die Rede,1137 später dann 
auch von „Vertuschung“.1138 Bis zuletzt steht die juristische Aufarbeitung Abu 
Ghraibs in der Kritik. So bemängelt die FR gleich mehrfach den Umstand, dass 
lediglich niederrangige Soldaten verurteilt wurden, derweil ihre Vorgesetzten da-
vongekommen seien.1139 
Vergleichsweise geringe Aufmerksamkeit widmet die FR dem deutschen Afghanis-
tan-Engagement im aktuellen Untersuchungszeitraum – andererseits war dieser 
auch in der zurückliegenden Phase praktisch kein Thema gewesen. Was immerhin 
                                                                                                                                                                                     
the Lt. Gen. authorizing interrogation methods beyond those endorsed by Army Field Manual 34-52. In: ebd., 
S. A231-A235. Vgl. ferner ebd., S. 1-44. 
1132 Rolf Paasch, Systematik des Versagens. In: FR vom 06.05.2004. 
1133 Vgl. u.a. Dietmar Ostermann, Entwürdigung mit System. In: FR vom 03.05.2004; Rolf Paasch, In der Logik des 
Desasters. In: FR vom 08.05.2004; Knut Pries, Markierung der Grenzen. In: FR vom 10.05.2004; Rolf Paasch, 
Die Bedeutung der Bilder. In: FR vom 13.05.2004; Dietmar Ostermann, Aufklärung mit Nebelkerzen. In: FR 
vom 26.08.2004. 
1134 Knut Pries, Markierung der Grenzen. In: FR vom 10.05.2004. 
1135 Rolf Paasch, In der Logik des Desasters. In: FR vom 08.05.2004. 
1136 Vgl. Final Report of the Independent Panel to Review DoD Detention Operations, August 2004. 
1137 Dietmar Ostermann, Aufklärung mit Nebelkerzen. In: FR vom 26.08.2004. 
1138 Ders., Muster der Vertuschung. In: FR vom 25.04.2005. 
1139 Vgl. u.a. Arnd Festerling, Eine Antwort, viele Fragen. In: FR vom 17.01.2005; Dietmar Ostermann, Muster der 
Vertuschung. In: FR vom 25.04.2005; Brigitte Kols, Schändlicher Missbrauch; in: FR vom 13.12.2008. 
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vermuten lässt, dass die grundsätzliche Ausrichtung der deutschen Afghanistan-
Politik im Sinne der FR erfolgt. Tatsächlich überwiegt in den wenigen Kommenta-
ren die Zustimmung zur Afghanistan-Mission. So begrüßt die FR die Entsendung 
zusätzlicher Soldaten nach Kundus zwecks Stationierung eines dortigen regionalen 
Wiederaufbauteams, gibt allerdings zugleich zu bedenken, dass dieser Schritt nur 
der „Anfang eines verstärkten Engagements“ sein könne und plädiert angesichts 
der „prekäre[n] Lage für die afghanische Bevölkerung“ für die Entsendung weiterer 
Bundeswehrsoldaten.1140 Entsprechend verteidigt sie auch die deutsche Truppen-
aufstockung – genau genommen handelt es sich um eine Ausreizung der im Bun-
destagsmandat festgelegten Obergrenze von 2250 Mann – des Jahres 2004: „Die 
deutschen Kontingente [werden] verstärkt – […] eine Besorgnis erregende Ent-
wicklung […]? Nein. Eine logische. Wer sich auf ein Engagement eingelassen hat, 
darf darin nicht nachlassen. Sonst kann er die Sache gleich verloren geben.“1141 
Sehr viel ausführlicher beschäftigt die FR hingegen nach wie vor die deutsche 
Irak-Politik. Nachdem sich abzuzeichnen beginnt, dass der Irak auch nach dem 
Sturz Husseins so schnell nicht zur Ruhe kommen wird, bekennt sich die FR zwar 
zum „gemeinsame[n] Interesse [Deutschlands und der USA], Irak vor dem drohen-
den Chaos zu bewahren“1142 – eine Position, die insbesondere Martin Winter unge-
achtet der weiteren Entwicklung im Irak stetig aufs Neue betonen wird.1143 Zu-
gleich jedoch hält sich ihre Bereitschaft, die Amerikaner im Irak umfassend zu un-
terstützen, in engen Grenzen. So bleibt Martin Winters Gedankenspiel mit deut-
schen Friedenstruppen unter UN-Mandat im Irak die Ausnahme.1144 Stattdessen 
herrscht die Überzeugung vor, dass sich die Bundeswehr aus dem Irak heraushalten 
sollte.1145 Sei es, um den Krieg nicht im Nachhinein politisch zu legitimieren; sei es, 
weil sich Amerika nicht für eine Einbindung der UN interessiere und keinerlei Mit-
sprache dulde. Vor allem aber deshalb nicht, weil ein Bundeswehreinsatz im Irak 
eine Politik unterstützen würde, welche die FR von Grund auf für falsch hält: „Der 
beste Grund, sich nicht in die US-Nachkriegsstrategie einbinden zu lassen, liegt da-
rin, dass sie nichts anderes ist als die Fortsetzung einer falschen Politik: einseitig 
militärisch geprägt, am Aufbau landesgemäßer gesellschaftlicher und politischer 
Strukturen so gut wie nicht interessiert und von einem Konzept für die ganze Regi-
on nicht flankiert.“1146 Später dann glaubt die FR, dass Deutschlands Beitrag zu ei-
                                                          
1140 Rolf Paasch, Kleine Schritte aus Kabul. In: FR vom 13.08.2003. 
1141 Thomas Kröter, Strucks Truppe. In: FR vom 31.03.2004. 
1142 Dietmar Ostermann, Neues Verhältnis zu den USA. In: FR vom 18.07.2003. 
1143 Vgl. u.a. Martin Winter, Europas Verantwortung. In: FR vom 12.09.2003; ders., Europas Rückkehr. In: FR 
vom 20.01.2004; ders., Strategie des Auswegs. In: FR vom 22.09.2004. 
1144 Ders., Die Chance im Desaster. In: FR vom 21.08.2003. 
1145 Vgl. u.a. Axel Vornbäumen, Washingtoner Nadelstich. In: FR vom 07.05.2003; Richard Meng, Operation „Ge-
teiltes Risiko“. In: FR vom 12.07.2003; ders., Eine Frage der Prinzipien. In: FR vom 23.08.2003; Stephan He-
bel, Helfen, nicht aushelfen. In: FR vom 05.09.2003; Richard Meng, Transatlantische Gefühle. In: FR vom 
27.02.2004. 
1146 Stephan Hebel, Helfen, nicht aushelfen. In: FR vom 05.09.2003. 
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ner Lösung des Irak-Konflikts vor allem darin bestehen sollte, mit diplomatischen 
Vermittlungsangeboten bei der Aussöhnung der verfeindeten Volksgruppen zu hel-
fen.1147 
Rückblickend aber erscheint vieles, was die FR in der zurückliegenden Unter-
suchungsphase an der deutschen Irak-Politik noch kritisiert hatte, jetzt in anderem 
Licht. Es überwiegt die Erleichterung darüber, dass die rot-grüne Bundesregierung 
unter Gerhard Schröder seinerzeit eine deutsche Beteiligung am Irak-Krieg ausge-
schlossen hatte: „Dass der Widerstand gegen die Intervention richtig war und wie 
richtig er war, zeigt sich […] bei jedem Tagesschau-Bericht aufs Neue. […] Schrö-
der mag keine Ahnung haben, was jetzt in Irak zu tun ist. Aber er wusste damals 
sehr genau, was nicht zu tun war. Das zählt.“1148 Allgemeiner Tenor – die jüngste 
Entwicklung im Zweistromland habe dem Kanzler Recht gegeben: „Die Entwick-
lung im Mittleren Osten seit dem Krieg hat die Haltung der rot-grünen Bundesre-
gierung in der Sache eindeutiger bestätigt, als der Kanzler seinerzeit vermuten 
konnte.“1149 
6.3.1.5. Zusammenfassung der dritten Phase 
Nach wie vor zeichnen die Kommentare der vier untersuchten deutschen Tageszei-
tungen ein recht heterogenes Bild der amerikanischen Außenpolitik. Noch immer 
lässt sich in Sachen Afghanistan am ehesten so etwas wie ein allgemeiner Konsens 
nachweisen. Während sich die Redaktionen in ihrer Beurteilung Guantanamos zu-
nehmend einig sind, bestehen die alten Differenzen beim Komplex Irak fort. Zu-
dem ist im aufziehenden Atomstreit mit Teheran noch ein weiterer, zumindest in 
Teilen nicht unumstrittener Themenbereich hinzugekommen. 
Afghanistan also bleibt bis auf Weiteres jenes Analysefeld, auf welchem sich am 
ehesten ein annähernd homogenes Bild herauskristallisiert. Obwohl SZ und „Welt“ 
noch immer diejenigen sind, die in ihrer Wortwahl pessimistischer klingen als ihre 
Pendants mit Sitz in Frankfurt, sind sich alle vier dahingehend einig, dass die jüngs-
ten Entwicklungen am Hindukusch in die falsche Richtung weisen. Zwar spricht 
nur die SZ explizit von einem drohenden Scheitern des Westens in Afghanistan, 
doch klingt ein solches Szenario auch beim Rest zumindest unterschwellig mit. 
Umgekehrt hat noch keine das Land am Hindukusch vollständig aufgegeben, denn 
anders lassen sich die übereinstimmenden Forderungen nach zusätzlichen Soldaten 
wohl nicht deuten. Dem entgegen steht die tatsächliche Reaktion der internationa-
len Staatengemeinschaft auf die sich verschlechternde Sicherheitslage im Land. Die 
eher zögerliche Ausweitung des ISAF-Mandats auf ganz Afghanistan in Verbin-
                                                          
1147 Martin Winter, Strategie des Auswegs. In: FR vom 22.09.2004. 
1148 Knut Pries, Ansprüche und Ressourcen. In: FR vom 18.09.2004. 
1149 Ders., Außen-Agenda gesucht. In: FR vom 31.12.2003. 
Phase 3: Vom Irak-Krieg bis zu den ersten freien irakischen Parlamentswahlen 297 
 
dung mit einer NATO-Strategie, die auf die Entsendung regionaler Wiederaufbau-
teams in die afghanischen Provinzen setzt, wird von allen als unzureichend betrach-
tet. Zwar gelten die PRTs gemeinhin als Schritt in die richtige Richtung, doch seien 
diese als alleinige Maßnahme zu wenig, um die Lage in Afghanistan doch noch zum 
Positiven zu wenden. Dabei behandelt nur die FR die amerikanische Afghanistan-
Strategie gesondert – schließlich ist es auch nur sie, die in erster Linie die Politik der 
Bush-Administration für das Erstarken der Taliban verantwortlich macht. 
In Sachen Irak hingegen setzen sich die alten Meinungsverschiedenheiten 
praktisch nahtlos fort. Zwar drücken alle vier, gerade auch die Kriegsgegner, mit 
Beginn der Angriffe auf Bagdad ihre Hoffnung auf ein schnelles Ende des Kon-
flikts – und damit auf einen raschen Sieg der Amerikaner – aus. Darüber hinaus 
aber wirkt sich insbesondere der Umstand, dass keine der vier Redaktionen von 
ihrer vormals getroffenen Beurteilung des Krieges abrücken mag, auf die weitere 
Kommentierung der Causa Irak aus. Dementsprechend sind es gerade SZ und FR, 
mithin also genau jene Redaktionen, die den Irak-Krieg zuvor am vehementesten 
abgelehnt haben, die jetzt die weitere Entwicklung im Zweistromland mit der größ-
ten Skepsis begleiten. Beide zögern nicht, die Lage im Irak schon bald nach Bushs 
erklärtem „Ende der Hauptkampfhandlungen“ wieder als „Guerillakrieg“ bezie-
hungsweise „Bürgerkrieg“ zu charakterisieren. Beide machen hierfür überdies, auch 
wenn sie die Methoden der Aufständischen missbilligen, die mangelhafte Nach-
kriegsplanung der Bush-Administration unmittelbar verantwortlich. Und beide 
verweisen regelmäßig darauf, dass es überhaupt erst die Irak-Politik Washingtons 
gewesen sei, die das Land zu einem Schlachtfeld des Terrorismus gemacht habe. 
Da passt es ins Bild, dass beide auch den Vorwurf erheben, Bush habe angesichts 
nichtauffindbarer irakischer Massenvernichtungswaffen bei seiner Kriegsbegrün-
dung gelogen. 
Nicht nur was den zuvor genannten Vorwurf der Lüge betrifft, weichen FAZ 
und „Welt“ in ihrer Einschätzung der Irak-Politik der Bush-Administration zum 
Teil erheblich von ihren Pendants ab. Während beide ihre unterschiedliche Positio-
nierung zum Irak-Krieg nicht revidieren, scheinen sie den Sturz des irakischen Dik-
tators doch in ungleich stärkerem Maße als Chance für eine Neuordnung des Iraks 
und möglicherweise auch der arabischen Welt zu begreifen. Dabei verschweigen 
weder FAZ noch „Welt“ die zunehmend prekärer werdende Sicherheitslage im 
Land, allerdings sind beide auffallend darum bemüht, die Entwicklung nicht als ei-
ne einseitig negative zu charakterisieren. Wo die FAZ lange zögert, mit Begriffen 
wie „Guerillakrieg“ zu operieren, ist „Die Welt“ zumeist versucht, die sich vor al-
lem im sunnitischen Dreieck ereignenden Anschläge als nicht repräsentativ für die 
Gesamtentwicklung im Zweistromland darzustellen. Beide würdigen zudem die 
zum Jahreswechsel 2003/04 in der Region zu beobachtenden Entwicklungen auf 
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anderen Krisengebieten – Stichworte Iran und Libyen – als Folge des amerikani-
schen Irak-Kriegs. Was sich bei der FAZ allerdings eher wie eine unvoreingenom-
mene und für eine Neubewertung des Krieges durchaus offene Herangehensweise 
liest – hierzu passt auch das insbesondere in den ersten Wochen und Monaten nach 
dem Sturz Husseins gezeigte Verständnis für die amerikanischen Beweggründe, in 
den Krieg gezogen zu sein –, gewinnt bei der „Welt“ schon bald einen unverkenn-
baren Rechtfertigungscharakter. Etwa, wenn sie nach dem Ausfall des wichtigsten 
amerikanischen Kriegsgrundes die nicht auffindbaren irakischen Massenvernich-
tungswaffen mit Husseins Menschenrechtsverletzungen zu substituieren sucht. 
In zwei Punkten herrscht dann allerdings wieder weitgehende Einigkeit vor – 
so erinnern alle vier, Kriegsbefürworter und -gegner gleichermaßen, an das gemein-
same Interesse von Amerikanern und Europäern an einem stabilen Irak. Alle vier 
plädieren dementsprechend für eine Beteiligung Europas am Nachkriegs-Irak, im-
merhin drei der vier können sich zumindest in den ersten Monaten nach Kriegsen-
de europäische Soldaten im Irak durchaus vorstellen. Nachdem sich diese Forde-
rung dann allerdings als nicht mehrheitsfähig herausgestellt hat, betonen alle vier 
ihre Überzeugung, dass Amerika den Irak jetzt nicht im Stich lassen dürfe – und 
warnen unisono vor den Folgen eines vorzeitigen Abzugs der US-Truppen. 
Uneinheitlich auch das Bild in Bezug auf den Iran. Zwar zeigen sich alle vier 
überzeugt davon, dass Teheran tatsächlich nach der Bombe strebt – die FR erst mit 
einiger Verzögerung –, auch wollen alle dem Anschein nach eine iranische Kern-
waffe unter allen Umständen verhindern. Unklar bleibt freilich, wie weit die jeweili-
gen Redaktionen dabei zu gehen bereit sind. Nur „Die Welt“ sympathisiert anfangs 
noch offen mit einem militärisch herbeizuführenden Regimewechsel im Iran – spä-
ter dann mag auch sie, wie schon die übrigen drei, nicht mehr an eine militärische 
Lösung glauben. Hier dürften die Erfahrungen der USA im Irak eine nicht zu un-
terschätzende Rolle gespielt haben. Andererseits stehen alle vier dem europäischen 
Ansatz, die Islamische Republik allein mit Angeboten locken zu wollen, mehr oder 
weniger skeptisch gegenüber. Gewisse Druckmittel müssten schon zum Einsatz 
kommen, so die einhellige Meinung, wobei ein gemeinsames Vorgehen von EU 
und USA die größten Erfolgsaussichten habe. Gleichwohl begreifen vor allem FAZ 
und FR die amerikanischen Drohungen mit einem Militärschlag eher als Teil des 
Problems denn als Mittel zu einem Einlenken Teherans. Fatalistisch hingegen gibt 
sich „Die Welt“ – mehrfach klingt bei ihr die Überzeugung durch, dass sich eine 
iranische Atombombe am Ende kaum verhindern lassen werde. 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase war Amerikas Umgang mit 
den Menschenrechten der in Guantanamo Inhaftierten ein äußert strittiges Thema ge-
wesen. Diese Kontroverse hat sich mittlerweile weitgehend erledigt – nahezu uni-
sono verurteilen die vier den Umstand, dass Amerika seine Terrorverdächtigen 
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noch immer ohne Anklage beziehungsweise Aussicht auf einen baldigen Prozess 
auf unbestimmte Zeit festhalte. Noch fordert zwar niemand explizit die Schließung 
Guantanamos, doch geht zumindest „Die Welt“ soweit, eine Umwandlung des La-
gers in ein allen rechtsstaatlichen Ansprüchen genügendes Gefängnis anzumahnen, 
was letztlich aufs Gleiche hinausliefe. Ungeachtet der in der Wortwahl zum Teil 
harschen Kritik aber nimmt bei allen die Beschäftigung mit Guantanamo nur sehr 
geringen Raum ein. 
Wesentlich umfangreicher erfolgt dann die Behandlung des Skandals rund um 
die Ende April/Anfang Mai 2004 bekannt gewordenen Fälle von Gefangenenmiss-
handlung in Abu Ghraib. Während sich die vier in der Verurteilung der Gescheh-
nisse einig sind, fällt die Beurteilung des Skandals durchaus unterschiedlich aus. So 
mag die FAZ bis zuletzt keine Systematik hinter den Vorfällen erkennen, warnt 
stattdessen vor vorschnellen Urteilen und ist darüber hinaus versucht, Abu Ghraib 
unter den Bedingungen eines asymmetrischen Krieges psychologisch zu erklären. 
Auch „Die Welt“ vermutet zunächst noch einzelne Individuen hinter den Miss-
handlungen, glaubt dann allerdings schon bald aufgrund der Vielzahl der bekannt 
gewordenen Fälle an ein System hinter dem Skandal. Nur SZ und FR bringen Abu 
Ghraib mit dem „Präzedenzfall“ Guantanamo in Verbindung und erkennen von 
Anfang an eine politische Verantwortung der Regierung Bush. Zusammen mit der 
„Welt“ kritisieren sie in der Folge immer wieder die mangelhaften Aufklärungsbe-
mühungen der Bush-Administration, welche lediglich die unteren Dienstgrade ver-
folge, während die FAZ das Thema Abu Ghraib, je länger der Skandal zurückliegt, 
zunehmend aus den Augen verliert. 
Anders als die weitgehende Einigkeit zum internationalen Afghanistan-
Engagement vermuten lässt, ist der deutsche Beitrag inzwischen keineswegs mehr 
unumstritten. Zwar wird der Bundeswehreinsatz kaum grundsätzlich in Frage ge-
stellt – einzige Ausnahme stellt die FAZ dar, wobei der entsprechende Kommentar 
auch bei ihr die Ausnahme bleibt –, doch erweist sich gerade die Ausweitung in die 
Provinz Kundus als äußerst umstrittene Maßnahme. Nur die FR begrüßt die Ent-
sendung; freilich unter der Prämisse, dass Kundus nur der Anfang eines deutlich 
umfassenderen Engagements sein könne. Die SZ hingegen zweifelt am strategi-
schen Sinn der Entsendung in den vergleichsweise ruhigen Norden des Landes. 
„Die Welt“ fürchtet aufgrund des geringen Umfangs des in die Provinz entsandten 
Wiederaufbauteams um die Sicherheit der Soldaten, derweil die FAZ die Bundes-
wehr zwischenzeitlich sogar lieber im Irak als im Norden Afghanistans eingesetzt 
sähe. 
Und damit steht sie keineswegs allein. Zumindest in den ersten Monaten nach 
offiziellem Kriegsende können sich alle vier – die FR gleichwohl nur in Ausnahme-
fällen – deutsche Soldaten als Teil einer potenziellen UN-Friedenstruppe für den 
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Irak durchaus vorstellen. Schließlich betonen alle vier Deutschlands Interesse an 
einem stabilen Irak, bei FAZ und „Welt“ kommt noch das explizit formulierte Ziel 
der Aussöhnung mit Washington hinzu. Beide halten auch deutlich länger, bis ins 
Jahr 2004 hinein, an dieser Forderung fest, wobei insbesondere „Die Welt“ die 
deutsche Haltung noch zusätzlich dahingehend kritisiert, dass Berlin den Ernst der 
Lage offenkundig nicht begriffen habe. Umgekehrt hebt nur die FR rückblickend 
mehrfach positiv hervor, wie richtig Schröder doch mit seiner Entscheidung lag, 
einen Krieg im Irak abgelehnt zu haben. 
6.3.2. Analyse amerikanischer Tageszeitungen 
6.3.2.1. New York Times 
Mit zunehmender Besorgnis registriert die „NY Times“ die ausbleibenden Fort-
schritte bei der Stabilisierung respektive beim Wiederaufbau Afghanistans. Was dabei 
zunächst noch nach lösbaren Versäumnissen klingt, die es aufzuarbeiten gelte,1150 
gewinnt angesichts sich neu formierender Taliban schon bald eine andere Dimensi-
on. Erstmals deutet die „Times“ die sehr reale Möglichkeit eines Scheiterns der 
westlichen Bemühungen um Afghanistan an: „There is a very real risk that soon, 
Afghanistan may once again turn into a sanctuary and training ground for Al Qaeda 
and other international terrorists.“1151 
Dafür, dass es derart schlecht um das Land steht, macht die „Times“ in erster 
Linie die Politik der Bush-Administration verantwortlich.1152 Diese habe, so der 
Vorwurf, zu wenig Truppen für Afghanistan bereitgestellt und sich lediglich auf 
Kampfeinsätze konzentriert; die so wichtige Aufgabe des Nation-Buildings jedoch 
lieber anderen überlassen.1153 Vereinzelt war diese Kritik bereits in der zurücklie-
genden Untersuchungsphase laut geworden, allerdings nicht annähernd mit der 
gleichen Intensität. Zumal die „Times“ entsprechende Versäumnisse jetzt stets im 
Zusammenhang mit dem gewollten Krieg der Bush-Administration im Irak sieht: 
„NATO members have a right to complain that on the issue of American troops,  
  
                                                          
1150 „Many of America’s promises about rebuilding Afghanistan have yet to be realized.“ A Job Half-Done in Af-
ghanistan. In: NY Times vom 15.05.2003. – „Afghanistan remains a long way from recovery and stability.“ Be-
lated Help for Afghanistan. In: NY Times vom 09.08.2003. 
1151 High Risks in Afghanistan. In: NY Times vom 17.11.2003. 
1152 „The alarming state of affairs is not mainly the result of […] bad luck. It flows from a succession of bad Amer-
ican policy decisions.“ Ebd. – „President Bush is largely responsible for this situation.“ A Threatened Afghani-
stan. In: NY Times vom 15.07.2004. 
1153 Vgl. u.a. Endangered Peace in Afghanistan. In: NY Times vom 03.09.2003; High Risks in Afghanistan. In: NY 
Times vom 17.11.2003; A Threatened Afghanistan. In: NY Times vom 15.07.2004. 
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Washington has shortchanged Afghanistan. That is yet another disastrous conse-
quence of President Bush’s decision to divert military forces from the real front in 
the war against terrorism, sending them [instead] to invade Iraq.“1154 
Trotzdem verlangt die „Times“ dort, wo sie konkret wird, von Washington 
lediglich eine Erhöhung der Hilfsgelder.1155 Mehr US-Truppen für Afghanistan 
werden hingegen nirgends explizit gefordert; wohl auch, weil die „Times“, je länger 
sich der Irak-Krieg hinzieht, längst eine Überlastung der US-Armee diagnostiziert 
hat.1156 So spricht sie sich etwa ausdrücklich gegen eine Ausweitung amerikanischer 
Kampfeinsätze aus, auch wenn sie dieses in erster Linie mit der Vermeidung ziviler 
Opfer begründet.1157 
Weshalb einmal mehr alle Hoffnungen für eine Aufstockung der ISAF-
Schutztruppe auf den Schultern der übrigen NATO-Mitgliedsstaaten ruhen – hier 
müssten nach Einschätzung der „Times“ schließlich noch ausreichend Ressourcen 
vorhanden sein: „Although NATO’s European members count hundreds of thou-
sands of troops among them, they have contributed well under 5,000 troops to the 
Afghanistan force […]. That is not enough to do the job.“1158 Ausdrücklich ausge-
nommen von dieser Kritik übrigens die Bundesrepublik, deren Kontingentstärke 
vielmehr als lobenswerte Ausnahme hervorgehoben wird. Darüber hinaus aber 
bleibt die Ausweitung des NATO-Einsatzes auf ganz Afghanistan eine regelmäßig 
wiederkehrende Forderung der „Times“.1159 
Noch bevor die ersten US-geführten Militäroperationen zum Sturz des irakischen 
Diktators angelaufen waren, hatte die „Times“ deutlich gemacht, dass es nicht die 
Kriegsentscheidung selbst war, an der sie sich störte – Husseins kontinuierliche 
Verstöße gegen UN-Auflagen und die damit verbundene Weigerung, sich vollstän-
dig entwaffnen zu lassen, waren ihr Grund genug für einen Einmarsch im Irak ge-
wesen. Vielmehr hatte sie Bush angelastet, sich nicht hinreichend um eine große 
internationale Koalition für einen Regimewechsel in Bagdad bemüht zu haben; mit 
der Folge, dass die USA jetzt mit Ausnahme einiger weniger Verbündeter nahezu 
allein agierten. Nicht, dass die „Times“ jemals eine militärische Niederlage der Ver-
einigten Staaten befürchtet hätte, wohl aber galt ihr Interesse einer möglichst brei-
ten Koalition, um die Lasten des Wiederaufbaus besser verteilen zu können. 
                                                          
1154 NATO Falls Short in Afghanistan. In: NY Times vom 26.06.2004. Vgl. ferner High Risks in Afghanistan. In: 
NY Times vom 17.11.2003; State of the Union. Abroad. In: NY Times vom 21.01.2004; A Threatened Af-
ghanistan. In: NY Times vom 15.07.2004. 
1155 Vgl. u.a. Belated Help for Afghanistan. In: NY Times vom 09.08.2003; Endangered Peace in Afghanistan. In: 
NY Times vom 03.09.2003; High Risks in Afghanistan. In: NY Times vom 17.11.2003. 
1156 Vgl. u.a. NATO Falls Short in Afghanistan. In: NY Times vom 26.06.2004. 
1157 A Threatened Afghanistan. In: NY Times vom 15.07.2004. 
1158 NATO Falls Short in Afghanistan. In: NY Times vom 26.06.2004. 
1159 Vgl. u.a. A Threatened Afghanistan. In: NY Times vom 15.07.2004; Now, Afghanistan Needs a Parliament. In: 
NY Times vom 08.12.2004. 
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Entsprechend stellt sich die „Times“ mit Beginn der Operation „Iraqi Free-
dom“ auch noch einmal hinter die proklamierten Kriegsziele der Bush-
Administration,1160 nur um im Anschluss wiederholt ihre Besorgnis darüber zum 
Ausdruck zu bringen, inwieweit die US-Regierung tatsächlich über den Sturz Hus-
seins hinaus geplant habe.1161 Diese Sorge erfährt durch die nach dem Fall Bagdads 
im irakischen Machtvakuum einsetzenden Plünderungen neue Nahrung und er-
scheint ihr noch vor dem offiziellen „Ende der Hauptkampfhandlungen“ als Ge-
wissheit: „It’s abundantly clear that the Bush administration did a better job of 
planning the war than preparing the peace. Iraq today is an ungoverned jumble.“1162 
Dieser Eindruck, verbunden mit der Vorstellung, dass der Wiederaufbau oh-
nehin von Washington allein nicht zu bewerkstelligen sei,1163 sorgt dann dafür, dass 
sich die „Times“ noch zu Kriegszeiten für eine Rückkehr der Vereinten Nationen 
in den Irak ausspricht. Dabei ist sie zu weitreichenden Zugeständnissen bereit, im-
merhin möchte die „Times“ den UN eine „Führungsrolle“ in der Übergangsregie-
rung einräumen: „The U.N. should become the overall trustee of Iraqi sovereignty 
in the period before Iraqis themselves resume control.“1164 Begründet wird diese 
Forderung zunächst ganz allgemein mit jener zusätzlichen Legitimität, welche nur 
die Vereinten Nationen der US-Besatzung verleihen könnten,1165 als auch mit der 
Hoffnung darauf, dass eine entsprechende Rolle für die Weltorganisation dem Ein-
druck vieler Araber entgegenwirke, Amerika betätigte sich im Irak lediglich als Ko-
lonialmacht.1166 Später dann, knapp zweieinhalb Monate nach dem „Ende der 
Hauptkampfhandlungen“ und nachdem die „Times“ eine sich „erheblich ver-
schlechternde“ („badly deteriorating“) Sicherheitslage im Irak ausgemacht hat, 
rückt dann vor allem die leichtere Akquirierung internationaler Friedenstruppen für 
das Land in den Vordergrund ihrer Argumentation: „The pressure on American 
[…] troops can […] be eased by bringing in significant peacekeeping forces from 
other countries, including many not involved in the war. That will be accomplished 
more easily once Washington embraces a more substantial role for the United Na- 
  
                                                          
1160 „This is now […] a war with two missions: disarming Iraq and then transforming it into a free and hopeful 
society. That second goal is also an end everyone would like to see.“ The War Begins. In: NY Times vom 
20.03.2003. 
1161 Vgl. u.a. Second-Guessing the War. In: NY Times vom 02.04.2003; War and Peace. Anarchy in the Streets. In: 
NY Times vom 12.04.2003; Washington’s Man in Baghdad. In: NY Times vom 22.04.2003; A Long Way From 
Victory. In: NY Times vom 02.05.2003; Free Fall in Baghdad. In: NY Times vom 08.05.2003. 
1162 Washington’s Man in Baghdad. In: NY Times vom 22.04.2003. 
1163 „Winning the peace, and turning Iraq from tyranny to democracy, may be more difficult than waging the war. It 
is not a job Washington can do alone.“ After the War. In: NY Times vom 08.04.2003. 
1164 A Role for the U.N. in Iraq’s Future. In: NY Times vom 28.03.2003. 
1165 Vgl. u.a. Lifting Sanctions on Iraq. In: NY Times vom 19.04.2003; After the War. In: NY Times vom 
08.04.2003; Defining the U.N. Role in Iraq. In: NY Times vom 10.05.2003. 
1166 A Role for the U.N. in Iraq’s Future. In: NY Times vom 28.03.2003. 
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tions.“1167 Umgekehrt wächst die Kritik an Washingtons „Lone Ranger ap-
proach“,1168 verbunden mit der mehrfachen Aufforderung, den „ideologischen Wi-
derstand“ gegen eine stärkere Beteiligung der UN endlich aufzugeben.1169 
Dabei scheint die „Times“ lange Zeit von der Vorstellung auszugehen, dass 
Amerikas Verbündete nur darauf warteten, im Irak auszuhelfen, sofern Präsident 
Bush denn im UN-Sicherheitsrat auf sie zugehe. So ist beispielsweise noch Mitte 
September 2003 von rund 30 000 zusätzlichen europäischen Soldaten die Rede, die 
im Fall einer neuen UN-Resolution bereitständen, im Irak auszuhelfen.1170 Einen 
ersten Dämpfer scheinen diese Hoffnungen dann zwar rund um die Verhandlun-
gen zur Verabschiedung von Resolution 1511 erhalten zu haben,1171 zumal auch in 
deren Folge keine zahlenmäßig relevanten Truppenverbände aus dem Ausland da-
zugekommen sind, um im Zweistromland auszuhelfen. Und dennoch verortet sie 
das größte Hindernis für eine Internationalisierung des Konflikts auch weiterhin in 
Washington. Noch anderthalb Monate vor der Übertragung der Souveränität an 
eine irakische Übergangsregierung klingt diese Vorstellung durch, wenn es heißt: 
„Over time, if the administration is finally ready to accept international oversight 
and a real measure of Iraqi sovereignty, Americans may see […] increased peace-
keeping help from other nations.“1172 Erst als sich auch sechs Wochen nach der 
Einigung auf Resolution 15461173 noch immer kein Staat dazu bereit erklärt hat, der 
Entsendung von Soldaten zum Schutz der irakischen UN-Mission zuzustimmen, 
scheint die „Times“ ihre Hoffnungen auf eine baldige Internationalisierung aufzu-
geben; ja äußert sie überhaupt erstmals deutliche Kritik an der Verweigerungshal-
tung speziell jener europäischer Staaten wie Frankreich und Deutschland, die an-
sonsten stets eine größere Rolle der Vereinten Nationen einforderten.1174 
Dabei ist es nicht allein die mangelhafte Unterstützung der Verbündeten, für 
die die „Times“ die Bush-Administration primär in der Verantwortung sieht. Zu-
mindest in den ersten Monaten nach dem Sturz Husseins werden die Probleme im 
Nachkriegs-Irak ganz konkret der US-Regierung angelastet;1175 auch die Klagen 
                                                          
1167 A Troubled Occupation in Iraq. In: NY Times vom 10.07.2003. 
1168 A Six-Month Revival Plan for Iraq. In: NY Times vom 24.08.2003. 
1169 Vgl. Rebuilding Iraq With Iraqis. In: NY Times vom 29.06.2003; The Baghdad Bombing. A Mission Imperiled. 
In: NY Times vom 20.08.2003. 
1170 „A new U.N. resolution could add perhaps an additional 30,000 [troops] from Western Europe.“ Paying the 
Bills for Iraq. In: NY Times vom 10.09.2003. 
1171 „The United States cannot expect much additional help from other countries.“ An Overstretched Army in Iraq. 
In: NY Times vom 05.10.2003. 
1172 America Adrift in Iraq. In: NY Times vom 15.05.2004. 
1173 Vgl. Resolution 1546 des UN-Sicherheitsrates, 08.06.2004 (http://www.un.org/depts/german/sr/sr_03-04/ 
sr1546.pdf; 01.04.2014). 
1174 The U.N. Plays Catch-Up in Iraq. In: NY Times vom 20.07.2004. 
1175 „Many of today’s problems in Iraq can be traced to the Bush administration’s tendency to credit what it wants 
to believe rather than more realistic accounts. It […] underestimated the potential for chaos in a country that 
had endured years of war, sanctions and dictatorship, and misjudged the patience of the Iraqi people for putting 
up with postwar disruptions and an occupying army.“ White House Fantasies on Iraq. In: NY Times vom 
14.08.2003. 
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über eine zu knapp bemessene Truppenstärke1176 sowie der Umstand, dass der Irak 
überhaupt erst infolge des Einmarsches zu einem „Magneten für Terroristen“ wur-
de,1177 gehören hierher. Erst ein Jahr nach Kriegsbeginn macht die „Times“ deut-
lich, dass eine Stabilisierung des Zweistromlandes auch ganz wesentlich von den 
Irakern selbst abhänge.1178 
Während die „Times“, wie erwähnt, große Hoffnungen in eine Internationali-
sierung des Nachkriegs-Irak setzt, sieht sie doch in erster Linie die Vereinigten 
Staaten selbst in der Pflicht, ihren Teil zur Verbesserung der Lage beizutragen: 
„Having declared that America’s security depended on regime change in Iraq, Mr. 
Bush must now see the job through to a successful conclusion.“1179 Entsprechend 
fordert sie die Bush-Administration dazu auf, zusätzliche Truppen in den Irak zu 
entsenden, insbesondere nachdem die Welle der Gewalt mit dem Anschlag auf das 
UN-Hauptquartier in Bagdad am 19.08.2003 einen ersten Höhepunkt erreicht 
hat.1180 Schon bald jedoch – gerade erst hatte die „Times“ die Möglichkeit eines 
amerikanischen Scheiterns im Irak angedeutet1181 – verändert sich die Tonlage. 
Noch im September 2003 erscheint erstmals eine ausdrückliche Warnung vor ei-
nem überstürzten, weil möglicherweise durch die Präsidentschaftswahlen 2004 be-
einflussten, US-Truppenabzug aus dem Irak.1182 Entsprechende Warnungen wird 
die „Times“ künftig noch häufiger wiederholen.1183 Zugleich mehren sich die Ap-
pelle, das Land an Euphrat und Tigris noch nicht aufzugeben.1184 Weil die „Times“ 
aber gleichzeitig ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck bringt, dass die Bush-
Administration offensichtlich über keine langfristige Exit-Strategie aus dem Irak 
verfüge,1185 lässt sich ihre Position in der Summe in etwa wie folgt umschreiben: 
Abzug aus dem Irak so bald wie möglich, aber so spät wie nötig. Dieser Zeitpunkt 
rückt in der Folge allerdings in immer weitere Ferne. So taucht zum Jahresende 
                                                          
1176 Vgl. u.a. Donald Rumsfeld Should Go. In: NY Times vom 07.05.2004; When Soldiers Say No. In: NY Times 
vom 19.10.2004. 
1177 The Baghdad Bombing. A Mission Imperiled. In: NY Times vom 20.08.2003. 
1178 Four Deaths in Falluja. In: NY Times vom 02.04.2004. 
1179 A Troubled Occupation in Iraq. In: NY Times vom 10.07.2003. 
1180 Vgl. u.a. The Baghdad Bombing. A Mission Imperiled. In: NY Times vom 20.08.2003; A Six-Month Revival 
Plan for Iraq. In: NY Times vom 24.08.2003. 
1181 „America has not yet lost the peace in Iraq, but it could in the next six months if the Iraqi people do not see 
concrete benefits from the American occupation.“ A Six-Month Revival Plan for Iraq. In: NY Times vom 
24.08.2003. 
1182 The Unsustainable Policy on Iraq. In: NY Times vom 14.09.2003. 
1183 Vgl. u.a. Difficult Days in Iraq. In: NY Times vom 04.11.2003; Iraq Policy in Crisis. In: NY Times vom 
13.11.2003; Iraq Goes Sour. In: NY Times vom 16.11.2003; A Stronger Force in Iraq. In: NY Times vom 
25.04.2004. 
1184 „There are still good reasons to maintain America’s commitment in Iraq.“ The President’s Speech. In: NY 
Times vom 08.09.2003. – „We may, in the end, find that the task Mr. Bush has laid out for the brave men and 
women in the military […] is simply impossible to achieve. But we have not reached that point. This is not the 
moment for retreat.“ A Stronger Force in Iraq. In: NY Times vom 25.04.2004. 
1185 Vgl. u.a. Presidential Character. In: NY Times vom 09.09.2003; Paying the Bills for Iraq. In: NY Times vom 
10.09.2003; Difficult Days in Iraq. In: NY Times vom 04.11.2003; Friends Missing in Action. In: NY Times 
vom 08.04.2004; The Story Line in Iraq. In: NY Times vom 11.04.2004; America Adrift in Iraq. In: NY Times 
vom 15.05.2004. 
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2004, nachdem auch die „Times“ nicht mehr länger mit zusätzlichen internationa-
len Truppen für den Irak rechnet, die Forderung nach einer amerikanischen Trup-
penaufstockung von Neuem auf.1186 Längst ist eine demokratische Neuordnung des 
Irak auch nicht mehr das Primärziel, schon eine Stabilisierung desselben gilt ihr 
nunmehr als Erfolg. 
Ungeachtet aller Kritik an Washingtons Irak-Politik zeigt die „Times“ auch 
Ansätze zur Selbstkritik. Während sie die gesamte Untersuchungsphase hindurch 
immer wieder daran erinnert, die Kriegsentscheidung der Bush-Administration 
mangels ausreichend internationaler Unterstützung nicht mitgetragen zu haben,1187 
deutet sie rund anderthalb Jahre nach Beginn des amerikanischen Waffengangs am 
Golf an, in ihrer Ablehnung möglicherweise nicht weit genug gegangen zu sein: „By 
the time the nation was on the brink of war, we did conclude that whatever the risk 
of Iraq’s weaponry, it was outweighed by the damage that could be done by a pre-
emptive strike against a Middle Eastern nation that was carried out in the face of 
wide international opposition. If we had known that there were probably no un-
conventional weapons, we would have argued earlier and harder that invading Iraq 
made no sense.“1188 Zuvor hatte sie bereits in Bezug auf ihren redaktionellen Teil 
eingeräumt, einer Reihe irakischer Exilanten aufgesessen zu sein und deren Motive 
nicht hinreichend hinterfragt beziehungsweise kritische Gegenstimmen nicht an 
ähnlich prominenter Stelle im Blatt publiziert zu haben.1189 
Die nicht auffindbaren irakischen Massenvernichtungswaffen sind dann auch 
der Hauptgrund, weshalb die „Times“ zum Jahrestag der Invasion am Golf den 
Irak-Krieg insgesamt – sowie indirekt natürlich auch die zuvor verfolgte Blattlinie – 
in Frage stellt: „It’s nonetheless important to remember that none of this might 
have happened if we had known then what we know now. No matter what the 
president believed about the long-term threat posed by Saddam Hussein, he would 
have had a much harder time selling this war of choice to the American people if 
they had known that the Iraqi dictator had been reduced to a toothless tiger by the 
first Persian Gulf war and by United Nations weapons inspectors.“1190 Dies war 
nicht immer so gewesen. Noch unmittelbar nach dem Sturz Husseins hatte sie die 
Bush-Administration in Sachen irakischer Massenvernichtungswaffen ausdrücklich 
in Schutz genommen und vor vorschellen Schlüssen gewarnt.1191 Je länger freilich 
                                                          
1186 Vgl. u.a. More Troops for Iraq. In: NY Times vom 08.11.2004; Saving Iraq’s Election. In: NY Times vom 
06.12.2004; Grim Realities in Iraq. In: NY Times vom 22.12.2004. 
1187 Vgl. u.a. A Bloody Peace in Iraq. In: NY Times vom 21.07.2003; Friends Missing in Action. In: NY Times vom 
08.04.2004; A Stronger Force in Iraq. In: NY Times vom 25.04.2004; A Pause for Hindsight. In: NY Times 
vom 16.07.2004. 
1188 A Pause for Hindsight. In: NY Times vom 16.07.2004. 
1189 The Times and Iraq. In: NY Times vom 26.05.2004. 
1190 One Year After. In: NY Times vom 19.03.2004. 
1191 „There may be good reasons for coming up dry so far. The Iraqis were experts at hiding forbidden materials, 
and it could take some time to find secret storage and manufacturing sites in a nation that is the size of Califor-
nia.“ The Quest for Illicit Weapons. In: NY Times vom 18.04.2003. 
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die Suche der amerikanischen Waffeninspekteure ergebnislos verläuft, desto stärker 
wachsen auch bei ihr die Zweifel an der Existenz besagter Waffensysteme.1192 Hatte 
die „Times“ zunächst noch für eine Rückkehr der UN-Waffeninspekteure in den 
Irak plädiert, weil sie den Experten der Weltorganisation eine höhere Glaubwür-
digkeit als den eigenen beimaß,1193 so rücken derlei Forderungen mit dem Ausblei-
ben nennenswerter Funde verständlicherweise in den Hintergrund. Geht doch die 
größte Gefahr für Washingtons Glaubwürdigkeit, um die sich die „Times“ jetzt 
zunehmend besorgt zeigt,1194 nicht von der aktuellen Arbeit der US-
Waffeninspekteure im Irak aus – sondern von den offensichtlich falschen Annah-
men im Vorfeld des Krieges. 
In der Frage, wie es zu derart fehlerhaften Einschätzungen der irakischen Be-
drohung überhaupt kommen konnte und welche Rolle die Bush-Administration 
dabei gespielt hat, ist die „Times“ darum bemüht, zwischen den unterschiedlichen 
Kriegsbegründungen zu differenzieren. Spät erst bezichtigt sie die US-Regierung, 
gelogen zu haben, und dies auch nur hinsichtlich der vermeintlichen Verbindung 
Husseins mit al-Qaida; die Bedrohung durch irakische Massenvernichtungswaffen 
wird hiervon sogar ausdrücklich ausgenommen: „While it’s possible that Mr. Bush 
and his top advisers really believed that there were chemical, biological and nuclear 
weapons in Iraq, they should have known all along that there was no link between 
Iraq and Al Qaida. No serious intelligence analyst believed the connection 
existed.“1195 Stattdessen betont die „Times“, wie plausibel die Existenz besagter 
Waffen gewesen sei,1196 gerade auch in Hinblick auf Husseins eigenes Verhalten. 
Eher schon glaubt sie an ein Versagen der Geheimdienste.1197 Nur allmählich räumt 
die „Times“ die Möglichkeit ein, dass zu den falschen Geheimdiensterkenntnissen 
möglicherweise auch ein gewisser Druck von oben gekommen sei.1198 Bis auf Wei-
teres bezichtigt sie die US-Regierung allerdings nicht der Lüge, sondern vielmehr 
der wissentlichen Übertreibung: „The common thread here is that the Bush admi- 
  
                                                          
1192 Vgl. u.a. Assessing the Weapons Search. In: NY Times vom 26.04.2003; Iraq’s Mobile Laboratories. In: NY 
Times vom 13.05.2003; Was the Intelligence Cooked? In: NY Times vom 08.06.2003. 
1193 Vgl. u.a. The Quest for Illicit Weapons. In: NY Times vom 18.04.2003; Banishing Hans Blix. In: NY Times 
vom 23.04.2003; Assessing the Weapons Search. In: NY Times vom 26.04.2003; Defining the U.N. Role in 
Iraq. In: NY Times vom 10.05.2003; Iraq’s Mobile Laboratories. In: NY Times vom 13.05.2003; The Bioweap-
ons Enigma. In: NY Times vom 01.06.2003. 
1194 Vgl. u.a. The Quest for Illicit Weapons. In: NY Times vom 18.04.2003; Reviewing the Intelligence on Iraq. In: 
NY Times vom 26.05.2003; Was the Intelligence Cooked? In: NY Times vom 08.06.2003. 
1195 The Plain Truth. In: NY Times vom 17.06.2004. 
1196 „We cannot in hindsight blame the administration for its original conclusions. They were based on the best 
intelligence available, which had led the Clinton administration before it and the governments of allied nations 
to reach the same conclusion.“ The Failure to Find Iraqi Weapons. In: NY Times vom 26.09.2003. 
1197 Vgl. u.a. The Faulty Weapons Estimates. In: NY Times vom 11.01.2004; Mr. Cheney, Meet Mr. Kay. In: NY 
Times vom 27.01.2004; Testing Two Leaders. George Bush. In Denial. In: NY Times vom 29.01.2004. 
1198 Vgl. u.a. Intelligence on the Eve of War. In: NY Times vom 01.02.2004; A New Intelligence Panel. In: NY 
Times vom 03.02.2004; The Intelligence Commission. In: NY Times vom 07.02.2004 
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nistration took unlikely worst-case scenarios and inflated them drastically to justify 
an immediate invasion without international support.“1199 Dies mag ein kleiner Un-
terschied sein, aber gewiss kein unwesentlicher. 
Nur wenige Wochen, nachdem Inspekteure der Internationalen Atomenergiebe-
hörde erstmals die lange Zeit geheim gehaltene iranische Urananreicherungsanlage 
in Natanz betreten haben, äußert die „Times“ ernste Zweifel am wirtschaftlichen 
Nutzen der Einrichtung und stellt ein Atomwaffenprogramm Irans zumindest als 
realistische Option dar: „Iran claims that it has no nuclear weapons ambitions and 
that its nuclear programs are for civilian energy needs. Given the country’s oil and 
gas riches […], there are good reasons to think otherwise.“1200 Eine ähnliche 
Sprachregelung wird auch künftig zur Anwendung kommen; etwa, wenn die  
„Times“ iranische Angaben, denen zufolge das umstrittene Atomprogramm aus-
schließlich zivilen Zwecken diene, als „unglaubwürdig“ zurückweist.1201 Noch bis 
Ende 2004 vermeidet sie es, iranische Pläne zum Bau einer Atomwaffe als Tatsache 
darzustellen; derartiges wird zwar stets impliziert,1202 jedoch lange Zeit nicht explizit 
formuliert. Es liegt die Vermutung nahe, dass dies die Folge der im Irak gemachten 
Erfahrungen hinsichtlich dessen nie gefundener Massenvernichtungswaffen ist. So 
ist es schon Ende Januar 2005, als die „Times“ jedwede Zurückhaltung aufgibt und 
in aller Deutlichkeit das bis dato Unausgesprochene feststellt: „There is no question 
that Iran has been covertly developing the capacity to build nuclear weapons.“1203 
Die Zurückhaltung, welche die „Times“ bei der Beschreibung der iranischen 
Absichten an den Tag legt, entspricht jedoch zu keinem Zeitpunkt der Dringlich-
keit, mit der sie das Atomprogramm der Mullahs behandelt. Mehrfach charakteri-
siert sie dieses als eine „Bedrohung für Frieden und Sicherheit in der Welt“;1204 
auch macht sie deutlich, dass eine iranische Kernwaffe unter gar keinen Umständen 
akzeptabel sei: „Neither Europe nor America can afford to wake up one day to dis-
cover that Iran is quitting the nonproliferation treaty and building [nuclear] wea-
pons.“1205 Schließlich gehen ihr die jeweils von den Europäern ausgehandelten Ver-
einbarungen mit dem Iran, sowohl die „Teheraner Erklärung“ vom Oktober 2003  
  
                                                          
1199 Distorting the Intelligence. In: NY Times vom 17.02.2004. 
1200 Iran’s Nuclear Ambitions. In: NY Times vom 14.03.2004. 
1201 Vgl. u.a. Unraveling Iran’s Nuclear Secrets. In: NY Times vom 09.05.2003; Iran’s Nuclear Menace. In: NY 
Times vom 25.11.2003. 
1202 Bspw. mit Formulierungen wie „It is fair to presume that Iran means to use the centrifuges to produce bomb 
fuel.“ Iran’s Nuclear Challenge. In: NY Times vom 04.08.2004. 
1203 Military Rumblings on Iran. In: NY Times vom 27.01.2005. 
1204 Vgl. u.a. The Iranian Nuclear Challenge. In: NY Times vom 22.06.2004; Iran’s Nuclear Challenge. In: NY 
Times vom 04.08.2004. 
1205 Indispensable Allies on Iran. In: NY Times vom 14.08.2004. 
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als auch das „Pariser Abkommen“ vom November 2004, nicht weit genug: Teheran 
müsse nicht nur seine Urananreicherung aussetzen, sondern vielmehr vollständig 
einstellen, so die mehrfache Forderung der „Times“.1206 
Dabei setzt die Redaktion von Anfang an auf einen multilateralen Ansatz1207 – 
nur ein gemeinsames Vorgehen von Amerika und Europa habe Aussicht auf Er-
folg, glaubt sie und verweist nicht von ungefähr auf die jüngsten Erfahrungen im 
Irak.1208 Während sie ziemlich genaue Vorstellungen davon hat, wie mit Teheran zu 
verfahren sei – Einschaltung des UN-Sicherheitsrates und für den Fall, dass der 
Iran nicht einlenkt, Verhängung von Sanktionen1209 –, steht sowohl die konkrete 
Politik Europas als auch diejenige der Bush-Administration zunehmend in der Kri-
tik. Zwar lässt die „Times“ zunächst durchaus gewisse Sympathien für den europäi-
schen Ansatz erkennen, allein mit Anreizen zu operieren, da sie noch immer die 
reelle Chance sieht, dass sich in Teheran die Pragmatiker und nicht die Hardliner 
durchsetzen.1210 Doch spätestens in der zweiten Jahreshälfte 2004 ist es mit der 
Geduld der „Times“ vorbei. Obwohl sie noch immer gewillt ist, den Europäern 
eine letzte Verhandlungsrunde im Atomstreit einzuräumen,1211 porträtiert sie diese 
jetzt zunehmend als zu zögerlich im Umgang mit Teheran: „Iran has a long history 
of cheating on its nuclear nonproliferation obligations, and Europe has a history of 
refusing to draw the line. Both need to demonstrate greater wisdom in the months 
ahead.“1212 
Umkehrt fällt das Urteil über Washingtons Politik kaum besser aus. Nicht ge-
nug damit, dass die „Times“ wie schon in der Causa Afghanistan so auch hier auf 
die ausgesprochen kontraproduktiven Folgen des Irak-Krieges verweist, welcher 
den Handlungsspielraum der USA massiv eingeschränkt habe: „The government in 
Tehran has clearly concluded that it has little to fear for now from an American 
government whose diplomatic credibility has been damaged and whose military 
capacities have been stretched by the war in Iraq.“1213 Auch die von Teilen der 
Bush-Administration präferierte militärische Konfrontation über Teherans Atom-
programm steht jetzt zunehmend in der Kritik. Während die „Times“ anfangs le-
diglich den Zeitpunkt für verfehlt hält, um Teheran militärisch zu drohen,1214 
                                                          
1206 Vgl. u.a. Encouraging Words From Iran. In: NY Times vom 22.10.2003; In Search of Nuclear Control. In: NY 
Times vom 12.11.2003; Iran Blinks. In: NY Times vom 17.11.2004. 
1207 Unraveling Iran’s Nuclear Secrets. In: NY Times vom 09.05.2003. 
1208 The Iranian Nuclear Challenge. In: NY Times vom 22.06.2004. 
1209 Vgl. u.a. ebd; Iran’s Nuclear Challenge. In: NY Times vom 04.08.2004; Indispensable Allies on Iran. In: NY 
Times vom 14.08.2004; Iran’s Nuclear Threat. In: NY Times vom 22.10.2004; One More Round on Iran’s 
Nukes. In: NY Times vom 01.12.2004. 
1210 Iran’s Nuclear Menace. In: NY Times vom 25.11.2003. 
1211 Vgl. u.a. Iran’s Nuclear Challenge. In: NY Times vom 04.08.2004; Iran’s Nuclear Threat. In: NY Times vom 
22.10.2004. 
1212 Iran Blinks. In: NY Times vom 17.11.2004. Vgl. ferner One More Round on Iran’s Nukes. In: NY Times vom 
01.12.2004. 
1213 Iran’s Nuclear Challenge. In: NY Times vom 04.08.2004. 
1214 Indispensable Allies on Iran. In: NY Times vom 14.08.2004. 
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scheint ihr schon bald das ganze Unterfangen als ein „katastrophaler Fehler“;1215 als 
ein Schritt, der mehr Schaden als Nutzen anrichten würde: „American military ac-
tion would almost certainly do far more harm than good. No major American ally, 
including Britain, favors such an approach. American planes and missiles alone 
cannot knock out all of Iran’s many secret nuclear sites. [And a]n invasion of a 
country almost three times as populous as Iraq is well beyond the means of Ameri-
ca’s depleted ground forces.“1216 Abschließender Appell an beide Seiten: „It is time 
to put aside unilateral American military bluster and European wishful diplomacy 
and get serious.“1217 
Schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „Times“ Amerikas 
leichtfertigen Umgang mit etablierten Menschenrechts-Standards speziell in Bezug auf 
das US-Gefangenenlager Guantanamo Bay auf Kuba kritisiert. Je länger die Ein-
richtung in der Karibik jedoch unverändert fortbesteht, desto größer wird ihr Un-
behagen – was sich nicht zuletzt in ihrer Wortwahl niederschlägt. So schreckt sie 
selbst vor der Bezeichnung „Konzentrationslager“ nicht zurück.1218 Mag der Aus-
druck beim amerikanischen Leser auch nicht sofort dieselben Assoziationen wie 
beim deutschen hervorrufen, die Bezeichnung wurde offensichtlich mit Bedacht 
gewählt, spiegeln sich in ihr doch die beiden Hauptkritikpunkte der „Times“ in Be-
zug auf Guantanamo wider: der rechtlose Zustand der Gefangenen ebenso wie die 
auf unbestimmte Zeit ausgelegte Dauer ihrer Inhaftierung.1219 
Um ihre Kritik zu untermauern, verweist die „Times“ längst nicht mehr nur 
auf das Schicksal jener Insassen, die womöglich zu Unrecht in Guantanamo einsä-
ßen,1220 sondern argumentiert jetzt zunehmend auch mit Verweis auf Amerikas „na-
tionale Interessen“,1221 die durch das Lager gefährdet werden würden. Dabei geht 
es ihr mitnichten nur um den Imageschaden, den Guantanamo im Ausland 
hinterlasse1222 – immer wieder fürchtet sie auch ganz konkret um das Wohlergehen 
amerikanischer Soldaten, sollten diese einmal selbst in Gefangenschaft geraten.1223 
Gut möglich, dass auch hier der Irak-Krieg für eine zusätzliche Sensibilisierung ge-
sorgt hat, immerhin hatte die „Times“ nur wenige Tage nach Kriegsbeginn die 
Bush-Administration dazu aufgefordert, bei der Behandlung von Kriegsgefangenen 
                                                          
1215 Groundhog Day. In: NY Times vom 20.11.2004. 
1216 Military Rumblings on Iran. In: NY Times vom 27.01.2005. 
1217 Ebd. 
1218 The Guantanamo Scandal. In: NY Times vom 15.05.2003. 
1219 Vgl. u.a. ebd; Injustice in Guantanamo. In: NY Times vom 22.08.2003; The Court and Guantanamo. In: NY 
Times vom 17.11.2003; The Court and Guantanamo. In: NY Times vom 19.04.2004. 
1220 „Human rights groups say many were simply in the wrong place at the wrong time, or were picked up based on 
bad intelligence.“ Injustice in Guantanamo. In: NY Times vom 22.08.2003. 
1221 The Guantanamo Scandal. In: NY Times vom 15.05.2003. 
1222 The Court and Guantanamo. In: NY Times vom 19.04.2004. 
1223 Vgl. u.a. Protecting Prisoners of War. In: NY Times vom 26.03.2003; The Court and Guantanamo. In: NY 
Times vom 19.04.2004. 
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schon aus eigenem Interesse heraus mit gutem Beispiel voranzugehen: „Washing-
ton will obviously demand that Americans captured in Iraq be treated in full ac-
cordance with all relevant Geneva Conventions. It should make sure that its own 
handling of battlefield captives sets the desired example.“1224 Eine Warnung, welche 
die „Times“ ausdrücklich auch auf jene im Krieg in Afghanistan gefangen genom-
menen Terrorverdächtigen bezieht. Schließlich scheint hier wie auch im Folgenden 
immer wieder die Vorstellung durch, dass Amerika nicht die gleichen moralischen 
Maßstäbe anwenden dürfe wie seine Feinde: „Most important of all, the treatment 
of the Guantanamo detainees is not true to America’s guiding principles. […] Much 
has changed since Sept. 11, 2001, but one thing that has not is this nation’s com-
mitment to […] the rule of law.“1225 
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass sich die Forderung, den 
Gefangenen von Guantanamo bei Beachtung aller relevanten rechtsstaatlichen 
Standards den Prozess zu machen, wie ein roter Faden durch die vorliegende 
Untersuchungsphase zieht.1226 Mindestens aber, so eine weitere Forderung der  
„Times“, müssten die Gefangenen die Möglichkeit erhalten, die Gründe ihrer Haft 
vor einem Gericht anfechten zu können. Hier spielt die Entscheidung des Obers-
ten Gerichtshofes, sich der Insassen von Guantanamo annehmen zu wollen, eine 
gewichtige Rolle. Gleich mehrfach nimmt die „Times“ das Urteil des Supreme 
Courts vom 28.06.2004 bereits vorweg, wenn sie wie nachstehend argumentiert: 
„The Bush administration insists […] that they [= die Gefangenen von Guantana-
mo; J.G.] can be imprisoned indefinitely. That position is legally and morally wrong 
[…]. The Supreme Court should rule for the detainees.“1227 
Nicht ohne Auswirkung bleibt Guantanamo auch auf die Bewertung jener 
Fälle von Gefangenenmisshandlung, die Ende April/Anfang Mai 2004 aus dem 
irakischen Gefängnis Abu Ghraib an die Öffentlichkeit gelangen. Gilt der „Times“ 
die Einrichtung auf Kuba doch als eines der ersten Indizien dafür, dass sich hinter 
dem Skandal mehr verberge als die – in den Worten von Präsident Bush – „actions 
of a few people“1228: „The road to Abu Ghraib began, in some ways, in 2002 at 
Guantanamo Bay. It was there that the Bush administration began building up a 
worldwide military detention system, deliberately located on bases outside Ameri-
can soil and sheltered from public visibility and judicial review. The administration 
[…] presumed that suspected agents of terrorism did not deserve normal legal pro-
                                                          
1224 Protecting Prisoners of War. In: NY Times vom 26.03.2003. 
1225 The Court and Guantanamo. In: NY Times vom 19.04.2004. Vgl. ferner Reaffirming the Rule of Law. In: NY 
Times vom 29.06.2004. 
1226 Vgl. u.a. The Guantanamo Scandal. In: NY Times vom 15.05.2003; Injustice in Guantanamo. In: NY Times 
vom 22.08.2003; The American Prison Camp. In: NY Times vom 16.10.2003. 
1227 The Court and Guantanamo. In: NY Times vom 19.04.2004. Vgl. ferner The Court and Guantanamo. In: NY 
Times vom 17.11.2003. 
1228 Vgl. George W. Bush, President Meets with Al Arabiya Television, 05.05.2004 (http://georgewbush-
whitehouse.archives.gov/news/releases/2004/05/20040505-2.html; 01.04.2014). 
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tections, and it presumed that American officials could always tell a terrorist from 
an innocent bystander.“1229 Diese Einschätzung wird sich in der Folge noch verfes-
tigen. Zwar nimmt sie das Gros der US-Truppen ausdrücklich in Schutz,1230 doch 
gibt die bereits vom ersten Tag an geforderte Untersuchung „die gesamte Befehls-
kette hinauf“ schon die weitere Richtung vor.1231 Schließlich will die „Times“ sehr 
bald eine mittelbare, später dann auch unmittelbare politische Verantwortung beim 
Präsidenten und seinem Verteidigungsminister erkannt haben. Während sie Bush 
insbesondere vorwirft, die in Abu Ghraib vorherrschende Atmosphäre überhaupt 
erst geschaffen zu haben,1232 ist es bei Rumsfeld in erster Linie die unzureichende 
Planung der Nachkriegssituation, die ihm zum Vorwurf gereicht: „It was […] Mr. 
Rumsfeld […] who failed to anticipate the violence and chaos that followed the 
invasion of Iraq, and sent American soldiers out to handle it without the necessary 
resources, manpower and training.“1233 Dass beide auch ganz konkrete Schritte un-
ternommen hätten, die Abu Ghraib ermöglichten, formuliert die „Times“ allerdings 
erst nach Veröffentlichung des Schlesinger-Berichts Ende August 2004: „Mr. 
Rumsfeld gave President Bush the legal advice that led to the president’s […] 
memo declaring that the United States could, at his discretion, suspend the Geneva 
Conventions in the ‚global war on terror‘, and that prisoners with the newly minted 
designation of ‚unlawful combatants‘ were not entitled to the conventions’ protec-
tions. Mr. Rumsfeld authorized the use of brutal interrogation techniques at the 
prison in Guantanamo Bay […]. Those policies […] left 97 untrained military po-
lice guarding some 7,000 Iraqis at Abu Ghraib who were not considered prisoners 
of war.“1234 
Angesichts solch konkreter Schuldzuweisungen bis in höchste Kreise der 
Bush-Administration hinein kommt es kaum überraschend, dass die „Times“ kein 
allzu großes Vertrauen in die Aufklärungsbemühungen des Pentagons setzt1235 – 
entsprechend schwebt ihr auch lange Zeit die Einrichtung einer überparteilichen, 
unabhängigen Untersuchungskommission vor.1236 Umgekehrt kritisiert sie die Er-
gebnisse interner beziehungsweise regierungsnaher Ermittlungen wiederholt als 
                                                          
1229 The Military Archipelago. In: NY Times vom 07.05.2004. 
1230 „Mr. Bush rightly observed that the behavior of a few soldiers did not reflect the values of most troops or the 
American people.“ Abuses at Abu Ghraib. In: NY Times vom 01.05.2004. 
1231 Ebd. 
1232 „What we have seen […] shows clearly that Mr. Bush set the tone for this dreadful situation by pasting a false 
‚war on terrorism‘ label on the invasion of Iraq.“ The Roots of Abu Ghraib. In: NY Times vom 09.06.2004. 
1233 The Abu Ghraib Spin. In: NY Times vom 12.05.2004. Vgl. ferner Donald Rumsfeld Should Go. In: NY Times 
vom 07.05.2004; Mr. Rumsfeld’s Defense. In: NY Times vom 08.05.2004. 
1234 No Accountability on Abu Ghraib. In: NY Times vom 10.09.2004. 
1235 „It is hard to believe that the military’s own investigations will yield much, given the shifting of blame offered 
up by top Pentagon leaders, who continue to insist that the nightmare at Abu Ghraib was an isolated case of 
unsanctioned behavior by a few sick soldiers.“ An Abu Ghraib Investigation. In: NY Times vom 22.05.2004. 
1236 Vgl. u.a. ebd; Abu Ghraib, Whitewashed. In: NY Times vom 24.07.2004; Abu Ghraib, the Next Step. In: NY 
Times vom 27.08.2004; Abu Ghraib, Caribbean Style. In: NY Times vom 01.12.2004; Abu Ghraib, White-
washed Again. In: NY Times vom 11.03.2005; Abu Ghraib Unresolved. In: NY Times vom 10.09.2005. 
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„Weißwaschung“.1237 Immer wieder bemängelt sie in diesem Zusammenhang den 
Umstand, dass nur untergeordnete Ränge verfolgt und verurteilt wurden, derweil 
man die höheren Offiziere unbehelligt ließ und auch kein Politiker die Konsequen-
zen aus dem Skandal ziehen musste.1238 Exemplarisch ihr Resümee, knapp zwei 
Jahre nach Bekanntwerden des Skandals: „Those who committed these atrocities 
deserve the punishment they are getting, but virtually all high-ranking soldiers have 
escaped unscathed. And not a single policy maker has been called to account.“1239 
6.3.2.2. Los Angeles Times 
Ungeachtet der Tatsache, dass die „LA Times“ die gesamte Untersuchungsphase 
hindurch immer wieder auch die Fortschritte betont, die in Afghanistan seit dem 
Sturz der Taliban gemacht wurden,1240 fällt der Grundtenor ihrer Kommentierung 
pessimistisch aus. Zunehmende Sorge bereitet ihr die Sicherheitslage im Land, mit 
der es „stetig abwärts“1241 gehe; mehrfach warnt sie angesichts einer wieder erstark-
ten Taliban-Bewegung vor einem Rückfall Afghanistans in jene Zeiten, als es noch 
Rückzugsraum für Terroristen war.1242 
Wiewohl die „Times“ Versäumnisse auf allen Seiten erkennt, insbesondere 
was die Bereitschaft zur Zahlung der versprochenen Hilfsgelder betrifft,1243 steht 
die amerikanische Afghanistan-Politik jetzt viel öfter im Zentrum der Kritik, als 
dies noch in der vorherigen Untersuchungsphase der Fall war. So heißt es gleich zu 
Beginn, dass die US-Regierung beim Nation-Building „furchtbare Arbeit“1244 leiste. 
Regelmäßiger Kritikpunkt ist die anhaltende Kooperation mit lokalen Warlords, 
welche die USA im Kampf gegen Taliban und al-Qaida unterstützen sollen, tatsäch-
lich aber vor allem den Einfluss der Zentralregierung unter Hamid Karzai auf Ka-
bul begrenzten.1245 Auch die für zu gering befundene Truppenstärke der ISAF wird  
  
                                                          
1237 Vgl. u.a. Abu Ghraib, Whitewashed. In: NY Times vom 24.07.2004; Abu Ghraib, Whitewashed Again. In: NY 
Times vom 11.03.2005. 
1238 Vgl. u.a. For Abu Ghraib. In: NY Times vom 26.08.2004; Abu Ghraib Unresolved. In: NY Times vom 
28.10.2004; Abu Ghraib, Whitewashed Again. In: NY Times vom 11.03.2005; Abu Ghraib Unresolved. In: NY 
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1239 The Joy of Being Blameless. In: NY Times vom 23.03.2006. 
1240 Vgl. u.a. Remember Afghanistan. In: LA Times vom 02.04.2003; Don’t Forget Afghanistan. In: LA Times vom 
31.03.2004; Remember Afghanistan? In: LA Times vom 01.09.2004. 
1241 Afghanistan’s Lethal Bloom. In: LA Times vom 08.03.2004. 
1242 „Afghanistan [is threatened to transform] again, at best, into a battleground for warlords backed by outside 
nations and, at worst, into a base for terrorists.“ Afghanistan’s Perilous Slide. In: LA Times vom 14.09.2003 – 
„Afghanistan […] could turn […] back into a lawless sanctuary for terrorists.“ A Warning in Afghanistan. In: 
LA Times vom 12.11.2003. 
1243 „Western nations have not met all their financial commitments to Afghanistan after pledging billions of dollars 
two year ago.“ A Stronger Afghanistan. In: LA Times vom 06.01.2004. 
1244 U.S. Must Quell the Chaos. In: LA Times vom 18.05.2003. 
1245 Vgl. u.a. ebd; A Warning in Afghanistan. In: LA Times vom 12.11.2003; Remember Afghanistan? In: LA Times 
01.09.2004. 
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nicht etwa dem unzureichenden Engagement der potentiellen Entsendestaaten an-
gelastet, sondern vielmehr Washingtons ursprünglichem Insistieren auf einer Be-
grenzung des Mandats allein auf die afghanische Hauptstadt.1246 
Entsprechend fordert die „Times“ die Bush-Administration auch zu einer 
„Kehrtwende“1247 in ihrer Afghanistan-Politik auf. Obwohl sie für die eingeforderte 
Aufstockung der ISAF-Schutztruppe noch immer primär an die übrigen NATO-
Mitgliedsstaaten zu denken scheint,1248 werden auch die USA nicht länger geschont. 
Wo es zunächst nur um Versorgungs- und Logistikleistungen geht,1249 ist bald auch 
von „zusätzlichen Sicherheitskräften“ die Rede: „By stepping in with money and 
more security forces […], the U.S. could give a belated push to long-term security 
in a nation long without it.“1250 
Inwieweit die „Times“ selbst an eine Umsetzung ihrer Forderungen glaubt, 
bleibt unklar. Schließlich beklagt sie insbesondere seit Ende 2003 eine zunehmende 
Vernachlässigung Afghanistans seitens der internationalen Staatengemeinschaft;1251 
gleich mehrfach steht der Appell im Raum, dass das Land nicht in Vergessenheit 
geraten dürfe.1252 Ein Umstand, den sie im Falle Washingtons ganz konkret am 
Irak-Krieg festmacht: „Iraq continues to distract attention from Afghanistan, and 
the risks of that distraction are growing.“1253 
Obwohl die „Times“ spätestens nach Colin Powells Auftritt vor dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen die Position vertreten hatte, dass Husseins fortwährende 
Missachtung der einschlägigen UN-Resolutionen Konsequenzen nach sich ziehen 
müsse, war sie der Entscheidung der Bush-Administration zum Einmarsch in den 
Irak nicht gefolgt. Ein US-geführter Krieg am Golf ohne die Unterstützung weiter 
Teile der Weltöffentlichkeit würde die Vereinigten Staaten nicht sicherer, sondern 
unsicherer machen, so ihre damalige Argumentation. 
  
                                                          
1246 Vgl. u.a. U.S. Must Quell the Chaos. In: LA Times vom 18.05.2003; NATO’s Welcome New Role. In: LA 
Times vom 12.08.2003; A Warning in Afghanistan. In: LA Times vom 12.11.2003. 
1247 Afghanistan’s Perilous Slide. In: LA Times vom 14.09.2003. 
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Diese generelle Distanz zur amerikanischen Irak-Politik bleibt auch nach Be-
ginn der Kampfhandlungen stets spürbar. Im Gegensatz zur Konkurrenz unter-
bleibt etwa ein klares Bekenntnis zu den Kriegszielen der Bush-Administration. 
Lediglich zu einer Solidarisierung mit der kämpfenden Truppe kommt es, wenn die 
„Times“ den im Einsatz befindlichen Streitkräften ihr Vertrauen ausspricht: „As 
this nation enters war, we trust that the U.S. and British armed forces will be able 
to take advantage of their vastly superior training and technology to end the con-
flict soon with minimal casualties.“1254 Noch während sich der Fall Bagdads bereits 
abzuzeichnen beginnt, warnt die „Times“ davor, das Beispiel Irak als Schablone für 
künftige Militäroperationen „im Nahen Osten und anderswo“ zu nutzen.1255 Erst 
als der Sturz des alten Regimes bereits offensichtlich ist, kann auch sie sich über das 
Ende des Diktators freuen: „Wednesday was a historic day in the land often con-
sidered the cradle of civilization. It was a day that, if things go even half-right in the 
months ahead, may be celebrated for years in Iraq as the end of a dictator who 
gassed his own people, invaded his neighbors, tortured and killed his enemies and 
for three decades kept millions of Iraqis in fear.“1256 
Letztlich aber bleibt dieser vorübergehende Zuspruch zum amerikanischen 
Irak-Einsatz die Ausnahme – zumal sich der Jubel über den Tyrannensturz durch-
aus mit früheren Kommentaren deckt. So hatte die „Times“ bereits unmittelbar vor 
Kriegsbeginn die Einschätzung vertreten, dass ein Irak ohne Hussein ein besserer 
Irak sei – strittig war allein der Weg dorthin.1257 Folglich überwiegt schon bald wie-
der die Kritik am amerikanischen Irak-Engagement, speziell an der unzureichenden 
Planung des Wiederaufbaus. Als sich die US-Truppen nicht in der Lage zeigen, die 
im Machtvakuum einsetzenden Plünderungen etwa des irakischen Nationalmuse-
ums zu unterbinden, reagiert die „Times“ zunächst noch mit Kulanz.1258 Dass es 
den Irakern hingegen auch fünf Wochen nach dem Sturz des alten Regimes noch 
immer an den einfachsten Dingen wie zum Beispiel ausreichender Elektrizität 
mangelt, sorgt dann allerdings für erhebliches Unverständnis bei der „Times“. „So 
far“, so ihr vorläufiges Urteil über die amerikanischen Versuche des Nation-
Buildings im Irak, „Washington is doing a terrible job.“1259 
Entsprechend schonungslos schildert die „Times“ die Situation im Zwei-
stromland. Bereits Mitte Mai, nachdem die USA gerade ihren obersten Zivilverwal-
ter im Irak, Jay Garner, durch Paul Bremer ersetzt haben, beklagt sie das allgegen-
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Phase 3: Vom Irak-Krieg bis zu den ersten freien irakischen Parlamentswahlen 315 
 
wärtige „Chaos“,1260 unter welchem die Iraker zu leiden hätten – eine Beschreibung, 
die künftig noch häufiger in Verbindung mit dem Irak auftauchen wird.1261 Wiede-
rum nur wenige Wochen später glaubt die „Times“ dann bereits erste Anzeichen 
für einen sich abzeichnenden Guerillakrieg zu erkennen: „The killings of nearly two 
dozen U.S. troops since May 1, when President Bush declared major combat over, 
bear the marks of classic guerilla operations: small-scale, limited attacks by irregu-
lars against orthodox civil and military forces.“1262 Das Auftreten „guerillaartiger 
Kräfte“1263 sorgt dann auch dafür, dass sich die Bewertung des amerikanischen 
Irak-Engagements weiter verschlechtert: „In short, the U.S. occupation of Iraq is 
turning into a disaster.“1264 
Wohl hält sich die „Times“ mit konkreten Schuldzuweisungen zurück. So 
wird die Einschätzung, Bush habe das Irak-Fiasko selbst herbeigeführt, lediglich im 
Konjunktiv formuliert.1265 Die Litanei der Vorwürfe, der sich die US-Regierung 
angesichts ihres Nachkriegsmanagements gegenübersieht, lässt jedoch keinen Zwei-
fel daran, dass die „Times“ zumindest eine Mitschuld bei der Bush-Administration 
verortet. Schließlich wird hier suggeriert, dass sich mit einer besseren Vorbereitung 
auf die Zeit danach,1266 einer realistischeren Einschätzung der mit dem Irak-
Engagement verbundenen Kosten und Gefahren1267 sowie einer ausreichenden Be-
reitstellung von Truppen für die Besetzung1268 zumindest manche Entwicklung, 
wenn nicht gänzlich verhindern, so doch wenigstens hätte abschwächen lassen. 
Wobei der Ende November 2003 erstmals auftauchende Vorwurf, islamischen Fa-
natikern mit der Besetzung des Irak ein gänzlich neues Motiv für ihren Kampf ge-
gen den Westen geliefert zu haben,1269 den Krieg schon wieder insgesamt in Frage 
stellt. Entsprechend liest sich auch das Fazit der „Times“ zum Jahrestag der Invasi-
on: „It’s fair to ask whether the war has made life better for this nation and its al-
lies. In our assessment, it has not.“1270 
                                                          
1260 Ebd. 
1261 Vgl. u.a. A Lift for the U.S. and Iraq. In: LA Times vom 23.05.2003; Rescue the Effort in Iraq. In: LA Times 
vom 13.07.2003; Iraq Mire Is a Global Issue. In: LA Times vom 04.09.2003. 
1262 They Act Like Guerillas. In: LA Times vom 02.07.2003. 
1263 Rescue the Effort in Iraq. In: LA Times vom 13.07.2003. 
1264 Ebd. 
1265 „The Iraq mess may be of Bush’s own making […].“ Facing Up to a Hard Reality. In: LA Times vom 
08.09.2003. 
1266 Vgl. u.a. Set the Game Plan for Iraq. In: LA Times vom 09.05.2003; Send Out an SOS on Iraq. In: LA Times 
vom 27.06.2003; Giving Iraq a Future. In: LA Times vom 30.11.2003; An Alliance for Iraq. In: LA Times vom 
06.04.2004. 
1267 Vgl. Facing Up to a Hard Reality. In: LA Times vom 08.09.2003. 
1268 Vgl. u.a. They Act Like Guerillas. In: LA Times vom 02.07.2003; Rescue the Effort in Iraq. In: LA Times vom 
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Unabhängig von der Frage, inwieweit die Kriegsentscheidung der Bush-
Administration nun richtig oder falsch war, vertritt die „Times“ von Anfang an die 
Überzeugung, dass die Vereinigten Staaten mit ihrem Einmarsch in den Irak eine 
Verantwortung für das Zweistromland übernommen hätten, der sie sich jetzt nicht 
entziehen könnten: „The difficult and expensive long-term commitment required 
to rebuild Iraq was one of several reasons why this editorial page opposed invading 
in March. But once the United States decided to charge, the nation assumed a mo-
ral obligation [to rebuild Iraq].“1271 Von dieser Prämisse, erstmals nur wenige Wo-
chen nach dem „Ende der „Hauptkampfhandlungen“ artikuliert, wird die „Times“ 
auch künftig nicht abrücken;1272 sie bleibt grundlegender Leitfaden ihrer Überle-
gungen zur Irak-Politik der USA bis zum Ende dieser Untersuchungsphase. An-
fänglich dürfte sie überdies in der Überzeugung geäußert worden sein, dass sich die 
Lage im Irak sehr wohl noch mit einer Reihe zusätzlicher Anstrengungen – etwa 
einer Aufstockung der US-Truppen1273 sowie einer Internationalisierung des Kon-
flikts – unter Kontrolle bringen lasse. Später taucht sie dann vor allem in Verbin-
dung mit der Warnung vor einem vorzeitigen US-Abzug auf: „The return of sover-
eignty, while necessary, should not serve as a smokescreen for pulling out U.S. 
troops before an internally divided Iraqi leadership can stand on its own. […] Ha-
ving brought war to Iraq, Bush has no alternative but to leave U.S. soldiers in 
harm’s way until it can be honestly ended.“1274 Freilich hatte die „Times“ zu diesem 
Zeitpunkt die Hoffnung auf eine Entsendung internationaler Friedenstruppen, ge-
rade auch aus den Reihen der europäischen Kriegsgegner, bereits weitgehend wie-
der verloren. 
Dem war nicht immer so gewesen. Noch während die Schlacht um Bagdad 
tobte, hatte die „Times“ erstmals eine größere Rolle der Vereinten Nationen im 
Nachkriegs-Irak angemahnt. Dies nicht nur, weil die UN auf zivilem wie humanitä-
rem Gebiet einfach besser qualifiziert seien als die USA.1275 Sondern auch, um ge-
wissen Ressentiments seitens der Iraker vorzubeugen: „The U.N. […] would di-
minish the perception that the U.S. is a colonial power installing a regime favorable 
to Washington.“1276 In der Folgezeit ist es dann vor allem die Hoffnung auf zusätz-
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liche internationale Truppenkontingente, welche die „Times“ mit den Vereinten 
Nationen verbindet. Auffallend häufig fallen dabei die Namen Frankreichs und 
Deutschlands;1277 wohl auch, weil man ungeachtet früherer Zerwürfnisse über die 
Kriegsentscheidung davon ausgeht, dass alle Seiten ein gemeinsames Interesse an 
einem stabilen Irak hätten.1278 Umgekehrt sieht die „Times“ im Ausbleiben interna-
tionaler Hilfe lange Zeit zuvorderst ein Versäumnis der Bush-Administration. Im-
mer wieder drängt sie diese, ihre Freunde und Verbündeten um Hilfe zu ersuchen – 
zunächst noch vergleichsweise zurückhaltend,1279 später dann zunehmend verzwei-
felter.1280 Erst als sich auch nach Verabschiedung von Resolution 1511 durch den 
UN-Sicherheitsrat die Zahl der Truppensteller für eine multinationale Friedens-
truppe kaum nennenswert erhöht hat, mag auch die „Times“ nicht länger an eine 
umfassende Internationalisierung der Besatzung glauben. Nur vorübergehend 
keimt dann im Vorfeld der geplanten Machtübertragung zum 30.06.2004 an die 
Iraker noch einmal so etwas wie Hoffnung auf, dass es manchem NATO-Mitglied 
womöglich leichter fallen werde, Friedenstruppen in einen dann souveränen Staat 
zu entsenden.1281 Letztlich aber entpuppt sich auch diese Vorstellung als Wunsch-
denken. Zu merklicher Kritik an der ausbleibenden Unterstützung befreundeter 
Staaten kommt es im Übrigen nicht; vielmehr bringt die „Times“ angesichts der 
eskalierenden Gewalt im Irak sogar Verständnis für deren zögerliche Haltung auf: 
„Other nations understandably are reluctant to supply more troops for Iraq.“1282 
Hier zeichnet sich bereits jener allmähliche Stimmungsumschwung ab, mit 
dem die „Times“ in der ersten Jahreshälfte 2004 auf die weitere Entwicklung rea-
gieren wird. Nicht, dass sie die bisherige Irak-Politik der Bush-Administration nicht 
kritisch begleitet beziehungsweise hinterfragt hätte, doch erfolgte dies in der steten 
Überzeugung, dass es den Vereinigten Staaten noch immer möglich sei, die selbst-
gesteckten Ziele im Irak zu erreichen. Diese Vorstellung beginnt nun mehr und 
mehr zu schwinden. Schon zum Jahrestag der Invasion hatte die „Times“ angedeu-
tet, dass der Krieg die Opfer womöglich nicht wert gewesen sei – allerdings hatte 
sie zugleich betont, dass es wenigstens den Irakern besser gehe als noch unter Hus-
seins Herrschaft.1283 Auch schien sie zu diesem Zeitpunkt noch an eine mögliche 
                                                          
1277 Vgl. u.a. They Act Like Guerillas. In: LA Times vom 02.07.2003; Rescue the Effort in Iraq. In: LA Times vom 
13.07.2003; Yes, Beg Allies for Iraq Help. In: LA Times vom 20.07.2003; An Alliance for Iraq. In: LA Times 
vom 06.04.2004. 
1278 Share Iraq Burden, Quickly. In: LA Times vom 14.08.2003; Iraq Mire Is a Global Issue. In: LA Times vom 
04.09.2003; Facing Up to a Hard Reality. In: LA Times vom 08.09.2003; What U.S. Owes Its Friends. In: LA 
Times vom 23.09.2003. 
1279 „There’s no harm in asking friends for help.“ U.S. Must Quell the Chaos. In: LA Times vom 18.05.2003. 
1280 Yes, Beg Allies for Iraq Help. In: LA Times vom 20.07.2003. – „The U.S. desperately does need help on Iraq 
[…]. It may make Bush officials grit their teeth, but the U.N. help is indispensable.“ Act Now to Bring In U.N. 
In: LA Times vom 12.09.2003. 
1281 An Alliance for Iraq. In: LA Times vom 06.04.2004. 
1282 Humility, Candor in Iraq. In: LA Times vom 04.11.2003. 
1283 A War’s Woeful Results. In: LA Times vom 20.03.2004. 
318 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Demokratisierung des Iraks zu glauben, wie ihr Jubel über die wenige Wochen zu-
vor erfolgte Formulierung einer Interimsverfassung deutlich macht: „The constitu-
tion […] specifies freedom of assembly, expression and religious belief. Those are 
hallmarks of a democracy; if they […] are implemented […] Iraq can be a beacon 
for other countries in the Middle East and beyond.“1284 Von diesem Optimismus ist 
dann wenige Monate später und insbesondere nach Bekanntwerden des Skandals 
um Abu Ghraib nichts mehr zu spüren. Nunmehr gilt der „Times“, trotz bevorste-
hender Souveränitätsübertragung an die Iraker, der Krieg als ein „Desaster“;1285 
dass sich das Leben der irakischen Bevölkerung nachhaltig verbessert habe, wird 
ebenfalls in Abrede gestellt: „Iraqis no longer fear torture or death at the hands of 
Hussein’s brutal thugs, but many fear leaving their homes because of the 
violence.“1286 
Diese gewandelte Lageeinschätzung schlägt sich nicht zuletzt in ihren Forde-
rungen an die Bush-Administration nieder. Offen stellt die „Times“ jetzt das Ziel 
der Errichtung einer Demokratie in Frage; bestenfalls könnten die USA noch hof-
fen, den Irak einigermaßen zu stabilisieren: „The task of U.S. military forces was 
never to create a full-fledged free-market democracy. The most they can accom-
plish is to create enough stability for Iraqis to run their own nation.“1287 Dergestalt 
wandelt sich auch die Beurteilung der beiden wichtigsten politischen Wegmarken 
dieser Phase im Irak – der Souveränitätsübertragung einerseits und der Abhaltung 
freier Wahlen andererseits. So mahnt die „Times“ noch Anfang Februar 2004, dass 
der Termin für die geplante Machtübertragung nicht „in Stein gemeißelt“ sein dür-
fe. Denn ein Irak, der im Chaos versinke, sei schlimmer als eine verzögerte Macht-
übergabe.1288 Später dann drängt sie allen Widrigkeiten zum Trotz auf die Einhal-
tung des Datums.1289 Gleiches gilt auch für den Wahltermin am 30.01.2005. Nicht 
um einen demokratischen Irak gehe es zuvorderst, der in die arabische Welt einem 
Leuchtfeuer gleich ausstrahle, widerspricht sie Bush, sondern vielmehr darum: 
„The imperative short-term need is to at least establish a government in Bagdad 
that can claim some legitimacy from Mosul to Basra, and that will make most Iraqis 
feel they have regained their sovereignty.“1290 
Schließlich fordert die „Times“ anlässlich der Souveränitätsübertragung erst-
mals eine zumindest mittelfristige Abzugsperspektive ein: „A U.S. troop presence 
in Iraq should not be indefinite, even if the Iraqis request it.“1291 So wird auch von 
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Bush verlangt, nachdem die Zahl der im Irak gefallenen US-Soldaten vierstellig ge-
worden ist, Rahmenbedingungen aufzustellen, unter denen ein US-Abzug zumin-
dest theoretisch vorstellbar sei.1292 Und selbst die Vorstellung von der Verantwor-
tung, welche die USA für den Irak übernommen hätten, gilt neuerdings nicht mehr 
uneingeschränkt: „Invading nations have an obligation to try [Hervorhebung von 
mir; J.G.] to repair the damage they cause.“1293 Passend hierzu macht die „Times“ 
am Ende dieser Untersuchungsphase erstmals von der Vietnam-Analogie Ge-
brauch, wenn auch ex negativo: „Iraq is not Vietnam, but an open-ended commit-
ment of troops and the talk of using increasing numbers of soldiers as ‚trainers‘ for 
Iraqi forces summon ghosts of quagmire and years of deceit that ravaged an army 
and a nation. We can’t afford to walk down that trail again.“1294 
Dazu, dass die „Times“ das amerikanische Irak-Engagement spätestens zur 
Jahreshälfte 2004 als „Desaster“ verurteilt, hat nicht zuletzt der Umstand beigetra-
gen, dass sämtliche Prämissen, unter denen der Krieg seitens der USA einst begon-
nen wurde, sich längst als haltlos erwiesen haben;1295 in erster Linie natürlich das 
Argument des unerlaubten Besitzes biologischer und chemischer Waffensysteme. 
Dabei war die „Times“ selbst eine Vertreterin der Position gewesen, dass Husseins 
Nichteinhaltung seiner Abrüstungsverpflichtungen einen Krieg rechtfertigen wür-
de, so sich denn der UN-Sicherheitsrat nur auch zu dieser Erkenntnis durchringen 
könnte. Dennoch verlangt die „Times“ nur ganz am Anfang mehr Zeit für die Waf-
fensuche,1296 und auch nur in dieser Phase plädiert sie für eine Rückkehr der UN-
Waffeninspekteure in den Irak.1297 Forderungen, welche die „Times“ wohl so nicht 
stellen würde, ginge sie nicht davon aus, dass es im Irak noch etwas zu finden gebe. 
Nur vier Wochen nach dem „Ende der Hauptkampfhandlungen“ darf diese 
Einschätzung bereits als überholt gelten. Nicht nur, dass die „Times“ die Berichte 
der US-Geheimdienste jetzt für fehlerhaft hält,1298 auch die Möglichkeit politischer 
Einflussnahme wird zumindest offen in Erwägung gezogen: „Another [question] is 
the influence of the Pentagon’s so-called Special Plans intelligence unit […]. Did 
the Pentagon’s unit, which fed information directly to President Bush, bulldoze 
more cautious CIA analyses?“1299 Damit ist die weitere Linie der „Times“ vorge-
zeichnet. Dass die Geheimdienste mit ihren Einschätzungen falsch lagen, wird in 
der Folgezeit vorausgesetzt – im Mittelpunkt steht die Frage, wie es dazu kommen 
konnte. Dabei hält sich die „Times“ einerseits mit Vorverurteilungen zurück – 
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Verdächtigungen werden als solche gekennzeichnet beziehungsweise als Fragen 
formuliert. Andererseits beziehen derlei Mutmaßungen stets auch die Bush-
Administration mit ein, wie in den zwei nachfolgenden Beispielen deutlich wird. 
„Many of those claims“, stellt die „Times“ etwa Mitte Juli 2003 in Bezug auf frühe-
re CIA-Einschätzungen zum Stand der irakischen Rüstung fest, „appear to have 
been exaggerated. They raise broader questions about the competence of the CIA 
and about the pressures exerted on the agency.“1300 Sechs Wochen später klingt der 
Verdacht dann so: „Where are the weapons of mass destruction? And if they are 
not found, was the defiant U.S. insistence that Iraq had them the result of incom-
petence or lies?“1301 Es ist das einzige Mal, dass die „Times“ den Verdacht der „Lü-
ge“ explizit formuliert; in der Regel ist nur von politischem Druck die Rede.1302 Der 
aber drängt sich förmlich auf, zumal die „Times“ auch ein mögliches Motiv bei den 
Verantwortlichen der US-Regierung erkannt hat: Es sei nämlich alles andere als klar 
gewesen, inwieweit das amerikanische Volk einen Krieg unterstützt hätte, der nur 
mit dem Ziel geführt worden wäre, einen „gemeinen Diktator“ („nasty dictator“) 
zu stürzen.1303 
Nachdem auch die amerikanischen Waffeninspekteure der „Iraq Survey 
Group“ ihre Suche aufgegeben haben und zu dem Schluss gelangt sind, dass der 
Irak vor Kriegsausbruch keines der vermuteten Waffensysteme besaß, sondern al-
lenfalls Pläne für eine eventuelle Wiederaufrüstung, zeichnet sich in den Kommen-
taren der „Times“ das nachfolgende Szenario ab. Gelogen hätten vor allem die In-
formanten – ausdrückliche Erwähnung findet der Vorsitzende des irakischen Nati-
onalkongresses, Ahmad Chalabi, der „erfundene Beweise“ („bogus evidence“) bei-
gesteuert habe.1304 Versagt hätten darüber hinaus die Geheimdienste, die auf eben 
jene Informationen hereingefallen seien,1305 derweil die Bush-Administration hörte, 
was sie hören wollte.1306 Und der immer wieder vermutete politische Druck, dem 
sich die Analysten der CIA und anderer Geheimdienste ausgesetzt sahen? Nach-
dem im Abschlussbericht einer von Bush berufenen Untersuchungskommission 
Ende März 2005 behauptet wird, dass es für derlei Versuche der Einflussnahme 
keine Belege gebe,1307 widerspricht die „Times“ entschieden; entsprechende Aussa-
                                                          
1300 Unexplained Leaps. In: LA Times vom 15.07.2003. 
1301 Deepening Doubts on Iraq. In: LA Times vom 29.08.2003. 
1302 Vgl. u.a. Congress’ Turn on Iraq. In: LA Times vom 03.06.2003; Unexplained Leaps. In: LA Times vom 
15.07.2003; A Flawed Intelligence. In: LA Times vom 27.01.2004. 
1303 Unexplained Leaps. In: LA Times vom 15.07.2003. 
1304 Speeches Aren’t Enough. In: LA Times vom 25.05.2004. 
1305 Vgl. u.a. A Flawed Intelligence. In: LA Times vom 27.01.2004; A Bluff That Worked Too Well. In: LA Times 
vom 08.10.2004. 
1306 Vgl. u.a. Time Is Up for CIA’s Tenet. In: LA Times vom 26.02.2004; Speeches Aren’t Enough. In: LA Times 
vom 25.05.2004. 
1307 Vgl. The Commission on the Intelligence Capabilities of the United States Regarding Weapons of Mass De-
struction. Report to the President of the United States, 31.03.2005, S. 188-192 (http://www.gpoaccess.gov/ 
wmd/pdf/full_wmd_report.pdf; 01.04.2014). 
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gen seien ihren Reportern sehr wohl bekannt.1308 Und selbst wenn die Geheim-
dienstberichte nicht manipuliert worden seien: „It’s only human nature“, gibt die 
„Times“ zu bedenken, „to tell the bosses what they want to hear.“1309 
Noch bevor belastbare Untersuchungsergebnisse über die fehlerhaften Geheim-
dienstberichte zum Irak vorliegen, haben dessen unauffindbare Massenvernich-
tungswaffen längst ihre Schatten auch auf einen anderen Bereich der amerikani-
schen Außenpolitik geworfen, namentlich den sich abzeichnenden Atomstreit mit 
dem Iran. So sorgt sich die „Times“ in einem ersten Kommentar, der Ende Mai 
2003 erscheint, nicht etwa um eine eventuelle iranische Atombombe, sondern vor 
allem um die Zuverlässigkeit der amerikanischen Geheimdienste.1310 Als dann aber 
in der Folge immer mehr Einzelheiten über das iranische Atomprogramm bekannt 
werden, wachsen auch bei ihr die Zweifel an den offiziellen Verlautbarungen Tehe-
rans: „In a country with so much oil, their explanation that they need commercial 
reactors to generate electricity for homes and factories warrants skepticism, if not 
disbelief.“1311 Dennoch artikuliert die „Times“ vor allem ihre Sorgen beziehungs-
weise ihren Unglauben am rein zivilen Charakter des Atomprogramms – dass Te-
heran tatsächlich nach Atomwaffen strebt, wird lediglich impliziert, jedoch nicht als 
Tatsache dargestellt.1312 Noch im Spätsommer 2004 lässt sich die Redaktion die 
Möglichkeit offen, Teherans Ambitionen lediglich falsch zu deuten, auch wenn alle 
Indizien in die entgegengesetzte Richtung wiesen: „Unlike Iraq, where inspectors 
looked long and hard for weapons of mass destruction only to conclude they 
weren’t there, Iran may indeed be seeking nuclear weapons.“1313 
Was wiederum nicht bedeutet, dass die „Times“ die iranische Bedrohung 
nicht ernst nehmen würde. Allein die Möglichkeit, dass Teheran auch nur die Fä-
higkeit zum Bau einer Atombombe erlangen könnte, ohne die Waffe selbst zu pro-
duzieren, gilt ihr als „inakzeptabel“: „The Middle East is dangerous enough with 
conventional weapons, escalating to the nuclear realm raises the stakes unaccepta-
bly.“1314 Weshalb die „Times“ auch alles daran setzt, die nuklearen Ambitionen der 
Mullahs zu stoppen. 
                                                          
1308 „Somehow the panel must have missed the intelligence agents who told reporters for The Times on several 
prewar occasions […] that they were pushed to provide evidence to support the Bush administration’s claims 
that Iraq was a threat.“ Oh, That Politicization. In: LA Times vom 01.04.2005. 
1309 Ebd. 
1310 „As the Bush administration begins to make the same charges about Iran that it made about Iraq – that it is 
developing nuclear weapons […] – questions about the reliability of its assessments are more urgent than ever.“ 
Dissect the Iraq Data. In: LA Times vom 28.05.2003. 
1311 Talking Tehran Down. In: LA Times vom 05.08.2003. 
1312 Vgl. u.a. Common Cause in Iran. In: LA Times vom 01.10.2003; The Muscle of Diplomacy. In: LA Times vom 
23.10.2003; Don’t Jump the Gun in Iran. In: LA Times vom 21.11.2003. 
1313 An Opening to Iran. In: LA Times vom 07.09.2004. 
1314 Talking Tehran Down. In: LA Times vom 05.08.2003. 
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Zunächst gelten dabei all ihre Sympathien dem Versuch der Europäer, Tehe-
ran auf sanftem Wege von seinem Atomprogramm abzubringen. So fordert auch 
die „Times“ eine Fortsetzung der Atomgespräche1315 beziehungsweise dem Land 
genügend wirtschaftliche und diplomatische Anreize für einen Kurswechsel zu bie-
ten.1316 Auf dem Höhepunkt dieser Phase, im Anschluss an die Verabschiedung der 
Teheraner Erklärung vom 21.10.2003, heißt es mit deutlicher Anspielung auf Wa-
shington: „If Iran is dissuaded, it will demonstrate that a willingness to flex diplo-
matic muscle can be as persuasive as the threat of military power.“1317 Ein gutes 
dreiviertel Jahr später – dem Versprechen Teherans, freiwillig auf Versuche zur 
Urananreicherung zu verzichten, folgen zunächst keine weiteren Kommentare zum 
Atomstreit – überwiegt dann allerdings die Ernüchterung ob der ausgebliebenen 
Ergebnisse.1318 Auch die neuerliche Ankündigung Teherans, abermals die eigenen 
Aktivitäten zur Urananreicherung auszusetzen, ändert daran nichts – der Iran gilt 
nunmehr als unzuverlässiger Verhandlungspartner.1319 
Umgekehrt sieht die „Times“ in Amerikas Iran-Politik, welche vor allem mit 
Drohungen operiert, keine wirkliche Alternative. Selbst der Verhängung von Wirt-
schaftssanktionen durch den UN-Sicherheitsrat erteilt die „Times“ vorerst eine Ab-
sage;1320 militärische Optionen kommen für sie ohnehin nicht in Frage.1321 Stattdes-
sen appelliert sie an Washington, gemeinsam mit Europa zu agieren – nur so be-
stände noch die Chance, das iranische Atomprogramm zu stoppen.1322 Konkret 
verlangt sie von der Bush-Administration, ihrerseits verstärkt mit Anreizen zu ope-
rieren. Nicht, dass dieser Ansatz bisher funktioniert hat, doch habe Washington 
dem Iran seinerseits einiges zu bieten: etwa die Zusage von Sicherheitsgarantien,1323 
die Möglichkeit der Aufhebung der amerikanischen Handelsbeschränkungen1324 
sowie nicht zuletzt die Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen.1325 
Fast anderthalb Jahre ist es her, dass sich die „Times“ zuletzt mit Amerikas Gefan-
genen in Guantanamo Bay und deren Menschenrechten befasst hat. Erst der Skandal 
um Abu Ghraib sorgt jetzt dafür, dass Guantanamo wieder zum Thema wird. 
                                                          
1315 Ebd. 
1316 Common Cause in Iran. In: LA Times vom 01.10.2003. 
1317 The Muscle of Diplomacy. In: LA Times vom 23.10.2003. 
1318 An Opening to Iran. In: LA Times vom 07.09.2004. 
1319 „Iran[’s announcement] […] might generate more enthusiasm if such promises hadn’t come to seem like a 
meaningless annual ritual.“ Iran’s Nuclear Freeze. In: LA Times vom 16.11.2004. 
1320 Don’t Jump the Gun in Iran. In: LA Times vom 21.11.2003. 
1321 „The military option is lousy because the Iranians have probably buried their secret nuclear research sites, so 
such targets couldn’t easily be hit by bombs even if U.S. intelligence services knew where they were – which 
[…] is itself a dubious proposition.“ There’s That Sound Again. In: LA Times vom 24.01.2005. 
1322 Ebd. 
1323 An Opening to Iran. In: LA Times vom 07.09.2004. 
1324 Ebd. 
1325 Iran’s Nuclear Freeze. In: LA Times vom 16.11.2004. 
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Stand in der „Times“ bisher vor allem die Rechtlosigkeit der Gefangenen in 
der Kritik, derweil sie die Bush-Administration gegenüber Misshandlungsvorwür-
fen in Schutz nahm, so erscheint ihr nach den Geschehnissen von Abu Ghraib alles 
Mögliche vorstellbar: „Now, […] the concerns [about torture and mistreatment at 
Guantanamo Bay] […] have become anything but hypothetical.“1326 Mehrfach sorgt 
sie sich jetzt um die Behandlung der Gefangenen,1327 wobei sie ferner zu bedenken 
gibt, dass angesichts der in Guantanamo vorherrschenden Bedingungen – strenge 
Geheimhaltung gepaart mit unbegrenzter Inhaftierung der Insassen – Misshand-
lungen und Folter unter Umständen sogar begünstigt würden.1328 
Mit dem Urteil des Obersten Gerichtshofs vom 28.06.2004 rückt dann wieder 
die rechtliche Situation der Gefangenen in den Vordergrund. Die Entscheidung des 
Supreme Courts im Rücken, welche den Gefangenen das Recht zuspricht, die 
Gründe ihrer Inhaftierung vor einem ordentlichen Gericht anzufechten, formuliert 
die „Times“ ihre bisher deutlichste Kritik an der Guantanamo-Praxis der Bush-
Administration: „What gives the government the right to arrest you and imprison 
you indefinitely without offering a reason or opportunity to appeal? The answer, in 
the United States, is: Nothing gives the government that right. It is hard to see what 
is left of American freedom if the government has the authority to make anyone on 
its soil […] disappear and then rule that no one can do anything about it.“1329 Aus-
drücklich wird die Rechtlosigkeit, in der sich die Guantanamo-Häftlinge befinden, 
als Außerkraftsetzung von Teilen der Verfassung angeprangert.1330 
In der Folge hofft die „Times“ dann vor allem auf eine rasche Umsetzung der 
Entscheidung des Obersten Gerichtshofs. Um die Dringlichkeit ihres Anliegens zu 
untermauern, führt sie die Aussagen etlicher Insassen an, die allesamt ihre Un-
schuld beziehungsweise Nichtzugehörigkeit zum Terrornetzwerk der al-Qaida be-
teuern.1331 Auch wenn die „Times“ deren Wahrheitsgehalt bewusst offen lässt 
(„claims“), wird suggeriert, dass zumindest ein Teil jener Klagen durchaus ihre Be-
rechtigung hat. Entsprechend prangert sie die weitere Verzögerungstaktik der 
Bush-Administration an. Nachdem den Gefangenen allerdings auch vier Monate 
später noch immer der juristische Beistand eines Anwalts verwehrt wird, spricht die 
„Times“ abermals von einer „Verfassungskrise“.1332 
  
                                                          
1326 „Trust Us“ Won’t Do. In: LA Times vom 12.05.2004. 
1327 Vgl. u.a. Beyond Those Sick Images. In: LA Times vom 04.05.2004; „Trust Us“ Won’t Do. In: LA Times vom 
12.05.2004; The Disaster of Failed Policy. In: LA Times vom 27.06.2004. 
1328 „Trust Us“ Won’t Do. In: LA Times vom 12.05.2004. 
1329 It’s Called Democracy. In: LA Times vom 29.06.2004. 
1330 Ebd. 
1331 Guantanamo Dawdle. In: LA Times vom 08.08.2004. 
1332 Guantanamo Stonewall. In: LA Times vom 30.10.2004. 
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Wie bereits erwähnt, bleiben die Geschehnisse von Abu Ghraib nicht ohne 
Auswirkungen auf die weitere Blattlinie der „Times“. Tatsächlich soll ihre Ein-
schätzung der amerikanischen Erfolgsaussichten im Irak künftig noch einmal deut-
lich pessimistischer ausfallen. Entsprechend betont die „Times“ gerade in den ers-
ten Wochen nach Bekanntwerden des Skandals immer wieder die verheerenden 
Folgen, die Abu Ghraib in der arabischen Welt hinterlassen habe.1333 So hält sie den 
angerichteten Schaden nicht nur für irreparabel,1334 auch eine seither vielfach re-
produzierte Aufnahme, welche die Gefreite Lynndie England mit einem nackten 
irakischen Gefangenen an einer Hundeleine im Schlepptau zeigt, gilt ihr als Schlüs-
selbild („iconic picture“) des amerikanischen Irak-Engagements.1335 
Zwar räumt auch die „Times“ ein, dass die Vorfälle in Abu Ghraib mitnichten 
für die „überwältigende Mehrheit“ der im Irak eingesetzten US-Soldaten stän-
den,1336 zugleich aber scheint sie der Einzeltätertheorie von Anfang an zu misstrau-
en. Immerhin fordert sie sogleich die Einberufung einer unabhängigen Untersu-
chungskommission, deren Nachforschungen sich auch auf andere US-
Gefangenenlager erstrecken sollten1337 – was keinen Sinn ergibt, ginge die „Times“ 
bei Abu Ghraib nur von Verfehlungen Einzelner aus. Gleiches gilt auch für ihre 
nur wenige Tage später geforderte Aufklärung darüber, wer wann welche Befehle 
erteilt hat.1338 
Nachdem ein erstes Memorandum aus den Reihen des US-Justizministeriums 
bekannt geworden ist, in welchem der Gebrauch auch folterähnlicher Verhörme-
thoden im Kampf gegen den Terror als „gerechtfertigt“ bezeichnet wird,1339 darf 
sich die „Times“ in ihrer ersten Skepsis bestätigt fühlen – und intensiviert darauf-
hin ihre Kritik. Nicht länger ist nur von Misshandlungen Gefangener die Rede, jetzt 
spricht die „Times“ auch ausdrücklich von „Folter“1340 und fordert personelle 
Konsequenzen ein: „The [so far known] […] 41 intelligence officers, CIA officials, 
contractors, medics and military police officers [that] either took part in the abuses 
or knew of them but did nothing to stop them, should force the resignation or  
firing of top officials, military or civilian.“1341 Mit letzterem kann eigentlich nur Ver-
                                                          
1333 Vgl. u.a. Beyond Those Sick Images. In: LA Times vom 04.05.2004; A Failure to Communicate. In: LA Times 
vom 06.05.2004; A Record of Misjudgment. In: LA Times vom 09.05.2004; Jolt of Reality to the Senate. In: LA 
Times vom 18.05.2004; The Disaster of Failed Policy. In: LA Times vom 27.06.2004. 
1334 „It is impossible to think of words or actions that could overcome the damage of the Abu Ghraib scandal in 
the Arab world.“ A Failure to Communicate. In: LA Times vom 06.05.2004. 
1335 The Disaster of Failed Policy. In: LA Times vom 27.06.2004. 
1336 Beyond Those Sick Images. In: LA Times vom 04.05.2004. 
1337 Ebd. 
1338 „What was the role of […] the Army chain of command?“ Bush’s Narrow Audience. In: LA Times vom 
11.05.2004. 
1339 Vgl. Jay S. Bybee, Memorandum from the Assistant Attorney General to Alberto Gonzales, Counsel to the 
President, Re: Standards of Conduct for Interrogation under 18 U.S.C. §§ 2340-2340A, 01.08.2002, S. 46. 
1340 Vgl. u.a. Twisting American Values. In: LA Times vom 09.06.2004; Disgraced by Silence. In: LA Times vom 
19.12.2004. 
1341 Path of Arrogance in Iraq. In: LA Times vom 27.08.2004. 
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teidigungsminister Rumsfeld gemeint sein. Zugleich sieht die „Times“ die offizielle 
Linie des Weißen Hauses, der zufolge es sich bei Abu Ghraib lediglich um die Ta-
ten einiger „few bad apples“ gehandelt habe, als endgültig diskreditiert an.1342 
Als dessen ungeachtet auch ein Jahr nach Bekanntwerden des Skandals nur 
untere Ränge verurteilt worden sind, fordert dies folgerichtig den Widerspruch der 
„Times“ heraus. Die bisherige Praxis, so ihre Kritik, nähre die Sorge, dass die Ar-
mee lediglich „Sündenböcke“ gesucht und verurteilt habe, derweil sie die höherran-
gigen Militärs verschone.1343 
6.3.2.3. Washington Post 
Auch die „Post“ beurteilt die Gesamtsituation Afghanistans, rund anderthalb Jahre 
nach dem Sturz der Taliban, als unbefriedigend. Noch immer gilt ihr der geringe 
Einfluss, den die Zentralregierung außerhalb Kabuls ausübt, als Hauptproblem, da 
in dem vorherrschenden Machtvakuum weitere destabilisierende Kräfte gedeihen 
würden – Warlords, Drogenhändler und seit einiger Zeit auch wieder Anhänger der 
Taliban.1344 Dabei erweckt sie zumeist den Eindruck, dass sich die Lage eher noch 
verschlimmere,1345 als dass Besserung in Sicht sei – etwa, weil mit der Ausweitung 
des ISAF-Mandats auf ganz Afghanistan und der Aufstockung der internationalen 
Schutztruppe zwei wesentliche Forderungen der „Post“ zumindest teilweise in Er-
füllung gehen. Lediglich am Ende dieser Untersuchungsphase wird der pessimisti-
sche Tonfall von einem verhalten optimistischen Kommentar unterbrochen: „It 
would be wrong to overlook the many ways in which Afghanistan’s political and 
economic reconstruction remains tenuous. […] Yet it also would be foolish to dis-
count the extraordinary advances Afghanistan has made in the past three years. Not 
only has most of the country enjoyed relative peace during that time, but per capita 
incomes have doubled, millions of children – including most girls – have returned 
to school, and […] 3 million refugees have returned home.“1346 Allein, die Ein-
schätzung bleibt eine Momentaufnahme; eine, die unmittelbar unter dem Eindruck 
der ersten freien Wahlen in Afghanistan zustande kam. 
Verantwortlich für die insgesamt als äußerst problematisch empfundene Ge-
samtsituation macht die „Times“ zunächst vor allem die Bush-Administration. Die-
se habe die Stationierung von ISAF-Einheiten außerhalb der afghanischen Haupt-
stadt nicht unterstützt und stattdessen lieber auf lokale Warlords gesetzt, so der 
                                                          
1342 Twisting American Values. In: LA Times vom 09.06.2004. 
1343 Beyond Abu Ghraib. In: LA Times vom 15.05.2005. 
1344 Facing the Warlords. In: Washington Post vom 09.04.2003. 
1345 „The country’s negative momentum.“ Ebd. – „Much of the country appears to be descending into the instabil-
ity of its past.“ Afghanistan’s Descent. In: Washington Post vom 19.04.2004. 
1346 Afghanistan Votes. In: Washington Post vom 09.10.2004. 
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häufigste Vorwurf der „Post“.1347 Ein Fehler, den sie der Bush-Administration 
selbst dann noch anlasten wird, als der UN-Sicherheitsrat längst via Resolution 
1510 die Ausweitung der ISAF auf das ganze Land beschlossen hat. Zu einer all-
mählichen Verlagerung der Schuldzuweisung kommt es erst im Zuge der Über-
nahme des ISAF-Oberkommandos durch die NATO seit dem 11.08.2003. Wohl 
weist die „Post“ unmittelbar im Anschluss nochmals auf die Verantwortung Wa-
shingtons hin, der man sich auch jetzt nicht entziehen könne.1348 Und doch rückt in 
der Folge zunehmend das mangelhafte Engagement der übrigen NATO-
Mitgliedsstaaten und hier insbesondere das der europäischen Bündnispartner in die 
Kritik. Immer wieder wird auf deren unzureichende Bereitschaft verwiesen, genü-
gend Soldaten zur Aufstockung der ISAF-Schutztruppe bereitzustellen.1349 Denn 
obgleich die „Post“ das NATO-Engagement ursprünglich begrüßt hatte,1350 geht 
aus ihrer Sicht mit der Kommandoübernahme eben auch eine deutlich größere 
Verantwortung für Afghanistan einher. Und so fungiert in der Folgezeit ausgerech-
net die deutsche Mission im nordafghanischen Kundus als Negativ-Beispiel für die 
Unzulänglichkeiten des NATO-Einsatzes: „So far the only NATO base outside of 
Kabul is in Kunduz, one of the country’s safest towns.“1351 
Obwohl sich die Kritik der „Post“ am Ende vor allem auf die Europäer kon-
zentriert, fordert sie zusätzliche Anstrengungen aller Parteien ein. Dass sie dabei an 
eine erfolgreiche Wende zum Besseren nach wie vor glaubt, macht ihr diesbezügli-
cher Appell an die westlichen Verbündeten ebenfalls deutlich: „U.S. and other 
Western leaders should be pointing out, to each other and to their publics, that na-
tion-building there [= in Afghanistan; J.G.] can work – and that it is consequently 
worthwhile to continue committing troops and aid to the effort.“1352 
Sofern die „Post“ in der zurückliegenden Untersuchungsphase überhaupt Kritik an 
der Irak-Politik Washingtons geäußert hatte, so bezog sich diese stets auf die gerin-
ge Zahl derer, welche die Bush-Administration auf internationaler Ebene von der 
Notwendigkeit eines Regimewechsels überzeugt hatte. Die Kriegsentscheidung als 
solche wurde hingegen nicht in Frage gestellt. 
Entsprechend betont die „Post“ mit Beginn der Operation „Iraqi Freedom“ 
auch noch einmal den Sinn des Kriegs am Golf: „The war that has now begun 
stands to end the single greatest threat to peace in the Middle East; it will help es-
                                                          
1347 Vgl. u.a. Facing the Warlords. In: Washington Post vom 09.04.2003; Soldiers for Reconstruction. In: Washing-
ton Post vom 21.09.2003; Committing to Afghanistan. In: Washington Post vom 02.02.2004. 
1348 „The transfer of power to NATO, however, does not absolve the United States of responsibility for Afghani-
stan; quite the contrary.“ A New Job for NATO. In: Washington Post vom 15.08.2003. 
1349 Vgl. u.a. Committing to Afghanistan. In: Washington Post vom 02.02.2004; Afghanistan’s Descent. In: Wa-
shington Post vom 19.04.2004. 
1350 Vgl. A New Job for NATO. In: Washington Post vom 15.08.2003. 
1351 Committing to Afghanistan. In: Washington Post vom 02.02.2004. Vgl. ferner Afghanistan’s Descent. In: 
Washington Post vom 19.04.2004. 
1352 Afghanistan Votes. In: Washington Post vom 09.10.2004. 
Phase 3: Vom Irak-Krieg bis zu den ersten freien irakischen Parlamentswahlen 327 
 
tablish that rogue states will not be allowed to stockpile chemical, biological or nu-
clear weapons in defiance of the international community. It will also free the long-
suffering Iraqi people, who have endured one of the cruelest and most murderous 
dictatorships of the past half-century.“1353 Einen Tag später geht die „Post“ sogar 
noch einen Schritt weiter und bezeichnet den Krieg nicht nur als „notwendig“, 
sondern charakterisiert ihn dergestalt, dass die USA gar keine andere Wahl gehabt 
hätten, als im Irak militärisch zu intervenieren: „We are ‚forced to war‘ […] because 
of Saddam Hussein’s repeated defiance of U.N. demands.“1354 Wenn die „Post“ 
allerdings im Anschluss an die Einnahme Bagdads sowie in den folgenden Wochen 
und Monaten vor allem die Befreiung der Iraker von der Tyrannei eines Diktators 
hervorhebt,1355 dann liegt zwar kein Widerspruch zu früheren Kriegsbegründungen 
vor, wohl aber eine erhebliche Verschiebung der eigenen Prioritäten. 
Obgleich also die „Post“ die Kriegsentscheidung der Bush-Administration bis 
auf Weiteres vollumfänglich unterstützt, kommt auch sie nicht umhin, die ausblei-
benden Fortschritte im Irak zu thematisieren. Erstmals geschieht dies schwer-
punktmäßig rund zwei Wochen nach dem „Ende der Hauptkampfhandlungen“ 
und geht einher mit erster vorsichtiger Kritik am Nachkriegsmanagement der US-
Regierung.1356 Noch freilich ist die „Post“ darum bemüht, nicht den Eindruck zu 
erwecken, als sei die Bush-Administration ursächlich verantwortlich für die sich 
abzeichnende Entwicklung. Zumindest was die Beschreibung der Nachkriegssitua-
tion im Irak betrifft, gibt die „Post“ aber schon bald jede Zurückhaltung auf und 
spricht unumwunden von einem „Guerillakrieg“.1357 Zuvor hatte sie bereits einge-
räumt, dass der Krieg mit dem Sturz Husseins nie wirklich geendet hatte, sondern 
einfach nahtlos weitergegangen sei.1358 
Weniger Probleme hat die „Post“ damit, der Bush-Administration die Schuld 
an der ausbleibenden internationalen Unterstützung zuzuschreiben. Schließlich hat-
te sie sich noch zu Kriegszeiten nachdrücklich für eine Beteiligung der Vereinten 
Nationen am Wiederaufbau des Irak ausgesprochen.1359 Dahinter stand neben dem 
Zugewinn an Legitimität für die künftige Interimsregierung vor allem auch die 
Überzeugung, dass die USA nicht imstande seien, den Aufbau des irakischen Staa-
                                                          
1353 First Strike. In: Washington Post vom 20.03.2003. 
1354 Speaking Out in Wartime. In: Washington Post vom 21.03.2003. 
1355 Vgl. u.a. Liberated Baghdad. In: Washington Post vom 10.04.2003; An Unfinished Mission. In: Washington 
Post vom 04.05.2003; Disinterring the Truth. In: Washington Post vom 16.05.2003; Iraq in Review. In: Wa-
shington Post vom 12.10.2003; A New Year in Iraq. In: Washington Post vom 04.01.2004. 
1356 „The first month of American rule suggests that the administration was unprepared for the challenges it would 
face and continues to lack the resources and skills to manage them.“ Iraq’s Untidy Postwar. In: Washington 
Post vom 13.05.2003. 
1357 A Good Day in Iraq. In: Washington Post vom 23.07.2003. 
1358 The Costs of Iraq. In: Washington Post vom 15.06.2003. 
1359 Vgl. u.a. After the War. In: Washington Post vom 03.04.2003; Final Battles. In: Washington Post vom 
06.04.2003; A Partnership for Iraq. In: Washington Post vom 08.04.2003; Liberated Baghdad. In: Washington 
Post vom 10.04.2003. 
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tes im Alleingang zu schultern: „The United States cannot manage postwar Iraq on 
its own.“1360 Als aber die Bush-Administration, voriger Einschätzung zum Trotz, 
Vereinte Nationen und europäische Kriegsgegner aus dem Nachkriegs-Irak heraus-
zuhalten sucht, fordert dies folgerichtig den Widerspruch der „Post“ heraus.1361 
Während sie sich zunächst noch mit einfachen Appellen begnügt,1362 werden die 
Rufe angesichts der erodierenden Sicherheitslage im Zweistromland schon bald 
drängender; die Schuldzuweisungen deutlicher.1363 Ohne erhebliche Zugeständnisse 
Washingtons, so die „Post“, sei mit zusätzlichen Truppen der internationalen Staa-
tengemeinschaft, welche die US-Armee vor Ort entlasteten, nicht zu rechnen: „The 
poor support is a direct result of the administration’s poor diplomacy […] and, in 
particular, its insistence on monopolizing control over Iraq while mostly excluding 
the United Nations.“1364 Auch fällt in diesem Zusammenhang immer wieder der 
Name Deutschlands.1365 Allerdings scheint die „Post“ hier weniger mit einer Ent-
sendung von Bundeswehrsoldaten zu rechnen, als vielmehr in der Tradition des 
zweiten Golfkriegs von 1991 mit finanzieller Unterstützung.1366 Erst als auch im 
Anschluss an UN-Resolution 1511 die erwartete internationale Entlastung aus-
bleibt, sucht die „Post“ die Schuldigen nicht mehr nur in Washington: „Officials 
hostile to the United States“, gibt sie sich jetzt überzeugt, „whether inside the U.N. 
secretariat or in the French and German government […] wish to see the U.S. mis-
sion isolated and punished.“1367 So rechnet die „Post“ auch nicht mehr länger mit 
zusätzlichen internationalen Truppen, jedenfalls so lange nicht, wie sich die Sicher-
heitslage im Land nicht entscheidend verbessert habe.1368 Ein Umstand, der bei der 
Redaktion erhebliche Irritationen auslöst; immerhin ignorierten Amerikas Verbün-
dete hier ihre eigenen Interessen: „Remarkably, major U.S. allies with capable mili-
tary forces, ranging from Germany and France to Turkey, India and Pakistan, con-
tinue to watch from the sidelines as Iraq flirts with a catastrophe that would be 
deeply damaging to their own interests.“1369 
  
                                                          
1360 Calling Allies. In: Washington Post vom 13.04.2003. 
1361 Vgl. u.a. Ending the Sanctions. In: Washington Post vom 22.04.2003; An Unfinished Mission. In: Washington 
Post vom 04.05.2003. 
1362 Vgl. u.a. Iraq’s Untidy Postwar. In: Washington Post vom 13.05.2003; The Iraq Resistance. In: Washington 
Post vom 29.06.2003. 
1363 Vgl. u.a. The Costs of Iraq. In: Washington Post vom 15.06.2003; Facing Reality in Iraq. In: Washington Post 
vom 08.07.2003; Dueling Timelines in Iraq. In: Washington Post vom 24.08.2003. 
1364 Facing Reality in Iraq. In: Washington Post vom 08.07.2003. 
1365 Vgl. u.a. The Iraq Resistance. In: Washington Post vom 29.06.2003; Facing Reality in Iraq. In: Washington Post 
vom 08.07.2003; Back to the United Nations. In: Washington Post vom 04.09.2003. 
1366 The Iraq Resistance. In: Washington Post vom 29.06.2003. 
1367 A Lonely Fight. In: Washington Post vom 04.11.2003. 
1368 A Way Forward in Iraq. In: Washington Post vom 02.05.2004. 
1369 The Iraq Crisis. In: Washington Post vom 11.04.2004. 
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Weil die „Post“ aber schon früh den Standpunkt vertreten hatte, dass die Ver-
einigten Staaten mit ihrem Einmarsch im Irak eine „Verpflichtung“1370 eingegangen 
seien, welche die Bereitstellung von Truppen und Material in ausreichender Zahl 
und mutmaßlich auf Jahre hinaus erfordere, gibt sie sich auch jetzt überzeugt da-
von, dass man diese Aufgabe nun eben primär allein bewältigen müsse. Entspre-
chende Appelle, die notwendigen Mittel bereitzuhalten beziehungsweise den Irak 
nicht im Stich zu lassen, erscheinen jetzt zunehmend im Zusammenhang mit dem 
demonstrativen Bekenntnis, dass ein Erfolg nach wie vor möglich sei: „Because we 
continue to believe that U.S. security is at stake, we also believe that the United 
States must be prepared to dedicate troops and financial resources to that goal until 
it is achieved, even if it takes years. In our judgment success is possible.“1371 Ganz 
ähnlich auch der nachfolgende Kommentar, nur drei Monate später: „Success may 
require more time […] or a longer and more costly commitment of U.S. troops. 
[…] If so, the administration […] must be prepared to pay the price.“1372 Wichtigs-
ter Stützpfeiler ihrer Argumentation ist dabei die Überzeugung, dass sich die Mehr-
heit der Iraker keine Rückkehr des alten Regimes beziehungsweise einen schiiti-
schen Gottesstaat nach iranischem Vorbild wünsche1373 – so hält die „Post“ auch 
bis zuletzt am Ziel der Demokratisierung des Irak sowie der Vision eines demokra-
tischen Nahen und Mittleren Ostens fest.1374 Vereinzelt aufkommende Zweifel an 
dieser Zielsetzung, etwa in der zweiten Jahreshälfte 2004, bleiben bis auf Weiteres 
die Ausnahme.1375 Entsprechend darf sich die „Post“ angesichts der hohen Wahl-
beteiligung bei den ersten freien Wahlen im Irak Ende Januar 2005 in ihrem Kurs 
bestätigt fühlen: „The day’s message was unmistakable: The majority of Iraqis sup-
port the emerging democratic order in their country, and many are willing to risk 
their lives for it.“1376 
Während sich die „Post“ in der Zielsetzung unbeirrt zeigt, sieht sie die Rolle 
der Bush-Administration im Nachkriegs-Irak nun zunehmend kritischer. Ein halbes 
Jahr nach dem Fall der irakischen Hauptstadt ist erstmals von „ernsten Fehlern“ 
die Rede, welche die US-Regierung bei ihrer Nachkriegsplanung gemacht habe und 
die sich als „höchst schädlich“ („highly damaging“) herausgestellt hätten.1377 Ver-
gleichbare Aussagen sind dann im weiteren Verlauf des Jahres 2004 noch häufiger 
                                                          
1370 Adjusting to Iraq. In: Washington Post vom 01.06.2003. 
1371 Iraq in Review. In: Washington Post vom 12.10.2003. 
1372 A New Year in Iraq. In: Washington Post vom 04.01.2004. 
1373 Vgl. u.a. The Ramadan Offensive. In: Washington Post vom 29.10.2003; Beyond Resoluteness. In: Washington 
Post vom 15.04.2004. 
1374 Vgl. u.a. A New Year in Iraq. In: Washington Post vom 04.01.2004; Mr. Kerry Revises. In: Washington Post 
vom 21.04.2004; Finding a Way in Iraq. In: Washington Post vom 09.05.2004; The Democracy Option. In: 
Washington Post vom 17.05.2004; The Iraq Debate. In: Washington Post vom 26.09.2004; Day of Loss. In: 
Washington Post vom 27.01.2005; A Vote to Persevere. In: Washington Post vom 31.01.2005. 
1375 Imperfect Elections. In: Washington Post vom 28.09.2004. 
1376 A Vote to Persevere. In: Washington Post vom 31.01.2005. 
1377 Iraq in Review. In: Washington Post vom 12.10.2003. 
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zu lesen.1378 Zwar sucht die „Post“ auch weiterhin die Schuld nicht ausschließlich 
bei der Bush-Administration – frei von jeglicher Eigenverantwortung sind die Ira-
ker schließlich auch nicht –, wohl aber gibt sie zu verstehen, dass vieles von dem, 
was im Irak passiert sei, bei besserer Planung vermeidbar gewesen wäre: „It may be 
that the current disorder in Iraq was inevitable following a U.S. invasion and that a 
wiser approach could not have prevented it. Yet we believe Mr. Bush could have 
achieved much more.“1379 
Ganz allmählich schwindet auch die uneingeschränkte Unterstützung der ei-
gentlichen Kriegsentscheidung. Vorsichtige Selbstkritik scheint bereits im Oktober 
2003 durch,1380 doch beruhigt sich die „Post“ bis auf Weiteres damit, dass die viel-
fältigen Nutzen des Krieges dessen Kosten bisher überstiegen. Gleichwohl mag sie 
sich auch ein halbes Jahres später noch immer nicht zu einem endgültigen Urteil 
durchringen, dafür sei es noch „zu früh“.1381 Und wiederum ein knappes halbes 
Jahr später rettet sich die „Post“ damit, dass eine abschließende Bewertung zumin-
dest teilweise unmöglich sei, weil man nicht wissen könne, wie sich Hussein bei 
einem weiteren Verbleib im Amt verhalten hätte: „Was the war justified even with 
all its faults […]? In our view the answer is partly unknowable, because no one 
knows how Saddam Hussein would have behaved if left to run his country, and 
partly knowable, only after we see how things evolve in Iraq.“1382 Uneingeschränkte 
Unterstützung für den Krieg am Golf liest sich jedenfalls anders, auch wenn die 
„Post“ abschließend noch einmal hervorhebt: „But we believe […] that the consen-
sus behind sanctions had eroded and that Saddam Hussein, freed from internatio-
nal pressure, would have rebuilt his arsenal.“1383 
Damit sind bereits die vermeintlichen Massenvernichtungswaffen des Irak an-
gesprochen, an deren Existenz auch die „Post“ zu diesem Zeitpunkt nicht mehr 
ernstlich glauben mag. Ganz anders hatte das noch Anfang Mai 2003 geklungen: 
„Evidence that has surfaced so far strongly suggests that illegal weapons or wea-
pons programs will be uncovered.“1384 Diese Einschätzung wird die „Post“ bis auf 
Weiteres auch in den kommenden Wochen noch vertreten, obgleich sich bereits 
erste Zweifel in die demonstrative Zuversicht mischen.1385 Noch Ende Juni ist sie 
versucht, die Stimmung zu beruhigen, indem sie die aufkommende Debatte als 
                                                          
1378 Vgl. u.a. The Iraq Crisis. In: Washington Post vom 11.04.2004; Troop Strength. In: Washington Post vom 
17.04.2004; Mr. Bush and Iraq. In: Washington Post vom 19.09.2004. 
1379 Mr. Bush and Iraq. In: Washington Post vom 19.09.2004. 
1380 „We believed the reconstruction would be long, costly and risky, and we judged nonetheless that intervention 
would be less risky than allowing Saddam Hussein to remain in power. Were we wrong? The honest answer is: 
We don’t yet know.“ Iraq in Review. In: Washington Post vom 12.10.2003. 
1381 A Way Forward in Iraq. In: Washington Post vom 02.05.2004. 
1382 Mr. Kerry and Iraq. In: Washington Post vom 13.09.2004. 
1383 Ebd. 
1384 An Unfinished Mission. In: Washington Post vom 04.05.2003. 
1385 „It still is possible – we’d say probable – that weapons will be found.“ Hunting Iraq’s Weapons. In: Washington 
Post vom 04.06.2003. Vgl. ferner Disinterring the Truth. In: Washington Post vom 16.05.2003. 
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„überhitzt und uninformiert“ abqualifiziert, derweil sie selbst in den nicht auffind-
baren Massenvernichtungswaffen weniger einen „Skandal“ denn ein „wirkliches 
Mysterium“ („genuine mystery“) sieht.1386 Erst nachdem der Chefermittler der 
„Iraq Survey Group“, David Kay, Anfang Oktober einen ersten 
Zwischenbericht1387 vorgelegt hat, räumt auch die „Post“ ein, dass „wichtige Teile 
der Anklage“ gegen Saddam Hussein wohl falsch gewesen seien.1388 Ausdrückliche 
Erwähnung finden allerdings nur Husseins Atomwaffenprogramm sowie dessen 
vermeintliche Fähigkeit, binnen Jahresfrist eine Kernwaffe zu bauen. 
Während die „Post“ also einerseits den Glauben an die Existenz der verbote-
nen irakischen Waffensysteme verliert, beginnt sie gleichzeitig damit, auf jene Ge-
fahren im weiteren Sinne zu verweisen, die dennoch von Hussein ausgegangen sei-
en – namentlich dessen Aufrechterhaltung von „Programmen“ zur Herstellung von 
Massenvernichtungswaffen.1389 Die Argumentation funktioniert dabei wie folgt: 
Hussein mag zwar im Vorfeld des Irak-Kriegs keine unmittelbare Bedrohung mehr 
gewesen sein, doch dank seines Wissens um die Herstellung chemischer und biolo-
gischer Kampfstoffe hätte er in Zukunft wieder zu einer ernsten Bedrohung für die 
Vereinigten Staaten und deren Verbündete werden können. Von dieser Linie wird 
die „Post“ auch mit Erscheinen des Abschlussberichts der „Iraq Survey Group“ 
nicht mehr abrücken; im Gegenteil – sieht sie sich doch in dessen Ausführungen 
bestätigt: „Saddam Hussein, it [= der Abschlussbericht; J.G.] says, was focused on 
ending international sanctions, which were crumbling before the crisis began. Had 
he succeeded, he would have resumed production of chemical weapons and pro-
bably a nuclear program as well.“1390 Was im Umkehrschluss nichts anderes bedeu-
tet, als dass die Kriegsentscheidung der US-Regierung und deren Unterstützung 
durch die „Post“ ihre Berechtigung hatten. 
Entsprechend nachsichtig auch der Umgang mit der Bush-Administration, wo 
immer diese in der Vergangenheit die irakische Gefahr falsch dargestellt hatte. Als 
schärfsten Vorwurf muss sie sich lediglich gefallen lassen, gewisse Einschätzungen 
ihrer Geheimdienste „übertrieben“ zu haben – und selbst hierfür zeigt die „Post“ 
Verständnis; sei es, weil sie ein solches Vorgehen für einen normalen Bestandteil 
der politischen Debatte hält,1391 sei es, weil vom Irak nichtsdestotrotz eine reelle 
                                                          
1386 Keep Looking. In: Washington Post vom 25.06.2003. 
1387 Vgl. David Kay, Statement on the Interim Progress Report on the Activities of the Iraq Survey Group, 
02.10.2003 (https://www.cia.gov/news-information/speeches-testimony/2003/david_kay_10022003.html; 
01.04.2014). 
1388 Mr. Kay’s Report. In: Washington Post vom 05.10.2003. 
1389 Vgl. u.a. ebd; Truth and Consequences. In: Washington Post vom 11.01.2004; Mr. Kay’s Truth-Telling. In: 
Washington Post vom 29.01.2004; Mr. Kerry and Iraq. In: Washington Post vom 13.09.2004; Weapons That 
Weren’t There. In: Washington Post vom 07.10.2004. 
1390 Weapons That Weren’t There. In: Washington Post vom 07.10.2004. 
1391 „Mr. Bush, Vice President Cheney and others sometimes restated the threat the intelligence agencies found in 
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political debate […].“ More to Learn. In: Washington Post vom 10.02.2004. 
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Gefahr ausgegangen sei.1392 Stets hingegen nimmt sie die Bush-Administration ge-
gen den Vorwurf der Lüge in Schutz,1393 und auch an unter Druck gesetzte Ge-
heimdienstanalysten glaubt sie nicht. Vielmehr habe man es mit einem genuinen 
Versagen der Geheimdienste zu tun: „It was […] the conclusion of multiple inde-
pendent investigations on both sides of the Atlantic […] that U.S. and British intel-
ligence agencies genuinely believed Iraq possessed weapons of mass destruction 
and that they were not led to that judgment by the Bush administration.“1394 
Schließlich, und dieses Argument taucht in einer Vielzahl von Kommentaren zum 
Thema auf, seien sowohl die Clinton-Administration als auch die Geheimdienste 
der Kriegsgegner zu den gleichen Schlüssen gelangt.1395 
Obwohl sich die Suche nach Iraks vermeintlichen Massenvernichtungswaffen be-
reits in die Länge zu ziehen beginnt und erste Zweifel an der Zuverlässigkeit der 
amerikanischen Geheimdienstinformationen aufkommen lässt, zweifelt die „Post“ 
zu keinem Zeitpunkt an den Intentionen des Iran. Noch im Mai 2003, also weniger 
als ein Jahr nach Aufdeckung der geheim gehaltenen Urananreicherungsanlage in 
Natanz, spricht die „Post“ bereits von „überzeugenden Beweisen“ („powerful evi-
dence“1396) für Teherans Streben nach Atomwaffen. Und auch künftig gibt sie vor, 
das Ziel der iranischen Machthaber genau zu kennen;1397 die bloße Möglichkeit ei-
nes Irrtums stellt sich ihr erst gar nicht. 
Derart überzeugt von der iranischen Bedrohung drängt die „Post“ frühzeitig 
zur Eile. Noch im September 2003 erklärt sie, dass nur noch wenig Zeit zur Beile-
gung des Konflikts auf diplomatischem Wege bleibe: „Time is running out for the 
Iranian program to be stopped by diplomatic or political means.“1398 Auch wenn 
die „Post“ erst Ende 2004 explizit zu der Feststellung gelangt, dass ein atomar be- 
  
                                                          
1392 „Mr. Bush, Vice President Cheney and other senior officials sometimes exaggerated the flawed intelligence they 
were given, even if they were correct in identifying Iraq as a threat.“ The Intelligence Mess. In: Washington 
Post vom 10.07.2004. 
1393 Vgl. u.a. What’s the Difference? In: Washington Post vom 19.12.2003; Truth and Consequences. In: Washing-
ton Post vom 11.01.2004; Mr. Tenet’s Exit. In: Washington Post vom 04.06.2004. 
1394 Iraq, Then and Now. In: Washington Post vom 15.06.2005. 
1395 Vgl. u.a. Hunting Iraq’s Weapons. In: Washington Post vom 04.06.2003; Keep Looking. In: Washington Post 
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1396 The Iranian Challenge. In: Washington Post vom 29.05.2003. 
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„Iran[’s] […] thinly disguised drive to develop nuclear weapons.“ Iran’s European Bargain. In: Washington 
Post vom 24.10.2003. 
1398 Iran’s Bomb. In: Washington Post vom 22.09.2003. 
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waffneter Iran „inakzeptabel“1399 sei, hat ihr Festhalten an Militärschlägen als letz-
tem Mittel lange zuvor deutlich gemacht, dass ihr zur Verhinderung einer irani-
schen Atombombe kaum ein Preis zu hoch ist.1400 
Was wiederum nicht bedeutet, dass die „Post“ offen für einen Angriff auf die 
iranischen Atomanlagen wirbt, geschweige denn einen militärisch herbeizuführen-
den Regimewechsel wie im Irak. Tatsächlich spricht sie sich die gesamte Untersu-
chungsphase hindurch gegen die Anwendung militärischer Mittel aus, zugleich aber 
stellt sie diese die längste Zeit über als mittelfristige Alternative dar,1401 so denn alle 
anderen Optionen zuvor versagt hätten. Bis dahin plädiert die „Post“ für einen har-
ten und entschlossenen Umgang mit dem Iran; „einen, der auf Sanktionen und 
nicht auf Bestechungsgeldern beruht“.1402 
Entsprechend skeptisch begleitet die Redaktion die europäischen Bemühun-
gen, eine Lösung auf dem Verhandlungsweg zu erzielen. So räumt sie Europas 
Festhalten an der „gescheiterten Politik des ‚kritischen Dialogs‘“ wenig Aussicht 
auf Erfolg ein.1403 Daran vermag auch der in der sogenannten Teheraner Erklärung 
vom 21.10.2003 erzielte Konsens nichts zu ändern. Nicht genug damit, dass die 
„Post“ in Teherans versprochener Aussetzung seiner Urananreicherung vor allem 
ein Ablenkungsmanöver sieht, um UN-Sanktionen zu entgehen – darüber hinaus 
vermutet sie auch noch unlautere Motive hinter der europäischen Verhandlungs-
führung: „It’s hard to judge to what degree the European initiative was motivated 
by a desire to preempt the Bush administration and undermine its tougher ap-
proach to Iran, though the gloating comments from the French and Germans sug-
gest that was an important factor.“1404 Nachdem schon bald deutlich wird, dass Te-
heran zumindest die Konstruktion von Zentrifugen zur Urananreicherung mitnich-
ten eingestellt hat, sehen sich die Europäer – und hier wiederum Frankreich und 
Deutschland im Besonderen – dem Vorwurf ausgesetzt, die weltweiten Fortschritte 
bei der Nichtverbreitung von Atomwaffen zu unterminieren.1405 Nachdem auch die 
IAEA in einer Resolution vom Juni 2004 zu dem Schluss gelangt ist, dass Teheran 
seinen Versprechungen mitnichten nachgekommen sei,1406 stellt die „Post“ nicht 
                                                          
1399 Facing Iran, With Europe. In: Washington Post vom 09.11.2004. 
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22.09.2003; Failed Preemption. In: Washington Post vom 18.06.2004; Facing Iran, With Europe. In: Washing-
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1402 Iran’s Bomb. In: Washington Post vom 22.09.2003. 
1403 Ebd. 
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ohne Genugtuung fest: „Nine months ago, […] some in Paris and Berlin smugly 
suggested that it [= die Bush-Administration; J.G.] had been given an object lesson 
by the Europeans in how ‚soft power‘ could be used to manage the rogue states in 
President Bush’s ‚axis of evil‘. This week, the European version of preemption is 
yielding its own bitter […] result. […] There can be no disguising the fact that the 
European strategy for handling one of the world’s most dangerous proliferation 
problems is proving feckless.“1407 
Von dieser konfrontativen Haltung gegenüber Europa lässt die „Post“ erst 
Ende 2004 allmählich ab. Zwar gilt ihr der europäische Umgang mit Teheran noch 
immer als zu nachsichtig,1408 gleichwohl rückt jetzt die Iran-Politik der Bush-
Administration in den Mittelpunkt der Kritik. So wird etwa die militärische Option, 
die zumindest von Teilen der US-Regierung ernsthaft in Erwägung gezogen wird, 
zunehmend skeptisch gesehen.1409 Auch Washingtons Nichtbeteiligung an den 
Atomgesprächen wird jetzt gerügt.1410 Schließlich sieht sich die US-Regierung dem 
Vorwurf ausgesetzt, durch ihre Drohung mit einem Regimewechsel ein gemeinsa-
mes amerikanisch-europäisches Vorgehen bisher verhindert zu haben.1411 Letzteres 
ist auch, worauf die „Post“ jetzt all ihre Hoffnungen setzt – eine „koordinierte 
transatlantische Strategie“ im Umgang mit Teheran soll das iranische Atompro-
gramm noch stoppen: „Since the United States already sanctions Iran and boycotts 
its government, the most practical means of influence available to the administra-
tion involve carrots, not sticks. Conversely, since European nations negotiate and 
do business with Iran […] a threat by Britain, France and Germany to support 
U.N. or even Western sanctions could have enormous influence in Tehran. […] A 
coordinated transatlantic strategy that employed both these levers […] might 
work.“1412 
Dass die „Post“ ihre Skepsis, inwieweit die iranischen Machthaber für derlei 
Mittel überhaupt empfänglich sind, noch lange nicht abgelegt hat, beweist gleich-
wohl ihr nachfolgender Einschub: „It might not; maybe there is no practical way to 
stop Iran from acquiring nuclear weapons.“1413 Die Resignation, die hier durch-
scheint, dürfte im Wesentlichen der Entwicklung im Irak geschuldet sein, die erah-
nen lässt, mit welchen Kosten eine ähnlich gelagerte Militäroperation im Iran ver-
bunden wäre. 
                                                                                                                                                                                     
Agreement in the Islamic Republic of Iran. Resolution adopted by the Board, 18.06.2004 (http:// 
www.iaea.org/Publications/Documents/Board/2004/gov2004-49.pdf; 01.04.2014). 
1407 Failed Preemption. In: Washington Post vom 18.06.2004. 
1408 Facing Iran, With Europe. In: Washington Post vom 09.11.2004. 
1409 „Military preemption […] is complicated by a lack of intelligence about the location of Iranian nuclear sites as 
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1410 The Choice on Iran. In: Washington Post vom 20.09.2004. 
1411 Facing Iran. In: Washington Post vom 06.12.2004. 
1412 Ebd. 
1413 Ebd. 
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Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „Post“ mit Blick auf 
mögliche Menschenrechts-Verletzungen in Guantanamo Bay vor allem den rechtlosen 
Zustand der Gefangenen moniert und hier auf Änderungen gedrängt. Umgekehrt 
schien ihr deren Behandlung durch Angehörige der US-Streitkräfte keine größeren 
Sorgen zu bereiten; immerhin wurde die Bush-Administration gegen etwaige Miss-
handlungsvorwürfe sogar ausdrücklich in Schutz genommen. 
Entsprechend steht auch in dieser Phase zunächst die rechtliche Situation der 
Gefangenen in der Kritik.1414 Zwar weist die „Post“ immer wieder auf die besonde-
ren Umstände des „Kriegs gegen den Terror“ hin, welche besondere Maßnahmen 
erfordern würden1415 – so hält sie etwa amerikanische Bundesgerichte für ungeeig-
net, Terrorverdächtigen den Prozess zu machen1416 –, zugleich aber stellt sie auch 
klar, dass es so wie bisher mit Guantanamo auf keinen Fall weitergehen könne: 
„The administration effectively asks Americans to tolerate the indefinite detention 
of large numbers of people with no charge, no accountability and no seeming ur-
gency about making the rule of law into a reality. […] [But] Guantanamo can’t re-
main a lawless human warehouse forever.“1417 Einen Ausweg glaubt die „Post“ in 
jenen von Präsident Bush bereits am 13.11.2001 befohlenen,1418 aber seither noch 
nicht realisierten Militärtribunalen zu erkennen. Diese seien zwar auch nicht per-
fekt, doch immer noch besser als eine dauerhafte Internierung ohne jeden Pro-
zess.1419 Obwohl sich zwischenzeitlich noch einmal Kritik an der voraussichtlichen 
Verfahrenspraxis der geplanten Tribunale entzündet, deren Ausgewogenheit und 
Fairness von der „Post“ offen in Frage gestellt werden,1420 überwiegt am Ende 
doch die Erleichterung darüber, dass es jetzt endlich einen Mechanismus zur Über-
prüfung des Status der Gefangenen gibt. Trotz eingestandener Defizite sieht die 
„Post“ das größte Problem nunmehr darin, dass derlei Tribunale nicht bereits vor 
zweieinhalb Jahren, also bei der Errichtung Guantanamos, eingeführt wurden. 
Denn, so die Begründung: „International law, after all, doesn’t demand much. It 
doesn’t forbid the administration from holding al Qaeda and Taliban captives as 
unlawful combatants or interrogating them for intelligence. It doesn’t give the de-
                                                          
1414 Vgl. Waiting at Guantanamo. In: Washington Post vom 03.11.2003; The Defense Speaks. In: Washington Post 
vom 18.01.2004. 
1415 Vgl. u.a. Waiting at Guantanamo. In: Washington Post vom 03.11.2003; The Defense Speaks. In: Washington 
Post vom 18.01.2004; Progress on Detainees. In: Washington Post vom 23.02.2004. 
1416 Waiting at Guantanamo. In: Washington Post vom 03.11.2003. Entsprechend reserviert reagiert die „Post“ 
auch im Anschluss auf das Urteil des Supreme Courts vom 28.06.2004, welches den Gefangenen von Guanta-
namo Bay das Recht einräumt, vor eben jenen Bundesgerichten die Gründe ihrer Haft überprüfen zu lassen – 
vgl. Supreme Rebuke. In: Washington Post vom 29.06.2004. 
1417 Justices at Guantanamo. In: Washington Post vom 11.11.2003. 
1418 Vgl. George W. Bush, President Issues Military Order. Detention, Treatment, and Trial of Certain Non-
Citizens in the War Against Terrorism, 13.11.2001 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/ 
releases/2001/11/20011113-27.html; 01.04.2014). 
1419 Time for Tribunals. In: Washington Post vom 31.01.2004. 
1420 Vgl. u.a. Some Progress on Detainees. In: Washington Post vom 09.03.2004; Detainee Lessons Unlearned. In: 
Washington Post vom 21.05.2004. 
336 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
tainees a right to counsel or a right to a full-fledged criminal trial. But it does re-
quire that before denying a detainee the protections due a prisoner of war, authori-
ties must hold a hearing before a ‚competent tribunal.‘“1421 
Dagegen zeigt sich die „Post“ nach Abu Ghraib zunehmend auch um das 
physische Wohlergehen der Gefangenen besorgt. Mehrfach wird jetzt die strikte 
Anwendung der Genfer Konvention verlangt;1422 eine Forderung, die so zuletzt 
Anfang 2002, nur wenige Wochen nach Überführung der ersten Terrorverdächti-
gen nach Kuba, Gegenstand eines Kommentars der „Post“ war. Ende Oktober 
2004 geht sie sogar soweit, die Nichtanwendung der Genfer Konvention in Guan-
tanamo – eine Entscheidung Bushs aus dem Februar 20021423 – nachträglich als 
„einen der schädlichsten Fehler seiner Präsidentschaft“ einzustufen.1424 Dies 
kommt nicht von ungefähr, erhebt sie doch mittlerweile den Vorwurf der systema-
tischen Folter, die, ausgehend von Guantanamo, schließlich auch das irakische Ge-
fängnis Abu Ghraib erfasst habe. 
Tatsächlich steht der Foltervorwurf schon im Raum, kaum dass die ersten 
Aufnahmen der Misshandlungen bekannt geworden sind: „Taken together, the 
photographs demonstrate some of the most demeaning, humiliating and shameful 
treatment of prisoners imaginable, short of actual physical torture.“1425 Nur wenige 
Tage später stellt die „Post“ dann ohne jede Einschränkung fest: In Abu Ghraib 
seien Gefangene „erniedrigt, geschlagen, gefoltert und ermordet worden“, derweil 
bis vor kurzem „niemand zur Verantwortung gezogen“ worden sei.1426 
Von Anfang an macht die „Post“ eine Systematik hinter den Misshandlungen 
aus, während sie zugleich die politische Verantwortung bei der Bush-
Administration sieht. Noch in einer ersten Reaktion zieht sie eine Verbindung zum 
leichtfertigen Umgang der US-Regierung mit völkerrechtlichen Standards wie etwa 
der Genfer Konvention, was wiederum zu einer Atmosphäre geführt habe, die ein 
Geschehen wie das von Abu Ghraib überhaupt erst ermöglicht hätte.1427 Immer 
wieder fällt in diesem Zusammenhang der Name des Verteidigungsministers: „The 
foundation for the crimes at Abu Ghraib was laid more than two years ago, when 
Mr. Rumsfeld instituted a system of holding detainees from Afghanistan not only 
                                                          
1421 Belated Reform. In: Washington Post vom 09.07.2004. 
1422 Vgl. u.a. Rule of Lawlessness. In: Washington Post vom 02.05.2004; A System of Abuse. In: Washington Post 
vom 05.05.2004; An Inadequate Response. In: Washington Post vom 08.05.2004; Finding a Way in Iraq. In: 
Washington Post vom 09.05.2004; The Policy of Abuse. In: Washington Post vom 16.05.2004; Remedies for 
Prisoner Abuse. In: Washington Post vom 07.06.2004; Mr. Kerry on Prisoners. In: Washington Post vom 
20.10.2004. 
1423 Vgl. George W. Bush, Memorandum from the president to the vice president et al. stating that al Qaeda and 
Taliban prisoners are not entitled to the protection of the Geneva Conventions, 07.02.2002. In: Jaffer/Singh, 
Administration of Torture, S. A6-A7. 
1424 Mr. Kerry on Prisoners. In: Washington Post vom 20.10.2004. 
1425 Rule of Lawlessness. In: Washington Post vom 02.05.2004. 
1426 Mr. Rumsfeld’s Responsibility. In: Washington Post vom 06.05.2004. 
1427 Rule of Lawlessness. In: Washington Post vom 02.05.2004. 
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incommunicado, without charge, and without legal process, but without any mea-
ningful oversight mechanism at all. Brushing off his violation of the Geneva Con-
ventions, Mr. Rumsfeld maintained that the system was necessary to extract im-
portant intelligence. But it was also an invitation to abuses.“1428 Ganz ähnlich der 
Tenor nur wenige Tage später: „We believe that Mr. Rumsfeld bears much of the 
responsibility for creating the legal and political climate in which the prison abuses 
occurred.“1429 Noch freilich kommt dies eher einer mittelbaren Verantwortung 
gleich, welche die „Post“ hier ausmacht. Später dann, nachdem die von Rumsfeld 
autorisierten harschen Verhörmethoden bekannt geworden sind, erkennt sie auch 
eine direkte beim Verteidigungsminister;1430 „in Teilen“ wird eine solche ebenfalls 
dem Präsidenten zugeschrieben: „The crimes at Abu Ghraib were, in part, the re-
sult of the 2002 decision by the president and his top aides to set aside the Geneva 
Conventions as well as standard U.S. doctrines for the treatment of prisoners.“1431 
Diesem Befund steht die offizielle Verteidigungslinie der Bush-Administration 
entgegen, die von Anfang an von Verfehlungen Einzelner spricht – was wiederum 
den entschiedenen Widerspruch der „Post“ herausfordert: „President Bush’s per-
sistence in describing the abuse of foreign prisoners as an isolated problem at one 
Iraqi prison is blatantly at odds with the facts seeping out from his administrati-
on.“1432 Immer öfter werden jetzt auch Klagen an den Aufklärungsbemühungen 
von US-Regierung und Pentagon laut;1433 gleich mehrfach ist von einer „Weißwa-
schung“ der politischen Führung die Rede.1434 Zur Begründung führt die „Post“ an, 
dass bisher nahezu ausschließlich niederrangige Soldaten strafrechtlich verfolgt 
wurden, darunter vor allem diejenigen, die auf den einschlägigen Fotos zu erkennen 
waren. Entsprechend fällt ihr Fazit, rund ein Jahr nach Bekanntwerden des Skan-
dals aus: „That the affair would end this way [= mit der Anklage nur einer Hand-
voll niederer Ränge; J.G.] is even more disgraceful for the American political sys-
tem than the abuses themselves.“1435 Ausdrücklich bedauert sie, dass gegen die poli-
tisch Verantwortlichen – explizit erwähnt werden Verteidigungsminister Rumsfeld, 
                                                          
1428 A System of Abuse. In: Washington Post vom 05.05.2004. 
1429 An Inadequate Response. In: Washington Post vom 08.05.2004. 
1430 „Interrogators and guards at Abu Ghraib […] were committing crimes, but they were not improvising. Most of 
what they did originally had been sanctioned by […] the defense secretary.“ Torture Policy. In: Washington 
Post vom 16.06.2004. 
1431 Closer to the Truth. In: Washington Post vom 26.08.2004. 
1432 The Homicide Cases. In: Washington Post vom 28.05.2004. 
1433 Vgl. u.a. Remedies for Prisoner Abuse. In: Washington Post vom 07.06.2004; Unanswered Questions. In: 
Washington Post vom 11.07.2004; An Army Whitewash. In: Washington Post vom 24.07.2004; Closer to the 
Truth. In: Washington Post vom 26.08.2004; A Failure of Accountability. In: Washington Post vom 
29.08.2004; A Failed Investigation. In: Washington Post vom 10.09.2004; The System Endures. In: Washington 
Post vom 05.12.2004; War Crimes. In: Washington Post vom 23.12.2004; More Excuses. In: Washington Post 
vom 13.03.2005; Impunity. In: Washington Post vom 26.04.2005. 
1434 Vgl. u.a. An Army Whitewash. In: Washington Post vom 24.07.2004; Closer to the Truth. In: Washington Post 
vom 26.08.2004; More Excuses. In: Washington Post vom 13.03.2005. 
1435 Impunity. In: Washington Post vom 26.04.2005. 
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der frühere CIA-Direktor George Tenet sowie der ehemalige juristische Berater des 
Weißen Hauses, Alberto Gonzales – erst gar nicht ermittelt worden sei.1436 Letztlich 
steht damit zumindest die Möglichkeit im Raum, dass sich die Spitzen von CIA und 
Pentagon auch in strafrechtlicher Hinsicht etwas haben zuschulden kommen lassen 
– schließlich lautet die Anklage der „Post“ in Bezug auf Abu Ghraib mittlerweile 
„Folter und Mord“.1437 
6.3.2.4. Chicago Tribune 
Schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „Tribune“ vergleichs-
weise frühzeitig das Interesse an Afghanistan verloren, und auch in dieser Phase er-
fährt das Thema kaum größere Aufmerksamkeit. Während der gesamten 22 Mona-
te erscheinen lediglich drei Kommentare, die sich mit der Situation am Hindukusch 
befassen. 
Trotzdem oder vielleicht gerade deshalb porträtiert die „Tribune“ Afghanistan 
als ein Land, das angesichts der Probleme, die sich im Irak abzeichneten, zuneh-
mend drohe, in Vergessenheit zu geraten.1438 Dies wird vor allem damit begründet, 
dass viele der Versprechungen, welche sowohl die USA als auch die internationale 
Staatengemeinschaft den Afghanen einst gemacht hätten, nicht eingehalten worden 
seien. So befänden sich zu wenig Truppen vor Ort, um die Sicherheit zu gewähr-
leisten, was wiederum zu Verzögerungen beim Wiederaufbau führe. 
Obgleich die „Tribune“ stets die Versäumnisse der „internationalen Gemein-
schaft“1439 beziehungsweise das Ausbleiben „internationaler Hilfe“1440 anprangert, 
sieht sie doch vor allem die übrigen NATO-Mitgliedsstaaten in der Pflicht, mehr 
für Afghanistan zu tun – jetzt, wo das nordatlantische Verteidigungsbündnis die 
Verantwortung für die ISAF-Schutztruppe übernommen hat. Eine kurze Gegen-
überstellung der jeweiligen Truppenstärke – 6500 NATO-Soldaten auf der einen, 
20 000 US-Soldaten auf der anderen Seite – macht deutlich, bei wem die „Tribune“ 
noch Reserven vermutet. Weil aber die Europäer den Angriff auf Afghanistan nicht 
nur mit großer Mehrheit unterstützt haben, sondern ein erfolgreicher Ausgang des 
Konflikts auch in ihrem Interesse liegt, reagiert die „Tribune“ mit Unverständnis: 
„It’s not terribly surprising that NATO would be reluctant to send forces to help in 
Iraq since the American invasion was so unpopular in Europe. It’s harder to ima-
gine why Europeans would be so miserly when it comes to Afghanistan. […] Two  
  
                                                          
1436 Ebd. 
1437 „The appalling truth is that there has been no remedy for the documented torture and killing of foreign prison-
ers by this American government.“ War Crimes. In: Washington Post vom 23.12.2004. 
1438 „There is a danger that as concern grows over disorder in Iraq, Afghanistan will be allowed to slip further back 
on an ever-growing list of national priorities.“ Don’t forget Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 20.05.2003. 
1439 Ebd. 
1440 NATO is failing Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 24.06.2004. 
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and a half years after the war against the Taliban, it’s apparently easier for our Eu-
ropean allies to tell us why they won’t help in Iraq than to finish a job they commit-
ted themselves to in Afghanistan.“1441 
Wohl hatte die „Tribune“ die Entscheidung der Bush-Administration für einen 
Krieg am Golf am Ende nicht nur unterstützt, sondern sogar selbst zur Eile ge-
drängt, bevor sich die Witterungsbedingungen im Irak weiter zu Ungunsten der 
US-Armee verschlechtert hätten. Doch war dieser Entscheidung ein langer Abwä-
gungsprozess vorausgegangen, in dem sie sich zunächst eher als Skeptikerin positi-
oniert hatte, in deren Augen die Risiken eines Kriegs dessen möglichen Nutzen 
überstiegen. Den Aufmarsch in der Region hatte sie vor allem als Drohkulisse ver-
standen, um Hussein doch noch zum Einlenken zu bewegen; darüber hinaus war es 
ihr in erster Linie um die Entwaffnung eines Diktators, weniger um die Entmach-
tung desselben zwecks Befreiung eines unterdrückten Volkes gegangen. 
Umso nachdrücklicher rechtfertigt sie, nachdem der Krieg begonnen hat, den 
Einmarsch im Irak. Dies beginnt schon bei der Schuldfrage – nicht die Bush-
Administration und deren Verbündete, sondern Hussein selbst wird primär für die 
militärische Auseinandersetzung verantwortlich gemacht: „By his threats and his 
scorn, Saddam Hussein asked for this war. Now he has it.“1442 Des Weiteren veror-
tet sie beim UN-Sicherheitsrat ein gehöriges Maß an Mitverantwortung für den 
Krieg, nachdem dieser zuvor auf die Durchsetzung seiner Resolutionen verzichtet 
hatte. Am deutlichsten – und zugleich wie einen Freispruch für die Bush-
Administration – formuliert die „Tribune“ diesen Vorwurf vier Tage nach Kriegs-
beginn, wenn es heißt: „We don’t see the war in Iraq as a failure of Bush admi-
nistration diplomatic efforts […]. We see this war as the necessary result of the  
failure of 12 years of world diplomatic efforts to disarm Hussein.“1443 Ansonsten 
aber dominiert jetzt und vor allem in den Wochen nach dem Fall Bagdads eine an-
dere Kriegsbegründung, namentlich die Befreiung der Iraker selbst.1444 Verstärkt 
wird dieser Eindruck noch durch die eindringliche Beschreibung der Verbrechen 
des alten Regimes,1445 welche erst der amerikanische Einmarsch im Irak beendet 
habe. 
                                                          
1441 Ebd. 
1442 War in the cradle of civilization. In: Chicago Tribune vom 20.03.2003. 
1443 Building peace after Saddam. In: Chicago Tribune vom 24.03.2003. 
1444 Vgl. u.a. The fall of Baghdad. In: Chicago Tribune vom 23.03.2003; Building peace after Saddam. In: Chicago 
Tribune vom 24.03.2003; Lessons of a lightning-fast war. In: Chicago Tribune vom 10.04.2003; The morning 
after. In: Chicago Tribune vom 13.04.2003; Judging a war. In: Chicago Tribune vom 20.04.2003; The dawn of 
hope for a new Iraq. In: Chicago Tribune vom 25.05.2003; The „Gotcha!“ duel over Iraq. In: Chicago Tribune 
vom 08.06.2003. 
1445 „Hussein […] slaughter[ed] […] his people on a scale the modern world has not often seen.“ The „Gotcha!“ 
duel over Iraq. In: Chicago Tribune vom 08.06.2003. Vgl. ferner The dawn of hope for a new Iraq. In: Chicago 
Tribune vom 25.05.2003. 
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Dass im Nachkriegs-Irak allerdings mitnichten alles nach Plan verläuft, wird 
auch von der „Tribune“ rasch realisiert. „If the Iraq war went better than expected 
– faster and with lighter casualties than feared – then the rebuilding so far has been 
just the opposite“, konstatiert sie bereits in der dritten Maiwoche 2003.1446 Noch 
allerdings nimmt die Redaktion die Bush-Administration ausdrücklich in Schutz; es 
sei „unrealistisch“1447 gewesen, einen fließenden Übergang zu Demokratie und 
Marktwirtschaft zu erwarten. Gleichzeitig aber scheint sich auch die „Tribune“ der 
Dimension der bevorstehenden Aufgaben bewusst zu werden, jedenfalls betont sie 
ein ums andere Mal, welch „langer Weg“ es noch zur Demokratie im Irak sei1448 
und dass dieses Engagement voraussichtlich Jahre in Anspruch nehmen werde.1449 
Vier Wochen später ist von derlei Zurückhaltung nur noch wenig zu spüren; 
nunmehr erkennt die „Tribune“ einen reellen Zusammenhang zwischen der man-
gelhaften Nachkriegsplanung der Bush-Administration und der Sicherheitslage im 
Zweistromland: „There’s strong evidence that it [= die US-Regierung; J.G.] didn’t 
plan as well for […] the war’s aftermath – widescale looting and lawlessness, at-
tempts by extremists to exploit a temporary power vacuum, a devastated Iraqi po-
lice force.“1450 Wiederum nur vier Wochen später ist bereits von einem „Guerilla-
krieg“ die Rede, auf den die US-Militärs nicht vorbereitet gewesen seien.1451 
In dem Maße, in dem sich die Sicherheitslage zunehmend verschärft, wandelt 
sich auch die Einstellung der „Tribune“ zu einer möglichen Beteiligung der Verein-
ten Nationen im Irak. Zwar hatte sie eine solche bereits zu Kriegszeiten gefordert, 
unter anderem um den Eindruck zu entkräften, dass die USA an Euphrat und Ti-
gris lediglich ein ihnen genehmes Marionettenregime installieren wollten.1452 Aller-
dings hatte sie eine größere Rolle für die UN auch an Bedingungen geknüpft – kei-
ne Beteiligung ohne die Bereitstellung von Mensch und Material für den Irak: „It 
will be in the U.S. interest to accept and encourage a substantial UN role in the re-
building of Iraq – as long as it comes with a substantial commitment of money and 
personal from UN members.“1453 Diese Einstellung aber lässt sich schon bald nicht 
mehr aufrechterhalten; zu schwer wiegt die Erkenntnis, dass es vor allem die USA 
sind, die im Irak auf Hilfe angewiesen seien. So drängt die Redaktion in den darauf-
folgenden Wochen die Bush-Administration mit Nachdruck dazu, ihren „Lone 
                                                          
1446 Getting on track in Iraq. In: Chicago Tribune vom 21.05.2003. 
1447 Ebd. 
1448 A long road to Iraq’s democracy. In: Chicago Tribune vom 29.04.2003. 
1449 The dawn of hope for a new Iraq. In: Chicago Tribune vom 25.05.2003. Vgl. ferner Rebuild Iraq, with world’s 
help. In: Chicago Tribune vom 29.06.2003. 
1450 Ebd. 
1451 The international stake in Iraq. In: Chicago Tribune vom 31.07.2003. 
1452 Vgl. u.a. Iraq on the day after Hussein. In: Chicago Tribune vom 28.03.2003; How to rebuild Iraq. In: Chicago 
Tribune vom 09.04.2003. 
1453 Iraq on the day after Hussein. In: Chicago Tribune vom 28.03.2003. 
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Ranger“-Komplex1454 abzulegen und den Vereinten Nationen mehr Verantwortung 
zu übertragen. Denn noch scheint die „Tribune“ davon auszugehen, dass die inter-
nationale Staatengemeinschaft nur auf ein Zeichen von Bush warte, um im Irak 
auszuhelfen: „The rebuilding of Iraq […] will require help from the entire world. 
The U.S. must move forcefully now to solicit that help, while the world’s willing-
ness to help is keen.“1455 
Nach dem verheerenden Bombenanschlag auf das UN-Hauptquartier in Bag-
dad vom 19.08.2003 wird sie diese Einschätzung jedoch zunehmend revidieren. 
Gilt ihr doch das tödliche Attentat auf die Weltorganisation gleichsam als Fanal, 
dass Amerika und die internationale Staatengemeinschaft im Irak die gleichen Inte-
ressen hätten und entsprechend zusammenarbeiten sollten: „In the wake of Tues-
day’s horrific bombing, the U.S. should no longer pretend that, almost alone, it can 
pacify Iraq. And the major European and other governments that hold great influ-
ence within the UN should accept more responsibility for curbing the murders and 
atrocities now occurring in Iraq.“1456 Noch einmal wird sie ganz in diesem Sinn An-
fang September die Forderung aufstellen, den Irak mit zehntausenden internationa-
ler Truppen regelrecht „zu fluten“, doch schon hier beklagt sie vor allem die Zu-
rückhaltung bei den Verbündeten: „The world has a keen interest in seeing Iraq 
emerge from Saddam Hussein’s dictatorship into a model democracy for a troubled 
region. Yet many countries that opposed the war have been content to sit on the 
sidelines while the U.S. and its allies struggle to achieve that. […] That must change 
now.“1457 Als jedoch auch in der Folgezeit die internationale Unterstützung weitge-
hend ausbleibt, reagiert die „Tribune“ mit Unverständnis,1458 bisweilen sogar mit 
Verbitterung.1459 Obwohl sie spätestens Mitte November die Hoffnung auf zusätz-
liche internationale Hilfe aufgegeben hat,1460 bleibt die mangelhafte Unterstützung 
der Verbündeten ein regelmäßig wiederkehrender Kritikpunkt.1461 So regelmäßig, 
dass er die lediglich sporadische Thematisierung amerikanischer Versäumnisse im 
                                                          
1454 Rebuild Iraq, with world’s help. In: Chicago Tribune vom 29.06.2003. Vgl. ferner A long road to Iraq’s democ-
racy. In: Chicago Tribune vom 29.04.2003; Getting on track in Iraq. In: Chicago Tribune vom 21.05.2003; The 
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1455 Rebuild Iraq, with world’s help. In: Chicago Tribune vom 29.06.2003. 
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1458 Vgl. u.a. Will the world blink again? In: Chicago Tribune vom 07.09.2003; Don’t cut and run in Iraq. In: Chica-
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1459 The UN’s empty promises. In: Chicago Tribune vom 17.10.2003. 
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strength. In: Chicago Tribune vom 11.11.2003. 
1461 Vgl. u.a. Democracy in a hurry. In: Chicago Tribune vom 07.12.2003; Payback in Iraq. In: Chicago Tribune 
vom 11.12.2003; Returning the UN to Iraq. In: Chicago Tribune vom 19.01.2004; The second battle for Iraq. 
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protecting Iraq. In: Chicago Tribune vom 14.12.2004. 
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Nachkriegs-Irak – wie etwa die zu geringe Truppenzahl1462 – bei weitem in den 
Schatten stellt. Nahezu die gesamte Untersuchungsphase hindurch, zuletzt im De-
zember 2004, erhebt die „Tribune“ Klagen wie die folgenden: „Russia, France and 
Germany haven’t lifted a finger to help in Iraq, even though a peaceful, stable and 
democratic Iraq is in the world’s vital interest.“1463 – „There’s no excuse for nations 
like France, Germany and Russia to stiff Iraq on troops and other aid.“1464 Wenn 
dabei auch immer wieder der Name Deutschlands fällt,1465 so geschieht dies zwar 
stets im Zusammenhang mit anderen Kriegsgegnern wie Frankreich oder Russland. 
Allerdings gesteht die „Tribune“ der Bundesrepublik auch nicht länger eine Son-
derrolle zu – wie selbstverständlich erwartet sie von Deutschland, dass der Ver-
bündete Soldaten für die mögliche Entsendung einer multinationalen Friedens-
truppe unter UN-Mandat in den Irak bereitstelle. 
Ungeachtet der ausbleibenden internationalen Hilfe macht die „Tribune“ al-
lerdings deutlich, dass die USA, einmal im Irak, gar keine andere Wahl hätten als 
den Irakern auch künftig beizustehen: „There is no choice in Iraq but to stay and 
fight until the Iraqis are able to form a free, democratically elected government and 
begin to battle the opposition themselves.“1466 Dabei spricht sie sich nicht nur 
mehrfach gegen einen vorzeitigen Abzug der US-Armee aus,1467 auch weitere 
Truppenaufstockungen werden von ihr in Erwägung gezogen.1468 Diese Forderung 
wird zum einen argumentativ untermauert mit dem Szenario eines Irak, der in Cha-
os und Bürgerkrieg zu versinken drohe, sollten die USA das Land überstürzt verlas-
sen. Zum anderen betont die „Tribune“ das angestrebte Ziel, welches es wert sei, 
dafür zu kämpfen und gegebenenfalls zu sterben1469 – namentlich ein freier Irak mit 
einer demokratisch legitimierten Regierung. Von dieser Zielsetzung wird die „Tri-
bune“ die gesamte Untersuchungsphase hindurch nicht abrücken;1470 auch und ge-
                                                          
1462 Vgl. u.a. Rebuild Iraq, with world’s help. In: Chicago Tribune vom 29.06.2003; … as U.S. mulls troop strength. 
In: Chicago Tribune vom 11.11.2003; The Rumsfeld drumbeat. In: Chicago Tribune vom 07.05.2004. 
1463 Payback in Iraq. In: Chicago Tribune vom 11.12.2003. 
1464 The world warms to a new Iraq. In: Chicago Tribune vom 09.06.2004. 
1465 Vgl. u.a. Payback in Iraq. In: Chicago Tribune vom 11.12.2003; The second battle for Iraq. In: Chicago Tribune 
vom 08.04.2004; The world warms to a new Iraq. In: Chicago Tribune vom 09.06.2004; Will the world help 
Iraq? In: Chicago Tribune vom 20.09.2004; Protecting troops, protecting Iraq. In: Chicago Tribune vom 
14.12.2004. 
1466 Don’t cut and run in Iraq. In: Chicago Tribune vom 29.10.2003. Vgl. ferner Getting on track in Iraq. In: Chica-
go Tribune vom 21.05.2003; Rebuild Iraq, with world’s help. In: Chicago Tribune vom 29.06.2003; The cost of 
commitment in Iraq. In: Chicago Tribune vom 08.09.2003; Paying for peace in Iraq. In: Chicago Tribune vom 
08.10.2003. 
1467 Vgl. u.a. … as U.S. mulls troop strength. In: Chicago Tribune vom 11.11.2003; Why is the U.S. in Iraq? In: 
Chicago Tribune vom 13.05.2004; … and our long path home. In: Chicago Tribune vom 31.01.2005. 
1468 Vgl. u.a. … as U.S. mulls troop strength. In: Chicago Tribune vom 11.11.2003; Protecting troops, protecting 
Iraq. In: Chicago Tribune vom 14.12.2004. 
1469 „The loss of more than 1,400 American lives in Iraq has brought this nation incalculable pain. Time and again, 
though, after prior wars, Americans have concluded that securing other people’s freedom was worth the cost 
here at home.“ The true insurgency… In: Chicago Tribune vom 31.01.2005. 
1470 Vgl. u.a. Exporting democracy to Iraq. In: Chicago Tribune vom 04.07.2003; Paying for peace in Iraq. In: Chi-
cago Tribune vom 08.10.2003; Don’t cut and run in Iraq. In: Chicago Tribune vom 29.10.2003; Democracy in a 
hurry. In: Chicago Tribune vom 07.12.2003; The trial of Saddam Hussein. In: Chicago Tribune vom 
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rade angesichts der eskalierenden Gewalt wird sie ihre Leser mit fast schon de-
monstrativem Optimismus daran erinnern: „The bombs and bullets of Iraqi insur-
gents desperate to disrupt th[e] march toward democracy and freedom will likely 
prove as futile as the resistance of those Japanese [= am Ende des Zweiten Welt-
kriegs; J.G.].“1471 
Schließlich nutzt die „Tribune“ die Errichtung eines demokratischen Staats-
apparates auch als wichtiges Argument zur Verteidigung des Krieges selbst. So wird 
sie die Abhaltung der ersten freien Parlamentswahlen Ende Januar 2005 als Bestäti-
gung des amerikanischen Engagements darstellen: „For them [= die Iraker; J.G.] – 
and for the Americans, Australians, Britons, Poles and others who have sacrificed 
blood and treasure to plant liberty in their land – Sunday’s enthusiastic turnout was 
a proud achievement. In less than two years, the people of Iraq have advanced 
from dictatorship to sovereignty to courageous self-rule.“1472 Hier zeigt sich, was 
sich schon unmittelbar nach Beginn der Operation „Iraqi Freedom“ angedeutet 
hatte und jetzt, im weiteren Verlauf des Jahres 2004, seine Fortsetzung findet: dass 
die „Tribune“ noch immer ein starkes Bedürfnis zur Rechtfertigung der Kriegsent-
scheidung verspürt. In regelmäßigen Abständen gibt die Redaktion zu verstehen, 
dass sie am damaligen Entschluss der Bush-Administration zur Intervention auch 
nach wie vor nicht zweifelt. Den Auftakt bildet ein Kommentar im Februar 2004, 
in dem es heißt: „The view here is that it [= der Irak-Krieg; J.G.] was a noble and 
valuable effort, that the end of Saddam Hussein’s regime has made the world more 
secure.“1473 Drei Monate später sieht sich die „Tribune“ dann dazu veranlasst, an-
gesichts wachsender Zweifel in der US-Bevölkerung am Sinn der Invasion, ihre 
ehedem angeführten Kriegsgründe in einem zentralen Leitartikel zu hinterfra-
gen.1474 Dessen Ergebnis fällt eindeutig aus – von den sechs genannten Gründen 
hätten immerhin fünf nichts von ihrer Gültigkeit verloren. Lediglich die vermuteten 
Massenvernichtungswaffen des Irak habe es so wohl nicht gegeben. Doch selbst 
diesen Umstand wird die „Tribune“ in der Folgezeit noch zu relativieren suchen, 
indem sie auf die irakischen Fähigkeiten zur Wiederaufrüstung mit chemischen und 
biologischen Kampfstoffen verweist, so erst einmal die UN-Sanktionen gefallen 
wären.1475 
                                                                                                                                                                                     
16.12.2003; The dignity of a constitution. In: Chicago Tribune vom 11.01.2004; The soldiers’ sacrifices in Iraq. 
In: Chicago Tribune vom 16.02.2004; Why is the U.S. in Iraq? In: Chicago Tribune vom 13.05.2004; The right 
side of history in Iraq. In: Chicago Tribune vom 16.06.2004; Independence Day in Iraq. In: Chicago Tribune 
vom 29.06.2004; Why terrorists fear democracy. In: Chicago Tribune vom 05.01.2005; The election over here. 
In: Chicago Tribune vom 19.01.2005; The true insurgency…. In: Chicago Tribune vom 31.01.2005. 
1471 The right side of history in Iraq. In: Chicago Tribune vom 16.06.2004. 
1472 The true insurgency…. In: Chicago Tribune vom 31.01.2005. 
1473 The soldiers’ sacrifices in Iraq. In: Chicago Tribune vom 16.02.2004. 
1474 Why is the U.S. in Iraq? In: Chicago Tribune vom 13.05.2004. 
1475 Vgl. u.a. Weapons and war. In: Chicago Tribune vom 30.01.2004; Flawed intel and UN booty. In: Chicago 
Tribune vom 07.10.2004; Voters and the Duelfer report. In: Chicago Tribune vom 29.10.2004; Hide-and-seek 
in Iraq. In: Chicago Tribune vom 14.01.2005. 
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Tatsächlich hatte die „Tribune“ nach Beginn der Invasion zunächst noch fest 
an die Existenz besagter Waffensysteme geglaubt.1476 Zwar schwindet ihre anfängli-
che Zuversicht, dass die irakischen Massenvernichtungswaffen rasch gefunden 
werden, schon nach wenigen Wochen, doch noch immer mahnt sie zur Geduld: 
„The facts about Iraqi weapons […] may not be known for weeks, months, years. 
A much more complicated story will emerge, as it always has, as it always will, but 
rarely when we need it most.“1477 Erst nachdem der Leiter der „Iraq Survey 
Group“, David Kay, seinen ersten Zwischenbericht Anfang Oktober 2003 vorge-
legt hat, zieht die „Tribune“ erstmals die Möglichkeit in Erwägung, dass Husseins 
Waffen gar nicht existiert haben1478 – zuvor hatte sie dies lediglich im Fall des 
mutmaßlichen irakischen Atomwaffenprogramms eingeräumt.1479 
Während also die Diskrepanz zwischen den im Vorfeld des Krieges vermute-
ten Waffenarsenalen des Irak einerseits und den ausbleibenden Funden andererseits 
kontinuierlich wächst, beginnt auch die „Tribune“ damit, die prominenteste 
Kriegsbegründung der Bush-Administration vorsichtig zu hinterfragen. Allerdings 
nimmt sie diese gegen den Vorwurf der Lüge ausdrücklich in Schutz.1480 Zeitweilig 
hält sie es zwar für denkbar, dass Washington vermeintliche Beweise künstlich 
„aufgebauscht“ habe,1481 doch wird dieses Szenario sogleich als wenig wahrschein-
lich zurückgewiesen. Stattdessen argumentiert die „Tribune“ damit, dass die US-
Regierung mit ihren Vermutungen mitnichten allein war – und führt als Kronzeu-
gen die der Unterstützung Bushs unverdächtigen Präsidenten Bill Clinton und  
Jacques Chirac an: „As it stands, history will record a mistaken belief in weapons of 
mass destruction as one vocally shared by Bill Clinton and Jacques Chirac.“1482 Ent-
sprechend erkennt die „Tribune“ auch vor allem ein Versagen der Geheimdienste, 
welches sie mit früheren Fehleinschätzungen in den 1990er Jahren, den Erfahrun-
gen des 11. September und Husseins fortgesetzten Täuschungsmanövern zu erklä-
ren sucht: „It could be said that the intelligence services didn’t detect and prevent 
the Sept. 11 terrorist attacks because of a lack of imagination. […] And yet, it could 
be said that the intelligence services oversold the threat posed by Iraq because they 
had too much [Hervorhebung im Original; J.G.] imagination. […] In other words, the 
                                                          
1476 Vgl. u.a. The lingering danger of Iraq. In: Chicago Tribune vom 08.04.2003; Judging a war. In: Chicago Tribune 
vom 20.04.2003; Let UN inspectors join the hunt. In: Chicago Tribune vom 23.04.2003. 
1477 The story of the Gulf of Tonkin. In: Chicago Tribune vom 07.08.2003. 
1478 Reading Saddam’s mind. In: Chicago Tribune vom 05.10.2003. 
1479 Questioning the case for war. In: Chicago Tribune vom 10.07.2003. 
1480 The story of the Gulf of Tonkin. In: Chicago Tribune vom 07.08.2003. 
1481 „If U.S. intelligence knowingly exaggerated Hussein’s weapons – or if the administration hyped ambiguous spy 
reports – the credibility of the Bush administration will suffer.“ The „Gotcha!“ duel over Iraq. In: Chicago 
Tribune vom 08.06.2003. 
1482 Why is the U.S. in Iraq? In: Chicago Tribune vom 13.05.2004. Vgl. ferner The „Gotcha!“ duel over Iraq. In: 
Chicago Tribune vom 08.06.2003; Weapons and war. In: Chicago Tribune vom 30.01.2004; The road to war – 
Biological and chemical weapons. In: Chicago Tribune vom 20.11.2005. 
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spies didn’t want to get it wrong a second time. But they did.“1483 Davon, dass die 
Bush-Administration die Geheimdienste ihrerseits unter Druck gesetzt habe, will 
die „Tribune“ indes nichts wissen1484 – und zitiert als Beleg immer wieder aus den 
einschlägigen Untersuchungsberichten.1485 
Stärker noch als im Bestreben, die Bush-Administration gegen den Vorwurf 
der absichtlichen Täuschung in Schutz zu nehmen, ist die „Tribune“ darum be-
müht, die der Kriegsentscheidung zugrunde liegende Logik zu verteidigen.1486 Auch 
wenn Hussein womöglich keine unmittelbare Gefahr darstellte – die Schlussfolge-
rung, dass eine solche von ihm ausging, hält die „Tribune“ auch im Nachhinein für 
plausibel: „In putting so much emphasis on weapons, the White House advanced 
its most provocative, least verifiable case for war when others would have sufficed. 
With his support for Palestinian and other terrorists, Hussein was a destabilizing 
force in the Middle East. His ballistic missiles program […] grossly violated the 
UN’s last-chance Resolution 1441 – as did his refusal even to divulge the status of 
his weapons programs. […] Based on Hussein’s indisputable record, the president 
had ample cause to want regime change in Iraq.“1487 
Nur wenige Wochen sind vergangen, seit Inspekteure der Internationalen Atom-
energiebehörde erstmals die Urananreicherungsanlage in Natanz betreten haben, da 
äußert die „Tribune“ bereits erhebliche Zweifel am rein zivilen Charakter des irani-
schen Atomprogramms: „Iran has been trying to build a nuclear power plant for 
the better part of three decades. […] But why does Iran, a country with huge re-
serves of gas and oil, need a nuclear power plant? There is no reasonable answer to 
that.“1488 Entsprechend geht sie davon aus, dass der Iran unter dem Deckmantel 
eines vorgeblich friedlichen Zwecken dienenden Atomprogramms mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nach Kernwaffen strebt. Vier Monate später ist daraus Gewiss-
heit geworden, nunmehr spricht die Redaktion von „Beweisen“ für ein solches 
Programm sowie einem diesbezüglichen „Konsens“ unter Experten: „The evidence 
that Iran is pursuing a nuclear weapons program grows clearer by the day. Experts 
disagree on details, but the consensus is that it’s only a matter of a few years at 
                                                          
1483 A safer America. In: Chicago Tribune vom 23.07.2004. Vgl. ferner Flawed intel and UN booty. In: Chicago 
Tribune vom 07.10.2004. 
1484 Vgl. u.a. Reading Saddam’s mind. In: Chicago Tribune vom 05.10.2003; Weapons and war. In: Chicago Tribune 
vom 30.01.2004; CIA’s clear and shining failure. In: Chicago Tribune vom 11.07.2004; The road to war – Bio-
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1485 Vgl. u.a. David Kay, Statement on the Interim Progress Report on the Activities of the Iraq Survey Group, 
02.10.2003; Ders., At Senate Hearing. Transcript, 28.01.2004; Report of the Select Committee on Intelligence 
on the U.S. Intelligence Community’s Prewar Intelligence Assessments on Iraq, 09.07.2004; The Commission 
on the Intelligence Capabilities of the United States Regarding Weapons of Mass Destruction. Report to the 
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1486 Vgl. u.a. Reading Saddam’s mind. In: Chicago Tribune vom 05.10.2003; Weapons and war. In: Chicago Tribune 
vom 30.01.2004; Flawed intel and UN booty. In: Chicago Tribune vom 07.10.2004; The road to war – Biologi-
cal and chemical weapons. In: Chicago Tribune vom 20.11.2005. 
1487 The road to war – Biological and chemical weapons. In: Chicago Tribune vom 20.11.2005. 
1488 Reining in Iran’s nuclear designs. In: Chicago Tribune vom 22.04.2003. 
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most before Iran should have that capability, if nothing is done to stop it.“1489 Der-
artige Formulierungen legen den Schluss nahe, dass die „Tribune“ bereits Mitte 
August 2003 davon ausgeht, dass weitere Spekulationen über Teherans wahre Ab-
sichten im Grunde überflüssig sind. Tatsächlich wird sie in der Folge regelmäßig 
auf Expertisen verweisen, die davon ausgehen, dass der Iran möglicherweise schon 
im Jahr 2007 über eine Atomwaffe verfügen könnte.1490 
Zugleich gibt die „Tribune“ wiederholt zu verstehen, dass sie unter keinen 
Umständen bereit ist, eine iranische Atombombe auch nur zu tolerieren.1491 Diese 
Haltung gründet auf der Überzeugung, dass ein Staat wie der Iran, welcher Terror-
gruppen wie die Hisbollah im Libanon tatkräftig unterstützt, auch keinerlei Skrupel 
hätte, die Bombe islamischen Terroristen zu überlassen. Am deutlichsten bringt die 
„Tribune“ dies in nachstehender Gleichung auf den Punkt, wenn es heißt: „Allo-
wing Iran to develop the bomb is tantamount to giving it to terrorists.“1492 
Während also die grundsätzliche Ausrichtung einer von der „Tribune“ befür-
worteten Iran-Politik von vornherein feststeht, variieren die von ihr präferierten 
Maßnahmen, um Teheran vom Bau einer Atomwaffe abzuhalten. So überwiegen 
anfangs – der erfolgreiche Sturz Husseins liegt erst wenige Wochen zurück – die 
Warnungen vor einem militärisch erzwungenen Regimewechsel,1493 wie er von eini-
gen Mitgliedern der Bush-Administration bereits öffentlich in Erwägung gezogen 
wird. Anstelle eines militärischen Alleingangs plädiert die „Tribune“ für ein ge-
schlossenes Vorgehen Amerikas und der internationalen Staatengemeinschaft, wo-
bei sie vor allem mit Druckmitteln zu operieren gedenkt, den Aufbau einer militäri-
schen Drohkulisse inklusive: „The world must show Iran how much it risks – in 
economic sanctions and possible military action – if it continues in its headlong 
quest for nuclear weapons.“1494 Dabei verleiht sie von Anfang der Überzeugung 
Ausdruck, dass es gerade die Europäer sind, die stärkeren Druck auf Teheran aus-
üben müssten: „It is […] time for Europe to move more aggressively to convince 
Iran to stop its nuclear program. The EU, as a major trading partner of Iran, has far 
better relations with Iran and thus more leverage than the U.S.“1495 Obgleich die  
  
                                                          
1489 EU must press Iran on nukes. In: Chicago Tribune vom 10.08.2003. 
1490 Vgl. u.a. The allies and the Iranian threat. In: Chicago Tribune vom 12.08.2004; Defusing Iran’s nuclear plans. 
In: Chicago Tribune vom 14.11.2004; Iran’s nuclear gamesmanship. In: Chicago Tribune vom 17.11.2004; Di-
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1495 Ebd. 
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„Tribune“ mit Skepsis auf den im Oktober 2003 ausgehandelten Stopp der irani-
schen Urananreicherung reagiert,1496 verschwindet der Atomstreit im Anschluss aus 
allen Kommentaren. 
Erst Mitte 2004 wird das Thema erneut aufgegriffen, von nun an allerdings in 
immer kürzeren Abständen und in zunehmend drängenderem Tonfall. Da der Iran 
die in der Teheraner Erklärung abgegebenen Versprechungen allenfalls in Teilen 
umgesetzt hat, gibt sich die „Tribune“ fortan überzeugt davon, dass den Mullahs 
nicht zu trauen sei und diese lediglich auf Zeit spielten.1497 Erschwerend kommt 
hinzu, dass sie mit ihrer Strategie bisher Erfolg gehabt hätten – nicht zuletzt, weil 
die Europäer dabei mitmachten: „Meanwhile, Iran is playing a cat-and-mouse game 
[…], gulling credulous officials in France, Germany and Britain with promises to 
stop its nuclear weapons program, hoping to avoid a UN confrontation. So far, 
unfortunately, that’s working.“1498 Entsprechend kritisch sieht die „Tribune“ mitt-
lerweile die europäische Verhandlungsführung;1499 immer wieder plädiert sie für die 
Verhängung von Sanktionen.1500 Am Ende legt die Redaktion sogar die Vermutung 
nahe, dass die Europäer eine Lösung im Atomstreit eher behinderten, als dazu bei-
zutragen: „Iran won’t be convinced of that [= dass die Risiken einer Atombombe 
deren Nutzen bei weitem übersteigen; J.G.] by European negotiators who offer 
carrots but no sticks.“1501 
Umgekehrt taucht auch wieder die militärische Option verstärkt in den 
Kommentaren der „Tribune“ auf; etwa, wenn sie zur Mobilisierung „aller erforder-
lichen Mittel“ aufruft.1502 Zwar wird eine diplomatische Lösung jederzeit bevorzugt, 
doch räumt die Redaktion mittlerweile offen ein, dass eine solche womöglich gar 
nicht existiere: „Ultimately, there may be no diplomatic way to persuade […] Iran 
[…] to dismantle [its] nuclear weapons and capabilities.“1503 Und auch wenn sie 
selbst erhebliche Zweifel an den Erfolgsaussichten eines Militärschlags hegt,1504 
zum Repertoire der möglichen Druckmittel gehört ein solcher für die „Tribune“ 
notwendigerweise dazu.1505 Ein Verzicht darauf beziehungsweise ein zu zögerliches 
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Vorgehen im Atomstreit führe hingegen geradewegs in die Katastrophe.1506 Ganz 
ähnlich hatte die „Tribune“ schon im Vorfeld des Irak-Kriegs argumentiert – auch 
damals galt ihr der Aufbau einer militärischen Drohkulisse als letztes Mittel, um 
Hussein zur Kooperation mit dem UN-Sicherheitsrat zu bewegen und einen Waf-
fengang am Golf doch noch zu verhindern. 
Seit Überführung der ersten Terrorverdächtigen ins amerikanische Gefangenenla-
ger Guantanamo Bay im Januar 2002 hatte die „Tribune“ die Einrichtung auf Kuba 
verteidigt. Kritikern, die auf mögliche Menschenrechts-Verletzungen hingewiesen hat-
ten, wurden des Anti-Amerikanismus bezichtigt; die Verweigerung des Kriegsge-
fangenen-Status gemäß der Genfer Konvention wurde mit Verweis auf die Unzu-
länglichkeiten des Völkerrechts in Bezug auf transnational operierende Terroristen 
verteidigt. Anschließend wurde das Lager mehr als 14 Monate lang nicht weiter 
thematisiert; ein Umstand, der zumindest stillschweigende Zustimmung seitens der 
„Tribune“ suggeriert. 
Dass Guantanamo auch in dieser Untersuchungsphase nur in insgesamt drei 
Kommentaren angesprochen wird, macht dann von neuem deutlich, dass die Re-
daktion der Einrichtung auch weiterhin keine größere Bedeutung beimisst. Aller-
dings hat sich ihre Einstellung zum Lager, seit dieses Ende Januar 2002 zuletzt Er-
wähnung fand, in der Zwischenzeit doch gewandelt, wie ein erster Kommentar 
Mitte Mai 2003 zeigt. Zwar wird noch einmal die ursprüngliche Entscheidung der 
Bush-Administration, das Lager auf exterritorialem Gelände zu errichten, vertei-
digt,1507 doch hält sie die einstigen Gründe für überholt: „Approximately 18 months 
after it was created, the legal and strategic justification for keeping several hundred 
suspected terrorists at the detention center in Guantanamo Bay, Cuba – without 
charges, legal counsel or trial – has largely eroded.“1508 Zu den Kritikpunkten gehö-
ren unter anderem die sich immer länger hinziehende Inhaftierung bei gleichzeitiger 
Verweigerung jedweden juristischen Beistands – ein Punkt, der noch dadurch ver-
stärkt wird, dass die „Tribune“ erstmals überhaupt gewisse Zweifel an der Schuld 
einiger Insassen äußert –, sowie eine ganz generelle Skepsis, ob nach 18 Monaten 
Haft überhaupt noch verwertbare Informationen aus den Gefangenen herauszuho-
len seien. Alles zusammengenommen gipfelt schließlich in der Überzeugung, dass 
es so wie bisher mit Guantanamo auf Dauer jedenfalls nicht weitergehen könne: 
„But the image of the U.S. holding hundreds of people for however long it wants  
  
                                                          
1506 Nukes and national security. In: Chicago Tribune vom 17.12.2004. 
1507 „This was a necessary and justifiable emergency measure during the national crisis following the Sept. 11 at-
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without charge, trial or explanation violates the American tradition of justice. At 
this point, Guantanamo seems to be tarnishing the image of the U.S., not protec-
ting its security.“1509 
Was es mit dieser recht allgemein gehaltenen Aussage auf sich hat, wird in der 
Folge deutlich. Nicht das Lager selbst will die „Tribune“ schließen, dieses wird 
vielmehr als notwendige Maßnahme im „Krieg gegen den Terror“ verteidigt: „This 
is a most unusual war, but its indisputably a war. And measures that would be inde-
fensible during peacetime are often necessary and even urgent when the nation is 
grappling with a mortal threat.“1510 Tatsächlich geht es ihr vor allem um die Schaf-
fung eines Instruments zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit des Status der Gefan-
genen, wobei ihr die von der Bush-Administration angedachten Militärtribunale 
durchaus praktikabel erscheinen. Auf diese Weise könnten unrechtmäßig Inhaftier-
te endlich freigelassen werden. Wer sich allerdings als „ungesetzlicher Kombattant“ 
erweise, der könne entweder von einem Militärgericht verurteilt oder aber, wie bei 
Kriegsgefangenen üblich, für die Dauer des Konflikts in Guantanamo inhaftiert 
bleiben.1511 Vor diesem Hintergrund weist die „Tribune“ auch das Urteil des Su-
preme Courts, welches den Gefangenen das Recht auf Haftprüfung vor amerikani-
schen Bundesgerichten einräumt, entschieden zurück.1512 Dahinter steht die bereits 
mehrfach geäußerte Überzeugung, dass es sich bei der Auseinandersetzung mit 
dem internationalen Terrorismus um einen „Krieg“ handele, etwaige Verdächtige 
dementsprechend auch unter das Kriegsrecht fielen. 
Bei dieser defensiven Haltung zu Guantanamo bleibt es auch nach Bekannt-
werden des Skandals um Abu Ghraib – was auch damit zusammenhängen dürfte, 
dass die „Tribune“ beide Fälle stets getrennt voneinander thematisiert. Als Für-
sprecherin der Intervention im Irak und dessen Demokratisierung gilt ihre erste 
Sorge vor allem den Auswirkungen auf die Iraker selbst beziehungsweise den Fol-
gen in der arabischen Welt. Mehrfach ist in diesen Tagen von „unkalkulierbaren 
Schäden“ die Rede,1513 welche der Skandal im Irak und darüber hinaus angerichtet 
habe; zustimmend zitiert die „Tribune“ sogar in einer ersten Reaktion den zur Ge-
schichte des Nahen Ostens an der University of Michigan lehrenden Professor Juan 
Cole und dessen fatalistische Worte „The release of these pictures may be the point 
at which the United States lost Iraq.“1514 
                                                          
1509 Ebd. 
1510 Prisoners in the war on terror. In: Chicago Tribune vom 16.11.2003. 
1511 Ebd. 
1512 „The court has gone overboard.“ Excesses amid the war on terror. In: Chicago Tribune vom 29.06.2004. 
1513 Vgl. u.a. Punishment for abuses in Iraq. In: Chicago Tribune vom 06.05.2004; The Rumsfeld drumbeat. In: 
Chicago Tribune vom 07.05.2004. 
1514 Shame in Iraq. In: Chicago Tribune vom 04.05.2004. 
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Wenn die „Tribune“ in der Folge immer wieder eine harte Bestrafung aller 
Verantwortlichen einfordert,1515 so geschieht dies auch in der Überzeugung, dass 
dies die einzige Möglichkeit darstellt, den angerichteten Schaden zumindest teilwei-
se wieder gut zu machen: „Words alone are not going to repair the damage. Here 
Americans have something to share with the Arab world – the expectation that 
there be serious consequences for anyone who perpetrated the horror at Abu 
Ghraib or allowed it to continue.“1516 Dabei vermutet die „Tribune“ von Anfang an 
unter Berufung auf den einschlägigen Untersuchungsbericht von Generalmajor 
Taguba,1517 dass es bei Abu Ghraib um mehr gehe als nur um die Verfehlungen ei-
niger weniger Soldaten: „It appears likely that the abuses took place not because a 
few renegade military police acted on their own, but because […] military intelli-
gence interrogators encouraged such treatment to foster cooperation from the cap-
tives.“1518 Auch die immer wieder eingeforderten Ermittlungen die gesamte militäri-
sche Befehlskette hinauf legen diesen Verdacht nahe.1519 
Dass die „Tribune“ mit den Aufklärungsbemühungen der Bush-
Administration nicht wirklich zufrieden ist, deutet sie zwar mehrfach an; etwa, 
wenn sie die Einberufung einer unabhängigen Untersuchungskommission einfor-
dert.1520 Auch die Mahnung, den Fall nicht zu den Akten zu legen,1521 nachdem mit 
Charles Graner der erste Angeklagte im Skandal zu einer zehnjährigen Haftstrafe 
verurteilt wurde, zielen in diese Richtung. Und doch verschwindet Abu Ghraib im 
Anschluss aus den Kommentaren der „Tribune“; inwieweit es für den Skandal auch 
in Washington Verantwortliche gibt und inwiefern diese ebenfalls zur Rechenschaft 
gezogen gehören, wird allenfalls peripher gestreift,1522 aber nicht mehr näher erläu-
tert. 
6.3.2.5. Zusammenfassung der dritten Phase 
Einheitlicher als zuletzt präsentieren sich die vier untersuchten amerikanischen Ta-
geszeitungen in Hinblick auf die Außenpolitik der Bush-Administration, wobei ins-
besondere im Fall des Irak die alten Differenzen noch immer spürbar sind. Näher 
                                                          
1515 Vgl. u.a. Punishment for abuses in Iraq. In: Chicago Tribune vom 06.05.2004; The Rumsfeld drumbeat. In: 
Chicago Tribune vom 07.05.2004; Release the evidence. In: Chicago Tribune vom 11.05.2004. 
1516 Punishment for abuses in Iraq. In: Chicago Tribune vom 06.05.2004. 
1517 Vgl. Antonio M. Taguba, Article 15-6 Investigation of the 800th Military Police Brigade, 04.06.2004. 
1518 Shame in Iraq. In: Chicago Tribune vom 04.05.2004. 
1519 Vgl. u.a. ebd.; Punishment for abuses in Iraq. In: Chicago Tribune vom 06.05.2004; The Rumsfeld drumbeat. 
In: Chicago Tribune vom 07.05.2004; Following the Abu Ghraib trail. In: Chicago Tribune vom 10.06.2004. 
1520 Following the Abu Ghraib trail. In: Chicago Tribune vom 10.06.2004. 
1521 „Yet even if all eight soldiers directly involved in the mistreatment of prisoners at Abu Ghraib are convicted 
and punished, that shouldn’t close the book on this incident. The U.S must identify and prosecute all who were 
directly involved in the torture and humiliation of prisoners at Abu Ghraib – not just those who swung the 
clubs and pressed the camera shutters.“ Preventing another Abu Ghraib. In: Chicago Tribune vom 18.01.2005. 
1522 „Key questions remain: […] How could someone in authority order such actions, tolerate them or not know 
that they were going on? How did the soldiers get the notion that they could mistreat prisoners with complete 
impunity, to the point of e-mailing pictures of themselves next to their victims?“ Ebd. 
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beieinander liegt man hingegen, zumindest was die generelle Ausrichtung betrifft, 
bei den Themenkomplexen Afghanistan, Iran sowie der Einhaltung elementarer 
Menschenrechte im Kampf gegen den Terror. Dass es dabei durchaus zu Abwei-
chungen bei einzelnen Teilaspekten kommt, ändert nichts am Gesamteindruck. 
Weitgehende Einigkeit herrscht also in Bezug auf Afghanistan vor. Diese be-
ginnt bereits bei der Lageeinschätzung. Allen vier ist gemein, dass sie ein tendenzi-
ell eher pessimistisches Bild der Entwicklung im Land zeichnen, wobei insbesonde-
re die „NY Times“ auch ein mögliches Scheitern der internationalen Staatenge-
meinschaft am Hindukusch einräumt. Eine Möglichkeit, die freilich auch anklingt, 
wenn „LA Times“ und „Tribune“ nahezu wortgleich ein Szenario beschwören, in 
dem Afghanistan droht, in Vergessenheit zu geraten. Angesichts dieser Entwick-
lung rückt die Politik der Bush-Administration zunehmend in die Kritik, welcher 
mehrheitlich ein mangelhaftes Engagement beim Nation-Building, eine zu geringe 
Distanz zu lokalen Warlords sowie ihr ursprüngliches Insistieren auf einer Be-
schränkung des ISAF-Mandats vorgeworfen wird. Lediglich die „Tribune“ verzich-
tet auf eine gesonderte Betrachtung der amerikanischen Afghanistan-Politik, was 
allerdings auch damit zusammenhängen mag, dass sie sich generell mit Kommenta-
ren zur Lage am Hindukusch zurückhält. Eine Verbesserung der Sicherheitslage 
versprechen sich alle vier von der Entsendung zusätzlicher Soldaten; trotz der at-
testierten Versäumnisse Washingtons blickt man, wenn es um die Aufstockung der 
ISAF-Schutztruppe geht, aber unisono nach Europa. Hier dürfte vor allem die sich 
zuspitzende Lage im Irak eine entscheidende Rolle spielen, wodurch große Teile 
der US-Armee zwischen Euphrat und Tigris gebunden sind – auch wenn dies mit 
Ausnahme der „NY Times“ keine andere Redaktion so explizit formuliert. Ein wei-
terer Aspekt wird von „Post“ und „Tribune“ angedeutet: Mit der Übernahme des 
ISAF-Kommandos durch die NATO gehe eben auch eine größere Verantwortung 
für Afghanistan einher, derweil es vor allem die europäischen NATO-
Mitgliedsstaaten sind, bei denen noch freie Truppenkontingente vermutet werden. 
Weil aber eine nennenswerte Truppenaufstockung ausbleibt und es vorerst auch 
nur zu einer Ausweitung des NATO-Einsatzgebietes in den vergleichsweise ruhi-
gen Norden Afghanistans kommt, gerät bei einer Mehrheit – lediglich die „LA  
Times“ hält sich bedeckt – das europäische Engagement zunehmend in die Kritik. 
Dagegen treten beim Thema Irak die alten Meinungsverschiedenheiten noch 
immer offen zu Tage. Zwar betrifft dies nicht alle Aspekte gleichermaßen, doch 
abseits der Beurteilung der unzureichenden Sicherheitslage sowie der damit im Zu-
sammenhang stehenden Fehler der Bush-Administration beim Nachkriegsma-
nagement ist die zuvor vertretene Einstellung zum Irak-Krieg stets präsent. 
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Unabhängig von der früheren Haltung zum Krieg kommt es nach Beginn der 
Operation „Iraqi Freedom“ überall zu einer Solidarisierung mit den Kriegszielen 
der Bush-Administration, wobei sich einzig die „LA Times“ auf ein Bekenntnis zur 
Unterstützung der im Kampfeinsatz befindlichen Truppen beschränkt. Nach dem 
Sturz Husseins wird dann allenthalben das Ende des alten Baath-Regimes bejubelt 
und die Befreiung der Iraker gewürdigt – weitaus weniger Aufmerksamkeit hinge-
gen genießt die Entwaffnung Husseins, um die es vor Kriegsbeginn noch haupt-
sächlich gegangen war. Von einer Schonfrist für die US-Regierung kann dennoch 
keine Rede sein. Zum Teil hat Bush noch nicht einmal das „Ende der Haupt-
kampfhandlungen“ verkündet, da setzt bereits die Kritik an der offensichtlich man-
gelhaften Nachkriegs-Planung ein. Früher oder später machen alle vier die Bush-
Administration für die unbefriedigende Sicherheitslage im Land zumindest indirekt 
verantwortlich; bei der „NY Times“ erscheint dieser Vorwurf auch ganz direkt im 
Kommentar. Hilfe versprechen sich alle von einer größeren Rolle der Vereinten 
Nationen im Nachkriegs-Irak und suchen die Schuld, als diese ausbleibt, bis auf 
Weiteres bei der Bush-Administration. Nachdem sich die erhoffte internationale 
Hilfe allerdings partout nicht einstellen will, sind es wiederum vor allem die Kriegs-
befürworter, also „Post“ und „Tribune“, die nachhaltig verärgert auf die Verweige-
rungshaltung der Verbündeten reagieren. Bei „NY Times“ und „LA Times“ hinge-
gen wird die ausbleibende Unterstützung später nicht weiter thematisiert. 
Einig ist man sich auch noch insofern, als dass die Vereinigten Staaten mit ih-
rem Einmarsch in den Irak dem Land und seiner Bevölkerung gegenüber eine Ver-
antwortung übernommen hätten, der man sich jetzt nicht so einfach entziehen 
könne. Entsprechend warnen alle unisono vor einem übereilten Abzug der US-
Armee. Allerdings herrschen zwischen Kriegsgegnern und -befürwortern unter-
schiedliche Vorstellungen darüber, wie weit diese Verantwortung für den Irak ge-
hen soll. Wo „NY Times“ und „LA Times“ auf einer zumindest mittelfristigen Ab-
zugsperspektive bestehen, wollen „Post“ und „Tribune“ von einer Exit-Strategie 
nichts wissen. Und wo sich die Gegner bereits mit einem stabilen Irak als anzustre-
bendem Ziel zufrieden geben, halten die Befürworter auch weiterhin an der Errich-
tung eines demokratischen Systems fest, derweil sie immer wieder ihrer Überzeu-
gung Ausdruck verleihen, dass ein Erfolg im Irak nach wie vor möglich sei. 
Tatsächlich geben alle vier rückblickend zu verstehen, dass sie sich in ihrer 
früheren Haltung zum Irak-Krieg im Großen und Ganzen bestätigt sehen. Zwar 
ergeben sich kleinere Abweichungen im Detail – so hätte die „NY Times“ laut ei-
genem Bekunden den Krieg noch deutlicher abgelehnt, hätte sie damals schon ge-
wusst, dass der Irak über keine Massenvernichtungswaffen mehr verfügte, und 
auch die Befürworter klingen etwas verhaltener bei ihrer Verteidigung des Militär-
schlags –, unterm Strich aber ist keine Seite bereit, ihre Vorkriegsposition zu räu-
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men beziehungsweise größere Fehler zuzugeben. So bleibt die grundsätzliche Dis-
tanz zwischen Gegnern und Befürwortern erhalten, gleichwohl zumindest bei 
„Post“ und „Tribune“ ein tendenziell größerer Rechtfertigungsdruck zu herrschen 
scheint; jedenfalls nimmt die Diskussion über die Kriegsgründe bei ihnen einen 
ungleich breiteren Raum ein. 
Dieser Unterschied wirkt sich auch in der Diskussion um die nicht auffindba-
ren irakischen Massenvernichtungswaffen aus. Zwar bezichtigt keine Redaktion die 
Bush-Administration, das amerikanische Volk wissentlich belogen zu haben; dass 
auf einzelne Geheimdienstanalysten allerdings gezielt Druck ausgeübt worden sei, 
darin sind sich „NY Times“ und „LA Times“ schon relativ sicher, allen anders lau-
tenden offiziellen Untersuchungsberichten zum Trotz. Umgekehrt gehen „Post“ 
und „Tribune“ gerade einmal so weit, der Bush-Administration gewisse Übertrei-
bungen zu attestieren, wofür sie zum Teil auch noch Verständnis zeigen. Immerhin 
gehen alle vier von einem originären Geheimdienstversagen aus, wobei allerdings 
der Anteil, den die US-Regierung an diesem Versagen trägt, je nach Einstellung 
zum Irak-Krieg variiert. 
Einig in der Diagnose, am Ende auch weitgehender Konsens hinsichtlich der 
einzuleitenden Gegenmaßnahmen, zwischenzeitlich allerdings heftige Kontrover-
sen über den richtigen Umgang mit Teheran – so etwa lassen sich die Positionen 
der untersuchten Tageszeitungen im Atomstreit mit dem Iran zusammenfassen. 
Alle vier gehen frühzeitig davon aus, dass Teheran nach Kernwaffen strebt, allein 
„NY Times“ und „LA Times“ formulieren diesen Umstand nicht als Tatsache, 
sondern als mit hoher Wahrscheinlichkeit zutreffenden Verdacht, welcher einen 
Irrtum nahezu, aber eben nicht vollständig ausschließt. Ferner halten alle vier eine 
iranische Atombombe für inakzeptabel, allerdings formulieren sie diese Überzeu-
gung mit unterschiedlicher Dringlichkeit – speziell „Post“ und „Tribune“ vermit-
teln hier den Eindruck, dass die Zeit im Atomstreit mit Teheran davonlaufe. 
Uneins ist man sich zunächst, wie der iranische Griff zur Bombe noch ver-
hindert werden kann. So begegnet eine Mehrheit dem europäischen Ansatz, allein 
mit Anreizen zu operieren, anfangs noch mit Wohlwollen – spätestens jedoch ab 
der zweiten Jahreshälfte 2004, nachdem der Iran seine in der Teheraner Erklärung 
abgegebenen Versprechungen nicht eingehalten hat, wächst die Ungeduld mit Eu-
ropa. Was bisher nur als Einzelmeinung von der „Tribune“ vertreten wurde, wird 
nun zum allgemeinen Konsens: Europa sei zu nachsichtig im Umgang mit Teheran. 
Während keine Seite Militärschläge als letztes Mittel ausschließt, scheint diese Op-
tion lediglich bei „Post“ und „Tribune“ mehr zu sein als nur die Ultima Ratio. Bei-
de spielen, wenn auch zu unterschiedlichen Gelegenheiten, militärische Optionen 
durch. Zwar gelangen sie bei der Risikoeinschätzung zu ganz ähnlichen Ergebnis-
sen wie ihre Pendants, doch wird umgekehrt ein Militärschlag von „NY Times“ 
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und „LA Times“ nie wirklich in Erwägung gezogen. Letztgenannte sind es dann 
wiederum, welche die Bush-Administration dazu drängen, ihrerseits Angebote in 
die Verhandlungen mit Teheran einzubringen. Es ist die bekannte Konstellation 
aus der Zeit vor dem Irak-Krieg, die hier abermals durchscheint. 
Früher oder später kommen freilich alle dahingehend überein, dass nur ein 
multilateraler Ansatz, also ein gemeinsames Vorgehen mit Europa, überhaupt ziel-
führend sei. So ergibt sich, trotz unterschiedlicher Ansätze im Vorfeld, am Ende in 
etwa das folgende Bild: Washington sollte mehr auf Zuckerbrot setzen, Europa 
hingegen die Peitsche nicht vernachlässigen – und nur gemeinsam hätte man noch 
eine Chance. 
Auf dem Gebiet der Menschenrechte positioniert sich die „NY Times“ noch 
immer als schärfste Kritikerin Guantanamos, die selbst die Bezeichnung „Konzen-
trationslager“ für die Einrichtung auf Kuba nicht scheut. Darüber hinaus aber ist in 
dieser Untersuchungsphase von den ehemals äußerst konträren Meinungen zu 
Guantanamo nicht mehr viel zu spüren. Zwar geht keine Redaktion so weit, eine 
Schließung des Lagers explizit zu fordern, doch stimmt man ebenfalls darin über-
ein, dass es so wie bisher auch nicht weitergehen könne. Speziell die Unmöglichkeit 
der Überprüfung des Gefangenenstatus bei de facto unbegrenzter Internierungs-
dauer stößt allenthalben auf Kritik. Nach dem Urteil des Supreme Courts, welcher 
eben jenes Habeas-Corpus-Recht der Gefangenen stärkt, gibt man sich allerdings 
überall zufrieden mit den von der Bush-Administration anberaumten Militärtribu-
nalen. Trotz zeitweilig aufkommender Kritik an der Fairness der Verfahren gilt für 
die Mehrheit: besser diese als gar keine. Nur die „NY Times“ enthält sich eines Ur-
teils, weshalb ihre Einschätzung der Tribunale vorerst offen bleibt. 
Während sich bis dato die Kritik an Guantanamo vor allem auf die rechtliche 
Situation der Gefangenen konzentrierte, wächst nach Abu Ghraib überall die Sorge 
auch um deren physisches Wohlergehen. Dies hängt nicht zuletzt damit zusammen, 
dass alle vier von Anfang an die Einzeltäter-Hypothese der Bush-Administration 
ablehnen und stattdessen ein System hinter Abu Ghraib vermuten. Entsprechend 
wird allenthalben Aufklärung verlangt und eine angemessene Bestrafung der Ver-
antwortlichen gefordert, die nicht nur bei ein paar niederrangigen Soldaten enden 
dürfe, sondern vielmehr die gesamte Befehlskette mit einbeziehen müsse. Abzüg-
lich der „Tribune“ verorten die restlichen drei sehr wohl auch eine politische Ver-
antwortung in Washington, die selbst höchste Kreise der Bush-Administration um-
fasst. Allerdings dürften die immer wieder eingeforderten Konsequenzen vor allem 
politischer Natur sein. Strafrechtlich relevantes Handeln scheint nur beim Militär 
vermutet zu werden. Dass dieses dann allerdings nur die unteren Ränge betroffen  
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haben soll, wird wiederum überall – nur die „Tribune“ hält sich vergleichsweise 
zurück – zum Anlass genommen, Kritik zu üben an der unzureichenden Aufarbei-
tung des Skandals. 
6.3.3. Deutsche und amerikanische Tageszeitungen während der dritten 
Phase im Vergleich 
Noch immer ist es – gemessen an der Zahl der Kommentare – vor allem der Irak, 
der diesseits wie jenseits des Atlantiks das Bild der amerikanischen Außenpolitik 
prägt. Und noch immer ist der Komplex höchst umstritten; leidenschaftlich wird 
nach wie vor über das Für und Wider der Intervention debattiert. Während also 
hier die alten Konflikte – auch zwischen den Redaktionen der jeweiligen Länder – 
fortbestehen, bleiben die ganz großen Differenzen auf anderen Themenfeldern aus. 
Hinsichtlich des amerikanischen Umgangs mit den Menschenrechten in Guanta-
namo und Abu Ghraib kommt es sogar zu einer bemerkenswerten Wiederannähe-
rung. Untereinander, aber gerade auch im Vergleich der beiden Länder. 
Grundsätzliche Einigkeit herrscht dann auch nach wie vor bezüglich der Ent-
wicklung in Afghanistan. Sämtliche Redaktionen beiderseits des Atlantiks äußern 
sich negativ zur aktuellen Lage, wobei die generelle Tendenz sogar nach unten 
weist. Gleichzeitig aber spricht jeweils nur eine Minderheit die Möglichkeit des 
Scheiterns in Afghanistan an. Die Mehrheit hält die Lage für ernst, aber lösbar; vo-
rausgesetzt, die internationale Staatengemeinschaft engagiere sich endlich stärker als 
bisher. Dass deren Engagement bis dato noch zu wünschen übrig lässt, ist nämlich 
ebenfalls Konsens auf beiden Seiten des Atlantiks. Die Ausweitung des ISAF-
Mandats auf ganz Afghanistan und die Übernahme des Kommandos durch die 
NATO werden generell als Schritte in die richtige Richtung gewertet, deren konkre-
te Ausgestaltung allerdings – etwa die Konzentration auf den vergleichsweise ruhi-
gen Norden des Landes – verbesserungsbedürftig sei. Unterschiedliche Schwer-
punkte setzen hingegen beide Seiten, wenn es darum geht, wer hauptsächlich die 
Lasten eines solch verstärkten Engagements zu tragen habe. Während die deut-
schen Medien eher allgemein den Westen beziehungsweise die internationale Staa-
tengemeinschaft ansprechen, liegt der Fokus der amerikanischen Medien – insbe-
sondere nach der Kommandoübernahme durch die NATO, während zeitgleich die 
USA im Irak immer stärker unter Druck geraten – vor allem auf den großen euro-
päischen NATO-Mitgliedsstaaten. Entsprechend stehen diese auch zunehmend in 
der Kritik. 
Anfangs treten beim Thema Irak angesichts der aktuell ausgebrochenen 
Kampfhandlungen am Golf die vorherrschenden Meinungsverschiedenheiten 
merklich in den Hintergrund; länderübergreifend kommt es zu einer Solidarisierung 
mit den Amerikanern, indem praktisch alle ihrem Wunsch nach einem raschen Sieg 
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der US-Truppen Ausdruck verleihen. Nur kurze Zeit später zerfällt die neue Ein-
heit aber schon wieder in zwei Teile, deren Protagonisten sich mit Ausnahme der 
FAZ analog zu ihrer früheren Haltung zum Irak-Krieg positionieren, also SZ und 
FR beziehungsweise „NY Times“ und „LA Times“ auf der einen, FAZ und „Welt“ 
beziehungsweise „Post“ und „Tribune“ auf der anderen Seite. Diese Einteilung 
funktioniert als grobes Raster, welches sich freilich nicht in jedem Fall auch eins zu 
eins übertragen lässt. 
So zum Beispiel die weitere Entwicklung im Nachkriegs-Irak: Wo auf deut-
scher Seite FAZ und „Welt“ lange Zeit darum bemüht sind, die Lage im Zwei-
stromland ambivalenter darzustellen als ihre deutsche Konkurrenz, sprechen sämt-
liche untersuchte US-Medien schon nach kurzer Zeit von einem „Guerillakrieg“. 
Lediglich beim Grad der Verantwortung, den die US-Regierung für diese Entwick-
lung trägt, unterscheiden sich die Eindrücke voneinander. Früher oder später aber 
wird jede Redaktion der Bush-Administration zumindest eine Mitverantwortung 
am Geschehen zuschreiben, bei FAZ und „Welt“ findet eine derartige Diskussion 
hingegen erst gar nicht statt. In der Tendenz also wird die Nachkriegsplanung der 
Bush-Administration jenseits des Atlantiks eher noch kritischer gesehen als hierzu-
lande. Ein umgekehrtes Bild ergibt sich bei der Frage nach der Rolle, welche die 
Bush-Administration in Sachen verschwundener Massenvernichtungswaffen ge-
spielt hat. Auf deutscher Seite zögern SZ und FR nicht und unterstellen der US-
Regierung unumwunden, bei ihrer Kriegsbegründung gelogen zu haben. Nichts 
dergleichen auf amerikanischer Seite: Selbst die Kriegsgegner von „NY Times“ und 
„LA Times“ gehen nur so weit, die Bush-Administration der Beeinflussung von 
Geheimdienstanalysten zu beschuldigen. Ansonsten geben sich alle überzeugt da-
von, dass die US-Regierung ernsthaft von der Existenz besagter Waffensysteme 
ausgegangen sei und sehen dementsprechend hauptsächlich ein Versagen der Ge-
heimdienste. Einig ist man sich dann allerdings lagerübergreifend in der Forderung 
nach einer Internationalisierung des Konflikts. Alle Seiten fordern eine größere 
Rolle für die Vereinten Nationen im Nachkriegs-Irak und damit einhergehend auch 
eine Beteiligung Europas sowie die Bereitstellung von Soldaten. Allerdings halten 
die US-Medien insgesamt deutlich länger an der Vorstellung fest, dass es lediglich 
einer Reihe von Zugeständnissen Bushs bedürfe, um die Verbündeten zur Einsen-
dung ihrer Streitkräfte zu animieren. Umgekehrt betonen alle Seiten die Verantwor-
tung, die Amerika im Nachkriegs-Irak auf sich genommen habe und verweisen auf 
die verheerenden Folgen, die ein vorzeitiger Abzug der US-Truppen nach sich zö-
ge. Allerdings sind es gerade die amerikanischen Kriegsgegner von „NY Times“ 
und „LA Times“, die am Ende dieser Untersuchungsphase vorsichtig damit begin-
nen, erste Fragen nach den Abzugsmodalitäten zu stellen. 
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Auffällig aber bleibt, dass keine Redaktion bereit ist, ihre vor dem Krieg ein-
genommene Haltung zur Kriegsentscheidung der Bush-Administration nachdrück-
lich zu revidieren. Kleinere Revisionen im Detail, insbesondere bei „Welt“, „Post“ 
und „Tribune“, wenn es um den Wegfall der Massenvernichtungswaffen als 
Kriegsgrund geht, sind davon unbenommen, ändern aber nichts an der grundsätzli-
chen Ausrichtung der jeweiligen Zeitung. Gleichwohl macht sich bei den Unter-
stützern auf beiden Seiten des Atlantiks ein insgesamt deutlich stärkerer Hang zur 
Rechtfertigung der einstigen Blattlinie bemerkbar. 
Während unter den politischen Akteuren Amerikas und Europas zum Teil er-
hebliche Differenzen im präferierten Umgang mit Teheran zu Tage treten, spiegelt 
sich diese Kontroverse im neu aufkommenden Atomstreit mit dem Iran in den un-
tersuchten Tageszeitungen nicht annähernd im gleichen Ausmaß wider. So zweifelt 
nur ganz am Anfang jeweils eine Minderheit an den Intentionen des Iran, schon 
kurze Zeit später geben sich alle Seiten überzeugt davon, dass Teheran tatsächlich 
nach der Atombombe strebt. Ebenfalls Konsens herrscht bei der Überzeugung vor, 
dass eine iranische Kernwaffe für die internationale Staatengemeinschaft absolut 
inakzeptabel sei. 
Verschiedene Ansätze werden freilich zur Verhinderung der Bombe bevor-
zugt; am auffälligsten wirkt sicherlich die unterschiedliche Gewichtung militärischer 
Mittel. Zwar werden sich alle Redaktionen bei der Bewertung der Risiken eines sol-
chen Vorgehens zunehmend einig, doch während auf amerikanischer Seite niemand 
derartige Mittel in letzter Konsequenz ausschließen mag, vertritt auf deutscher Seite 
nur „Die Welt“ eine vergleichbare Position. Weitgehende Einigkeit herrscht hinge-
gen bei der Beurteilung der europäischen Verhandlungsführung vor. Dabei steht 
eine amerikanische Mehrheit dem europäischen Ansatz anfänglich sogar wesentlich 
wohlwollender gegenüber als die Reaktionen hierzulande ausfallen; später dann ist 
die Enttäuschung allerdings auch umso größer. Beiderseits des Atlantiks gilt nun-
mehr die alleinige Konzentration auf Anreize als wenig erfolgversprechendes Re-
zept; der völlige Verzicht Europas auf jedwede Druckmittel lasse keinerlei Einlen-
ken Teherans erwarten. Wenig Lob erhält auch das amerikanische Verhalten im 
Atomstreit – jeweils eine Mehrheit gelangt im Verlauf dieser Untersuchungsphase 
zu der Überzeugung, dass Washingtons Drohungen mit einem Militärschlag kon-
traproduktive Folgen auf die Verhandlungen mit Teheran hätten. Dabei sind es vor 
allem die US-Medien, die in ihrer Mehrzahl weitreichende Korrekturen in der Iran-
Politik der Bush-Administration einfordern. Während auf deutscher Seite nur die 
FR Sicherheitsgarantien in Richtung Teheran verlangt, plädiert immerhin die Hälfte 
der untersuchten amerikanischen Tageszeitungen für Zugeständnisse Washingtons. 
Drei der vier können sich sogar direkte Verhandlungen mit Teheran vorstellen, was 
auf nicht weniger als eine völlige Kehrtwende in den amerikanisch-iranischen Be-
358 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
ziehungen seit 1979 hinausliefe. Überall ist man sich indessen einig, dass nur eine 
gemeinsame Strategie Europas und Amerikas im Umgang mit Teheran Resultate 
zeitigen werde – hier dürften die Erfahrungen aus dem Irak mit eingeflossen sein. 
Weitgehend vorbei sind die großen Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf 
Guantanamo. Länderübergreifend wird die Einrichtung auf Kuba jetzt überall 
scharf kritisiert. Beiderseits des Atlantiks konzentriert sich die Kritik vor allem auf 
die unbestimmte Dauer der Inhaftierung der Gefangenen bei gleichzeitiger Vor-
enthaltung einer Möglichkeit, die Rechtmäßigkeit ihrer Haftgründe überprüfen zu 
lassen. Umgekehrt geht noch keine Redaktion so weit, die Schließung des Lagers 
explizit zu fordern, während Veränderungen an den vorgenannten Kritikpunkten 
allerdings unisono angemahnt werden. Nur auf amerikanischer Seite kommt es 
dann zu einer verhalten wohlwollenden Rezeption der von der Bush-
Administration geplanten Militärtribunale. 
Einig ist man sich im Großen und Ganzen auch bei der Einordnung bezie-
hungsweise Verurteilung des Skandals um Abu Ghraib. Dabei fällt in der Tendenz 
die Behandlung des Skandals auf amerikanischer Seite nicht nur deutlich umfang-
reicher aus, sondern ist von Beginn an auch durch eine größere Skepsis gegenüber 
den offiziellen Erklärungen der Bush-Administration geprägt. Während auf deut-
scher Seite zumindest FAZ und „Welt“ zunächst nur die Taten Einzelner hinter 
den Geschehnissen vermuten, führen amerikanische Medien Abu Ghraib von An-
fang an auf eine dahinter vermutete Systematik zurück. Auch sorgt man sich nur 
hier infolge der Ereignisse um mögliche weitere Misshandlungsfälle etwa in Guan-
tanamo. Einigkeit herrscht dann hingegen wieder bei der weiteren Aufarbeitung des 
Skandals. Mehrheitlich werden beiderseits des Atlantiks die unzureichenden Auf-
klärungsbemühungen der Bush-Administration gerügt, was sich insbesondere im 
Zusammenhang mit den Verurteilungen ausschließlich unterer Dienstgrade nieder-
schlägt. 
Was die deutsche Irak-Politik betrifft, so wird ein Vergleich nachhaltig da-
durch erschwert, dass die amerikanischen Medien Deutschland nur als einen von 
mehreren europäischen Kriegsgegnern – insbesondere im Zusammenspiel mit 
Frankreich – behandeln, speziell die deutsche Haltung zum Irak jedoch nicht weiter 
thematisieren. Eingedenk dieser Einschränkung lässt sich dennoch festhalten: Zu-
mindest in den ersten Monaten nach dem „Ende der Hauptkampfhandlungen“ tritt 
jeweils eine Mehrheit beiderseits des Atlantiks für die Entsendung deutscher Solda-
ten in den Nachkriegs-Irak ein; beide Seiten argumentieren dabei mit dem gemein-
samen Interesse, welches die transatlantischen Partner an einem stabilen Irak hät-
ten. Allerdings rücken auf deutscher Seite mit FAZ und „Welt“ auch die entschie-
denen Befürworter eines solchen Szenarios deutlich eher wieder von ihrer Forde-
rung ab, als dies auf amerikanischer Seite der Fall ist. Während die FAZ sich ein 
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letztes Mal im März 2004 dahingehend äußert, „Die Welt“ überhaupt nur noch ein 
einziges Mal im weiteren Jahresverlauf entsprechende Forderungen erhebt, schei-
nen alle vier US-Redaktionen zumindest bis zum formalen Ende der Besatzung – 
der Souveränitätsübertragung an die Iraker Ende Juni 2004 – die Hoffnung auf zu-
sätzliche Truppen auch aus den Reihen der früheren Kriegsgegner noch nicht gänz-
lich aufgegeben zu haben. Wiewohl die Mehrheit wenig Verständnis für das Verhal-
ten der Verbündeten zeigt, ist es lediglich in den Kommentaren der „Tribune“ ein 
fortwährender Kritikpunkt. 
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6.4. Phase 4: Von den ersten freien Parlamentswahlen im Irak bis zu den 
Empfehlungen der „Iraq Study Group“ Anfang Dezember 2006 
6.4.1. Analyse deutscher Tageszeitungen 
6.4.1.1. Süddeutsche Zeitung 
Waren der Angriff auf Afghanistan und der anschließende Sturz der Taliban die rich-
tigen Antworten auf die Anschläge vom 11. September? Fünf Jahre später gibt sich 
die SZ noch immer überzeugt davon, dass die damalige Militäraktion „gerechtfer-
tigt“1523 war, denn: „Die Taliban mussten vertrieben werden.“1524 
Dass sich die Münchner Redaktion allerdings überhaupt mit vorgenannter 
Frage beschäftigt, zeigt bereits, wie schlecht es um die Sicherheitslage am Hindu-
kusch steht. In einer Phase, in der die Taliban-Bewegung wieder so weit erstarkt ist, 
dass sie sich alljährliche Frühjahrsoffensiven leisten kann, klingen auch die Verglei-
che der SZ immer dramatischer. So fürchtet Peter Münch Anfang Juni 2005 erst-
mals eine ähnliche Entwicklung wie im Irak: „Hinter den jüngsten Taten [der Tali-
ban scheint] eine neue und doch sattsam bekannte Strategie auf: das Irak-Szenario. 
Mit blindwütiger Gewalt soll jede Stabilisierung des Landes verhindert werden.“1525 
Knapp drei Wochen später nennt er die Situation im Süden des Landes „fast wieder 
[einen] Krieg“.1526 Keine Verbesserung erwartet Münch auch für die Zukunft: 
„Kein Frieden ist in Sicht […]. Im Gegenteil: 2005 war das blutigste Jahr der 
Nachkriegszeit, und 2006 dürfte schlimmer werden.“1527 Wenn sich der von der FR 
zur SZ gewechselte Martin Winter im September 2006 schließlich an Vietnam erin-
nert fühlt,1528 ist das mehr als nur ein drastischer Vergleich. Deutet sich hier doch 
bereits die Furcht vor einem Scheitern der westlichen Staatengemeinschaft an. Tat-
sächlich beziffert Tomas Avenarius deren Erfolgsaussichten am Ende nur noch mit 
„fünfzig zu fünfzig“.1529 
Es ist nicht die Mission, an der die SZ zu zweifeln beginnt, wohl aber die von 
der NATO in Afghanistan verfolgte Strategie. Dabei schlägt diese endlich jenen 
Kurs ein, den die SZ zuvor immer gefordert hatte und auch jetzt zunächst noch 
vertritt: In drei Phasen weitet die NATO ihr Einsatzgebiet bis Oktober 2006 auf 
ganz Afghanistan aus, am Ende stehen rund 35 000 ISAF-Soldaten aus insgesamt 
                                                          
1523 Nicolas Richter, Die Saat al-Qaidas. In: SZ vom 11.08.2006. 
1524 Stefan Kornelius, Tat und Reaktion. In: SZ vom 11.09.2006. 
1525 Peter Münch, Das Menetekel von Kandahar. In: SZ vom 02.06.2005. 
1526 Ders, Trugschluss am Hindukusch. In: SZ vom 21.06.2005. 
1527 Ders, Herausforderung am Hindukusch. In: SZ vom 19.05.2006. 
1528 „Seit Vietnam ist es das Schreckgespenst aller Militärs und Sicherheitspolitiker, Schritt für Schritt in einem 
Sumpf zu versinken, weil man sich einredet, dass es sich nur um eine Pfütze handele. Die Russen könnten der 
Nato einiges über afghanische Sümpfe erzählen.“ Martin Winter, Im afghanischen Sumpf. In: SZ vom 
06.09.2006. 
1529 Tomas Avenarius, Bagdad und Hindukusch. In: SZ vom 24.10.2006. 
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37 Nationen im Land.1530 Ein Vorgehen, welches eigentlich im Sinne der SZ sein 
müsste und fürs erste auch als späte, aber eben nicht zu späte Einsicht ausdrücklich 
gewürdigt wird.1531 Parallel hierzu verwahrt sich die SZ gegen etwaige Rückzugsab-
sichten, welche sie als „kopf- und verantwortungslos“ scharf zurückweist.1532 
In der zweiten Jahreshälfte 2006 beginnt die Zustimmung zur NATO-
Strategie jedoch mehr und mehr zu kippen. Dabei ist es zunächst vor allem Martin 
Winter, der die bisherige Eskalationsstrategie in Frage stellt: „Es [ist] an der Zeit zu 
fragen, was eigentlich schiefläuft am Hindukusch, an dem der Westen […] in einem 
militärischen Albtraum zu versinken scheint. Die Truppen weiter aufzustocken, 
kann jedenfalls nicht die Antwort sein.“1533 Vier Wochen später wird er noch deut-
licher: Ohne ein „realistischerweise erreichbares Ziel“ vor Augen, wie man aus Af-
ghanistan wieder herauskomme, sei es „unverantwortlich, die Soldaten in Gefechte 
mit Taliban-Milizen zu schicken“.1534 Es ist das erste Mal, dass die SZ so etwas wie 
eine Exit-Strategie einfordert. Welche Vorgehensweise aber sollte die internationale 
Staatengemeinschaft künftig in Afghanistan verfolgen? So deutlich die Absage der 
SZ an die bisherige NATO-Strategie auch ausfällt, so vage bleibt sie bei ihren Al-
ternativvorschlägen. Wenn die wenig konkreten Appelle von Winter1535 und 
Münch1536 etwas gemein haben, dann die Vorstellung, dass Afghanistan allein mit 
militärischen Mitteln nicht zu befrieden sei – das allein aber scheint so selbstver-
ständlich, wie es umkehrt kaum zu einem alternativen Strategiekonzept gereicht. 
Und wenn wiederum Martin Winter am Ende ausgerechnet das von den Deutschen 
praktizierte „Konzept des Soldaten als Helfer und Schützer“1537 als beispielhaft für 
ganz Afghanistan hervorhebt, dann erläutert er nicht, wie dieses in jenen südlichen 
und östlichen Regionen des Landes funktionieren soll, wo gemäß seiner eigenen 
Worte schon jetzt wieder ein „blutige[r] Krieg“1538 tobe. 
  
                                                          
1530 Alle Zahlen aus International Security Assistance Force, Troop numbers and contributions, Stand: 29.01.2007 
(http://www.nato.int/isaf/docu/epub/pdf/placemat_archive/isaf_placemat_070129.pdf; 01.04.2014). 
1531 Vgl. u.a. Peter Münch, Vormarsch auf Raten. In: SZ vom 07.10.2005; ders., Herausforderung am Hindukusch. 
In: SZ vom 19.05.2006. 
1532 Ders., Heldensaga am Hindukusch. In: SZ vom 29.09.2005. Vgl. ferner Joachim Käppner, Tod in Kabul. In: SZ 
vom 26.08.2005; Peter Münch, Herausforderung am Hindukusch. In: SZ vom 19.05.2006; ders., Optionen für 
Afghanistan. In: SZ vom 29.09.2006. 
1533 Martin Winter, Mehr Phantasie für Afghanistan. In: SZ vom 02.08.2006. 
1534 Ders., Im afghanischen Sumpf. In: SZ vom 06.09.2006. 
1535 „Europäer und Amerikaner sollten […] wieder mehr Phantasie für eine politische und wirtschaftliche Stabilisie-
rung des Landes aufbringen.“ Ders., Mehr Phantasie für Afghanistan. In: SZ vom 02.08.2006. 
1536 „Um Afghanistan nach Jahren der Versäumnisse nun noch zu stabilisieren, sind militärisch, politisch und wirt-
schaftlich weit größere Anstrengungen nötig.“ Peter Münch, Optionen für Afghanistan. In: SZ vom 
29.09.2006. 
1537 Martin Winter, Dolchstoß Afghanistan. In: SZ vom 21.11.2006. 
1538 Ders., Im afghanischen Sumpf. In: SZ vom 06.09.2006. 
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In einem Punkt allerdings bleibt die SZ sich treu: Afghanistan wird nach wie 
vor als eine gemeinsame Aufgabe von „Europäer[n] und Amerikaner[n]“1539, ja des 
„Westens“1540 insgesamt betrachtet – zu einer Aufrechnung, wer wie viel bezie-
hungsweise wie wenig in das Land am Hindukusch investiert hat, kommt es auch 
erst gar nicht. 
Obwohl die SZ gleich zu Beginn feststellt, dass sie den von der Bush-
Administration im Irak eingeleiteten Demokratisierungsprozess ihrer früheren 
Kriegsablehnung zum Trotz unterstützt,1541 trägt ihre Kommentierung desselben 
doch eine unverkennbar pessimistische Note. Seien es nun die Wahlen zur verfas-
sungsgebenden Nationalversammlung im Januar 2005,1542 die Verabschiedung der 
Verfassung im Oktober1543 oder die Parlamentswahlen im Dezember,1544 stets 
dämpft sie die Erwartungen. Regelmäßig betont werden hingegen die Defizite, die 
der Entwicklung innewohnten. Dabei ist es insbesondere die mangelhafte Einbin-
dung der Sunniten in den neuen Staatsapparat, welche die Skepsis der SZ an der 
Nachhaltigkeit des Demokratisierungsprozesses befördert: „Sei es das Referendum 
[über die neue irakische Verfassung], die Parlamentswahl vom Januar oder die Be-
stallung der derzeitigen Übergangsregierung: Die Sunniten als politische Gruppe 
stehen vor der Tür […]. Stabilität aber kann nur erreicht werden, wenn alle Bevöl-
kerungsgruppen den Staat mittragen wollen und können. […] Das macht den Er-
folg einer neuen Verfassung so zweifelhaft.“1545 
Dass die SZ an die Realisierung einer funktionierenden Demokratie im Irak 
nicht so recht glauben mag, hängt allerdings auch mit der Entwicklung der Sicher-
heitslage zusammen. Längst hegt sie keine Zweifel mehr, dass im Land Bürgerkrieg 
herrscht;1546 wahlweise ist auch von einem „Religions- und Bürgerkrieg neuerer 
Art“1547 beziehungsweise einem „religiös befeuerte[n] Bürgerkrieg“1548 die Rede. 
Dass die USA an dieser Entwicklung zudem ein gehöriges Maß an Mitschuld trü-
gen, ist nach wie vor die Überzeugung der SZ. „Zwar haben die USA den Zusam- 
  
                                                          
1539 Vgl. u.a. Joachim Käppner, Erfolg am Hindukusch. In: SZ vom 27.04.2005. 
1540 Vgl. u.a. Martin Winter, Mehr Phantasie für Afghanistan. In: SZ vom 02.08.2006. 
1541 „Selbst diejenigen, die aus guten Gründen vehement gegen die US-Invasion argumentiert haben, müssen hof-
fen, dass der politische Prozess über den Terror siegt.“ Heiko Flottau, Zwei Schritte für die Demokratie. In: SZ 
vom 08.04.2005. 
1542 Vgl. u.a. Rudolph Chimelli, Die Macht der Schiiten. In: SZ vom 01.02.2005. 
1543 Vgl. u.a. Tomas Avenarius, Rezept für einen neuen Krieg. In: SZ vom 12.08.2005; ders., Amerikas Illusion. In: 
SZ vom 24.08.2005; ders., Stabilität auf dem Papier. In: SZ vom 26.10.2005. 
1544 Vgl. u.a. ders., Irakische Szenarien. In: SZ vom 15.12.2005. 
1545 Ders., Stabilität auf dem Papier. In: SZ vom 26.10.2005. 
1546 „Bis zu 30 000 Menschen [sind] ums Leben gekommen. Bei einer Bevölkerung von 25 Millionen ist das im-
mens viel und beantwortet die Frage, ob sich das Land bereits im Bürgerkrieg befinde.“ Stefan Kornelius, Iraks 
Untergang. In: SZ vom 14.10.2005. 
1547 Heiko Flottau, Bürgerkrieg der neuen Art. In: SZ vom 23.02.2006. 
1548 Christian Wernicke, Der dritte Krieg. In: SZ vom 07.08.2006. 
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menbruch der öffentlichen Ordnung im Irak nicht gewollt“, räumt Heiko Flottau 
Ende Februar 2006 ein. „Aber […] auch sie [werden] für die Folgen ihres Tuns Re-
chenschaft ablegen müssen.“1549 
Auch werden mittlerweile Parallelen zu Vietnam bemüht, womit die SZ erst-
mals Ende August 2005 andeutet, was sich in der Folge noch verfestigen soll – die 
Überzeugung, dass der Krieg im Irak verloren gehe: „Bush[s] […] Abnutzungskrieg 
[…] [liegt] das irrwitzige Kalkül zugrunde […], die Terroristen schneller töten zu 
können, als dass sie Nachwuchs organisieren. Damit ähnelt sein Vorgehen […] der 
amerikanischen Strategie in Vietnam.“1550 Wenige Wochen später wird Stefan Kor-
nelius diese Einschätzung dahingehend präzisieren, dass der Krieg bereits verloren 
sei: „Der Krieg mag noch nicht zu Ende sein, aber Amerika hat ihn wohl verlo-
ren.“1551 Eine Feststellung, welche die SZ gerade auch im weiteren Verlauf des Jah-
res 2006 noch mehrfach wiederholen wird.1552 
Die damit zwangsläufig aufkommende Frage nach einem amerikanischen 
Truppenabzug aus dem Irak – ein verlorener Krieg ist schließlich nicht mehr zu 
gewinnen – wird von der SZ allerdings durchweg negativ beschieden. Es gilt, wie 
Stefan Kornelius formuliert, das „Motto aus dem Porzellanladen: Wer etwas zer-
bricht, der zahlt dafür.“1553 Schwerer noch wiegt die Furcht, dass ein überstürzter 
Abzug der Amerikaner die Lage bloß verschlimmern werde: „Erst wenn die iraki-
sche Armee und die Polizei ein Mindestmaß an Sicherheit im eigenen Land garan-
tieren können, darf die US-Armee ihre Zelte und Baracken in der Wüste räumen. 
Gehen die GIs zu früh, würden sie verbrannte Erde zurücklassen.“1554 Solange im 
Irak keine handlungsfähige Regierung existiere, sei an einen Truppenabzug nicht zu 
denken.1555 
Wenig überraschend also, dass die SZ angesichts dieser Bilanz knapp fünf Jah-
re nach den Anschlägen vom 11. September gerade im Irak-Krieg die „folgen-
schwerste Fehlentscheidung“ der Bush-Administration ausmacht.1556 Begründet 
wird dies von Nicolas Richter wie folgt: „Amerika mutierte damit vom Opfer des 
11. September zum kalten Aggressor. Der mit dreisten Lügen begründete Feldzug 
[und] der Folterskandal in Abu-Ghraib […] haben die USA diskreditiert […]. Der  
  
                                                          
1549 Heiko Flottau, Bürgerkrieg der neuen Art. In: SZ vom 23.02.2006. 
1550 Reymer Klüver, Heillos verstrickt. In: SZ vom 27.08.2005. 
1551 Stefan Kornelius, Iraks Untergang. In: SZ vom 14.10.2005. 
1552 Vgl. u.a. Christian Wernicke, Der dritte Krieg. In: SZ vom 07.08.2006; Tomas Avenarius, Bagdad und Hindu-
kusch. In: SZ vom 24.10.2006. 
1553 Stefan Kornelius, Strategie der Ehrlichkeit. In: SZ vom 01.12.2005. 
1554 Christian Wernicke, Die Meute murrt. In: SZ vom 16.11.2005. 
1555 Tomas Avenarius, Bagdad und Hindukusch. In: SZ vom 24.10.2006. 
1556 Nicolas Richter, Die Saat al-Qaidas. In: SZ vom 11.08.2006. 
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heraufziehende Bürgerkrieg im Irak droht derweil die gesamte Region zu destabili-
sieren. Gleichzeitig ist dort eine neue Basis für islamistische Terroristen entstanden, 
kaum dass deren Zusammenrottung in Afghanistan zerschlagen worden war.“1557 
Nachdem sich die Vertreter der Europäischen Union – Deutschland, Frankreich 
und Großbritannien – mit dem Iran am 15.11.2004 auf das sogenannte „Pariser 
Abkommen“ verständigt hatten, also dass Teheran seine Aktivitäten zur Urananrei-
cherung bis zur endgültigen Beilegung des Konflikts freiwillig aussetzte, hatte das 
Interesse der SZ an der Materie zunächst spürbar nachgelassen. Doch im August 
2005 wird der Atomstreit schlagartig wieder akut; so akut, dass er für den Rest der 
Untersuchungsphase die Redaktion sogar stärker beschäftigen wird als der Krieg im 
Irak.1558 
Hintergrund dieser Entwicklung ist die von Teheran verkündete und wenig 
später auch vollzogene Wiederinbetriebnahme der von der IAEA versiegelten 
Uranumwandlungsanlage im iranischen Isfahan. Zwar handelt es sich bei der Kon-
version technisch gesehen nur um eine Vorstufe zur Urananreicherung, doch auch 
so stehen die jüngsten Schritte der Islamischen Republik den Intentionen des „Pa-
riser Abkommens“ unzweifelhaft diametral entgegen. Entsprechend alarmiert rea-
giert die SZ. So nennt Nicolas Richter die geplante Wiederaufnahme der Urankon-
version eine „rote Linie“, die keinesfalls überschritten werden dürfe: „Wenn die 
Mullahs in der Atomanlage Isfahan in dieser Woche tatsächlich Uran-Gas produ-
zieren, dann wären sie zu weit gegangen.“1559 Stefan Kornelius findet drei Tage spä-
ter sogar noch drastischere Worte und erklärt die Inbetriebnahme Isfahans gleich-
bedeutend zum Ende jedweder Verhandlungslösung: „Sind die Siegel gebrochen, 
dann ist auch die politische Basis für jede Verhandlung zerstört.“1560 Angesichts 
ihrer nach wie vor ablehnenden Haltung militärischen Mitteln gegenüber im Um-
gang mit Teheran1561 lässt die SZ damit eigentlich nur noch eine Möglichkeit offen 
– Sanktionen. 
Kaum jedoch hat der Iran die Siegel in Isfahan entfernt, rudert die SZ auch 
schon wieder zurück. Für eine Verhandlungslösung sei es „noch nicht zu spät“, 
gibt Nicolas Richter zu bedenken1562 und dass „Europäer wie Amerikaner […] 
nicht so tun [sollten], als […] [wenn] sie bereits alle diplomatischen Möglichkeiten 
ausgereizt“ hätten.1563 Gleichzeitig betont die SZ das Teheran laut Atomwaffen-
                                                          
1557 Ebd. 
1558 So überwiegen rein quantitativ die Kommentare zum Iran diejenigen zum Irak mit 35 zu 27. 
1559 Nicolas Richter, Gefährliches Luft-Gas-Gemisch. In: SZ vom 03.08.2005. 
1560 Stefan Kornelius, Die Uhr tickt. In: SZ vom 06.08.2005. 
1561 „Ein Militärschlag [wäre] viel zu gefährlich.“ Nicolas Richter, Das iranische Patt. In: SZ vom 23.11.2005. – 
„Ein Krieg gegen Iran wäre töricht, gezielte Luftschläge versprechen wenig Erfolg.“ Stefan Kornelius, Iran und 
die Bombe. In: SZ vom 17.01.2006. – „Die Risiken solcher Luftschläge gegen iranische Atomanlagen wären 
enorm.“ Nicolas Richter, Gefährliche Kriegsspiele. In: SZ vom 11.04.2006. 
1562 Nicolas Richter, Test für Teheran. In: SZ vom 19.09.2005. 
1563 Ders., Wenn Härte allein nicht mehr hilft. In: SZ vom 05.09.2005. 
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sperrvertrag zustehende Recht, Uran für zivile Zwecke anzureichern1564 – ein wie 
auch immer gearteter Kompromiss mit dem Iran hätte dieses Recht zu berücksich-
tigen. Damit nicht genug, wagt die SZ zum Jahresende sogar die Prognose, dass die 
Zeit im Atomstreit womöglich dem Westen in die Hände spiele: „Solange […] die 
Urananreicherung im engeren Sinne gestoppt bleibt, könnte die Zeit eher für den 
Westen arbeiten. […] Wenn sich die Lage beruhigt, könnten gemäßigtere Kräfte an 
der iranischen Staatsspitze mehr Einfluss auf die Politik des hitzköpfigen Präsiden-
ten [Mahmud Ahmadinedschad] nehmen. Idealerweise würde das Mullah-Regime 
sogar abgelöst, bevor die Bombe gebaut ist.“1565 
Dieser wechselhafte Kurs im Umgang mit Teheran wird auch 2006 die Blattli-
nie der SZ maßgeblich prägen. Nachdem der Iran überdies Anfang Januar seine 
Versuche zur eigentlichen Urananreicherung in Natanz wieder aufgenommen hat, 
ist es abermals Stefan Kornelius, der einer Verhandlungslösung eine klare Absage 
erteilt1566 und „Konsequenzen“1567 fordert. Entsprechend plädiert die SZ für „Wirt-
schaftssanktionen“, die „dem Regime in Teheran tatsächlich wehtun“,1568 und auch 
eine Überweisung an den UN-Sicherheitsrat zu diesem Zweck wird jetzt befürwor-
tet.1569 Konfrontiert mit anhaltendem Widerstand Russlands und Chinas im höchs-
ten UN-Gremium gegen umfassende Sanktionen erfolgt jedoch Ende März die 
nächste Kurskorrektur. So tritt die SZ nunmehr nicht etwa für eigenständige Sank-
tionen der westlichen Staatengemeinschaft jenseits des UN-Sicherheitsrates ein – 
was schließlich naheliegend wäre –, sondern setzt vielmehr all ihre Hoffnungen in 
weitere Zugeständnisse an den Iran. Dazu zählen unter anderem direkte Gespräche 
Washingtons mit Teheran als vertrauensbildende Maßnahme, aber erstmals auch 
eine Urananreicherung „auf eigenem Boden und in kleinem Ausmaß“.1570 Nachdem 
der Iran zwischenzeitlich ein weiteres, weitreichendes Angebot der fünf ständigen 
Sicherheitsratsmitglieder und Deutschlands ausgeschlagen, aber immerhin eine 
Rückkehr an den Verhandlungstisch signalisiert hat, plädiert die SZ dafür, das An-
gebot der Mullahs anzunehmen. Ein Anreicherungsstopp als Vorbedingung für die 
Aufnahme von Verhandlungen sei nicht zielführend: „Das ist eine kuriose Art,  
  
                                                          
1564 Vgl. u.a. ebd.; ders., Abkühlung im Atomstreit. In: SZ vom 23.09.2005. 
1565 Ders., Das iranische Patt. In: SZ vom 23.11.2005. 
1566 „Nach diesem Jahr [besteht] kein Zweifel mehr, dass mit viel Geduld und warmen Worten in Iran nichts zu 
erreichen ist. Teheran hat alle Brücken bewusst abgebrochen, die Entscheidung zur Wiederaufnahme auch der 
Uran-Anreicherung ist ein Affront gegen alle Vermittlungs- und Verständigungsbemühungen.“ Stefan Korne-
lius, Eine Antwort auf Teherans Trotz. In: SZ vom 14.01.2006. 
1567 Ders., Botschaft an die Vernunft. In: SZ vom 11.01.2006. 
1568 Martin Winter, Die Knüppel der Diplomatie. In: SZ vom 25.01.2006. Vgl. ferner Stefan Kornelius, Eine Ant-
wort auf Teherans Trotz. In: SZ vom 14.01.2006; ders., Iran und die Bombe. In: SZ vom 17.01.2006. 
1569 Nicolas Richter, Geschlossen gegen Iran. In: SZ vom 01.02.2006. 
1570 Ders., Zucker für Iran. In: SZ vom 31.03.2006. 
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Verhandlungen anzustreben: […] In Wahrheit ist es irrelevant, ob die wenigen und 
relativ unzuverlässigen iranischen Uranzentrifugen noch ein paar Monate länger 
rotieren. Diese Frage sollte nicht über den weiteren Verlauf des Konflikts entschei-
den.“1571 
Zuvor hatten sich allerdings die Mitglieder des UN-Sicherheitsrates erstmals 
auf einen Resolutionstext – am 31.07.2006 in Gestalt von Resolution 16961572 bei 
einer Gegenstimme auch verabschiedet – geeinigt, der Teheran ultimativ dazu auf-
forderte, binnen eines Monats sämtliche Aktivitäten zur Urananreicherung einzu-
stellen oder aber der Verhängung von Sanktionen entgegenzusehen. Der Ablauf 
jener Frist zum 31.08.2006 liefert dann den Anlass für einen weiteren Kurswechsel 
der SZ, den letzten innerhalb dieser Untersuchungsphase. Zum Auftakt mahnt 
Martin Winter, Abschied von der Illusion zu nehmen, „dass die Führung in Tehe-
ran zu ernsthaften Verhandlungen bereit“ sei. Denn, so Winter weiter, „für den 
radikalen Staatspräsidenten Ahmadinedschad ist der kurzfristige populistische Nut-
zen der Auseinandersetzung mit dem Westen gegenwärtig noch größer als der lang-
fristige Schaden, den er seinem Land zufügt.“1573 Und so rückt am Ende dieser 
Untersuchungsphase der Ruf nach Sanktionen abermals in den Vordergrund, wel-
che der UN-Sicherheitsrat beschließen solle, „schon im Interesse der eigenen 
Glaubwürdigkeit“.1574 
Diese insgesamt doch recht sprunghaft anmutende Argumentation der SZ 
bleibt natürlich nicht ohne Folgen auf die Beurteilung der jeweiligen Politik Ameri-
kas und Europas im Umgang mit dem Iran. Zwar gilt im Kern noch immer der in 
der Vergangenheit entwickelte Grundsatz, demzufolge sich Amerika mit seinen 
Drohgebärden eher zurücknehmen solle, auch weil ein solches Vorgehen nur jene 
in Teheran stärke, „die auf Konfrontation mit dem Westen setz[t]en“,1575 derweil 
Europas Diplomatie „robuster“ ausfallen müsse.1576 Je nach aktuell präferierter 
Iran-Politik der Reaktion kann sich diese Grundhaltung aber auch bisweilen in ihr 
Gegenteil verkehren. Etwa, wenn die SZ in einer Phase, in der sie eher die konfron-
tative Strategie bevorzugt, die Bush-Administration dafür lobt, Sanktionen über-
haupt ins Gespräch gebracht zu haben: „Das ist bedauerlich – aber nicht, weil die 
Regierung Bush das bisher Unausgesprochene wagt, zu Papier zu bringen. Sondern 
weil es die Europäer nicht [Hervorhebung im Original; J.G.] gewagt haben. Die  
  
                                                          
1571 Ders., Teheraner Nuancen. In: SZ vom 24.08.2006. 
1572 Vgl. Resolution 1696 des UN-Sicherheitsrates, 31.07.2006 (http://www.un.org/depts/german/sr/sr_05-06/ 
sr1696.pdf; 01.04.2014). 
1573 Martin Winter, Kluge Sanktionen können schmerzen. In: SZ vom 04.09.2006. 
1574 Nicolas Richter, Symbolische Sanktionen. In: SZ vom 09.10.2006. Vgl. ferner Martin Winter, Kluge Sanktionen 
können schmerzen. In: SZ vom 04.09.2006; ders., Ende der Diplomatie. In: SZ vom 05.10.2006. 
1575 Nicolas Richter, Gefährliche Kriegsspiele. In: SZ vom 11.04.2006. 
1576 Martin Winter, Die Knüppel der Diplomatie. In: SZ vom 25.01.2006. 
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Sanktionen, die Brechstangen politischer Diplomatie, mussten zu diesem Zeitpunkt 
präsentiert werden.“1577 Umgekehrt gilt ihr an anderer Stelle selbst der europäische 
Angebotskatalog als noch nicht umfassend genug.1578 
Zusammengenommen aber hinterlässt die SZ einen einigermaßen ratlosen 
Eindruck im Umgang mit Teheran, dessen einzige Konstante die Ablehnung militä-
rischer Mittel ist. Wie ratlos sie dem iranischen Verhalten bisweilen gegenübersteht, 
veranschaulicht exemplarisch Stefan Kornelius in einem Kommentar vom April 
2006, in welchem er zunächst mit Verweis auf die tödliche Bedrohung, die Israel 
seitens Teherans erwächst, einen bedingungslosen Stopp des iranischen Atom-
gramms fordert,1579 nur um wenige Absätze später darauf zu verweisen, dass im Fall 
der Fälle dem Westen immer noch die Strategie der „Abschreckung“ bleibe.1580 
Nachdem die SZ lange Zeit in Bezug auf Washingtons leichtfertigen Umgang mit 
etablierten Menschenrechts-Standards geschwiegen beziehungsweise diesen nur höchst 
sporadisch thematisiert hatte, war sie in der zurückliegenden Untersuchungsphase 
vor allem im Anschluss an Abu Ghraib nachhaltig für die Materie sensibilisiert 
worden. Dies wird sich in der vorliegenden Phase noch verstärken, zumal das 
Thema mit der Diskussion um die Legalisierung harscher Verhörmethoden und der 
unter der Bezeichnung „extraordinary renditions“ bekannt gewordenen Praxis der 
Entführung und Verschleppung von Terrorverdächtigen durch amerikanische Ge-
heimdienstmitarbeiter um zwei zusätzliche Facetten erweitert wird. 
Welch verheerende Spuren die von der Bush-Administration im Kampf gegen 
den Terror beschlossenen Maßnahmen mittlerweile am amerikanischen Rechtsstaat 
hinterlassen haben, macht die SZ eingangs dieser Untersuchungsphase gleich mehr-
fach deutlich. Schon wenige Monate vor dem Ende der ersten Amtszeit Bushs hat-
te sie hinter Guantanamo und Abu Ghraib ein System vermutet; eines, in dem 
Amerika eherne Prinzipien wie die Rechtsstaatlichkeit und die Unveräußerlichkeit 
der Menschenrechte methodisch missachtete. Jetzt wird Stefan Ulrich diesen Vor-
wurf neuerlich bekräftigen, wenn er Guantanamo nicht etwa als „Ausrutscher“, 
sondern als repräsentativ für das Vorgehen der Bush-Administration nach dem 
11. September beschreibt: „Guantanamo hat System. Es steht für die Entschlos-
senheit dieser Regierung, sich rechtlichen Bindungen zu entziehen. Diesem Geist 
entspricht es, wenn Washington weltweit Menschen entführt und, zwecks Verneh-
mung, zwischen allerlei Staaten hin- und herschieben lässt; […] und wenn in der  
  
                                                          
1577 Stefan Kornelius, Zeit für eine klare Drohung. In: SZ vom 07.03.2006. 
1578 Nicolas Richter, Wenn Härte allein nicht mehr hilft. In: SZ vom 05.09.2005. 
1579 „Wer die Nuklearisierung Irans akzeptiert, der akzeptiert auch die letale Bedrohung eines Staates: Israel. Seit 
Adolf Hitler hat kein Führer einer derart mächtigen Regionalmacht wie Iran mit der Vernichtung einer ganzen 
Nation gedroht. […] Das Atomprogramm muss also gestoppt werden.“ Stefan Kornelius, Die iranische Provo-
kation. In: SZ vom 29.04.2006. 
1580 Ebd. 
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Regierung Memoranden erarbeitet werden, die das Folterverbot infrage stellen. […] 
Die Bush-Regierung […] hat die nationale Sicherheit zum Goldenen Kalb gemacht, 
dem zwei Schätze des Landes, Recht und Moral, geopfert werden.“1581 
Entsprechend wandelt sich auch ihre Einschätzung zu Guantanamo. Nicht 
länger sieht die SZ darin bloß einen Skandal, der ja schließlich noch eine Abwei-
chung von der Norm und damit so etwas wie einen Einzelfall bedeuten würde. 
Vielmehr betrachtet sie das Lager jetzt als den „Inbegriff amerikanischer Rechts-
verachtung“,1582 womit sie zugleich deutlich macht, dass das Lager in ihren Augen 
gewissermaßen nur die Spitze des Eisbergs darstellt. Dass bereits die Konzeption 
Guantanamos eklatante Menschenrechtsverletzungen in sich birgt, kommt dann in 
Formulierungen wie „Guantanamo und die damit verbundene Zerstörung der Wer-
te von Rechtsstaatlichkeit und Menschlichkeit“1583 beziehungsweise „die dauernde 
Verachtung der Menschenwürde im US-Gefangenenlager in Guantanamo“1584 zum 
Ausdruck. Selbst der von Amnesty International benutzten Charakterisierung „Gu-
lag unserer Zeit“1585 widerspricht die SZ nur bedingt. So erkennt Stefan Kornelius 
im Vergleich mit dem stalinistischen Lagersystem zwar eine „Übertreibung“; wohl 
aber eine, die einen „schmerzhaft wahren Kern“ beinhalte.1586 
Angesichts dieser Kritik vermag die Ende Mai 2005 erstmals gewünschte und 
im darauffolgenden Jahr dann mehrfach geforderte Schließung Guantanamos nicht 
mehr wirklich überraschen.1587 Speziell die Entscheidung des Obersten Gerichts-
hofs vom 29.06.2006,1588 der zufolge die von der Bush-Administration eingesetzten 
Militärtribunale zur Aburteilung der Terrorverdächtigen auf Kuba illegaler Natur 
seien, weil ihnen unter anderem die Zustimmung des Kongresses fehle, wird von 
der SZ neuerlich dazu benutzt, ihrer Forderung Ausdruck zu verleihen: „Bush soll-
te die Rüge durch den Supreme Court nun endlich zum Anlass nehmen, den einzig 
akzeptablen Ausweg zu wählen: die Verdächtigen vor ordentliche Gerichte stellen 
und das Lager schließen.“1589 An eine rasche Umsetzung des Geforderten glaubt die 
SZ allerdings selbst nicht, wie sie bereits wenige Tage zuvor deutlich gemacht hatte. 
Da hatte sich Bush auf seiner Europa-Reise selbst dahingehend geäußert, dass es 
                                                          
1581 Stefan Ulrich, Das System Guantanamo. In: SZ vom 15.03.2005. 
1582 Nico Fried, Schwarze Freud, rotes Leid. In: SZ vom 16.12.2005. 
1583 Reymer Klüver, Im Zweifel standhaft. In: SZ vom 26.06.2006. 
1584 Nicolas Richter, Die Saat al-Qaidas. In: SZ vom 11.08.2006. 
1585 Irene Khan, Generalsekretärin von Amnesty International, während der Vorstellung des Amnesty International 
Reports 2005 am 25.05.2005: „Guantanamo has become the gulag our times.“ Irene Khan, Amnesty Interna-
tional Report 2005. Speech at Foreign Press Association, 25.05.2005 (http://www.amnesty.org/en/library/ 
asset/POL10/014/2005/en/43c5c425-fa1e-11dd-999c-47605d4edc46/pol100142005en.pdf; 01.04.2014). 
1586 Stefan Kornelius, Selbstgerecht ins Unrecht. In: SZ vom 15.06.2005. 
1587 Vgl. u.a. Wolfgang Koydl, Schandfleck Guantanamo. In: SZ vom 28.05.2005; Nicolas Richter, Tod im Lager 
der Schande. In: SZ vom 12.06.2006; ders., Recht in Amerika. In: SZ vom 30.06.2006. 
1588 Vgl. Supreme Court of the United States, Hamdan v. Rumsfeld, Secretary of Defense, et al., 29.06.2006 
(http://www.supremecourt.gov/opinions/05pdf/05-184.pdf; 01.04.2014). 
1589 Nicolas Richter, Recht in Amerika. In: SZ vom 30.06.2006. 
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ihm am liebsten wäre, wenn er Guantanamo endlich hinter sich hätte.1590 Worauf-
hin Reymer Klüver einen möglichen Gesinnungswandel beim US-Präsidenten so-
gleich in Zweifel zog: „Bush hätte das Problem gerne vom Hals. […] Doch es wäre 
völlig unangebracht, daraus auf einen Gesinnungswandel Bushs zu schließen. Auf 
die Einsicht etwa, dass auch er nicht internationale Konventionen per Dekret außer 
Kraft setzen dürfte, dass auch er nicht Folter genehmigen darf […]. Das ist nicht 
der Fall. Bush macht keine Rückzieher. Nicht in Guantanamo, noch irgendwo 
sonst.“1591 
Der Vorwurf, dass Washington beim Verhör seiner Gefangenen, die des Ter-
rors verdächtigt werden, auch vor Folter nicht zurückschrecke, ist nicht neu – 
erstmals war er im Zuge von Abu Ghraib und der Veröffentlichung einschlägiger 
Memoranden über die dortigen Verhörpraktiken laut geworden. Doch wird er erst 
seit dieser Untersuchungsphase verstärkt erhoben, zunächst im Zuge der ins Licht 
der Öffentlichkeit gerückten CIA-Praxis der „extraordinary renditions“.1592 So er-
scheint der SZ vor allem der Umstand verdächtig, dass das Internationale Rote 
Kreuz keinen Zugang zu den betroffenen Gefangenen erhält – übrigens im Gegen-
satz zu Guantanamo: „Dass die Vereinten Nationen und sogar das Rote Kreuz be-
stimmte Häftlinge nicht besuchen dürfen, lässt ahnen, was hinter Stacheldraht und 
Gitterstäben getrieben wird.“1593 Auch die im Zuge der CIA-Affäre gemachten 
Aussagen Bushs und Rices, wonach die USA keinerlei Folter duldeten,1594 werden 
von der SZ vor diesem Hintergrund in Zweifel gezogen.1595 
Vor allem aber ist es die Verabschiedung des „Military Commissions Act of 
2006“,1596 woraufhin sich die Bush-Administration endgültig dem Vorwurf der Fol-
ter ausgesetzt sieht. Formal handelt es sich bei diesem Gesetzespaket um eine Re-
aktion der US-Regierung auf das Urteil des Supreme Courts vom 29.06.2006, mit 
                                                          
1590 „I’d like to end Guantanamo. I’d like it to be over with.“ George W. Bush, President Participates in Press 
Availability at 2006 U.S.-EU Summit, 21.06.2006 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/ 
releases/2006/06/20060621-6.html; 01.04.2014). 
1591 Reymer Klüver, Im Zweifel standhaft. In: SZ vom 26.06.2006. 
1592 Vgl. u.a. Nicolas Richter, Die Luftbrücken der CIA. In: SZ vom 29.11.2005; Heribert Prantl, Ein Abgrund. In: 
SZ vom 06.12.2005; Nicolas Richter, Der entblößte Staat. In: SZ vom 10.12.2005; Reymer Klüver, Eine Pirou-
ette, keine Wende. In: SZ vom 08.09.2006. 
1593 Nicolas Richter, Der entblößte Staat. In: SZ vom 10.12.2005. 
1594 Bush auf einer Pressekonferenz am 07.11.2005 in Panama City: „Our country is at war, and our government 
has the obligation to protect the American people. […] Anything we do […] in this effort, any activity we con-
duct, is within the law. We do not torture.“ George W. Bush, President Meets with President Torrijos of Pana-
ma, 07.11.2005 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2005/11/20051107.html; 01.04. 
2014). – Rice in einer Rede am 05.12.2005 auf der Andrews Air Force Base in Washington, D.C., vor ihrem 
Abflug nach Europa: „Torture is a term that is defined by law. We rely on our law to govern our operations. 
The United States does not permit, tolerate, or condone torture under any circumstances.“ Condoleezza Rice, 
Remarks Upon Her Departure for Europe, 05.12.2005 (http://2001-2009.state.gov/secretary/rm/2005/ 
57602.htm; 01.04.2014). 
1595 Vgl. u.a. Reymer Klüver, Amerika darf nicht foltern. In: SZ vom 09.11.2005; Martin Winter, Rice auf Reisen. 
In: SZ vom 09.12.2005. 
1596 Vgl. Military Commissions Act of 2006, 17.10.2006 (http://www.loc.gov/rr/frd/Military_Law/pdf/PL-109-
366.pdf; 01.04.2014). 
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der sie ihre für Guantanamo geplanten Militärtribunale zur Aburteilung der dorti-
gen Gefangenen legalisieren will. Schon die Beschneidung der Rechte der Ange-
klagten sind der SZ Grund genug, dass Gesetzespaket als „unerträglich“1597 abzu-
lehnen, als nicht rechtsstaatskonform: „Die Angeklagten sollen die Beweisführung 
nicht einsehen dürfen, auf deren Grundlage sie unter Umständen zum Tode verur-
teilt werden könnten. Das ist kafkaeske Gerichtsbarkeit, nicht Gerechtigkeit in ei-
nem Rechtsstaat.“1598 Doch insbesondere die im Gesetzestext nicht explizit unter 
Strafe gestellten Verhörmethoden sind es, die im Mittelpunkt der Kritik stehen. 
„Nur eindeutige Folter und allerschlimmste Übergriffe werden verboten. Aber ein 
bisschen quälen, per tagelangem Schlafentzug oder eiskalter Dusche im unterkühl-
ten Kerker, das dürfen Amerikas Agenten schon“, klagt etwa Christian Wernicke, 
nachdem ein erster Entwurf im US-Senat verlesen wurde.1599 Und Reymer Klüver 
wird, nachdem das Gesetz mit einigen Veränderungen beide Kammern des Kon-
gresses passiert hat, festhalten: „Zu Beginn des 21. Jahrhunderts lugt die grinsende 
Fratze des Mittelalters durch den Türspalt, und das ausgerechnet in Amerika. Fol-
ter, zumindest Folter light, ist im Krieg gegen den Terror nun wieder eine legitime 
Verhörmethode.“1600 – „Noch nie“, so Klüver weiter, „erschienen [uns] die Ameri-
kaner so fremd wie heute.“1601 Dies ist hier zwar nur explizit auf den „Military 
                                                          
1597 Reymer Klüver, Das Gesetz des Stärkeren. In: SZ vom 30.09.2006. 
1598 Ders., Die drei Unbestechlichen. In: SZ vom 16.09.2006. 
1599 Christian Wernicke, Ein bisschen quälen ist erlaubt. In: SZ vom 23.09.2006. 
1600 Reymer Klüver, Das Gesetz des Stärkeren. In: SZ vom 30.09.2006. 
1601 Ebd. – Tatsächlich hatte sich die US-Regierung, was den schlussendlich verabschiedeten und von Bush am 
17.10.2006 auch unterzeichneten Gesetzestext zum „Military Commissions Act of 2006“ betraf, gegenüber der 
Legislative nicht in allen Punkten durchsetzen können. So scheiterte etwa eine zunächst beabsichtigte Neudefi-
nition der amerikanischen Verpflichtung zur Einhaltung des dritten Artikels der Genfer Konvention, welcher 
die humane Behandlung von Kriegsgefangenen vorschreibt, am Widerstand auch aus den Reihen der Republi-
kaner. Eingang in das Gesetz gefunden hat hingegen ein insgesamt neun Punkte umfassender Katalog, der 
„schwerwiegende Verstöße“ („grave breaches“) gegen besagten Art. 3 definiert, welche als Kriegsverbrechen 
unter den „War Crimes Act“ fallen und entsprechend strafrechtlich zu verfolgen sind. Konkret verboten sind 
demnach „torture“, „cruel or inhuman treatment“, „performing biological experiments“, „murder“, „mutilation 
or maiming“, „intentionally causing serious bodily injury“, „rape“, „sexual assault or abuse“ sowie „taking hos-
tages“. Verglichen mit dem Wortlaut der Genfer Konvention, entspricht der Verbotskatalog weitgehend den im 
fraglichen Art. 3 genannten Vorgaben – mit zwei entscheidenden Abweichungen im Detail. Während die Kon-
vention das dortige Verbot „grausame[r] Behandlung und Folterung“ nicht näher spezifiziert, wird dieses im 
„Military Commissions Act“ genau definiert: als „an act intended to inflict severe or serious physical or mental 
pain or suffering“. Wobei „serious physical pain“ gemäß den Ausführungen des „Military Commissions Act“ 
erst dann vorliege, wenn dem Gefangenen „extreme“ körperliche Schmerzen bzw. Verletzungen zugefügt wur-
den, Verletzungen „that involves […] a substantial risk of death; […] a burn or physical disfigurement of a seri-
ous nature (other than cuts, abrasions, or bruises), or […] significant loss or impairment of the function of a 
bodily member, organ, or mental faculty“. Überhaupt keinen Eingang in den „Military Commissions Act“ ge-
funden hat eine andere Vorgabe der Genfer Konvention: das Verbot der „Beeinträchtigung der persönlichen 
Würde, namentlich [die] erniedrigende und entwürdige Behandlung“ der Gefangenen – vgl. Military Commis-
sions Act of 2006. Sec. 6, Implementation of Treaty Obligations, 17.10.2006, S. 2632-2635; Genfer Abkommen 
über die Behandlung der Kriegsgefangenen. Art. 3, 12.08.1949, S. 2. Vgl. ferner Human Rights Watch, Q and 
A: Military Commissions Act of 2006, S. 1-2, 9-11 (http://www.hrw.org/legacy/backgrounder/usa/qna1006/ 
usqna1006web.pdf; 01.04.2014). 
 Folgt man den Aussagen eines der maßgeblichen Autoren des Gesetzes, Senator John McCain (R-Ariz.), dann 
genügen die Bestimmungen des „Military Commissions Act“, um Amerikas Verhörspezialisten nicht nur den 
Einsatz von Folter, sondern auch den ihrer gröbsten Verhörmethoden wie z.B. das umstrittene 
„waterboarding“ zu verbieten – vgl. John McCain, CBS News Face the Nation with Senator John McCain, 
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Commissions Act“ bezogen, steht aber stellvertretend für ein Urteil, welches die SZ 
längst in Bezug auf die Bush-Administration und deren Umgang mit den Men-
schenrechten gefällt hat. 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die SZ das deutsche Af-
ghanistan-Engagement zwar nicht per se verurteilt, wohl aber dahingehend kritisiert, 
dass es ihr nicht weit genug ging. Insbesondere die Konzentration auf den ver-
gleichsweise ruhigen Norden des Landes schien ihr wenig zielführend zu sein. 
Auch wenn die Forderung nach einer Ausweitung des Bundeswehreinsatzes auf 
ganz Afghanistan nirgends explizit auftauchte, ließ ihre Kritik doch keine andere 
Schlussfolgerung zu. 
Ganz in diesem Sinne plädiert sie auch die längste Zeit über noch dafür, dass 
Deutschland sich stärker als bisher am Hindukusch engagieren müsse. Diese For-
derung umfasst zwei Komponenten: Zum einen die nach einer Truppenaufsto-
ckung über die bisherige Obergrenze von 2250 Soldaten hinaus – tatsächlich wird 
der Bundestag am 28.09.2005 mit großer Mehrheit eine Aufstockung auf bis zu 
3000 Mann beschließen, was von der SZ auch umgehend begrüßt wird1602 –, zum 
anderen die nach einem robusteren Mandat als dem bisherigen. „Es bleiben 
Schutzwälle, hinter denen sich die Deutschen verschanzen“, moniert etwa Peter 
Münch am Tag nach der Verabschiedung des neuen Mandats. „Die Bundeswehr 
soll sich nicht einmischen in die Händel der Kriegsfürsten, und sie soll nicht aktiv 
gegen das Drogengeschäft vorgehen, das den Krieg in Teilen Afghanistans am Kö-
cheln hält. Ein robusteres Mandat traut sich der Bundestag nicht zu; er will es der 
deutschen Öffentlichkeit nicht zumuten.“1603 Wenn Peter Münch bereits hier den 
Eindruck vermittelt, dass sich Deutschland vor den wirklich gefährlichen Aufgaben 
in Afghanistan davonstehle, so wird sich dieses Bild rund um die im Jahr darauf 
                                                                                                                                                                                     
24.09.2006, S. 4-6 (http://www.cbsnews.com/htdocs/pdf/face_092406.pdf; 01.04.2014). Unklar, inwieweit der 
Präsident die Einschätzungen McCains geteilt hat – bei Unterzeichnung des Gesetzes sprach er jedenfalls aus-
drücklich von einer Fortführung des fraglichen CIA-Programms: „This bill will allow the Central Intelligence 
Agency to continue its program for questioning key terrorist leaders and operatives […]. This program has 
been one of the most successful intelligence efforts in American history. It has helped prevent attacks on our 
country. And the bill I sign today will ensure that we can continue using this vital tool to protect the American 
people for years to come.“ – George W. Bush, President Signs Military Commissions Act of 2006, 17.10.2006 
(http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2006/10/20061017-1.html; 01.04.2014). 
 Klarheit besteht hingegen für die meisten der am CIA-Programm beteiligten Verhörspezialisten selbst. Wie 
Menschenrechtsorganisationen – darunter Amnesty International und Human Rights Watch – zu Recht bemer-
ken, schützt der „Military Commissions Act“ die US-Geheimdienstmitarbeiter weitgehend vor juristischen 
Konsequenzen für frühere Misshandlungen. Die Aufweichung des „War Crimes Act“, etwa durch den Wegfall 
der strafrechtlichen Relevanz von „erniedrigende[r] und entwürdigende[r] Behandlung“ der Gefangenen, gilt 
rückwirkend ab dem 26.11.1997 – vgl. Military Commissions Act of 2006. Sec. 6, Implementation of Treaty 
Obligations, 17.10.2006, S. 2635. Vgl. ferner Amnesty International, United States Military Commissions Act of 
2006 – Turning bad policy into bad law, 29.09.2006, S. 9 (http://www.amnesty.org/en/library/asset/AMR51/ 
154/2006/en/509acb93-d3eb-11dd-8743-d305bea2b2c7/amr511542006en.pdf; 01.04.2014); Human Rights 
Watch, Q and A: Military Commissions Act of 2006, S. 10-11. 
1602 Peter Münch, Heldensaga am Hindukusch. In: SZ vom 29.09.2005. 
1603 Ebd. 
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stattfindende Abstimmung im Bundestag noch verschärfen. Deutlicher als zuvor 
kann sich die SZ jetzt auch einen Einsatz im umkämpften Süden des Landes vor-
stellen: „Auch die Deutschen [werden] mehr gefordert sein als bislang. Ihr Behar-
ren darauf, allein im relativ sicheren Norden des Landes die Aufbauarbeit fortzu-
setzen, während die Partnerländer im Süden harte Kämpfe auszuhalten haben, 
wirkt nicht nur unfair und kurzsichtig, sondern es untergräbt auch den Sinn der 
gesamten Mission.“1604 Für die aufkommende Kritik der übrigen NATO-Partner 
am deutschen Kurs zeigt sie entsprechend Verständnis.1605 Es ist schon Mitte No-
vember 2006, als sich der Kurswechsel der SZ in Sachen Afghanistan erstmals auch 
in ihrer Bewertung der deutschen Außenpolitik niederschlägt. Konträr zu ihrer bis-
herigen Blattlinie spricht sie sich jetzt klar gegen einen Ausweitung des deutschen 
Einsatzes in den Süden Afghanistans aus; so hält Peter Blechschmidt einen solchen 
Kurs weder für politisch durchsetzbar, noch sieht er die dafür erforderlichen Kapa-
zitäten bei der Bundeswehr.1606 Und auch die Kritik der NATO-Partner erscheint 
jetzt in einem anderen Licht: „Die Stimmungsmache gegen die Deutschen hat we-
nig mit deren Bündnistreue, aber um so mehr mit der wachsenden Angst der Nato 
zu tun, sich mit Afghanistan übernommen zu haben. So sehen die gereizten Angrif-
fe auf Berlin verdächtig nach der Vorbereitung einer Dolchstoßlegende aus.“1607 
Von einer einzigen Ausnahme abgesehen, bei der Stefan Kornelius abermals 
eine Internationalisierung des Irak-Konflikts fordert und sich in diesem Zusam-
menhang auch eine größere deutsche Rolle als die bisherige vorstellen kann,1608 
spielt die aktuelle Irak-Politik der Bundesregierung – beziehungsweise die fast voll-
ständige Abwesenheit einer solchen – keine Rolle in den Kommentaren der SZ. 
Gleichwohl sieht es zumindest phasenweise so aus, als müsste die frühere Irak-
Politik der rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard Schröder einer zumindest in 
Teilen erheblichen Neubewertung unterzogen werden, nachdem die Anwesenheit 
zweier BND-Agenten in der irakischen Hauptstadt zur Zeit des amerikanischen 
Einmarsches Anfang 2006 publik wird. Die SZ, deren Journalisten die vermeintlich 
kriegswichtige Zusammenarbeit des BND mit den Amerikanern gemeinsam mit der 
ARD-Sendung „Panorama“ aufgedeckt haben,1609 gibt sich gerade zu Beginn der 
Affäre empört. Da wird nicht nur die frühere Bundesregierung der Lüge bezich-
tigt,1610 auch von einer mutmaßlich „verheimlichte[n] Teilnahme Deutschlands am 
                                                          
1604 Ders., Optionen für Afghanistan. In: SZ vom 29.09.2006. 
1605 Vgl. u.a. ders., Gefährlicher Sog in den Süden. In: SZ vom 29.08.2006; ders., Optionen für Afghanistan. In: SZ 
vom 29.09.2006. 
1606 Peter Blechschmidt, Merkel muss weiter nein sagen. In: SZ vom 14.11.2006. 
1607 Martin Winter, Dolchstoß Afghanistan. In: SZ vom 21.11.2006. 
1608 Stefan Kornelius, Mehr Helfer für den Irak. In: SZ vom 20.12.2005. 
1609 Vgl. Hans Leyendecker/Wolfgang Krach: BND half Amerikanern im Irak-Krieg. In: SZ vom 12.01.2006; John 
Goetz/Kathrin Walther, Bomben auf Bagdad – Deutsche Agenten am Irakkrieg beteiligt. In: Panorama vom 
12.01.2006, 21.45 Uhr, ARD (http://daserste.ndr.de/panorama/media/bombenbagdad100.html; 01.04.2014). 
1610 „Nicht nur die Regierungen in Washington und London haben über Gründe, Umstände und Einzelheiten des 
Irak-Krieges gelogen. Im Jahr 2003 arbeiteten offenbar BND-Agenten, die im Irak verblieben waren, mit den 
374 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Krieg“1611 beziehungsweise der Beteiligung an einem „verbotenen Angriffskrieg“1612 
ist jetzt die Rede. Die anfängliche Erregung der SZ ist jedoch nur von kurzer Dau-
er. Noch vor dem offiziellen Bericht der Bundesregierung, in welchem diese die 
meisten der gegen sie gerichteten Vorwürfe zu entschärfen sucht,1613 relativiert die 
SZ ihr Urteil zumindest dahingehend, dass sie hervorhebt, was die Regierung 
Schröder nicht getan hat: „Was immer an Details über die Kriegs-Kooperation mit 
den USA noch ans Licht kommt: Ein [Hervorhebung im Original; J.G.] historisches 
Verdienst der Regierung Schröder bleibt dabei unangetastet. Sie hat erheblichem 
Druck widerstanden und keine deutschen Soldaten in den Krieg geschickt.“1614 
Diese Feststellung scheint Heribert Prantl derart wichtig zu sein, dass er sie wenige 
Wochen später sinngemäß noch einmal wiederholen wird.1615 Wenn die SZ dann 
zweieinhalb Jahre später noch einmal auf die BND-Affäre zu sprechen kommt – 
noch immer tagt der zugehörige Untersuchungsausschuss des Bundestags –, wird 
sie zu einem wesentlich ausgewogeneren Urteil gelangen. Nein, eine Zusammenar-
beit im Stile Tony Blairs und Silvio Berlusconis, gar ein vermeintliches „Doppel-
spiel“ der rot-grünen Bundesregierung habe es nie gegeben, wohl aber mehr „Ko-
operation zwischen Deutschen und US-Geheimdiensten“, als es SPD und Grüne 
gerne darstellen wollten. „Es hat eben zwei Seiten der deutschen Politik gegeben“, 
resümiert Heribert Prantl. „Auf der inoffiziellen, nicht so ganz sauberen Seite war 
von Anfang an die Selbstverständlichkeit zu verbuchen, mit der man es den USA 
gestattete, ihre Stützpunkte auf deutschem Boden für den Irak-Krieg zu nutzen und 
von Deutschland aus in einen völkerrechtswidrigen Kampf zu fliegen. Schröder 
[…] hat […] Nein zum Krieg gesagt und sich damit abgefunden, dass es ein lupen-
reines Nein nicht war und sein konnte. Das ist wohl die Wahrheit über Schröder, 
Steinmeier und Fischer.“1616 
Mit völligem Unverständnis reagiert die SZ auf das Bekanntwerden des Falles 
el-Masri. Der Deutsch-Libanese Khaled el-Masri wurde Anfang 2004 irrtümlich 
Opfer einer jener „extraordinary renditions“ des amerikanischen Geheimdienstes 
CIA – mutmaßlich aufgrund einer simplen Verwechslung mit einem al-Qaida-
Mitglied gleichen Namens. Im Zuge dessen wurde el-Masri eigenen Angaben 
zufolge1617 nach Afghanistan verschleppt, vier Monate lang verhört und erst, nach-
                                                                                                                                                                                     
kriegführenden Amerikanern zusammen.“ Kurt Kister, Deutsche Lügen im Krieg. In: SZ vom 12.01.2006. Vgl. 
ferner Heribert Prantl, Jein zum Krieg. In: SZ vom 13.01.2006. 
1611 Kurt Kister, Deutsche Lügen im Krieg. In: SZ vom 12.01.2006. 
1612 Heribert Prantl, Jein zum Krieg. In: SZ vom 13.01.2006. 
1613 Vgl. Bericht der Bundesregierung (offene Fassung) gemäß Anforderung des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums vom 25.01.2006 zu Vorgängen im Zusammenhang mit dem Irakkrieg und der Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus, Stand: 15.02.2006 (http://www.statewatch.org/cia/documents/Steinmeier_Annexe.pdf; 
01.04.2014). 
1614 Heribert Prantl, Der Nein-Krieg. In: SZ vom 20.01.2006. 
1615 Ders., Nein, Nein – Nein? In: SZ vom 28.02.2006. 
1616 Ders., Nein oder Schein? In: SZ vom 19.12.2008. 
1617 Vgl. Khaled el-Masri, America kidnapped me. In: LA Times vom 18.12.2005. 
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dem seine Entführer zu der Überzeugung gelangt waren, einen Unschuldigen vor 
sich zu haben, Ende Mai 2004 wieder freigelassen. Problematisch erscheint in die-
sem Zusammenhang auch die Rolle der Bundesregierung. Angeblich, so berichtet 
es zumindest die „Washington Post“, habe der amerikanische Botschafter den 
deutschen Innenminister Otto Schily beizeiten über die Verwechslung infor-
miert,1618 was die Bundesregierung gleichwohl bestritt. El-Masri wiederum berichtet 
von detaillierten Kenntnissen seiner ihn verhörenden Peiniger, welche diese ohne 
die Zuarbeit deutscher Behörden kaum hätten erlangen können. In einer ersten Re-
aktion vermutet die SZ dann auch strafrechtlich relevante Tatbestände, derer sich 
die Bundesregierung schuldig gemacht habe: „Man [schaut] in einen Abgrund – 
weil sich Tatbestände aufreihen, die man mit einer deutschen Bundesregierung 
nicht in Verbindung bringen möchte: beispielsweise Folter, also schwerste Körper-
verletzung, begangen durch Unterlassen. Oder Strafvereitelung im Amt, weil die 
Aufklärung und Verfolgung einer schweren Straftat, nämlich der Verschleppung 
eines deutschen Staatsbürgers, verhindert oder zumindest behindert […] worden 
ist.“1619 Vor allem aber kritisiert sie die deutsche Doppelmoral – hier die „offizielle, 
saubere Seite der deutschen Politik“, welche den Irak-Krieg verurteilt hat, dort die 
„inoffizielle, die unsaubere Seite“, die sich vorgenannter Tatbestande schuldig ge-
macht hat.1620 Damit stellt sich das Verhältnis der Bundesregierung zu den Men-
schenrechten zeitweilig ähnlich problematisch dar, wie es der US-Regierung bereits an 
anderer Stelle vorgeworfen wurde: „Die Entführung des Deutschen durch die CIA 
und die anschließende Untätigkeit der Bundesregierung beweisen, wie der 11. Sep-
tember Verhalten und Denken im Westen verändert haben. Für bestimmte Bürger, 
Muslime vor allem, gelten Grundrechte und Fürsorgepflichten des Staates nicht 
mehr. Die Affäre Masri zeigt die USA und Deutschland völlig entblößt.“1621 Eine 
Erklärung für das Verhalten der Bundesregierung hat die SZ ebenfalls: Um das 
nach dem Irak-Krieg schwer belastete deutsch-amerikanische Verhältnis nicht noch 
weiter zu beschädigen, habe Berlin in der Folgezeit „auch mal weg[geschaut], wenn 
es opportun erschien“.1622 
6.4.1.2. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Wenige Wochen, nachdem die NATO die Ausweitung ihres Operationsgebiets auf 
ganz Afghanistan vollzogen hat, wirft Wolfgang Günter Lerch die Frage auf, ob dem 
Westen dort nunmehr die gleiche Erfahrung drohe, wie sie zuletzt die Sowjets im 
Jahre 1989 gemacht hätten, nämlich, „dass Afghanistan von fremden Mächten 
                                                          
1618 Dana Priest, Wrongful Imprisonment. Anatomy of a CIA Mistake. In: Washington Post vom 04.12.2005. 
1619 Heribert Prantl, Ein Abgrund. In: SZ vom 06.12.2005. 
1620 Ebd. 
1621 Nicolas Richter, Der entblößte Staat. In: SZ vom 10.12.2005. 
1622 Nico Fried, Merkels Trauma. In: SZ vom 12.01.2006. 
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nicht dauerhaft zu beherrschen sei“.1623 Zwei Tage später liefert Klaus-Dieter Fran-
kenberger zwar keine direkte Antwort, begründet aber, weshalb sich die NATO 
einen Fehlschlag nicht leisten könne: „Ein Scheitern wäre ein sicherheitspolitisches 
Desaster, das auf die Region […] ausstrahlen und die Wiederkehr der Taliban be-
deuten würde. […] Afghanistan darf nicht noch einmal Adresse, Aktionsbasis und 
Schleuse des islamistischen Terrorismus werden. Das hatten wir schon.“1624 
Dass die FAZ am Ende dieser Untersuchungsphase überhaupt – und das 
gleich mehrfach1625 – die Möglichkeit des Scheiterns der westlichen Staatengemein-
schaft in Afghanistan einräumt, kommt nicht von ungefähr. Tatsächlich hatte sich 
ihre Lageeinschätzung zuvor kontinuierlich verschlechtert. Wohl hatte sie bereits 
im Vorfeld der ersten freien Parlamentswahlen im Oktober 2005 die weit verbreite-
te Korruption sowie den „wachsenden Widerstand“ im Süden des Landes kriti-
siert.1626 Zugleich aber wollte sie auch Zeichen der Hoffnung und des Fortschritts 
erkannt haben,1627 was sich nicht zuletzt in ihren Forderungen an die internationale 
Politik widerspiegelte, einen „langen Atem“ zu beweisen und nicht „vor der Zeit 
den Rückzug an[zu]treten“.1628 Davon ist Ende 2006 nicht mehr viel geblieben. 
Exemplarisch die Bilanz von Klaus-Dieter Frankenberger: „Während vor einem 
Jahr die Überzeugung verbreitet war, dass […] das afghanische Befriedungs- und 
Demokratieexperiment gelingen könne, sind die Aussichten heute düster.“1629 Ins-
besondere die Sicherheitslage im Süden des Landes, wo die wiedererstarkten Tali-
ban den NATO-Truppen schwere Gefechte liefern, ist der FAZ ein Grund zur 
Sorge,1630 doch hat sie darüber hinaus auch wachsende „Aversionen gegen die west-
lichen Schutztruppen“ in den übrigen Landesteilen ausgemacht.1631 Angesichts die-
ser Entwicklung scheint es nur konsequent, wenn die FAZ vor einem möglichen 
Scheitern des Westens am Hindukusch warnt. 
Gleichwohl übt sich die Redaktion in Zurückhaltung, sobald es darum geht, 
einen potentiellen Fehlschlag durch zusätzliche Truppenverbände abzuwenden. 
Nur ein einziges Mal ruft die FAZ dazu auf, „die zivilen Entwicklungsanstrengun-
gen drastisch [zu] verstärken und die Nato-Truppen materiell und personell ent-
sprechend auszustatten“.1632 Stattdessen verweist sie inzwischen ausdrücklich auf 
                                                          
1623 Wolfgang Günter Lerch, Dilemma am Hindukusch. In: FAZ vom 15.11.2006. 
1624 Klaus-Dieter Frankenberger, Bewährung am Hindukusch. In: FAZ vom 17.11.2006. 
1625 Vgl. ferner ders., Prekär. In: FAZ vom 09.09.2006. 
1626 Jochen Buchsteiner, Der afghanische Torso. In: FAZ vom 09.09.2005. 
1627 „Die Mehrheit der Afghanen ist froh, die Herrschaft der Taliban […] los zu sein.“ Wolfgang Günter Lerch, 
Tod in Kabul. In: FAZ vom 15.11.2005. – „Wenn man […] die Lage heute mit der vor dem Sturz der Taliban 
vergleicht, geht es den meisten Afghanen […] jetzt deutlich besser.“ Peter Sturm, Langer Atem. In: FAZ vom 
02.03.2006. 
1628 Peter Sturm, Langer Atem. In: FAZ vom 02.03.2006. 
1629 Klaus-Dieter Frankenberger, Prekär. In: FAZ vom 09.09.2006. 
1630 Vgl. u.a. ebd.; Horst Bacia, Die Gefahr wächst. In: FAZ vom 09.10.2006; Klaus-Dieter Frankenberger, Bewäh-
rung am Hindukusch. In: FAZ vom 17.11.2006. 
1631 Wolfgang Günter Lerch, Dilemma am Hindukusch. In: FAZ vom 15.11.2006. 
1632 Klaus-Dieter Frankenberger, Prekär. In: FAZ vom 09.09.2006. 
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die „letztlich begrenzten Mittel“, die für einen Erfolg der NATO-Mission zur Ver-
fügung stünden.1633 Darüber hinaus beschränkt sich die FAZ zumeist darauf, vor 
den Folgen eines vorzeitigen Truppenabzugs zu warnen.1634 
Defizite bei den unter ISAF- und OEF-Mandat in Afghanistan operierenden 
Staaten werden hingegen so gut wie gar nicht thematisiert. Stets ist bloß vom „Wes-
ten“1635, der „internationalen Politik“1636 beziehungsweise der NATO1637 die Rede. 
Erst ganz zum Schluss mahnt auch die FAZ angesichts der aufkommenden Dis-
kussion innerhalb des nordatlantischen Verteidigungsbündnisses über eine unglei-
che Lastenverteilung in Afghanistan eine Reduzierung der Einsatzvorbehalte bei 
den einschlägigen Mitgliedsländern an. Tendenziell positioniert sie sich also auf Sei-
ten der Kläger, namentlich der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Kanadas, 
wobei sie zugleich Verständnis für die deutsche Position erkennen lässt: „Es würde 
der Bundesregierung schwerfallen“, so Klaus-Dieter Frankenberger, „die Unter-
stützung der Deutschen für einen Kampfeinsatz der Bundeswehr im afghanischen 
Süden zu bekommen. Eine Mehrheit dafür gäbe es vermutlich nicht einmal im 
Bundestag.“1638 
Obwohl die FAZ den US-geführten Einmarsch in den Irak abgelehnt und auch im 
Anschluss die Überzeugung vertreten hatte, dass die Kosten des Krieges dessen 
etwaigen Nutzen bei weitem überstiegen, hatte sie die weitere Entwicklung im 
Zweistromland doch nie als eine ausschließlich negative dargestellt und immer wie-
der die positiven Begleiterscheinungen der Invasion hervorgehoben. Dieser Ansatz 
wird auch die vorliegende Untersuchungsphase zunächst noch prägen. 
Entsprechend ambivalent beurteilt die FAZ die Lage im Irak im Laufe des 
Jahres 2005. So erkennt sie hinter all den Meldungen, die von der verheerenden 
Sicherheitslage an Euphrat und Tigris berichten, stets auch positive Entwicklungen, 
die Hoffnung gäben. In diesem Sinne weist sie etwa darauf hin, dass nicht im ge-
samten Land „Terror, Chaos und Gewalt“ herrschten, sondern jenseits des sunniti-
schen Dreiecks sehr wohl „Zonen der Stabilität und einer beginnenden Normalisie-
rung“ existierten.1639 Vor allem aber ist es der politische Prozess – im Irak wie auch 
in der Region –, auf den die FAZ all ihre Hoffnungen setzt. So geht Rainer Her-
mann angesichts der sogenannten „Zedernrevolution“ im Libanon der Frage nach, 
ob an der von der Bush-Administration vertretenen „Dominotheorie“ nicht mögli-
                                                          
1633 Horst Bacia, Die Gefahr wächst. In: FAZ vom 09.10.2006. 
1634 Vgl. u.a. Wolfgang Günter Lerch, Tod in Kabul. In: FAZ vom 15.11.2005; ders., Dilemma am Hindukusch. In: 
FAZ vom 15.11.2006. 
1635 Vgl. u.a. Horst Bacia, Die Gefahr wächst. In: FAZ vom 09.10.2006. 
1636 Vgl. u.a. Peter Sturm, Langer Atem. In: FAZ vom 02.03.2006. 
1637 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Prekär. In: FAZ vom 09.09.2006; Horst Bacia, Die Gefahr wächst. In: 
FAZ vom 09.10.2006; Klaus-Dieter Frankenberger, Bewährung am Hindukusch. In: FAZ vom 17.11.2006. 
1638 Klaus-Dieter Frankenberger, Bewährung am Hindukusch. In: FAZ vom 17.11.2006. 
1639 Ders., Nachbarn. In: FAZ vom 21.05.2005. 
378 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
cherweise doch etwas dran sei.1640 Zwar bleibt er eine eindeutige Antwort schuldig, 
doch deutet Hermann immerhin eine Tendenz an, die optimistisch stimmt: „Der 
Sturz Saddams und die Wahl im Irak haben eine überreife Frucht auf den Boden 
fallen lassen. Über Jahre hatte sich in der arabischen Welt ein innenpolitischer 
Druck nach Reformen und Freiheit aufgebaut. […] [Jetzt können sich] die ersten 
Erfolge […] sehen lassen.“1641 Auf den Irak selbst bezogen, ist es in erster Linie die 
erfolgreiche Ausarbeitung beziehungsweise Annahme einer Verfassung, an welche 
die FAZ ihre Erwartungen knüpft. Mehrfach betonen sowohl Rainer Hermann1642 
als auch Klaus-Dieter Frankenberger1643 die Einzigartigkeit dieses Prozesses gerade 
für die arabische Welt. Freilich wird diese Linie vor allem von den beiden vorge-
nannten Autoren vertreten – andere Kommentatoren äußern sich ungleich skepti-
scher.1644 Rein quantitativ überwiegen allerdings die positiven Einschätzungen 
Hermanns und Frankenbergers die ihrer Kollegen. 
Entscheidendes Manko bleibt freilich die ständige Bedrohung durch den isla-
mischen Terrorismus, die – wie die FAZ ein ums andere Mal betont – erst infolge 
des von den USA initiierten Sturzes Saddam Husseins im Irak aufgekommen sei.1645 
Einig ist man sich dennoch, dass die USA in der jetzigen Situation ihre Truppen auf 
gar keinen Fall abziehen dürften – sei es, wie der eher pessimistische Wolfgang 
Günter Lerch argumentiert, um einen „Bürgerkrieg zwischen Sunniten und Schii-
ten“ noch zu verhindern;1646 sei es, wie der eher optimistische Klaus-Dieter Fran-
kenberger meint, um nicht den „Untergangspropheten das Feld zu überlassen“.1647 
Dieser Ansatz lässt sich jedoch nach dem Anschlag auf die Goldene Moschee 
von Samarra im Februar 2006, eines der wichtigsten schiitischen Heiligtümer im 
Zweistromland, nicht mehr länger aufrechterhalten. Nunmehr warnt die FAZ vor 
einem „offenen Bürgerkrieg“1648 beziehungsweise sieht den Irak geradewegs auf 
einen solchen „mit religiösen und ethnischen Fronten“1649 zusteuern. Verschwun-
                                                          
1640 „Ist die Dominotheorie doch richtig?“ Rainer Hermann, Syrien unter Druck. In: FAZ vom 04.03.2005. 
1641 Ebd. 
1642 „Im Bagdader Parlament debattieren die Abgeordneten kontrovers, und mit einem Sinn für Kompromisse 
erarbeitet eine Kommission die neue Verfassung. […] Soviel Politik findet in wenigen anderen Ländern des 
Nahen Ostens statt.“ Ders., Aufbau im Pulverdampf. In: FAZ vom 22.07.2005. 
1643 „Der Irak bekommt […] eine Verfassungsordnung, die für das Land einmalig und in der arabischen Welt ohne 
Beispiel ist. Es ist der bisher wichtigste Meilenstein seit der amerikanisch-britischen Invasion […], gibt Anlass 
zur Hoffnung und sollte jenen Mut machen, die die Demokratie in der arabischen Welt nicht für eine verlorene 
Sache halten.“ Klaus-Dieter Frankenberger, Angenommen. In: FAZ vom 26.10.2005. 
1644 Vgl. u.a. Wolfgang Günter Lerch, Niniveh wird er öde machen. In: FAZ vom 20.07.2005; Lothar Rühl, Der 
Ring schließt sich. In: FAZ vom 29.07.2005. 
1645 „Das Land, unter Saddam Hussein ein Folterkeller, aber […] weitgehend ohne islamisch-fundamentalistischen 
Terror […], ist jetzt zum wichtigsten Zentrum des Terrorismus im Nahen Osten geworden.“ Wolfgang Günter 
Lerch, Niniveh wird er öde machen. In: FAZ vom 20.07.2005. – „Der Irak ist nach dem Sieg der Alliierten in 
eine Unordnung zerfallen, in der Al Qaida […] Nischen und Zufluchtsräume gefunden hat.“ Günther Non-
nenmacher, Der Terror und der Islam. In: FAZ vom 25.07.2005. 
1646 Wolfgang Günter Lerch, Niniveh wird er öde machen. In: FAZ vom 20.07.2005. 
1647 Klaus-Dieter Frankenberger, Irakische Wahl. In: FAZ vom 15.12.2005. 
1648 Günther Nonnenmacher, Irakische Krisis. In: FAZ vom 24.02.2006. 
1649 Ders., Düstere Bilanz. In: FAZ vom 20.03.2006. 
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den sind auch die Zeichen der Hoffnung, welche die FAZ im zurückliegenden Jahr 
noch regelmäßig ausgemacht haben wollte. Dies spiegelt sich insbesondere in ihrer 
Distanzierung zum Demokratisierungsprozess wider. Bereits Ende November hatte 
Rainer Herrmann angesichts der jüngsten Wahlergebnisse etwa im Iran auf das 
„Dilemma“ des Westens in Bezug auf eine Demokratisierung des Nahen und Mitt-
leren Ostens verwiesen: „Der Westen steht […] vor einem Dilemma: Fordert er 
demokratische Wahlen, kann er siegreiche Islamisten nicht länger ignorieren. Setzt 
er indessen weiter auf die Autokraten und ihre korrupten Regime, treibt er nur wei-
tere Wähler in die Arme der Islamisten.“1650 Zehn Monate später wird Günther 
Nonnenmacher die Unterstützung freier Wahlen im Irak und in der Region durch 
den Westen sogar als kontraproduktiv im Kampf gegen den Terror beschreiben: 
„Dass die von amerikanischen Neokonservativen propagierte ‚Demokratisierung 
des Mittleren Ostens‘ keine Patentlösung ist, sondern sogar neue Probleme schaf-
fen kann, hat sich bei den (halb freien) Präsidentenwahlen in Iran und bei den (frei-
en) Parlamentswahlen in den palästinensischen Gebieten gezeigt. Der Terror wird 
erst besiegt werden können, wenn die islamischen Gesellschaften ihren Frieden mit 
der Moderne machen.“1651 
Schließlich setzt sich bei der FAZ zunehmend die Erkenntnis durch, dass der 
Krieg im Irak, wenn schon nicht verloren, so doch zumindest kaum mehr zu ge-
winnen sei. 2005 war Lothar Rühls Einschätzung, die USA ständen im Irak vor ei-
ner „unlösbar[en]“ Aufgabe, noch die Ausnahme gewesen.1652 Jetzt spricht er von 
einer Nachkriegspolitik, die im „Zeichen des Scheiterns“ stehe und will gleich meh-
rere Parallelen zu Vietnam erkannt haben.1653 Dazu zählt er unter anderem die zu 
geringe Truppenstärke im Land, „um den Feind zu stellen und zu vernichten“, die 
unzureichende Zahl geeigneter Rekruten für den „Aufbau nationaler Streitkräfte“ 
sowie die Unterstützung der Aufständischen aus dem Ausland. Damit nicht genug, 
scheint selbst Klaus-Dieter Frankenberger keine Hoffnungen mehr auf eine positi-
ve Wende im Irak zu hegen: „Seit Monaten herrschen in Teilen des Iraks bürger-
kriegsähnliche Verhältnisse. […] Maßgeblichen Einfluss auf die Entwicklung im 
Irak hat Washington weitgehend verloren, jedenfalls mit der gegenwärtigen Trup-
penstärke. […] Den Willen [aber], zusätzliche Truppen zur Stabilisierung zu ent-
senden, den bringt Amerika, des Iraks müde, nicht mehr auf.“1654 Deutlicher kann 
man ein Scheitern der Vereinigten Staaten im Irak, ohne das Wort Niederlage selbst 
zu gebrauchen, eigentlich nicht umschreiben. 
                                                          
1650 Rainer Hermann, Wählen in Ägypten. In: FAZ vom 30.11.2005. 
1651 Günther Nonnenmacher, Fünf Jahre danach. In: FAZ vom 11.09.2006. 
1652 Lothar Rühl, Der Ring schließt sich. In: FAZ vom 29.07.2005. 
1653 Ders., Zeichen des Scheiterns. In: FAZ vom 04.04.2006. 
1654 Klaus-Dieter Frankenberger, Lastabwurf. In: FAZ vom 10.11.2006. 
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Keinerlei Beachtung erfährt der Atomkonflikt mit dem Iran zu Beginn dieser 
Untersuchungsphase. Erst die Wahl Mahmud Ahmadinedschads zum Präsidenten 
der Islamischen Republik lässt diesen wieder stärker als bisher in den Fokus der 
FAZ rücken. Das kommt nicht von ungefähr, fürchtet sie doch, dass mit der Präsi-
dentschaft jenes Mannes, dem der Ruf eines Hardliners vorauseilt, die Chancen auf 
eine diplomatische Beilegung des Konflikts eher noch gesunken sind.1655 Dabei 
deutet die FAZ zumindest eine indirekte Mitverantwortung der Bush-
Administration für das Wahlergebnis an: „Washingtons Reden vom Regimewechsel 
[hat], sofern es […] überhaupt Einfluss hatte, negativ gewirkt […]. Die Jahre nach 
der Revolution und der Krieg gegen den Irak, die für den neuen Präsidenten prä-
gend waren, haben ihn und viele Iraner zu der Überzeugung gebracht, dass es sich 
auch in internationaler Isolation überleben lässt.“1656 Es bleibt allerdings bis auf 
Weiteres das letzte Mal, dass sich die FAZ derart kritisch mit der Iran-Politik Wa-
shingtons befasst – künftig werden andere Schwerpunkte die Diskussion bestim-
men. 
Dies beginnt bereits damit, dass die Redaktion ihre in der Vergangenheit prak-
tizierte Zurückhaltung in Bezug auf die Intentionen der Mullahs weitgehend aufgibt 
und deren Streben nach Atomwaffen nicht mehr länger nur als Möglichkeit, son-
dern als Tatsache darstellt. Ganz in diesem Sinne werden jetzt die Dimensionen der 
iranischen Bedrohung ungleich stärker betont als noch zuvor. Nur wenige Wochen 
nach den Präsidentschaftswahlen warnt die FAZ bereits vor einem drohenden Rüs-
tungswettlauf in der Region1657 sowie der wachsenden Gefahr, dass Atomwaffen in 
die Hände von Terroristen fallen könnten.1658 Spätestens jedoch nach den Vernich-
tungsdrohungen Ahmadinedschads gegenüber Israel1659 kommt noch eine wei- 
                                                          
1655 Vgl. u.a. Christiane Hoffmann, Vor schwierigen Zeiten. In: FAZ vom 27.06.2005; Klaus-Dieter Frankenberger, 
Abschied? In: FAZ vom 28.06.2005. 
1656 Christiane Hoffmann, Vor schwierigen Zeiten. In: FAZ vom 27.06.2005. 
1657 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Auf Konfrontationskurs. In: FAZ vom 09.08.2005; Nikolas Busse, Im 
Atomstreit standhaft bleiben. In: FAZ vom 11.08.2005. 
1658 Nikolas Busse, Im Atomstreit standhaft bleiben. In: FAZ vom 11.08.2005. 
1659 Am 26.10.2005 sprach der erst wenige Monate zuvor ins Amt gewählte iranische Präsident Mahmud Ahmadi-
nedschad auf einer Konferenz in Teheran, die unter dem bezeichnenden Motto „Die Welt ohne Zionismus“ 
stand. Westliche Nachrichtenagenturen, die über die Veranstaltung berichteten, rückten in ihren Meldungen v.a. 
einen Satz Ahmadinedschads in den Vordergrund, der so oder so ähnlich in nahezu allen überregionalen Medi-
en wiedergegeben wurde und danach auch die internationale Diplomatie beschäftigte: Israel müsse ausradiert 
werden (AFP), Israel müsse von der Landkarte getilgt werden (AP, Reuters), Israel müsse ausgerottet werden 
(dpa). Sämtliche Varianten basieren auf der Übersetzung eines Satzes aus dem Englischen: „Israel must be 
wiped off the map.“ Eine Forderung, die international zumindest seitens der westlichen Staatengemeinschaft 
aufs Schärfste verurteilt wurde und nebenbei auch dem Atomstreit eine neue Dramatik verlieh, hatte Teherans 
Streben nach Atomwaffen doch plötzlich ein ganz konkretes Ziel bekommen: Israel. 
 Für den Kontext dieser Analyse sollten vorgenannte Ausführungen eigentlich reichen, doch hatten Ahmadi-
nedschads Aussagen speziell in Deutschland noch ein Nachspiel. Rd. zweieinhalb Jahre, nachdem der folgen-
schwere Satz, welcher immerhin die Vernichtungsdrohung gegen einen souveränen Staat beinhaltete, ausge-
sprochen worden war, veröffentlichte die Islamwissenschaftlerin Katajun Amirpur in der SZ einen Artikel, in 
welchem sie die bisherigen Übersetzungen als fehlerhaft zurückwies und aus dem persischen Original zitierend 
eine alternative Übertragung ins Deutsche anbot: „‚Dieses Besatzerregime muss von den Seiten der Geschichte 
(wörtlich: Zeiten) verschwinden.‘ Oder, weniger blumig ausgedrückt: ‚Das Besatzerregime muss Geschichte 
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tere Dimension hinzu. Nacheinander geben Nikolas Busse1660 und Berthold 
Kohler1661 zu verstehen, dass eine iranische Atombombe zuvorderst gegen Israel 
gerichtet sei. 
Entsprechend deutlich wird die FAZ bei ihrer Forderung, dass Teheran unter 
keinen Umständen in den Besitz von Kernwaffen gelangen dürfe. Ähnlich hatte sie 
sich zwar schon in der Vergangenheit geäußert, doch verleiht der Verweis auf die 
tödliche Bedrohung Israels ihrem Anliegen gleich eine ganz andere Dringlichkeit. 
„Ahmadineschads Worte […] [sollten] all jenen im Westen zu denken geben, die 
angesichts der verhärteten Fronten im Atomstreit halblaut darüber reden, dass man 
eine nukleare Bewaffnung Irans vielleicht einfach hinnehmen müsse“, so Nikolas 
Busse Ende Oktober 2005. „Ein Ziel iranischer Raketen wäre Israel.“1662 Ganz ähn-
lich argumentiert auch Berthold Kohler, wenn er wenige Wochen später zu der 
Feststellung gelangt: „Wer Israel bedroht, bedroht den Westen. Dem Defätismus, 
wonach der Aufstieg Irans zur Atommacht letztlich nicht zu verhindern sei, aber 
auch nicht die größte Katastrophe wäre, darf sich die Europäische Union nicht län-
ger hingeben.“1663 
So ist die FAZ inzwischen bereit, bis zum Äußersten zu gehen, um eine irani-
sche Atombombe noch zu verhindern. Selbst einer militärischen Lösung bezie-
hungsweise deren Androhung als letzter Möglichkeit verschließt sie sich nicht län-
ger,1664 auch wenn sie den geeigneten Zeitpunkt „derzeit“1665 noch für nicht ge-
                                                                                                                                                                                     
werden.‘“ Amirpurs Interpretation: „Das ist keine Aufforderung zum Vernichtungskrieg, sondern die Auffor-
derung, die Besatzung Jerusalems zu beenden.“ – vgl. Katajun Amirpur, Der iranische Schlüsselsatz. In: SZ 
vom 15.03.2008. Auch Eckart Schiewek vom Sprachendienst des Deutschen Bundestags, der die Rede Ahma-
dinedschads daraufhin noch einmal komplett für die Bundeszentrale für politische Bildung ins Deutsche über-
tragen hat, übersetzt die fragliche Passage in leichter Abwandlung Amirpurs mit den Worten: „Unser lieber 
Imam [Khomeini] sagte auch: Das Regime, das Jerusalem besetzt hält, muss aus den Annalen der Geschichte 
[…] getilgt werden.“ – vgl. Mahmud Ahmadinedschad, Die umstrittene Rede vom 26.10.2005. Übersetzt von 
Eckart Schiewek, 22.04.2008 (http://www.bpb.de/politik/extremismus/antisemitismus/37989/rede-
ahmadinedschads; 01.04.2014). 
 Welche Übersetzung im Zweifelsfall die treffendste ist, vermag der Verfasser aufgrund unzureichender Farsi-
Kenntnisse nicht zu beurteilen. Zwei Anmerkungen seien dennoch gestattet: Könnte es nicht sein, dass – unge-
achtet der Korrektheit der Übertragung der fraglichen Passage ins Deutsche – bereits die zunächst überlieferte 
Variante exakt jener Lesart entsprach, in der Irans Präsident Ahmadinedschad verstanden werden wollte? Im-
merhin ist nicht bekannt, dass er anschließend versucht hätte, die überlieferte Vernichtungsdrohung gegen Isra-
el richtigstellen zulassen. I.Ü. geht die englische Übersetzung, die hier ausschlaggebend war, auch nicht originär 
auf internationale Nachrichtenagenturen zurück, sondern auf die staatliche Rundfunkgesellschaft des Iran, 
IRIB, welche die Übersetzung „wipe Israel from the map“ gewählt hatte – vgl. ebd., Fn. 3. Schließlich erklärt 
Amirpurs Ansatz auch nicht, weshalb der iranische Präsident auch in der Folge wiederholt mit Vernichtungs-
drohungen gegen den jüdischen Staat aufgefallen ist – bspw. nannte Ahmadinedschad noch am 17.08.2012 Is-
rael einen „Krebstumor“, der bald verschwinden werde – zit. nach UN und EU verurteilen Irans Drohungen 
gegen Israel. In: Die Welt vom 20.08.2012, S. 7. Vor diesem Hintergrund wird hier als auch im Folgenden stets 
die erste Übersetzungsvariante („Israel muss von der Landkarte getilgt werden.“ / „Israel must be wiped off 
the map.“) verwandt, da sie es war, die den fraglichen Kommentaren als Bezugspunkt diente. 
1660 Ders., Blinde Feindschaft. In: FAZ vom 28.10.2005. 
1661 Berthold Kohler, Eine andere Vernunft. In: FAZ vom 10.12.2005. 
1662 Nikolas Busse, Blinde Feindschaft. In: FAZ vom 28.10.2005. 
1663 Berthold Kohler, Eine andere Vernunft. In: FAZ vom 10.12.2005. 
1664 „So wenig solche Positionen [= gemeint sind die von Washington immer wieder angedrohten militärischen 
Optionen; J.G.] […] taugen, mit Iran über dessen Atomprogramm ins Gespräch zu kommen, so klar bieten sie, 
und nur sie, letzte Möglichkeiten für eine Reaktion auf das Teheraner Spiel mit der Atombombe […]. Was soll-
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kommen hält. Wohl aber den für Sanktionen. Erstmals in diesem Sinne äußert sich 
die FAZ nach der iranischen Wiederaufnahme der Urankonversion im August 
2005, wenn sie eine Überweisung des Atomstreits an den UN-Sicherheitsrat ins 
Gespräch bringt.1666 Wenige Wochen, bevor Teheran dann auch seine Anstrengun-
gen zur Urananreicherung im Januar 2006 wiederaufnimmt, fordert die FAZ bereits 
die „diplomatische Isolierung des Regimes“ sowie die Vorbereitung eines Wirt-
schaftsembargos.1667 Entsprechend begrüßt sie die Einschaltung des UN-
Sicherheitsrates im Februar 2006 durch die IAEA,1668 was sie sogleich zum Anlass 
nimmt, sich neuerlich für Sanktionen auszusprechen.1669 Umgekehrt lehnt sie weite-
re Zugeständnisse an Teheran, etwa das Angebot von amerikanischen Sicherheits-
garantien oder die Einräumung begrenzter Anreicherungskapazitäten als „im Au-
genblick aufreizend deplatziert“ ab.1670 Die zwischenzeitlich von Christiane Hoff-
mann vertretene Absage an eine „härtere Gangart“ bleibt hingegen die Ausnahme, 
ebenso wie ihr Nachdenken darüber, Teheran das Recht auf Anreicherung – wenn 
auch im Rahmen strenger internationaler Kontrollen – zu erlauben.1671 Stattdessen 
betont die FAZ, nachdem die Mullahs auch das Ultimatum des UN-Sicherheitsrates 
zur Aussetzung ihrer Urananreicherung verstreichen ließen, dass der Iran gerade 
dieses Recht aufgrund seines Verhaltens verwirkt habe: „Iran hat […] auf die 
Atombombe verbindlich verzichtet [= im Atomwaffensperrvertrag; J.G.]. Das gibt 
der Staatengemeinschaft das Recht, Garantien dafür zu verlangen, dass die irani-
schen Atomanlagen nicht militärisch genutzt werden. Tatsächlich ist die iranische 
Führung die einzige Partei in dem Streit, die das Völkerrecht mit Füßen tritt: Die 
von ihr missachtete UN-Resolution 1696, die die Aussetzung der Urananreicherung 
verlangt, ist rechtlich verbindlich.“1672 Und so fordert die Redaktion im Anschluss, 
dass Teheran endlich Konsequenzen für seinen „Konfrontationskurs“ spüren müs-
se. Weshalb sich der Sicherheitsrat auch auf Sanktionen verständigen solle, allein 
schon um der eigenen Glaubwürdigkeit willen.1673 
Der verschärfte Umgang mit Teheran, für den die FAZ in dieser Phase zu-
nehmend eintritt, bestimmt auch ihre Einstellung zu den von Washington und 
Brüssel verfolgten, unterschiedlichen Ansätzen im Atomstreit. Kaum gewandelt hat 
sich ihre Beurteilung der europäischen Verhandlungsführung – noch immer gilt ihr 
                                                                                                                                                                                     
te Iran, was sollte Präsident Ahmadineschad ansonsten davon überzeugen, auf die Atombombe verzichten zu 
können?“ Jasper von Altenbockum, Kosten und Nutzen. In: FAZ vom 17.09.2005. 
1665 Nikolas Busse, Aufrüstung im Kulturkampf. In: FAZ vom 01.09.2006. 
1666 Ders., Im Atomstreit standhaft bleiben. In: FAZ vom 11.08.2005. 
1667 Günther Nonnenmacher, Nicht ohne Druck. In: FAZ vom 17.12.2005. 
1668 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Im März. In: FAZ vom 01.02.2006; ders., Bewährungsproben. In: FAZ 
vom 06.02.2006; ders., Zusammenhalten. In: FAZ vom 13.03.2006. 
1669 Ders., Zusammenhalten. In: FAZ vom 13.03.2006. 
1670 Ebd. 
1671 Christiane Hoffmann, Wie weiter mit Iran? In: FAZ vom 21.04.2006. 
1672 Nikolas Busse, Aufrüstung im Kulturkampf. In: FAZ vom 01.09.2006. 
1673 Ebd. 
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diese als zu nachgiebig. Zum Ausdruck kommt dies unter anderem in der Forde-
rung an die Europäer, „standhaft“ zu bleiben im Atomstreit1674 beziehungsweise in 
ihrer Absage an den in den Reihen der EU vermuteten „Defätismus“, demzufolge 
eine iranische Atombombe nicht mehr zu verhindern sei.1675 Umgekehrt hat sie ge-
gen die von der Bush-Administration gelegentlich vorgebrachten Äußerungen hin-
sichtlich militärischer Maßnahmen als letztem Mittel keine Einwände mehr. Zum 
einen, weil sie besagte Mittel in letzter Konsequenz selbst nicht länger ausschließen 
mag;1676 zum anderen, weil sie sich überzeugt davon zeigt, dass Washington ange-
sichts der Erfahrungen im Irak alles unternehmen werde, damit diese Variante auch 
wirklich die letzte bleibe: „Technisch gesehen [gibt es] eine militärische Option; die 
Vereinigten Staaten sind dafür ausgerüstet. Aber sie wäre schwierig auszuführen 
und […] Washington, das im Irak genug Probleme hat, wird versuchen, dieses letz-
te Mittel zu vermeiden.“1677 
Das anfängliche Verständnis, mit dem die FAZ beim Thema Menschenrechte auf die 
Errichtung Guantanamo Bays reagiert hatte, war bereits in der zurückliegenden 
Untersuchungsphase zunehmend einer wesentlich kritischeren Einschätzung gewi-
chen, welche sich vor allem auf den rechtlosen Status der dortigen Gefangenen 
konzentrierte. Ohne die Schließung des Lagers explizit zu fordern, liefen die Appel-
le der FAZ – etwa, besagten rechtlosen Zustand zu beenden und den Gefangenen 
den Prozess zu machen – doch im Endeffekt auf nichts anderes hinaus. 
Nachdem die Redaktion lange Zeit geschwiegen hatte, knüpft sie Ende 2005 
an eben jene, rund anderthalb Jahre zurückliegende Forderungen wieder an. Gleich 
mehrfach verleiht sie ihrer Überzeugung Ausdruck, dass Guantanamo mit rechts-
staatlichen Prinzipien nichts gemein habe1678 – was umso schwerer wiegt, da es sich 
bei vielen Insassen allenfalls um „mutmaßliche Terroristen, also Unschuldige“ han-
dele: „Nach vier Jahren […] wird immer deutlicher: Man hat sich sehr viele Leute 
eingefangen, denen weder konkrete Taten nachzuweisen noch verwertbare Infor-
mationen zu entlocken waren.“1679 Alles in allem habe Guantanamo wie kein ande-
rer Menschenrechtsskandal der Ära Bush den Kampf gegen den Terror untermi-
niert.1680 
  
                                                          
1674 Ders., Im Atomstreit standhaft bleiben. In: FAZ vom 11.08.2005. 
1675 Berthold Kohler, Eine andere Vernunft. In: FAZ vom 10.12.2005. 
1676 Jasper von Altenbockum, Kosten und Nutzen. In: FAZ vom 17.09.2005. 
1677 Günther Nonnenmacher, In den Sicherheitsrat. In: FAZ vom 13.01.2006. 
1678 „Das Gefangenenlager Guantánamo, das allen hiesigen rechtsstaatlichen Vorstellungen zuwiderläuft.“ Stefan 
Dietrich, Der neue Krieg. In: FAZ vom 15.12.2005. – „Viele Häftlinge [befinden sich] seit Jahren in dieser 
rechtswidrigen Lage.“ Reinhard Müller, Den Mindestschutz verletzt. In: FAZ vom 17.07.2006. 
1679 Stefan Dietrich, Exit Guantánamo. In: FAZ vom 12.06.2006. 
1680 Ebd. 
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Trotz dieses vernichtenden Urteils hält sich die FAZ mit Forderungen, die 
Einrichtung auf Kuba zu schließen, noch immer auffallend zurück. So gibt Klaus-
Dieter Frankenberger etwas lapidar zu verstehen, dass eine solche Entscheidung 
„keine schlechte Idee“ wäre,1681 derweil Reinhard Müller wenige Wochen später 
aufzeigt, wie sich das Lager mit rechtsstaatlichen Mitteln nahezu vollständig substi-
tuieren ließe: „Auf welcher Grundlage werden diese Menschen dort überhaupt 
festgehalten? Wenn sie Straftaten begangen haben […], kann man sie vor ein or-
dentliches Gericht stellen und sie im Fall eines Schuldspruchs lange hinter Gitter 
bringen. Es gibt – aufgrund richterlicher Anordnung – auch Möglichkeiten, einen 
hochgefährlichen Täter zur Verhinderung drohender Anschläge festzuhalten.“1682 
Allein, eine eindeutigere Formulierung offeriert die FAZ in dieser Untersuchungs-
phase nicht. 
Ähnlich zurückhaltend gibt sie sich auch, nachdem erste Presseberichte über 
geheime CIA-Gefängnisse und -Gefangenenflüge über Europa Ende November 
2005 publik geworden sind. So ist die FAZ darum bemüht, in den bekannt gewor-
denen Fällen zu einem differenzierten Urteil zu gelangen: „Diese Dinge sollte man 
[…] sorgsam auseinanderhalten. Wenn irgendwo Verdächtige gefasst werden und 
anschließend per Flugzeug zur Vernehmung gebracht werden, ist das noch nichts 
Verwerfliches. Wenn Gefangene allerdings, wo auch immer, von wem auch immer, 
gefoltert werden, dann ist das nicht zu tolerieren.“1683 Auch in den darauffolgenden 
Tagen ist die FAZ vor allem darauf fixiert, die Bush-Administration gegen unge-
rechtfertigte Vorwürfe in Schutz zu nehmen. So ist unter anderem von „kampag-
nenhafte[n]“ Berichten die Rede;1684 auch bedauert es die FAZ, dass gerade in 
Deutschland eine „sachliche Auseinandersetzung“ mit dem Thema kaum mehr 
möglich sei.1685 Einmal wird sogar darauf verwiesen, dass den Deutschen aufgrund 
ihrer bisher ausgebliebenen Erfahrungen mit islamischem Terrorismus ein „wesent-
liches Beurteilungsmerkmal“ für die Methoden des amerikanischen Anti-Terror-
Kampfes fehle: „Was geschähe wohl in Deutschland, wenn islamistische Terroris-
ten im morgendlichen Berufsverkehr in den U-Bahnhöfen am Münchener Marien-
platz, an der Frankfurter Hauptwache und am Berliner Alexanderplatz gleichzeitig 
Sprengbomben zündeten und sich herausstellte, dass der Bundesnachrichtendienst 
zuvor von einem der Attentäter und dessen Planungen in einem arabischen Land 
Kenntnis, aber keine Möglichkeit des Zugriffs hatte? […] Solange […] diese Gefahr 
hierzulande abstrakt bleibt und weit entfernt von der eigenen Erfahrungswirklich-
                                                          
1681 „Die große Mehrheit der Europäer [nimmt Anstoß] am Gefangenenlager Guantánamo […] und [wünscht sich, 
dass] Bush es schließen möge. Das zu tun wäre keine schlechte Idee.“ Klaus-Dieter Frankenberger, Wiener 
Verkündung. In: FAZ vom 21.06.2006. 
1682 Reinhard Müller, Den Mindestschutz verletzt. In: FAZ vom 17.07.2006. 
1683 Peter Sturm, Schwieriger Neuanfang. In: FAZ vom 28.11.2005. 
1684 Klaus-Dieter Frankenberger, Grauzonen. In: FAZ vom 06.12.2005. 
1685 Stefan Dietrich, Geister. In: FAZ vom 08.12.2005. 
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keit zu sein scheint, fehlt ein wesentliches Beurteilungsmerkmal für Waghalsigkei-
ten, Grauzonen und illegale Aktionen im amerikanischen Anti-Terror-Kampf.“1686 
Wohl räumt die FAZ eine gewisse Mitschuld der Bush-Administration an dieser 
Situation ein,1687 doch selbst derartige Passagen lesen sich eher wie eine Verteidi-
gung der US-Regierung. Neu ist diese Blattlinie nicht – ähnlich hatte die Redaktion 
bereits in früheren Untersuchungsphasen, etwa unmittelbar nach den Anschlägen 
vom 11. September beziehungsweise im Vorfeld des Irak-Kriegs argumentiert. 
Auch dort hatte sich die FAZ entschieden gegen – jedenfalls aus ihrer Sicht – unge-
rechtfertigte Kritik am amerikanischen Vorgehen ausgesprochen, wie sie in hiesigen 
Medien geäußert wurde. 
Was wiederum nicht bedeutet, dass die FAZ sämtliche Maßnahmen der Bush-
Administration, die diese im Rahmen ihrer „extraordinary renditions“ ergreift, 
rechtfertigen würde. Schon ihr erster Kommentar hatte deutlich gemacht, dass die 
Existenz potentieller CIA-Geheimgefängnisse, in denen Terrorverdächtige gefoltert 
würden, nicht zu tolerieren sei.1688 Gleichwohl hält sich die FAZ auch in der Fol-
terdebatte – im Vergleich zur Konkurrenz – auffallend zurück. So gibt sie zwar zu 
verstehen, dass die Legalisierung harscher Verhörmethoden an den „Grundlagen 
des Rechtsstaates“ rühre,1689 doch empfiehlt sie der Bush-Administration lediglich, 
ihre „Irrtümer bei der Behandlung gefährlicher Feinde ein[zu]räumen und [zu] kor-
rigieren“.1690 Was dann doch eher an kleinere Verfehlungen als an eindeutige Men-
schenrechtsverstöße erinnert. Ganz in diesem Sinne bewertet die FAZ auch den 
heftig umstrittenen „Military Commissions Act of 2006“. Lediglich nicht näher 
spezifizierte „Kritiker“ werden hier zitiert, die Zweifel an der Zuständigkeit des 
Präsidenten geäußert hätten, über die Anwendung gewisser Verhörmethoden zu 
entscheiden.1691 Was es mit diesen Verhörmethoden im Einzelnen auf sich hat, be-
ziehungsweise inwieweit diese nach der Genfer Konvention als unzulässige Folter 
zu verstehen sind, dazu äußert sich die FAZ nicht. 
Nachdem das deutsche Afghanistan-Engagement noch in der zurückliegenden 
Untersuchungsphase nicht nur kontrovers diskutiert, sondern zeitweilig sogar ge-
fordert wurde, es zugunsten eines Irak-Einsatzes der Bundeswehr zu reduzieren, ist 
                                                          
1686 Johannes Leithäuser, Zwei Welten. In: FAZ vom 09.12.2005. 
1687 „Dass die Aufregung so groß ist, hat […] [auch mit] jener Grauzone [zu tun], in die sich die Regierung Bush 
begeben hat – Guantánamo und Abu Ghraib haben Amerikas Antiterrorkampf geschadet und in Zweifel ge-
stellt. Und so kann heute jede noch so ‚normale‘ Flugbewegung skandalisiert werden – und die Leute glauben 
es.“ Klaus-Dieter Frankenberger, Grauzonen. In: FAZ vom 06.12.2005. 
1688 Peter Sturm, Schwieriger Neuanfang. In: FAZ vom 28.11.2005. 
1689 „Beim Streit darüber, ob und wie mutmaßliche Terroristen gefoltert oder ‚hart‘ vernommen werden dürfen, wie 
lange man sie ohne Erhebung einer Anklage an unbekannten Orten wegsperren kann, geht es nicht um takti-
sche Einzelheiten der Strafverfolgung, sondern um die Grundlagen des Rechtstaates.“ Matthias Rüb, Unser 
Krieg im Irak. In: FAZ vom 29.11.2005. 
1690 Ebd. 
1691 Katja Gelinsky, Eingeschränktes Klagerecht. In: FAZ vom 04.10.2006. 
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dergleichen in dieser Phase kein Thema mehr. Abseits der sich zuspitzenden Dis-
kussion innerhalb der NATO über die mangelhafte Bündnissolidarität einiger Mit-
gliedsstaaten, äußert sich die FAZ überhaupt nicht zur deutschen Afghanistan-
Mission. Konkret plädiert sie in der Sache der gerechteren Lastenverteilung zwar 
für eine „allgemeine Verringerung der Einsatzvorbehalte“, zeigt aber ausgerechnet 
für die deutsche Weigerung Verständnis, Einheiten der Bundeswehr auch im um-
kämpften Süden Afghanistans zu stationieren.1692 Weder gebe es für ein solches 
Vorgehen eine Mehrheit in der Bevölkerung, noch im Deutschen Bundestag. Selbst 
wenn die Bundesregierung den Forderungen ihrer NATO-Partner also entsprechen 
wollte – sie könnte es gar nicht, weil diese in Deutschland nicht durchsetzbar seien. 
Deutlich größere Aufmerksamkeit erfährt indes die deutsche Irak-Politik. 
Während die Debatte um eine mögliche Beteiligung im Nachkriegs-Irak weitgehend 
verstummt ist, flammt die Kontroverse um die Weigerung der früheren rot-grünen 
Bundesregierung, einen Krieg am Golf zu unterstützen, zwischen Bundestagswahl 
2005 und BND-Affäre erneut auf. Und hier nun fühlt sich die FAZ gleich mehr-
fach zu der Aussage veranlasst – zweieinhalb Jahre nach dem Einmarsch der Verei-
nigten Staaten im Irak –, dass die damalige Entscheidung der Regierung Schröder 
„in der Sache“ die richtige gewesen sei.1693 Wohl hatte auch die FAZ den Ent-
schluss Bushs abgelehnt, am Golf militärisch zu intervenieren, weshalb die Aussage 
für sich genommen nicht weiter überrascht. Doch ist es das erste Mal, dass sie die 
Richtungsentscheidung des Bundeskanzlers entsprechend goutiert – zuvor hatte 
stets die Kritik an dessen Stil den Inhalt überwogen. Die ist zwar noch immer nicht 
vollständig verstummt,1694 doch inzwischen wiegen Schröders Taten offensichtlich 
mehr als dessen Worte, wie Peter Carstens‘ Kommentar zeigt: „Schröder tat […] 
Richtiges und redete darüber falsch: Er hielt deutsche Soldaten aus dem Irak-Krieg 
heraus. Aber er half Amerika und seinen Streitkräften, um deren Erfolg nicht zu 
behindern. Dies geschah in aller Öffentlichkeit.“1695 
Entsprechend sieht die FAZ auch keinen Skandal in der Anwesenheit zweier 
BND-Agenten in Bagdad zur Zeit des Irak-Kriegs. Spät erst meldet sie sich Anfang 
März 2006 in der Affäre überhaupt zu Wort – enthüllt wurde die Präsenz des BND 
in der irakischen Hauptstadt schließlich schon Mitte Januar – und will keinen Wi-
derspruch zu Schröders öffentlichen Aussagen erkennen: „Der damalige Bundes-
kanzler Schröder hatte seit dem August 2002 seine Worte wohl gesetzt; er wollte 
sich nicht am Krieg beteiligen, ‚für Abenteuer nicht zur Verfügung stehen‘, aber 
                                                          
1692 Klaus-Dieter Frankenberger, Bewährung am Hindukusch. In: FAZ vom 17.11.2006. 
1693 „In der Sache kann man die Entscheidung der Bundesregierung, sich von der amerikanisch-britischen Interven-
tion zu distanzieren, für richtig halten.“ Günther Nonnenmacher, Außenpolitische Berichtigungen. In: FAZ 
vom 25.10.2005. – „Dass Deutschland sich nicht am amerikanisch-britischen Krieg gegen den Irak beteiligte, 
war richtig.“ Wolfgang Günter Lerch, Die Entführung. In: FAZ vom 30.11.2005. 
1694 Günther Nonnenmacher, Außenpolitische Berichtigungen. In: FAZ vom 25.10.2005. 
1695 Peter Carstens, Die merkwürdige Ausschuss-Allianz. In: FAZ vom 16.03.2006. 
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‚Solidarität mit unseren Partnern leisten‘. […] Den BND hat kein Politiker erwähnt. 
Aber man hätte es sich denken können, dass er im Spiel war.“1696 Vier Tage später 
räumt die FAZ dann zwar ein „doppeltes Spiel“ der rot-grünen Bundesregierung 
ein, doch stellt sie dieses sogleich als alternativlos dar: „Wäre es den Leuten aber 
lieber, wenn das nächste Mal […] die Bundesregierung an der Seite der Amerikaner 
in einen Krieg zöge oder aber jegliche Zusammenarbeit versagte mit der Folge, dass 
[…] die Partnerschaft wirklich im Eimer wäre?“1697 Und so verschwindet die BND-
Affäre ebenso schnell aus den Kommentaren, wie sie aufgetaucht war. 
Nicht weiter von der FAZ thematisiert wird auch das Verhalten der Bundes-
regierung im Zusammenhang mit der Entführung Khaled el-Masris durch amerika-
nische Geheimdienstmitarbeiter. Wenn überhaupt, dann kritisiert sie eher die auf-
geregte öffentliche Diskussion hierzulande. Exemplarisch die Einschätzung Johan-
nes Leithäusers, wenn er die unterschiedlichen Erregungsgrade in den Entfüh-
rungsfällen el-Masri und Susanne Osthoff miteinander vergleicht: „Über diese ver-
schobene Wahrnehmung gibt auch der Umstand Auskunft, dass die zurückliegende 
Entführung eines Deutschen durch amerikanische Geheimdienste weit mehr öf-
fentliche Aufmerksamkeit beansprucht als die Entführung einer Deutschen durch 
Terroristen im Irak.“1698 Erst sehr viel später, der mit der Angelegenheit befasste 
Untersuchungsausschuss des Bundestags tagt bereits ein knappes dreiviertel Jahr, 
kommt die FAZ noch einmal auf die deutsche Rolle im Zusammenhang mit eini-
gen umstrittenen Maßnahmen Washingtons im Kampf gegen den Terror zu spre-
chen. Jetzt erst moniert sie, dass deutsche Behörden die Amerikaner bei deren Me-
thoden – etwaige Menschenrechts-Verletzungen inklusive – „allzu vertrauensselig un-
terstützt“ hätten: „In den ersten zwei Jahren nach dem ‚11. September‘, in denen 
auch der damalige Bundeskanzler die Vereinigten Staaten seiner ‚bedingungslosen 
Solidarität‘ versichert hatte, haben deutsche und andere europäische Sicherheitsbe-
hörden diesen Kampf allerdings auch allzu vertrauensselig unterstützt. Soweit sich 
bisher im BND-Ausschuss klären ließ, was auf hiesigem Boden […] oder im Luft-
raum darüber vorgegangen ist, haben sich deutsche Stellen zumindest nicht sehr 
intensiv darum gekümmert, dass dieser Kampf mit rechtsstaatlich vertretbaren Mit-
teln geführt würde.“1699 
6.4.1.3. Die Welt 
Nach wie vor blickt „Die Welt“ mit großer Sorge auf Afghanistan. Bereits in der 
vorherigen Untersuchungsphase galten ihr die mit der Zentralregierung um Ein-
fluss und Macht rivalisierenden Warlords und Fundamentalisten außerhalb Kabuls 
                                                          
1696 Georg Paul Hefty, Ein stumpfes Schwert. In: FAZ vom 02.03.2006. 
1697 Ders., Was wollen wir? In: FAZ vom 06.03.2006. 
1698 Johannes Leithäuser, Zwei Welten. In: FAZ vom 09.12.2005. 
1699 Stefan Dietrich, Symbolischer Erfolg. In: FAZ vom 01.02.2007. 
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als größtes Hindernis auf dem Weg zum Frieden. Inzwischen sind es vor allem die 
wiedererstarkten Taliban, in denen sich der Negativtrend am Hindukusch manifes-
tiert. So beschreibt Hans-Jürgen Leersch angesichts der ausbleibenden Erfolge bei 
der Stabilisierung im Sommer 2006 Afghanistan als ein Land, mit dessen Entwick-
lung es kontinuierlich abwärts gehe,1700 derweil sich Jacques Schuster sogar an die 
Situation im Irak erinnert fühlt: „Wer die Nachrichten aus Kabul vernimmt, könnte 
glauben, die afghanische Hauptstadt liege im Irak.“1701 Bereits im vorangegangenen 
Sommer hatte „Die Welt“ eingeräumt, dass die Erfolgsaussichten des Demokrati-
sierungsprozesses in Afghanistan „durchaus ungewiss“ seien.1702 
Anfangs tritt sie diesem Trend noch durchaus offensiv entgegen. Stärker als 
bisher müsse sich die internationale Staatengemeinschaft engagieren, so ihre Forde-
rung, wobei es sich bei den erwähnten Beispielen – „Krankenhaus, Stromanschluss 
oder eine [neue] Schule“1703 – vor allem um Verbesserungen der persönlichen Le-
bensqualität der afghanischen Bevölkerung handelt; man also insgesamt eher auf 
zusätzliche Anstrengungen beim Wiederaufbau setzt. Die anschließende Prognose, 
der zufolge die internationale Staatengemeinschaft noch einen „langen und sehr 
mühsamen Weg“ vor sich habe, verdeutlicht zugleich den Zeithorizont, vor dem 
„Die Welt“ argumentiert.1704 Eher Jahre oder Jahrzehnte dürfte es dauern, bis das 
Land sich selbst überlassen werden könne. In die gleiche Richtung, wenn auch 
schon deutlich defensiver, zielt das Plädoyer von Jacques Schusters rund ein drei-
viertel Jahr später, wenn er von den „viele[n] Rückschlägen“ spricht, die Afghanis-
tan noch erleiden werde – und dass der Westen angesichts der Konsequenzen eines 
vorzeitigen Abzugs sein dortiges Engagement trotzdem nicht beenden dürfe.1705 
Von zusätzlichen Anstrengungen ist hingegen keine Rede mehr, was wohl auch 
dem Umstand geschuldet ist, dass die NATO ihre Truppen längst um ein Vielfa-
ches ihrer ursprünglichen Stärke aufgestockt hat und im Begriff ist, ihr Einsatzge-
biet auf ganz Afghanistan auszuweiten. 
Ernsthafte Zweifel an dieser Strategie meldet dann erstmals Hans-Jürgen 
Leersch Ende Juni 2006 an, wenn er das fehlende politische Konzept der internati-
onalen Staatengemeinschaft für Afghanistan bemängelt: „Die Lösung der Probleme 
kann nicht darin bestehen, dass das Land mit immer mehr Stützpunkten internatio-
naler Truppen überzogen wird, die willkommene Ziele für die Taliban wären. Aber 
genau das findet zur Zeit statt […].“1706 Auch wenn „Die Welt“ ein Scheitern des 
                                                          
1700 „Mit jedem Jahr der Stationierung von Isaf hat sich die Situation verschlechtert. Die Taliban haben im Süden 
längst wieder größere Gebiete unter ihre Kontrolle gebracht.“ Hans-Jürgen Leersch, Explosives Afghanistan. 
In: Die Welt vom 29.06.2006. 
1701 Jacques Schuster, Afghanistan wankt. In: Die Welt vom 30.05.2006. 
1702 Dietrich Alexander, Gehversuche am Hindukusch. In: Die Welt vom 17.09.2005. 
1703 Ebd. 
1704 Ebd. 
1705 Jacques Schuster, Afghanistan wankt. In: Die Welt vom 30.05.2006. 
1706 Hans-Jürgen Leersch, Explosives Afghanistan. In: Die Welt vom 29.06.2006. 
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Westens hier allenfalls andeutet – angesichts der zuvor beschriebenen Negativspira-
le und der als nicht zielführend kritisierten NATO-Strategie steht ein solches Sze-
nario unausgesprochen eben doch im Raum. 
Als einzige unter den hiesigen Untersuchungsobjekten hatte „Die Welt“ die ameri-
kanische Intervention im Irak ausdrücklich unterstützt. Nachdem sich allerdings 
der wichtigste Kriegsgrund buchstäblich in Luft aufgelöst hatte und auch der Auf-
bau eines demokratischen Staatsapparates ins Stocken geriet, war die Redaktion 
selbst zunehmend unter Rechtfertigungsdruck geraten. So hatte sie einerseits die 
aufkommenden Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Krieges durch Verweise auf die 
Menschenrechtsverletzungen des alten Baath-Regimes zu zerstreuen, die schlechten 
Nachrichten ob der Sicherheitslage mit positiv besetzten Meldungen jenseits des 
sunnitischen Dreiecks zu konterkarieren versucht. Diese Blattlinie wird „Die Welt“ 
auch mit Beginn der neuen Untersuchungsphase zunächst noch verfolgen. 
Entsprechend optimistisch gibt sich die Redaktion gerade in den ersten Wo-
chen und Monaten, die auf die Parlamentswahlen vom 30.01.2005 folgen. Nicht 
genug damit, dass sie mit Blick auf den Irak „keinen Grund“ für „Fatalismus“ 
sieht,1707 auch erklärt sie den Kampf der Terroristen zu verschiedenen Anlässen für 
aussichtslos1708 beziehungsweise für verloren: „Ein Gesetz […] des klassischen Ter-
rorismus […] lautet: Die Auswirkungen des Terrorismus sind im Gegensatz zur 
Publizität, die ihm zuteil wird, gering. Je erfolgreicher der Terrorismus eine Gesell-
schaft destabilisiert, desto effektiver organisieren sich Abwehrkräfte, die schließlich 
den Untergang der Militanten herbeiführen. Im Irak wird letzteres […] allmählich 
sichtbar.“1709 Auf dem Höhepunkt dieser Phase hält Dietrich Alexander sogar den 
Zeitpunkt für gekommen, um mit einem „sukzessiven Abzug“ der US-Truppen zu 
beginnen, derweil sich im Irak eine gewählte Regierung formiere und „die Ausbil-
dung der irakischen Sicherheitskräfte […] gute Fortschritte“ mache.1710 
Etwa zur Jahreshälfte beginnt sich allerdings ein Kurswechsel abzuzeichnen, 
im Zuge dessen „Die Welt“ ihren demonstrativen Optimismus nach und nach ver-
lieren wird. Am Anfang steht Jacques Schusters Kommentar, in welchem er die 
„zwei Realitäten“ des Irak beschreibt: „Eine kündet vom Aufbau der Demokratie, 
die andere von Gewalt, Zerstörung, Chaos.“1711 Dabei räumt er unumwunden ein, 
dass letztere Eindrücke inzwischen überwiegen würden. Nur kurze Zeit später sieht 
sich Dietrich Alexander bereits dazu veranlasst, auf die „Binsenweisheit“ zu ver-
                                                          
1707 Mariam Lau, Die Früchte des Krieges. In: Die Welt vom 21.03.2005. 
1708 „Dieser Kampf ist [für die Terroristen] nicht zu gewinnen, weil er sich nicht nur gegen die ‚ungläubigen‘ Besat-
zer richtet, sondern auch gegen jegliche Zukunftsperspektive des Irak.“ Dietrich Alexander, Irak. In: Die Welt 
vom 12.05.2005. 
1709 Jacques Schuster, Terror. In: Die Welt vom 01.03.2005. 
1710 Dietrich Alexander, Exit-Strategie. In: Die Welt vom 12.04.2005. 
1711 Jacques Schuster, Irak. In: Die Welt vom 30.06.2005. 
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weisen, dass der Irak „nicht Vietnam“ sei.1712 Der eigentliche Kursumschwung 
vollzieht sich dann in den darauffolgenden Wochen. Zunächst findet sich bei Mi-
chael Stürmer die Einschätzung, dass der Krieg im Irak verloren gehe, was er un-
mittelbar mit der mangelhaften Nachkriegsplanung des US-Verteidigungs-
ministeriums verbindet: „Das Pentagon plante bis zur letzten Panzerschlacht – und 
dann nicht weiter. So aber ist kein Krieg zu gewinnen, wohl aber der Frieden zu 
verlieren.“1713 
Erste Ansätze von Selbstkritik liefert Mariam Lau, die fordert, dass man sich 
gerade auch als Befürworter des Krieges nicht gegen jene Fakten „abschotten“ dür-
fe, die sich gegenwärtig im Irak abspielten.1714 Es obliegt schließlich „Welt“-
Chefredakteur Roger Köppel, die Blattlinie neu zu justieren. Auch er bilanziert zu-
nächst, wie schon Michael Stürmer vor ihm, dass das amerikanische Engagement 
im Irak zu scheitern drohe. Gleichwohl verteidigt er die hinter der Intervention 
vom März 2003 stehende Logik als „legitim“1715 – eine Revision ihrer damaligen, 
den Krieg im Irak unterstützenden Haltung nimmt „Die Welt“ also nicht vor. Und 
doch geht Köppel mit seiner Selbstkritik weiter als je zuvor, wenn er zwar nicht die 
Kriegsgründe, wohl aber die Kriegsziele zur Disposition stellt: „Es war unter dama-
ligen Umständen nachvollziehbar und realpolitisch schlüssig, die Invasion des Irak 
zu lancieren. Ob aber militärische Operationen zum dauerhaften Werteexport im 
Sinne des Westens taugen, darf nach diesem Experiment vorerst bezweifelt […] 
werden. Wo Befreier als Besatzer empfunden werden, regt sich der terroristische 
Widerstand.“1716 
Obwohl „Die Welt“ dem Krieg als Mittel zum Demokratieexport hier eine 
klare Absage erteilt, bleiben die – zumeist rein formalen – Demokratisierungsfort-
schritte in Bagdad bis auf Weiteres die einzigen Anlässe, zu denen sie noch immer 
eine vage Hoffnung auf bessere Zeiten artikuliert.1717 Ansonsten bestimmen die 
Warnungen vor einem „Bürgerkrieg“ das Bild, der, so ihn „Die Welt“ nicht ohne-
hin schon als unmittelbar bevorstehend verortet,1718 in jedem Fall ausbrechen wür-
de, sollten die Vereinigten Staaten ihre Truppen vorzeitig abziehen.1719 Analog hier-
                                                          
1712 Dietrich Alexander, Irak. In: Die Welt vom 18.07.2005. 
1713 Michael Stürmer, Schwarzes Loch. In: Die Welt vom 20.07.2005. 
1714 Mariam Lau, Irak. In: Die Welt vom 15.08.2005. 
1715 „Was war der Irak-Krieg? Im Grunde war es der legitime Präventivschlag der nach dem 11. September 2001 
massiv verunsicherten Weltmacht gegen ein Verbrecher-Regime, das die Zeichen der Zeit falsch einschätzte. 
Nach den Terrorattacken auf New York und Washington hätte sich kein amerikanischer Präsident das Sicher-
heitsrisiko eines notorisch unberechenbaren und mit den Feinden der USA sympathisierenden Irak unter Sad-
dam Hussein leisten können.“ Roger Köppel, Grenzen der Weltbeglückung. In: Die Welt vom 16.08.2005. 
1716 Ebd. 
1717 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Hoffnung für den Irak. In: Die Welt vom 29.08.2005; Jacques Schuster, Die zwei-
te Wirklichkeit des Irak. In: Die Welt vom 17.10.2005; Dietrich Alexander, Zäsur und Chance. In: Die Welt 
vom 17.12.2005. 
1718 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Irakischer Teufelskreis. In: Die Welt vom 19.11.2005; ders., Perfides Kalkül. In: 
Die Welt vom 23.02.2006. 
1719 Jacques Schuster, Der Irak droht zu zerfallen. In: Die Welt vom 16.09.2005. 
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zu ist jetzt auch wieder vom „Kriegsschauplatz“1720 Irak beziehungsweise vom 
„Irak-Krieg“1721 die Rede, wenn „Die Welt“ die Gegenwart im Zweistromland be-
schreibt. Ganz so, als hätte es nie ein offizielles „Ende der Hauptkampfhandlun-
gen“ gegeben. 
Am Ende dieser Untersuchungsphase hat dann eindeutig der Pessimismus die 
Oberhand gewonnen. Zwar weist Jacques Schuster frühzeitig auf jene Entwicklung 
hin, bei der sich sunnitische Stammesführer gegen den Terror der al-Qaida zusam-
menschließen, welche ganz maßgeblich zur Wende des Jahres 2007 beitragen 
wird.1722 Ansonsten aber dominieren die Furcht vor einem ethnischen Auseinan-
derbrechen des Irak1723 sowie die Zweifel am Durchhaltewillen der Bush-
Administration,1724 gerade auch vor dem Hintergrund der bei den Zwischenwahlen 
vom November 2006 erlittenen Verluste der regierenden Republikaner. Vor allem 
Michael Stürmer betrachtet den Krieg im Irak inzwischen als verloren, was sich 
auch in seiner Prognose ob eines möglichen amerikanischen Abzugs widerspiegelt: 
„Es geht nicht mehr um das Ob des Rückzugs, sondern nur noch um das Wann 
und Wie-weit.“1725 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte „Die Welt“ zwar einerseits 
das iranische Streben nach Atomwaffen frühzeitig zur Gewissheit erklärt, sich an-
dererseits aber äußerst schwer damit getan, eine stringente Antwort auf die Bedro-
hung aus Teheran zu formulieren. Zeitweilig schien es gar, als hätte sie schon resig-
niert und sich mit einer iranischen Atombombe abgefunden. Vielleicht auch des-
halb widmet sie dem Atomstreit mit dem Iran in der ersten Jahreshälfte 2005 keine 
größere Aufmerksamkeit. Erst als Mahmoud Ahmadinedschad im Juni zum Präsi-
denten der Islamischen Republik gewählt wird, soll sich dies schlagartig ändern. 
Den Anfang macht Mariam Lau, wenn sie Konsequenzen aus dem Wahler-
gebnis einfordert: „In gewisser Weise herrscht nun Klarheit: Niemand kann jetzt 
[…] noch mit der Vorstellung hantieren, man habe es mit einem Gorbatschow zu 
tun, dem man Erfolge verschaffen muss, damit er seinen Apparat in Schach hält. 
Ahmadi-Nedschad ist der Apparat. […] Und entsprechend muss man ihm gegen-
übertreten. Schluss mit der Nachsicht.“1726 Damit ist die grundsätzliche Richtung, 
welche „Die Welt“ fortan im Umgang mit Teheran einschlagen wird, bereits vorge-
zeichnet. Immer wieder wird sie fortan ihrer Überzeugung Ausdruck verleihen, 
                                                          
1720 Boris Kalnoky, Kleine Schritte im Irak. In: Die Welt vom 26.06.2006. 
1721 Jacques Schuster, Rückzug wäre ein Fehler. In: Die Welt vom 23.10.2006. 
1722 Ebd. 
1723 Vgl. Michael Stürmer, Geteilter Irak, geteiltes Leid? In: Die Welt vom 16.10.2006; Richard Herzinger, Gegen 
neuen Isolationismus. In: Die Welt vom 09.11.2006; Michael Stürmer, Irak zerfällt. In: Die Welt vom 
15.11.2006. 
1724 Jacques Schuster, Rückzug wäre ein Fehler. In: Die Welt vom 23.10.2006. 
1725 Michael Stürmer, Irak zerfällt. In: Die Welt vom 15.11.2006. 
1726 Mariam Lau, Iranische Kulturrevolution. In: Die Welt vom 27.06.2005. 
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dass die Mullahs nicht nur gewillt seien, in den Besitz von Kernwaffen zu gelangen, 
sondern auch unter allen Umständen an diesem Vorhaben gehindert werden müss-
ten. Während es der „Welt“ anfangs noch vor allem um die Unterbindung eines 
nuklearen Wettrüstens in der Region geht,1727 rückt mit Ahmadinedschads Vernich-
tungsdrohung gegen Israel ein neues Argument in den Vordergrund: die Verhinde-
rung eines zweiten Holocausts.1728 Mehrfach weist „Die Welt“ in der Folge darauf-
hin, dass die Rhetorik aus Teheran mehr als nur leere Propaganda und entspre-
chend ernst zu nehmen sei. Und wo Dietrich Alexander lediglich von einer Mög-
lichkeit spricht, mit der es zu rechnen gelte,1729 ist Michael Stürmer schon einen 
Schritt weiter und lässt anderweitige Interpretationen erst gar nicht zu: „Die Iraner 
[…] meinen, wenn sie vom Vernichten Israels sprechen, was sie sagen. Sie kennen 
auch den furchtbaren Preis, der Atomkrieg heißt, und schwatzen darüber mit reli-
giöser Inbrunst. So wahnhaft die Hassgesänge sind, so leichtsinnig wäre es, sie 
nicht ernst zu nehmen.“1730 Da aber im Umgang mit religiösen Fanatikern auch die 
im Kalten Krieg einst erfolgreich praktizierte Strategie der Abschreckung durch 
gegenseitige Vernichtungsandrohung keinen wirklichen Schutz verspreche,1731 
kommt ein etwaiges Arrangement mit einer iranischen Bombe für „Die Welt“ nicht 
einmal im Ansatz mehr in Frage. 
Gemäß Mariam Laus Plädoyer, keine weitere „Nachsicht“ in den Atomver-
handlungen mit Teheran walten zu lassen, bestimmen insbesondere nach der irani-
schen Wiederaufnahme der Urankonversion im August 2005 die Forderungen nach 
„Konsequenzen“,1732 nach mehr „Druck“1733 beziehungsweise einer „härteren 
Gangart“1734 das Bild. An den Erfolg einer Politik, die primär mit Anreizen ope-
riert, glaubt „Die Welt“ hingegen schon seit Längerem nicht mehr, wie ihre gleich 
mehrfach erfolgten Absagen an diplomatische Gespräche belegen.1735 Und wenn sie 
zwischenzeitlich doch noch einmal auf Verhandlungen mit Teheran beziehungs-
weise direkte Gespräche der USA mit dem Iran setzt, dann sind ihr diese nur Mittel 
                                                          
1727 Vgl. u.a. Michael Stürmer, Kein Sitz für die Deutschen. In: Die Welt vom 23.08.2005; Jacques Schuster, Wenn 
der Iran die Bombe hat. In: Die Welt vom 26.08.2005; ders., Französische Konsequenz. In: Die Welt vom 
19.09.2005; Michael Stürmer, Die nukleare Revolution. In: Die Welt vom 04.11.2005. 
1728 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Säbelrasseln auf großer Bühne. In: Die Welt vom 28.10.2005; Jacques Schuster, 
Iranische Bedrohung. In: Die Welt vom 10.01.2006; Michael Stürmer, Stunde der Wahrheit. In: Die Welt vom 
13.01.2006; Michael Stürmer, Vorspiel zum Armageddon. In: Die Welt vom 03.08.2006. 
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folgen: Ein Angriff auf den Judenstaat mit Atomraketen.“ Dietrich Alexander, Säbelrasseln auf großer Bühne. 
In: Die Welt vom 28.10.2005. 
1730 Michael Stürmer, Vorspiel zum Armageddon. In: Die Welt vom 03.08.2006. 
1731 Vgl. u.a. ders., Die nukleare Revolution. In: Die Welt vom 04.11.2005; ders., Stunde der Wahrheit. In: Die Welt 
vom 13.01.2006; Jacques Schuster, Schrecken ohne Gleichgewicht. In: Die Welt vom 17.03.2006. 
1732 Jacques Schuster, Iran. In: Die Welt vom 02.08.2005. 
1733 Ders., Französische Konsequenz. In: Die Welt vom 19.09.2005. 
1734 Vgl. u.a. ders., Irans Spaltungsversuche. In: Die Welt vom 22.02.2006; Manfred Pantförder, Härte gegen den 
Iran. In: Die Welt vom 29.04.2006. 
1735 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Harte Antwort. In: Die Welt vom 12.01.2006; Jacques Schuster, Irans Spaltungs-
versuche. In: Die Welt vom 22.02.2006. 
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zum Zweck.1736 Derlei Verhandlungen sollen dann einerseits das iranische Atom-
programm verzögern, andererseits die Zauderer im UN-Sicherheitsrat davon über-
zeugen, dass wirklich sämtliche „diplomatischen Möglichkeiten ausgeschöpft wur-
den“.1737 Wiederholt drängt „Die Welt“ auf Sanktionen,1738 wobei zeitweilig sogar 
ein Ölembargo1739 – trotz der damit verbundenen Risiken auch für die iranischen 
Handelspartner1740 – in Betracht gezogen wird. Einige Kommentatoren gehen sogar 
noch einen Schritt weiter und stellen auch Überlegungen hinsichtlich einer mögli-
chen militärischen Option an. Vor allem Jacques Schuster tut sich in dieser Bezie-
hung hervor. Frühzeitig fordert er, wirklich „alle Mittel gegen eine iranische Atom-
bewaffnung zu erwägen“.1741 Gerade nachdem der Iran auch seine Versuche zur 
Urananreicherung wiederaufgenommen hat, wird Schuster die Kalkulation von Mi-
litärschlägen als Drohung und letztem Mittel noch häufiger wiederholen.1742 Auch 
Michael Stürmer argumentiert zuweilen mit kriegerischen Mitteln, wobei in seinen 
Kommentaren, stärker als bei Schuster, auch deren Konsequenzen durchscheinen: 
„Die ‚militärische Option‘ [ist] beides, Element der Diplomatie und Akt der Ver-
zweiflung.“1743 Andere Autoren, und hier ist vor allem Dietrich Alexander zu nen-
nen, erteilen militärischen Präventivschlägen hingegen eine klare Absage.1744 Es 
kann also konstatiert werden, dass die militärische Option bei der „Welt“ zwar kei-
nesfalls unumstritten ist, jedoch mitnichten ausgeschlossen wird. 
Noch immer Bestand, wenn auch bei weitem nicht mehr so prominent wie 
noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase, hat die alte Differenzierung zwi-
schen amerikanischem und europäischem Ansatz im Umgang mit dem Iran. Ledig-
lich im Anschluss an die iranische Wiederaufnahme der Urankonversion lebt der 
bekannte Gegensatz noch einmal auf, wenn „Die Welt“ die Europäer bezichtigt, 
                                                          
1736 Jacques Schuster, Verhandeln ist nötig. In: Die Welt vom 02.06.2006. 
1737 Ebd. 
1738 Vgl. u.a. Mariam Lau, Iran. In: Die Welt vom 09.08.2005; Jacques Schuster, Französische Konsequenz. In: Die 
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1739 Jacques Schuster, Iranische Bedrohung. In: Die Welt vom 10.01.2006. 
1740 Vgl. Michael Stürmer, Einigkeit zeigt Wirkung. In: Die Welt vom 04.09.2006. 
1741 Jacques Schuster, Wenn der Iran die Bombe hat. In: Die Welt vom 26.08.2005. 
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dafür verantwortlich.“ Ders., Iranische Bedrohung. In: Die Welt vom 10.01.2006. – „Auch die Kriegsdrohung 
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Die Welt vom 30.08.2006. Vgl. ferner ders., Zeit für Diplomatie. In: Die Welt vom 20.04.2006; ders., Deutsche 
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1743 Michael Stürmer, Tisch mit sieben Seiten. In: Die Welt vom 11.05.2006. Vgl. ferner ders., Stunde der Wahrheit. 
In: Die Welt vom 13.01.2006; ders., Warteschleife des Krieges. In: Die Welt vom 28.04.2006. 
1744 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Harte Antwort. In: Die Welt vom 12.01.2006; ders., Irans Beschleunigung. In: Die 
Welt vom 18.04.2006; ders., Teheran bleibt hart. In: Die Welt vom 01.09.2006. 
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keinen Plan für ein Scheitern der Verhandlungen zu haben.1745 Kleinere Spitzen in 
Richtung Europa gibt es zwar auch in der Folge,1746 doch spätestens mit der Ein-
schaltung der Vereinten Nationen Anfang 2006 rückt deren Verhalten, also speziell 
die im Sicherheitsrat lange Zeit praktizierte Zurückhaltung bei der Verhängung von 
Sanktionen, in den Vordergrund.1747 
Schon in der Vergangenheit hatte „Die Welt“ bei Guantanamo laviert: zwischen 
deutlich artikuliertem Verständnis für die Beweggründe der Supermacht einerseits, 
eine derartige Einrichtung im Gefolge der Anschläge vom 11. September zu errich-
ten und scharf vorgetragener Kritik an der rechtlosen Situation der Gefangenen 
andererseits. Sogar eine Schließung Guantanamos hatte sie beizeiten implizit gefor-
dert, wenn auch nicht explizit so formuliert. 
Diese durchaus ambivalente Blattlinie verfolgt „Die Welt“ noch immer. So 
formuliert Mariam Lau gleich zu Beginn ihre Kritik an der „Schaffung eines rechts-
freien Raums, in dem Gefangene […] ohne Gerichtsverfahren, ohne Kontakt zu 
Anwälten und auf beliebig lange Dauer festgehalten […] werden“, welche erstmals 
in der eindeutigen Forderung gipfelt: „Guantánamo muss aufgelöst werden.“1748 
Derart deutlich wird sich „Die Welt“ in der Folge zwar nicht mehr äußern, aller-
dings laufen die Bemerkungen sowohl Torsten Krauels1749 als auch Herbert 
Kremps1750 auf das gleiche Szenario hinaus: dass das Gefangenenlager Guantanamo 
Bay auf Kuba mittelfristig überflüssig werden müsse. 
Zugleich weisen gerade die beiden letztgenannten Kommentatoren darauf hin, 
dass Guantanamo zumindest unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September 
alternativlos gewesen sei.1751 Beide betonen die Besonderheiten des Anti-Terror-
Kampfes gegenüber herkömmlichen Kriegen und verteidigen das Vorgehen der 
Bush-Administration damit, dass Verfahren nach „rechtsstaatlichen Kriterien“ 
gleich reihenweise „Freisprüche aus Mangel an Beweisen“ zur Folge gehabt hätten. 
                                                          
1745 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Iran. In: Die Welt vom 02.08.2005; Mariam Lau, Am Nasenring der Mullahs. In: Die 
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1747 Vgl. u.a. Manfred Pantförder, Härte gegen den Iran. In: Die Welt vom 29.04.2006; Jacques Schuster, Verhan-
deln ist nötig. In: Die Welt vom 02.06.2006; Dietrich Alexander, Zweifelhafter Ernst in Teheran. In: Die Welt 
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1748 Mariam Lau, Guantánamo. In: Die Welt vom 27.05.2005. 
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finden, wächst.“ Torsten Krauel, Guantánamos Zeit läuft ab. In: Die Welt vom 10.02.2006. 
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1751 Vgl. Torsten Krauel, Guantánamos Zeit läuft ab. In: Die Welt vom 10.02.2006; Herbert Kremp, Von Guan-
tánamo nach Genf. In: Die Welt vom 13.06.2006. 
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Zudem hätte man im Gegenzug den Angeklagten zur Gewährleistung einer fairen 
Verteidigung das „Wissen der CIA zur Verfügung“1752 stellen müssen, wobei dann 
auch „Elemente der Terrorismusbekämpfung“1753 ans Licht gekommen wären, die 
besser unter Verschluss blieben. 
Vor diesem Hintergrund wird dann auch das Urteil des Obersten Gerichtsho-
fes vom 29.06.2006 zu den von der Bush-Administration eingesetzten Militärtribu-
nalen begrüßt. Für Torsten Krauel ist es ein Beweis dafür, dass in den Vereinigten 
Staaten Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung noch immer funktionierten: „Die 
Richter […] haben bewiesen, dass der Rechtsstaat USA eben ein solcher ist. Es gibt 
eine unabhängige Instanz, die das Handeln von Regierung und Parlament auf die 
Konsistenz des Rechts prüft.“1754 Die korrekt prognostizierten Folgen des Urteils – 
dass Guantanamo mitnichten geschlossen, sondern vielmehr die amerikanische Le-
gislative entsprechend reagieren wird, um die Tribunale doch noch zu legalisieren – 
werden gleichwohl nicht weiter problematisiert, sondern lediglich wertneutral wie-
dergegeben. 
Wie schwer „Die Welt“ sich damit tut, auch vermeintlich eindeutige Menschen-
rechts-Verstöße Amerikas ohne Einschränkung zu verurteilen, wird ebenfalls deut-
lich, nachdem die „Washington Post“ als erste im November 2005 über geheime 
CIA-Gefängnisse in und -Gefangenentransporte über Europa berichtet hat. So 
wiegelt „Die Welt“ in einer ersten Reaktion auf die CIA-Flüge erst einmal ab. Es sei 
fraglich, so Guido Heinen, ob in diesen Flugzeugen tatsächlich Gefangene gesessen 
hätten, die man zum Verhör in Drittländer ausgeflogen habe. Auch sei die Fakten-
lage nur „sehr dünn“, theoretisch hätte alles Mögliche transportiert werden kön-
nen.1755 Deutlicher fällt die Kritik an der Existenz etwaiger Geheimgefängnisse aus: 
„Noch immer sollte für alle freien Nationen der Wertekanon der Menschenrechte 
gelten“, so Dietrich Alexander. „Dazu gehört eine menschenwürdige Behandlung 
auch für Gefangene ebenso wie ein Rechtsbeistand oder Kontakt zum Internatio-
nalen Roten Kreuz. Andernfalls machte sich die freie Welt in der Wahl ihrer Mittel 
mit denen gemein, die sie zu Recht verfolgt und bekämpft.“1756 Gleichwohl erfolgt 
auch diese Kritik nur unter Vorbehalt. So warnt etwas Guido Heinen drei Wochen 
später ausdrücklich vor „Vorverurteilungen“; erst wenn an den Gerüchten etwas 
dran sei, hätte man es mit einem „Skandal“ zu tun.1757 
Anfang Dezember gibt es dann bei der „Welt“ keine ernsthaften Zweifel 
mehr an der Existenz der vom amerikanischen Geheimdienst CIA praktizierten 
„extraordinary renditions“, zumal die Methode wenigstens hierzulande auch ein 
                                                          
1752 Torsten Krauel, Guantánamos Zeit läuft ab. In: Die Welt vom 10.02.2006. 
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Gesicht bekommen hat – das des Deutsch-Libanesen Khaled el-Masri. In dieser 
Situation nun setzt „Die Welt“ darauf, zumindest Verständnis für das Vorgehen der 
Bush-Administration zu wecken. So erläutert Torsten Krauel nüchtern die Beweg-
gründe der US-Regierung, ihren Geheimdienstmitarbeitern folterähnliche Verhör-
methoden im Umgang mit gefangenen Terroristen beziehungsweise solchen, die 
des Terrors verdächtigt werden, zu erlauben.1758 Ein gewisses Unbehagen1759 ist da-
bei spürbar, zu einer eindeutigen Verurteilung der angewandten Methoden kommt 
es nicht. Noch deutlicher wird „Welt“-Chefredakteur Roger Köppel in seinem 
Leitartikel am Tag darauf, wenn er offen für die Politik der Bush-Administration 
eintritt: „Rechtsordnungen müssen aus Selbstschutz ihre zivilisatorischen Standards 
unterschreiten, wenn es der Notfall erfordert. Die Forderung [der deutschen Öf-
fentlichkeit] nach einem totalen A-priori-Verzicht auf harte Verhörmethoden mag 
Ausdruck des reinen Gewissens sein. Sie taugt nicht als Maßstab für eine Realpoli-
tik, die am Ende die eigene Bevölkerung vor Übergriffen schützen muss.“1760 Es 
obliegt Mariam Lau, das Thema mit einem deutlich kritischeren Standpunkt abzu-
schließen. So bezichtigt sie die Bush-Administration indirekt der Folter, wenn sie 
konträre Aussagen von US-Außenministerin Rice als wenig glaubwürdig zurück-
weist: „Es ist nicht besonders beruhigend, wenn die größte Macht des Westens ver-
sichern muss, sie foltere keine Gefangenen. Noch beunruhigender ist, dass nie-
mand diesen Versicherungen mehr glaubt. Solange Vizepräsident Cheney sich aktiv 
für eine Legalisierung der Folter in amerikanischen Geheimgefängnissen einsetzt, 
wird das auch sehr schwer sein.“1761 Zugleich verurteilt sie die Praxis der „extraor-
dinary renditions“ scharf, wenn es heißt, dass „Entführungen und Misshandlungen 
deutscher Staatsbürger […] absolut unerträglich“ seien. Das ist zwar ausdrücklich 
nur auf el-Masri bezogen, doch dürfte ihre Aussage problemlos auch auf Staatsbür-
ger anderer Nationen übertragbar sein. 
Ungeachtet ihrer grundsätzlichen Unterstützung für das deutsche Afghanistan-
Engagement hatte „Die Welt“ zuletzt eine eher ambivalente Position eingenom-
men. Während sie einerseits eine Ausweitung des Einsatzes als alternativlos be-
trachtete, wurden konkrete Schritte wie etwa die Entsendung deutscher Soldaten 
nach Kundus oder Faisabad zunächst regelmäßig abgelehnt unter anderem mit 
Verweis auf die damit einhergehende, zusätzliche Gefährdung für die eingesetzten 
Truppenverbände. Ähnlich paradox argumentiert „Die Welt“ auch in der vorlie-
genden Untersuchungsphase. So begegnet sie den Plänen der Bundesregierung für 
das im Oktober 2005 anstehende, neue Afghanistan-Mandat über eine Aufstockung 
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Methoden der Wahrheitsfindung. In: Die Welt vom 06.12.2005. 
1759 „Es sind […] Methoden, die dem Selbstverständnis einer Demokratie häufig entgegenstehen.“ Ebd. 
1760 Roger Köppel, Die Macht setzt das Recht. In: Die Welt vom 07.12.2005. 
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der Bundeswehr samt Übernahme der Gesamtverantwortung für den Norden des 
Landes zunächst mit erheblicher Skepsis. Zum einen gilt ihr das angekündigte, zu-
sätzliche Engagement lediglich als Versuch, „die traurige Rolle“, die Deutschland 
„während des Irak-Kriegs“ gespielt habe, gegenüber den Vereinigten Staaten zu 
kompensieren.1762 Zum anderen sieht sie die Bundeswehr nicht hinreichend gerüs-
tet für die anstehenden Aufgaben: „Es droht die Gefahr einer Verzettelung mit un-
zureichend ausgerüsteten Kräften, die auch nur unzureichend versorgt werden 
können. Der Einsatz [der Bundeswehr] in Afghanistan […] droht zu einem Aben-
teuer zu werden, dessen Folgen nicht abschätzbar sind.“1763 
Nach einer längeren Unterbrechung, in welcher der deutsche Afghanistan-
Einsatz nicht weiter thematisiert wird, rückt dieser Ende 2006 wieder in den Fokus 
der „Welt“. Hintergrund ist die in NATO-Kreisen lauter werdende Diskussion um 
eine ungleiche Lastenverteilung im Bündnis. In diesem Zusammenhang nun zeigt 
sich „Die Welt“ selbst Kampfeinsätzen der Bundeswehr im Süden des Landes 
durchaus aufgeschlossen gegenüber.1764 Zwar hält sie derartige Einsätze angesichts 
bestehender Ausrüstungsdefizite bei der Bundeswehr momentan für wenig „sinn-
voll“,1765 gleichwohl appelliert sie an die Bundesregierung, die deutschen Streitkräf-
te zumindest mittelfristig in die Lage zu versetzen, entsprechende Missionen auch 
ausführen zu können: „Die deutsche Politik muss strategische Solidarität üben und 
ernstfallfähig werden. Das bedeutet nicht, heute Truppen in den Süden zu senden, 
die im Norden unentbehrlich sind. Es bedeutet aber, die Truppen zu jenen Kampf-
einsätzen zu befähigen, die in jeder (und gerade in dieser) Friedensoperation lau-
ern.“1766 Alles andere stelle nicht nur die „Idee der Solidarität“ in Frage, sondern 
gefährde auf mittlere Sicht sogar das Bündnis selbst.1767 
Weitgehend verstummt ist in dieser Phase die Kritik am deutschen Irak-Kurs. 
Wohl verweist „Die Welt“ noch immer auf das gemeinsame Interesse, welches man 
mit den Amerikanern an einem stabilen Irak teile,1768 doch einen dortigen Einsatz 
der Bundeswehr mag auch sie nicht länger fordern. In der sogenannten BND-
Affäre stellt sich „Die Welt“ sogar ausdrücklich auf die Seite der bedrängten frühe-
ren Bundesregierung. Nachdem SZ und „Panorama“ die Anwesenheit zweier 
BND-Agenten in Bagdad während des amerikanischen Einmarsches im Irak aufge-
deckt haben, verteidigt sie deren Stationierung als „Gegenteil eines Skandals“.1769 
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1764 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Über Afghanistan reden. In: Die Welt vom 13.11.2006; Michael Stürmer, Die 
Kräfte reichen nicht. In: Die Welt vom 21.11.2006; Jacques Schuster, Bündnis in Gefahr. In: Die Welt vom 
30.11.2006. 
1765 Michael Stürmer, Die Kräfte reichen nicht. In: Die Welt vom 21.11.2006. 
1766 Ebd. 
1767 Jacques Schuster, Bündnis in Gefahr. In: Die Welt vom 30.11.2006. 
1768 Vgl. u.a. Jacques Schuster, US-Korps. In: Die Welt vom 20.05.2005; Michael Stürmer, Schwarzes Loch. In: Die 
Welt vom 20.07.2005; Torsten Krauel, Europa hat es in der Hand. In: Die Welt vom 12.06.2006. 
1769 Ansgar Graw, Heikle Mission. In: Die Welt vom 13.01.2006. 
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Zwar mag die „Friedenspolitik“ der rot-grünen Bundesregierung für manche einen 
„Grauschleier“ erhalten haben, wie Ansgar Graw einräumt, doch betrachtet er den 
damaligen Kurs der Schröder-Regierung insgesamt als alternativlos: „Es gab […] 
nicht nur Überflugrechte und die Erlaubnis für die USA, Militärstützpunkte in 
Deutschland für den Irak-Krieg zu nutzen, sondern auch die Kooperation der 
Agenten. Dazu aber gibt es keine Alternative in einer Realpolitik, die keinen Platz 
lässt für pseudomoralischen Perfektionismus.“1770 Diese anfängliche Einschätzung 
wird „Die Welt“ auch künftig beibehalten. Mehrfach kritisiert Nikolaus Blome in 
der Folge die aus seiner Sicht übertriebene Diskussion.1771 Dass die Bundesregie-
rung zwar den Krieg öffentlich ablehnte, ansonsten aber Bündnistreue wahrte, gilt 
ihm gerade nicht als Ausweis „rot-grüner Doppelmoral“.1772 In diesem Sinne liest 
sich auch seine Prognose des zu erwartenden Ergebnisses eines möglichen Unter-
suchungsausschusses: Zu einer „Neubewertung der rot-grünen Irak-Politik“ werde 
es nicht kommen.1773 
Kritischer sieht „Die Welt“ eine mögliche Zusammenarbeit der früheren rot-
grünen Bundesregierung mit amerikanischen Stellen in Bezug auf die gerade wegen 
ihrer mutmaßlichen Menschenrechts-Verletzungen höchst umstrittene Methode der 
„extraordinary renditions“. Sollten die Vorwürfe stimmen, wonach sich die Schrö-
der-Regierung zunächst am Verhör des Deutsch-Libanesen el-Masri beteiligte, nur 
um dann anschließend auf Bitten der Amerikaner die Geschehnisse zu verschwei-
gen, dann habe man es mit einer „bizarren Pointe“ zu tun, so „Welt“-
Chefredakteur Roger Köppel.1774 Nämlich diejenige einer „offiziell gegen Bush ein-
gestellte[n] Bundesregierung“, die „hinter den Kulissen“ derselben Administration 
„schweigend“ zugearbeitet habe. Und doch bleibt seine Kritik merklich distanziert, 
will doch Köppel lediglich „eine Art Skandal“ erkannt haben.1775 Diese Zurückhal-
tung findet auch darin ihren Ausdruck, dass „Die Welt“ eine mögliche Verwicklung 
deutscher Stellen in den Fall el-Masri künftig nicht weiter kommentiert. 
6.4.1.4. Frankfurter Rundschau 
Obwohl die FR bereits in der Vergangenheit die ausbleibenden Fortschritte am 
Hindukusch kritisiert und sogar ein eventuelles Scheitern der westlichen Bemühun-
gen um Afghanistan angedeutet hatte, waren von ihr weder die seitens der internati-
onalen Staatengemeinschaft verfolgte Strategie noch der Einsatz selbst grundsätz-
                                                          
1770 Ebd. 
1771 „Die Aufregung um den BND […] ist künstlich.“ Nikolaus Blome, BND-Blase. In: Die Welt vom 20.01.2006. 
– „Zu betrachten war eine Innenansicht aus dem Erregungshaushalt der Nation, viel Lärm um wenig.“ Ders., 
Gehaltlose Schlapphut-Affäre. In: Die Welt vom 24.02.2006. 
1772 Ebd. 
1773 Ders., Vergeudete Kräfte. In: Die Welt vom 07.03.2006. 
1774 Roger Köppel, Die Macht setzt das Recht. In: Die Welt vom 07.12.2005. 
1775 Ebd. 
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lich in Frage gestellt worden. Vielmehr hatte sich die Redaktion mit der Forderung 
nach einem verstärkten Engagement beholfen, worunter sie vor allem eines ver-
stand: mehr Soldaten für Afghanistan. Dieser Ansatz gerät jedoch angesichts der 
weiteren Entwicklung zunehmend unter Druck und wird von der FR spätestens ab 
der zweiten Jahreshälfte 2006 weitgehend revidiert. 
Ausschlaggebend für den eingeleiteten Kurswechsel ist in erster Linie die ge-
wandelte Sicherheitslage. Mehrfach zieht die FR den Vergleich zur Situation im 
Irak, wobei sie anfangs noch den Eindruck erweckt, als würden die Unterschiede 
überwiegen.1776 Später dann, gegen Ende des Jahres 2006, spricht sie unmissver-
ständlich von einer „Irakisierung Afghanistans“.1777 Wie sich die FR überhaupt zu-
nehmend eines Vokabulars bedient, welches eher Assoziationen mit einer kriegeri-
schen Auseinandersetzung als dem Wiederaufbau eines Staates und seiner Instituti-
onen weckt. So ist nunmehr von „Frühjahrsoffensive[n] der Taliban“1778 bezie-
hungsweise „Großoffensive[n]“ der „US-geführten Koalitionstruppen“1779 die Re-
de, derweil Karl Grobe die NATO in einen „Landkrieg in Asien“ verstrickt 
sieht.1780 Vor diesem Hintergrund überrascht dann auch nicht mehr, dass die FR 
mittlerweile offen vor einem Scheitern des westlichen Engagements warnt. Bereits 
Ende 2005 sieht sie die internationale Staatengemeinschaft vor einer „unlösbar[en]“ 
Aufgabe am Hindukusch;1781 ein knappes Jahr später hält Richard Meng einen neu-
erlichen Zusammenbruch des afghanischen Staates für immer wahrscheinlicher: 
„Ein neuer innerer Kollaps des Landes ist wahrlich nicht mehr auszuschließen. Im 
Gegenteil.“1782 Eine Entwicklung, die sich nicht zuletzt in der gewachsenen Zahl 
der Kommentare widerspiegelt, welche die Situation am Hindukusch thematisie-
ren.1783 Ähnliche Aufmerksamkeit hatte Afghanistan zuletzt unmittelbar nach Be-
ginn der Operation „Enduring Freedom“ im Oktober 2001 erfahren. 
Entsprechend wachsen auch die Zweifel an der von der NATO in Afghanis-
tan verfolgten Strategie. Während die FR nach wie vor den Umstand beklagt, dass 
die internationale Staatengemeinschaft in der Vergangenheit zu wenig Soldaten in 
die Provinzen geschickt habe, weshalb es dort auch zu keinem nennenswerten 
Wiederaufbau gekommen sei,1784 spricht sie sich aktuell gerade gegen die von der 
NATO betriebene Eskalationsstrategie aus. Dabei ist es vor allem Karl Grobe, der 
                                                          
1776 Rolf Paasch, Gefährliche Angleichung. In: FR vom 02.06.2005. 
1777 Andreas Schwarzkopf, Optionen in Afghanistan. In: FR vom 29.11.2006. 
1778 Karl Grobe, Machtlos. In: FR vom 19.05.2006. 
1779 Christine Möllhoff, Zu viel Armut. In: FR vom 19.06.2006. 
1780 Vgl. Karl Grobe, Afghanische Tragödien. In: FR vom 24.07.2006; ders., Verschwimmende Grenzen. In: FR 
vom 01.08.2006. 
1781 Ders., Unlösbare Aufgabe. In: FR vom 15.11.2005. 
1782 Richard Meng, Ratlos in Afghanistan. In: FR vom 29.09.2006. 
1783 Konkret widmet die FR der Situation in Afghanistan im Verlauf des Jahres 2005 lediglich vier Kommentare, 
wohingegen allein von Mai bis Dezember 2006 zwölf weitere erscheinen. 
1784 Christine Möllhoff, Zu viel Armut. In: FR vom 19.06.2006. 
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einer Truppenaufstockung eine klare Absage erteilt1785 und die primäre Fokussie-
rung des Westens auf militärische Mittel zur Stabilisierung Afghanistans kritisiert: 
„Das Unterfangen, alle Probleme hauptsächlich mit militärischer Gewalt lösen zu 
wollen, schafft Gegenwalt, die friedlichen Aufbau unmöglich macht, solange sie 
fortdauert.“1786 Dabei geht Grobe in seiner Kritik so weit, dass er zeitweilig den 
Eindruck erweckt, als sei der Sturz der Taliban die falsche Reaktion auf die An-
schläge vom 11. September gewesen – eine Entscheidung, die die FR bis dato stets 
unterstützt hatte: „Die mit dem Afghanistan-Krieg seit Ende 2001 betriebene 
Bush-Politik hat […] unbeabsichtigt eines erreicht: Destabilisierung vom 
Khaiberpass bis Gaza.“1787 
Die übrige Redaktion argumentiert zurückhaltender als Grobe, doch auch bei 
ihr steht die Absage an rein militärische Lösungsansätze im Vordergrund. Aller-
dings geben die Kommentatoren zu verstehen, dass „ein Abzug der internationalen 
Gemeinschaft eine[r] Katastrophe“ gleichkäme beziehungsweise keine Option 
sei.1788 Dementsprechend unterstützen sowohl Jörg Reckmann1789 als auch Andreas 
Schwarzkopf1790 eine begrenzte Truppenaufstockung der NATO. Allerdings stets 
verbunden mit der Auflage, das zivile, also das nicht-militärische Engagement stär-
ker zu betonen als bisher. Wie allerdings die „Re-Zivilisierung des Aufbaus“,1791 
diese Befriedung im „zivilgesellschaftlichen Sinne“1792 konkret ablaufen soll, darü-
ber schweigt sich die FR aus. 
Keine andere untersuchte deutsche Tageszeitung hatte die Irak-Politik der Bush-
Administration so scharf kritisiert wie die FR, und auch nach dem Sturz Husseins 
hatte sie die weitere Entwicklung mit wachsendem Pessimismus begleitet. Spätes-
tens seit Anfang 2004 galt ihr die Situation im Irak als „Krieg“ beziehungsweise 
„Bürgerkrieg“, wobei sie auch Parallelen zu Vietnam erkannt haben wollte. Zu-
gleich hatte sie diese Entwicklung zu einem ganz überwiegenden Teil der Bush-
Administration angelastet, in deren gleichsam arroganter wie inkompetenter Orga-
nisation der Nachkriegsordnung sie eine der wesentlichen Ursachen sah. Und ob-
wohl auch sie dem Westen ein gemeinsames Interesse an einem stabilen Irak attes-
tierte, galt ihr doch zuvorderst das Verursacherprinzip, demzufolge es vor allem an 
                                                          
1785 „Die Aufstockung der fremden Kontingente gibt den militanten Kräften eher noch Auftrieb.“ Karl Grobe, 
Machtlos. In: FR vom 19.05.2006. 
1786 Ders., Afghanistan ohne Strategie. In: FR vom 24.06.2006. 
1787 Ders., Instabil. In: FR vom 19.07.2006. 
1788 Thomas Kröter, Grünes Warnsignal. In: FR vom 11.11.2006. 
1789 „Sind […] mehr Soldaten notwendig, müssen die Nato-Staaten […] diese bereitstellen.“ Jörg Reckmann, Hin-
dukusch und kein Zurück. In: FR vom 13.09.2006. 
1790 „Um in den Provinzen im Süden und Osten Sicherheit zu schaffen, sollte die Nato […] die versprochenen 
zusätzlichen 2000 Soldaten […] schicken.“ Andreas Schwarzkopf, Optionen in Afghanistan. In: FR vom 
29.11.2006. 
1791 Thomas Kröter, Grünes Warnsignal. In: FR vom 11.11.2006. 
1792 Andreas Schwarzkopf, Optionen in Afghanistan. In: FR vom 29.11.2006. 
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den Vereinigten Staaten selbst liege, die Situation im Irak zu beruhigen. Entspre-
chend hatte sie einen vorzeitigen Abzug der US-Truppen strikt abgelehnt. Diese 
Linie wird die FR auch in der vorliegenden Untersuchungsphase beibehalten. 
Wohl hält sich die Redaktion in den ersten Wochen und Monaten nach den 
Parlamentswahlen vom Januar 2005 zurück, wenn sie von der Verwendung vorge-
nannter Begrifflichkeiten absieht und stattdessen lieber von einem Land „im Aus-
nahmezustand“1793 spricht beziehungsweise davon, dass man von „demokratischen, 
friedlichen Verhältnissen […] noch [immer] weit entfernt“1794 sei. Später zum Jah-
reswechsel und insbesondere seit dem verheerenden Bombenanschlag vom 
22.02.2006 auf die Goldene Moschee von Samarra dominiert dann wieder die ge-
samte Bandbreite des aus der zurückliegenden Untersuchungsphase bekannten Vo-
kabulars: „Krieg, Bürgerkrieg, Gewalt, Terrorismus, Widerstand – keins dieser 
Worte beschreibt allein die Realität [im Irak]. Alle zusammen treffen zu.“1795 Insbe-
sondere der „latente“1796 beziehungsweise bereits ausgebrochene „Bürgerkrieg“1797 
taucht jetzt immer wieder in den Kommentaren auf, und auch die Vietnam-
Analogie1798 wird neuerlich bemüht. 
Selbst wenn hier eine gewisse Zurückhaltung bei der Lageeinschätzung 2005 
diagnostiziert wird – gemessen an den Schlagworten des darauffolgenden Jahres –, 
so bedeutet dies nicht, dass die FR den irakischen Demokratisierungsprozess nebst 
Verabschiedung einer Verfassung und anschließend freier Wahlen besonders opti-
mistisch begleiten würde; das Gegenteil ist der Fall. Hauptsächlicher Kritikpunkt ist 
die Zersplitterung der irakischen Gesellschaft entlang der drei Ethnien, also Sunni-
ten, Schiiten und Kurden,1799 was die FR regelmäßig der Bush-Administration an-
lastet.1800 Zudem hält sie der US-Regierung gleichsam als Gegenentwurf die noch 
unter Hussein bestehende, laizistische Mittelschicht entgegen: „Die Zerlegung der 
irakischen Gesellschaft in die drei Gruppen ist künstlich. […] Der Staat war unter 
der alten Verfassung laizistisch. Daran anzuknüpfen und im übrigen Religionsfrei-
heit allgemein zu garantieren, wäre der zeitgemäßere Ausweg aus der Krise [gewe-
                                                          
1793 Matthias Arning, Sehnsucht nach Stabilität. In: FR vom 17.10.2005. 
1794 Karl Grobe, Unzeitgemäßes in Irak. In: FR vom 06.04.2005. 
1795 Ders., Iraks Zerfall. In: FR vom 20.03.2006. 
1796 Dietmar Ostermann, Überforderte Supermacht. In: FR vom 16.11.2006. Vgl. ferner Karl Grobe, Am Rand des 
Bürgerkriegs. In: FR vom 07.12.2005; ders., Terror aller gegen alle. In: FR vom 06.01.2006; ders., In Richtung 
Anarchie. In: FR vom 24.02.2006; Andrea Nüsse, Am Abgrund. In: FR vom 22.05.2006. 
1797 Vgl. u.a. Karl Grobe, Irakische Täuschungen. In: FR vom 20.12.2005; ders., Iraks Zerfall. In: FR vom 
20.03.2006; ders., Gewaltzonen. In: FR vom 18.07.2006; ders., Der Terror, unbesiegt. In: FR vom 09.09.2006. 
1798 Vgl. u.a. ders., Am Rand des Bürgerkriegs. In: FR vom 07.12.2005; ders., Irakische Täuschungen. In: FR vom 
20.12.2005. 
1799 Vgl. u.a. ders., Unzeitgemäßes in Irak. In: FR vom 06.04.2005; ders., Vertiefte Spaltung. In: FR vom 
15.10.2005; ders., Ins Ungewisse. In: FR vom 18.10.2005; ders., Chancen für den Aufbau, In: FR vom 
26.10.2005. 
1800 Vgl. u.a. ders., Unzeitgemäßes in Irak. In: FR vom 06.04.2005; ders., Vertiefte Spaltung. In: FR vom 
15.10.2005; ders., Gewaltzonen. In: FR vom 18.07.2006; ders., Kampf um Bagdad. In: FR vom 27.07.2006; 
ders., Zerfallsprozesse im Irak. In: FR vom 27.10.2006. 
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sen].“1801 Was nicht der einzige Aspekt bleibt, in dem die FR zumindest gewisse 
Vorzüge des alten Regimes erkennt. Letzteres sei nämlich nicht nur stabil gewesen, 
sondern habe auch den Terroristen der al-Qaida weder Unterschlupf noch Rekru-
tierungsfeld geboten, wie Karl Grobe betont: „Der Irak ist von den stabilen Ver-
hältnissen der Diktatur in die Instabilität des Sekten-Bürgerkriegs abgestürzt. Dort 
ist ein Rückzugs-, Rekrutierungs- und Ausbildungsfeld für Terroristen entstanden, 
dass es vorher nicht gab.“1802 
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, wenn die Bilanz der FR nicht 
nur des Kriegs selbst, sondern auch der Irak-Politik der Bush-Administration insge-
samt verheerend ausfällt. Mehrfach gibt sie zu verstehen, dass sämtliche Ziele nicht 
nur verfehlt wurden, sondern sich zum Teil in ihr komplettes Gegenteil verkehrt 
hätten.1803 So fasst Dietmar Ostermann zum dritten Jahrestag der Invasion deren 
Ergebnisse wie folgt zusammen: „Wie immer man das strategische Ziel der USA 
definiert – Kampf gegen den Terror, Kampf gegen Massenvernichtungswaffen, 
Kontrolle über Ölquellen, politische Neuordnung der Golfregion, Demokratie-
Export in die arabische Wüste – in Irak wurde es verfehlt. Massenvernichtungswaf-
fen gab es keine. Der Terror hat eine neue Heimstatt gefunden. Von einem 
‚Leuchtturm der Demokratie‘ spricht niemand mehr. Heute wären die Besatzer 
schon froh, wenn das Land nicht im offenen Bürgerkrieg explodiert.“1804 Regelmä-
ßige Erwähnung finden neben der schon erwähnten Schaffung einer Heim- und 
Rekrutierungsstätte für Terroristen1805 auch die Auswirkungen der Invasion auf den 
Iran, den heimlichen Nutznießer des Irak-Kriegs.1806 Dass sich die USA all dies 
selbst zuzuschreiben hätten, bildet dann gewissermaßen das Leitmotiv der vorlie-
genden Untersuchungsphase.1807 Einen Ausweg aus dem Irak-Dilemma vermag die 
FR hingegen nicht zu erkennen; nur so viel scheint klar – an einen Abzug der Ame- 
  
                                                          
1801 Ders., Unzeitgemäßes in Irak. In: FR vom 06.04.2005. 
1802 Ders., Der Terror, unbesiegt. In: FR vom 09.09.2006. 
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1804 Dietmar Ostermann, In der Irak-Falle. In: FR vom 18.03.2006. 
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22.07.2005; ders., Die Falle der Terroristen. In: FR vom 15.09.2005; ders., Wege aus Irak. In: FR vom 
02.12.2005; Dietmar Ostermann, In der Irak-Falle. In: FR vom 18.03.2006; Karl Grobe, Iraks Zerfall. In: FR 
vom 20.03.2006; ders., Gewaltzonen. In: FR vom 18.07.2006; ders., Kampf um Bagdad. In: FR vom 
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rikaner ist auf lange Sicht nicht zu denken: „GIs in den Straßen Bagdads mögen 
Gewalt provozieren. Verlassen sie aber morgen das Land, kann der irakische Staat 
auch endgültig zerfallen und der latente Bürgerkrieg offen ausbrechen.“1808 
Kaum waren die ersten Nachrichten aus dem Iran über ein geheimes Atomwaffen-
programm an die Öffentlichkeit gedrungen, da hatte die FR Teheran auch schon in 
Schutz genommen gegenüber jenen Vorwürfen, hinter denen sie vor allem ameri-
kanische Wirtschaftsinteressen vermutete. Zwar hatte sie in der Folge ein gewisses 
Problembewusstsein für die Möglichkeit einer iranischen Atombombe entwickelt, 
doch mehr als einen starken Verdacht mochte sie nicht äußern. Selbst nachdem 
sich dieser erhärtet hatte, zeigte die FR noch immer ein gewisses Verständnis für 
die Ambitionen Teherans, da es schließlich der Iran sei, der durch amerikanische 
Einkreisung und militärische Planspiele für einen Regimewechsel bedroht werde. 
Entsprechend hatte sie auch in erster Linie die Iran-Politik der Bush-
Administration als Hindernis für eine diplomatische Beilegung des Konflikts aus-
gemacht. Bei dieser Blattlinie bleibt es in der vorliegenden Untersuchungsphase, 
allen Eskalationsschritten der neuen iranischen Regierung unter Mahmoud Ahma-
dinedschad zum Trotz. 
So zeigt sich die FR praktisch die gesamte Phase hindurch bemüht, die aus 
dem iranischen Atomprogramm resultierenden Gefahren zwar nicht zu negieren, 
wohl aber zu relativieren. Vor allem Karl Grobe tut sich in dieser Beziehung her-
vor, wenn er immer wieder betont, dass es hinsichtlich einer möglichen militäri-
schen Komponente lediglich Indizien, aber „kein[e] Beweis[e]“ gebe.1809 Entlasten-
de Befunde wie etwa jene, durch UN-Inspekteure entdeckte Spuren hochangerei-
cherten Urans in iranischen Gaszentrifugen, bei denen es sich wohl nur um Verun-
reinigungen pakistanischer Herkunft gehandelt hat,1810 werden umgehend ange-
führt;1811 wo die Iraner hingegen selbst in die Offensive gehen, wiederspricht Gro-
be auch schon einmal entschieden: „Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad hat 
sein Land zum Mitglied des Atomclubs erklärt. Der Anspruch ist falsch. […] Waf-
fen-Uran muss zu 80 bis 90 Prozent aus dem Isotop U-235 bestehen. Zu dieser 
                                                          
1808 Dietmar Ostermann, Überforderte Supermacht. In: FR vom 16.11.2006. Vgl. ferner ders., Durchhalte-Parolen. 
In: FR vom 30.06.2005; Karl Grobe, Ruf nach Rückzug. In: FR vom 13.07.2005; Steffen Hebestreit, Ungemüt-
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1809 Karl Grobe, Interessenszone Iran. In: FR vom 31.03.2006. Vgl. ferner ders., Misstrauisch. In: FR vom 
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S. 4 (http://www.iaea.org/Publications/Documents/Board/2005/gov2005-67.pdf; 01.04.2014). 
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16.08.2005. 
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Anreicherung ist Iran bisher technisch nicht imstande und wird es auf geraume Zeit 
auch nicht sein. Ahmadinedschad hat also geprahlt.“1812 Andere Kommentatoren 
scheinen zwar nicht an der Existenz eines iranischen Atomwaffenprogramms zu 
zweifeln, verweisen dann aber wie Dietmar Ostermann darauf, dass es keinen 
Grund zur Eile gebe, da Teheran noch „Jahre“ davon entfernt sei, über die „tech-
nische Fähigkeit zum Bau von Atombomben“ zu verfügen.1813 
Entsprechend betont die FR ein ums andere Mal ihre Überzeugung, dass eine 
einvernehmliche Verhandlungslösung noch immer möglich sei.1814 Dabei setzt sie 
darauf, dass auch der neue iranische Präsident ungeachtet des ihm vorauseilenden 
Rufs zu rationalen Kosten-Nutzen-Rechnungen in der Lage ist: „Einer [wie Ahma-
dinedschad], der auch auf einer Welle der Unzufriedenheit kleiner Leute ins Amt 
kam, dürfte eine Möglichkeit zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage nicht 
gleich von sich weisen.“1815 Später dann ruhen ihre Hoffnungen vor allem auf den 
„rationaleren Kräfte[n] in der Führung“.1816 Nur in jenen Phasen, in denen die Mul-
lahs auch aus Sicht der FR die Konfrontation suchen, namentlich nach der ange-
kündigten Wiederaufnahme der Versuche zur Urananreicherung im Januar 2006 
beziehungsweise dem Verstreichenlassen des UN-Ultimatums zum 31.08.2006, be-
sagte Anreicherung auszusetzen, mehren sich auch bei ihr die Zweifel an einer ein-
vernehmlichen Lösung. Dann vermisst Richard Meng den „erfolgversprechenden 
Ansatz“ für Verhandlungen,1817 während Karl Grobe die Chancen für eine Ent-
schärfung des Konflikts schwinden sieht.1818 Unterm Strich aber setzt die FR auch 
weiterhin auf eine Strategie der Anreize – konkret auf direkte Gespräche Washing-
tons mit Teheran1819 sowie der Gewährung von Sicherheitsgarantien.1820 Umgekehrt 
scheut sie den Einsatz jedweder Druckmittel. Anfänglich lehnt sie sogar die Ein-
schaltung des UN-Sicherheitsrates ob der damit verbundenen Eskalationsgefahr 
ab;1821 mit derselben Begründung spricht sie sich später auch gegen die Verhängung 
von Sanktionen aus: „Jeder Einstieg in – zunächst halbwegs sanfte – Sanktionen 
enthielte bereits das Risiko einer sich mechanisch fortsetzenden Eskalation“, so 
Dietmar Ostermann. „Wer B sagt muss eben auch bereit sein, irgendwann C zu 
sagen. Was aber soll C heißen? […] Militärschläge?“1822 
                                                          
1812 Ders., Teherans Prahlen. In: FR vom 13.04.2006. 
1813 Dietmar Ostermann, Anreize für Teheran. In: FR vom 12.05.2006. 
1814 Vgl. u.a. Pierre Simonitsch, Die Mullahs und die Bombe. In: FR vom 17.05.2005; Martin Winter, Letzter 
Trumpf. In: FR vom 28.06.2005; Karl Grobe, Misstrauisch. In: FR vom 16.08.2005; ders., Schwäche hinter 
Drohgebärden. In: FR vom 03.02.2006; Dietmar Ostermann, Anreize für Teheran. In: FR vom 12.05.2006. 
1815 Martin Winter, Letzter Trumpf. In: FR vom 28.06.2005. 
1816 Karl Grobe, Schwäche hinter Drohgebärden. In: FR vom 03.02.2006. 
1817 Richard Meng, Verhängnisvoll. In: FR vom 12.01.2006. 
1818 Karl Grobe, Nicht entschärft. In: FR vom 22.08.2006. 
1819 Vgl. u.a. Dietmar Ostermann, Alte Parolen aus Washington. In: FR vom 09.03.2006; ders., Der heikle Weg der 
UN. In: FR vom 01.09.2006. 
1820 Ders., Anreize für Teheran. In: FR vom 12.05.2006. 
1821 Richard Meng, Verhängnisvoll. In: FR vom 12.01.2006. 
1822 Dietmar Ostermann, Der heikle Weg der UN. In: FR vom 01.09.2006. 
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Vor diesem Hintergrund zeichnet die FR ein geradezu verheerendes Bild der 
Iran-Politik der Bush-Administration. Stärker noch als in der vorangegangenen 
Untersuchungsphase erscheinen die USA als der eigentliche Aggressor im Atom-
streit; als die Partei, an der eine Verhandlungslösung zuvorderst scheitert. Auch 
wenn ein Militärschlag in dieser Phase nicht mehr unmittelbar bevorzustehen 
scheint, wird allein der Umstand, dass die Bush-Administration einen solchen öf-
fentlich nicht ausschließt, von der FR immer wieder kritisch aufgegriffen.1823 Wie-
derum ist es vor allem Karl Grobe, der mit der amerikanischen Haltung besonders 
hart ins Gericht geht1824 und der Bush-Administration gleich mehrfach unlautere 
Motive im Atomstreit unterstellt.1825 Umgekehrt fürchtet die FR selbst dort, wo es 
der Iran ist, der die Konfrontation sucht, in erster Linie die potentielle Reaktion der 
USA. In diesen Fällen wird dann Teheran auch weniger in der Sache als vielmehr 
dafür kritisiert, den Hardlinern in Washington in die Hände zu spielen: „Die Wir-
kung [der Worte Ahmadinedschads, sein Land gehöre nunmehr jener Gruppe von 
Staaten an, die über waffenfähige Nukleartechnologie verfügten,] ist gleichwohl 
verheerend. […] Er liefert der kriegswilligen Partei Argumente frei Haus. Jene belli-
zistischen Zivilisten in Washington, […] die aus einer Vielzahl anderer Gründe das 
Regime von außen her durch militärische Aktionen stürzen wollen, reiben sich die 
Hände.“1826 Fast zwangsläufig entsteht beim Leser so der Eindruck, dass die FR das 
eigentliche Problem nicht in Teheran, sondern in Washington verortet. 
Wohl hatte die FR in früheren Untersuchungsphasen keine Zweifel an ihrer Ableh-
nung Guantanamos aufkommen lassen; Washingtons Behandlung der dort inter-
nierten Terrorverdächtigen wurde sogar unmissverständlich zur Menschenrechts-
Verletzung erklärt,1827 und doch hatte sie der Einrichtung nur vergleichsweise ge-
ringe Aufmerksamkeit entgegengebracht. Wenn Guantanamo jetzt und insbesonde- 
  
                                                          
1823 Vgl. u.a. Karl Grobe, Politscher Erdrutsch in Iran. In: FR vom 27.06.2005; Martin Winter, Letzter Trumpf. In: 
FR vom 28.06.2005; Richard Meng, Bushs Verlässlichkeit. In: FR vom 15.08.2005; Karl Grobe, Misstrauisch. 
In: FR vom 16.08.2005; ders., Interessenszone Iran. In: FR vom 31.03.2006; ders., Gefahr zieht auf. In: FR 
vom 11.04.2006; ders., Teherans Prahlen. In: FR vom 13.04.2006; ders., Nicht entschärft. In: FR vom 
22.08.2006; ders., Doppeldeutig. In: FR vom 29.08.2006. 
1824 „Drohungen mit Waffengewalt geben denen Argumente in die Hand, die […] Atomwaffen wollen, um ihr 
Land unangreifbarer zu machen. Die kriegerischen Brummtöne von regierenden Washingtoner Hardlinern be-
wirken just das: Eskalation bis zur Unumkehrbarkeit einer gefährlichen, dann wohl doch militärischen Entwick-
lung.“ Ders., Misstrauisch. In: FR vom 16.08.2005. – „Kriegsgefahr […] steckt derzeit vor allem im Streben 
nach [einem] Regimewechsel.“ Ders., Gefahr zieht auf. In: FR vom 11.04.2006. 
1825 „Es sei nochmals daran erinnert, dass andere Interessen den Konflikt heizen, und zwar länger als es ein Tehe-
raner Atomprogramm gibt. Ein Stichwort heißt Erdöl, ein anderes Hegemonie über die Region rings um den 
Persischen Golf.“ Ders., Teherans Prahlen. In: FR vom 13.04.2006. – „Die Krise ist im Kern bilateral. Sie hat 
mehr mit der Vorherrschaft in der Golfregion zu tun als mit dem iranischen Atomprogramm.“ Ders., Eine bila-
terale Krise. In: FR vom 09.05.2006. 
1826 Ders., Teherans Prahlen. In: FR vom 13.04.2006. Vgl. ferner ders., Nicht entschärft. In: FR vom 22.08.2006. 
1827 „Die Würde des Menschen ist nicht teilbar.“ Astrid Hölscher, Wider die Willkür der Macht. In: FR vom 
30.06.2004. 
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re seit dem Jahreswechsel 2005/06 wieder verstärkt thematisiert wird, so geschieht 
dies vor dem Hintergrund weiterer umstrittener Anti-Terror-Maßnahmen der 
Bush-Administration, die in der vorliegenden Untersuchungsphase publik werden. 
Gleich zu Beginn erinnert Dietmar Ostermann daran, „dass die Zustände in 
Guantánamo ein Skandal“ seien.1828 Was genau die FR an der Einrichtung so skan-
dalös findet, macht Stephan Hebel an anderer Stelle deutlich: „Um Menschen die 
Freiheit zu rauben, muss ein Staat nachweisen, dass sie sich an den Gesetzen ver-
gangen haben. Er muss ihnen die Möglichkeit geben, sich zu verteidigen. Nur im 
Krieg gibt es andere Regeln, aber die Regel, dass ein Staat den Kampf gegen Ver-
brecher einfach zum Krieg erklärt und sie dann behandelt wie er will, die gibt es 
nicht.“1829 Kurz gesagt ist es noch immer der seit vier Jahren weitgehend unverän-
dert gebliebene, rechtlose Zustand der Gefangenen, an dem sich hauptsächlich die 
Kritik entzündet. Für wie gravierend die FR die Verfehlungen der Bush-
Administration hält, macht ihr in Bezug auf Guantanamo inzwischen etabliertes 
Vokabular deutlich. Mehrfach betont sie, dass das Gefangenenlager mit „rechtstaat-
lichen Vorstellungen des Westens“ nichts gemein habe,1830 dass Amerikas Umgang 
mit seinen Gefangenen „absolut völkerrechts- und menschenrechtswidrig“ sei1831 
und dass sich die Bush-Administration auf einem gefährlichen Grat „zwischen 
Demokratie und Diktatur“ bewege.1832 Der Vorwurf, dass sich Guantanamo auch 
hervorragend als Rekrutierungshilfe für al-Qaida eigne, kann vor diesem Hinter-
grund schon fast wieder vernachlässigt werden.1833 
Entsprechend groß ist auch der Handlungsbedarf, den die FR in Bezug auf 
Guantanamo erkennt. Dabei schwankt sie in ihren Forderungen zwischen vollstän-
diger Schließung der Einrichtung1834 und grundlegender Änderung der „skandalö-
se[n] Häftlingspolitik“.1835 Wobei letzteres nicht zwangsläufig zur Schließung Guan-
tanamos, wohl aber zu einem Ende der damit in Verbindung stehenden Menschen-
rechtsverletzungen Amerikas führen würde. Die vorübergehende Hoffnung der FR, 
dass das Supreme-Court-Urteil vom 29.06.2006 die Bush-Administration zu einer 
Änderung ihrer Politik bewegen werde,1836 soll sich gleichwohl nicht erfüllen. So  
  
                                                          
1828 Dietmar Ostermann, Ungeheuerlich. In: FR vom 17.05.2005. 
1829 Stephan Hebel, Unerträglich. In: FR vom 26.08.2006. 
1830 Vgl. Matthias Arning, Prüfstein Guantanamo. In: FR vom 12.06.2006; Stephan Hebel, Unerträglich. In: FR 
vom 26.08.2006. 
1831 Monika Kappus, Fußtritt. In: FR vom 06.03.2006. 
1832 Matthias Arning, Prüfstein Guantanamo. In: FR vom 12.06.2006. Vgl. ferner Dietmar Ostermann, Im Sinne 
der Demokratie. In: FR vom 01.07.2006. 
1833 Vgl. u.a. Monika Kappus, Fußtritt. In: FR vom 06.03.2006; Stephan Hebel, Unerträglich. In: FR vom 
26.08.2006. 
1834 Vgl. u.a. Brigitte Kols, Der Terror und die rote Linie. In: FR vom 23.12.2005; Knut Pries, Aufhebung der 
Maulsperre. In: FR vom 09.01.2006. 
1835 Dietmar Ostermann, Schandfleck. In: FR vom 02.11.2005. Vgl. ferner Monika Kappus, Fußtritt. In: FR vom 
06.03.2006. 
1836 Dietmar Ostermann, Im Sinne der Demokratie. In: FR vom 01.07.2006. 
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will sie in dem von der US-Regierung ausgearbeiteten Entwurf für den „Military 
Commissions Act of 2006“ lediglich die alte, „schändliche Gefangenenpolitik“ in 
neuer Verpackung, das heißt mit Billigung des Parlaments, wiedererkannt haben.1837 
Dass die FR ihre Kritik überhaupt derart grundsätzlich anlegt, wobei sie die 
Politik der Bush-Administration nicht nur in die Nähe totalitärer Regime rückt, 
sondern auch den Vorwurf methodischer Menschenrechtsverletzungen erhebt,1838 
kommt nicht von ungefähr. Längst betrachtet sie Guantanamo als Ausdruck eines 
Systems,1839 als Teil einer Reihe von Exzessen, derer sich die Bush-Administration 
als Antwort auf die Terroranschläge vom 11. September bedient habe. Am deut-
lichsten beschreibt Dietmar Ostermann diesen Zusammenhang: „[Das] Rechtsver-
ständnis [juristischer Hardliner] bestimmt das Handeln der Bush-Administration 
[…]. […] Zu den größten Exzessen [kam es bei der Abwehr des Terrorismus]: Der 
Präsident reklamierte als oberster Feldherr eine ‚neue Art von Krieg‘ und somit das 
Recht, Gefangene ohne rechtsstaatliches Verfahren wegzusperren. Er schuf per 
Erlass Sondergerichte mit fragwürdigen Regeln. Er erlaubte, was nach herkömmli-
chem Verständnis nur Folter sein kann.“1840 
Zum Zustandekommen dieses Urteils beigetragen haben dürfte sowohl die 
hierzulande vor allem in Verbindung mit dem Fall el-Masri Ende 2005 bekannt ge-
wordene Praxis der „extraordinary renditions“, als auch die politische Debatte in 
den USA über die Legalisierung harscher, folterähnlicher Verhörmethoden. Wäh-
rend die FR jene „außerordentlichen Überstellungen“ vergleichsweise kurz behan-
delt – deren Verurteilung an Deutlichkeit jedoch keine Fragen offen lässt1841 –, fällt 
ihre Begleitung der Folterdebatte ungleich ausführlicher aus. Schon in der Diskus-
sion um die Verabschiedung des unter Federführung des republikanischen Senators 
von Arizona, John McCain, eingebrachten „Detainee Treatment Act of 2005“,1842 
der von der Bush-Administration abgelehnt wird, wirft sie der US-Regierung vor, 
„aggressiv ein umfassendes Folterverbot“ zu bekämpfen.1843 Mehrfach wird der 
Bush-Administration in der Folge „Sprach-Kosmetik“1844 beziehungsweise die 
Umdeutung des Begriffs „Folter“1845 zum Vorwurf gemacht; als entsprechend un-
glaubwürdig auch das Dementi der US-Außenministerin eingestuft: „Die Rice-
                                                          
1837 Ders., In neuer Verpackung. In: FR vom 08.09.2006. 
1838 Ders., Ablenkung. In: FR vom 06.06.2005. 
1839 „Nach dem Terror-Schock [hat] ein Zirkel juristischer Hardliner das Rechtsstaatsverständnis im Weißen Haus 
geschleift.“ Ders., Im Sinne der Demokratie. In: FR vom 01.07.2006. 
1840 Ebd. 
1841 „Um Verbrechen geht es hier […], um Freiheitsberaubung, um Verschleppung, um Folter, auch wenn die USA 
darunter anderes verstehen als die Weltgemeinschaft.“ Astrid Hölscher, Schweigen ist Mitschuld. In: FR vom 
05.12.2005. 
1842 Vgl. Detainee Treatment Act of 2005. In: Department of Defense Appropriations Act, 2006, S. 60-65 
(http://www.gpo.gov/fdsys/pkg/BILLS-109hr2863enr/pdf/BILLS-109hr2863enr.pdf; 01.04.2014). 
1843 Dietmar Ostermann, Schandfleck. In: FR vom 02.11.2005. 
1844 Knut Pries, Im schwankenden Boot. In: FR vom 07.12.2005. 
1845 Vgl. Dietmar Ostermann, Schwenk von Kiew. In: FR vom 08.12.2005; Jörg Reckmann, Zu viel Leisetreterei. 
In: FR vom 09.12.2005. 
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Erklärungen [haben] nicht viel geändert. Ebenso wenig haben sich die dehnbaren 
Definitionen geändert, die in den USA gefunden wurden, um zu verschleiern, was 
Folter ist.“1846 Wie überhaupt die FR zu keinem Zeitpunkt Zweifel aufkommen 
lässt, dass es sich bei jenen, von Amerika eingesetzten Verhörmethoden tatsächlich 
um Folter handelt und dass die US-Regierung gewillt ist, diese auch künftig einzu-
setzen. „Bemerkenswert ist nicht, dass Bush die Existenz der CIA-
Geheimgefängnisse eingeräumt hat“, heißt es entsprechend bei Dietmar Oster-
mann in Anspielung auf eine Rede Bushs, mit der dieser für seinen Entwurf zum 
„Military Commissions Act“ geworben hatte.1847 „Bemerkenswert ist, dass Bush die 
Folterkeller weiterhin betreiben will. Und um Folter handelt es sich bei den ‚alter-
nativen Prozeduren‘ der CIA ja wohl, auch wenn der Präsident dies bestreitet.“1848 
Der Kurswechsel, den die FR beim Thema Afghanistan im Laufe des Jahres 2006 
vollzieht, hinterlässt auch Spuren in ihrer Bewertung des deutschen Engagements. 
Gleichwohl fallen diese nicht so gravierend aus, wie es angesichts der von der Re-
daktion vorgebrachten, erheblichen Zweifel an der aktuellen NATO-Strategie viel-
leicht zu vermuten gewesen wäre. Überhaupt wird dem deutschen Afghanistan-
Beitrag einmal mehr nur äußert geringe Aufmerksamkeit zuteil; im Grunde ge-
nommen ist der Einsatz lediglich in der zweiten Jahreshälfte 2006 ein Thema für 
die FR. Was nun die Auswirkung des Kurswechsels betrifft, so ist es wiederum Karl 
Grobe, welcher sich schon als scharfer Kritiker des NATO-Einsatzes hervorgetan 
                                                          
1846 Jörg Reckmann, Zu viel Leisetreterei. In: FR vom 09.12.2005. 
1847 Konkret hatte Bush am 06.09.2006 in einer Rede im Weißen Haus nicht nur die Existenz eines geheimen CIA-
Programms bekanntgegeben, welches der Internierung und Befragung von Terrorverdächtigen, primär hoch-
rangigen al-Qaida-Mitgliedern, diente. Er hatte auch eingeräumt, dass die involvierten CIA-Spezialisten, um die 
Verdächtigen zum Reden zu bringen, auf „alternative Prozeduren“ beim Verhör zurückgriffen: „And so the 
CIA used an alternative set of procedures. These procedures were designed to be safe, to comply with our laws, 
our Constitution, and our treaty obligations. The Department of Justice reviewed the authorized methods ex-
tensively and determined them to be lawful. I cannot describe the specific methods used […] – If I did, it 
would help the terrorists learn how to resist questioning, and to keep information from us that we need to pre-
vent new attacks on our country. But I can say the procedures were tough, and they were safe, and lawful, and 
necessary.“ Welcher Art diese alternativen Verhörmethoden waren, ließ sich auch ohne Kenntnis der einschlä-
gigen Foltermemoranden (vgl. Fn. 1131) zumindest erahnen, nachdem Bush seiner Sorge Ausdruck verliehen 
hatte, dass die am Programm beteiligten Beamten, nach dem jüngst ergangenen Urteil des Supreme Courts vom 
29.06.2006, demzufolge die Genfer Konvention auch im „Krieg gegen den Terror“ zur Anwendung komme, 
künftig einer strafrechtlichen Verfolgung wegen Verstoßes gegen den „War Crimes Act“ ausgesetzt sein könn-
ten. Und genau dieses Programm sollte nach dem Willen Bushs auch in Zukunft von der CIA betrieben werden 
können, weshalb er nunmehr den Kongress um Unterstützung anrief, im Rahmen des „Military Commissions 
Act“ die gesetzlichen Grundlagen zur Fortsetzung des fraglichen CIA-Programms zu schaffen: „So today, I’m 
asking Congress to pass legislation that will clarify the rules for our personnel fighting the war on terror. […] 
I’m asking Congress to list the specific, recognizable offenses that would be considered crimes under the War 
Crimes Act – so our personnel can know clearly what is prohibited in the handling of terrorist enemies. […] 
The need for this legislation is urgent. We need to ensure that those questioning terrorists can continue to do 
everything within the limits of the law to get information that can save American lives.“ Dass die Fortführung 
eines solchen Programms freilich nur bei fortgesetzter Anwendung eben jener „alternativen Prozeduren“ Sinn 
machte, versteht sich von selbst. Vgl. George W. Bush, President Discusses Creation of Military Commissions 
to Try Suspected Terrorists, 06.09.2006 (http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2006/ 
09/20060906-3.html; 01.04.2014). 
1848 Dietmar Ostermann, In neuer Verpackung. In: FR vom 08.09.2006. 
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hatte, der auch hier als stärkster Zweifler agiert, wenn er gleich den kompletten 
Sinn des deutschen Afghanistan-Mandats in Frage stellt: „Am Aufbau mitzuwirken 
und ihn abzusichern – so [lautet] der deutsche Auftrag […] [. Der aber] ist nur un-
ter Friedensbedingungen möglich.“1849 Andere Kommentatoren gehen in ihrer Kri-
tik nicht so weit wie Grobe. So unterstützen sowohl Jörg Reckmann1850 als auch 
Thomas Kröter1851 die Verlängerung des deutschen Afghanistan-Mandats als alter-
nativlos, mahnen allerdings zugleich eine Stärkung der zivilen Komponente an. 
Dies erscheint vor dem Hintergrund der kritisierten NATO-Strategie einerseits nur 
konsequent, widerspricht andererseits aber gerade jener Erkenntnis Grobes, der 
zufolge ein solch ziviler Ansatz vor allem einen friedlichen Rahmen erfordere, der 
ja gerade in Afghanistan eher nicht gegeben ist. 
Deutlich ausführlicher wird die Irak-Politik der früheren rot-grünen Bundes-
regierung behandelt, die augenscheinlich immer größere Zustimmung erfährt, je 
länger sie zurückliegt. So wird die FR gleich bei mehreren Gelegenheiten betonen, 
als wie richtig sich Schröders Nein zum Krieg gerade auch im Nachhinein erwiesen 
habe.1852 Selbst nachdem die Anwesenheit zweier BND-Agenten in der irakischen 
Hauptstadt zur Zeit der US-geführten Invasion am Golf bekannt geworden ist, 
kommt es zu keiner wesentlichen Revision des vorgenannten Urteils mehr. Ent-
sprechend hält die FR deren Präsenz in Bagdad mitnichten für „verwerflich“, weil 
Berlin somit „nicht vollends auf US-gefilterte Informationen über den abgelehnten 
Krieg angewiesen“ war.1853 Auch später äußerst sie noch mehrfach Verständnis für 
den BND-Einsatz – etwa, wenn sie die etwaige Weitergabe von Zielkoordinaten an 
die Amerikaner mit der Verhinderung ziviler Opfer verteidigt1854 als auch mit der 
simplen Erkenntnis, dass „es [im] deutsche[n] Interesse war, dass die USA den 
Krieg möglichst schnell gewönnen, auch wenn sie ihn nie hätten führen dürfen“.1855 
Kritik wird eher unter Vorbehalt geäußert, etwa, wenn die FR ihr abschließendes 
Urteil von der tatsächlichen Zielauswahl der BND-Agenten abhängig macht.1856 
Ansonsten ist es vor allem Schröders demonstrative Ablehnung des Kriegs nach 
außen, die dezidierte „Nicht-mit-uns-Rhetorik“, welche zu dessen indirekter 
Kriegsunterstützung etwa in Gestalt gewährter Überflugrechte nie so recht gepasst 
habe, die ihm die FR vorhält. Entsprechend liest sich auch das abschließende Fazit 
                                                          
1849 Karl Grobe, Afghanische Tragödien. In: FR vom 24.07.2006. 
1850 „Sind […] mehr Soldaten notwendig, müssen die Nato-Staaten, also auch Deutschland, diese bereitstellen. Im 
Wissen darum allerdings, dass militärische Gewalt allein nicht reicht.“ Jörg Reckmann, Hindukusch und kein 
Zurück. In: FR vom 13.09.2006. 
1851 „Die Bundesregierung sollte […] versuchen, auf eine Re-Zivilisierung des Aufbaus in Afghanistan hinzuwir-
ken.“ Thomas Kröter, Grünes Warnsignal. In: FR vom 11.11.2006. 
1852 Vgl. u.a. Richard Meng, Transatlantische Erheiterung. In: FR vom 24.02.2005; Stephan Hebel, Rot-Grün im 
Zwielicht. In: FR vom 14.01.2006; Knut Pries, Kein Skandal. In: FR vom 04.03.2006. 
1853 Richard Meng, Bewusste Grauzonen. In: FR vom 13.01.2006. 
1854 Stephan Hebel, Rot-Grün im Zwielicht. In: FR vom 14.01.2006. 
1855 Knut Pries, Kein Skandal. In: FR vom 04.03.2006. 
1856 Stephan Hebel, Rot-Grün im Zwielicht. In: FR vom 14.01.2006. 
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von Knut Pries: „Gerhard Schröder hat damals die Linie richtig gezogen. Nur seine 
Begleitmusik war zu laut. […] Das, nicht etwa falsche Politik, ist der Hintergrund 
der heutigen Aufregung.“1857 
Was die FR in der BND-Affäre lediglich unterschwellig kritisiert hatte, na-
mentlich die Diskrepanz zwischen öffentlichen Verlautbarungen Berlins einerseits 
und dem eigentlichen Regierungshandeln andererseits, gerät bei der möglichen 
Verwicklung Deutschlands in die amerikanische Praxis der „extraordinary rendi-
tions“ zum Hauptkritikpunkt. So bemängelt Richard Meng bereits in einer ersten 
Reaktion auf die geheimen CIA-Flüge über Europa deren stillschweigende Dul-
dung durch die Bundesregierung: „Die Deutschen […] werden Opfer ihrer zwie-
spältigen Praxis: Einerseits finden sie es falsch, wie die USA vorgehen […]. Ande-
rerseits meiden sie außenpolitisch in realistischer Selbstsicht den offenen Konflikt, 
lassen die US-Regierung gewähren.“1858 Auch Knut Pries unterstellt tags darauf, 
dass „hier zu Lande an offizieller Stelle mehr gewusst, geduldet, wenn nicht gebil-
ligt“ werde, als die öffentlich zur Schau gestellte Ablehnung der CIA-Methoden 
Glauben mache.1859 Am weitesten geht wiederum Richard Meng mit seiner Kritik, 
wenn er der Bundesregierung nach Bekanntwerden des Falls el-Masri zunächst 
recht eindeutig Rassismus vorwirft,1860 um dann im Anschluss die deutsche „Dop-
pelmoral“ im Umgang mit „George W. Bushs Anti-Terror-Krieg“ zu geißeln.1861 
Umgekehrt verlangt die FR gerade von Berlin ein entschiedenes Eintreten für die 
Einhaltung der Menschenrechte auch beim wichtigsten Verbündeten: „Gerade jetzt 
[gäbe es] wieder eine wichtige Berliner Rolle: […] Klar und in Freundschaft zu sa-
gen, dass rechtsfreie Räume überall auf der Welt gegen den westlichen Wertekanon 
verstoßen. Auch dann, wenn sie in Regie des US-Militärs geschaffen werden.“1862 
6.4.1.5. Zusammenfassung der vierten Phase 
Wirklich einig sind sich die untersuchten deutschen Tageszeitungen in der vorlie-
genden Phase auf keinem der vier Analysefelder. Während beim Thema Irak eine 
merkliche Annäherung stattgefunden hat und auch die Ablehnung Guantanamos 
einhellig ausfällt, wird der Rest kontrovers diskutiert. Deutlicher als zuvor fällt da-
bei die politische Ausrichtung der jeweiligen Zeitung ins Gewicht. 
  
                                                          
1857 Knut Pries, Kein Skandal. In: FR vom 04.03.2006. 
1858 Richard Meng, Die alte Kluft. In: FR vom 06.12.2005. 
1859 Knut Pries, Im schwankenden Boot. In: FR vom 07.12.2005. 
1860 „Ob’s schon am Namen liegt? Khaled el-Masri, nicht Herbert Müller oder Hans Schmitt heißt der Mann. […] 
Rechtlich macht das keinen Unterschied. Alle Deutschen sind vor dem Gesetz und vor ihrer Regierung gleich. 
Oder etwa doch nicht, wenn es darum geht, wie sehr sich Berlin für sie ins Zeug legt?“ Richard Meng, Mehr 
Transparenz wagen. In: FR vom 09.12.2005. 
1861 Ebd. 
1862 Ders., Die alte Kluft. In: FR vom 06.12.2005. 
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Nach wie vor sind beim Thema Afghanistan die Gemeinsamkeiten größer als 
die Unterschiede. So bleibt festzuhalten, dass sich drei der vier untersuchten Tages-
zeitungen grundsätzlich hinter den internationalen Einsatz stellen, und selbst bei 
der FR bleiben anderslautende Einschätzungen Ausnahme und Einzelmeinung. 
Dessen ungeachtet blicken alle vier immer pessimistischer gen Hindukusch – drei 
der vier erkennen mittlerweile Parallelen zum Irak, und jede einzelne Redaktion 
räumt sogar mehr oder weniger direkt die Möglichkeit eines Scheiterns in Afghanis-
tan ein. Generell aber lassen sich bereits hier erste Unterschiede zwischen den eher 
linksliberal orientierten Zeitungen einerseits und den stärker konservativ ausgerich-
teten Blättern andererseits ausmachen; Differenzen, die nicht zuletzt bei der Bewer-
tung der NATO-Strategie zum Ausdruck kommen. Während FAZ und „Welt“ ge-
rade zu Beginn noch immer Zeichen der Hoffnung und des Fortschritts zu erken-
nen glauben und erst im Laufe des Jahres 2006 jedweden Optimismus zu verlieren 
scheinen, herrscht bei SZ und FR allenthalben Pessimismus vor. Entsprechend 
deutlich artikulieren beide ihre Zweifel an der Afghanistan-Strategie der NATO. 
War es noch bis ins Jahr 2005 hinein allgemeiner Konsens, dass das Land vor allem 
eines brauche – mehr Soldaten –, beziehen jetzt insbesondere die beiden linkslibe-
ralen Zeitungen eindeutig Position gegen weitere Truppenaufstockungen des nord-
atlantischen Verteidigungsbündnisses. Dahinter steht die Überzeugung, dass sich 
der Westen in der Vergangenheit zu einseitig auf rein militärische Lösungsansätze 
konzentriert habe. Entsprechend auch der Ruf nach einem umfassenderen zivilen 
Engagement, ohne dass die jeweiligen Redaktionen erläutern würden, wie ein sol-
ches Engagement angesichts der unsicheren Lage vor Ort konkret funktionieren 
könnte. Ansatzweise finden sich vergleichbare Überlegungen zwar auch in den bei-
den konservativen Zeitungen wieder, doch fällt deren Kritik insgesamt deutlich zu-
rückhaltender aus. Während „Die Welt“ zu bedenken gibt, dass immer mehr Trup-
pen auch nicht die Lösung für Afghanistan sein könnten, begründet die FAZ ihre 
Zweifel mit dem Verweis auf die letztlich begrenzten Mittel des Westens, die die-
sem für sein Engagement zur Verfügung ständen. 
Im vierten Jahr nach Hussein beginnen die Unterschiede zu verwischen; wer-
den die Bilder, welche die Zeitungen von der Situation im Irak zeichnen, einander 
zunehmend ähnlicher. Auch wenn die alten Differenzen fortbestehen, so ist man 
sich doch, was die Bewertung der Gegenwart betrifft, am Ende dieser Untersu-
chungsphase größtenteils einig. Kontinuierlich und weitgehend ohne Brüche funk-
tioniert dabei die Argumentation von SZ und FR. Beide dürfen sich in ihrer frühe-
ren Kriegsablehnung bestätigt fühlen und ziehen dementsprechend verheerende 
Bilanzen der amerikanischen Intervention im Irak. Während die SZ von der „fol-
genschwerste[n] Fehlentscheidung“ der Bush-Administration spricht, betont die 
FR, dass sämtliche Kriegsziele der USA nicht nur verfehlt wurden, sondern sich 
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sogar in ihr komplettes Gegenteil verkehrt hätten. Beide stimmen in ihrer Be-
schreibung der Situation als „Bürgerkrieg“ überein, beide wollen überdies auch Pa-
rallelen zu Vietnam erkannt haben. Und obgleich sowohl SZ als auch FR der Über-
zeugung sind, dass der Krieg im Irak verloren gehe – einen amerikanischen Trup-
penabzug lehnen sie aufgrund der zu erwartenden Folgen, aber auch mit Verweis 
auf das Verursacherprinzip strikt ab. Denn, das betonen SZ und FR immer wieder, 
an den gegenwärtigen Zuständen im Irak trügen die USA mindestens ein gehöriges 
Maß an Mitverantwortung, wenn nicht sogar die eigentliche Hauptschuld. 
Weniger kontinuierlich und mit Kurskorrekturen einhergehend argumentieren 
FAZ und „Welt“ beim Thema Irak. Während sich beide anfangs noch optimistisch 
ob der weiteren Entwicklung im Land und in der Region geben, ist davon spätes-
tens zum Jahreswechsel 2005/06 nicht mehr viel zu spüren. Neben der veränderten 
Lageeinschätzung vor Ort – beide scheuen sich nicht länger, von einem „Bürger-
krieg“ zu schreiben – macht sich dies vor allem in ihrem gewandelten Verhältnis 
zum irakischen Demokratisierungsprozess bemerkbar. Von beiden zunächst mit 
Nachdruck unterstützt, was bei der „Welt“ durchaus Züge einer nachträglichen Le-
gitimation der Kriegsentscheidung trägt, verweist die FAZ jetzt zunehmend auf die 
damit verbundenen Probleme, etwa die Wahlsiege islamistischer Gruppierungen. 
Derweil äußert „Die Welt“ erhebliche Zweifel am Krieg als geeignetem Mittel zum 
westlichen Werteexport. Ähnlich wie ihre linksliberalen Pendants, wenn auch mit 
einigen Monaten Verzögerung, sorgen sich FAZ und „Welt“ nun ebenfalls vor ei-
nem möglichen Scheitern der USA im Irak. Obwohl beide einen amerikanischen 
Truppenabzug strikt ablehnen, befürchten sie doch, dass Washington nicht mehr 
den notwendigen Willen aufbringt, das Ruder noch einmal herumzureißen. Im Fall 
der „Welt“ geht diese Kurskorrektur mit einer gewissen Selbstkritik einher. So gibt 
sie etwa zu verstehen, dass man sich auch als Kriegsbefürworter den Fakten im Irak 
nicht länger verschließen könne. Und während sie die frühere Kriegsentscheidung 
nach wie vor als „legitim“ verteidigt, kommt es doch zu einer gewissen Distanzie-
rung von den amerikanischen Kriegszielen. 
Anders als beim Thema Irak, wo die untersuchten Tageszeitungen gar nicht 
mehr so weit auseinander liegen, zeichnet sich im Atomstreit mit dem Iran keine 
einheitliche Linie ab. Wenn überhaupt, dann sind die Differenzen im Vergleich zur 
vorherigen Untersuchungsphase eher noch gewachsen. Einig sind sich die vier ein-
zig in dem Umstand, dass eine iranische Atombombe verhindert werden muss – 
doch wie dringend dieses Problem eingeschätzt wird beziehungsweise welchen 
Preis man dafür zu zahlen bereit ist, da gehen die Meinungen weit auseinander. Am 
ehesten noch herrscht auf konservativer Seite Übereinstimmung, wie mit der irani-
schen Bedrohung zu verfahren sei. Sowohl FAZ als auch „Die Welt“ zeigen sich 
alarmiert von der Wahl Ahmadinedschads zum iranischen Präsidenten und treten 
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in der Folge für einen härteren Umgang mit Teheran ein. Der Iran müsse, so die 
einhellige Meinung, für seinen Konfrontationskurs Konsequenzen spüren, worun-
ter beide bis auf Weiteres die Verhängung von Sanktionen verstehen. Angesichts 
der Vernichtungsdrohungen Ahmadinedschads gegen Israel wollen beide auch ei-
nen Militärschlag in letzter Konsequenz nicht ausschließen, wobei die Verhinde-
rung eines zweiten Holocausts insbesondere der „Welt“ als Argument dient. Wäh-
rend die konservativen Zeitungen also auf eine Politik der Stärke und Entschlos-
senheit im Umgang mit Teheran setzen, ist die Position der SZ eher ambivalenter 
Natur. Einerseits wird auch von ihr jeder Eskalationsschritt Teherans zuverlässig 
mit dem Ruf nach Sanktionen beantwortet. Andererseits setzt die SZ nicht minder 
zuverlässig, sobald die unmittelbare Aufregung abgeklungen ist, wieder auf Zuge-
ständnisse. Alles in allem hinterlässt die Münchner Redaktion einen einigermaßen 
ratlosen Eindruck im Umgang mit Teheran, dessen einzige Konstante darin be-
steht, militärische Mittel zumindest zum jetzigen Zeitpunkt abzulehnen. Inwieweit 
sie diese auch in letzter Konsequenz ausschließt, bleibt gleichwohl unklar. Einen 
völlig anderen Ansatz, quasi den Gegenentwurf zu FAZ und „Welt“, verfolgt die 
FR. Weil sie im Atomstreit offenbar keinen Grund zur Eile sieht, setzt sie aus-
schließlich auf eine Verhandlungslösung mit Teheran. Nicht einmal für Sanktionen 
mag sich die FR ob der damit verbundenen Eskalationsgefahr aussprechen. Viel-
mehr vermittelt sie den Eindruck, dass die eigentliche Gefahr weniger von Teheran 
als vielmehr von Washington ausgehe, wo die US-Regierung noch immer nicht ge-
willt ist, von ihrer Drohung mit einem Militärschlag als Ultima Ratio Abstand zu 
nehmen. 
Weitgehende Einigkeit herrscht in Bezug auf Guantanamo vor. So verurteilen 
alle vier das Lager als mit rechtsstaatlichen Vorstellungen nicht vereinbar, und 
ebenso mahnen alle mehr oder weniger offen die Schließung der Einrichtung auf 
Kuba an. Abseits Guantanamos vermitteln die vier allerdings ein höchst heteroge-
nes Bild davon, wie es um die Einhaltung der Menschenrechte in Washingtons „Krieg 
gegen den Terror“ steht. Während FAZ und „Welt“ die Ende 2005 bekannt ge-
wordene Praxis der „extraordinary renditions“ separat behandeln und sich darüber 
hinaus mit ihrer Kritik auch sehr bedeckt halten, sehen SZ und FR einen Zusam-
menhang. Für sie sind sowohl Guantanamo als auch die „außerordentlichen Über-
stellungen“ Ausdruck eines Systems, im Zuge dessen die Bush-Administration sys-
tematisch Menschenrechte zugunsten der nationalen Sicherheit Amerikas opfert. 
Beide lassen keine Zweifel aufkommen, dass es sich bei jenen, sowohl in Guanta-
namo als auch den jüngst aufgedeckten, geheimen CIA-Gefängnissen zur Anwen-
dung gelangten Verhörmethoden um Folter handelt. Sogar die gemeinsamen Wert-
vorstellungen beiderseits des Atlantiks werden in Frage gestellt – während der SZ 
die Vereinigten Staaten noch nie „so fremd wie heute“ erscheinen, verortet die FR 
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die Bush-Administration auf einer gefährlichen Gratwanderung zwischen Demo-
kratie und Diktatur. Derlei Kritik ist wohl gemeint, wenn FAZ und „Welt“ im Um-
kehrschluss die hiesige Debatte als überzogen geißeln. In der Sache selbst wollen 
beide lieber gesicherte Erkenntnisse abwarten und halten sich mit etwaigen Verur-
teilungen zurück. Und wo „Die Welt“ die von der Bush-Administration eingesetz-
ten Verhörmethoden zeitweilig sogar offensiv verteidigt, werden diese von der 
FAZ erst gar nicht kommentiert. 
Als einzige unter den untersuchten Tageszeitungen äußert die FR inzwischen 
auch grundsätzliche Zweifel am deutschen Afghanistan-Mandat, doch nicht einmal 
in ihren Reihen wird diese Meinung von allen Kommentatoren geteilt. Darüber 
hinaus stellt keine Redaktion das deutsche Engagement insgesamt in Frage, aller-
dings ergeben sich zum Teil erhebliche Differenzen hinsichtlich dessen konkreter 
Ausgestaltung. Während etwa die SZ lange Zeit am offensivsten für eine Aufsto-
ckung der Bundeswehr und ein robusteres Mandat – also einschließlich Einsätzen 
auch im umkämpften Süden Afghanistans – eintritt und sich erst ganz zum Schluss 
gegen eine solche Ausweitung ausspricht, verläuft die Blattlinie der „Welt“ genau 
konträr. Unter Verweis auf die unzureichende Ausrüstung der Bundeswehr steht 
deren Redaktion zusätzlichen Soldaten zunächst höchst skeptisch gegenüber, nur 
um am Ende dennoch für eine entsprechende Ausweitung des Einsatzgebietes zu 
plädieren. Alles andere liefe dem Solidaritätsgedanken des NATO-Bündnisses zu-
wider. Und während die FAZ zwar grundsätzlich für weniger Einsatzvorbehalte 
eintritt, im Fall der Bundesregierung aber ausgerechnet Verständnis für deren Zu-
rückhaltung zeigt, wünscht sich die FR vor allem eine Stärkung der zivilen Kom-
ponente bei der deutschen Afghanistan-Mission. 
Umgekehrt bietet der deutsche Irak-Kurs offensichtlich nur noch wenig Stoff 
für Kontroversen beziehungsweise – und das ist neu – Anlass zur Kritik. Mit Aus-
nahme der „Welt“ äußern mittlerweile alle ihre Zustimmung zur Irak-Politik der 
früheren rot-grünen Bundesregierung, die auch durch die Enthüllung der Anwe-
senheit des BNDs in der irakischen Hauptstadt während der amerikanischen Inva-
sion keine nachhaltige Modifikation erfährt. Tatsächlich sehen drei der vier Zeitun-
gen in der BND-Affäre keinen Skandal und entsprechend auch keinen Grund, ihr 
Urteil zur Irak-Politik Schröders zu revidieren. Allenfalls verhaltene Kritik wird 
laut, wo immer es um die Art und Weise geht, in der die rot-grüne Bundesregierung 
ihre Kriegsablehnung seinerzeit kommuniziert hatte, die im Nachhinein nicht mehr 
ganz so umfassend ausfällt, wie damals in der Öffentlichkeit dargestellt. Lediglich 
die SZ spricht von der Teilnahme an einem „verbotenen Angriffskrieg“, rudert we-
nig später aber auch schon wieder zurück. Ihre anfängliche Aufregung dürfte vor 
allem daher rühren, dass es die Münchner Redaktion war, deren Journalisten maß-
geblichen Anteil an der Aufdeckung der BND-Affäre hatten. 
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Schwerer wiegen die Vorwürfe ob der Diskrepanz zwischen regierungsamtli-
cher Öffentlichkeitsarbeit einerseits und tatsächlichem Agieren der Bundesregie-
rung andererseits in der Affäre um die Entführung des Deutsch-Libanesen el-Masri 
durch die CIA. Zumindest SZ und FR reagieren mit völligem Unverständnis und 
sprechen von deutscher „Doppelmoral“ im Umgang mit Menschenrechts-
Verletzungen, so diese vom amerikanischen Verbündeten begangen werden bezie-
hungsweise Bundesbürger muslimischen Glaubens betreffen. Wesentlich zurück-
haltender agieren FAZ und „Welt“. Letztere will lediglich eine „Art Skandal“ er-
kannt haben, während sich die FAZ erst gar nicht zu el-Masri äußert. 
6.4.2. Analyse amerikanischer Tageszeitungen 
6.4.2.1. New York Times 
Schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte die „NY Times“ mit gro-
ßer Sorge auf Afghanistan geschaut und auch ein Scheitern der westlichen Stabilisie-
rungsbemühungen nicht mehr ausschließen wollen. Inzwischen klingen ihre Lage-
einschätzungen eher noch dramatischer. So stellt die „Times“ fest, dass bald vier 
Jahre nach Beginn der Operation „Enduring Freedom“ noch immer „Krieg“ in 
Afghanistan herrsche,1863 und auch die zunehmenden Vergleiche mit dem Irak 
sprechen eine deutliche Sprache. Während dabei anfangs noch die Unterschiede 
betont werden, vermittelt die „Times“ seit der zweiten Jahreshälfte 2006 den Ein-
druck, dass die Situation derjenigen im Zweistromland immer ähnlicher werde.1864 
Zwar scheint sie keine militärische Niederlage zu fürchten, wohl aber stellt sie klar, 
dass ein „Sieg“ noch immer nicht in Sicht sei1865 beziehungsweise dass „der Kampf 
um die afghanischen Herzen und Köpfe“ Gefahr laufe, verloren zu gehen.1866 Was, 
auf längere Sicht betrachtet, aufs Gleiche hinauslaufe: „If this battle is lost, there 
can be no lasting military success against the Taliban and their Qaeda allies.“1867 
Dass es überhaupt so weit gekommen ist, lastet die „Times“ vor allem der 
Bush-Administration an.1868 Kritisiert werden dabei unter anderem die als zu einsei-
tig empfundene Konzentration auf den Anti-Terror-Kampf und damit einherge-
                                                          
1863 „Afghanistan is out of the headlines, but its war against the Taliban goes on. These days, it is not going well.“ 
Afghanistan’s Forgotten War. In: NY Times vom 05.08.2005. 
1864 „Afghanistan’s rising carnage still has not reached Iraq-like levels. But the trend is running in decidedly the 
wrong direction.“ Afghanistan, Unraveling. In: NY Times vom 01.06.2006. – „Unless […] more troops and 
more resources [are committed], Afghanistan could go the way of Iraq.“ Slouching Toward Riga. In: NY Times 
vom 28.11.2006. 
1865 Losing Afghanistan. In: NY Times vom 24.08.2006. 
1866 Losing Ground in Afghanistan. In: NY Times vom 23.07.2006. 
1867 Ebd. 
1868 „Poorly thought-out American policies are at least partly to blame.“ Afghanistan, Unraveling. In: NY Times 
vom 01.06.2006. – „Nearly five years after American military forces help topple a Taliban government that 
provided sanctuary and training camps to Osama bin Laden, there is no victory in the war for Afghanistan, due 
in significant measure to the Bush administration’s reckless haste to move on to Iraq.“ Losing Afghanistan. In: 
NY Times vom 24.08.2006. 
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hend eine Vernachlässigung des Wiederaufbaus1869 sowie der überstürzte Angriff 
auf den Irak, welcher jetzt erhebliche Ressourcen binde, die besser in Afghanistan 
aufgehoben wären.1870 Versäumnisse der übrigen NATO-Mitgliedsstaaten werden 
hingegen nicht angesprochen beziehungsweise für die Lage auch nicht verantwort-
lich gemacht. 
Zugleich stellt die „Times“ unmissverständlich klar, dass sich Amerika eine 
Niederlage in Afghanistan „nicht leisten“ könne – es wäre eine Niederlage gegen 
den Terror des 11. September1871 – und fordert erhebliche zusätzliche Anstrengun-
gen seitens Washingtons und seiner westlichen Verbündeten ein. Bezogen auf die 
USA ist damit vor allem eine Erhöhung der Hilfsgelder gemeint1872 sowie die Bei-
behaltung wenigstens der bisherigen Truppenstärke.1873 Letzteres ist ein Zuge-
ständnis an die ohnehin schon überlastete US-Armee im Irak. Zusätzliche Soldaten, 
welche die „Times“ der jüngsten Truppenaufstockung der NATO zum Trotz eben-
falls für unerlässlich hält, scheint sie hingegen nach wie vor vor allem von den west-
lichen Verbündeten zu erwarten.1874 Deren Ausbleiben ist dann auch der einzige 
Anlass, zu dem die Afghanistan-Politik der Bündnispartner in der Kritik steht. Ent-
sprechend stellt sich die „Times“ ganz auf die Seite jener, die eine ungleiche Las-
tenverteilung innerhalb des NATO-Bündnisses beklagen: „That […] leads to an 
unfair division of labor. Canadian, Dutch, British and American forces in southern 
Afghanistan are doing most of the heavy fighting, while the French, Germans and 
Italians patrol relatively quiet northern regions.“1875 
Als Gegnerin des Irak-Kriegs – genauer: eines Waffengangs am Golf ohne die Un-
terstützung einer möglichst breiten internationalen Koalition – hatte die „Times“ 
auch in der Folge keine Zurückhaltung geübt und das amerikanische Nachkriegs-
management entsprechend kritisch begleitet. Stets sah sich die Bush-Administration 
dem Vorwurf ausgesetzt, den Regimewechsel nicht hinreichend geplant bezie-
hungsweise überhaupt keinen Plan für die Zukunft des Irak gehabt zu haben, was 
wiederum Schuldzuweisungen ob der chaotischen Zustände vor Ort nach sich zog. 
Frühzeitig hatte die „Times“ vor einem Scheitern an Euphrat und Tigris gewarnt 
und hätte sich längst, obgleich auch sie eine Demokratisierung des Irak als legitimes 
                                                          
1869 Vgl. u.a. Afghanistan, Unraveling. In: NY Times vom 01.06.2006; Losing Afghanistan. In: NY Times vom 
24.08.2006. 
1870 Vgl. u.a. Losing Ground in Afghanistan. In: NY Times vom 23.07.2006; Losing Afghanistan. In: NY Times 
vom 24.08.2006. 
1871 Losing Afghanistan. In: NY Times vom 24.08.2006. 
1872 Vgl. u.a. Building on Afghanistan’s Elections. In: NY Times vom 28.10.2005; Afghanistan, Unraveling. In: NY 
Times vom 01.06.2006. 
1873 Losing Ground in Afghanistan. In: NY Times vom 23.07.2006. 
1874 „Building a stable Afghanistan that can stand up to the Taliban once Western soldiers leave is going to take 
many years, many billions of dollars and more foreign troops for longer than most Western governments are 
now prepared to contemplate.“ Ebd. 
1875 Slouching Toward Riga. In: NY Times vom 28.11.2006. 
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Kriegsziel zunächst unterstützt hatte, mit einer Stabilisierung des Landes zufrieden 
gegeben. Nie aber hatte sie im Nachhinein auch nur die geringsten Zweifel daran 
aufkommen lassen, dass der Waffengang am Golf ein Fehler gewesen war. Eher 
noch hatte sie es bedauert, den Krieg nicht deutlicher abgelehnt zu haben. 
Insofern überrascht es schon, dass die „Times“ die vorliegende Untersu-
chungsphase mit einer positiven Einschätzung beginnt. Vier Wochen nach Abhal-
tung der ersten freien Wahlen im Irak spricht sie angesichts der jüngsten Entwick-
lungen im Nahen und Mittleren Osten – etwa dem Rückzug Syriens aus dem Liba-
non sowie den ägyptischen Präsidentschaftswahlen mit mehr als nur einem Kandi-
daten – von 2004 als einem „year of heartening surprises – each one remarkable in 
itself, and taken together truly astonishing“1876 und würdigt ausdrücklich jenen Teil, 
den die US-Regierung beigesteuert habe: „The Bush administration is entitled to 
claim a healthy share of the credit for many of these advances. […] For all the  
negative consequences that flowed from the American invasion of Iraq, there could 
have been no democratic elections there this January if Saddam Hussein had still 
been in power.“1877 Diese Einschätzung ist auch drei Wochen später noch zu spü-
ren, wenn die „Times“ zum zweiten Jahrestag der Invasion Bilanz zieht. Die fällt 
zwar erwartungsgemäß negativ aus, doch bleibt die amerikanische Demokratisie-
rungsinitiative hiervon ausdrücklich ausgenommen: „Another theory behind the 
invasion […] [was] that overthrowing Saddam Hussein would shake up the hide-
bound, undemocratic regimes in the Middle East and free the natural democratic 
impulses of Arab and Islamic people. This rationale may still hold up.“1878 
Wenn zwei Jahre nach Beginn der Invasion sämtliche von der Bush-
Administration genannten Argumente aus Sicht der „Times“ auf einen einzigen, 
legitimen Kriegsgrund zusammengeschrumpft sind,1879 dann bleibt zu konstatieren, 
dass sie den eingeleiteten Demokratisierungsprozess zwar nach wie vor unterstützt, 
dessen Details aber ausgesprochen skeptisch beurteilt. So ist die mangelhafte Ein-
bindung der sunnitischen Minderheit in den neuen Staat wiederholt ein Grund zur 
Sorge.1880 Mit regelrechter Ablehnung begegnet sie dann dem irakischen Verfas-
sungsentwurf, der ihr einerseits zu föderal ausfällt, wodurch die Einheit des Landes 
gefährdet werde, und andererseits dem Islam eine zu große Rolle bei der Recht-
sprechung einräumt, was vor allem zu Lasten der Frauen und Minderheiten ge-
                                                          
1876 Mideast Climate Change. In: NY Times vom 01.03.2005. 
1877 Ebd. 
1878 Two Years Later. In: NY Times vom 18.03.2005. 
1879 Vgl. u.a. Losing Ground in Iraq. In: NY Times vom 27.04.2005; Off Course in Iraq. In: NY Times vom 
21.07.2005; President Bush’s Loss of Faith. In: NY Times vom 24.08.2005; A Flicker of Hope in Iraq. In: NY 
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1880 Vgl. u.a. Losing Ground in Iraq. In: NY Times vom 27.04.2005; Iraq’s New Cabinet. In: NY Times vom 
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he.1881 Angesichts solcher Aussichten scheint auch der letzte verbliebene Kriegs-
grund zunehmend in Auflösung begriffen zu sein. Rhetorische Fragen der „Times“: 
„Is this the kind of freedom President Bush claims is on the march in the Middle 
East? Is this the example America hopes Iraq will set for other states in the region? 
Is this the result that American soldiers, men and women, are sacrificing their lives 
for?“1882 Selbst nachdem die irakische Bevölkerung die Verfassung mehrheitlich 
angenommen und kurze Zeit später auch ein neues Parlament gewählt hat, betont 
die „Times“ die der neuen Staatsform inhärenten Fehler: „Iraq […] remains a de-
mocracy that is glaringly deficient in women’s rights, minority rights, physical secu-
rity and economic opportunity.“1883 
Während die „Times“ die Defizite im Demokratisierungsprozess immer wie-
der mit der Warnung vor einem drohenden Bürgerkrieg verknüpft,1884 so etwa die 
Einbindung der Sunniten scheitere oder das Land in drei Teile zerfalle, konzentriert 
sich ihre Kritik doch nicht länger nur auf die Bush-Administration. Mehrfach be-
tont die Redaktion, dass es in erster Linie an den Irakern selbst liege, einen funkti-
onierenden demokratischen Staatsapparat zu schaffen und einen Bürgerkrieg doch 
noch abzuwenden.1885 Dabei geht es der „Times“ offensichtlich nicht darum, Wa-
shington aus der Verantwortung zu entlassen; vielmehr dürfte die neue Einschät-
zung vor allem Ausdruck der gesunkenen Gestaltungsmacht sein, die den USA 
noch geblieben ist. Dies lassen auch die gewandelten Forderungen an die amerika-
nische Irak-Politik erkennen. Noch immer spricht sich die „Times“ gegen einen 
Abzug der US-Truppen aus,1886 gleichzeitig aber stört sie sich am vermeintlichen 
„Blankoscheck“, den Bush der irakischen Führung ausgestellt habe.1887 Immer wie-
der fordert sie zumindest die Androhung eines Truppenabzugs, um Iraks Politiker 
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zu einem Einlenken zu bewegen.1888 Wie eine solche Drohung allerdings glaubwür-
dig wirken soll, wenn man sich einen Truppenabzug doch eigentlich nicht leisten 
kann, schreibt die „Times“ hingegen nicht. 
Eine weitere Zuspitzung erfährt die Lage im Laufe des Jahres 2006, und hier 
insbesondere mit dem verheerenden Bombenanschlag auf die Goldene Moschee 
von Samarra. Hatte die „Times“ bis dato nur vor der Möglichkeit eines Bürger-
kriegs gewarnt, scheint ihr das Land einem solchen inzwischen bedrohlich nahe 
gekommen zu sein: „Iraq has moved perilously close to civil war“, so ihre Ein-
schätzung wenige Tage nach der Zerstörung des schiitischen Heiligtums.1889 
Schrittweise gibt sie zunächst die Hoffnung auf eine allgemeine Demokratisierung 
des Nahen und Mittleren Ostens auf,1890 um dann später auch diejenige im Irak für 
gescheitert zu erklären: „Establishing democracy at the heart of the Middle East no 
longer qualifies [= als Grund für die amerikanische Anwesenheit im Irak; J.G.], de-
sirable as that would be.“1891 Parallel hierzu sieht sich die Bush-Administration ver-
stärkt dem Vorwurf ausgesetzt, dem irakischen Niedergang taten- und planlos zu-
zusehen.1892 Zwar räumt die „Times“ selbst ein, dass die Möglichkeiten der USA 
letztlich begrenzt seien,1893 doch ist sie auch noch nicht bereit, den Irak aufzugeben 
und zum Rückzug aufzurufen. 
Dem Eingeständnis, dass der Krieg nicht mehr zu gewinnen sei, sondern es 
nur noch darum gehen könne, die Folgen eines Abzugs in Grenzen zu halten, folgt 
Ende Oktober 2006 der Aufruf zu einer letzten Kraftanstrengung im Irak.1894 Der 
hier und in der Folge wiederholt vertretene Ansatz der „Times“ ruht im Wesentli-
chen auf zwei Punkten. Einerseits müssten die USA ihren Druck auf den irakischen 
Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki verschärfen, indem sie ihm klarmachten, dass 
Amerikas Geduld nicht grenzenlos sei: „The United States should […] [make] clear 
that America’s willingness to stay longer will depend on the Iraqis’ willingness to 
make real compromises.“1895 Gleichzeitig seien etwaige Anstrengungen al-Malikis, 
einen Ausgleich zwischen den verfeindeten Gruppen auszuhandeln, aussichtslos, 
wenn die Iraker nicht am konkreten Beispiel sehen könnten, dass Sicherheit und 
Wiederaufbau noch immer möglich sind. Aus diesem Grund plädiert die „Times“ 
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1889 Iraq on the Brink. In: NY Times vom 01.03.2006. 
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für zusätzliche Anstrengungen der USA, wenigstens die irakische Hauptstadt zu 
stabilisieren,1896 wofür sie sogar eine temporäre Truppenaufstockung unterstützen 
würde.1897 Damit nimmt die Redaktion wesentliche Eckpunkte der amerikanischen 
„Surge“-Strategie aus dem Jahr 2007 bereits vorweg. 
Lange Zeit hatte die „Times“ hinsichtlich der Existenz eines iranischen Atomwaf-
fenprogramms Vorsicht walten lassen und erst gegen Ende der vorherigen Unter-
suchungsphase ihre Zurückhaltung aufgegeben. Dass der Iran tatsächlich nach 
Kernwaffen strebt wird folglich nicht länger in Zweifel gezogen, dafür sorgen 
schon die martialischen Aussagen des neuen Präsidenten. „Perhaps no one can 
now pretend that Iran has no hostile motives for its nuclear program“, kommen-
tiert die „Times“ Ahmadinedschads Drohung gegen Israel, den Staat „von der 
Landkarte zu tilgen“.1898 Nichtsdestotrotz scheint die Redaktion von keiner akuten 
Bedrohung auszugehen – mehrfach betont sie, dass der Iran noch Jahre von einer 
Atombombe entfernt sei.1899 
Eine solche Gefahreneinschätzung bleibt naturgemäß nicht ohne Folgen für 
den von ihr präferierten Umgang mit Teheran. So wird der Einsatz militärischer 
Mittel durchgehend abgelehnt.1900 Luftschläge hält die „Times“ für wenig wirksam, 
um die teilweise unterirdisch gelegenen Atomanlagen zu zerstören; größere Militär-
operationen unter Beteiligung von Bodentruppen aufgrund der Ressourcen, die der 
Irak-Konflikt bindet, für ausgeschlossen. In jedem Fall aber riskierten die USA 
nicht nur Vergeltungsaktionen, sondern trieben auch die iranische Bevölkerung 
dem dortigen Regime regelrecht in die Arme. Zwar bleibt Raum zur Spekulation, 
inwieweit die „Times“ auch Militärschläge in letzter Konsequenz ablehnen würde. 
Immerhin beziehen sich sämtliche von ihr vorgebrachten Argumente auf die Ge-
genwart beziehungsweise unmittelbare Zukunft. Auch ist das von der „Times“ ver-
anschlagte Zeitfenster groß genug, um derartigen Fragen fürs Erste aus dem Weg 
zu gehen, und doch gilt bis auf Weiteres ihre Einschätzung: „Even if the United 
States were not tied down in Iraq, military action would be a disaster.“1901 
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Entsprechend greift die „Times“ zunächst auf ihren bereits bekannten Ansatz 
einer Kombination aus Anreizen und, für den Fall des Nichteinlenkens Teherans, 
Wirtschaftssanktionen zurück: „The only strategy with any real chance of success 
would offer strong positive inducements for abandoning nuclear weapons deve-
lopment backed up by universally agreed threats of total economic and political 
isolation if bomb work continued.“1902 Dabei liege es vor allem an Washington, 
neue Anreize zu setzen – wiederholt bringt die „Times“ die Zusage von Sicher-
heitsgarantien, direkte Verhandlungen mit Teheran und gegebenenfalls sogar die 
Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen ins Gespräch.1903 Allerdings macht 
sich spätestens Anfang 2006, nachdem der Iran seine Versuche zur Urananreiche-
rung wiederaufgenommen hat, zunehmend Ratlosigkeit breit. Denn, soviel scheint 
klar zu sein, eine Verhängung scharfer Sanktionen durch den UN-Sicherheitsrat 
liegt nicht im Interesse der darin vertretenen Veto-Mächte Russland und China. So 
klingen auch die Kommentare der „Times“ immer resignierter, was Washingtons 
verbliebene Optionen im Umgang mit Teheran betrifft.1904 Geradezu sinnbildlich 
fordert sie jetzt, den politischen Wandel im Iran mittels stiller Diplomatie zu för-
dern – ein Vorhaben, für dass sie gleich ein ganzes Jahrzehnt veranschlagt: „The 
best hope for avoiding a nuclear-armed Iran lies in encouraging political evolution 
there over the next decade. It is important to make clear to the Iranian people that 
they have no need for nuclear weapons and would actually be better off without 
them.“1905 Später taucht auch wieder die Forderung nach direkten Gesprächen und 
der Zusage von Sicherheitsgarantien auf.1906 Dass diese inzwischen größere Aus-
sicht auf Erfolg hätten, scheint auch die „Times“ nicht so recht zu glauben – im-
merhin würden sich die Angebote gleichermaßen an Teheran wie an Moskau und 
an Peking richten: „A serious try by Washington would certainly make it harder for 
Russia and China […] to oppose sanctions.“1907 
Dafür, dass sich die amerikanische Verhandlungsposition überhaupt derart 
ungünstig ausnimmt, macht die „Times“ in erster Linie die Bush-Administration 
verantwortlich.1908 Immer wieder wird auf die geradezu kontraproduktiven Auswir-
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kungen des Irak-Kriegs verwiesen,1909 aber auch auf Washingtons Nuklearabkom-
men mit Indien, immerhin einem Nichtunterzeichner des Atomwaffensperrver-
trags.1910 Entsprechend fällt das Zeugnis aus, dass die „Times“ der amerikanischen 
Iran-Politik ausstellt: „Unless something changes soon, by the end of President 
Bush’s second term […] Iran’s scientists will be close to mastering the skills needed 
to build their own [nuclear weapons]. That’s quite a legacy for a president sworn to 
keep the world’s most dangerous weapons out of the hands of the world’s most 
dangerous regimes.“1911 
Umkehrt sind die Zeiten, in denen die „Times“ noch die Europäer ob deren 
zu zögerlicher Verhandlungsführung kritisierte, weitgehend vorbei. Wenn, dann 
konzentriert sich ihre Kritik jetzt auf andere involvierte Parteien, insbesondere 
Russland und China, für deren Blockadehaltung im UN-Sicherheitsrat.1912 
Die von Washington praktizierte Vorenthaltung etablierter Menschenrechts-Standards 
in Guantanamo Bay hatte die „Times“ von Beginn an kritisiert. In der Folge war 
ihr Unbehagen an der Einrichtung noch gewachsen; eine Gefühlslage, die schließ-
lich in der Bezeichnung „Konzentrationslager“ gipfelte. Wenn nunmehr der Ver-
gleich mit einem anderen Lagersystem des 20. Jahrhunderts bemüht wird – dem 
sowjetischen Gulag –, so geht diese Illustration zwar originär auf Amnesty Interna-
tional zurück, doch legt die „Times“ auch keinen Widerspruch ein: „What Guan-
tanamo exemplifies – harsh, indefinite detention without formal charges or legal 
recourse – may or may not bring to mind the Soviet Union’s sprawling network of 
Stalinist penal colonies. It certainly has nothing in common with any American no-
tion of justice or the rule of law.“1913 
Damit sind abermals die beiden Hauptkritikpunkte angesprochen, welche die 
„Times“ mit Guantanamo verbindet – zeitlich unbegrenzte Inhaftierung ohne for-
melle Anklage bei gleichzeitiger Entsagung der Möglichkeit, die eigenen Haftgrün-
de anzufechten. Diese beiden Aspekte wiegen vor allem auch deshalb so schwer, 
weil sich die „Times“ mittlerweile überzeugt davon gibt, dass die Mehrzahl der 
Häftlinge zu Unrecht einsitzt.1914 Umgekehrt wird die Verteidigungsminister Rums-
feld zugeschriebene Aussage, der zufolge sich in Guantanamo nur „die Schlimms-
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ten der Schlimmen“1915 befänden, als ausgesprochener „Nonsens“ verworfen.1916 So 
zeigt sich die „Times“ auch nicht im Mindesten überrascht, als Mitte Juni 2006 der 
Suizid dreier Häftlinge in Guantanamo vermeldet wird – im Gegenteil, sei ein der-
artiges Ereignis ihrer Einschätzung nach doch nur eine Frage der Zeit gewesen: „It 
was the inevitable result of creating a netherworld of despair beyond the laws of 
civilized nations, where men were to be held without any hope of decent treatment, 
impartial justice, or, in so many cases, even eventual release.“1917 
Nachdem die „Times“ bereits in der vorangegangenen Untersuchungsphase 
gefordert hatte, den Gefangenen endlich den Prozess zu machen, wird dieser Ap-
pell nicht nur wieder aufgegriffen, sondern zugleich um die Forderung ergänzt, das 
Lager auf Kuba zu schließen. Was erstmals Anfang Juni 2005 im Rahmen des Gu-
lag-Vergleichs in einem Kommentar auftaucht, wird sich fortan in regelmäßigen 
Abständen in der „Times“ wiederfinden.1918 Für die Umsetzung scheint sie auch 
bereit zu sein, ein hohes Risiko einzugehen. So wird ausdrücklich verlangt, sämtli-
che Gefangene freizulassen, gegen die keine Anklage erhoben werden könne1919 – 
was auch auf jenen Personenkreis potentieller Terroristen zuträfe, deren Geständ-
nisse unter Androhung beziehungsweise Anwendung von Folter zustande kamen 
und folglich vor keinem Gericht Verwendung fänden. Derart explizit wird das von 
der Redaktion freilich nicht formuliert. 
Unterstützung erfährt die „Times“ Ende Juni 2006 vom Obersten Gerichts-
hof der USA, der die von der Bush-Administration ins Leben gerufenen, außerhalb 
der zivilen Gerichtsbarkeit operierenden Militärtribunale zur Aburteilung der in 
Guantanamo Inhaftierten für illegal erklärt. Die damit verbundene Forderung an 
Bush, sich bei der Terrorbekämpfung künftig im Rahmen des traditionellen Rechts-
staates zu bewegen,1920 wird jedoch schon bald von den Verhandlungen um die 
Verabschiedung des „Military Commissions Act of 2006“ konterkariert. Der 
schließlich verabschiedete Gesetzestext wird von der „Times“ dann auch entschie-
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den abgelehnt als Fortschreibung der bisherigen, ungerechten Praxis. So gibt sie zu 
bedenken, dass es den Terrorverdächtigen auch unter der neuen Gesetzeslage prak-
tisch unmöglich sei, ihre Unschuld zu beweisen. Zudem fühlt sie sich an den Mo-
dus Operandi autoritärer Regime erinnert: „Our nation is outraged when an autho-
ritarian government jails an American, or one of its own citizens, on trumped-up 
charges and brings him or her before a phony court. Surely that is not the model 
we want to follow in our nation’s prisons.“1921 
Ebenfalls von Anfang an auf scharfe Ablehnung stößt die in dieser Untersu-
chungsphase bekannt gewordene Praxis der „extraordinary renditions“, die von der 
„Times“ gleich mehrfach als offensichtlich illegal verurteilt wird.1922 Auch wenn sie 
die hiesigen Reaktionen auf die Existenz amerikanischer Geheimgefängnisse zu-
mindest teilweise für antiamerikanisch motiviert hält,1923 so ändert dies nichts an 
ihrer eigenen Einschätzung, die diesen speziellen Aspekt der amerikanischen Anti-
Terror-Bekämpfung als „verstörend“ („disturbing“) empfindet.1924 Schließlich lässt 
die „Times“ auch keine Zweifel an dem Umstand aufkommen, dass jene Terror-
verdächtigen, die Opfer einer solchen „außerordentlichen Überstellung“ wurden, 
entgegen anderslautender Dementis der Bush-Administration eben doch gefoltert 
wurden.1925 Eine Anklage, die noch nicht im Umfeld des Abu-Ghraib-Skandals er-
hoben wurde, jetzt aber wiederholt in den Kommentaren der „Times“ auftaucht. 
Neue Nahrung erhält der Vorwurf insbesondere im Zuge der Debatte um die 
Verabschiedung des „Detainee Treatment Act of 2005“ – von der „Times“ als 
„längst überfällig“ begrüßt1926 –, welchen die Bush-Administration ihrerseits aber 
ablehnt. Obgleich die Schwere des Vorwurfs, dass das Staatsoberhaupt der demo-
kratischen Supermacht Folter befürwortet, nicht von der Hand zu weisen ist, be-
gleitet die „Times“ die Debatte doch in vergleichsweise sachlichem Tonfall. Schon 
unmittelbar nach Bekanntwerden der „extraordinary renditions“ hatte sie auf die 
kontraproduktiven Folgen des Einsatzes von Folter verwiesen;1927 jetzt der nüch-
tern aber bestimmte Hinweis, dass die Methode nicht funktioniere, weil sie keine 
verlässlichen Ergebnisse produziere: „It usually doesn’t work. Torture is a terrible  
  
                                                          
1921 Guilty Until Confirmed Guilty. In: NY Times vom 15.10.2006. 
1922 „It’s against American law and international conventions.“ Torture by Proxy. In: NY Times vom 08.03.2005. – 
„A morally and legally unsupportable United States practice.“ A Judicial Green Light for Torture. In: NY 
Times vom 26.02.2006. 
1923 „Certainly, some of Europe’s shock at the news of the C.I.A. camps is political theater aimed at the widely anti-
American European public.“ Secretary Rice’s Rendition. In: NY Times vom 07.12.2005. 
1924 Ebd. 
1925 Vgl. u.a. Torture by Proxy. In: NY Times vom 08.03.2005; Secretary Rice’s Rendition. In: NY Times vom 
07.12.2005; A Judicial Green Light for Torture. In: NY Times vom 26.02.2006. 
1926 The Roots of Prisoner Abuse. In: NY Times vom 30.07.2005. 
1927 „The guilty ones can never be brought to justice – not after they have been illegally imprisoned and even tor-
tured.“ Torture by Proxy. In: NY Times vom 08.03.2005. 
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way to do the very thing that the administration uses to excuse it – getting accurate 
information. Centuries of experience show that people will tell their tormenters 
what they want to hear.“1928 
6.4.2.2. Los Angeles Times 
Obwohl sich die „LA Times“ zuletzt immer besorgter ob der Sicherheitslage am 
Hindukusch gezeigt hatte, vergaß sie doch nie, auch die Fortschritte zu erwähnen, 
die in Afghanistan seit Beginn der Operation „Enduring Freedom“ erzielt wurden. 
Damit ist es nun vorbei. Was auch immer die „Times“ an Fortschritten in der Ver-
gangenheit ausgemacht zu haben glaubte, sie spielen in der vorliegenden Untersu-
chungsphase keine Rolle mehr. 
Wenn die Redaktion die Situation vor Ort nunmehr für „unsicher“1929 und 
„gefährlich“1930 hält beziehungsweise von einer „heiklen Sicherheitslage“1931 spricht, 
dann scheint dies zwar eher auf eine Stagnation als auf schwerwiegende Rückschlä-
ge hinzudeuten. Doch die erstmals im Juli 2005 auftauchende Beschreibung,1932 der 
zufolge das vierte Missionsjahr in Afghanistan das „blutigste“ seit dem Sturz der 
Taliban sei, spricht eine deutliche Sprache. Diese Negativentwicklung wird sich im 
Laufe des Jahres 2006 noch verschärfen und schlägt sich unter anderem in einem 
ersten Vergleich mit dem Irak nieder: „Like Iraq, [Afghanistan] cannot be rebuilt 
cheaply or quickly while an insurgency rages.“1933 Der Begriff „Aufstand“ („insur-
gency“) ist bezeichnenderweise der gleiche, den die „Times“ zur Lagebeschreibung 
im Irak verwendet.1934 Gegen Ende der Untersuchungsphase sieht die Redaktion 
Afghanistan sogar „kurz davor“, verloren zu gehen: „We are on the brink of losing 
Afghanistan to the resurgent Taliban.“1935 
Obwohl die NATO längst das ISAF-Kommando übernommen und ihren 
Einsatz bis zum Ende der aktuellen Untersuchungsphase auf das ganze Land aus-
geweitet, also anteilig mehr Verantwortung für Afghanistan übernommen hat, steht 
doch abermals die Politik der Bush-Administration im Mittelpunkt der Kritik. Mehr 
noch: Während die „Times“ bisher lediglich einzelne Aspekte der amerikanischen 
Afghanistan-Mission kritisiert hatte, folgen jetzt auch eindeutige Schuldzuweisun-
                                                          
1928 Illegal, Immoral and Pointless. In: NY Times vom 10.12.2005. Vgl. ferner Binding the Hands of Torturers. In: 
NY Times vom 08.10.2005; Legalized Torture, Reloaded. In: NY Times vom 26.10.2005. 
1929 Still a land of danger. In: LA Times vom 11.07.2005 
1930 That other war. In: LA Times vom 05.10.2005. 
1931 Struggles in Afghanistan. In: LA Times vom 05.12.2005. 
1932 Vgl. u.a. Still a land of danger. In: LA Times vom 11.07.2005; Border problem. In: LA Times vom 28.08.2005; 
That other war. In: LA Times vom 05.10.2005; Struggles in Afghanistan. In: LA Times vom 05.12.2005; Stand-
ing by the Afghans. In: LA Times vom 15.01.2006. 
1933 A crash course in diplomacy. In: LA Times vom 02.06.2006. 
1934 Vgl. u.a. War and Consequences. In: LA Times vom 17.06.2005; Presidential Disconnect. In: LA Times vom 
29.06.2005; We the people of Iraq. In: LA Times vom 31.07.2005; The way forward in Iraq. In: LA Times vom 
27.11.2005. – Von einem „Aufstand“ in Afghanistan ist auch später noch die Rede, vgl. u.a. Afghanistan’s slide. 
In: LA Times vom 30.10.2006. 
1935 Afghanistan’s slide. In: LA Times vom 30.10.2006. 
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gen. Der Hauptvorwurf lautet Vernachlässigung, da Washington der Irak-Krieg 
seinerzeit wichtiger gewesen sei: „Like too many administration projects, the situa-
tion in Afghanistan appears to be the victim of a lack of follow-through. After the 
invasion of 2001, Bush promised to rebuild Afghanistan […]. Yet once the war in 
Iraq was launched, Washington’s attention went there, as did most of its 
troops.“1936 Zwar wächst seit dem Jahreswechsel 2005/06 auch die Unzufriedenheit 
mit dem Engagement einzelner NATO-Mitgliedsstaaten. Anfangs geht es dabei nur 
um die Entsendung eines vergleichsweise kleinen dänischen Kontingents in den 
umkämpften Süden des Landes,1937 später stehen mit Frankreich, Deutschland, Ita-
lien und Spanien insbesondere die großen europäischen NATO-Mitgliedsländer in 
der Kritik.1938 Ähnlich deutliche Schuldzuweisungen wie im Fall der Bush-
Administration spricht die Redaktion allerdings nicht aus. 
Trotz ihrer Kritik an Washington, sich zu sehr auf den Irak-Krieg zu be-
schränken, kann die „Times“ dessen Auswirkungen auf die Einsatzbereitschaft der 
US-Streitkräfte auch nicht ignorieren, und so haben ihre Forderungen nach einem 
verstärkten Afghanistan-Engagement vor allem Amerikas Verbündete zum Ziel: 
„With Washington concentrating on Iraq, allies will have to pay closer attention to 
Afghanistan.“1939 Wohl appelliert die „Times“ ganz allgemein an Washington und 
die übrigen NATO-Mitgliedsstaaten, die notwendigen, nicht näher spezifizierten 
„militärischen Ressourcen“ zur Niederschlagung der Taliban bereitzustellen.1940 
Doch überall dort, wo es ganz konkret um zusätzliche Truppen beziehungsweise 
um deren mangelhafte Bereitstellung geht, ist stets nur von Europa die Rede.1941 
Ungeachtet ihrer eigenen Ablehnung eines Kriegs am Golf hatte die „Times“ lange 
Zeit die Position vertreten, dass die Vereinigten Staaten mit ihrem Einmarsch in 
den Irak eine Verantwortung für das Land übernommen hätten, der sie sich jetzt 
nicht so einfach entziehen könnten. Entsprechend hatte sie sich der aufkommen-
den Debatte um einen vorzeitigen Truppenabzug widersetzt und stattdessen dafür 
plädiert, das Land nicht eher zu verlassen, bevor dessen neue, demokratisch legiti-
mierte Regierung nicht gefestigt sei. Dieser Glaube an Amerikas Gestaltungsmacht 
hatte sich jedoch spätestens nach Abu Ghraib verflüchtigt und war der Einschät-
zung gewichen, dass der Krieg im Irak zunehmend einem „Desaster“ gleichkomme. 
Vor diesem Hintergrund hatte sie auch nicht länger dem Demokratisierungsprozess 
oberste Priorität eingeräumt, sondern vielmehr der Stabilisierung des Landes. 
                                                          
1936 Stumbling in Afghanistan. In: LA Times vom 03.03.2006. 
1937 Standing by the Afghans. In: LA Times vom 15.01.2006. 
1938 Folly and faux pas. In: LA Times vom 29.11.2006. 
1939 Struggles in Afghanistan. In: LA Times vom 05.12.2005. 
1940 A crash course in diplomacy. In: LA Times vom 02.06.2006. 
1941 „European allies provided important support for […] Afghanistan; their commitment should not waver.“ 
Standing by the Afghans. In: LA Times vom 15.01.2006. – „The reluctance in many European capitals to 
commit the needed forces […] is distressing.“ Folly and faux pas. In: LA Times vom 29.11.2006. 
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Schließlich galt auch die amerikanische Verantwortungsübernahme für den Irak nur 
noch bedingt – ein Engagement mit unbestimmtem Ende wurde jetzt mit Verweis 
auf die Erfahrungen aus Vietnam entschieden abgelehnt. Stattdessen verlangte die 
„Times“ von der Bush-Administration, einen äußeren Rahmen zu definieren, in-
nerhalb dessen ein Abzug zumindest theoretisch denkbar sei. 
Die bereits spürbare Ungeduld mit der US-Regierung, statt auf vermeintliche 
Erfolge bei der Demokratisierung des Irak zu verweisen, eine angemessene Reakti-
on auf die Rückschläge im Land zu zeigen, wird sich auch in der aktuellen Untersu-
chungsphase rasch bemerkbar machen. Zunächst allerdings sieht sich die „Times“ 
dazu veranlasst, die jüngsten, vorsichtigen Liberalisierungstendenzen in der Region 
zu relativieren. Ungeachtet dessen, was andere Leitartikler und Kolumnisten über 
die Auswirkungen der irakischen Wahlen auf den Nahen und Mittleren Osten 
schrieben – „Elections do not equal freedom“, warnt die „Times“ vor voreiligen 
Schlüssen.1942 Dies gelte gerade auch für den Irak. Denn noch immer, so die Redak-
tion ein paar Wochen später, sei das Ergebnis der US-geführten Invasion am Golf 
völlig offen: „It still isn’t clear whether the legacy of American occupation will be a 
functioning constitutional democracy or outright civil war.“1943 
Dieser Satz spiegelt auch die künftige Blattlinie in Bezug auf den irakischen 
Demokratisierungsprozess wider. Allen Mängeln im Detail zum Trotz – so gilt der 
„Times“ etwa der irakische Verfassungsentwurf als „far from [being] perfect“, da er 
sowohl die Rechte der Frauen beschneide als auch für eine generelle Abkehr vom 
säkularen Staat stehe1944 – betrachtet sie die Ausarbeitung einer Verfassung und die 
anschließenden Parlamentswahlen zwar einerseits als „wichtige Schritte“1945 bezie-
hungsweise „Meilensteine“1946 im politischen Prozess, lässt sich aber andererseits 
ihre Skepsis ob deren praktischer Auswirkungen stets anmerken. Regelmäßig be-
tont sie, dass die Fortschritte an der politischen Front noch zu keiner Verbesserung 
bei der Sicherheitslage geführt hätten.1947 Überhaupt bildet die Sicherheitslage die 
mit Abstand größte Sorge der „Times“, wenngleich sie den Begriff „Bürgerkrieg“ 
zunächst noch vermeidet und stattdessen von einem „Aufstand“ („insurgency“) 
spricht.1948 Wiederholte Vergleiche mit Vietnam machen allerdings deutlich, wie  
  
                                                          
1942 Hold the Confetti. In: LA Times vom 02.03.2005. 
1943 Iraq’s Cracks Widen. In: LA Times vom 17.05.2005. 
1944 Forward from here. In: LA Times vom 18.10.2005. 
1945 Ebd. 
1946 Another Iraqi moment. In: LA Times vom 21.01.2006. 
1947 Vgl. u.a. The enemy of hope. In: LA Times vom 05.08.2005; Iraq’s latest last chance. In: LA Times vom 
14.10.2005; Forward from here. In: LA Times vom 18.10.2005; One step at a time in Iraq. In: LA Times vom 
15.12.2005; Another Iraqi moment. In: LA Times vom 21.01.2006. 
1948 Vgl. u.a. War and Consequences. In: LA Times vom 17.06.2005; Presidential Disconnect. In: LA Times vom 
29.06.2005; We the people of Iraq. In: LA Times vom 31.07.2005. 
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ernst es um den Irak steht,1949 und noch Ende November 2005, also immerhin 
zweieinhalb Monate vor dem verheerenden Fanal von Samarra, fällt die Aussage, 
dass ein Bürgerkrieg womöglich schon „im Gange“1950 sei. 
Nichtsdestotrotz hat die „Times“ den Irak noch nicht verloren gegeben, wie 
eine Feststellung aus dem Juni 2005 verdeutlicht: „The war is not unwinnable, but 
it will be if Bush and those close to him continue to seek refuge in Panglossian 
[= übertrieben optimistischen; J.G.] fantasies about its true cost and duration.“1951 
Während sie die Rhetorik der Bush-Administration dafür kritisiert, die Probleme im 
Irak nicht beim Namen zu nennen,1952 formuliert sie die eigenen Erwartungen an 
Washington wie folgt: „U.S. involvement in Iraq […] cannot remain as ill-defined 
and open-ended as it is now. The administration must set explicit benchmarks to 
determine when U.S. forces can leave.“1953 Wenige Wochen später wird die  
„Times“ konkreter: Ausgehend von der Erkenntnis, dass die Anwesenheit der US-
Armee im Irak einerseits destabilisierend wirke und den Aufstand überhaupt erst 
befördere, andererseits zumindest kurzfristig unverzichtbar sei, um ein endgültiges 
Abgleiten des Landes in einen Bürgerkrieg zu verhindern, erklärt sie, dass eine 
„substantielle Reduzierung“ der US-Truppen das Ziel amerikanischer Irak-Politik 
sein müsse.1954 Entsprechend warnt sie vor einem „vorzeitigen“ („premature“) Ab-
zug, verlangt aber im Gegenzug von Bush die Erstellung eines Zeitplans bezie-
hungsweise die Nennung konkreter Bezugspunkte, um Erfolg und Misserfolg im 
Irak korrekt bewerten zu können: „What’s needed is an explanation of how we will 
help Iraq become stable, unified and self-governing; how many Iraqi troops need to 
be combat-ready before a certain number of U.S. troops can come home; and, fi-
nally, what circumstances will require that we judge this attempt to install a demo-
cracy in the Arab world a failure.“1955 Es ist im Grunde die alte Forderung nach 
einer Abzugsperspektive, die bereits im zurückliegenden Jahr angeklungen war, 
jetzt aber zur bestimmenden Blattlinie wird. 
Dabei geht es der „Times“ nicht allein um zusätzlichen Druck auf Bush; ins-
besondere soll die Erörterung einer Abzugsperspektive Druck auf die Iraker selbst 
ausüben. Denn obgleich sie keine Zweifel daran lässt, dass es die Entscheidungen 
                                                          
1949 Vgl. u.a. This Is Winning? In: LA Times vom 29.04.2005; Saving the second term. In: LA Times vom 
30.10.2005. 
1950 „The civil war that is already underway.“ The way forward in Iraq. In: LA Times vom 27.11.2005. 
1951 Heads in the Iraqi Sand. In: LA Times vom 24.06.2005. 
1952 „Wishful thinking and stubborn optimism do not constitute a policy.“ The war of words. In: LA Times vom 
23.08.2005. – „It’s difficult if not impossible to reconcile President Bush’s upbeat reports of progress […] with 
reality.“ War of attrition. In: LA Times vom 06.10.2005. 
1953 War and Consequences. In: LA Times vom 17.06.2005. 
1954 We the people of Iraq. In: LA Times vom 31.07.2005. 
1955 War of attrition. In: LA Times vom 06.10.2005. Vgl. ferner War and Consequences. In: LA Times vom 
17.06.2005; Presidential Disconnect. In: LA Times vom 29.06.2005; The war of words. In: LA Times vom 
23.08.2005; The way forward in Iraq. In: LA Times vom 27.11.2005; Defining the mission. In: LA Times vom 
01.12.2005. 
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der Bush-Administration waren, die zur gegenwärtigen Lage im Irak erheblich bei-
getragen haben,1956 setzt sich zum Jahresende 2005 zunehmend die Erkenntnis 
durch, dass ohne ein Einlenken der Iraker eine Kehrtwende im Zweistromland 
unmöglich ist. Oder anders ausgedrückt – die Geduld der „Times“ mit den Irakern 
ist ebenfalls an einen Wendepunkt gelangt: „If the Iraqis do not demonstrate major 
progress next year, it will be time to wonder if they ever will.“1957 
In diese ohnehin schon angespannte Lage hinein sprengen Unbekannte am 
22.02.2006 die goldene Kuppel der al-Askari-Moschee in Samarra in die Luft. Fort-
an wird auch die „Times“ den Begriff „Bürgerkrieg“ vermehrt verwenden, wobei 
lediglich die Frage offen bleibt, inwieweit es sich bereits um einen „totalen“ („all-
out civil war“) handelt oder man sich gerade noch „am Rande“ („on the verge“) 
eines solchen bewegt.1958 Zugleich beginnt die Redaktion damit, auf den Umstand 
zu verweisen, dass die amerikanischen Möglichkeiten, noch nachhaltigen Einfluss 
auf die irakische Entwicklung zu nehmen, inzwischen ziemlich begrenzt seien.1959 
Und so werden die Appelle an Bush, endlich realistischere Ziele für den Einsatz im 
Irak zu formulieren und damit zumindest mittelfristig eine Abzugsperspektive zu 
eröffnen, immer drängender;1960 die Kritik an dessen „Orwellian talk“ immer lau-
ter.1961 
Auch die erst im März 2006 getroffene Einschätzung, der zufolge es noch 
immer die Chance auf einen „stabilen, friedlichen Staat“1962 im Irak gebe, scheint 
ein halbes Jahr später nicht mehr zu gelten. Bushs Festhalten an einem „Sieg“ wird 
mittlerweile als „utopisch“ abgeschrieben;1963 alles was der „Times“ zum Thema 
Sieg noch einfällt, ist die Verhinderung eines ausgewachsenen Bürgerkriegs: „Victo-
ry, in the end, may simply be a matter of avoiding a worst-case scenario.“1964 Der 
abschließende Appell an die internationale Staatengemeinschaft, alles in ihrer Macht 
stehende zu unternehmen, um schon aus eigenem Interesse Friedensgespräche zwi-
schen den verfeindeten Volksgruppen zu vermitteln, ist vor allem dieses: ein ver-
zweifelter Hilferuf, da den USA im Irak offensichtlich die Optionen ausgehen. Was 
                                                          
1956 „The administration used too few troops for postwar reconstruction, misunderstood how occupation forces 
would be viewed, did not dispatch enough who understood the language and culture and refused to listen to 
those experienced in nation building.“ The way forward in Iraq. In: LA Times vom 27.11.2005. 
1957 Defining the mission. In: LA Times vom 01.12.2005. 
1958 Half the story. In: LA Times vom 27.07.2006. 
1959 „Whatever the United States could have done to prevent this predictable […] crisis, its power to play peace-
maker now is distinctly limited.“ Iraq on the brink. In: LA Times vom 24.02.2006. – „But if sectarian violence 
were to […] degenerate into an all-out civil war in Iraq, is there anyone who seriously believes that the U.S. mil-
itary should be asked to put an end to it?“ Now he tells us. In: LA Times vom 08.03.2006. 
1960 Vgl. u.a. Reality in Iraq. In: LA Times vom 28.05.2006; The GOP’s Iraq gap. In: LA Times vom 18.06.2006; 
The Job in Iraq. In: LA Times vom 22.08.2006; There’s no there there. In: LA Times vom 12.10.2006. 
1961 Shock, awe and humility. In: LA Times vom 19.03.2006. 
1962 „There is still a chance that a stable, peaceful state can emerge.“ Now he tells us. In: LA Times vom 
08.03.2006. 
1963 Exit strategy. In: LA Times vom 09.11.2006. 
1964 Iraq reality check. In: LA Times vom 26.10.2006. 
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die „Times“ auch gar nicht in Abrede stellt: „If the Iraqi sects are determined to 
destroy their new government and fight it out, the U.S. will be unable to stop them. 
But that would be a terrible disaster for all involved. The international community 
must do everything in its power to try to broker Sunni-Shiite peace talks now.“1965 
Anders ließe sich auch kaum erklären, warum die internationale Gemeinschaft, die 
den Irak seit Beginn der US-geführten Invasion weitgehend gemieden hatte, ausge-
rechnet jetzt, da das Land in bürgerkriegsartigen Auseinandersetzungen zwischen 
den Konfessionen versinkt, zu Hilfe kommen sollte. 
Seit Bekanntwerden des iranischen Atomprogramms, dessen eigentlicher Zweck 
aller Wahrscheinlichkeit nach ein militärischer war, hatte sich die „Times“ stets um 
Zurückhaltung bemüht. Nach den einschlägigen Erfahrungen aus dem Irak hatte 
sie die entsprechenden Geheimdienstberichte zunächst sogar angezweifelt und 
auch später noch, nachdem die Indizien zunehmend gegen Teheran sprachen, Irans 
Streben nach Atomwaffen stets nur impliziert, niemals aber als Tatsachenbehaup-
tung formuliert. Entsprechend auch der präferierte Umgang mit den Mullahs – 
obwohl die „Times“ eine iranische Atombombe zwischenzeitlich sogar als „inak-
zeptabel“ eingestuft hatte, mochte sie sich noch nicht einmal der Forderung nach 
Sanktionen anschließen. Stets bevorzugte sie eine Strategie der Anreize. Noch 
nachdem eine solche unter Federführung der Europäischen Union schon praktisch 
gescheitert war, forderte sie die Bush-Administration dazu auf, die Angebotspalette 
um eigene Beiträge wie etwa die Zusage von Sicherheitsgarantien und die Wieder-
herstellung diplomatischer Beziehungen zu erweitern. Ein Kurs, der auch in der 
vorliegenden Untersuchungsphase noch lange nachwirken soll. 
Zwar stellt die „Times“ gleich zu Beginn in aller Deutlichkeit fest, dass der 
Iran tatsächlich über ein aktives Atomwaffenprogramm verfügt,1966 doch bleibt die-
ses Bekenntnis vorerst die Ausnahme. Bis auf weiteres tritt ihre eigene Einschät-
zung hinter Äußerungen Dritter zurück.1967 Erst nachdem Teheran im Januar 2006 
seine Versuche zur Urananreicherung wieder aufgenommen hat, setzt sich bei der 
„Times“ eine andere Formulierung durch – die iranischen Absichten werden nun-
mehr für „eindeutig“ befunden. „Iran’s intentions to build a bomb are clear “, heißt  
  
                                                          
1965 Iraq’s house divided. In: LA Times vom 18.11.2006. 
1966 „It has been clear for nearly two years that the U.S. invaded the only member of the three-nation ‚axis of evil‘ 
that did not have nuclear weapons or an active program to develop them.“ Days of Thunder. In: LA Times 
vom 14.02.2005. 
1967 „Iran has long insisted that its nuclear program is only for energy, but other nations worry it is intended for 
weapons.“ Khamenei’s Muscle. In: LA Times vom 27.05.2005. – „Iranian officials insist that they have the right 
to use nuclear energy, but Washington and other capitals worry Tehran will develop nuclear weapons.“ Mullah 
Democracy. In: LA Times vom 21.06.2005. 
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es etwa Anfang Februar 20061968 und nahezu wortgleich nur wenige Wochen 
später: „It is now clear that Iran intends to develop either a nuclear bomb or the 
capability to produce one.“1969 
Bereits einige Monate zuvor hatte die „Times“ allem Anschein nach ein neues 
Bewusstsein für die von Teheran ausgehende Bedrohung gewonnen. Noch die 
Wahl Ahmadinedschads zum iranischen Präsidenten hatte sie eher zurückhaltend 
kommentiert; zwar war von einer „wahrscheinlichen“ Verschlechterung der bilate-
ralen Beziehungen die Rede, doch welche Auswirkungen die Wahl des Hardliners 
auf den Atomstreit hätte, dazu äußerte sie sich seinerzeit nicht.1970 Aufgeschreckt 
durch Ahmadinedschads Rhetorik gegenüber Israel, erhält der Atomstreit jedoch 
schlagartig eine neue Dimension: „The frightening prospect of a nuclear-armed 
Iran became even more terrifying last week with President Mahmoud  
Ahmadinejad’s declaration that Israel ‚must be wiped off the map.‘“1971 Auch künf-
tig betrachtet sie die iranischen Bestrebungen als „alarmierend“;1972 Anfang März 
gelangt die „Times“ sogar zu der bemerkenswerten Feststellung, dass die Verbrei-
tung von Atomwaffen „the single most dangerous threat to humankind“ dar-
stellt.1973 Zwar wird Teheran mit keiner Silbe erwähnt, doch dürfte die Redaktion 
den iranischen Atomstreit zumindest im Hinterkopf gehabt haben – immerhin der 
aktuelle Präzedenzfall in Sachen Proliferation von Atomwaffen. 
Die veränderte Bedrohungsanalyse drückt sich auch in den von der „Times“ 
anvisierten Gegenmaßnahmen aus. Noch zu Beginn der Untersuchungsphase plä-
diert sie ganz im Duktus der vorherigen für direkte Gespräche mit Teheran sowie 
die Aufhebung von Handelsbeschränkungen, sollte der Iran sein Streben nach 
Atomwaffen einstellen.1974 Dies ändert sich freilich nach Ahmadinedschads Ver-
nichtungsdrohungen an die Adresse Israels und dessen Leugnung des Holocaust. 
Jetzt bringt die „Times“ auch Sanktionen ins Spiel, nicht unbedingt zur sofortigen 
Umsetzung, wohl aber für die nähere Zukunft, sollte sich der Iran weiterhin jedem 
Kompromissangebot verweigern: „The U.N. Security Council should warn that it 
will impose sanctions unless the Natanz facility is again shut down.“1975 
Nachdem sich allerdings abzuzeichnen beginnt, dass an eine Verhängung von 
Sanktionen durch den UN-Sicherheitsrat bis auf Weiteres nicht zu denken ist, da 
insbesondere Moskau und Peking anderweitige Ziele verfolgen, agiert die „Times“ 
                                                          
1968 From Tehran to Moscow. In: LA Times vom 07.02.2006. 
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1970 Captives of History? In: LA Times vom 01.07.2005. 
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hinsichtlich der verbliebenen Optionen zunehmend ratloser. Dies spiegelt sich 
nicht allein in einem neuerlichen Anlauf zur Aufnahme von Verhandlungen wider, 
welcher wiederum ausschließlich Anreize, aber keine Druckmittel beinhaltet: „The 
United States needs to engage Iran in a frank negotiation: Forswear uranium en-
richment now, and we will talk about normalizing relations. Abandon Hamas and 
Hezbollah, and we will restart trade relations. This may well fail.“1976 Am deutlichs-
ten wird die „Times“, wenn sie sich vorübergehend sogar mit der Aussicht auf eine 
weitere Atommacht im Nahen Osten abfindet,1977 was zugleich den Ausschluss mi-
litärischer Mittel auch in letzter Konsequenz andeutet. Zwar lesen sich ihre Kom-
mentare in der Folge nicht mehr ganz so defätistisch, auch reicht ihre Zurückwei-
sung militärischer Mittel nicht mehr bis in alle Ewigkeiten.1978 Und doch lässt sie 
stets den geringen Handlungsspielraum erkennen, der dem Westen im Atomstreit 
noch verbleibt. So stellt sie nach Teherans Absage an die Vereinten Nationen kurz 
vor Ablauf des Ultimatums zum 31.08.2006 die Verhängung von Sanktionen zwar 
als wünschenswert dar, lässt aber die nächste Einschränkung sogleich folgen: „With 
oil off the table, diplomats are left mainly discussing ways to make life harder for 
Iran’s leaders, such as preventing them from getting visas or freezing their foreign 
assets. That probably won’t be enough.“1979 Letztlich habe die internationale Ge-
meinschaft kaum eine andere Wahl als weiterzumachen wie bisher, also: wirtschaft-
liche Vergünstigungen für Zugeständnisse und die Drohung mit Sanktionen bei 
anhaltender Verweigerung. Später räumt die „Times“ dann sogar offen ein, dass die 
zu verhängenden Sanktionen womöglich wirkungslos blieben, nichtsdestotrotz aber 
wichtig seien, um Zeichen zu setzen: „A failure to impose sanctions would [only] 
encourage Iran to continue temporizing.“1980 Alles in allem erweckt die „Times“ in 
dieser Phase nicht den Eindruck, als ob sie an eine baldige Beilegung des Konflikts 
glauben würde. 
Sobald die „Times“ Guantanamo bezüglich der Einhaltung etablierter Menschen-
rechts-Standards kritisiert hatte, bezog sich ihre Kritik zumeist auf die rechtliche Si-
tuation der Gefangenen, also etwa die Unmöglichkeit der Haftprüfung vor einem 
ordentlichen Gericht. Nach Abu Ghraib war diese allerdings noch um einen we-
sentlichen Aspekt erweitert worden, namentlich die Sorge um das körperliche 
Wohlergehen der Gefangenen. Letzteres steht auch in der aktuellen Untersu-
chungsphase zunächst im Vordergrund. 
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So zitiert sie gleich zu Beginn aus Darstellungen der „NY Times“ und des Ro-
ten Kreuzes, welche von „Erniedrigungen“ („humiliations“1981) sowie „psychologi-
scher und physischer Nötigung, die Folter gleichkomme“ („psychological and phy-
sical coercion ‚tantamount to torture‘“1982), in Guantanamo berichten. Zwar mag 
sich die „Times“ nicht endgültig festlegen, inwieweit diese Anklagen auch den Tat-
sachen entsprechen,1983 doch ihr gleichzeitiger Appell, den Gefangenen eine „hu-
mane Behandlung“ zukommen zu lassen, legt die Vermutung nahe, dass sie den 
Anschuldigen Glauben schenkt. Diese Einstellung spiegelt sich auch in ihrer Reak-
tion auf jenen „Newsweek“-Bericht wider, in dem fälschlicherweise von einer Ko-
ran-Ausgabe die Rede war, den das US-Wachpersonal von Guantanamo eine Toi-
lette heruntergespült hätte, um einen Gefangenen zu brechen.1984 Die anschließen-
den Unruhen in der arabischen Welt, bei denen mindestens 14 Menschen ums Le-
ben kamen, habe sich die Bush-Administration zumindest teilweise selbst zuzu-
schreiben: „For all the administration’s huffing and puffing about Newsweek get-
ting the story wrong, it has produced such a catalog of misdeeds at Abu Ghraib and 
Guantanamo that almost any allegation is instantly credited abroad. […] The  
United States has already been convicted in the court of world opinion for its 
treatment of its prisoners, and that’s the administration’s fault, not 
Newsweek’s.“1985 
Dies ist der Hintergrund, vor dem die „Times“ Mitte Mai 2005 erstmals for-
dert, das Gefangenenlager zu schließen: „Shutting down Guantanamo […] would 
help restore our reputation abroad.“1986 Eine Forderung, die hier noch die Aus-
nahme darstellt, aber schon im darauffolgenden Jahr zur Regel wird. Immer öfter 
kommen jetzt kritische Stimmen zu Wort, die eine Schließung Guantanamos ver-
langen – von den Vereinten Nationen über amerikanische Bürgerrechtler bis hin 
zum Generalstaatsanwalt von Großbritannien.1987 „Freunde der Vereinigten Staa-
ten“, deren Rat Bush beherzigen sollte: „President Bush should listen to them.“1988 
Ein Appell, der auch deshalb so betont wird, weil die „Times“ dem Präsidenten 
dessen Bekenntnis, dass er das Lager am liebsten schließen und den Gefangenen 
den Prozess machen würde, nicht abnimmt.1989 Niemand, auch nicht das anhängli-
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1988 No more excuses. In: LA Times vom 22.05.2006. 
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che Verfahren vor dem Obersten Gerichtshof, hindere Bush daran, Guantanamo 
sofort zu schließen, so die Redaktion: „To use a term familiar to the president, he, 
not the court, is the ‚decider‘ when it comes to prolonging the detention of all 
those at Guantanamo.“1990 
Anderweitige Einwände der Bush-Administration, die einer sofortigen Schlie-
ßung des Lagers im Wege ständen, werden bei dieser Gelegenheit ebenfalls entkräf-
tet. Geheimdienstlich verwertbare Informationen seien inzwischen, mehr als vier 
Jahre nach den Anschlägen vom 11. September, von den Gefangenen nicht mehr 
zu erwarten, so diese überhaupt jemals welche besessen hätten.1991 Angesichts der 
Umstände ihrer Inhaftierung, aber auch aufgrund der geringen Zahl an geplanten 
Verfahren vor Guantanamos umstrittenen Militärtribunalen geht die „Times“ oh-
nehin davon aus, dass die Mehrzahl der Gefangenen freigelassen werden könne. 
Und was die übrigen Verdächtigen betrifft; jene, von denen der US-Präsident mög-
licherweise nicht ganz zu Unrecht behauptet, dass sie die „Sicherheit des amerikani-
schen Volkes gefährden“? – „There is no reason they can’t be confined and tried in 
the United States.“1992 Tatsächlich scheint die „Times“ davon auszugehen, dass in 
jedem Fall gegen letztgenannte Gruppe Anklage erhoben werden könne – auf die 
Problematik der Verwertbarkeit ihrer Geständnisse angesichts deren Zustande-
kommens wird nicht weiter eingegangen. Zu schwer wiegt mittlerweile der 
Wunsch, jene „human rights embarrassment“,1993 die sich hinter Guantanamo ver-
berge, zu beenden. 
Freilich handelt es sich bei Guantanamo nicht um die einzige „Beschämung“ 
der Menschenrechte, die in dieser Untersuchungsphase publik wird, was die  
„Times“ auch entsprechend kenntlich macht. Schon im März 2005 glaubt sie, dass 
die Bush-Administration ein generelles Problem mit der Einhaltung fundamentaler 
Menschenrechte im Kampf gegen den Terror habe: „A nation that considers itself a 
beacon of freedom seems unable to practice the respect for law and human rights it 
ardently preaches to others.“1994 Da war gerade der Fall des syrisch-stämmigen Ka-
nadiers Maher Arar bekannt geworden, der im Jahr 2002 unter vermeintlichem Ter-
rorverdacht nach Syrien zum Verhör überführt worden war – wie sein Schicksals-
genosse el-Masri zwei Jahre später war Arar offensichtlich irrtümlich das Opfer ei-
ner „extraordinary rendition“ geworden. Diese Praxis, die hier erstmals jenseits des 
Atlantiks in den Fokus der Öffentlichkeit rückt, wird von der „Times“ auch umge-
hend als Verstoß gegen amerikanisches Recht und internationale Konventionen 
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verurteilt.1995 Später dann, nachdem el-Masri und andere ganz ähnliche Anschuldi-
gungen gemacht haben, verdeutlicht die „Times“, dass diese Praxis durch nichts – 
auch nicht den Kampf gegen den Terror – zu rechtfertigen sei: „Can this admi-
nistration truly believe the war on terrorism justifies snatching anyone it suspects, 
anywhere in the world, and interrogating him in secret prisons for any amount of 
time, all without any judicial oversight?“1996 
Die Kritik der „Times“ fällt auch deshalb so harsch aus, weil sie – entgegen 
den Beteuerungen der Bush-Administration – von Anfang an keine Zweifel hegt, 
dass die Überstellung von Terrorverdächtigen zum Verhör an Drittstaaten vor al-
lem einem Zweck dient, der Informationsgewinnung unter Einsatz von Folter: 
„U.S. law and international conventions bar sending prisoners to another nation 
unless there are strong assurances of humane treatment. The CIA says with a 
straight face that it gets those assurances before delivering suspects to jailers in 
Egypt, Syria, Saudi Arabia, Jordan and Pakistan – countries that have such abysmal 
human rights records that promises of decent treatment are a joke.“1997 Eine Ver-
hörmethode, die von der Redaktion strikt abgelehnt wird und das nicht nur, weil 
diese ungeeignet sei, zuverlässige Informationen zu produzieren beziehungsweise 
offensichtlich gegen die Genfer Konvention verstoße.1998 Gerade vor dem Hinter-
grund der Diskussion um die Verabschiedung des „Detainee Treatment Act of 
2005“, den die „Times“ konsequenterweise befürwortet,1999 argumentiert sie auch 
ganz grundsätzlich mit der Verletzung „amerikanischer Werte“ gegen den Einsatz 
von Folter.2000 Gleich mehrfach zitiert sie den republikanischen Senator und Mitini-
tiator der Gesetzesinitiative, John McCain, der, selbst ein Folteropfer in Vietnam, 
damals „große Stärke aus dem Glauben zog, dass wir [= gemeint sind die Vereinig-
ten Staaten; J.G.] anders waren als unsere Feinde, dass wir besser waren als sie“.2001 
Eine Überzeugung, welche die „Times“ mit McCain offensichtlich teilt. 
Entsprechend fällt ihr Urteil zu Bushs Umgang mit den Menschenrechten im 
Anschluss an die Folterdebatte und die Enthüllung von CIA-Geheimgefängnissen 
auf europäischem Boden aus: „The terrorist attacks of 9/11 killed nearly 3,000 
Americans. With its response to those attacks, the Bush administration threatens 
the very idea of America.“2002 Schließlich sei, so die Begründung der „Times“, diese  
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Art der Terrorbekämpfung, das Anlegen der Axt an konkrete „amerikanische 
Grundüberzeugungen“ wie das Folterverbot, „in some ways […] more damaging 
than any terrorist attack, because it comes from within“. 
6.4.2.3. Washington Post 
Allen politischen und wirtschaftlichen Fortschritten zum Trotz, die seit dem Sturz 
der Taliban natürlich auch erzielt und von der „Post“ entsprechend gewürdigt wur-
den, hatte sie doch gerade bei der Sicherheitslage eine Tendenz zum Negativen 
ausgemacht und sich einigermaßen besorgt ob der Lage in Afghanistan gezeigt. 
Ganz in diesem Sinne geht es auch in der vorliegenden Untersuchungsphase 
weiter. So betont die „Post“ zwar einerseits den „atemberaubenden Sprung“ nach 
vorn, den die ersten freien Parlamentswahlen für das Land bedeuteten,2003 anderer-
seits kleidet sie die Sicherheitslage in immer drastischere Worte. Wiederholt ist von 
„eskalierender Gewalt“2004 und „heftigen Kämpfen“2005 die Rede; ebenso von der 
Gefahr, dass Afghanistan eine ähnliche Entwicklung wie der Irak durchmachen 
könnte: „The danger is growing that Afghanistan could begin to look more like 
Iraq, with an entrenched insurgency that seriously disrupts reconstruction and be-
comes a magnet for Islamic extremists.“2006 Viereinhalb Jahre nach Beginn der 
Operation „Enduring Freedom“ vermittelt die „Post“ nicht von ungefähr den Ein-
druck, dass der schwierigste Teil am Hindukusch erst noch bevorsteht: „The U.S.-
led effort to transform this onetime base of al-Qaeda is far from over; in fact, it is 
still just beginning.“2007 
Nach wie vor steht das als unzureichend empfundene Engagement der inter-
nationalen Staatengemeinschaft in der Kritik. Obwohl bereits zu Beginn der Unter-
suchungsphase rund 17 000 US- und weitere 11 000 NATO-Soldaten im Einsatz 
sind, ist das der Redaktion noch immer nicht genug: „The military commitment 
[…] remains well short of what would be needed to fully pacify a sprawling country 
of 24 million people. […] More U.S. and NATO troops are needed to secure [Af-
ghanistan].“2008 Gleiches gelte für die Bereitstellung der Hilfsgelder, die gerade ein-
mal ausreichten, um die Hälfte des afghanischen Staatshaushaltes zu finanzieren.2009 
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Während die „Post“ die Lasten des von ihr geforderten, verstärkten Engage-
ments Amerika und Europa zu etwa gleichen Teilen aufbürdet, entzündet sich ihre 
Kritik vor allem am Beitrag der übrigen NATO-Staaten. Seit 2006 unterscheidet sie 
dabei zunehmend zwischen einzelnen Mitgliedern des Bündnisses. Während das 
Engagement Großbritanniens und Kanadas mehrfach als vorbildlich hervorgeho-
ben wird,2010 beschuldigt die „Post“ andere Verbündete, sich unnötigerweise auf 
Beiträge zur Friedenssicherung und zum Wiederaufbau zu beschränken. Obwohl 
sie zunächst keine Namen nennt,2011 steht schon bald Deutschland als Negativbei-
spiel im Fokus: „Other NATO governments are failing to commit their own sol-
diers as reinforcements; even worse, governments that already have troops in Af-
ghanistan, such as Germany, are refusing to consider transferring some of them to 
the south from the relatively peaceful bases they occupy.“2012 Abschließender Ap-
pell der „Post“: Wenn die NATO auch künftig eine stabile Allianz sein solle, dann 
müssten die angesprochenen Staaten ihre militärischen Anstrengungen am Hindu-
kusch entsprechend erhöhen.2013 
Von Anfang an hatte die „Post“ die Irak-Politik der Bush-Administration nahezu 
vorbehaltlos unterstützt und auch die Kriegsentscheidung selbst war lange Zeit 
nicht in Frage gestellt worden. Die vergeblichen Versuche Washingtons, das Land 
zwischen Euphrat und Tigris nachhaltig zu befrieden, waren allerdings auch an ihr 
nicht spurlos vorübergegangen. Ganz allmählich hatte die „Post“ damit begonnen, 
der Bush-Administration zumindest eine Mitschuld an der Entwicklung zuzu-
schreiben, und auch die Entscheidung zur Intervention am Golf wurde jetzt nicht 
mehr uneingeschränkt unterstützt. Zwar blieb das Eingeständnis aus, dass der 
Krieg womöglich ein Fehler war. Dennoch ließ die diesbezügliche Einschätzung, 
dass es für ein endgültiges Urteil noch immer viel zu früh sei, zumindest gewisse 
Selbstzweifel seitens der „Post“ erkennen. Keine Zweifel hatte sie indes an der 
fortgesetzten US-Präsenz im Irak aufkommen lassen. Unter Verweis auf die Ver-
antwortung, die man mit dem Einmarsch für die irakische Bevölkerung übernom-
men habe, schloss sie einen vorzeitigen Abzug geradezu kategorisch aus. Hinzu 
kam das fast schon demonstrative Bekenntnis, dass ein Erfolg im Irak – im Sinne 
einer Demokratisierung des Landes und der Region – noch immer möglich sei. 
Die Überzeugung, dass der amerikanische Einsatz noch immer einer guten 
Sache diene, weshalb ein vorzeitiger Abzug auch nicht in Frage komme, behält die 
„Post“ auch in der vorliegenden Untersuchungsphase zunächst noch bei. Aus-
drücklich verweist sie auf die Chancen, die sich aus der fortgesetzten US-Präsenz 
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an Euphrat und Tigris ergäben: „President Bush’s commitment to the Iraqi mis-
sion, and the continued sacrifices of young American soldiers and Marines, mean 
Iraq’s newly elected politicians will have a chance to write a constitution that ba-
lances majority rule with federalism.“2014 Auch angesichts der zunehmenden Gewalt 
im Irak sieht die „Post“ „keine Veranlassung“, die amerikanische Strategie von 
Grund auf in Frage zu stellen.2015 Vielmehr nimmt sie den Tod des 2000. US-
Soldaten zum Anlass, einmal grundsätzlich festzuhalten, dass das amerikanische 
Engagement die vielen Opfer auch wert sei: „What does matter is what has become 
from those sacrifices. The most brutal and dangerous dictator in the modern histo-
ry of the Middle East was deposed, and last week he was put on trial before an Ira-
qi court. Millions of Iraqis he oppressed continue to be grateful for their liberation; 
unlike most Americans, they still believe that the invasion was worth the cost.“2016 
Umgekehrt beschränkt sich ihre Kritik an der Irak-Politik Washingtons zumeist 
darauf, dass der Präsident die wahren Kosten des Krieges – an Material und Men-
schenleben – zu verschleiern suche.2017 Während die „Post“ einen Kampfeinsatz im 
Irak selbst auf Jahre hinaus für alternativlos hält und entsprechend bereit ist, einen 
solchen mitzutragen,2018 müsse Bush im Gegenzug auch so ehrlich sein, diese Posi-
tion öffentlich zu vertreten: „As U.S. servicemen continue to give their lives, the 
president must explain more clearly and more honestly why that is so – and why it 
is necessary.“2019 
Gleichwohl verliert auch die „Post“ allmählich ihren Elan, das amerikanische 
Irak-Engagement derart offensiv zu verteidigen. Künftig stehen vermehrt die Fol-
gen im Vordergrund, die sich aus einem vorzeitigen Abbruch des Einsatzes ergäben 
– namentlich eine erhebliche Zunahme des „Blutvergießens“2020 und ein „bedeu-
tender Sieg“2021 für al-Qaida. Die neue Argumentation hat dabei nicht allein mit der 
immer prekärer werdenden Sicherheitslage zu tun, sondern insbesondere mit den 
mannigfaltigen Problemen des Demokratisierungsprozesses. So begleitet die „Post“ 
die Verhandlungen über den irakischen Verfassungsentwurf mit ausgesprochener 
Skepsis. Vor allem stört sie sich an den darin enthaltenen föderalen Strukturen, die 
ihr viel zu „extrem“ ausfallen2022 – fürchtet sie doch eine de facto Dreiteilung des 
Landes zu Lasten der Sunniten, was wiederum die Gefahr eines Bürgerkriegs ver-
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größere.2023 Ausdrücklich gibt sie zu verstehen, dass der irakische Demokratisie-
rungsprozess „in die falsche Richtung“ laufe;2024 also dass das, was speziell von 
kurdischer und schiitischer Seite angestrebt wird, nicht im amerikanischen Interesse 
sei.2025 
Dieser pessimistische Tonfall wird sich im Laufe des Jahres 2006 noch ver-
schärfen. Etwa, wenn die „Post“ gleich zum Jahresauftakt von der schlimmsten 
Lage „seit dem Sturz Saddams“2026 spricht oder angesichts eines nach wie vor be-
fürchteten Auseinanderbrechens des Irak betont, dass es selbst dann noch triftige 
Gründe gebe, die eine Fortsetzung der US-Präsenz im Land rechtfertigten: „There 
may be outcomes the United States has no interest in defending […]. But even in 
the worst circumstances there will be vital U.S. security interests, such as […] pre-
venting the establishment of bases for al Qaeda and other terrorist movements. 
Even if American forces don’t take sides, a U.S. presence could limit the scale of 
the fighting and prevent overt intervention by other outside powers, such as Iran 
and Syria.“2027 
Wohl kommt Anfang Juni noch einmal kurzfristig so etwas wie Hoffnung auf. 
Damit reagiert die „Post“ auf die Tötung des Kopfes der al-Qaida im Irak, Musab 
al-Zarqawi,2028 sowie auf die Wahl Nouri al-Malikis zum irakischen Premierminis-
ter.2029 Selbst eine Fortsetzung des US-Engagements begründet die „Post“ jetzt 
damit, der „irakischen Demokratie [noch] eine Chance“ geben zu wollen.2030 
Doch nicht einmal zwei Monate später ist auch dieser Optimismus ver-
schwunden. Dem Eingeständnis, dass die USA nur wenig tun könnten, um die Si-
tuation im Irak zu retten, da die entscheidenden Schritte zur Aussöhnung von den 
Irakern selbst kommen müssten,2031 folgen mehr oder minder direkte Warnungen 
vor einem Scheitern der US-Mission.2032 Während die „Post“ einerseits die irakische 
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Post vom 06.10.2005; A Referendum’s Message. In: Washington Post vom 18.10.2005. 
2024 Iraq Slips Away. In: Washington Post vom 06.10.2005. 
2025 „If more Americans are to give their lives for Iraq, Mr. Bush should make clear that it can only be for a country 
that is federal but united.“ Preserving Iraq. In: Washington Post vom 03.09.2005. – „The United States […] 
must make clear to Shiite and Kurdish leaders […] that it will not support the de facto partition of the country 
or sacrifice U.S. lives to defend ministates created along ethnic and religious lines.“ A Referendum’s Message. 
In: Washington Post vom 18.10.2005. 
2026 Bombing an Iraqi Accord. In: Washington Post vom 10.01.2006. 
2027 New Questions in Iraq. In: Washington Post vom 12.03.2006. 
2028 „The elimination of its leader will surely contribute to stanching that civil conflict.“ A Good Day in Iraq. In: 
Washington Post vom 09.06.2006. 
2029 „Prime Minister Nouri al-Maliki represents the best and maybe last hope that a national government can stem 
sectarian bloodshed.“ A Boost From Mr. Bush. In: Washington Post vom 14.06.2006. 
2030 Ebd. 
2031 A Slipping Last Chance. In: Washington Post vom 26.07.2006. 
2032 „The president’s steadfastness would be much more impressive if it seemed to be attached to a winning strate-
gy. Sadly, the events of the past several weeks suggest otherwise.“ The Troops Stay On. In: Washington Post 
vom 23.09.2006. – „A change of course won’t necessarily rescue the U.S. mission in Iraq.“ Change Course in 
Iraq. In: Washington Post vom 22.10.2006. 
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Verantwortung für die künftige Entwicklung hervorhebt,2033 verlangt sie anderer-
seits eine Kurskorrektur seitens der Bush-Administration. Zunächst, indem sie die-
se auffordert, mehr Druck auf die Iraker auszuüben, sollten diese ihrer Verantwor-
tung nicht nachkommen;2034 später dann, indem sie ganz konkrete Schritte wie etwa 
eine stärkere Übertragung der militärischen Lasten auf die irakische Armee ver-
langt.2035 Auch wenn die „Post“ im Anschluss von einer „moralischen Verantwor-
tung“ der Vereinigten Staaten für einen Verbleib im Irak spricht, laufen ihre Forde-
rungen doch auf ein zumindest mittelfristiges Ausstiegsszenario hinaus. Soviel je-
denfalls scheint klar zu sein: Die noch zu Jahresbeginn vertretene Position, der zu-
folge die USA ihre Präsenz im Irak um jeden Preis aufrechterhalten müssten, hat 
ausgedient. 
Bis zuletzt unbeantwortet bleibt die Frage, inwieweit die Entscheidung für ei-
nen Krieg am Golf – und deren Unterstützung durch die „Post“ – angesichts der 
Situation im Irak, wie sich diese Ende 2006 darstellt, die richtige war. Deutlicher als 
je zuvor werden hingegen die Verantwortlichen benannt: „It […] seems clear that 
U.S. chances for success would have been far better than they are today were it not 
for the overwhelming and shocking incompetence with which the administration 
has managed the war. From the failure to produce a coherent postwar plan to the 
disastrous performance by the occupation authority that was belatedly installed, the 
Bush team turned a difficult mission into a near-impossible one.“2036 
Nie hatte die „Post“ auch nur die geringsten Zweifel an den Absichten Teherans 
aufkommen lassen, insgeheim die Entwicklung von Atomwaffen anzustreben. Ent-
sprechend hatte sie von Anfang an für einen harten Kurs im Umgang mit dem Iran 
plädiert; ohne Sanktionen, so ihre Implikation, würde Teheran kaum einlenken. 
Dass selbst ein vom Westen gemeinsam getragenes Wirtschaftsembargo nicht 
zwangsläufig zum Erfolg führen müsse, hatte die „Post“ freilich ebenfalls angedeu-
tet – und damit unausgesprochen auf die Alternativen verwiesen, vor denen man 
unter Umständen schon bald stehen könnte: Krieg gegen Teheran oder die Akzep-
tanz einer iranischen Atombombe. 
Diese vergleichsweise dramatische Tonlage behält die „Post“ auch in der vor-
liegenden Untersuchungsphase bei; etwa, wenn sie die Aussichten auf eine friedli-
che Beilegung des Konflikts als „düster“ einstuft: „The chances that the West will 
succeed in peacefully restraining Iran from building nuclear weapons [are] […] 
                                                          
2033 Vgl. u.a. A Boost From Mr. Bush. In: Washington Post vom 14.06.2006; A Slipping Last Chance. In: Washing-
ton Post vom 26.07.2006; Iraq’s Complications. In: Washington Post vom 03.09.2006; The Troops Stay On. In: 
Washington Post vom 23.09.2006; Change Course in Iraq. In: Washington Post vom 22.10.2006. 
2034 „We hope that Iraqi leaders will take the president’s implicit warning seriously and that if those decisions are 
not made, Mr. Bush will have the courage to rethink his policy.“ Iraq’s Complications. In: Washington Post 
vom 03.09.2006. 
2035 Change Course in Iraq. In: Washington Post vom 22.10.2006. 
2036 How to Lose a War. In: Washington Post vom 04.10.2006. 
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looking dismal.“2037 Oder, wenn sie mit Blick auf Europa zu der Feststellung ge-
langt, dass niemand mehr ernsthaft an den Absichten Teherans zweifeln könne: 
„Now there is no further room for obfuscation [= nachdem der Iran ein weitrei-
chendes Angebot über den garantierten Zugang zu atomarem Brennstoff bei 
gleichzeitigem Verzicht auf eigene Urananreicherung abgelehnt hatte; J.G.], and no 
further reason to give Iranians the benefit of the doubt: The real aim of the Iranian 
nuclear program is nuclear weapons, not electric power.“2038 Für einen gewissen 
Gegensatz sorgt einzig die Zahl der Kommentare selbst – nur drei Leitartikel be-
schäftigen sich im Laufe des Jahres 2005 mit der Causa Iran, was dem darin vertre-
tenen Alarmismus dann doch ein Stück weit zuwiderläuft. 
Eine merklich neue Dynamik gewinnt die Debatte zu Beginn des Jahres 2006, 
nachdem der Iran seine Versuche zur Urananreicherung wiederaufgenommen 
hat.2039 So reagiert die „Post“ auf den Bruch der Siegel an der Anreicherungsanlage 
in Natanz mit der Einschätzung, dass sich die Optionen der westlichen Staatenge-
meinschaft gerade „dramatisch verringert“ hätten.2040 Vor allem aber verbindet sie 
damit die Überzeugung, dass Teheran auch künftig keine Angebote des Westens 
annehmen werde: „The breaking of seals at its Natanz plant […] should end Euro-
pean hopes that economic favors could be exchanged for a permanent freeze.“2041 
Zugleich verknüpft sie ihre Warnungen vor einer iranischen Atombombe erstmals 
überhaupt mit der Bedrohung Israels. Letztlich steht damit die Frage im Raum, in-
wieweit der Westen einem Staat die Bombe überlassen kann, der öffentlich zur 
Vernichtung eines anderen aufruft.2042 
Verantwortlich für die jüngste iranische Eskalation macht die „Post“ in erster 
Linie die zurückhaltende Reaktion der Europäer auf frühere Provokationen Tehe-
rans;2043 mehrfacht sieht sich Europa jetzt dem Vorwurf des „Appeasements“ aus-
gesetzt.2044 Allerdings lässt die „Post“ auch nicht unerwähnt, dass Washington eine 
europäische Verhandlungsführung, die ausschließlich mit Anreizen operiert, zuletzt 
ebenfalls mitgetragen hatte.2045 
                                                          
2037 A Better Iran Strategy. In: Washington Post vom 04.03.2005. 
2038 Iran’s Nuclear Program. In: Washington Post vom 09.08.2005. 
2039 Was sich nicht zuletzt in der Zahl der Kommentare widerspiegelt – die hat sich nämlich in den ersten elf Mona-
ten des Jahres 2006 mit einem Sprung von drei auf elf annähernd vervierfacht. 
2040 Iran’s Nuclear Challenge. In: Washington Post vom 12.01.2006. 
2041 Ebd. 
2042 „If there is to be a credible alternative to military action against Iranian facilities – or the concession of nuclear 
weapons to a regime that openly advocates wiping Israel from the map – now is the time for Europe and the 
United States to agree on it.“ Ebd. – „Some rethinking [is in order] about how long it might be before the Ira-
nian regime can back up, with a nuclear weapon, its president’s threat to wipe Israel from the map.“ Iran’s Nu-
clear Progress. In: Washington Post vom 13.04.2006. 
2043 „As it is, the weak response to Iran’s last provocation, the reopening of a uranium conversion facility in August, 
probably encouraged this week’s escalation.“ Iran’s Nuclear Challenge. In: Washington Post vom 12.01.2006. 
2044 Vgl. u.a. ebd.; A Fake Bargain With Iran. In: Washington Post vom 08.03.2006. 
2045 Iran’s Nuclear Challenge. In: Washington Post vom 12.01.2006. 
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Entsprechend fordert die „Post“, was sie auch schon in der Vergangenheit ge-
fordert hatte, nämlich Sanktionen gegen Teheran. „Idealerweise“ hätte deren Ver-
hängung durch den UN-Sicherheitsrat zu erfolgen,2046 doch sollte dies am Wider-
stand Moskaus und Pekings scheitern, kann sich die Redaktion auch den Zusam-
menschluss einer neuen „Koalition der Willigen“ vorstellen: „While the means of 
the Security Council must be tried, Western governments should also begin fa-
shioning a policy of sanctions and containment for Iran that can be applied by a 
coalition of the willing.“2047 Mit Ablehnung reagiert sie hingegen auf anderweitige 
Ansätze; eine weitere Angebotsinitiative des Westens vom Mai 2006 wird ausdrück-
lich in Frage gestellt: „It’s worth asking: What exactly do the Bush administration 
and its allies hope to achieve through the latest proffer?“2048 Zu tief sitzt die Über-
zeugung, dass Teheran die Konsequenzen seines Handelns endlich spüren müsse, 
da die anhaltenden Verhandlungen bisher nur zu einem Ergebnis geführt hätten: 
„Two years of negotiations by European governments with Iran, backed by the 
United States, led only to more uranium enrichment. The objective now must be to 
induce Iran to stop that activity – not to talk more about it.“2049 
Ganz in diesem Sinne wird auch der Einsatz militärischer Mittel explizit in 
Erwägung gezogen: „Unless the diplomacy on Iran can be made to work, this ad-
ministration or its successor may have to choose between war and accepting Iran as 
a nuclear power.“2050 Fürs Erste freilich werden Militärschläge als wenig „effektiv“ 
abgelehnt,2051 umgekehrt wird sogar die Verhängung von Sanktionen als Mittel zur 
Verhinderung eines Krieges beworben.2052 Entsprechend gilt auch die Blockadehal-
tung Russlands und Chinas im UN-Sicherheitsrat als eine, die einen Krieg im Iran 
wahrscheinlicher mache: „Russian and Chinese officials may fear that international 
sanctions are a prelude to more drastic measures, such as U.S. military action. In 
fact, their resistance to sanctions only raises the chances that President Bush will 
see force as the only way to stop an Iranian bomb.“2053 So hat am Ende die Kritik 
an Moskaus und Pekings Haltung im Atomstreit längst jene an der als zu zögerlich 
empfundenen der Europäer abgelöst. Glaubt doch die „Post“, dass man die westli- 
  
                                                          
2046 Back to the Security Council. In: Washington Post vom 02.05.2006. 
2047 Iran’s Nuclear Challenge. In: Washington Post vom 12.01.2006. Vgl. ferner A Faltering Coalition. In: Washing-
ton Post vom 02.04.2006; Back to the Security Council. In: Washington Post vom 02.05.2006. 
2048 Another Pitch to Iran. In: Washington Post vom 11.05.2006. 
2049 A Faltering Coalition. In: Washington Post vom 02.40.2006. 
2050 Iran’s Nuclear Progress. In: Washington Post vom 13.04.2006. Vgl. ferner Iran’s Nuclear Challenge. In: Wa-
shington Post vom 12.01.2006. 
2051 Iran’s Nuclear Progress. In: Washington Post vom 13.04.2006. 
2052 Another Pitch to Iran. In: Washington Post vom 11.05.2006. 
2053 Wobbly Diplomacy. In: Washington Post vom 11.09.2006. Vgl. ferner Iran Stalls. In: Washington Post vom 
24.08.2006. 
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chen Verbündeten für die Verhängung von Sanktionen im Rahmen einer etwaigen 
„Koalition der Willigen“ durchaus gewinnen könne.2054 Im Falle Russlands und 
Chinas dürfte dies hingegen eher unwahrscheinlich sein. 
Nach dem 11. September hatte die „Post“ nicht eben zu den schärfsten Kritikern 
der Bush-Administration gehört, gerade auch was deren Umgang mit den Menschen-
rechten der in Guantanamo inhaftierten Terrorverdächtigen betraf. Zwar hatte sie 
deutlich gemacht, dass eine unbegrenzte Internierung ohne Anklage bei gleichzeiti-
ger Vorenthaltung wichtiger Rechte keine Dauerlösung sein könne. Eine Schlie-
ßung Guantanamos aber hatte sie nirgends explizit gefordert, und schon die Ankla-
ge der Terrorverdächtigen vor einem jener von der Bush-Administration favorisier-
ten Militärtribunale wäre ihr fürs Erste genug gewesen. All dies war jedoch nach 
Abu Ghraib zum größten Teil Makulatur geworden. Jetzt galt ihre Sorge ausdrück-
lich auch dem physischen Wohl der Gefangenen, und je mehr über die Hintergrün-
de des Skandals bekannt wurde, desto eher reifte bei ihr die Erkenntnis, dass die 
Bush-Administration ein generelles Problem bei der Einhaltung der Menschenrech-
te im Kampf gegen den Terror habe. Schließlich sei, so der Vorwurf der „Post“, in 
Abu Ghraib systematisch „erniedrigt, geschlagen, gefoltert und gemordet“ worden. 
Ganz unter dem Eindruck dieser Erkenntnis kommentiert die Redaktion auch 
die vorliegende Untersuchungsphase. In einer Deutlichkeit, die quantitativ wie qua-
litativ von keiner anderen untersuchten Tageszeitung erreicht wird, verurteilt sie 
den Umgang der Bush-Administration mit etablierten Menschenrechtsstandards. 
Wenn ihre Kritik an Guantanamo dennoch bisweilen eher zurückhaltend anmutet, 
dann liegt das vor allem daran, dass für die „Post“ das amerikanische Gefangenen-
lager auf Kuba nur ein Teil – und beileibe nicht der schwerwiegendste – eines sehr 
viel größeren Problems darstellt. 
So steht bei ihrer Kommentierung Guantanamos jetzt wieder die rechtliche Si-
tuation der Gefangenen im Vordergrund. Ausgiebig geht sie auf die fehlende 
Rechtsgrundlage im Umgang mit ausländischen Terrorverdächtigen ein; ein Aspekt, 
den später auch der Oberste Gerichtshof in seinem Urteil vom 29.06.2006 aufgrei-
fen wird: „Currently no federal statue governs where or how long a detainee may 
be held or what his rights are. […] No law governs whether he will be prosecuted, 
released, transferred to another country or indefinitely detained. No law guarantees 
him judicial review or access to counsel. The result a is a haphazard system driven 
more by convenience to the administration than by reason or justice.“2055 Frühzeitig 
hatte sie den US-Kongress aufgefordert, ein Gesetz zu verabschieden, das ein „an-
gemessenes Verfahren“ zur Bestimmung „feindlicher Kombattanten“ zum Inhalt 
                                                          
2054 A Faltering Coalition. In: Washington Post vom 02.04.2006. 
2055 The Detention Dilemma. In: Washington Post vom 19.06.2006. 
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habe.2056 Bei dieser Gelegenheit sollte sich die amerikanische Legislative auch gleich 
des Umstands annehmen, dass bis dato noch keinem einzigen Terrorverdächtigen 
der Prozess gemacht wurde. Zwar teilt die „Post“ Bushs Bedenken gegen eine Ein-
schaltung ziviler Gerichte, doch steht sie den als Ersatz angedachten Militärtribuna-
len mittlerweile ebenfalls höchst skeptisch gegenüber. Anstatt ein völlig neues Sys-
tem „von Grund auf“ zu kreieren,2057 welches dann nur selbst zum Gegenstand 
juristischer Auseinandersetzungen würde, sollte sich die Bush-Administration lieber 
auf das etablierte und weltweit akzeptierte System der Militärgerichtsbarkeit be-
schränken.2058 Wo es berechtigte Einwände gebe, etwa bezüglich des Schutzes klas-
sifizierter Informationen oder bei der Verwendung von Beweismitteln, sei das be-
stehende System entsprechend zu modifizieren.2059 In diesem Sinne lehnt sie auch 
sämtliche Entwürfe zum „Military Commissions Act of 2006“ ab: „Its fundamental 
problem […] is that it […] still seeks to create a wholly new trial mechanism rather 
than adapting the one America uses every day to the unique and challenging cir-
cumstances of prosecutions in this war.“2060 
Nur zögerlich reagiert die „Post“ hingegen auf die zunehmenden Rufe nach 
einer Schließung Guantanamos. Als sie die Forderung Mitte 2005 erstmals auf-
greift, bezeichnet sie diese zwar als „bedenkenswert“ („worth considering“), rea-
giert aber zugleich mit Skepsis, weil ein Ende des Lagers das eigentliche Problem 
des korrekten Umgangs Amerikas mit seinen Terrorverdächtigen nicht löste.2061 
Wenn sich die „Post“ der Forderung dennoch später anschließt, dann geschieht 
dies allein aufgrund des Guantanamo innewohnenden Symbolgehalts und auch nur 
höchst „widerwillig“: „Reluctantly, we have to agree: Guantanamo will have to be 
shuttered.“2062 Denn eigentlich hat die „Post“, was Amerikas Gefangenenpolitik 
betrifft, wesentlich drängendere Probleme ausgemacht: „The most urgent concerns 
of those pressing the Bush administration ought to be the closure of the CIA’s se-
cret facilities […]. Foreign prisoners held by the United States, wherever they may 
be, should receive Red Cross visits; their […] interrogation should be conducted 
according to a single set of rules consistent with the Geneva Conventions and the  
  
                                                          
2056 Congress Awakens. In: Washington Post vom 18.06.2005. 
2057 Sins of Commissions. In: Washington Post vom 27.03.2006. 
2058 Vgl. u.a. Congress Awakens. In: Washington Post vom 18.06.2005; The Guantanamo Trials. In: Washington 
Post vom 07.09.2005; Sins of Commissions. In: Washington Post vom 27.03.2006; Wanted: A System of Jus-
tice. In: Washington Post vom 21.06.2006; A Victory for Law. In: Washington Post vom 30.06.2006; A Flawed 
Proposal. In: Washington Post vom 29.07.2006. 
2059 Vgl. u.a. A Victory for Law. In: Washington Post vom 30.06.2006; A Flawed Proposal. In: Washington Post 
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2060 A Flawed Proposal. In: Washington Post vom 29.07.2006. 
2061 Beyond Guantanamo. In: Washington Post vom 12.06.2005. 
2062 Close Guantanamo? In: Washington Post vom 22.06.2006. 
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Convention Against Torture. […] It is the pursuit of these reforms, rather than the 
simple closure of Guantanamo, that ought to be in the focus of those who seek to 
address U.S. violations of human rights.“2063 
Womit auch jener Bereich amerikanischer Anti-Terror-Politik angesprochen 
wäre, auf dem die Bush-Administration aus Sicht der „Post“ ihre schwerwiegends-
ten Verfehlungen begangen hat, nämlich: „The hundreds of suspected enemy com-
batants who have been held incommunicado or subjected to abuse and torture, and 
the scores who may have been unlawfully killed, represent the single greatest failing 
of the United States in the war on terrorism.“2064 Dass Guantanamo hingegen nur 
bedingt in diese Auflistung gehört, macht die „Post“ an anderer Stelle deutlich.2065 
Tatsächlich gibt sie zu verstehen, dass vielen ausländischen Gefangenen schon ge-
holfen wäre, würde man sie nur in das umstrittene Lager auf Kuba überführen.2066 
Gemeint sind damit nicht nur die Insassen des im afghanischen Bagram gelegenen 
US-Militärgefängnisses, über deren Haftbedingungen man „alarmierend wenig wis-
se“.2067 Vor allem geht es der „Post“ um jene „ghost detainees“, die, ohne dass das 
Internationale Rote Kreuz Zugang zu ihnen hätte, völlig rechtlos an geheimen Or-
ten festgehalten werden. Vom amerikanischen Geheimdienst CIA in Drittstaaten 
entführt, wo sie oftmals Opfer von Folter würden. Diese Praxis wird von der 
„Post“ lange vor allen anderen untersuchten Medien bereits im Juli 2004 aufgegrif-
fen und hier als auch im Anschluss immer wieder aufs Schärfste verurteilt. Hierbei 
dürfte, neben genuinem Entsetzen über diese „systematische Verletzung von inter-
nationalem Recht und grundlegenden amerikanischen Werten“,2068 auch der Um-
stand eine Rolle spielen, dass die Existenz geheimer CIA-Gefängnisse ganz wesent-
lich durch investigative Recherchen von Mitarbeitern der „Post“ aufgedeckt wur-
de.2069 Regelmäßig fühlt sich die Redaktion angesichts einer US-Regierung, die ihre 
Gefangenen einfach „verschwinden“ lasse, an die Praktiken einschlägiger „Despo-
ten“ beziehungsweise notorischer „Drittwelt-Diktaturen“ erinnert.2070 Vor allem 
                                                          
2063 Ebd. 
2064 Beyond Guantanamo. In: Washington Post vom 12.06.2005. 
2065 „Guantanamo […] is not the worst problem.“ Rebellion Against Abuse. In: Washington Post vom 03.11.2005. 
2066 Close Guantanamo? In: Washington Post vom 22.06.2006. 
2067 Ebd. 
2068 The CIA’s Prisoners. In: Washington Post vom 15.07.2004. 
2069 So berichten Dana Priest und Joe Stephens bereits Mitte Mai 2004 in der „Washington Post“ von der Existenz 
geheimer CIA-Gefängnisse, u.a. in Afghanistan, Irak und Katar – vgl. Dana Priest/Joe Stephens, Secret World 
of U.S. Interrogation. In: Washington Post vom 11.05.2004. Anfang November 2005 ist es dann wiederum 
Dana Priest, die als erste den Betrieb sogenannter „Black Sites“ auch in Osteuropa enthüllt. Es ist dieser – spä-
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des amerikanischen Auslandsgeheimdienstes CIA anstößt – vgl. Dana Priest, CIA Holds Terror Suspects in Se-
cret Prisons. In: Washington Post vom 02.11.2005. 
2070 „In effect, these prisoners have ‚disappeared‘, like the domestic opponents of dictatorships that the State De-
partment annually critiques in its human rights report.“ Abuse in Secret. In: Washington Post vom 05.03.2005. 
– „Until recently, such ‚disappearances‘ were the signature of Third World dictatorships.“ A License to Abuse. 
In: Washington Post vom 17.09.2005. Vgl. ferner The CIA’s Prisoners. In: Washington Post vom 15.07.2004; 
The CIA’s Disappeared. In: Washington Post vom 26.10.2004; Rebellion Against Abuse. In: Washington Post 
vom 03.11.2005. 
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aber lässt sie keine Zweifel, dass es im Rahmen dieser Praxis zu systematischen 
Menschenrechtsverletzungen kommt, derer sich die Bush-Administration hier 
schuldig mache.2071 Entsprechend durchgängig steht die Forderung im Raum, der 
zugrunde liegenden Politik ein Ende zu bereiten2072 – neben allen anderen morali-
schen, ethischen und juristischen Gründen auch aus der ganz praktischen Erwä-
gung heraus, dass „extraordinary renditions“ im Anti-Terror-Kampf mehr Schaden 
als Nutzen anrichteten.2073 
Eng verbunden mit der Diskussion um die sogenannten „ghost detainees“ 
und maßgeblich mitverantwortlich für das verheerende Urteil, welches die „Post“ 
der Gefangenenpolitik der Bush-Administration ausstellt, ist deren Versuch der 
Legalisierung harscher Verhörmethoden. Schon unmittelbar nach Bekanntwerden 
der zunächst für Guantanamo genehmigten, später auch in Abu Ghraib angewand-
ten Richtlinien für Gefangenenverhöre hatte die „Post“ diese als „Rechtfertigungen 
zur Folter“ („justifications for torture“) identifiziert.2074 Sie waren auch der Hinter-
grund gewesen, vor dem die „Post“ der Bush-Administration erstmals „systemati-
sche Menschenrechtsverletzungen“2075 vorgeworfen hatte. Neuerlichen Auftrieb 
gewinnt die Diskussion mit der angestrebten Verabschiedung des „Detainee 
Treatment Act of 2005“ durch den US-Kongress – ein Gesetzesentwurf, den die 
„Post“ vorbehaltlos unterstützt. Nicht nur, weil weiteren „Kriegsverbrechen“ die 
Grundlage entzogen würde,2076 sondern auch, weil damit der einzige Grund für die 
Existenz der geheimen CIA-Gefängnisse wegfiele.2077 Der von Teilen der Bush-
Administration herrührende Widerstand wird von ihr hingegen als Versuch gewer-
tet, sich auch für künftige Menschenrechtsverletzungen nicht verantworten zu 
müssen: „That’s why President Bush and Vice President Cheney have worked so 
hard to stop the McCain amendment […]. They want to give themselves the au-
thority to commit human rights abuses without having to explain or justify them-
selves to the public, the world – or an impartial court.“2078 Ganz ähnlich argumen-
tiert die „Post“ auch später gegen die von der Bush-Administration beabsichtigte 
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ted since 2001.“ Palliatives for Prisoners. In: Washington Post vom 05.01.2005. 
2076 End the Abuse. In: Washington Post vom 07.10.2005. 
2077 A Weak Defense. In: Washington Post vom 06.12.2005. 
2078 Torture and the Constitution. In: Washington Post vom 11.12.2005. 
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Verabschiedung des „Military Commissions Act“. Bushs Werben hierfür wird ihm 
als „lobbying for torture“ ausgelegt;2079 die im Gesetzesentwurf enthaltenen Formu-
lierungen zur Einhaltung des dritten Artikels der Genfer Konvention2080 ließen nur 
einen Schluss zu: „The administration seems to want a system in which the military 
keeps its hands clean while the CIA does the dirty work of violating international 
law and humanitarian norms.“2081 
Wie groß die Entrüstung der „Post“ bezüglich der Menschenrechtsproblema-
tik des amerikanischen Anti-Terror-Kampfes wirklich ist, wird nie deutlicher als in 
der zweiten Junihälfte 2006, wenn sie den Methoden der Bush-Administration im 
Umgang mit ausländischen Terrorverdächtigen eine insgesamt siebenteiligen Serie – 
„Detention and Treatment of Foreign Prisoners“ – widmet. Schon die Einleitung 
liest sich wie eine Generalabrechnung mit der amerikanischen Gefangenenpolitik: 
„Nearly five years into a war between the United States and Islamic extremists, U.S. 
policies and practices for arresting, holding, interrogating and trying enemy mili-
tants are in a state of disarray unprecedented in modern American history. They 
shame the nation and violate its fundamental values.“2082 Nimmt man noch den 
Umstand hinzu, dass die „Post“ allein im Laufe dieser Untersuchungsphase – erste 
Vorwürfe hatte es bereits 2004 nach dem Skandal von Abu Ghraib gegeben – die 
US-Regierung mehr als ein halbes Dutzend Mal systematischer Menschenrechtsver-
letzungen bezichtigt,2083 so könnte das Bild, das sie von der Gefangenenpolitik der 
Bush-Administration zeichnet, verheerender kaum ausfallen. 
6.4.2.4. Chicago Tribune 
Nachdem das Interesse der „Tribune“ an Afghanistan schon in der zurückliegenden 
Untersuchungsphase alles andere als ausgeprägt war – gemessen an der Zahl der 
Kommentare –, ist es in der vorliegenden de facto nicht vorhanden. Lediglich ein 
einziger Leitartikel, der sich des Themas annimmt, erscheint in dieser Phase. Dabei 
hatte die Redaktion selbst unlängst noch das mangelhafte Interesse der internatio-
nalen Staatengemeinschaft kritisiert. 
  
                                                          
2079 A Defining Moment for America. In: Washington Post vom 15.09.2006. 
2080 Im fraglichen Artikel wird die menschenwürdige Behandlung von Kriegsgefangenen geregelt; verboten sind u.a. 
der Einsatz von Folter sowie die „erniedrigende und entwürdige Behandlung“ der Gefangenen. Vgl. Genfer 
Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen. Art. 3, 12.08.1949, S. 2. Vgl. ferner Fn. 1601. 
2081 Ending the Lawlessness. In: Washington Post vom 07.09.2006. 
2082 Imprisoned in Chaos. In: Washington Post vom 18.06.2006. 
2083 Vgl. u.a. Abuse in Secret. In: Washington Post vom 05.03.2005; Beyond Guantanamo. In: Washington Post 
vom 12.06.2005; End the Abuse. In: Washington Post vom 07.10.2005; „Policy“ Is Not Enough. In: Washing-
ton Post vom 08.12.2005; Torture and the Constitution. In: Washington Post vom 11.12.2005; Imprisoned in 
Chaos. In: Washington Post vom 18.06.2006; Close Guantanamo? In: Washington Post vom 22.06.2006; End-
ing the Lawlessness. In: Washington Post vom 07.09.2006. 
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Und so klingt schon ein wenig Selbstkritik durch, wenn die „Tribune“ ange-
sichts der jüngsten Auseinandersetzungen mit mehr als 300 Toten erstaunt fragt: 
„Wait – didn’t we win the war in Afghanistan in 2001? Wasn’t the Taliban routed 
by American firepower, the terrorist training camps leveled, Osama bin Laden and 
his ilk driven from their caves? Isn’t Afghanistan a success story?“2084 Obgleich sie 
sämtliche Fragen im Anschluss zustimmend bejaht, betont sie ebenfalls, dass der 
Kampf um Afghanistans Zukunft beziehungsweise gegen eine Rückkehr der Isla-
misten noch immer nicht entschieden sei. 
Ungeachtet aller Schwierigkeiten hält die „Tribune“ auch weiterhin am Af-
ghanistan-Einsatz fest, wie ihr Plädoyer an die Adresse der zunehmend kriegsunwil-
ligeren NATO-Staaten verdeutlicht: „The citizens of NATO countries providing 
forces need to know they’re assisting a reform-minded, democratically elected go-
vernment in the heart of a region plagued by violent Islamic radicalism. They need 
to know the sacrifice that will be required to get the job done. They need to know 
that this is a mission worth winning.“2085 Hintergrund ist die geplante und bis Ende 
2006 auch umgesetzte Ausweitung des NATO-Einsatzes in den umkämpften Sü-
den Afghanistans. Ein Vorhaben, das die „Tribune“ ausdrücklich unterstützt – ei-
nerseits, weil es ganz in der Tradition des Verteidigungsauftrags der NATO ste-
he,2086 andererseits, weil sie sich davon eine Entlastung der US-Truppen in Afgha-
nistan verspricht. Damit knüpft die Redaktion an frühere Kommentare an, in de-
nen sie vor allem unter den übrigen NATO-Ländern noch Reserven für den Ein-
satz am Hindukusch vermutet hatte. 
Während Teile der Bush-Administration und auch der amerikanischen Medien be-
reits unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September darauf gedrängt hatten, 
den „Krieg gegen den Terror“ auch in den Irak zu tragen,2087 war die Blattlinie der 
„Tribune“ weniger gradlinig verlaufen. Einer militärischen Intervention am Golf 
zunächst skeptisch gegenüberstehend, hatte sich ihre Einstellung angesichts eines 
als handlungsunfähig empfundenen UN-Sicherheitsrates nach und nach gewandelt. 
Am Ende hatte die „Tribune“ selbst zur Eile – unter Verweis auf die sich ver-
schlechternden klimatischen Bedingungen vor Ort – bei einem Einmarsch in den 
Irak gedrängt. Umso entschiedener hatte sie dann im Nachhinein die US-geführte 
Invasion verteidigt. Trotz des Eingeständnisses, dass die Bush-Administration den 
                                                          
2084 NATO and the common enemy. In: Chicago Tribune vom 02.06.2006. 
2085 Ebd. 
2086 „It is defending its members […] from organized terrorism.“ Ebd. 
2087 Woodward stellt insbesondere die führenden Köpfe im Pentagon, US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld 
und dessen Vize Paul Wolfowitz, als Befürworter eines Angriffs auf den Irak in unmittelbarer Reaktion auf die 
Anschläge vom 11. September dar. Vgl. Bob Woodward, Der Angriff. Plan of Attack, München 2004, S. 36ff. – 
Von den untersuchten Tageszeitungen ist in erster Linie das Editorial Board der „Washington Post“ zu nennen, 
das bereits vier Tage nach den Attentaten zu der bemerkenswerten Feststellung gelangt: „It is impossible to im-
agine the United States ‚winning‘ this war in any meaningful sense while Saddam Hussein remains in power in 
Iraq.“ Afghanistan. In: Washington Post vom 15.09.2001. 
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Wiederaufbau nur unzureichend geplant hätte, setzte sie sich doch vollumfänglich 
für die fortwährende US-Präsenz im Irak ein. Dabei ließ sie weder an der Mission 
noch an der Legitimität der Kriegsentscheidung auch nur die geringsten Zweifel 
aufkommen. Ausdrücklich bezeichnete sie das selbstgesteckte Ziel der Bush-
Administration, die Schaffung eines demokratischen Staatsapparates im Irak, als der 
vielen Opfer wert, und mehr als ein Jahr nach dem Fall Bagdads galten ihr mit 
Ausnahme der vermeintlichen Massenvernichtungswaffen sämtliche von der US-
Regierung angeführten Kriegsgründe als nach wie vor legitim. Womit die „Tri-
bune“ schon im zweiten Jahr der Operation „Iraqi Freedom“ einen merklichen 
Hang zur Rechtfertigung ihrer früheren Blattlinie offenbarte. Ein Bedürfnis, das 
auch in der aktuellen Untersuchungsphase zum Ausdruck kommt. 
So verbreitet die „Tribune“ gerade im Anschluss an die ersten freien Parla-
mentswahlen einen spürbaren Optimismus hinsichtlich der künftigen Entwicklung 
im Irak. Nicht ohne Genugtuung zitiert sie ausgewiesene Kritiker des Krieges, die 
angesichts der jüngsten Umwälzungen in der Region – „Zedernrevolution“ im Li-
banon, „Orangene Revolution“ in der Ukraine – ihre frühere Haltung zu überden-
ken scheinen, darunter auch die Online-Ausgabe des „Spiegel“: „Could George W. 
Bush be right?“2088 Wohl räumt die „Tribune“ ein, dass für die jüngsten Erfolge 
demokratischer Bewegungen im Nahen und Mittleren Osten monokausale Erklä-
rungen zu kurz griffen; dass der Sturz Husseins eine wichtige Rolle dabei gespielt 
habe, glaubt sie indes schon: „It’s premature to too tightly connect these dots […]. 
But all those things are happening in a region where, after Hussein’s dictatorship 
fell, the U.S. didn’t cut and run.“2089 Konkret auf die weitere Entwicklung des Irak 
bezogen, sieht die „Tribune“ die Aufständischen zunehmend in der Defensive. 
Zumindest weiß sie von mehreren Vorkommnissen zu berichten, bei denen sich 
einfache Iraker erfolgreich gegen Aufständische zur Wehr gesetzt hätten.2090 Auch 
betont die „Tribune“, dass das von vielen prophezeite Worst-Case-Szenario eines 
Bürgerkriegs bisher ausgeblieben sei – im Gegenteil entwickle sich der Irak gerade 
in die „entgegengesetzte Richtung“.2091 Begleitet werden diese Einschätzungen 
durch das immer wieder geäußerte, fast schon demonstrative Bekenntnis zur ame-
rikanischen Mission im Irak, welches einen vorzeitigen Truppenabzug geradezu 
kategorisch ausschließt: „American soldiers will remain […] as long as […] their 
mission is unfinished. That means building Iraq’s security forces to defeat militants 
bent on reversing history and reinforcing a stable, democratic government. When 
                                                          
2088 Um, „Could Bush be right?“ In: Chicago Tribune vom 06.03.2005. Für den von der „Tribune“ zitierten „Spie-
gel“-Artikel vgl. ferner Claus Christian Malzahn, Bush in Germany: Could George W. Bush Be Right? In: Spie-
gel.de vom 23.02.2005 (http://www.spiegel.de/international/0,1518,343378,00.html; 01.04.2014). 
2089 Stoking freedom, standing firm. In: Chicago Tribune vom 13.03.2005. 
2090 … a fresh spirit into Iraq. In: Chicago Tribune vom 29.03.2005. 
2091 „We are all Iraqis“. In: Chicago Tribune vom 08.04.2005. 
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those preconditions are met […] U.S. forces [can] return home.“2092 Dieses Be-
kenntnis – Rückzug erst, wenn ein gefestigter, demokratischer Irak entstanden ist, 
der sich selbst verteidigen kann – findet sich in unterschiedlicher Variation in nahe-
zu allen relevanten Kommentaren der ersten Jahreshälfte 2005 wieder. 
Allerdings beginnt die „Tribune“, ihren ausgeprägten Optimismus im weiteren 
Jahresverlauf allmählich zu verlieren. Die Bilanz des Irak-Kriegs klingt jetzt durch-
wachsener,2093 Rückschläge werden eingeräumt2094 und ein vorzeitiger Abzug vor 
allem deshalb abgelehnt, weil er den Aufständischen in die Hände spiele.2095 Nicht 
verändert hat sich hingegen ihr klares Bekenntnis zur Mission im Irak: „The point 
was – and is – to create a free, peaceful and democratic Iraq that will play a leading, 
positive role in the changing landscape of the Middle East.“2096 
Ebenfalls Produkt dieser gewandelten Lageeinschätzung, vor allem aber auf-
fälligster Ausdruck eines offensichtlich nach wie vor bestehenden Rechtfertigungs-
drucks ist die zum Jahresende 2005 die Editorial-Seiten beherrschende, insgesamt 
zehnteilige Reihe „The road to war – Assessing the case for war with Iraq“.2097 Um-
fang und Aufmachung, welche sich vom gewöhnlichen Layout der Zeitung abhe-
ben, machen deutlich, wie wichtig der „Tribune“ die Serie ist.2098 Umfassend analy-
siert sie darin die von der Bush-Administration vorgebrachten neun Argumente,2099 
mittels derer ein militärisches Eingreifen einst begründet wurde und was aus diesen, 
knapp zwei Jahre nach Beginn der Invasion, geworden ist. Während manches Ar-
gument durchaus als fehlerhaft beziehungsweise nicht zutreffend eingestuft wird – 
darunter die vermeintlichen irakischen Massenvernichtungswaffen ebenso wie et-
waige Verbindungen Husseins zu Osama bin Ladens al-Qaida –, vermag die „Tri-
                                                          
2092 Who will fail America’s ideals? In: Chicago Tribune vom 02.02.2005. Vgl. ferner … a fresh spirit into Iraq. In: 
Chicago Tribune vom 29.03.2005; A haunted nation raises. In: Chicago Tribune vom 06.05.2005. 
2093 „No path home has materialized.“ The unfinished job in Iraq. In: Chicago Tribune vom 19.06.2005. 
2094 „There have been setbacks.“ The human sacrifice. In: Chicago Tribune vom 28.10.2005. 
2095 Vgl. u.a. The unfinished job in Iraq. In: Chicago Tribune vom 19.06.2005; The war in Washington. In: Chicago 
Tribune vom 22.11.2005. 
2096 Ebd. 
2097 Vgl. The road to war – Biological and chemical weapons. In: Chicago Tribune vom 20.11.2005; The road to 
war – Iraq rebuffs the world. In: Chicago Tribune vom 25.11.2005; The road to war – The quest for nukes. In: 
Chicago Tribune vom 30.11.2005; The road to war – The once and future threat. In: Chicago Tribune vom 
04.12.2005; The road to war – Did Iraq export Terror? In: Chicago Tribune vom 07.12.2005; The road to war – 
„The virus of democracy“. In: Chicago Tribune vom 11.12.2005; The road to war – Iraq and Al Qaida. In: Chi-
cago Tribune vom 14.12.2005; The road to war – Butchery in Baghdad. In: Chicago Tribune vom 18.12.2005; 
The road to war – „Your liberation is near“. In: Chicago Tribune vom 21.12.2005; The road to war – Judging 
the case for war. In: Chicago Tribune vom 28.12.2005. 
2098 Tatsächlich erscheinen in den jeweiligen Ausgaben keine weiteren Leitartikel, auch unterbleibt der Abdruck von 
Leserbriefen und vereinzelt entfällt sogar, der doppelseitigen Aufmachung geschuldet, die Op.-Ed.-Seite. 
2099 Konkret werden von der „Tribune“ die nachfolgenden neun Argumente für einen Sturz Saddam Husseins 
genannt, wobei es durchaus zu inhaltlichen Überschneidungen kommt: (1) der Besitz biologischer und chemi-
scher Waffen, (2) die Missachtung einschlägiger UN-Resolutionen, (3) die Wiederaufnahme eines Atomwaffen-
programms, (4) die Prävention künftiger vom Irak ausgehender Gefahren, (5) die Unterstützung von Terroris-
ten, (6) die demokratische Reformierung des Nahen und Mittleren Ostens, (7) die Verbindungen zu al-Qaida, 
(8) die Menschenrechtsverletzungen im Inland sowie die Angriffskriege gegen Nachbarstaaten, (9) die Etablie-
rung einer demokratischen Regierung im Irak. 
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bune“ dennoch keine bewusste Irreführung der Öffentlichkeit erkennen und 
spricht die Bush-Administration von derartigen Vorwürfen ausdrücklich frei.2100 
Insgesamt aber sieht sie sich nach allem, was über die Menschenrechtsverletzungen 
des Baath-Regimes in der Zwischenzeit bekannt geworden ist, beziehungsweise 
angesichts des demokratischen Neuanfangs, den die Invasion den Irakern über-
haupt erst ermöglicht habe, in ihrem damaligen Urteil bestätigt: „Seventeen days 
before the war, this page reluctantly urged the president to launch it. We said that 
every earnest tool of diplomacy with Iraq had failed to improve the world’s securi-
ty, stop the butchery – or rationalize years of UN inaction. We contended that Sad-
dam Hussein, not George W. Bush, had demanded this conflict. […] The totality of 
what we know now […] affirms for us our verdict of March 2, 2003.“2101 
Nach dieser umfassenden Abhandlung scheint die Legitimitätsdebatte über 
den Irak-Krieg für die „Tribune“ beendet zu sein, jedenfalls wird sie im weiteren 
Verlauf nicht noch einmal aufgegriffen. Was die Einschätzung der Lage selbst be-
trifft, so klingen die Prognosen der Redaktion inzwischen merklich pessimistischer 
– wenngleich sie stets darum bemüht ist, die Situation nicht einseitig schlecht zu 
reden. So betont sie zwar die Gefahr eines Bürgerkriegs, gibt aber zugleich zu ver-
stehen, dass die aktuelle Entwicklung nicht zwangsläufig in einen solchen münden 
müsse.2102 Exemplarisch ihre Reaktion auf die Zerstörung der Goldenen Moschee 
von Samarra, wenn sie sogleich auch die Chancen betont, die aus dem Attentat er-
wüchsen: „Or we will remember it as the moment when Iraq proved it could rise 
above the greatest outrage, could resist the natural impulse to meet violence with 
greater violence, could show its resilience against those who sought to destroy it by 
exploiting ethnic and religious tensions.“2103 
Noch immer bekennt sich die „Tribune“ zur Irak-Mission und will von einem 
vorzeitigen Abzug der US-Truppen nichts wissen. Allerdings unterscheiden sich 
ihre Begründungen inzwischen deutlich von jenen, die noch vor Jahresfrist geäu-
ßert wurden. So wird jetzt die Schaffung einer stabilen irakischen Regierung als Vo-
raussetzung für einen Truppenabzug betont – dass diese zwangsläufig auch eine 
demokratisch verfasste sein müsse, findet hingegen keine Erwähnung mehr.2104 
Noch niedriger liegen die selbstgesteckten Ziele kurze Zeit später. Nunmehr heißt 
es, dass sich die USA einen „failed state“ im Irak schlechterdings nicht leisten 
könnten, weshalb ein Abzug auch nicht in Frage komme: „Abandoning Iraq to the 
                                                          
2100 „We do not see the conspiracy to mislead.“ The road to war – Judging the case for war. In: Chicago Tribune 
vom 28.12.2005. 
2101 Ebd. 
2102 Vgl. u.a. The tipping point. In: Chicago Tribune vom 24.02.2006; Iraq on the edge. In: Chicago Tribune vom 
17.03.2006; The art of compromise in Iraq. In: Chicago Tribune vom 24.04.2006; Iraq and Arab pride. In: Chi-
cago Tribune vom 09.08.2006. 
2103 The tipping point. In: Chicago Tribune vom 24.02.2006. 
2104 No deadline, no retreat. In: Chicago Tribune vom 23.06.2006. 
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merciless militias and terrorists is not a strategy. U.S. forces that left tomorrow 
would be back soon, under even worse circumstances. An Iraq torn apart by civil 
war, a failed state, would be a homeland for terrorists worldwide, much as Afgha-
nistan was.“2105 Angesichts solcher Einschätzungen wirkt die erstmals Ende Okto-
ber 2006 auftauchende Forderung nach einem Kurswechsel nur mehr folgerichtig, 
zunächst freilich verbunden mit einem weiteren Appell, den Krieg im Irak nicht 
verloren zu geben: „Tactics and strategies need to change, but the goal in Iraq […] 
shouldn’t: Prevailing in the war is vital to the security of this country.“2106 
Im Detail bleibt die „Tribune“ allerdings ausgesprochen vage, wie der gefor-
derte Kurswechsel genau aussehen soll. Ersten in Washington kursierenden Ge-
rüchten über vermeintliche Vorschläge der „Iraq Study Group“ erteilt sie jedenfalls 
vorab recht deutliche Absagen, darunter auch der Idee einer vorübergehenden 
Truppenaufstockung. Eher kann sie sich eine stärkere Verantwortungsübernahme 
seitens der Iraker vorstellen: „Iraqis have to be pushed and encouraged to take re-
sponsibility for their country’s security.“2107 Eines allerdings könnten sich die USA 
nicht leisten: „We cannot despair. A stable and free Iraq is too important to that 
region and to the rest of the world.“2108 
Frühzeitig hatte sich die „Tribune“ festgelegt und allen Dementis aus Teheran zum 
Trotz die Überzeugung vertreten, dass der Iran tatsächlich nach Atomwaffen streb-
te. Dieses Vorhaben galt es unter allen Umständen zu durchkreuzen, hielt sie doch 
die Gefahr der Proliferation für überdurchschnittlich hoch – bei einem Staat, der 
enge Verbindungen zu regionalen Terrororganisationen wie der Hisbollah und 
Hamas pflegte. Zugleich hatte die „Tribune“ wiederholt auf Geheimdienstberichte 
verwiesen, die eine iranische Atombombe für das Jahr 2007 prognostizierten; dass 
also die Zeit für eine friedliche Beilegung des Konflikts allmählich knapp wurde. 
All dies resultierte dann in einem harten Kurs gegenüber Teheran, der von Anfang 
an auf Druckmittel setzte. Entsprechend wurden auch, je länger sich der Konflikt 
hinzog, militärische Optionen zunehmend thematisiert. Zwar scheute die Redakti-
on einen weiteren Krieg am Golf, doch wurde dieser als letztes Mittel zur Verhin-
derung einer iranischen Atombombe stets mit eingeplant. Vor allem aber sah sie in 
ihm ein legitimes Mittel zum Aufbau einer Drohkulisse; die einzige Sprache, die 
Teheran mutmaßlich überhaupt verstand. Diesen Kurs wird sie auch in der vorlie-
genden Untersuchungsphase weitgehend beibehalten. 
                                                          
2105 Iraq and Arab pride. In: Chicago Tribune vom 09.08.2006. 
2106 A new path for Iraq. In: Chicago Tribune vom 23.10.2006. Vgl. ferner The nation’s new warrior. In: Chicago 
Tribune vom 09.11.2006; Ideas on Iraq’s future. In: Chicago Tribune vom 24.11.2006. 
2107 Ideas on Iraq’s future. In: Chicago Tribune vom 24.11.2006. 
2108 Ebd. 
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Noch immer bestimmen die Warnungen vor einer iranischen Atombombe das 
Bild.2109 Insbesondere nachdem der Iran auch das jüngste Angebot der internatio-
nalen Gemeinschaft – garantierte Belieferung mit Nuklearbrennstoff für den Ver-
zicht auf eigene Urananreicherung – ausgeschlagen und im Gegenzug die eigene 
Urankonversion wieder aufgenommen hat, lässt die „Tribune“ kaum eine Gelegen-
heit aus, um auch die letzten Zweifel an den wahren Absichten Teherans für obso-
let zu erklären.2110 Dies gilt umso mehr, nachdem Irans neu gewählter Präsident 
öffentlich zur Vernichtung Israels aufgerufen hat: „Ahmadinejad is doing a fine job 
[…] dispelling any lingering doubts about its intentions to build – and use – nuclear 
weapons. The only thing clearer would be a mushroom cloud.“2111 Einzig der prog-
nostizierte Zeitraum bis zur Realisierung der iranischen Atombombe wird etwas 
weiter gefasst als noch zuvor. Nunmehr gilt die Sprachregelung, dass der Iran in-
nerhalb der „nächsten Jahre“2112 beziehungsweise „ein paar Jahre später als ur-
sprünglich veranschlagt“2113 im Besitz von Kernwaffen sein werde. 
Dieses Bedrohungsszenario kombiniert die „Tribune“ mit heftiger Kritik an 
der europäischen Verhandlungsführung. Dabei vermittelt sie den Eindruck, dass 
die Europäer Teherans Spiel auf Zeit überhaupt erst möglich machten; unter ande-
rem auch deshalb, weil für den Kontinent „billions of Euros in trade“ auf dem 
Spiel ständen.2114 Nicht von ungefähr erhebt die Redaktion den Vorwurf, dass die 
Europäer bei gleichbleibender Verhandlungsführung Gefahr liefen, sich endgültig 
den Ruf der „masters of appeasement“ einzuhandeln.2115 Ende Oktober erklärt sie 
schließlich Europas Verhandlungsbemühungen – mehr als zwei Monate, nachdem 
der Iran seine Urankonversion wieder aufgenommen hat – für „gescheitert“.2116 
Zugleich hält sich die „Tribune“ mit Alternativvorschlägen zur europäischen 
Verhandlungsstrategie vorerst noch zurück. UN-Sanktionen räumt sie angesichts 
des russischen und chinesischen Widerstands im Sicherheitsrat nur geringe Aus-
sicht auf Erfolg ein;2117 Militärschläge werden zwar als „letzte Option“ und Druck-
mittel ausdrücklich in Erwägung gezogen,2118 zugleich jedoch als „unattraktiv“2119 
und „hochproblematisch“2120 bis auf Weiteres zurückgestellt. All dies ändert sich 
                                                          
2109 Vgl. u.a. Friendship – and business. In: Chicago Tribune vom 11.02.2005; The mullahs’ nukes. In: Chicago 
Tribune vom 04.03.2005; Nuclear nonsense. In: Chicago Tribune vom 25.05.2005. 
2110 „Tehran’s actions leave no reasonable doubt that it is bent on building a bomb.“ Answering Iran. In: Chicago 
Tribune vom 19.08.2005. – „Iran’s not interested in nuclear power. It wants to build nuclear weapons. […] Pre-
tending otherwise is dangerous.“ A new deal for Iran? In: Chicago Tribune vom 12.11.2005. 
2111 Iran drops a bomb. In: Chicago Tribune vom 31.10.2005. 
2112 The mullahs’ nukes. In: Chicago Tribune vom 04.03.2005. 
2113 Answering Iran. In: Chicago Tribune vom 19.08.2005. 
2114 The mullahs’ nukes. In: Chicago Tribune vom 04.03.2005. 
2115 Iran, Europe and true intentions. In: Chicago Tribune vom 03.09.2005. 
2116 Iran drops a bomb. In: Chicago Tribune vom 31.10.2005. 
2117 Nuclear nonsense. In: Chicago Tribune vom 25.05.2005. 
2118 Answering Iran. In: Chicago Tribune vom 19.08.2005. 
2119 Nuclear nonsense. In: Chicago Tribune vom 25.05.2005 
2120 Answering Iran. In: Chicago Tribune vom 19.08.2005. 
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jedoch zu Jahresbeginn 2006, nachdem der Iran auch seine Versuche zur Uranan-
reicherung wiederaufgenommen hat. Womit der Atomkonflikt eine merklich neue 
Dynamik entfaltet. 
Entsprechend deutlich fällt die Reaktion der „Tribune“ aus. Zwar hatte sie ih-
re Skepsis ob der europäischen Verhandlungsführung schon zu früheren Anlässen 
bekundet; nach der jüngsten iranischen Provokation aber erteilt sie einer etwaigen 
Verhandlungslösung eine endgültige Absage: „[It] has been obvious for months, if 
not years: Negotiations with Iran over its nuclear ambitions have reached a ‚dead 
end.‘“2121 Es sei „genug geredet“2122 worden, so die Überzeugung der „Tribune“ – 
jetzt müsse Teheran endlich Konsequenzen spüren. Ein letztes Mal ergeht der 
Vorwurf des „Appeasements“ an die Europäer, mehr noch: „The Europeans were 
utterly foolish in their faith that they could reason with the radical regime.“2123 Zu-
gleich ergreift die „Tribune“ argumentativ die Offensive. Spätestens jetzt sei es an 
der Zeit, dass der UN-Sicherheitsrat Sanktionen verhänge2124 – und auch militäri-
sche Mittel werden vor diesem Hintergrund wieder verstärkt in Erwägung gezo-
gen.2125 Der damit verbundenen Gefahren ist sich die Redaktion durchaus bewusst; 
allein, es gilt die Überzeugung, dass die Risiken einer iranischen Atombombe noch 
größer sind. Zustimmend zitiert sie in diesem Zusammenhang den republikani-
schen Senator McCain: „‚There is only one thing worse than military action,‘ said 
Sen. John McCain (R-Ariz.) at an international security conference in Munich. ‚That 
is a nuclear armed Iran.‘“2126 Wohlwollend registriert die „Tribune“, dass sowohl 
Washington als auch Jerusalem militärische Mittel im Umgang mit Teheran nicht 
ausschließen.2127 Käme es zu einer entsprechenden Konfrontation mit dem Iran, 
hätte sich die internationale Staatengemeinschaft diese selbst zuzuschreiben: „If 
[…] Israel or some other nation launches a military response, the condemnation 
from some quarters will be expressed in harsher terms than ‚losing patience.‘ But if 
it happens, remember […] how Iran has challenged the world, again and again, and 
[how] the world has blinked, again and again.“2128 
  
                                                          
2121 Iran and the art of appeasement. In: Chicago Tribune vom 13.01.2006. 
2122 … but not in Tehran. In: Chicago Tribune vom 04.03.2006. 
2123 Iran and the art of appeasement. In: Chicago Tribune vom 13.01.2006. 
2124 Vgl. u.a. ebd.; Confronting Iran, at last. In: Chicago Tribune vom 06.02.2006; Iran in the cross hairs. In: Chica-
go Tribune vom 12.04.2006; Deadlines and defiance. In: Chicago Tribune vom 29.04.2006; The UN’s moment. 
In: Chicago Tribune vom 03.05.2006; Rope-a-dope diplomacy. In: Chicago Tribune vom 28.06.2006; … with 
Iran on the attack. In: Chicago Tribune vom 23.07.2006. 
2125 Vgl. u.a. Iran and the art of appeasement. In: Chicago Tribune vom 13.01.2006; Confronting Iran, at last. In: 
Chicago Tribune vom 06.02.2006; Iran in the cross hairs. In: Chicago Tribune vom 12.04.2006. 
2126 Confronting Iran, at last. In: Chicago Tribune vom 06.02.2006. 
2127 Vgl. u.a. Iran and the art of appeasement. In: Chicago Tribune vom 13.01.2006; Iran in the cross hairs. In: 
Chicago Tribune vom 12.04.2006. 
2128 Iran and the art of appeasement. In: Chicago Tribune vom 13.01.2006. 
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Diese Sorgen kommen nicht von ungefähr. Denn obgleich die „Tribune“ den 
UN-Sicherheitsrat wiederholt zum Handeln auffordert, scheint dabei stets die alte 
Skepsis durch, die sie dem höchsten UN-Gremium bereits im Vorfeld des Irak-
Kriegs entgegengebracht hatte. War es damals Frankeich, das im Mittelpunkt stand, 
so ziehen jetzt vor allem Russland und China die Kritik der „Tribune“ auf sich.2129 
Die bewegt sich in bekannten Bahnen: „The credibility of the council is now at 
stake,“ mahnt die Redaktion Ende April 2006.2130 Noch eindringlicher ihre War-
nung nur wenige Tage später, in der es heißt: „If the council follows its […] recent 
history of avoidance when confronted by nations flouting its will, then it will […] 
have failed in its central mission, the reason that the word ‚security‘ is in its name. 
The world will become a more dangerous place.“2131 
Auch nachdem die IAEA den iranischen Atomstreit an den UN-Sicherheitsrat 
überwiesen hat, drängt die „Tribune“ zur Eile. Sarkastisch kommentiert sie den 
Umstand, dass sich das jüngst von ihr geforderte Ultimatum2132 in UN-Resolution 
1696 nur eingeschränkt wiederfindet: „This latest deadline doesn’t trigger sanctions 
[…] but more discussions [Hervorhebung im Original; J.G.] on sanctions. This after 
Iran has swatted away proposal after proposal for many years. […] Amazing.“2133 
Zwar könnten sich die Sanktionen auch für den Westen als durchaus „schmerz-
haft“ erweisen, wie die „Tribune“ einräumt. Gleichwohl: „The day Iran announces 
that it has build a nuclear weapon will be more painful.“2134 Oder anders gefragt: 
„Which is scarier: $4-a-gallon gas or a nuclear Iran?“2135 Und so dominiert auch in 
der Folge die Forderung nach einem strengen Sanktionsregime.2136 Alles andere 
hingegen sei, so die Überzeugung der Redaktion, „zum Scheitern verurteilt“.2137 
Anfangs hatte die „Tribune“ Guantanamo noch vehement verteidigt; Vorwürfe, 
dass das Lager gegen etablierte Menschenrechts-Standards verstoße, wurden als anti-
amerikanisch motiviert zurückgewiesen. Später hatte sich ihre Einstellung jedoch 
zunehmend gewandelt. Zwar wurde den ursprünglichen Beweggründen der Bush-
Administration, die im Januar 2002 zur Überstellung der ersten afghanischen Ter-
rorverdächtigen nach Kuba geführt hatten, auch weiterhin viel Verständnis entge-
gengebracht. Zugleich hatte die „Tribune“ jedoch klargestellt, dass das, was seiner-
zeit als Ad-hoc-Entscheidung durchaus vertretbar gewesen war, anderthalb Jahre 
                                                          
2129 Vgl. u.a. ebd.; Confronting Iran, at last. In: Chicago Tribune vom 06.02.2006; Iran in the cross hairs. In: Chica-
go Tribune vom 12.04.2006; Deadlines and defiance. In: Chicago Tribune vom 29.04.2006. 
2130 Deadlines and defiance. In: Chicago Tribune vom 29.04.2006. 
2131 The UN’s moment. In: Chicago Tribune vom 03.05.2006. 
2132 Rope-a-dope diplomacy. In: Chicago Tribune vom 28.06.2006. 
2133 Deadlines and defiance. In: Chicago Tribune vom 07.08.2006. 
2134 Ebd. 
2135 Squeezing Iran. In: Chicago Tribune vom 27.08.2006. 
2136 Vgl. u.a. Europe blinks again. In: Chicago Tribune vom 01.09.2006; No is no is no… In: Chicago Tribune vom 
15.09.2006. 
2137 Squeezing Iran. In: Chicago Tribune vom 27.08.2006. 
456 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
später viel von seiner Legitimität verloren hatte. Nicht, dass sie eine Schließung des 
Lagers gefordert hätte; wohl aber, dass den Gefangenen endlich eine Möglichkeit 
geboten werde, die Gründe ihrer Haft überprüfen zu lassen. 
Diese Blattlinie behält die „Tribune“ auch in der vorliegenden Untersu-
chungsphase bei, zumindest nachdem Guantanamo wieder eingehender themati-
siert wird – noch 2005 ist das Lager praktisch kein Thema.2138 Immer noch vertei-
digt sie die Anfänge Guantanamos: „At the outset of the war on terrorism, this de-
tention facility answered a vital question: where to house people, captured in Af-
ghanistan and elsewhere, who were believed to be members of Al Qaeda, the Tali-
ban and other violent groups. Like a conventional prisoner-of-war camp, its prima-
ry purpose was to remove enemy soldiers from the fight until it is over.“2139 Auch 
später ist davon die Rede, dass die Gründe, die zu Guantanamo geführt hätten, 
„gerechtfertigt“2140 beziehungsweise „größtenteils gerechtfertigt“2141 gewesen seien. 
Allerdings, und hier setzt die Kritik der „Tribune“ an, habe es die Bush-
Administration in der Folgezeit versäumt, ihre Gefangenenpolitik auf menschen-
rechtliche Bedenken hin entsprechend anzupassen.2142 Zu den größten Versäumnis-
sen zählt die Redaktion die noch immer unklare Rechtslage der Gefangenen hin-
sichtlich ihrer dauerhaften Internierung.2143 Die Möglichkeit der Haftprüfung, die 
ihnen nach dem Urteil des Supreme Courts vom 28.06.2004 seitens der Bush-
Administration eingeräumt wurde, wird als unfair abgelehnt,2144 derweil es diese 
noch immer nicht geschafft habe, auch nur einem einzigen Insassen vor den ange-
strebten Militärtribunalen den Prozess zu machen.2145 Als weiteres schweres Ver-
säumnis wertet die „Tribune“ die Nichtanwendung der Genfer Konvention, was 
den Einsatz harscher Verhörmethoden überhaupt erst ermöglicht habe.2146 Zwar 
werden Misshandlungs- beziehungsweise Foltervorwürfe nie direkt erhoben, auch 
gibt sie immer wieder zu verstehen, dass die wenigsten Anschuldigungen bewiesen  
  
                                                          
2138 Mit einer Ausnahme – vgl. A gulag at Gitmo? In: Chicago Tribune vom 29.05.2005 –, in der die Anschuldigun-
gen Amnesty Internationals, dass Guantanamo der „Gulag unserer Zeit“ sei, als „billige Übertreibung“ bzw. 
„Theatralik“ scharf zurückgewiesen werden. 
2139 Should we close Guantanamo? In: Chicago Tribune vom 14.05.2006. 
2140 Not so fast. In: Chicago Tribune vom 04.07.2006. 
2141 Rules for captured terrorists. In: Chicago Tribune vom 10.09.2006. 
2142 „The administration declined to alter its approach to accommodate human rights considerations.“ Not so fast. 
In: Chicago Tribune vom 04.07.2006. 
2143 Vgl. u.a. Should we close Guantanamo? In: Chicago Tribune vom 14.05.2006; Suicide at Guantanamo. In: 
Chicago Tribune vom 13.06.2006; Not so fast. In: Chicago Tribune vom 04.07.2006. 
2144 „The most valid and persistent complaint about the detention process is that prisoners at Guantanamo have 
been denied the chance to contest the allegations against them in a fair and independent inquiry. In their status 
review hearings, they are not allowed to see the evidence against them or to have lawyers.“ Suicide at Guan-
tanamo. In: Chicago Tribune vom 13.06.2006. 
2145 Ebd. 
2146 Should we close Guantanamo? In: Chicago Tribune vom 14.05.2006. 
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seien.2147 Und doch scheint auch die „Tribune“ davon ausgehen, dass die Vorwürfe 
nicht völlig unberechtigt sind, andernfalls würde sie wohl kaum auf eine Besserung 
der Haftbedingungen drängen.2148 
Gemäß den vorgenannten Kritikpunkten formuliert die Redaktion ihre Forde-
rungen an die Bush-Administration. Neben der schon erwähnten Verbesserung der 
Unterbringung der Gefangenen verlangt sie wiederholt, diesen ihr vom Obersten 
Gerichtshof verbrieftes Recht auf Habeas Corpus, also das Recht auf ein ordentli-
ches Haftprüfungsverfahren, einzuräumen: „The terrorism suspects at Guantana-
mo must get their own day in court, as the U.S. Supreme Court rightly ruled.“2149 
Denn wenn die Bush-Administration von der Schuld der Inhaftierten wirklich 
überzeugt sei und diese einwandfrei belegen könne, dann habe sie auch faire Ver-
fahren der Haftprüfung nicht zu fürchten.2150 Mit einer Umsetzung dieser Forde-
rungen wäre den Gefangenen jedenfalls weit mehr geholfen, als mit einer Schlie-
ßung Guantanamos, die dann auch entsprechend abgelehnt wird: „Changes such as 
these would be less dramatic than simply emptying out the camp, but they would 
be a better solution to the problems that Guantanamo has come to represent.“2151 
Schließlich sei ein Ende des Gefangenenlagers vor allem ein symbolischer Akt, 
derweil keines der eigentlichen Probleme gelöst werde – müssten die Gefangenen 
doch im Anschluss auf andere US-Einrichtungen verteilt werden. Sie einfach frei-
zulassen sei nämlich auch keine Option: „With the war in Afghanistan continuing 
and Al Qaeda still actively working to shed American blood, simply releasing them 
would be […] suicidal.“2152 
Und so reagiert die „Tribune“ mit durchaus gemischten Gefühlen auf die 
Verhandlungen zur Vorbereitung des „Military Commissions Act of 2006“. Wäh-
rend sie den von der Bush-Administration eingeschlagenen Weg über die Legislati-
ve anfangs begrüßt,2153 stößt der geplante Ablauf der Militärtribunale schon bald 
auf Ablehnung, da dieser kein faires Verfahren garantiere.2154 Am Ende gibt sich die 
„Tribune“ abwartend – der Kompromiss im Kongress sei zwar „alles andere als  
  
                                                          
2147 „It may be difficult to separate fact from fiction in the stories told by prisoners.“ A gulag at Gitmo? In: Chicago 
Tribune vom 29.05.2005. – „Prisons […] are not pleasant places. The fact that some inmates would choose to 
kill themselves is hardly proof of abuse.“ Suicide at Guantanamo. In: Chicago Tribune vom 13.06.2006. 
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ideal“ ausgefallen,2155 gleichwohl werde erst die Zeit zeigen, inwieweit sich das neue 
Gesetz bewähre: „Until the bill is put into practice – and tested in the courts – it’s 
impossible to know if its flaws outweigh its virtues.“2156 
Dass der „Military Commissions Act“ derart umstritten ist, hängt nicht zuletzt 
mit den darin enthaltenen Bestimmungen in Bezug auf Artikel 3 der Genfer Kon-
vention zusammen – Bestimmungen, welche die Anwendung harscher Verhörme-
thoden durch den amerikanischen Auslandsgeheimdienst CIA bei entsprechender 
Lesart auch weiterhin legitimieren. Dass die „Tribune“ derartige Methoden strikt 
ablehnt, hatte sie bereits im Umfeld des „Detainee Treatment Act of 2005“ deutlich 
gemacht. Folter, so die Redaktion damals wie heute, führe zu keinen zuverlässigen 
Ergebnissen, verstoße gegen das Gesetz sowie internationale Abkommen und brin-
ge schlussendlich auch die eigenen Soldaten in Gefahr.2157 Trotzdem zeigt sie sich 
mit dem verabschiedeten Gesetzestext auch in dieser Hinsicht einigermaßen zu-
frieden. „Gut“ sei, so die „Tribune“, dass „gravierende Verstöße“ gegen die Genfer 
Konvention nunmehr strikt verboten seien.2158 Freilich müssten diese erst noch 
genauer definiert werden, wie sie an anderer Stelle einräumt. 
Insgesamt aber spielen etwaige Menschenrechtsverstöße jenseits von Guanta-
namo kaum eine Rolle. Die Debatte um folterähnliche Verhörmethoden wird allen-
falls am Rande der jeweiligen Gesetzgebungsprozesse gestreift, die Aufdeckung 
geheimer CIA-Gefängnisse und die damit eng verbundene Praktik der „extraordi-
nary renditions“ erst gar nicht thematisiert.2159 
6.4.2.5. Zusammenfassung der vierten Phase 
Wie schon in den vorangegangenen beiden Phasen zu beobachten war, so geben 
die Kommentare der untersuchten US-Zeitungen auch in dieser ein, je nach Analy-
sefeld, durchaus heterogenes Bild amerikanischer Außenpolitik ab. Während die 
Einschätzungen zu Afghanistan und Guantanamo weitgehend einheitlich ausfallen, 
sind die übrigen Themenfelder noch immer einigermaßen umstritten. Allerdings  
  
                                                          
2155 The White House relents. In: Chicago Tribune vom 23.09.2006. 
2156 Vice and virtue in detainee bill. In: Chicago Tribune vom 02.10.2006. 
2157 Vgl. u.a. A vote on torture. In: Chicago Tribune vom 01.11.2005; Listen to McCain and Powell. In: Chicago 
Tribune vom 17.09.2006. 
2158 Vice and virtue in detainee bill. In: Chicago Tribune vom 02.10.2006. 
2159 Tatsächlich bedarf es erst einer Anklageerhebung wegen Entführung gegen 25 ehemalige, noch immer aktive 
CIA-Mitarbeiter durch die italienische Justiz Anfang Januar 2007, damit sich die „Tribune“ erstmals mit besag-
ter Praktik auseinandersetzt. Weder Beschreibung („Under the Bush administration’s policy of ‚extraordinary 
rendition‘, American agents capture suspected terrorists and transfer them to the custody of governments that 
are known to use cruel methods to extract information. In this way, the U.S. government gets any intelligence 
obtained through such techniques, but without having to use brutality itself. Critics call this approach ‚out-
sourcing torture.‘“) noch Urteil („That policy has begun to bite back.“) fallen dabei sonderlich positiv aus, ob-
gleich auch eine wesentlich drastischere Wortwahl sicher möglich gewesen wäre. Vgl. Rendering abuse. In: Chi-
cago Tribune vom 10.01.2007. 
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zeichnet sich zumindest in der Causa Irak eine gewisse Annäherung ab. Im vierten 
Jahr der Operation „Iraqi Freedom“ scheinen die ganz großen Kontroversen der 
Vergangenheit anzugehören. 
Während sich auch fünf Jahre nach dem Sturz der Taliban noch immer kein 
Ende des Afghanistan-Einsatzes abzeichnet, wird die dortige Situation nach wie vor 
weitgehend einheitlich beurteilt. Unumstritten und von jeder Redaktion auch deut-
lich herausgearbeitet wird der Umstand, dass sich die Lage am Hindukusch seit der 
zurückliegenden Untersuchungsphase nicht zum Besseren gewandelt hat – im Ge-
genteil. Drei der vier beschreiben in der Wortwahl durchaus unterschiedlich, in der 
Tendenz aber übereinstimmend eine Negativspirale, bei der insbesondere der wie-
derholte Vergleich mit dem Irak auffällt – letzterer war in der vorangegangenen 
Untersuchungsphase noch kein Thema gewesen. „NY Times“ und „LA Times“ 
gehen dabei sogar noch einen Schritt weiter und räumen offen die Möglichkeit ei-
ner Niederlage des Westens in Afghanistan ein. Einzig die „Tribune“ hält sich mit 
vergleichbaren Szenarien zurück, was allerdings auch am generellen Desinteresse 
liegen mag, das sie dem Thema Afghanistan entgegenbringt. So gibt sie im einzig 
relevanten Leitartikel, der in der vorliegenden Untersuchungsphase erscheint, 
gleichwohl zu verstehen, dass der Kampf um Afghanistans Zukunft noch immer 
nicht entschieden sei. Kleinere Unterschiede ergeben sich dann lediglich bei der 
Frage, wer die unbefriedigende Lage am Hindukusch primär zu verantworten habe. 
Während „NY Times“ und „LA Times“ vor allem der Bush-Administration die 
Schuld geben – bemängelt werden insbesondere deren als zu einseitig empfundene 
Konzentration auf den Anti-Terror-Kampf sowie die Eröffnung eines weiteres 
Kriegsschauplatzes im Irak –, verortet die „Post“ erhebliche Versäumnisse bei allen 
involvierten Staaten gleichermaßen. Einig ist man sich gleichwohl wieder in den 
Forderungen an die internationale Staatengemeinschaft. Unabhängig davon, welche 
Verantwortung der Bush-Administration an der Gesamtsituation zugeschrieben 
wird, richtet sich die übereinstimmende Forderung nach mehr Soldaten nahezu 
ausnahmslos an die übrigen Mitglieder des NATO-Bündnisses. Zu sehr belastet der 
Irak-Krieg mittlerweile die amerikanischen Ressourcen, als dass man noch nach 
zusätzlichen US-Truppen verlangen würde. So sehen alle vier in der ungleichen 
Lastenverteilung innerhalb des NATO-Bündnisses ein Problem, wobei zumindest 
„LA Times“ und „Post“ die Verweigerungshaltung Berlins als Negativbeispiel ex-
plizit hervorheben. Einzig die „Post“ erkennt in der unterschiedlichen Belastung 
auch eine generelle Gefahr für den Fortbestand der NATO. 
Nach wie vor verfolgen die Redaktionen bei ihrer Kommentierung des The-
mas Irak recht unterschiedliche Ansätze; noch immer spiegelt sich darin die frühere 
Positionierung zur Kriegsentscheidung der Bush-Administration wider. Und doch 
zeichnet sich bis zum Ende der vorliegenden Untersuchungsphase zumindest in 
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Teilen ein gewisser Konsens ab, jedenfalls was die allgemeine Lageeinschätzung 
und die Notwendigkeit eines Kurswechsels in der von Washington verfolgten Irak-
Strategie betrifft. Zu einer Neubewertung der Intervention selbst kommt es indes 
nicht. 
Dabei scheint es gerade zu Beginn der aktuellen Untersuchungsphase so, als 
böte sich angesichts einer Reihe revolutionärer Umwälzungen in der Region die 
Gelegenheit zu mehr Einigkeit in Sachen Irak. Immerhin drei der vier wissen die 
Entwicklungen rund um die ersten freien Parlamentswahlen vom 30.01.2005 aus-
drücklich zu würdigen und vergessen dabei auch nicht zu erwähnen, dass der von 
der Bush-Administration betriebene Sturz Husseins gleichsam als Katalysator ge-
wirkt habe. Einzig die „LA Times“ reagiert betont zurückhaltend. Und doch ist der 
jeweilige Kontext ein völlig anderer. Wo die „NY Times“ in einer erfolgreichen 
Demokratisierung des Irak lediglich den letzten legitimen Kriegsgrund sieht, fühlen 
sich „Post“ und „Tribune“ in ihrer früheren Haltung geradezu bestätigt. Vor allem 
letztere reagiert mit unverhohlener Genugtuung auf die neue Situation, wenn sie 
eine Reihe von Kriegsgegnern ausführlich zitiert, die angesichts der jüngsten Ent-
wicklungen an ihrer Ablehnung zu zweifeln begonnen haben. 
Derartige Differenzen zwischen Befürwortern und Gegnern der Invasion set-
zen sich auch in der Folge fort. So überwiegt bei „NY Times“ und „LA Times“ 
schon bald wieder die Skepsis ob der weiteren Entwicklung im Irak. Zwar begrü-
ßen beide den Aufbau demokratischer Strukturen, doch werden bei der Gelegen-
heit vor allem die Defizite des neuen Staatsapparates betont. Bis Ende 2005 spre-
chen beide bereits ganz konkret von der Gefahr eines „Bürgerkriegs“ – eine Ein-
schätzung, die sich nach dem verheerenden Anschlag von Samarra im Februar 2006 
noch verfestigen soll. Gleichzeitig greifen beide ihre bereits in der vorangegangenen 
Untersuchungsphase geäußerten Forderungen nach einer Abzugsperspektive wie-
der auf. Wohl lehnen sowohl „NY Times“ als auch „LA Times“ einen vorzeitigen 
Abzug aus dem Irak ab, zugleich aber drücken beide ihr Unbehagen an Washing-
tons gegenwärtiger Strategie aus, wenn sie wahlweise dem Präsidenten die Ausstel-
lung von „Blankoschecks“ an die irakische Führung vorwerfen beziehungsweise als 
mittelfristiges Ziel eine „substanzielle Reduzierung“ der eigenen Truppenstärke ver-
langen. 
Ganz anders liest sich die Argumentation der Kriegsbefürworter. Sowohl 
„Post“ als auch „Tribune“ wollen zumindest für 2005 von einem Bürgerkrieg noch 
nichts wissen und stellen sich demonstrativ hinter die US-Mission im Irak. Zwar 
räumen beide im weiteren Jahresverlauf gewisse Rückschläge ein, doch halten sie an 
der grundsätzlichen Zielsetzung im Sinne einer Demokratisierung des Landes aus-
drücklich fest. Einem etwaigen Truppenabzug aus dem Irak wird sogar mehrfach 
vehement widersprochen. Zumindest die „Tribune“ zeigt in dieser Phase auch 
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noch einen starken Hang, die frühere Kriegsentscheidung zu rechtfertigen. Am 
deutlichsten tritt dies in der insgesamt zehnteiligen Artikelserie „The road to war – 
Assessing the case for war with Iraq“ zutage, in der sie akribisch die verschiedenen 
Kriegsbegründungen der Bush-Administration auflistet und was aus diesen gewor-
den ist. Dabei fühlt sich die „Tribune“ in der Summe der Argumente in ihrem frü-
heren Urteil bestätigt. 
Nach Samarra kommt es gleichwohl zu einer Annäherung der unterschiedli-
chen Positionen. Auch „Post“ und „Tribune“ wollen jetzt die Gefahr eines Bürger-
kriegs erkannt haben, wenngleich sie stets darum bemüht sind, die Lage im Irak 
nicht als eine einseitig negative darzustellen. Vor allem aber setzt sich bei allen die 
Erkenntnis durch, dass die verbliebenen Möglichkeiten der USA, das Ruder im Irak 
noch herumzureißen, ziemlich begrenzt sind. Entsprechend betonen alle vier die 
Rolle, welche die Iraker bei einer nachhaltigen Stabilisierung zwischen Euphrat und 
Tigris spielen müssten und verlangen unisono eine stärkere Verantwortungsüber-
nahme seitens Bagdads. So diese nicht freiwillig erfolge, müsse eine solche eben 
durch verstärkten Druck auf die irakische Führung, notfalls mit der Drohung eines 
US-Abzugs, forciert werden. 
Entsprechend drängen alle vier im letzten Quartal 2006 auf eine Kurskorrek-
tur der Bush-Administration. Nur „NY Times“ und „LA Times“ untermauern die-
se Forderung mit der Feststellung, dass der Krieg nicht mehr zu gewinnen sei be-
ziehungsweise es bestenfalls noch um die Abwendung eines Worst-Case-Szenarios 
gehen könne. Keine Einigkeit herrscht hingegen in der Frage, wie die verlangte 
Kurskorrektur im Detail aussehen soll. Nur so viel scheint klar zu sein: Ohne ein 
verstärktes Engagement seitens der Iraker wird es nicht gehen, während sich ein 
einfaches „Weiter so wie bisher“ von selbst verbiete. 
Nachdem mit der „LA Times“ auch die letzte der vier untersuchten US-
Zeitungen ihre Zurückhaltung aufgegeben hat, ist man sich zumindest einig, was 
die vermuteten Absichten Teherans betrifft, in den Besitz von Atomwaffen zu ge-
langen. Strittig bleibt indes, wie drängend die Bedrohung aus dem Iran wirklich ist – 
was wiederum Auswirkungen auf die präferierten Gegenmaßnahmen hat. 
So fällt insbesondere die unterschiedliche Zeitspanne auf, welche die Redakti-
onen für eine Realisierung der iranischen Absichten veranschlagen. Während „NY 
Times“ und „LA Times“ zunächst noch versucht sind, den Eindruck zu erwecken, 
dass Teheran etliche Jahre vom Bau einer Atombombe entfernt sei, mithin also ge-
nügend Zeit für eine Einigung bleibe, geben sich „Post“ und „Tribune“ von Beginn 
an wesentlich alarmistischer. So glaubt die Chicagoer Redaktion, dass der Iran sein 
Ziel innerhalb der „nächsten Jahre“ erreichen könne, derweil die Washingtoner 
Kollegen eine friedliche Beilegung des Konflikts bereits mehr oder weniger ausge-
schlossen haben. Entsprechend heftig fällt die Kritik an den ergebnislos verlaufen-
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den Verhandlungen der Europäer aus: „Appeasement“ lautet der häufigste Vorwurf 
der beiden, während sich „NY Times“ und „LA Times“ erst gar nicht mit der Ver-
handlungsführung Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens auseinanderset-
zen. 
Zwei Ereignisse binnen weniger Monate sorgen dann allerdings für zusätzli-
che Brisanz im Atomstreit. Da sind zunächst die Drohungen gegen Israel, ausge-
sprochen vom neu gewählten iranischen Präsidenten Ahmadinedschad, die zumin-
dest bei einem Teil der untersuchten Tageszeitungen zu der Überlegung führen, 
inwieweit man einen Staat, der anderen mit Vernichtung droht, überhaupt in die 
Nähe von Atomwaffen lassen kann. Vor allem aber ist es dann die Wiederaufnah-
me der Urananreicherung, die überall den Ruf nach Konsequenzen in Gestalt von 
Sanktionen laut werden lässt, bei „Post“ und „Tribune“ auch zu konkreten Überle-
gungen zum Einsatz militärischer Mittel führt. Zwar gelangen beide zu dem 
Schluss, dass die Zeit für entsprechende Gegenmaßnamen noch nicht reif ist, doch 
immerhin werden Militärschläge inzwischen ernsthaft als mögliche Alternative dis-
kutiert. Dabei vermittelt insbesondere die „Tribune“ den Eindruck, dass sie zur 
Verhinderung einer iranischen Atombombe auch zum Äußersten bereit ist – mö-
gen die Folgen eines weiteren US-geführten Militärschlags in der Region auch ver-
heerend sein, die einer iranischen Atomwaffe wären schlimmer. Wohl wollen auch 
„NY Times“ und „LA Times“ militärische Maßnahmen in letzter Konsequenz 
nicht völlig ausschließen, doch handelt es sich hierbei eher um theoretische Be-
kenntnisse – näher in Erwägung gezogen wird die militärische Option nicht. 
Wenig später ist es mit der neu gewonnenen Einigkeit dann auch schon wie-
der vorbei, da angesichts des russischen und chinesischen Widerstands im UN-
Sicherheitsrat mit einer raschen Verhängung von Sanktionen nicht zu rechnen ist. 
Woraufhin sich „NY Times“ und „LA Times“ zunehmend ratloser zeigen; am 
deutlichsten die Zeitung aus New York, wenn sie die US-Regierung zwischenzeit-
lich dazu auffordert, mittels stiller Diplomatie einen Regimewechsel im Iran zu for-
cieren, wofür immerhin eine komplette Dekade veranschlagt wird. Ganz anders 
„Post“ und „Tribune“: Ungeachtet der Patt-Situation im Sicherheitsrat drängen 
beide mit Nachdruck auf die Verabschiedung von Sanktionen, notfalls auch an den 
Vereinten Nationen vorbei im Verbund mit den europäischen Partnern, gleichsam 
einer Neuauflage der „Koalition der Willigen“. Und wo „NY Times“ und „LA  
Times“ eher auf den Faktor Zeit setzen, um eine Einigung im Sicherheitsrat doch 
noch herbeizuführen, warnt insbesondere die „Tribune“ wie schon im Vorfeld des 
Irak-Kriegs vor einem Glaubwürdigkeits- und Autoritätsverlust des höchsten UN-
Gremiums, sollte sich dieses nicht in der Lage zeigen, Sanktionen gegen Teheran zu  
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verhängen. Dabei sind sich zumindest im Grundsatz alle einig, dass die einzige 
Chance auf ein iranisches Einlenken darin besteht, ein strenges Sanktionsregime zu 
errichten. Garantiert ist ein solcher Ausgang freilich nicht. 
Nirgends sieht sich die Bush-Administration ähnlich harscher Kritik ausge-
setzt wie bei ihrem Verzicht auf etablierte Menschenrechts-Standards, und dabei sind 
sich die vier US-Zeitungen in ihrer Ablehnung auch noch weitgehend einig. Als 
schärfste Kritikerin hat sich mittlerweile die „Post“ profiliert, doch verurteilt sie 
nichts, was nicht auch bei den anderen negativ ins Gewicht fiele – nur eben nicht 
so umfangreich und in der Wortwahl etwas zurückhaltender. 
Längst ist dabei Guantanamo nicht mehr die einzige Verfehlung, die der 
Bush-Administration angelastet wird. Doch noch immer zieht das Gefangenenlager 
in der Karibik einen Großteil aller Kritik auf sich, was auch daran liegen mag, dass 
Guantanamo inzwischen zu einem Symbol menschenrechtlicher Verfehlungen im 
amerikanischen Anti-Terror-Kampf geworden ist. So verlangen mittlerweile drei 
der vier die Schließung des Lagers – lediglich die „Tribune“ argumentiert, dass mit 
einer Verbesserung der Haftbedingungen und der überfälligen Gewährung des 
Rechts auf Haftprüfung den Insassen mehr geholfen wäre als mit einer Auflösung 
Guantanamos, was allenfalls symbolische Wirkung hätte. Entsprechende Forderun-
gen finden sich freilich auch in allen übrigen Zeitungen wieder, gegebenenfalls 
noch um den Wunsch ergänzt, den Gefangenen endlich den Prozess zu machen. 
Wobei zumindest „NY Times“ und „LA Times“ davon auszugehen scheinen, dass 
letzteres nur eine Minderheit beträfe – in ihrer Mehrzahl könnten die Gefangenen 
mutmaßlich ohne jede Verhandlung freikommen. 
Neben dem umstrittenen Internierungslager sind es vor allem zwei Aspekte 
im Umgang Amerikas mit seinen Gefangenen, die im Mittelpunkt der Kritik stehen: 
Zum einen die Existenz geheimer CIA-Gefängnisse, eng verbunden mit der Aufde-
ckung sogenannter „extraordinary renditions“; zum anderen die Debatte um die 
Legalisierung harscher, folterähnlicher Verhörmethoden. Hier nun gibt es erst recht 
keine Kontroversen. Übereinstimmend werden beide Komplexe als illegal, also als 
Verstoß gegen amerikanisches Recht und internationale Konventionen, aber auch 
als kontraproduktiv im Kampf gegen den Terror, scharf verurteilt. So legt jede Re-
daktion ausführlich dar, dass Folter – abgesehen von der Menschenrechtsproble-
matik – auch deshalb abzulehnen sei, weil sie als Verhörmethode keine zuverlässi-
gen Ergebnisse produziere. Als die Bush-Administration an den umstrittenen Me-
thoden dennoch festhalten will, hat dies zur Folge, dass zumindest „LA Times“ 
und „Post“ der US-Regierung ein generelles Problem bei der Einhaltung funda-
mentaler Menschenrechte unterstellen beziehungsweise deren systematische Verlet-
zung diagnostizieren. Es bleibt der „Post“ vorbehalten, die Bush-Administration in 
diesem Zusammenhang in die Nähe von „Drittwelt-Diktaturen“ und einschlägigen 
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Despoten zu rücken, was angesichts des amerikanischen Selbstverständnisses im 
Anti-Terror-Kampf als Beschützerin und Verteidigerin der Freiheit2160 umso 
schwerer wiegt. 
6.4.3. Deutsche und amerikanische Tageszeitungen während der vierten 
Phase im Vergleich 
Eine Rückkehr zur relativ einheitlichen Bewertung amerikanischer Außenpolitik, 
wie sie noch nach den Anschlägen vom 11. September und zu Beginn von Opera-
tion „Enduring Freedom“ beiderseits des Atlantiks vorherrschend war, mag sich 
auch in der vorliegenden Untersuchungsphase nicht einstellen. Einzig bei der Ver-
urteilung der amerikanischen Gefangenenpolitik ist man sich weitgehend einig. Auf 
den übrigen Analysefeldern, darunter erstmals auch beim Thema Afghanistan, kann 
von einer einheitlichen Linie indes keine Rede sein. Der Uneinigkeit liegt gleich-
wohl ein gewisses Muster zugrunde: So sind weder die Situation vor Ort noch die 
Absichten der handelnden Akteure ernstlich umstritten. Die Differenzen entzün-
den sich vielmehr am konkreten Vorgehen, also an der Frage, wie die selbstgesteck-
ten Ziele – Stabilisierung Afghanistans und Iraks, Verhinderung einer iranischen 
Atombombe – am ehesten zu erreichen sind. 
War Afghanistan bis dato das Themenfeld gewesen, auf dem sich beiderseits 
des Atlantiks zumindest eine relative Einigkeit abzeichnete, so beginnt dieser Kon-
sens in der vorliegenden Untersuchungsphase verloren zu gehen. Während beide 
Seiten skeptisch ob der Erfolgsaussichten auf den Hindukusch schauen, fällt die 
Tonlage der deutschen Redaktionen noch einmal deutlich pessimistischer aus. So 
sehen sich immerhin drei der vier dazu veranlasst, ein demonstratives Bekenntnis 
zur Afghanistan-Mission abzugeben – ein Indiz dafür, wie sehr sich die Lage zuletzt 
verschlechtert hat; aber auch, wie umstritten der Einsatz hierzulande inzwischen ist. 
Vergleichbare Bekenntnisse bleiben auf amerikanischer Seite jedenfalls aus. Auch 
bei der Lageeinschätzung klingen die deutschen Medien in ihrer Mehrzahl wesent-
lich negativer. Während Vergleiche mit der Situation im Irak beiderseits des Atlan-
tiks gezogen werden, sind es die deutschen Zeitungen, die unisono vor einem 
Scheitern warnen. Auf amerikanischer Seite betrifft dies lediglich „NY Times“ und 
„LA Times“. Und wo US-Medien allenfalls Versäumnisse der internationalen Staa-
tengemeinschaft beklagen, wie etwa die unzureichende Bereitstellung von Hilfsgel-
dern und Soldaten, beginnen SZ und FR, an der Gesamtstrategie zu zweifeln. Am 
deutlichsten spiegelt sich dies in der Frage nach der Entsendung zusätzlicher Trup-
                                                          
2160 Verwiesen sei hier nur auf die einschlägigen Passagen aus Bushs Rede vom 20.09.2001 vor beiden Kammern 
des Kongresses, in denen er das Selbstverständnis der Vereinigten Staaten im Kampf gegen den Terror wie 
folgt umschreibt: „Tonight we are a country awakened to danger and called to defend freedom. […] The ad-
vance of human freedom […] now depends on us. […]. I will not yield; I will not rest; I will not relent in wag-
ing this struggle for freedom.“ George W. Bush, Address to a Joint Session of Congress and the American 
People, 20.09.2001. 
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pen wider. So herrscht auf amerikanischer Seite nach wie vor die Überzeugung, 
dass Afghanistan in erster Linie mehr Soldaten benötige; Soldaten, die sich nahezu 
ausschließlich aus den Reihen der übrigen NATO-Mitgliedsstaaten – und hier vor 
allem aus denen der Europäer – rekrutieren sollten. Eine Vorstellung, von der sich 
die deutschen Zeitungen in der vorliegenden Untersuchungsphase indes nach und 
nach verabschieden. Und während man sich noch einigermaßen einig ist, was die 
Verurteilung der Einsatzvorbehalte diverser NATO-Mitglieder betrifft, plädiert auf 
deutscher Seite lediglich „Die Welt“ für eine Ausweitung des Bundeswehreinsatzes 
in den Süden Afghanistans. 
Auch im vierten Jahr des Irak-Kriegs kann von einer gemeinsamen Haltung 
keine Rede sein. Zwar kommt es bis zum Ende der aktuellen Untersuchungsphase 
zu einer allmählichen Annäherung bei der Lageeinschätzung, doch treten im Ge-
genzug auch neue Differenzen zutage, etwa die künftige US-Strategie im Zwei-
stromland betreffend. 
Noch immer wirkt dabei die alte Lagerbildung fort. So sehen sowohl SZ als 
auch FR einen „Bürgerkrieg“ im Gange, derweil „NY Times“ und „LA Times“ 
zumindest von der Gefahr eines solchen sprechen. Währenddessen sich die übrigen 
vier zunächst noch deutlich optimistischer geben und auch im Anschluss stets ver-
sucht sind, die Lage nicht einseitig schlecht zu reden. Gleichwohl bleibt festzuhal-
ten, dass der erhoffte Demokratisierungsprozess im Irak und in der Region auf 
amerikanischer Seite ungleich größere Beachtung findet als auf deutscher und dies 
auch über die Lagergrenzen von Kriegsgegnern und -befürwortern hinweg. Hierzu-
lande spielt er einzig in den Kommentaren von FAZ und „Welt“ eine größere Rol-
le, derweil sich niemand auf amerikanischer Seite der Diskussion entziehen kann. 
Freilich unterscheidet sich der jeweilige Kontext – während „NY Times“ und „LA 
Times“ schon bald vor allem dessen Defizite hervorheben, verbinden „Post“ und  
„Tribune“ den Demokratisierungsprozess lange mit der Hoffnung auf Besserung; 
zum Teil wird er auch zur Rechtfertigung des Krieges genutzt. 
Nach Samarra beginnen die Unterschiede gleichwohl zu verwischen, stimmen 
die Zeitungen diesseits wie jenseits des Atlantiks bei ihrer Lageeinschätzung zu-
nehmend überein. Von einer baldigen Demokratisierung der Region mag nun nie-
mand mehr sprechen, stattdessen ist allenthalben von einem „Bürgerkrieg“ die Re-
de, und ein mögliches Scheitern der Amerikaner wird zumindest von „NY Times“ 
und „LA Times“ auch explizit angesprochen. Ein Szenario, das sich hierzulande 
sogar in allen untersuchten Zeitungen wiederfindet. 
Während die Lage im Irak zunehmend ähnlich beurteilt wird, geht der ehe-
mals vorhandene Konsens in Bezug auf das künftige Vorgehen der Amerikaner 
mehr und mehr verloren. Herrschte nach dem Sturz Husseins lange Zeit die Über-
zeugung vor, dass die US-Truppen den Irak nicht eher verlassen dürften, bevor das 
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Land nicht einigermaßen stabilisiert sei und sich selbst verteidigen könne, so begin-
nen die amerikanischen Zeitungen jetzt damit, diesen Konsens aufzukündigen. Wo 
die deutsche Seite bis zuletzt einen vorzeitigen Abzug strikt ablehnt, fordern auf 
amerikanischer Seite als erste „NY Times“ und „LA Times“ eine zumindest mittel-
fristige Abzugsperspektive ein. Ganz so deutlich wird dies von „Post“ und „Tri-
bune“ zwar nicht formuliert, doch die gemeinsame Forderung nach einer größeren 
Verantwortungsübernahme durch die Iraker weist zumindest in die gleiche Rich-
tung. So macht sich auf amerikanischer Seite auch ein zunehmendes Gefühl der 
Ohnmacht breit, wenn sämtliche Zeitungen auf die begrenzten Möglichkeiten ver-
weisen, die den Vereinigten Staaten noch verblieben, um im Irak einen positiven 
Ausgang herbeizuführen. Eine Gefühlslage, welche von deutscher Seite kaum ge-
teilt wird, die sich gleichwohl in den Befürchtungen von FAZ und „Welt“ wider-
spiegelt, die USA könnten nicht mehr über den notwendigen Willen verfügen, die 
Wende im Irak noch einmal herbeizuführen. Keinen Widerhall findet hingegen die 
von US-Seite zuletzt unisono geforderte Kurskorrektur im Irak. 
Stärker noch als bisher sind deutsche und amerikanische Zeitungen von einer 
gemeinsamen Linie beim Thema Iran entfernt. Zumindest, was den äußeren Rah-
men betrifft, besteht sogar weitgehender Konsens: So stimmen alle überein, dass 
Teheran tatsächlich und entgegen den eigenen Verlautbarungen nach Atomwaffen 
strebt und dass dieses Vorhaben auch unbedingt verhindert werden müsse. Ferner 
sind sich immerhin sieben der acht einig, dass es mindestens der Verhängung von 
Sanktionen bedürfe, um Teheran zu einem Einlenken zu bewegen. Wenn es aller-
dings um konkrete Maßnahmen geht, wie auf die iranische Bedrohung zu reagieren 
sei, offenbaren die Zeitungen zum Teil erhebliche Unterschiede. 
Da wäre zunächst jene Gruppe, bestehend aus FAZ, „Welt“, „Post“ und 
„Tribune“, die im iranischen Atomprogramm eine akute Bedrohung erkennt und 
entsprechend scharfe Gegenmaßnahmen verlangt. Früh drängt sie auf Sanktionen, 
und spätestens nach der wiederaufgenommenen Urananreicherung werden auch 
Militärschläge als letztes Mittel zur Verhinderung einer iranischen Atombombe of-
fen diskutiert. Am geforderten Wirtschaftsembargo hält sie trotz der russischen und 
chinesischen Blockade im UN-Sicherheitsrat unbeirrt fest, derweil vorerst nur die 
amerikanische Seite auch ein Vorgehen abseits der Vereinten Nationen in Erwä-
gung zieht. Dagegen steht eine zweite Gruppe, die sich aus SZ, „NY Times“ und 
„LA Times“ zusammensetzt, welche zwar punktuell ebenfalls für Sanktionen ein-
tritt, jedoch nichts überstürzen will und mehr oder weniger deutlich die eigene Rat-
losigkeit zum Ausdruck bringt. Militärische Mittel werden auch von ihr in letzter 
Konsequenz nicht ausgeschlossen, stehen aber wiederum nicht wirklich zur Dis-
kussion und stoßen zumindest kurzfristig auf strikte Ablehnung. Eine Sonderrolle 
nimmt schließlich die FR ein, für die sich kein Äquivalent auf amerikanischer Seite 
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findet. Nicht einmal Sanktionen mag sie fordern, und auch mit ihrer Bedrohungs-
analyse steht sie allein. Denn im Falle einer militärischen Eskalation verortet sie den 
Verursacher mindestens so sehr in Washington wie in Teheran. 
Nahezu einig sind sich beide Seiten dann beim Thema Guantanamo. Unisono 
wird die Einrichtung scharf kritisiert, und immerhin sieben der acht Zeitungen for-
dern zur Schließung des Lagers auf, während sich einzig die „Tribune“ ihrer Stim-
me enthält. Nicht, dass sie Guantanamo mehr Sympathien entgegenbrächte als der 
Rest, nur vertritt sie die Überzeugung, dass mit einer Besserung der Haftbedingun-
gen einschließlich der Gewährung des Rechts auf Habeas Corpus den Gefangenen 
mehr geholfen wäre als mit einer rein symbolischen Auflösung des Lagers. 
Abseits Guantanamos wird Washingtons Umgang mit den Menschenrechten sei-
ner Gefangenen auf amerikanischer Seite tendenziell noch schärfer verurteilt als auf 
deutscher. So halten sich FAZ und „Welt“ mit ihrer Kritik an den „außerordentli-
chen Überstellungen“ eher zurück, während SZ und FR ganz im Einklang mit ih-
ren US-Pendants gegen besagte Praxis im Anti-Terror-Kampf argumentieren. Was 
die Heftigkeit der Anklage betrifft, können sie mit „LA Times“ und „Post“ durch-
aus mithalten; immerhin werfen alle vier der Bush-Administration systematische 
Menschenrechtsverletzungen vor. Generell lassen sich unterschiedliche Schwer-
punkte ausmachen: In Deutschland ist die Debatte auf die sogenannten „extraordi-
nary renditions“ fixiert, was vor allem mit dem Schicksal des Deutsch-Libanesen el-
Masri zusammenhängt. Auf amerikanischer Seite spielen hingegen die geheimen 
CIA-Gefängnisse und die Debatte um eine Legalisierung folterähnlicher Verhörme-
thoden eine mindestens ebenso große Rolle. 
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6.5. Phase 5: Vom Baker-Hamilton-Bericht bis  
zum Ende der zweiten Amtszeit Bushs 
6.5.1. Analyse deutscher Tageszeitungen 
6.5.1.1. Süddeutsche Zeitung 
Trotz wiederholter Bekenntnisse zum westlichen Afghanistan-Engagement hatte die 
SZ zuletzt zunehmende Zweifel an der von NATO- und US-Truppen verfolgten 
Eskalationsstrategie geäußert. Obwohl mögliche Alternativen allenfalls recht vage 
artikuliert wurden, einte die meisten Vorschläge doch zwei Überzeugungen: Dass 
eine wie auch immer geartete Lösung für Afghanistan eine vornehmlich politische 
sein müsse und dass die Entsendung immer weiterer Soldaten an den Hindukusch 
ebenfalls nicht zielführend sei. Diese Zweifel herrschen auch in der aktuellen 
Untersuchungsphase vor, wenngleich sie zunächst spürbar in den Hintergrund rü-
cken. 
Analog zur neuen Entschlossenheit der NATO, der erwarteten Frühjahrsof-
fensive der Taliban durch eigene Offensivanstrengungen zuvorzukommen – was 
sich unter anderem in der Operation „Achilles“ zur Rückeroberung der Provinz 
Helmand im Süden Afghanistans niederschlägt –, ruft auch die SZ 2007 zum Jahr 
der Entscheidung aus: „Die Zeit wird knapp. In diesem Jahr wird sich wohl ent-
scheiden, ob Afghanistan verloren ist, oder ob doch noch etwas gerettet werden 
kann.“2161 Dabei werden gerade die zusätzlichen Anstrengungen der Bush-
Administration, etwa in Gestalt der von US-Außenministerin Rice in Aussicht ge-
stellten Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 10,6 Mrd. Dollar sowie die Entsen-
dung zusätzlicher Soldaten2162 ausdrücklich gewürdigt, erhofft sich die SZ dadurch 
doch neue Impulse für ähnlich gelagerte Bemühungen der Europäer.2163 Während 
Martin Winter zunächst noch im bekannten Duktus eine stärkere Betonung der 
zivilen Komponente verlangt,2164 rücken mit Beginn der NATO-Offensiv-
operationen vom 06.03.2007 die militärischen Aspekte in den Vordergrund. Wiede-
                                                          
2161 Martin Winter, Strategiewechsel im Kopf. In: SZ vom 27.01.2007. 
2162 Vgl. Rices Ankündigung am 26.01.2007 auf dem NATO-Außenministertreffen in Brüssel: „President Bush will 
ask our Congress for an unprecedented increase in our assistance to Afghanistan over the next two years: 
$2 billion in new reconstruction assistance; and $8.6 billion to help train and equip Afghanistan’s National Se-
curity Forces, its army and police. In addition, Defense Secretary Gates plans to expand the U.S. military con-
tribution, partly by extending the duty of troops already there, and partly through extra forces.“ Condoleezza 
Rice, Fulfilling the Commitment to Success in Afghanistan, 26.01.2007 (http://2001-2009.state.gov/secretary/ 
rm/2007/79462.htm; 01.04.2014). – Mitte Februar wird Bush sogar insgesamt 11,8 Mrd. Dollar an Hilfsgeldern 
in Aussicht stellen und konkret die Bereitstellung von 3200 zusätzlichen Soldaten für Afghanistan verkünden. 
Vgl. George W. Bush, President Discusses Progress in Afghanistan, Global War on Terror, 15.02.2007 (http:// 
georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2007/02/20070215-1.html; 01.04.2014). 
2163 Vgl. u.a. Martin Winter, Strategiewechsel im Kopf. In: SZ vom 27.01.2007; Christian Wernicke, Amerikas zag-
hafte Alliierte. In: SZ vom 28.02.2007. 
2164 „Die Nato wird ihr Ziel nur dann erreichen, wenn […] im Zweifel das Militärische hinter dem zivilen Aufbau 
zurücksteh[t].“ Martin Winter, Strategiewechsel im Kopf. In: SZ vom 27.01.2007. 
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rum ist es Martin Winter, der jetzt allerdings auf die Unumgänglichkeit einer militä-
rischen Entscheidungsfindung am Hindukusch verweist: „Die Allianz muss die La-
ge militärisch in den Griff bekommen, damit die Taliban den friedlichen Aufbau 
des Landes nicht mehr nachhaltig stören können. Um das zu erreichen, muss die 
Nato, die als Stabilisierungskraft nach Afghanistan gekommen ist, nun einen Krieg 
führen.“2165 In dieselbe Richtung argumentiert auch Nico Fried, wenn er Verhand-
lungen mit den Taliban, wie sie vom SPD-Vorsitzenden Kurt Beck gefordert wer-
den, eine klare Absage erteilt: „Die Taliban […] haben nur ein Interesse, dem der 
Westen nicht nachgeben darf: die Rückkehr Afghanistans in die islamische Stein-
zeit. Worüber will Kurt Beck mit ihnen verhandeln?“2166 
Letztlich aber bleibt der Ansatz, Afghanistan vor allem militärisch stabilisieren 
zu wollen, nur Episode. Bald schon beginnt die SZ wieder, an der westlichen Stra-
tegie zu zweifeln. Den Anfang macht Peter Blechschmidt, wenn er die offizielle 
Zielsetzung nach unten korrigiert: „In Afghanistan geht es darum, beim Aufbau 
eines Staatswesens zu helfen, das seiner Bevölkerung ein menschenwürdiges Leben 
ermöglicht […]. Eine solche Gesellschaft muss nicht notwendigerweise wie eine 
Demokratie nach westlichem Muster organisiert sein.“2167 Anfang Juli ist die SZ 
wiederum dort angekommen, wo sie zu Jahresbeginn bereits war – bei der Über-
zeugung, dass ein „beherztes ‚Weiter so‘“ in Gestalt immer neuer Soldaten nicht die 
Antwort sein könne; dass es vielmehr anderer Ansätze wie etwa einer besseren 
Ausbildung von Armee und Polizei bedürfe, um am Hindukusch zu reüssieren.2168 
Und als wollte sie ihren Unmut über eine in erster Linie militärische Vorgehenswei-
se noch zusätzlich untermauern, rückt jetzt wieder der von Washington geführte 
Anti-Terror-Kampf verstärkt in die Kritik, der aufgrund seiner allzu leichtfertigen 
Inkaufnahme von zivilen Opfern die Stabilisierungsbemühungen um Afghanistan 
eher zurückwerfe, als zu einer Lösung beizutragen: „Jedes zivile Opfer […] bringt 
die Afghanen gegen die fremden Truppen auf. […] Die Isaf [könnte] verlorenes 
Vertrauen der Afghanen zurückgewinnen. Gelingen kann dies aber nur, wenn sich 
auch die US-Truppen, die parallel zur Isaf Terroristen jagen, deutlich zügeln.“2169 
Wohl hatte es derartige Vorwürfe auch früher schon gegeben, doch waren diese 
zuletzt weitgehend ausgeblieben. Entsprechend auffällig ist ihre Häufung im Jah-
resverlauf 2007. 
  
                                                          
2165 Ders., Achillesferse Afghanistan. In: SZ vom 07.03.2007. 
2166 Nico Fried, Becks Ablenkungsmanöver. In: SZ vom 04.04.2007. 
2167 Peter Blechschmidt, Und was ist der Sinn? In: SZ vom 21.05.2007. 
2168 Ders., Mehr Deutsche nach Afghanistan. In: SZ vom 09.07.2007. 
2169 Peter Münch, Im Zweifel keine Toten. In: SZ vom 31.07.2007. Vgl. ferner Christian Wernicke, Amerikas zag-
hafte Alliierte. In: SZ vom 28.02.2007; Peter Blechschmidt, Und was ist der Sinn? In: SZ vom 21.05.2007; ders., 
Verantwortung wagen. In: SZ vom 12.10.2007. 
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Was den eingeforderten Kurswechsel betrifft, so beschränken sich die Vor-
schläge mitnichten nur auf die Ausbildung zusätzlicher Sicherheitskräfte. Deutli-
cher als zuvor artikuliert die SZ jetzt ihre Unzufriedenheit mit der Karsai-
Regierung, etwa hinsichtlich der unter Afghanistans Führung weit verbreiteten 
Korruption und fordert stärkeren Druck des Westens auf Kabul.2170 Schließlich 
wird auch Kurt Beck rehabilitiert. Ausgehend von der Erkenntnis, dass „Guerilla-
Krieger wie die Taliban militärisch nicht zu besiegen sind“,2171 entwickelt sie die 
Forderung, zumindest mit deren „gemäßigten“ Vertretern ins Gespräch zu kom-
men.2172 Dem Verdacht, dass es sich hierbei um einen Einstieg in den Ausstieg, also 
um eine Exit-Strategie für Afghanistan handeln könnte, tritt die SZ gleichwohl ent-
gegen. Nicht genug damit, dass sie wiederholt vor den Folgen eines Abzugs 
warnt,2173 auch fordert sie gerade dem Westen die „Bereitschaft zu einem langfristi-
gen Engagement“2174 ab. Regelmäßige Bekenntnisse zur Fortsetzung des 
Einsatzes2175 runden den Eindruck ab. 
Von dieser grundsätzlichen Linie wird die SZ auch im Laufe des Jahres 2008 
nicht abweichen. Obgleich sie die Sicherheitslage in düsteren Farben malt,2176 will 
sie von der unmittelbar bevorstehenden Entscheidung, die von ihr noch im Früh-
jahr 2007 prognostiziert wurde, jetzt nichts mehr wissen. Nach wie vor steht sie 
fest hinter dem westlichen Engagement; ein Rückzug, so ihre Überzeugung, würde 
die Lage – auch für den Westen – nur noch verschlimmern: „Wer […] den Taliban 
und der al-Qaida […] das Feld überlässt, wird sie damit zu Anschlägen weltweit 
ermuntern. Es ist und bleibt also im Interesse des Westens, Soldaten nach Afgha-
nistan zu schicken.“2177 Einzig Mathias Drobinski plädiert für ein verstärktes Nach-
denken über „realistische Rückzugs- und Friedensszenarien“, kann sich mit diesem 
Gedanken aber nicht durchsetzen.2178 Wie überhaupt die Hoffnung auf eine diplo-
                                                          
2170 Vgl. u.a. Nico Fried, Augen auf und durch. In: SZ vom 30.07.2007; Peter Blechschmidt, Verantwortung wagen. 
In: SZ vom 12.10.2007. 
2171 Peter Blechschmidt, Anschlag auf die Politik. In: SZ vom 16.08.2007. 
2172 Vgl. ebd.; Peter Münch, Ein Feind als Mitspieler. In: SZ vom 17.08.2007; ders., Die Sprache der Taliban. In: SZ 
vom 13.09.2007. 
2173 Vgl. u.a. Peter Blechschmidt, Mehr Deutsche nach Afghanistan. In: SZ vom 09.07.2007; Stefan Kornelius, 
Mission ohne Mehrheit. In: SZ vom 08.09.2007; Peter Blechschmidt, Verantwortung wagen. In: SZ vom 
12.10.2007. 
2174 Peter Münch, Afghanistan ist noch nicht verloren. In: SZ vom 23.07.2007. 
2175 „Es gibt viele gute Gründe für den Einsatz in Afghanistan.“ Stefan Kornelius, Mission ohne Mehrheit. In: SZ 
vom 08.09.2007. – „Die Konsequenz [= der vielen Fehler des Westens am Hindukusch; J.G.] […] aber kann 
trotzdem nicht der Abzug aus Afghanistan sein.“ Peter Blechschmidt, Verantwortung wagen. In: SZ vom 
12.10.2007. Vgl. ferner ders., Und was ist der Sinn? In: SZ vom 21.05.2007; ders., Mehr Deutsche nach Afgha-
nistan. In: SZ vom 09.07.2007; Peter Münch, Afghanistan ist noch nicht verloren. In: SZ vom 23.07.2007. 
2176 „Klar ist […] heute schon, dass 2008 für die ausländischen Truppen das blutigste Jahr seit Beginn des Einsatzes 
gewesen sein wird.“ Peter Münch, Verbrüderung auf afghanisch. In: SZ vom 02.10.2008. – „Nach sieben 
Kriegs-, Besatzungs- und Aufbaujahren in Afghanistan zeichnet sich keine Besserung ab für das Land.“ Stefan 
Kornelius, Afghanische Fiktionen. In: SZ vom 07.10.2008. 
2177 Peter Münch, Halbherzig am Hindukusch. In: SZ vom 18.01.2008. Vgl. ferner ders., Verbrüderung auf afgha-
nisch. In: SZ vom 02.10.2008; Peter Blechschmidt, Gesucht: „Mister Afghanistan“. In: SZ vom 17.10.2008. 
2178 Matthias Drobinski, Töten und getötet werden. In: SZ vom 02.09.2008. 
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matische Lösung aus den Kommentaren wieder verschwunden ist, von „gemäßig-
ten Taliban“ ist keine Rede mehr. Auch wenn die bekannte Skepsis einer rein mili-
tärischen Vorgehensweise gegenüber immer wieder durchscheint, so fällt doch auf, 
dass die SZ im Gegensatz zu früher die Alternativlosigkeit einer militärischen 
Komponente in einer wie auch immer gearteten Gesamtstrategie betont. Sowohl 
Peter Münch2179 als auch Peter Blechschmidt2180 eint die Überzeugung, dass jede 
zivile Maßnahme ohne hinreichende militärische Absicherung zum Scheitern verur-
teilt ist. Erst zum Jahresende 2008 werden die Forderungen nach einem Strategie-
wechsel wieder lauter; allein, wirklich konkreter2181 sind sie nicht geworden. Was 
bleibt, ist das Unbehagen an einem Krieg, dessen Notwendigkeit die SZ 2008 eben-
so wenig in Frage stellt, wie sie es 2001 getan hat; dessen Ende freilich ebenfalls 
nicht in Sicht ist. 
Aus ihrer Überzeugung, dass der Krieg im Irak ein verlorener ist, hatte die SZ kein 
Geheimnis gemacht – mehrfach und in immer kürzeren Abständen hatte sie sich 
zuletzt entsprechend geäußert. Die naheliegende Frage nach einem Strategiewechsel 
hatte sie gleichwohl nicht näher thematisiert; einen vorzeitigen US-Abzug sogar 
entschieden abgelehnt. Vielmehr hatte sie bis zuletzt die Ansicht vertreten, dass 
Amerika den Irak nicht eher verlassen dürfe, bevor der durch den Einmarsch ange-
richtete Schaden nicht wieder beseitigt sei. Wenigstens insofern, als dass ein eini-
germaßen stabilisiertes Land zurückbliebe, das für sich selbst sorgen könne. 
So stoßen die von der überparteilichen „Iraq Study Group“ am 06.12.2006 
veröffentlichten Empfehlungen erst einmal auf Ablehnung.2182 Die insgesamt 79 
Vorschläge, mit denen sich die SZ zudem nur teilweise auseinandersetzt, werden als 
„nicht so originell“2183 eingestuft und zugleich als Ausdruck des Scheiterns der bis-
herigen Irak-Politik gewertet: „Die Irakisierung des Konflikts ist das verbrämte 
Eingeständnis, das Bushs Politik im Irak gescheitert ist.“2184 Gleichwohl scheint sie 
auch der unter dem Vorsitz des früheren US-Außenministers (1989-1992) James 
Baker sowie des einstigen Kongressabgeordneten (1965-1999) Lee Hamilton ent-
worfenen Strategie keine größeren Erfolgsaussichten beizumessen. Deren Ansatz, 
                                                          
2179 „Zwar ist es richtig, dass der Westen den Krieg nicht allein mit militärischen Mitteln gewinnen kann. Aber er 
könnte ihn durch einen Mangel an militärischen Mitteln verlieren.“ Peter Münch, Ehrlichkeit für Afghanistan. 
In: SZ vom 09.06.2008. 
2180 „Dass nur der zivile Wiederaufbau auf Dauer das Land befrieden kann […] wissen auch die Taliban, die mit 
allen Mitteln versuchen, Erfolge der Helfer zu verhindern oder zunichte zu machen. Deshalb müssen alle An-
strengungen des Wiederaufbaus militärisch abgesichert werden.“ Peter Blechschmidt, Obamas Tauschgeschäft. 
In: SZ vom 28.08.2008. 
2181 „Nach sieben Jahren Einsatz ist es hohe Zeit, […] richtig erkannte Ansätze weiter zu verfolgen und die Fehler 
zu korrigieren.“ Ders., Gesucht: „Mister Afghanistan“. In: SZ vom 17.10.2008. – „Es ist Zeit, den Einsatz der 
Nato am Hindukusch radikal zu überdenken.“ Martin Winter, Krieg ohne Konzept. In: SZ vom 25.11.2008. 
2182 Vgl. James A. Baker III/Lee H. Hamilton, The Iraq Study Group Report. The Way Forward – A New Ap-
proach (http://media.usip.org/reports/iraq_study_group_report.pdf; 01.04.2014). 
2183 Kurt Kister, Saigon am Tigris. In: SZ vom 09.12.2006. 
2184 Ebd. 
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die US-Kampftruppen innerhalb von zwei Jahren abzuziehen und der irakischen 
Armee lediglich eine größere Zahl von Sicherheitsberatern zur Seite zu stellen,2185 
wird von der SZ als „Irakisierung“ beschrieben – analog zur „Vietnamisierung“ des 
Vietnamkriegs, die schlussendlich in der Kapitulation Saigons mündete. Wenige 
Tage später wird Tomas Avenarius noch deutlicher, wenn er für den Fall eines US-
Truppenabzugs, wie von der ISG vorgeschlagen, ein militärisches Eingreifen der 
Anrainer fürchtet: „Es zeigt sich, dass die im Baker-Plan aufgezeigten Lösungen 
nicht zufriedenstellen: ein übereilter Truppenabzug könnte einen echten Bürger-
krieg im Irak und sogar einen Regionalkrieg auslösen.“2186 
Soweit die ersten, vorläufigen Reaktionen der SZ; dass das letzte Wort in Sa-
chen ISG noch nicht gesprochen ist, wird sich schon sehr bald herausstellen. Als 
nämlich Bush beginnt, anstelle des von Baker/Hamilton empfohlenen Abzugs auf 
Raten einen letzten Versuch zu starten, den Irak mittels einer vorübergehenden 
Truppenaufstockung („surge“) doch noch militärisch zu befrieden,2187 reagiert die 
Redaktion erst recht mit Ablehnung. Umgekehrt weiß sie den ISG-Bericht auf ein-
mal zu schätzen; etwa, wenn sie Bush vorwirft, allein auf militärische Stärke zu set-
zen, statt wie von der ISG vorgeschlagen, auf Verhandlungen mit den irakischen 
Nachbarn.2188 An eine rein militärische Lösung aber glaubt die SZ schon lange 
nicht mehr. Zumal die Größenordnung der geplanten Truppenaufstockung für eine 
derartige Zielsetzung ohnehin zu gering ausfalle, weshalb sie Bush der Verschlep-
pung des Unausweichlichen bezichtigt: „Es wird noch mindestens zwei Jahre dau-
ern, ehe sich Amerika aus seinem […] verlorenen Krieg zurückziehen darf. Solange 
residiert Bush noch im Weißen Haus. Die Schmach der Niederlage will Bush sei-
nem Nachfolger überlassen.“2189 Mehrfach betont die SZ jetzt die Überlegenheit 
der im Baker-Hamilton-Bericht enthaltenen Vorschläge, wobei sogar vereinzelt2190 
auf die Unausweichlichkeit eines baldigen Truppenabzugs verwiesen wird. 
Auch nachdem das Pentagon über 20 000 zusätzliche Soldaten in den Irak be-
ordert hat, hält die SZ an ihrer Einschätzung fest, dass die Surge-Strategie ein Feh-
ler ist. Fortschritte bei der Stabilisierung Bagdads, wie sie etwa der amerikanische 
Oberbefehlshaber im Irak, General David H. Petraeus, am 10.-11.09.2007 dem US-
                                                          
2185 Vgl. James A. Baker III/Lee H. Hamilton, The Iraq Study Group Report, S. 48-51. 
2186 Tomas Avenarius, Die saudische Karte. In: SZ vom 14.12.2006. 
2187 Bush hatte die Grundzüge seines „New Way Forward in Iraq“ am 10.01.2007 in einer Fernsehansprache einer 
breiten Öffentlichkeit bekanntgemacht. Vgl. George W. Bush, President’s Address to the Nation, 10.01.2007 
(http://georgewbush-whitehouse.archives.gov/news/releases/2007/01/20070110-7.html; 01.04.2014). 
2188 Vgl. u.a. Christian Wernicke, Amerikas letztes Aufgebot. In: SZ vom 22.12.2006; ders., Bis zum letzten Mann. 
In: SZ vom 12.01.2007; Tomas Avenarius, Blair kehrt um. In: SZ vom 22.02.2007. 
2189 Christian Wernicke, Bis zum letzten Mann. In: SZ vom 12.01.2007. 
2190 „Es gibt keinen Ausweg aus dem irakischen Dilemma, außer dem offenkundigen: dem Truppenrückzug.“ 
Reymer Klüver, Zu schwach zur Umkehr. In: SZ vom 30.12.2006. – „Die um den ehemaligen Außenminister 
James Baker […] versammelten Politiker hatten Bush mit guten Argumenten geraten, den Abzug der amerika-
nischen Soldaten einzuleiten.“ Tomas Avenarius, Blair kehrt um. In: SZ vom 22.02.2007. 
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Kongress berichtet,2191 werden nicht anerkannt.2192 Umgekehrt zieht sich einem 
roten Faden gleich die Überzeugung, dass der Krieg im Irak „so gut wie verlo-
ren“2193 beziehungsweise die Niederlage bereits eingetreten sei. Gleichwohl mag 
sich nur eine Minderheit zu einem amerikanischen Abzug aus dem Irak beken-
nen,2194 mehrheitlich überwiegt noch immer die Warnung davor.2195 Zumindest Ste-
fan Kornelius bringt in dieser Phase auch wieder eine Internationalisierung des 
Konflikts ins Gespräch;2196 allein, wie realistisch eine solche ist, verrät er nicht. Ent-
sprechend verheerend liest sich die Bilanz des Irak-Kriegs, welche die SZ Ende 
2007 zieht; etwaige Auswirkungen der Surge-Strategie bleiben darin unerwähnt: 
„Um es klar zu sagen: Die Invasion des Irak war falsch, sie wurde mit Lügen be-
gründet, und sie hat die Herrschaft des Diktators durch die Herrschaft der zufälli-
gen Gewalt ersetzt. Es gibt keinen Domino-Effekt der Demokratie, sondern nur 
immer mehr Tote und Verstümmelte.“2197 
Erst Anfang 2008 registriert die SZ erste Erfolge bei der Stabilisierung des 
Irak,2198 gleichwohl gibt sie sich, was die Erfolgsaussichten einer längerfristigen Be-
friedigung betrifft, betont skeptisch. Wahrscheinlicher sei, dass die Fortschritte nur 
so lange Bestand hätten, bis Amerika die Zahl seiner Truppen wieder reduzierte.2199 
Zumal sie vergleichbare Ergebnisse bei der Aussöhnung der irakischen Volksgrup-
pen vermisst. Dass der Irak dennoch das Schlimmste vorerst überstanden hat, wird 
vor allem daran deutlich, was die SZ nicht schreibt. So unterbleibt im gesamten 
Jahresverlauf 2008 die – zuletzt noch regelmäßig geäußerte – Einschätzung, dass 
der Krieg im Irak ein verlorener sei, und auch die Zahl der Kommentare hat merk-
lich abgenommen.2200 Schlussendlich kann die SZ sogar dem ausgehandelten Abzug 
aller US-Truppen aus dem Irak bis Ende 20112201 etwas abgewinnen; einen Erfolg 
der Vereinigten Staaten vermag sie darin dennoch nicht zu erkennen: „Das Trup-
                                                          
2191 Vgl. David H. Petraeus, Report to Congress on the Situation in Iraq, 10.-11.09.2007 (http://www.defense.gov/ 
pubs/pdfs/petraeus-testimony20070910.pdf; 01.04.2014). 
2192 Vgl. Stefan Kornelius, Neue Wege im Irak. In: SZ vom 11.09.2007. 
2193 Tomas Avenarius, Todeszone Bagdad. In: SZ vom 13.04.2007. Vgl. ferner Christian Wernicke, Amerikas letztes 
Aufgebot. In: SZ vom 22.12.2006; ders., Bis zum letzten Mann. In: SZ vom 12.01.2007; Tomas Avenarius, Der 
verlorene Krieg. In: SZ vom 01.09.2007. 
2194 Vgl. u.a. Reymer Klüver, Durchhalten, wie in Vietnam. In: SZ vom 24.08.2007. 
2195 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Amerikas Rückzug. In: SZ vom 13.07.2007; Tomas Avenarius, Der verlorene Krieg. 
In: SZ vom 01.09.2007; Stefan Kornelius, Mission ohne Mehrheit. In: SZ vom 08.09.2007; ders., Neue Wege 
im Irak. In: SZ vom 11.09.2007. 
2196 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Horror in Zahlen. In: SZ vom 17.01.2007; ders., Amerikas Rückzug. In: SZ vom 
13.07.2007; ders., Neue Wege im Irak. In: SZ vom 11.09.2007. 
2197 Kurt Kister, Dear Mr. President… In: SZ vom 10.11.2007. 
2198 „Das Land [ist] sicherer geworden. Seit Beginn ihrer Offensive ‚Surge‘ im Sommer 2007 hat die Besatzungsar-
mee den unruhigen Zentralirak besser unter Kontrolle, erste Flüchtlinge kehren zurück.“ Tomas Avenarius, 
Pessimistische Prognose. In: SZ vom 03.01.2008. 
2199 Vgl. u.a. ebd.; ders., Bagdads verlorene Jahre. In: SZ vom 14.03.2008. 
2200 Erschienen seit Veröffentlichung des Iraq Study Group Reports vom 06.12.2006 bis einschließlich 31.12.2007 
noch 15 Kommentare mit dem Schwerpunkt Irak, so sind es im gesamten Jahresverlauf 2008 nur noch sieben. 
2201 Vgl. Agreement Between the United States of America and the Republic of Iraq On the Withdrawal of United 
States Forces from Iraq and the Organization of Their Activities during Their Temporary Presence in Iraq, 
17.11.2008 (http://www.state.gov/documents/organization/122074.pdf; 01.04.2014). 
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penabkommen […] ist kein großer Wurf […]. Es ist lediglich das Minimum dessen, 
was Amerika nach acht Jahren Krieg erringen konnte, ohne das Gesicht zu verlie-
ren.“2202 
Eine wirklich stringente Haltung im Atomstreit mit Teheran hatte die SZ bis zuletzt 
nicht entwickelt. Wohl wurden einzelne Eskalationsschritte des Iran zumeist mit 
dem Ruf nach Sanktionen beantwortet, nach der ersten Aufregung allerdings re-
gelmäßig wieder verworfen und stattdessen für weitere Verhandlungsrunden nebst 
vertrauensbildenden Zugeständnissen des Westens plädiert. Wenn es überhaupt so 
etwas wie eine Konstante in der Blattlinie gab, dann war es die Ablehnung sämtli-
cher militärischer Optionen – der Rest war Ratlosigkeit. 
Da passt es ins Bild, dass die SZ auf die lange überfällige Verhängung von 
Sanktionen durch den UN-Sicherheitsrat in Gestalt von Resolution 1737 vom 
23.12.20062203 – ein früheres Ultimatum zur Einstellung der iranischen Urananrei-
cherung war bereits am 31.08.2006 folgenlos verstrichen2204 – zunächst mit Ableh-
nung reagiert. Obgleich die Redaktion nach Ablauf des Ultimatums ebenfalls für 
Sanktionen eingetreten war, erfolgt deren tatsächliche Verhängung rund vier Mona-
te später für Rudolph Chimelli zur falschen Zeit: „Die Sanktionen, die der Welt-
sicherheitsrat […] über Iran verhängte, […] kommen […] zum ungünstigsten Mo-
ment. Sie helfen Präsident Mahmud Ahmadinedschad, […] liefern die Sanktionen 
dem Präsidenten [doch] ein billiges Alibi für wirtschaftliche Schwierigkeiten. Wenn 
die Preise noch schneller steigen, wenn versprochene Wohltaten ausbleiben, ist 
eben das Ausland schuld.“2205 
Zwar wird sich die SZ mit den verhängten Sanktionen arrangieren – zumin-
dest werden diese nicht länger als Fehler betrachtet –, gleichwohl kann von einer 
umfassenden Unterstützung keine Rede sein. Während die bestehende Sanktions-
politik als „halbherzig“ kritisiert wird,2206 räumt die SZ der Realisierung eines wirk-
lich umfassenden Embargos nur geringe Chancen ein;2207 entsprechend wird eine 
weitere Verschärfung erst gar nicht verlangt. Stattdessen empfiehlt die SZ – wahl-
weise in Ergänzung zum bestehenden Sanktionsregime oder auch als Surrogat – 
den Einsatz neuer Zugeständnisse als Lockmittel. Dabei reicht die Palette von der 
bekannten Forderung direkter Gespräche Washingtons mit Teheran2208 über den 
Versuch der Einbindung Irans „in ein internationales Geflecht der Kontrollen und 
                                                          
2202 Tomas Avenarius, Minimalkonsens im Irak. In: SZ vom 28.11.2008. 
2203 Vgl. Resolution 1737 des UN-Sicherheitsrates, 23.12.2006 (http://www.un.org/depts/german/sr/sr_06-07/ 
sr1737.pdf; 01.04.2014). 
2204 Vgl. Resolution 1696 des UN-Sicherheitsrates, 31.07.2006. 
2205 Rudolph Chimelli, Sanktionen zur Unzeit. In: SZ vom 27.12.2006. 
2206 Stefan Kornelius, Gefährliche Dynamik im Atomstreit. In: SZ vom 27.02.2007. 
2207 „Für einen umfassenden Wirtschaftsboykott sind Moskau und Peking nicht zu haben.“ Nicolas Richter, Ein 
Lächeln aus Teheran. In: SZ vom 21.02.2007. 
2208 Vgl. u.a. ebd.; ders., Reden mit Iran. In: SZ vom 20.08.2007. 
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der Zusammenarbeit“2209 bis hin zum sprichwörtlichen „Wandel durch Handel“.2210 
Selbst die Ankündigung Ahmadinedschads von Anfang April, dass der Iran nun-
mehr in der Lage sei, Uran in „industriellem Maßstab“ anzureichern,2211 verhallt in 
dieser Phase folgenlos. Stattdessen wird die Schuld am Ausbleiben eines Kompro-
misses in auffälliger Äquidistanz auf alle Parteien verteilt: „Schuld daran sind beide 
Seiten: […] Ein von Konservativen beherrschtes Regime, das die Atomfrage zur 
nationalen Ehrensache stilisiert und sich im Inneren mit dem Widerstand gegen die 
UN profiliert […]. Der Westen als treibende Kraft bei den UN wiederum hat mit 
seiner Vorbedingung [= eines Anreicherungsstopps; J.G.] einen Dialog mit Iran 
unnötig erschwert.“2212 
Einer Konstante gleich ziehen sich wieder die Warnungen vor einem Militär-
schlag durch die erste Hälfte der Untersuchungsphase. Während die SZ einerseits 
Entwarnung gibt, weil sie ein militärisches Eingreifen der USA für unwahrschein-
lich hält,2213 fürchtet sie andererseits gerade die Gefahr einer ungewollten Eskalati-
on: „Amerikas […] Muskeltheater kann zwar zu einem erträglichen Ergebnis füh-
ren, wenn es […] die Regierung in Teheran ins Wanken bringt. Was aber, wenn die 
militärische Dynamik nicht mehr zu stoppen ist, wenn Iran auf eine Provokation 
mit Waffen reagiert, wenn […] die Kontrollen in Washington versagen?“2214 Ausge-
rechnet mit letzterem begründet die SZ ihr erstmaliges Eintreten für eine Verschär-
fung des Sanktionsregimes, auf dass der Militärschlägen nicht abgeneigte US-
Vizepräsident „Dick Cheney [nicht] die Oberhand gewinn[e]“.2215 Oder in den 
Worten Nico Frieds: „Deshalb ist es […] richtig, […] auf neue Sanktionen [zu] 
drängen, sollte Teheran nicht einlenken. Solange die USA nicht direkt mit Iran re-
den wollen, ist dies wohl der einzige Weg, einen Militärschlag überflüssig zu ma-
chen.“2216 
In diese verfahrene Situation hinein veröffentlichen die 16 amerikanischen 
Nachrichtendienste am 03.12.2007 ihren gemeinsamen „National Intelligence Es-
timate“ über die „nuklearen Absichten und Fähigkeiten“ Irans.2217 Schlagzeilen 
produziert dabei vor allem die „mit großer Überzeugung“ („with high confidence“) 
                                                          
2209 Rudolph Chimelli, Iranisches Kulissenspiel. In: SZ vom 11.04.2007. 
2210 Claus Hulverscheidt, Wandel durch Handel. In: SZ vom 31.05.2007. 
2211 Zit. nach Iran weitet Atomprogramm drastisch aus. In: Die Welt vom 10.04.2007, S. 7. 
2212 Nicolas Richter, Reden mit Iran. In: SZ vom 20.08.2007. 
2213 „Nach wie vor ist jedoch unwahrscheinlich, dass der Präsident einen Angriff auf Iran wagen wird. Der Preis 
eines solchen Abenteuers […] wäre schlicht zu hoch.“ Christian Wernicke, Kriegsgetöse gegen den Erbfeind. 
In: SZ vom 31.01.2007. – „Dagegen [steht], dass die USA sich militärisch einen weiteren Krieg nicht leisten 
könnten. Und politisch wäre ein neuer Aufmarsch in den USA nicht durchsetzbar.“ Reymer Klüver, Kalter 
Krieg gegen Iran. In: SZ vom 13.02.2007. 
2214 Stefan Kornelius, Gefährliche Dynamik im Atomstreit. In: SZ vom 27.02.2007. 
2215 Christian Wernicke, Der Westen muss allein marschieren. In: SZ vom 26.10.2007. 
2216 Nico Fried, Starkes Europa. In: SZ vom 13.11.2007. 
2217 Vgl. National Intelligence Council, National Intelligence Estimate. Iran: Nuclear Intentions and Capabilities, 
Stand: November 2007 (http://www.dni.gov/files/documents/Newsroom/Reports%20and%20Pubs/ 
20071203_release.pdf; 01.04.2014). 
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vertretene und an prominenter Stelle platzierte Einschätzung, dass Teheran sein 
Atomwaffenprogramm im Herbst 2003 gestoppt habe.2218 Zwar wird dieses Urteil 
schon in den darauffolgenden Absätzen wieder relativiert,2219 doch liest auch die SZ 
zunächst nicht weiter und begrüßt den Bericht in einer ersten Reaktion vor allem 
dahingehend, dass er die Gefahr eines Militärschlags durch die Bush-
Administration de facto unmöglich mache: „Nunmehr [gibt es] kein Argument 
mehr für einen Waffengang in naher Zukunft. Militärisch stellt Iran keine Bedro-
hung dar.“2220 Tatsächlich unterbleiben in der Folgezeit – von einer Ausnahme 
abgesehen2221 – auch die Warnungen vor einem Militärschlag. Offensichtlich hält 
die SZ einen solchen inzwischen für derart unwahrscheinlich, dass es entsprechen-
der Mahnungen nicht länger bedarf. 
Nichtsdestotrotz wandelt sich ihre Bewertung des NIE binnen weniger Wo-
chen nahezu vollständig. So gelangt Stefan Kornelius schon Mitte Januar 2008 zu 
dem Ergebnis, dass die „Veröffentlichung des amerikanischen Geheimdienstbe-
richts zum Stand des iranischen Atombombenprogramms […] eine strategische 
Torheit von unvergleichbarem Ausmaß“ war.2222 Und auch mit einigem Abstand 
verurteilt er dessen Erscheinen noch immer als „unverantwortlich“.2223 Hintergrund 
dieses vernichtenden Urteils ist der anschließende, weitgehende Zusammenbruch 
des internationalen Drucks auf Teheran, zu dem es eben auch kam, weil die invol-
vierten Parteien den NIE nicht vollständig zur Kenntnis nahmen beziehungsweise 
nehmen wollten. Wiederholt weist die SZ jetzt darauf hin, dass der Iran wohl die 
Arbeiten am eigentlichen Atomsprengkopf, nicht aber an der Urananreicherung 
oder der Konstruktion von Trägerraketen eingestellt habe.2224 Dass sich die Mit-
glieder des UN-Sicherheitsrates vor diesem Hintergrund dennoch auf eine Auswei-
tung ihrer bisherigen Sanktionen Anfang März 2008 verständigen,2225 wird von der 
SZ auch entsprechend goutiert und als „Erfolg“ gewertet.2226 Nicht ohne den zuge-
hörigen Hinweis freilich, dass das bisherige Sanktionsregime den Iran nicht gerade 
behindert habe auf seinem Weg zur Urananreicherung in „industriellem Maßstab“. 
                                                          
2218 Vgl. ebd., S. 6. 
2219 So definieren die Autoren des NIE gleich zu Beginn, was gemeint ist, wenn sie fürderhin von einem Stopp des 
iranischen Atomwaffenprogramms sprechen – und was nicht: „By ‚nuclear weapons program‘ we mean Iran’s 
nuclear weapon design and weaponization work […]; we do not mean Iran’s declared civil work related to ura-
nium conversion and enrichment.“ Ebd., S. 6, Fn. 1. – Keinen Grund zur Entwarnung liefern auch die nach-
folgenden Einschätzungen, welche die iranischen Aktivitäten wie folgt umschreiben: „We also assess with 
moderate-to-high confidence that Tehran at a minimum is keeping open the option to develop nuclear weap-
ons.“ Ebd., S. 6. – „Iranian entities are continuing to develop a range of technical capabilities that could be ap-
plied to producing nuclear weapons, if a decision is made to do so.“ Ebd., S. 7. 
2220 Reymer Klüver, Abschied von Irans Bombe. In: SZ vom 05.12.2007. 
2221 Rudolph Chimelli, Risiko Iran. In: SZ vom 10.06.2008. 
2222 Stefan Kornelius, Irans Macht. In: SZ vom 14.01.2008. 
2223 Ders., Nukleare Neuauflage. In: SZ vom 12.06.2008. 
2224 Vgl. u.a. ders., Irans Macht. In: SZ vom 14.01.2008; ders., Iran in der Ecke. In: SZ vom 24.01.2008. 
2225 Vgl. Resolution 1803 des UN-Sicherheitsrates, 03.03.2008 (http://www.un.org/depts/german/sr/sr_07-08/ 
sr1803.pdf; 01.04.2014). 
2226 Nicolas Richter, Illusion der Geschlossenheit. In: SZ vom 05.03.2008. 
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Überhaupt scheint es, als habe der NIE das Bewusstsein der SZ für die iranische 
Bedrohung neuerlich geschärft. So häufen sich mittlerweile wieder die Warnungen, 
dass Teheran auf Zeit spiele2227 beziehungsweise „nach schlimmsten Schätzungen 
bis Ende 2009 alle Komponenten für eine Atombombe zusammen“ habe.2228 
Eine einheitliche Linie zum Umgang mit dem Iran entwickelt die SZ dennoch 
nicht. Während Stefan Kornelius erstmals die Verhängung nationaler Sanktionen 
ins Gespräch bringt,2229 hält Paul-Aton Krüger nur eine Verschärfung des bisheri-
gen UN-Sanktionsregimes für geboten.2230 Dementgegen steht die Einschätzung 
Rudolph Chimellis, der glaubt, dass eine Beilegung des Atomstreits vor allem von 
einem wesentlichen Zugeständnis der US-Regierung abhänge: „Rückt Washington 
glaubhaft vom Ziel eines Regimewechsels in Teheran ab, dürfte auch der Atom-
streit schnell zu regeln sein.“2231 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte sich die SZ als eine der 
schärfsten Kritikerinnen hierzulande in Bezug auf Amerikas Gefangenenpolitik 
profiliert. Guantanamo war für sie Ausdruck eines Systems gewesen, welches tat-
sächlich viel tiefer reichte: Der Skandal um Abu Ghraib, die Aufdeckung geheimer 
CIA-Gefängnisse und nicht zuletzt der Versuch, den Einsatz folterähnlicher Ver-
hörmethoden zu legalisieren, alles zusammen hatte das Bild einer Supermacht ent-
stehen lassen, die systematisch die Menschenrechte ihrer inhaftierten Terrorverdächti-
gen verletzte. All dies gipfelte schließlich in der Einschätzung, dass die Vereinigten 
Staaten und Europa hinsichtlich gemeinsamer Werte weiter voneinander entfernt 
waren als jemals zuvor. Im Kern gilt dieses Urteil noch immer; nach wie vor be-
klagt die SZ die systematische Verletzung von Menschenrechten durch die Bush-
Administration – einzig die geringe Zahl der Kommentare spiegelt diese harsche 
Einschätzung nicht wider. 
So verurteilt Christan Wernicke das Lager wiederholt als „Symbol“ für den 
„Verrat ureigenster Prinzipien von Rechtsstaat und Gewaltenteilung“2232 bezie-
hungsweise als „Synonym für Amerikas Schande, für die Verletzung der eigenen 
rechtsstaatlichen Prinzipien“.2233 Auch nachdem der „Military Commissions Act“ 
Senat und Repräsentantenhaus und damit beide Kammern des Kongresses passiert 
hat, hält er die rechtliche Situation der Gefangenen für unzureichend. Kritisiert 
wird etwa, dass die neu geschaffenen Militärkommissionen auf Geständnisse zu-
                                                          
2227 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Iran in der Ecke. In: SZ vom 24.01.2008; Rudolph Chimelli, Irans Preis. In: SZ vom 
18.07.2008; Paul-Anton Krüger, Iran schindet Zeit. In: SZ vom 04.08.2008; ders., Im Dschungel der Motive. 
In: SZ vom 07.08.2008. 
2228 Stefan Kornelius, Nukleare Neuauflage. In: SZ vom 12.06.2008. 
2229 Ebd. 
2230 Paul-Anton Krüger, Iran schindet Zeit. In: SZ vom 04.08.2008. 
2231 Rudolph Chimelli, Irans Preis. In: SZ vom 18.07.2008. 
2232 Christian Wernicke, Bush verheddert sich im Stacheldraht. In: SZ vom 06.06.2007. 
2233 Ders., Die Geister aus Gitmo. In: SZ vom 06.06.2008. 
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rückgreifen dürften, die unter Einsatz „unzivilisierter Verhörmethoden“2234 respek-
tive von „Folter“2235 zustande kamen. Auch hätten die Gefangenen noch immer 
keine Möglichkeit, ihre „meist unbegründete Einkerkerung“2236 von einem Bundes-
gericht überprüfen zu lassen. Weil es darüber hinaus Alternativen zu Guantanamo 
gebe, wiederholt Wernicke die bereits mehrfach erhobene Forderung, das Lager auf 
Kuba zu schließen: „Es braucht keinen tropischen Zwinger, um Terroristen lebens-
lang hinter Gitter zu bringen. […] Amerika muss […] ‚Gitmo‘ für immer schlie-
ßen.“2237 
Dieser ebenso unmissverständliche wie eindringliche Appell Wernickes wird 
gleichwohl für längere Zeit der letzte seiner Art bleiben. Nicht etwa das Urteil des 
Supreme Courts vom 12.06.2008, worin Amerikas höchstes Gericht die in Guanta-
namo eingesetzten Militärtribunale für verfassungswidrig erklärt,2238 beschert dem 
Lager die erneute Aufmerksamkeit der SZ; vielmehr bedarf es dazu erst der Wahl 
Barack Obamas zum 44. Präsidenten der Vereinigten Staaten, der sich als Kandidat 
stets für eine Schließung Guantanamos eingesetzt hatte. Noch bevor der frühere 
Senator von Illinois im Januar 2009 sein neues Amt antritt, wird ihn die SZ nicht 
weniger als viermal zur Schließung des Gefangenenlagers aufgefordert haben.2239 
Verlangt wird eine „schnell[e]“ Lösung, bei der die Terrorverdächtigen zunächst in 
andere Gefängnisse zu überführen sind, um ihnen anschließend vor ordentlichen 
Gerichten den Prozess zu machen.2240 Dass es mit der angestrebten Beendigung 
des Unrechts in Guantanamo unter Obama so schnell nichts wird, realisiert auch 
bald die SZ – und verlangt nunmehr für jeden einzelnen der noch verbliebenen 255 
Insassen die ihm gebührende, „individuelle Lösung“.2241 Zu unterschiedlich seien 
die jeweiligen Hintergründe der Inhaftierten, als dass eine pauschale Vorgehenswei-
se möglich sei. 
Ferner geht die SZ auch auf das Schicksal jener Gefangenen ein, die mangels 
entsprechender Vorwürfe eigentlich freigelassen, jedoch nicht in ihre Heimatländer 
abgeschoben werden können, da ihnen dort aller Wahrscheinlichkeit nach erneut 
Folter und Verfolgung drohen. Weil diesen aber eine Aufnahme in den Vereinigten 
Staaten nur schwerlich zugemutet werden könne, sieht die SZ vor allem Europa  
  
                                                          
2234 Ders., Bush verheddert sich im Stacheldraht. In: SZ vom 06.06.2007. 
2235 Ders., Die Geister aus Gitmo. In: SZ vom 06.06.2008. 
2236 Ders., Bush verheddert sich im Stacheldraht. In: SZ vom 06.06.2007. 
2237 Ebd. 
2238 Vgl. Supreme Court of the United States: Boumediene et al. v. Bush, President of the United States, et al., 
12.06.2008 (http://www.supremecourt.gov/opinions/07pdf/06-1195.pdf; 01.04.2014). 
2239 Vgl. Kurt Kister, Obamas Chancen. In: SZ vom 08.11.2008; Stefan Kornelius, Gerechtigkeit nach Guantana-
mo. In: SZ vom 13.11.2008, Nicolas Richter, Von Guantanamo nach Europa. In: SZ vom 16.12.2008; Susanne 
Höll, Eine deutsche Brücke nach Guantanamo. In: SZ vom 23.12.2008. 
2240 Kurt Kister, Obamas Chancen. In: SZ vom 08.11.2008. 
2241 Stefan Kornelius, Gerechtigkeit nach Guantanamo. In: SZ vom 13.11.2008. 
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und hier insbesondere die Bundesrepublik in der „Pflicht“: „Die Bundesregierung 
hat jahrelang verlangt, das Camp aufzulösen. Wenn sie das mit der Aufnahme von 
Heimat- und Staatenlosen beschleunigen kann, sollte sie es tun.“2242 
Der seit dem NATO-Außenministertreffen in Brüssel vom 26.01.2007 zunehmend 
verfolgte, gemeinsame Ansatz von NATO- und US-Truppen, die Wende am Hin-
dukusch vor allem militärisch herbeizuführen, berührt zwangsläufig auch die hiesi-
ge Diskussion um den deutschen Afghanistan-Einsatz. Obgleich die Bundesrepublik 
von Anfang an, also seit Entsendung der ersten ISAF-Soldaten im Januar 2002, 
stets als drittgrößter Truppensteller agiert hatte, waren die selbstauferlegten Ein-
satzvorbehalte – unter anderem die Weigerung, Kampftruppen in den Süden Af-
ghanistans zu schicken – zuletzt auf immer stärkere Kritik unter den übrigen 
NATO-Bündnispartnern gestoßen. In die Klagen ob der ungleichen Lastenvertei-
lung hatte auch die SZ lange Zeit mit eingestimmt; erst spät hatte sie sich gegen 
eine Ausweitung des Bundeswehreinsatzes in den umkämpften Süden ausgespro-
chen und die Bundesregierung gegenüber der „Stimmungsmache“ ihrer NATO-
Verbündeten ausdrücklich in Schutz genommen. Ein Kurswechsel, der nicht zu-
letzt die gewachsenen Zweifel an der vom nordatlantischen Verteidigungsbündnis 
verfolgten Eskalationsstrategie widerspiegelte. 
Obwohl die SZ den von der NATO verfolgten Ansatz auch in der vorliegen-
den Untersuchungsphase zumeist ablehnt, kann sich die Bundesregierung doch 
nicht länger auf ähnlichen Beistand wie zuletzt stützen. Dies zeichnet sich bereits in 
der Diskussion um die geplante beziehungsweise Anfang März 2007 vom Deut-
schen Bundestag auch beschlossene Entsendung von insgesamt sechs Bundeswehr-
Tornados nach Afghanistan ab. Offiziell lediglich zu Aufklärungszwecken an den 
Hindukusch beordert, stellt die Bereitstellung der Kampfflugzeuge doch den kaum 
verschleierten Versuch der Regierung Merkel dar, den NATO-Verbündeten we-
nigstens teilweise entgegenzukommen, ohne der weitaus gefährlicheren Entsen-
dung von Bodentruppen in den Süden Afghanistans zustimmen zu müssen. Eine 
Strategie, die von der SZ sehr rasch als solche erkannt und entsprechend kritisiert 
wird. Während sie keine Zweifel lässt, dass mit der Entsendung der Tornados das 
deutsche Engagement eine neue Qualität erhalten werde,2243 spricht sie sich doch 
zu keinem Zeitpunkt gegen deren Einsatz aus. Kritisiert wird vielmehr das „Ver-
steckspiel“ und die Verschleierungstaktik der Bundesregierung,2244 die eine Unter-
                                                          
2242 Susanne Höll, Eine deutsche Brücke nach Guantanamo. In: SZ vom 23.12.2008. Vgl. ferner Nicolas Richter, 
Von Guantanamo nach Europa. In: SZ vom 16.12.2008. 
2243 „Im Südteil Afghanistans herrscht Krieg, und wer mit Aufklärungsflugzeugen diese Gebiete überfliegt, nimmt 
an diesem Krieg teil.“ Christoph Schwennicke, Ein eigenes Mandat ist nötig. In: SZ vom 23.12.2006. – „Auch 
wenn die Besatzungen der Jets ‚nur‘ aufklären sollen, […] so werden die Fotos doch […] [dabei] helfen, Ziele 
zu definieren, die dann vom Boden aus bekämpft werden. Insofern darf getrost von einem Kampfeinsatz ge-
sprochen werden.“ Peter Blechschmidt, Die „Tornados“ sind erst der Anfang. In: SZ vom 01.03.2007. 
2244 Christoph Schwennicke, Ein eigenes Mandat ist nötig. In: SZ vom 23.12.2006. 
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scheidung vornehme, welche realiter so nicht existiere: „Es geht darum, ob Tornados 
[Hervorhebung im Original; J.G.] ‚Ziele aufklären‘ dürfen, die dann von anderen 
bekämpft werden. Solche Ziele sind in aller Regel Menschen. Die Deutschen also 
werden sich, und sei es nur mit Fotos, an der Tötung von Gegnern beteiligen.“2245 
Die Entsendung der Tornados selbst wird als „berechtigt“ eingestuft,2246 vor allem 
aber mit Verweis auf die einzuhaltende Bündnissolidarität als unumgänglich darge-
stellt.2247 
Unterdessen geht die Redaktion noch einen Schritt weiter und gibt hier als 
auch im Anschluss zu verstehen, dass sich Deutschland einer Einsendung von Bo-
dentruppen in den Süden – gleichfalls aus Gründen der Bündnissolidarität – mittel-
fristig kaum verweigern könne: „Irgendwann werden die Deutschen die Frage be-
antworten müssen, ob sie im Rahmen einer Gesamtverantwortung für das Projekt 
Afghanistan nicht doch auch Kampftruppen in den Süden schicken wollen. Es ist 
richtig, dass Deutschland den Vorrang des zivilen Aufbaus betont. Nachhaltige 
Wirkung wird es damit jedoch nur erzielen, wenn es auch seinen militärischen Ver-
pflichtungen nachkommt.“2248 An dieser Haltung hält die SZ auch 2008 noch fest, 
wie sich nicht zuletzt an ihrer Unterstützung für die Übernahme der schnellen Ein-
greiftruppe („Quick Reaction Force“) durch die Bundeswehr ablesen lässt.2249 
Kommentare, die eine entsprechende Ausweitung ablehnen, gibt es zwar vereinzelt 
auch, sie befinden sich gleichwohl in der Minderheit.2250 Der weitaus größere Teil 
geht hingegen davon aus, dass sich Deutschland seinen militärischen Verpflichtun-
gen nicht entziehen könne, mit seinen Einsatzvorbehalten letztlich sogar am Bünd-
nis selbst rühre. Eine Position, die insbesondere von Peter Münch2251 und Stefan 
Kornelius2252 wiederholt vertreten wird. 
Unterstützt beziehungsweise ergänzt wird diese Position durch die Kritik der 
SZ an der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung, genauer: an der Berliner In-
formationspolitik, die der hiesigen Bevölkerung Sinn und Zweck des deutschen 
Afghanistan-Engagements nur unzureichend vermittle. Während in seltenen Fällen 
                                                          
2245 Kurt Kister, Zivile Armee im Krieg. In: SZ vom 06.02.2007. 
2246 Christoph Schwennicke, Ganz oder gar nicht. In: SZ vom 17.02.2007. 
2247 Vgl. u.a. Peter Blechschmidt, Die „Tornados“ sind erst der Anfang. In: SZ vom 01.03.2007; Joachim Käppner, 
Ein bisschen Krieg. In: SZ vom 10.04.2007. 
2248 Peter Blechschmidt, Die „Tornados“ sind erst der Anfang. In: SZ vom 01.03.2007. Vgl. ferner Christoph 
Schwennicke, Ganz oder gar nicht. In: SZ vom 17.02.2007; Joachim Käppner, Ein bisschen Krieg. In: SZ vom 
10.04.2007. 
2249 Peter Blechschmidt, Brennen, löschen, schießen. In: SZ vom 25.01.2008. 
2250 Vgl. u.a. ders., Nicht in den Süden. In: SZ vom 05.02.2008; Kurt Kister, Ein ganz normaler Interessenkonflikt. 
In: SZ vom 06.02.2008; Peter Blechschmidt, Was Bush von Merkel will. In: SZ vom 31.03.2008. 
2251 „Solidarisch ist es keinesfalls, dass sich die Bundeswehr mit ihren gut 3000 Mann in einem vergleichsweise 
sicheren Gebiet festgesetzt hat.“ Peter Münch, Halbherzig am Hindukusch. In: SZ vom 18.01.2008. Vgl. ferner 
ders., Ausweichen nützt nichts in Afghanistan. In: SZ vom 28.03.2008. 
2252 „Das Ungleichgewicht im Nato-Bündnis ist groß. […] Ein Bündnis [aber] funktioniert nach einem simplen 
Prinzip: gleiche Lasten für alle, gleiche Pflichten für alle, gleiche Vorteile für alle.“ Stefan Kornelius, Mehr Ehr-
lichkeit. In: SZ vom 02.02.2008. Vgl. ferner ders., Die zwei Zungen der deutschen Politik; in: SZ vom 
04.02.2008; ders., Deutsche Lebenslügen. In: SZ vom 09.02.2008. 
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auch die Ablehnung des Einsatzes durch eine Mehrheit der Bevölkerung an sich 
kritisiert wird,2253 ist es doch in erster Linie die Große Koalition, welche die Miss-
billigung der SZ erfährt. Im Kern geht es der Redaktion darum, dass die Bundesre-
gierung ein falsches Bild der Wirklichkeit am Hindukusch zeichne. Was bei der De-
klarierung der Tornado-Entsendung als Aufklärungsmission beginnt,2254 findet sei-
ne Fortsetzung bei der Vermeidung des Begriffs „Kampfeinsatz“2255 und mündet 
schließlich in der willkürlichen Unterscheidung zwischen „gute[m]“ ISAF- und 
„böse[m]“ OEF-Mandat.2256 Im Gegensatz zur Bundesregierung geht die SZ davon 
aus, dass sich deutlich mehr Menschen vom Sinn des Afghanistan-Engagements 
überzeugen ließen, redete man nur Klartext mit ihnen: „Auf Dauer ist eine Politik 
gegen das Volk nicht durchzuhalten. Deshalb muss das Volk überzeugt werden. 
Das geht am besten mit der ungeschminkten Wahrheit.“2257 Weil entsprechende 
Versuche seitens der Bundesregierung aber bis auf Weiteres ausbleiben, verteidigt 
die SZ den deutschen Afghanistan-Beitrag an ihrer statt: „Wer angesichts des ho-
hen Preises ein Ende des Afghanistan-Einsatzes fordert, der sollte auch den Preis 
dafür bedenken“, so Peter Münch. „Es geht dabei nicht nur darum, dass die Hoff-
nung von Millionen Afghanen enttäuscht würde. Es geht nicht nur um die Verlet-
zung der deutschen Bündnisverpflichtungen. Es geht auch um die Lehre aus dem 
11. September – es geht tatsächlich um die deutsche Sicherheit, die bedroht wäre 
von einem unkontrollierten Terrornest ganz hinten am Hindukusch.“2258 Pragmati-
scher, doch nicht minder überzeugt von der Notwendigkeit des deutschen Afgha-
nistan-Einsatzes argumentiert Peter Blechschmidt: „Deutschland ist keine Insel der 
Glückseligkeit. Es trägt Verantwortung in einer ziemlich unglücklichen Welt. Das 
ist die Antwort auf die Frage, was deutsche Soldaten am Hindukusch zu suchen 
haben.“2259 
6.5.1.2. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Bereits gegen Ende der vorherigen Untersuchungsphase hatte die FAZ vor einem 
möglichen Scheitern in Afghanistan gewarnt; Hintergrund waren eine wiedererstark-
te Taliban-Bewegung einerseits und gewachsene Aversionen der lokalen Bevölke-
                                                          
2253 „Wenn die Ostermarschierer protestieren, dass Deutschland seine ‚Kriegsbeteiligung ausweitet‘, ist das nicht 
einmal falsch. Nur: Es weitet diese Teilnahme völlig zu Recht aus.“ Joachim Käppner, Ein bisschen Krieg. In: 
SZ vom 10.04.2007. – „Die Deutschen verstehen nicht, warum ihre Bundeswehr in Afghanistan im Einsatz ist. 
Ein erschreckend hoher Anteil der politikmündigen Bürger glaubt, dass hier ein Vasallenkrieg der USA geführt 
werden müsse.“ Stefan Kornelius, Politiker, die nicht überzeugen. In: SZ vom 11.02.2008. 
2254 Vgl. u.a. Christoph Schwennicke, Ein eigenes Mandat ist nötig. In: SZ vom 23.12.2006. 
2255 Vgl. u.a. Stefan Kornelius, Mehr Ehrlichkeit. In: SZ vom 02.02.2008; ders., Die zwei Zungen der deutschen 
Politik. In: SZ vom 04.02.2008. 
2256 Vgl. u.a. Peter Blechschmidt, Noch mehr Truppen, noch mehr Fragen. In: SZ vom 25.06.2008; Stefan Korne-
lius, Afghanische Fiktionen. In: SZ vom 07.10.2008. 
2257 Peter Blechschmidt, Klare Worte über Afghanistan. In: SZ vom 05.09.2007. 
2258 Peter Münch, Afghanisches Risiko. In: SZ vom 21.07.2007. 
2259 Peter Blechschmidt, Verantwortung wagen. In: SZ vom 12.10.2007. 
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rung gegen die westliche Truppenpräsenz andererseits gewesen. Eine Strategiedis-
kussion zum künftigen Vorgehen der internationalen Staatengemeinschaft hatte 
sich daraus allerdings nicht entwickelt; Rufe nach einem verstärkten Engagement 
waren die Ausnahme geblieben. 
Auch in der vorliegenden Untersuchungsphase stellt die FAZ die westliche 
Vorgehensweise in Afghanistan zunächst nicht in Frage, so wird beispielsweise die 
militärische Frühjahrsoffensive der NATO überhaupt nicht näher thematisiert. Da-
bei ist sich die Redaktion der prekären Sicherheitslage durchaus bewusst, wie Horst 
Bacias neuerliche Warnung vor einer Niederlage2260 als auch Günther Nonnenma-
chers Schlagwort von einer „Irakisierung“ des Landes nahe legen.2261 Allerdings 
beschränkt sich die FAZ zumeist darauf, sich zum Afghanistan-Engagement insge-
samt zu bekennen und für eine Fortsetzung desselben einzutreten. Dabei argumen-
tiert sie nahezu ausnahmslos mit westlichen Sicherheitsinteressen; am deutlichsten 
wohl Günther Nonnenmacher, wenn er ausführt, dass „die politische Stabilisierung 
des Landes am Hindukusch sowie die Sicherung von Aufbau und Entwicklung zum 
Nutzen der afghanischen Bevölkerung […] nur Mittel zum Zweck [sei]. Ziel des 
Afghanistan-Engagements […] ist es, […] mit Strucks Worten, den Terror ‚dort zu 
bekämpfen, wo er entsteht‘, also Anschläge und andere terroristische Umtriebe ‚auf 
Distanz‘ zu halten.“2262 Doch auch Klaus-Dieter Frankenberger und Jochen Buch-
steiner sehen Sinn und Zweck der Mission zuvorderst darin, zu verhindern, dass 
Afghanistan abermals Rückzugsraum für Terroristen wird – von einer Verbesse-
rung der Lebensumstände der Afghanen ist allenfalls sekundär, von einer etwaigen 
Demokratisierung Afghanistans schon gar keine Rede.2263 Solange aber eine nach-
haltige Stabilisierung am Hindukusch zum Zwecke der Terrorbekämpfung nicht 
erreicht ist, will die FAZ von einem Rückzug auch nichts wissen. Ausdrücklich 
warnt sie vor der Vorstellung, dass ein Abzug der NATO-Truppen zu einem Ende 
des Blutvergießens führte – eher werde das Gegenteil der Fall sein, so ihre Progno-
se.2264 Dabei macht sie sich keine Illusionen ob der Dimension der Aufgabe – Gün-
ther Nonnenmacher etwa prophezeit einen Einsatz, der „noch Jahre oder gar Jahr-
zehnte in Anspruch nehmen wird“,2265 derweil Klaus-Dieter Frankenberger dazu 
auffordert, sich in „Geduld“2266 zu üben und einen „langen Atem“2267 anzueignen. 
                                                          
2260 Horst Bacia, Lastenverteilung am Hindukusch. In: FAZ vom 09.02.2007. 
2261 Günther Nonnenmacher, Im deutschen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007. 
2262 Ebd. 
2263 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Ermordet. In: FAZ vom 16.08.2007; ders., Nicht die Geduld verlieren. 
In: FAZ vom 19.09.2007; Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007. 
2264 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Ermordet. In: FAZ vom 16.08.2007; ders., Nicht die Geduld verlieren. 
In: FAZ vom 19.09.2007; Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007. 
2265 Günther Nonnenmacher, Im deutschen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007. 
2266 Klaus-Dieter Frankenberger, Nicht die Geduld verlieren. In: FAZ vom 19.09.2007. 
2267 Ders., Ermordet. In: FAZ vom 16.08.2007. 
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Wie aber der Westen vorgehen sollte, um seine Ziele auch zu erreichen, diese 
Frage stellt sich die FAZ zunächst nicht – trotz eines in Aussicht gestellten, mögli-
chen Scheiterns in Afghanistan. Abgesehen von der regelmäßig vorgetragenen 
Notwendigkeit einer militärischen Komponente2268 unterbleibt jede Diskussion des 
zu verfolgenden Ansatzes. Erste Zweifel an der Strategie des Westens tauchen 
dann im vierten Quartal 2007 auf, wenn Jochen Buchsteiner die Defizite beim bis-
her Erreichten offen anspricht: „Der Weg, der beschritten wird, führt offensichtlich 
nicht an jenes Mindestziel heran, über das Einigkeit herrscht: Afghanistan so zu 
stabilisieren, dass es aus eigener Kraft verhindern kann, abermals zu einem großflä-
chigen Ausbildungslager für Terroristen und damit zu einer Gefahr für die Welt zu 
werden.“2269 Konkrete Zweifel äußert er an der „bedingungslos wirkende[n] Unter-
stützung des Präsidenten Karzai“ durch den Westen und empfiehlt statt der Errich-
tung eines demokratischen Staatsapparates lieber die Fertigstellung ganz praktischer 
Einrichtungen wie „mehr Straßen oder Kraftwerke“, deren Nutzen den Afghanen 
unmittelbar zugutekäme. Weil aber ein solches Vorgehen nicht ohne die Absiche-
rung durch zusätzliche Truppen funktioniert, läuft auch diese Kritik im Endeffekt 
auf die bekannte Forderung nach mehr Soldaten und mehr Geld hinaus – etwas, 
das die FAZ im Bewusstsein um die begrenzten Ressourcen des Westens zuletzt 
nicht mehr verlangt hatte. 
Dennoch bleibt die von Jochen Buchsteiner angestoßene Strategiediskussion 
zunächst ohne Widerhall, erst Mitte 2008 gewinnt die Debatte neuerlichen 
Schwung. Am Anfang steht Christoph Ehrhardts Feststellung: „Es ist höchste Zeit 
für offene Worte und für Selbstkritik, denn der Patient am Hindukusch ist schwer 
krank.“2270 Als Adressat dieser offenen Worte kommt in erster Linie die Regierung 
Karzai in Frage, deren Verstrickung in diverse Korruptionsaffären von der FAZ 
jetzt des Öfteren thematisiert wird.2271 Aus der Enttäuschung über Kabul erwach-
sen gleichwohl keine konkreten Forderungen an das weitere Vorgehen des Westens 
– offensichtlich sieht die FAZ keine wirkliche Alternative zu Karzai. Was die 
Selbstkritik betrifft, so ist vor allem das Unvermögen der NATO gemeint, die 
Sicherheitslage unter Kontrolle zu bringen. Dass dies nicht ohne die Entsendung 
zusätzlicher Truppen zu erreichen ist, scheint auch die FAZ zunehmend zu realisie-
ren. Zwar verlangt nur Christoph Ehrhardt „(deutlich) mehr Soldaten“ für Afgha-
                                                          
2268 „Es geht das eine nicht ohne das andere, es wird keinen nachhaltigen Aufbau geben können, wenn die Zerstö-
rer nicht militärisch ausgeschaltet werden.“ Günther Nonnenmacher, Im deutschen Interesse. In: FAZ vom 
22.05.2007. – „Es muss mit militärischen Mitteln verhindert werden, dass Afghanistan wieder zur Basis für den 
islamistischen Terrorismus wird; auch der dafür notwendige Aufbau des Landes kann nur gelingen, wenn er mi-
litärisch abgesichert wird.“ Ders., Die islamistische Seuche. In: FAZ vom 21.09.2007. 
2269 Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007. 
2270 Christoph Ehrhardt, Ein Patient am Hindukusch. In: FAZ vom 10.06.2008. 
2271 Vgl. u.a. ebd.; Horst Bacia, Hilfe für Afghanistan. In: FAZ vom 13.06.2008; ders., Im siebenten Jahr. In: FAZ 
vom 16.10.2008. 
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nistan,2272 doch zielen die Forderungen Günther Nonnenmachers und Horst Bacias 
in dieselbe Richtung. So kritisiert Nonnenmacher die nach wie vor bestehenden 
Einsatzvorbehalte diverser NATO-Staaten, welche die Kampfkraft des Bündnisses 
unnötig schwächten,2273 derweil Bacia den „ständige[n] […] Mangel an Soldaten 
und militärischen Fähigkeiten“ als Hauptursache der gegenwärtigen Misere ausge-
macht hat.2274 Umgekehrt appelliert die FAZ zumindest indirekt an Washington, 
mehr Zurückhaltung im Anti-Terror-Kampf zu üben, um der Vermeidung ziviler 
Opfer willen2275 – derartige Forderungen waren von ihr bis dato überhaupt noch 
nicht erhoben worden. Als zweiter Eckpfeiler bei der Stabilisierung Afghanistans – 
von Horst Bacia sogar als „entscheidend“ hervorgehoben – kristallisiert sich dann 
die verstärkte Ausbildung afghanischer Sicherheitskräfte heraus.2276 Ziel müsse es 
sein, diese in die Lage zu versetzen, die internationalen Truppen abzulösen. 
Bis auf weiteres allerdings hält die FAZ die internationale Unterstützung für 
Afghanistan, auch die militärische, „noch auf Jahre hinaus [für] unerlässlich“.2277 
Trotz ihrer Ablehnung eines Waffengangs am Golf hatte die FAZ die längste Zeit 
über den durch die Irak-Invasion angestoßenen Demokratisierungsprozess im Land 
und in der Region ausdrücklich unterstützt. Versäumnisse der Bush-Administration 
etwa bei der Stabilisierung des Nachkriegs-Irak wurden zwar als solche deutlich 
benannt, zugleich aber zeigte sich die Redaktion darum bemüht, die Entwicklung 
nicht als eine einseitig negative darzustellen; stets blieb die Hoffnung auf eine bes-
sere Zukunft der Iraker spürbar. Das änderte sich erst 2006, vor allem nachdem 
Terroristen die Kuppel der Goldenen Moschee von Samarra in die Luft gesprengt 
hatten. Nunmehr wollte auch die FAZ einen offenen Bürgerkrieg im Irak erkannt 
haben und gab den amerikanischen Einsatz zunehmend verloren. Zum einen, weil 
sie den Einfluss der USA auf die Geschehnisse im Land allmählich schwinden sah; 
zum anderen, weil sie am Willen Washingtons zweifelte, das Ruder etwa durch die 
Entsendung zusätzlicher Truppen noch einmal herumzureißen. 
Dieser Pessimismus zeigt sich auch noch zu Beginn der vorliegenden Unter-
suchungsphase. Am weitesten geht dabei Nikolas Busse, wenn er den Krieg zu-
nächst als „große[n] Fehlschlag“2278 und danach als „Fehler“2279 bezeichnet – ein 
derart verheerendes Zeugnis hatte die FAZ der amerikanischen Präsenz im Irak seit 
Beginn der Kampfhandlungen im März 2003 nicht ausgestellt. Begründet wird das 
                                                          
2272 Ders., Hilfe für Afghanistan. In: FAZ vom 13.06.2008. Die Klammersetzung entspricht dem Original. 
2273 Günther Nonnenmacher, Afghanistan. In: FAZ vom 08.10.2008. 
2274 Horst Bacia, Im siebenten Jahr. In: FAZ vom 16.10.2008. 
2275 Vgl. u.a. Stephan Löwenstein, Deutsch-afghanische Illusionen. In: FAZ vom 05.09.2008; Horst Bacia, Im sie-
benten Jahr. In: FAZ vom 16.10.2008. 
2276 Vgl. u.a. Christoph Ehrhardt, Ein Patient am Hindukusch. In: FAZ vom 10.06.2008; Horst Bacia, Im siebenten 
Jahr. In: FAZ vom 16.10.2008. 
2277 Günther Nonnenmacher, Afghanistan. In: FAZ vom 08.10.2008. 
2278 Nikolas Busse, Der große Fehlschlag. In: FAZ vom 01.12.2006. 
2279 Ders., Was auf dem Spiel steht. In: FAZ vom 18.07.2007. 
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Urteil damit, dass nahezu sämtliche Kriegsziele der Bush-Administration verfehlt 
wurden, nicht zuletzt im Anti-Terror-Kampf: „Mit der Befreiung Afghanistans hat-
te der Westen al Qaida die wichtigste Operationsbasis genommen, die Zahl ihrer 
Kämpfer wurde deutlich verringert, viele Anführer wurden gefasst oder getötet. 
Dieser Erfolg wurde im Irak wieder geschmälert, weil das Land […] zum neuen 
Aufmarschgebiet der Dschihadisten wurde.“2280 Obgleich er ein abschließenden 
Urteil meidet, wie es aus dem Kommentar seines Redaktionskollegen Busse an-
klingt, liest sich auch Lothar Rühls Bilanz kaum besser, wenn er vor allem die fol-
genden Aspekte der Invasion festhält: „Die für Amerika und den Westen absurden 
Resultate des Golfkriegs […] sind die Destabilisierung des […] Staates Irak mit ei-
nem drohenden Zerfall in drei Teile, der relative Machtgewinn Irans […] und 
schließlich ein neuer Unruheherd, von dem eine dauernde terroristische Bedrohung 
ausgeht.“2281 Nicht von ungefähr erkennt Rühl auch eine „Eskalationsgefahr“ für 
die „gesamte Golfregion“.2282 Selbst der dem Vorgehen Washingtons immer noch 
am aufgeschlossensten gegenüberstehende Klaus-Dieter Frankenberger fürchtet 
mittlerweile das Entstehen eines „failed state“ im Irak.2283 
Der Krieg ein Fehler, die selbstgesteckten Ziele kaum noch zu erreichen – in 
diese Stimmungslage hinein veröffentlicht die „Iraq Study Group“ Anfang Dezem-
ber 2006 ihre Empfehlungen. Das Echo fällt dann auch durchweg negativ aus. We-
der dem Vorschlag, zusätzlichen Druck auf die schwache irakische Regierung aus-
zuüben, noch der Beteiligung der Anrainer an einer Stabilisierung des Irak mag die 
FAZ größere Aussicht auf Erfolg einräumen.2284 Vor allem aber kritisiert sie den 
anvisierten Abzug der US-Truppen – für Klaus-Dieter Frankenberger ein Indiz da-
für, dass die USA ihre Verantwortung für den Irak „offenkundig loswerden“ woll-
ten.2285 Vehement widerspricht er diesem Ansinnen: Mehrfach gibt Frankenberger 
zu verstehen, dass die USA keinen Rückzugsraum für „Dschihadisten und Extre-
misten aller Art“ zurücklassen dürften beziehungsweise keinen gescheiterten Staat, 
der sich zum „innerislamischen Großkampfplatz“ entwickle und womöglich eine 
Intervention der Anrainer nach sich ziehe.2286 
So entschlossen die FAZ einen etwaigen Rückzug Amerikas aus dem Irak 
auch ablehnt, so unentschieden zeigt sich die Redaktion, als sie von Bush Anfang 
Januar 2007 mit der Aussicht auf eine mögliche Truppenaufstockung konfrontiert 
wird. Noch im Dezember 2006 hatten Nikolas Busse und Günther Nonnenmacher 
                                                          
2280 Ders., Der große Fehlschlag. In: FAZ vom 01.12.2006. 
2281 Lothar Rühl, Irak und Vietnam. In: FAZ vom 16.07.2007. 
2282 Ebd. 
2283 Klaus-Dieter Frankenberger, Letzte Chance. In: FAZ vom 09.03.2007. 
2284 Vgl. u.a. ders., Der Bericht. In: FAZ vom 07.12.2006; ders., Kein Königsweg. In: FAZ vom 08.12.2006; ders., 
Arabische Warnungen. In: FAZ vom 18.12.2006. 
2285 Ders., Kein Königsweg. In: FAZ vom 08.12.2006. 
2286 Vgl. u.a. ebd.; ders., Arabische Warnungen. In: FAZ vom 18.12.2006. 
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ihre Bedenken dazu geäußert; ersterer warnte davor, dass ein solcher Ansatz als 
„versteckte Neuauflage der amerikanischen Direktverwaltung“ missverstanden 
werden könne,2287 letzterer betonte die unzureichenden Möglichkeiten der zur 
„klassische[n] Kriegführung ausgebildete[n] und ausgerüstete[n US-]Armee“ in ei-
ner asymmetrischen Auseinandersetzung.2288 Auch nach Bekanntgabe der neuen 
„Surge“-Strategie bleibt Klaus-Dieter Frankenberger zunächst der einzige, der dem 
neuen Ansatz etwas Positives abgewinnen kann: „Mehr amerikanische Soldaten in 
Bagdads Straßen bedeuten mehr Ziele für Insurgenten und Terroristen. Aber ange-
sichts des gegenwärtigen Zustands der irakischen Sicherheitskräfte bieten sie ver-
mutlich auch die einzige Gewähr dafür, dass die nicht gänzlich die Kontrolle über-
nehmen.“2289 Andere Kommentatoren sprechen sich zwar nicht länger gegen eine 
Truppenaufstockung aus, doch räumen sie der neuen Strategie zugleich kaum Aus-
sicht auf Erfolg ein.2290 Vor diesem Hintergrund betont Nikolas Busse noch Mitte 
Juli 2007, dass sich die irakische „Sicherheitslage bisher nicht wesentlich verbes-
sert“ habe.2291 
Erst Mitte August setzt bei der FAZ ein spürbarer Stimmungsumschwung ein. 
Im Irak tue sich „Unerhörtes“, schreibt Matthias Rüb und spricht von ersten Er-
folgen bei der Stabilisierung einiger Provinzen sowie von Teilen der irakischen 
Hauptstadt.2292 Wohl relativiert er den Anteil der neuen „Surge“-Strategie, wenn er 
insbesondere die Rolle einiger sunnitischer Stämme hervorhebt, welche unlängst 
die Seiten gewechselt und sich dem Kampf gegen al-Qaida angeschlossen hätten. 
Doch erstmals seit über einen Jahr scheint auch wieder so etwas wie Hoffnung auf 
bessere Zeiten durch, wenn Rüb zustimmend zwei Autoren der eher den Demokra-
ten nahestehenden „Brookings Institution“ zitiert, deren Einschätzungen zufolge 
„die gebetsmühlenartige Wiederholung der Diagnose, im Irak sei alles verloren“, 
geradezu „irrational sei“.2293 
  
                                                          
2287 Nikolas Busse, Der große Fehlschlag. In: FAZ vom 01.12.2006. 
2288 Günther Nonnenmacher, Ratlos im Irak. In: FAZ vom 20.12.2006. 
2289 Klaus-Dieter Frankenberger, Rettungsversuch. In: FAZ vom 12.01.2007. 
2290 Vgl. u.a. Matthias Rüb, Letzte Chance im Irak. In: FAZ vom 13.01.2007; ders., Große Aufgaben, wenig Zeit. 
In: FAZ vom 13.06.2007. 
2291 Nikolas Busse, Was auf dem Spiel steht. In: FAZ vom 18.07.2007. 
2292 Matthias Rüb, Ein halber Erfolg. In: FAZ vom 11.08.2007. 
2293 Ebd. Rüb zitiert recht frei aus einem am 30.06.2007 in der „NY Times“ veröffentlichten Meinungsbeitrag von 
O’Hanlon und Pollack, die darin zu folgender Einschätzung gelangen: „Viewed from Iraq, where we just spent 
eight days meeting with American and Iraqi military and civilian personnel, the political debate in Washington is 
surreal. The Bush administration has over four years lost essentially all credibility. Yet now the administration’s 
critics, in part as a result, seem unaware of the significant changes taking place. Here is the most important 
thing Americans need to understand: We are finally getting somewhere in Iraq.“ Michael E. O’Hanlon/ 
Kenneth M. Pollack, A War We Just Might Win. In: NY Times vom 30.06.2007. 
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Diese Linie spiegelt sich seit Mitte September auch in den übrigen Kommen-
taren wider. So ist von einer merklichen Verbesserung der Situation die Rede,2294 
von einem starken Rückgang der Anschläge und der Opferzahlen2295 sowie dem 
Umstand, dass die Menschen im Irak wieder Hoffnung schöpften.2296 Stets wird auf 
den Prozess des sunnitischen Frontenwechsels eingegangen, doch auch die ameri-
kanische „Surge“-Strategie unter General Petraeus gilt mittlerweile als „Erfolg“. 
Obgleich die FAZ die nach wie vor bestehenden Defizite bei der Sicherheitslage 
registriert, zieht sie doch zum Jahresende 2007 das bemerkenswerte Fazit: „Das 
Schlimmste ist im Irak wohl ausgestanden. Selbst bei einem Wiederaufflammen der 
Gewalt rechnet kaum mehr einer damit, dass die schwarzen Tage des blutigen 
Sommers 2007 wiederkehren.“2297 
An ihrem wiedererlangten, vorsichtigen Optimismus hält die FAZ auch im 
Laufe des Jahres 2008 fest. Zwar liest sich die Bilanz Klaus-Dieter Frankenbergers 
zum fünften Jahrestag der Invasion in der Rückschau noch immer verheerend; al-
lein, die Zukunft des Irak ist wieder offen: „Niemand vermag heute vorauszusagen, 
wie der Irak in fünf Jahren aussehen wird: Ob Schiiten, Sunniten und Kurden ein 
Auskommen miteinander gefunden haben werden; ob der Föderalismus akzeptiert 
ist, man von Normalisierung wird sprechen können und der mörderische Islamis-
mus ausgeschaltet ist. Der richtet noch immer großes Unheil an, insgesamt ist er 
aber geschwächt.“2298 Von einer bevorstehenden Niederlage der Amerikaner redet 
die FAZ ohnehin nicht mehr. Sogar mit den Verhandlungen zwischen Washington 
und Bagdad um ein sogenanntes „Status of Forces Agreement“, an dessen Ende 
ein festes Datum für den Abzug der US-Truppen stehen würde, hat sie sich inzwi-
schen arrangiert.2299 Stattdessen würdigt die Redaktion einmal mehr die Verdienste 
Petraeus‘ um die Stabilisierung des Irak. Ein Abbild ihrer gewandelten Lageein-
schätzung bietet nicht zuletzt der Rückgang der Kommentare selbst. Lediglich zwei 
Meinungsbeiträge zur Causa Irak veröffentlicht die FAZ im gesamten Jahresverlauf 
2008; längst bestimmen andere Themenkomplexe das Bild der Vereinigten Staaten. 
Würde die Redaktion noch immer eine amerikanische Niederlage mit schlimmeren 
Auswirkungen als Vietnam fürchten2300 – ein derartiges Desinteresse wäre schlicht 
nicht vorstellbar. 
Spätestens mit dem Amtsantritt Mahmud Ahmadinedschads im August 2005 hatte 
die FAZ ihre Zurückhaltung im Atomstreit aufgegeben und für eine harte Gangart 
im Umgang mit Teheran plädiert. Selbst die Option eines Militärschlags wurde jetzt 
                                                          
2294 Günther Nonnenmacher, Beschädigt. In: FAZ vom 12.09.2007. 
2295 Rainer Hermann, Rückgang der Gewalt. In: FAZ vom 05.12.2007. 
2296 Ders., Hoffnung im Irak. In: FAZ vom 10.12.2007. 
2297 Ders., Rückgang der Gewalt. In: FAZ vom 05.12.2007. 
2298 Klaus-Dieter Frankenberger, Bushs Krieg. In: FAZ vom 19.03.2008. 
2299 Rainer Hermann, Ohne amerikanische Soldaten. In: FAZ vom 28.08.2008. 
2300 Vgl. Lothar Rühl, Irak und Vietnam. In: FAZ vom 16.07.2007. 
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als letztes Mittel in Erwägung gezogen. Zuvor sollte allerdings versucht werden, 
den Iran mit Hilfe eines strengen Sanktionsregimes zum Einlenken zu bewegen. 
Weitere Zugeständnisse des Westens wurden hingegen abgelehnt. 
Entsprechend begrüßt die FAZ die per Resolution 1737 durch den UN-
Sicherheitsrat verhängten Sanktionen gegen Teheran. Tatsächlich gibt sie sich aus-
gesprochen optimistisch und widerspricht all jenen, denen die jüngsten Maßnah-
men nicht weit genug gehen: „Ob die Sanktionen […] tatsächlich sinnlos sein wer-
den, […] bleibt abzuwarten. […] Handelsrestriktionen, welche die Atomtechnik 
betreffen, sind […] nicht so marginal, dass sie keine Bedeutung für das iranische 
Atomprogramm hätten.“2301 Dass die Hoffnung auf ein Einlenken Teherans, und 
sei es nur symbolischer Natur, gleichwohl verfrüht war, wird auch von der FAZ 
bald realisiert. Ausgehend von der Einschätzung, dass „das iranische Atompro-
gramm […] das drängendste Problem der Weltpolitik“ darstelle,2302 mithin also eine 
iranische Atombombe in jedem Fall verhindert werden müsse – und sei es auch 
nur, um Israel von einem Militärschlag gegen die iranischen Nuklearanlagen 
abzuhalten2303 –, setzt die FAZ schon bald auf eine Verschärfung der bestehenden 
Repressalien.2304 So verlangt Klaus-Dieter Frankenberger „neue, einschneidende 
Sanktionen“ und ein Anziehen der „Daumenschrauben“ auf den „Schlüsselfeldern 
der iranischen Wirtschaft“.2305 Forderungen, an denen die FAZ auch nach Veröf-
fentlichung des bereits erwähnten „National Intelligence Estimate“ vom 03.12.2007 
festhält, welcher „mit großer Überzeugung“ von einem Stopp des iranischen 
Atomwaffenprogramms im Herbst 2003 ausgeht. 
Tatsächlich ist die FAZ von Anfang an darum bemüht, jene zentrale Aussage 
des NIE zu relativieren. So betont sie gleich zu Beginn, dass es sich bei der fragli-
chen Passage um „Einschätzungen, nicht um Tatsachen“ handele – um dann um-
gehend auf frühere Fehlurteile der US-Nachrichtendienste zu verweisen, etwa bei 
der irakischen Bedrohung durch angebliche Massenvernichtungswaffen.2306 Einen 
Grund zur Entwarnung will die FAZ aus dem NIE jedenfalls nicht herausgelesen 
haben und warnt vor entsprechenden Fehlschlüssen bei der Lektüre.2307 Zumal sich 
an der einschlägigen Indizienlage nichts geändert habe, was nur einen Schluss zu-
lasse: „Iran entwickelt offenkundig auch weiterhin vielerlei technische Fähigkeiten,  
  
                                                          
2301 Klaus-Dieter Frankenberger, Mahnung. In: FAZ vom 27.12.2006. 
2302 Nikolas Busse, Drängend. In: FAZ vom 11.04.2007. 
2303 Klaus-Dieter Frankenberger, Fatale Alternative. In: FAZ vom 15.10.2007. 
2304 Vgl. u.a. Nikolas Busse, Drängend. In: FAZ vom 11.04.2007; Klaus-Dieter Frankenberger, Fatale Alternative. 
In: FAZ vom 15.10.2007; ders., Eingestellt. In: FAZ vom 05.12.2007. 
2305 Ders., Fatale Alternative. In: FAZ vom 15.10.2007. 
2306 Ders., Eingestellt. In: FAZ vom 05.12.2007. 
2307 „Der amerikanische Iran-Bericht gibt keine Entwarnung.“ Ders./Andreas Ross, Der Colt rauchte. In: FAZ 
vom 06.12.2007. – „Die überraschende Erkenntnis der amerikanischen Geheimdienste, ein Programm zur Her-
stellung von Atomwaffen sei im Jahr 2003 gestoppt worden, gibt keinen Anlass zur Beruhigung.“ Horst Bacia, 
Eine halbe Drehung mehr. In: FAZ vom 24.01.2008. 
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die für die Produktion von Nuklearwaffen zur Anwendung kommen (können), 
wenn Teheran das beschließen sollte.“2308 Ganz ähnlich hatten das auch schon die 
16 US-Nachrichtendienste formuliert, wenn auch nicht im ersten Absatz.2309 
Sowohl quantitativ – gemessen an der Zahl der Kommentare – als auch qualitativ, 
also unter Berücksichtigung der Schärfe der vorgetragenen Kritik, hatte sich die 
FAZ mit ihrem Urteil hinsichtlich etwaiger Menschenrechts-Verletzungen der Bush-
Administration stets zurückgehalten. Auch in dieser Phase bleibt die Redaktion sich 
treu, wenn sie lediglich zwei Kommentare zur Causa Guantanamo veröffentlicht – 
innerhalb eines Zeitraums von rund 25 Monaten. 
Dabei lässt sie keine Zweifel aufkommen, dass das Gefangenenlager gerade 
infolge seiner Außenwirkung verheerende Schäden angerichtet habe. So ist von ei-
nem „Schandfleck auf der Weste der […] globalen Schutzmacht von Freiheit und 
Demokratie“ die Rede,2310 ebenso wie davon, dass der „Schaden, d[en] das Anse-
hen der Vereinigten Staaten durch […] Guantanamo erlitten“ habe, größer sei „als 
der Nutzen, den Washington aus erpressten Geständnissen […] ziehen“ konnte.2311 
Welche Vorgänge konkret für den erlittenen Imageschaden verantwortlich sind, 
macht die FAZ an anderer Stelle deutlich, wenn sie Amerikas „Unvermögen“ kriti-
siert, für Internierung und Verurteilung der Insassen eine den „Ansprüchen des 
(amerikanischen) Rechtsstaates genügende Regelung […] zu finden“.2312 
Und doch geht die FAZ nicht so weit, eine Schließung des Lagers explizit zu 
fordern. Allenfalls eine implizite Forderung lässt sich aus ihrem Appell ableiten, auf 
das System der Sondertribunale zu verzichten und stattdessen auf „amerikanische 
Zivilgerichte oder […] ordentliche Militärtribunale“ bei der Verurteilung der Ter-
rorverdächtigen zu setzen2313 – immerhin wäre mit der Einleitung juristischer Ver-
fahren gegen alle noch verbliebenen Insassen Guantanamo die Existenzgrundlage 
entzogen. Später äußert die FAZ sogar Verständnis für den Fall, sollte Bush das 
Lager trotz des jüngst ergangenen Urteils des Supreme Courts nicht mehr innerhalb 
der ihm noch verbleibenden Amtszeit schließen. Teilt sie doch die Befürchtung 
seiner Regierung, dass eine einfache Abschiebung beziehungsweise Freilassung der 
mutmaßlichen Terroristen fatale Folgen nach sich ziehen könnte: „Ihre Abschie-
bung in die Heimatländer […] würde, so befürchtet das Pentagon, dem man nicht  
  
                                                          
2308 Klaus-Dieter Frankenberger/Andreas Ross, Der Colt rauchte. In: FAZ vom 06.12.2007. Die Klammersetzung 
entspricht dem Original. 
2309 Vgl. Fn. 2219. 
2310 Matthias Rüb, Rechtsgeschichte. In: FAZ vom 08.06.2007. 
2311 Günther Nonnenmacher, Die Verfassung gilt auch auf Guantánamo. In: FAZ vom 14.06.2008. 
2312 Matthias Rüb, Rechtsgeschichte. In: FAZ vom 08.06.2007. Die Klammersetzung entspricht dem Original. 
2313 Ebd. 
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nur unlautere Motive unterstellen sollte, zu ihrer baldigen Freilassung führen. Da-
mit entstünde die Gefahr, dass sie sich wieder dem internationalen ‚Dschihad‘ an-
schließen.“2314 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase war die deutsche Afghanistan-
Politik de facto kein Thema gewesen. Wenn überhaupt, dann hatte die FAZ diese 
allenfalls indirekt thematisiert, indem sie auf die ungleiche Lastenverteilung inner-
halb des NATO-Bündnisses hingewiesen, zugleich aber ausgerechnet für die deut-
schen Einsatzvorbehalte Verständnis geäußert hatte. Damit ist es nun vorbei. 
Dass aus Sicht der Redaktion erhöhter Diskussionsbedarf besteht, spiegelt 
sich schon in der schieren Zunahme der Kommentare wider – von einem einzigen 
Beitrag innerhalb der Jahre 2005 und 2006 ist deren Zahl auf nunmehr 19 in der 
aktuellen Untersuchungsphase förmlich explodiert. Vom Verständnis für die deut-
sche Sonderrolle ist dabei nicht mehr viel übrig geblieben; obwohl die FAZ den 
deutschen Afghanistan-Einsatz im Grundsatz unterstützt und dies auch mehrfach 
zu erkennen gibt. Analog zur Unterstützung der internationalen Präsenz am Hin-
dukusch, die wiederholt mit der Wahrung westlicher Sicherheitsinteressen begrün-
det wird, steht auch Deutschlands Sicherheit im Vordergrund ihres Bekenntnisses 
zur Anwesenheit deutscher Soldaten im Land.2315 Wiederholt bemüht sie den ehe-
maligen Bundesverteidigungsminister Struck, etwa wenn Jochen Buchsteiner aus-
führt, dass die „Doktrin, dass Deutschlands Sicherheit auch am Hindukusch vertei-
digt wird“, noch immer „unverändert“ gelte.2316 Nahezu wortgleich argumentiert 
Günther Nonnenmacher ein knappes Jahr später: „Der Satz des früheren Verteidi-
gungsministers Struck, dass Deutschlands Sicherheit auch am Hindukusch vertei-
digt werde, [ist] heute [noch] so wahr wie im Jahr 2002.“2317 Auch findet die FAZ 
grundsätzlich lobende Worte für Deutschlands Einsatz-Strategie der „vernetzte[n] 
Sicherheit“, wenngleich sie nicht unerwähnt lässt, dass diese – die Verknüpfung 
von militärischen mit zivilen, beispielsweise entwicklungspolitischen und humanitä-
ren Maßnahmen – im vergleichsweise ruhigen Norden wesentlich leichter umzuset-
zen sei als im umkämpften Süden des Landes.2318 Dieses grundsätzliche Ja zur deut-
schen Präsenz in Afghanistan kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass Ber-
lins Beitrag tendenziell unter dem Motto „zu wenig, zu spät“ behandelt wird. 
                                                          
2314 Günther Nonnenmacher, Die Verfassung gilt auch auf Guantánamo. In: FAZ vom 14.06.2008. 
2315 Vgl. u.a. ders., Im deutschen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007; Klaus-Dieter Frankenberger, Ermordet. In: 
FAZ vom 16.08.2007; Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007; Günther Non-
nenmacher, Afghanistan. In: FAZ vom 08.10.2008; Horst Bacia, Im siebenten Jahr. In: FAZ vom 16.10.2008; 
ders., Abwärtsspirale. In: FAZ vom 21.10.2008. 
2316 Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007. 
2317 Günther Nonnenmacher, Afghanistan. In: FAZ vom 08.10.2008. 
2318 Vgl. u.a. Georg Paul Hefty, Lebensgefährlich. In: FAZ vom 21.05.2007; Günther Nonnenmacher, Im deut-
schen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007; Christoph Ehrhardt, Ein Patient am Hindukusch. In: FAZ vom 
10.06.2008. 
492 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Vor allem 2007 und auch noch zu Jahresbeginn 2008 stehen die deutschen 
Einsatzvorbehalte im Zentrum der Kritik. Von Anfang an unterstützt die FAZ die 
Beschwerden der übrigen NATO-Mitgliedsstaaten etwa mit der Feststellung, dass 
„sich kein Bündnispartner auf Dauer der Forderung nach angemessener Teilung 
des Risikos entziehen“ könne.2319 Denn ein Bündnis wie die NATO funktioniere 
nun einmal nach dem Prinzip des gleichen Risikos für alle Beteiligten.2320 Berlins 
Verhalten hingegen, etwa die Weigerung sich an Kampfeinsätzen im Süden Afgha-
nistans zu beteiligen oder die Distanzierung zur Anti-Terror-Operation „Enduring 
Freedom“, untergrabe die Grundfesten des Bündnisses.2321 Damit, so die wohl 
schärfste Kritik der FAZ, gefährde Deutschland letztlich den Fortbestand der 
NATO.2322 Entsprechend auch die wiederholten Appelle an die Bundesregierung, 
ihre Einsatzvorbehalte aufzugeben, verbunden mit der mal mehr, mal weniger 
deutlichen Forderung, sich auch nicht länger Kampfeinsätzen im Süden Afghanis-
tans zu verschließen.2323 Vor diesem Hintergrund werden die konkreten Schritte 
Berlins zur Ausweitung des deutschen Engagements – darunter die Entsendung 
von sechs Bundeswehr-Tornados im April 2007 sowie die Übernahme der „Quick 
Reaction Force“ im Juli 2008 – zwar stets begrüßt, zugleich jedoch als „aus Grün-
den der Bündnissolidarität längst überfällige Entscheidung[en]“ abqualifiziert.2324 
Im Prinzip hält die FAZ an dieser Linie bis zum Schluss fest. Allerdings werden die 
einschlägigen Forderungen wie etwa die „großzügig[ere]“ Bemessung der Ober-
grenze des deutschen Afghanistan-Mandats2325 oder die Ausweitung desselben auf 
das ganze Land2326 seltener beziehungsweise nur noch indirekt erhoben. 
Mindestens ebenso sehr wie die Ausgestaltung des deutschen Engagements 
steht dessen Vermittlung in der Öffentlichkeit durch die Bundesregierung in der 
Kritik. Da wäre zunächst die Weigerung der Regierung Merkel, den Afghanistan-
Einsatz als das darzustellen, was er ist2327 – in den Worten der FAZ ein „Kampfein-
satz“,2328 bei dem die Bundeswehr „in einen Krieg geraten“ sei.2329 Vor allem aber 
                                                          
2319 Horst Bacia, Lastenverteilung am Hindukusch. In: FAZ vom 09.02.2007. 
2320 Vgl. u.a. ders., Solidarität. In: FAZ vom 14.09.2007; Klaus-Dieter Frankenberger, Feigheit vor dem Bürger. In: 
FAZ vom 02.02.2008; Horst Bacia, Verpasste Chance. In: FAZ vom 08.02.2008. 
2321 Vgl. u.a. Berthold Kohler, Ein bisschen schwanger. In: FAZ vom 08.02.2007; Stephan Löwenstein, Deutsch-
afghanische Illusionen. In: FAZ vom 05.09.2008. 
2322 Vgl. u.a. Klaus-Dieter Frankenberger, Feigheit vor dem Bürger. In: FAZ vom 02.02.2008; Horst Bacia, Ver-
passte Chance. In: FAZ vom 08.02.2008. 
2323 „Wenigstens in Ausnahmefällen […] sollte auch die klare Bereitschaft zu einem Einsatz im Süden bestehen.“ 
Horst Bacia, Solidarität. In: FAZ vom 14.09.2007. – „Es gehört […] zu den Grundsätzen einer […] Allianz, 
dass Bündnispartner, deren Soldaten im Süden bei Anschlägen und Kämpfen mit den aufständischen Taliban 
hohe Verluste erleiden, nicht alleingelassen werden.“ Ders., Verpasste Chance. In: FAZ vom 08.02.2008. 
2324 Ders., Auf Bestellung. In: FAZ vom 30.01.2008. Vgl. ferner ders., Lastenverteilung am Hindukusch. In: FAZ 
vom 09.02.2007; Günther Nonnenmacher, Kein Blankoscheck für Afghanistan. In: FAZ vom 10.03.2007. 
2325 Horst Bacia, Hilfe für Afghanistan. In: FAZ vom 13.06.2008. 
2326 Stephan Löwenstein, Deutsch-afghanische Illusionen. In: FAZ vom 05.09.2008. 
2327 Vgl. u.a. Berthold Kohler, Ein bisschen schwanger. In: FAZ vom 08.02.2007; Günther Nonnenmacher, Im 
deutschen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007. 
2328 Günther Nonnenmacher, Im deutschen Interesse. In: FAZ vom 22.05.2007. 
2329 Jochen Buchsteiner, Der Preis der Freiheit. In: FAZ vom 12.10.2007. 
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kritisiert sie, dass es der Bundesregierung nicht gelinge, ihr fortwährendes Afgha-
nistan-Engagement auch entsprechend zu begründen.2330 Denn dass eine solche 
Darstellung nicht eben dazu angetan ist, eine mehrheitlich skeptisch eingestellte 
Bevölkerung umzustimmen, steht für die FAZ außer Frage. Entsprechend die For-
derung Klaus-Dieter Frankenbergers: „Kommt sie [= die Bundesregierung; J.G.] zu 
dem Schluss, es sei im deutschen […] Interesse, sich militärisch zu engagieren, 
dann muss sie offensiv dafür eintreten und darf sich nicht hinter anderen verste-
cken.“2331 Alles andere, so Frankenberger weiter, sei nichts anderes als „Feigheit vor 
dem Bürger“. 
6.5.1.3. Die Welt 
Wohl hatte „Die Welt“ schon in der zurückliegenden Untersuchungsphase keine 
Zweifel an der allgemeinen Negativentwicklung am Hindukusch aufkommen las-
sen, anschaulich dokumentiert in ihrem damaligen Vergleich mit der Situation im 
Irak. Allerdings hatte sie die Möglichkeit eines Scheiterns der westlichen Bemühun-
gen um Afghanistan maximal angedeutet, niemals jedoch näher spezifiziert. Entspre-
chend waren Zweifel an der bisherigen NATO-Strategie die Ausnahme geblieben, 
eine Diskussion derselben fand erst gar nicht statt. 
Zunächst hat es den Anschein, als sollte diese mit Beginn der vorliegenden 
Untersuchungsphase einsetzen. Anknüpfend an Hans-Jürgen Leersch, demzufolge 
die Lösung der afghanischen Probleme nicht allein darin bestehen könne, „das 
Land mit immer mehr Stützpunkten internationaler Truppen“ zu überziehen, son-
dern es vielmehr auch flankierender politischer Konzepte bedürfe,2332 rückt die 
Verbesserung der Lebensqualität der lokalen Bevölkerung in den Fokus der 
„Welt“.2333 Mehrfach drängt sie auf eine Erhöhung der Wiederaufbau- und Ent-
wicklungshilfe – noch vor der Entsendung zusätzlicher Truppen an den Hindu-
kusch. Das dahinter stehende Kalkül formuliert Jochim Stoltenberg: „Nur wenn 
der Westen das Volk der Afghanen für sich gewinnt, kann er am Ende [auch] die 
Taliban besiegen.“2334 Dass dieses Ziel nach wie vor erreichbar ist, bringt Michael 
Stürmer wenig später zum Ausdruck, wenn er aus Meinungsumfragen zitiert, denen 
zufolge eine „große Mehrheit [der Afghanen] die Taliban zur Hölle wünscht“.2335 
                                                          
2330 Vgl. u.a. Horst Bacia, Auf Bestellung. In: FAZ vom 30.01.2008; Klaus-Dieter Frankenberger, Feigheit vor dem 
Bürger. In: FAZ vom 02.02.2008; Stephan Löwenstein, Deutsch-afghanische Illusionen. In: FAZ vom 
05.09.2008. 
2331 Klaus-Dieter Frankenberger, Feigheit vor dem Bürger. In: FAZ vom 02.02.2008. 
2332 Hans-Jürgen Leersch, Explosives Afghanistan. In: Die Welt vom 29.06.2006. 
2333 Vgl. u.a. Jochim Stoltenberg, Der Bitte folgen. In: Die Welt vom 22.12.2006; Jacques Schuster, Afghanistan 
retten. In: Die Welt vom 27.01.2007; Michael Stürmer, Jahr der Entscheidung ohne Entscheidungsschlacht. In: 
Die Welt vom 22.02.2007. 
2334 Jochim Stoltenberg, Der Bitte folgen. In: Die Welt vom 22.12.2006. 
2335 Michael Stürmer, Jahr der Entscheidung ohne Entscheidungsschlacht. In: Die Welt vom 22.02.2007. 
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Letztlich aber bleibt diese Phase nur von kurzer Dauer. Mit Beginn der 
NATO-Frühjahrsoffensive rücken die militärischen Aspekte erneut in den Vorder-
grund. Auch wenn „Die Welt“ die neue strategische Ausrichtung des Bündnisses 
am Hindukusch nicht explizit behandelt, ist der Bruch innerhalb ihrer Blattlinie 
doch unverkennbar. Seit März 2007 häufen sich Kommentare wie jene von Andrea 
Seibel2336 und Jacques Schuster,2337 die den Stellenwert des Militärischen hervorhe-
ben. Damit nicht genug, betont „Die Welt“ die Bedeutung eines erfolgreichen Aus-
gangs der Afghanistan-Mission für den Fortbestand der NATO. Nur ein militäri-
scher Sieg, so der Tenor, könne die Zukunft des Bündnisses sichern: „Wenn […] 
der ‚Hindukusch‘ nicht zu halten ist, […] würde es auch für die Nato ‚eng‘ […] – 
ihr Ruf, dass sie noch nie verloren hat, wäre verspielt.“2338 Dass ein solches Vorha-
ben nicht über Nacht gelingen kann, ist der Redaktion ebenfalls klar, ausdrücklich 
plant sie mit einem Einsatz, der „Jahre“,2339 „vielleicht Jahrzehnte“2340 in Anspruch 
nehmen könnte. 
Der ausbleibende Erfolg der Mission einerseits und der wachsende Wider-
stand hierzulande gegen deren Fortführung andererseits beeinflussen dann eben-
falls die Blattlinie der „Welt“. Da wäre zunächst die merkliche Zunahme von 
Kommentaren, in denen sich die Redaktion zu einer Fortsetzung des bisherigen 
Engagements bekennt. Nur ausnahmsweise geht es ihr dabei um altruistische Moti-
ve,2341 in der Regel stehen weniger selbstlose Absichten im Vordergrund. Nament-
lich geht es um die Sicherheit Deutschlands und des Westens insgesamt: „Gehen 
wir nicht nach Afghanistan, kommt Afghanistan zu uns. […] In dem von Krieg 
und Bürgerkrieg gequälten Gebirgsland geht es heute um die Frage, wie wir morgen 
leben wollen: In Sicherheit und Frieden oder in Angst und Schrecken.“2342 Darum 
und weil sich „Die Welt“ nach wie vor überzeugt davon zeigt, dass Afghanistan 
noch „nicht verloren“ ist,2343 lehnt sie einen Abzug der internationalen Truppen 
auch entschieden ab. Exemplarisch der Kommentar von Ansgar Graw, in welchem 
                                                          
2336 „,Alle sagen zu Recht, militärisch kann der Krieg nicht gewonnen werden. Das stimmt. Aber ohne Militär auch 
nicht.‘“ Andrea Seibel, Im Krieg. In: Die Welt vom 12.03.2007. Seibel zitiert hier zustimmend den UN-
Sonderbeauftragten für Afghanistan, Tom Koenigs (Bündnis 90/Die Grünen). 
2337 „In Afghanistan wütet ein Aufstand, […] [der nicht] ohne die Unterstützung der Afghanen […] gewonnen 
werden [kann] – aber eben auch nicht ohne den Krieg. Die Taliban lassen sich nicht durch Entwicklungshilfe 
versöhnen, sondern können nur militärisch besiegt werden.“ Jacques Schuster, Afghanistan im Nebel. In: Die 
Welt vom 16.05.2007. Vgl. ferner Herbert Kremp, Die Nato darf nicht verlieren. In: Die Welt vom 13.03.2007. 
2338 Ebd. Vgl. ferner Andrea Seibel, Im Krieg. In: Die Welt vom 12.03.2007; Michael Stürmer, Kanada in Kanda-
har. In: Die Welt vom 15.03.2007. 
2339 Herbert Kremp, Die Nato darf nicht verlieren. In: Die Welt vom 13.03.2007. 
2340 Jacques Schuster, Afghanistan im Nebel. In: Die Welt vom 16.05.2007. 
2341 „Es ist, allen Unkenrufen zum Trotz, ein hehres und gutes Ziel, einem in den Wirren der alten und neuen Ge-
schichte kleingeprügelten Land auf die Beine zu helfen.“ Andrea Seibel, Afghanistan, noch nicht verloren. In: 
Die Welt vom 20.07.2007. 
2342 Michael Stürmer, Eine Frage der Staatsräson. In: Die Welt vom 30.07.2007. Vgl. ferner Ansgar Graw, Dieser 
Krieg muss sein. In: Die Welt vom 25.07.2007; Thomas Schmid, Braucht Afghanistan Demokratie? In: Die 
Welt vom 07.08.2007; Jacques Schuster, Was nun zu tun ist. In: Die Welt vom 21.08.2007; Ansgar Graw, Rück-
zug ausgeschlossen. In: Die Welt vom 13.10.2007. 
2343 Andrea Seibel, Afghanistan, noch nicht verloren. In: Die Welt vom 20.07.2007. 
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dieser unter Verweis auf westliche Sicherheitsinteressen einem Rückzug der NATO 
eine klare Absage erteilt: „Tatsächlich würde ein Afghanistan, aus dem die Nato 
abzöge, nicht nur zurück in die Taliban-Steinzeit fallen, sondern es würde auch 
wieder primäres Ausbildungscamp des islamistischen Terrorismus. Dieser Terro-
rismus würde Städte und Menschen des Westens ins Visier nehmen.“2344 Auch an-
dere Kommentatoren nennen in diesem Zusammenhang einen vorzeitigen NATO-
Abzug „fatal“.2345 Insbesondere Jacques Schuster verweist mit Bezug auf die aus-
bleibenden Fortschritte am Hindukusch noch auf einen weiteren Aspekt – die 
mangelhafte Unterstützung des Einsatzes in den engagierten Staaten selbst. Afgha-
nistan könne noch immer befriedet werden, so Schusters Überzeugung, „wenn wir 
nur wollten“.2346 Weil es an besagtem Willen beiderseits des Atlantiks aber offen-
kundig fehlt, bedauert Schuster anschließend die nachlassende Fähigkeit des Wes-
tens, „Ordnungskriege zu führen, […] um nachhaltig die Verhältnisse vor Ort zu 
verändern“.2347 
Dessen ungeachtet taucht seit Ende August 20072348 die Forderung nach einer 
Truppenaufstockung wieder vermehrt in den Kommentaren der „Welt“ auf. So 
verlangt Ansgar Graw „deutlich mehr Soldaten“ für Afghanistan und tritt etwaigen 
Einwänden bereits präventiv entgegen: „Der Aufwand ist zu groß? Die Kosten, die 
der Westen für seine Sicherheit in die Befriedung Afghanistans investieren muss, 
dürften gering sein im Vergleich zu den Folgen eines dortigen Scheiterns.“2349 Es ist 
diese Forderung nach zusätzlichen Soldaten, an der „Die Welt“ bis weit ins Jahr 
2008 hinein festhalten wird. Vor allem Jacques Schuster argumentiert hier in Di-
mensionen, die realistischerweise kaum umsetzbar sind. Ausgehend von einer 
Schätzung der Stiftung Wissenschaft und Politik rechnet Schuster mehrfach vor, 
dass rund 360 000 Soldaten notwendig wären, um Afghanistan nachhaltig zu stabi-
lisieren – tatsächlich befinden sich zu diesem Zeitpunkt lediglich 54 000 NATO-
Soldaten im Land.2350 Entsprechend gelangt Schuster auch zu dem Schluss, dass 
wer „die Taliban besiegen will, […] zu ganz anderen Anstrengungen bereit sein 
[muss]“.2351 
                                                          
2344 Ansgar Graw, Dieser Krieg muss sein. In: Die Welt vom 25.07.2007. 
2345 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Die Tränen der Geiseln. In: Die Welt vom 12.07.2007; Andrea Seibel, Afghanistan, 
noch nicht verloren. In: Die Welt vom 20.07.2007. 
2346 Jacques Schuster, Was nun zu tun ist. In: Die Welt vom 21.08.2007. 
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ter mit seinen Forderungen nicht allein – so gibt Herbert Kremp zu bedenken, dass die NATO, wollte sie Af-
ghanistan tatsächlich umfassend befrieden, „die Isaf-Truppe um das Zehnfache aufstocken [müsste], nicht um 
einige Brigaden“. Herbert Kremp, Schönreden hilft nicht mehr. In: Die Welt vom 29.08.2008. 
2351 Jacques Schuster, Militärischer Realitätsschock. In: Die Welt vom 28.07.2008. 
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Und so steht für „Die Welt“ lange Zeit die militärische Entscheidungsfindung 
im Vordergrund. Erst im Oktober 2008 kommen neuerliche Zweifel an der 
NATO-Strategie zum Vorschein. Ausgangspunkt ist ein Kommentar von Ansgar 
Graw, in dem dieser deutlicher als zuvor die Möglichkeit einer Niederlage ein-
räumt,2352 zugleich aber noch getreu der alten Blattlinie ein verstärktes militärisches 
Engagement einfordert und jeder Verhandlungslösung mit den Taliban eine klare 
Absage erteilt. Nur einen Tag später widerspricht Dietrich Alexander entschieden, 
wenn er eine „Verhandlungsoption“ zumindest für die „gemäßigten Stämme“ ver-
langt.2353 Richard Herzinger wird kurze Zeit später sogar eine fehlende „Gesamt-
strategie der Nato-Staaten für Afghanistan“ beklagen: „Ohne sie aber werden wei-
tere numerische Truppenaufstockungen die Lage nicht grundlegend verbes-
sern.“2354 Damit beendet „Die Welt“ die fünfte und letzte Untersuchungsphase, wie 
sie diese begonnen hat – mit nicht unerheblichen Zweifeln am weiteren Vorgehen 
am Hindukusch. All dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie den 
Afghanistan-Einsatz der NATO nach wie vor umfassend unterstützt2355 und auch 
deren Strategie über weite Strecken nicht ernsthaft in Frage stellt. 
Lange Zeit hatte sich „Die Welt“ bezüglich der weiteren Entwicklung im Irak be-
tont optimistisch gegeben – Meldungen von der immer prekäreren Sicherheitslage 
vor allem im sunnitischen Dreieck wurden mit positiv besetzten Nachrichten aus 
anderen Landesteilen konterkariert. Als einzige Kriegsbefürworterin auf deutscher 
Seite hatte sie zwar Fehler der Bush-Administration im Nachkriegs-Irak einge-
räumt, sich zugleich aber stets davor gehütet, die Kriegsentscheidung selbst als 
Fehler zu bezeichnen. Erst im vierten Jahr nach Hussein hatte sich diese Darstel-
lung zunehmend als unhaltbar erwiesen; war die bisherige Lageeinschätzung der 
„Welt“ einer deutlich pessimistischeren Blattlinie gewichen, in deren Kontext sie 
nun ebenfalls einen Bürgerkrieg im Irak erkannt haben wollte und das Szenario ei-
ner amerikanischen Niederlage zumindest in greifbare Nähe rücken sah. Bis zuletzt 
wurde die Entscheidung zur Entmachtung Husseins aus damaliger Sicht verteidigt, 
gleichwohl ging auch „Die Welt“ zu künftigen, militärisch herbeizuführenden Re-
gimewechseln auf Distanz – offenbar hatte sich der Irak-Krieg zum Zwecke des 
Demokratieexports als untauglich erwiesen. 
Noch immer bewegt die Redaktion die Frage, inwieweit die damalige Kriegs-
entscheidung – und damit auch die eigene Unterstützung – richtig oder falsch war. 
So stellt Dietrich Alexander gleich zu Beginn noch einmal unmissverständlich klar: 
                                                          
2352 „Wie der Krieg in Afghanistan gewonnen werden kann, mag schwer zu beantworten sein. Wie er zu verlieren 
ist, lässt sich hingegen in aller Öffentlichkeit [gerade] besichtigen.“ Ansgar Graw, Wie ein Krieg verloren wird. 
In: Die Welt vom 06.10.2008. 
2353 Dietrich Alexander, Die Fanatiker isolieren. In: Die Welt vom 07.10.2008. 
2354 Richard Herzinger, Es fehlt eine Gesamtstrategie. In: Die Welt vom 17.10.2008. 
2355 Vgl. zuletzt Ansgar Graw, Wie ein Krieg verloren wird. In: Die Welt vom 06.10.2008. 
Phase 5: Vom Baker-Hamilton-Bericht bis zum Ende der Amtszeit Bushs 497 
 
„Saddam Hussein zu stürzen war richtig, auch wenn die dafür ins Feld geführten 
Gründe teilweise vorgeschoben waren. Wer daran zweifelt, möge sich die Bilder 
von vergasten Großfamilien im kurdischen Halabdscha 1988 in Erinnerung ru-
fen.“2356 Gleichwohl lässt auch „Die Welt“ keine Zweifel daran aufkommen, dass 
die Bilanz des Krieges geradezu verheerend ausfällt. Während Osama bin Laden 
noch immer frei herumlaufe, wurde der Irak „zum Rekrutierungsgebiet, Magneten 
[…] [und] Bewährungsfeld für Dschihadisten aus aller Welt“, derweil ausgerechnet 
der Iran vom Ausfall Husseins als Machtfaktor in der Region profitiert habe.2357 
Dass der Irak überdies in einem „Bürgerkrieg“ versinkt, führt „Die Welt“ gleich 
mehrfach auf „Fehler“ der Bush-Administration zurück.2358 Bemängelt werden da-
bei unter anderem die Vernachlässigung ziviler Maßnahmen, die mangelhafte 
Nachkriegsplanung und der „naive […] Glaube, [dass] mit dem Ende der Diktatur 
[…] über Nacht die Demokratie […] erblühen“ würde.2359 Entsprechend eindeutig 
fällt das Urteil von Chefredakteur Thomas Schmid Ende Februar 2007 aus: „Ame-
rika hat im Irak versagt.“2360 Nur geringfügig wird dieses im Anschluss relativiert, 
wenn Schmidt an Bushs europäische Kritiker appelliert: „Das sollte freilich kein 
Grund zur Freude sein.“ Schließlich sei Europas diplomatischer Ansatz auch nicht 
erfolgreicher bei dem Versuch, „die Welt zu einem etwas sichereren Ort zu ma-
chen“. 
Dies ist die Stimmungslage, vor der die „Iraq Study Group“ Anfang Dezem-
ber 2006 ihre Empfehlungen veröffentlicht. Entsprechend pessimistisch reagiert 
„Die Welt“. So ist ihr unverständlich, weshalb eine Einbeziehung der Anrainer die-
se zu Zugeständnissen bewegen sollte – schließlich sei für jene Staaten umso mehr 
zu holen, je stärker die USA im Irak und auch daheim unter Druck gerieten. „Wa-
rum also“ sollten, so Alan Poseners rhetorische Frage, Damaskus und Teheran 
„ausgerechnet jetzt George W. Bush entgegenkommen?“2361 Vor allem aber warnt 
„Die Welt“ vor den Folgen eines von der ISG bis Anfang 2008 in Aussicht gestell-
ten Abzugs der meisten Kampftruppen aus dem Irak. Ein Rückzug würde von 
Amerikas Gegnern als „Panik“ ausgelegt – mit entsprechenden „psychologischen 
Konsequenzen“ für den Umgang mit so unterschiedlichen Akteuren wie Hisbollah 
und Hamas, Iran und Nordkorea.2362 
  
                                                          
2356 Dietrich Alexander, Annans Naivität. In: Die Welt vom 06.12.2006. 
2357 Uwe Schmitt, Das Dilemma des David Petraeus. In: Die Welt vom 13.09.2007. 
2358 Vgl. u.a. Thomas Schmid, Ist Demokratie eine Exportware? In: Die Welt vom 22.02.2007; Dietrich Alexander, 
Vier Jahre danach. In: Die Welt vom 10.04.2007. 
2359 Thomas Schmid, Ist Demokratie eine Exportware? In: Die Welt vom 22.02.2007. 
2360 Ebd. 
2361 Alan Posener, Nur noch Europa hat eine Mission. In: Die Welt vom 01.12.2006. 
2362 Torsten Krauel, „No, Sir!“ In: Die Welt vom 07.12.2006. 
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Kaum optimistischer reagiert sie allerdings auf Bushs Ankündigung einer 
Truppenaufstockung für den Irak. Theoretisch habe die Strategie einen gewissen 
Charme, so Torsten Krauel, doch fehle es ihr an den nötigen Voraussetzungen. So 
agiere Amerika weiterhin allein, ohne sichtbare Unterstützung etwaiger Verbünde-
ter in der Region, und außerdem mache sich Bush einseitig von Iraks Ministerprä-
sidenten Nuri al-Maliki abhängig.2363 Auch in der Folge scheint „Die Welt“ zu-
nächst nicht an einen Erfolg der Truppenaufstockung zu glauben. Wohl heißt es 
Ende Juni 2007 vielsagend, dass sich die Frage nach Erfolg oder Misserfolg der 
neuen Strategie „heute noch nicht beantworten“ lasse;2364 ein Scheitern der Verei-
nigten Staaten im Irak also nicht länger feststeht, wie noch wenige Monate zuvor 
von Thomas Schmid impliziert worden war. Und doch sind die leidenschaftlichen 
Warnungen vor einem baldigen Rückzug der USA ein deutliches Indiz – wäre 
Washington im Irak erfolgreich, müsste „Die Welt“ die Folgen eines Abzugs nicht 
fürchten. Wiederholt warnt sie vor dessen Auswirkungen auf die Menschen im 
Irak, aber auch auf den Kampf gegen den Terror und den Einfluss des Westens in 
der Welt.2365 Am nachdrücklichsten vertritt Jacques Schuster diese Position, wenn 
er an die berühmten Worte General Lucius D. Clays vor der Berlin-Blockade erin-
nert: „‚Wenn Berlin fällt, folgt Westdeutschland als Nächstes. Wenn wir beabsichti-
gen, Europa gegen den Kommunismus zu halten, dürfen wir uns nicht von der 
Stelle rühren. Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, wenn es nicht begreift, dass 
die Würfel gefallen sind, wird der Kommunismus alles überrennen.‘ Bagdad, der 
Irak und der Nahe Osten stehen in derselben Gefahr wie Berlin und Europa kurz 
vor der Blockade 1948. An die Stelle des Kommunismus ist der islamistische Ex-
tremismus getreten. Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, wenn es nicht begreift, 
dass die Würfel fallen, wird der Extremismus in Afghanistan und im Libanon sie-
gen. Der Westen wäre nachhaltig geschwächt und kaum noch in der Lage, die Flä-
chenbrände zu löschen, die sich überall entzünden würden.“2366 
Ein erster, freilich noch verhaltener Stimmungsumschwung macht sich dann 
Mitte August bemerkbar. So ist von ersten „Erfolge[n]“2367 im Zweistromland die 
Rede, auch stellt Jacques Schuster konträr zu früheren Einschätzungen fest: „Noch 
scheint der Irak nicht verloren.“2368 Dennoch fällt die Bewertung der „Surge“-
Strategie bis auf Weiteres durchwachsen aus. Sowohl Thomas Kielinger als auch 
                                                          
2363 Ders., Bush als Geisel. In: Die Welt vom 12.01.2007. 
2364 Jacques Schuster, Irakische Dominosteine. In: Die Welt vom 20.06.2007. 
2365 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Vier Jahre danach. In: Die Welt vom 10.04.2007; Jacques Schuster, Dreistes 
Komplott. In: Die Welt vom 30.05.2007; ders., Irakische Dominosteine. In: Die Welt vom 20.06.2007; ders., 
Die Tränen der Geiseln. In: Die Welt vom 12.07.2007. 
2366 Ders., Irakische Dominosteine. In: Die Welt vom 20.06.2007 
2367 Vgl. u.a. ders., Korrektur eines Fehlers. In: Die Welt vom 13.08.2007; Dietrich Alexander, Es geht ums Ganze. 
In: Die Welt vom 16.08.2007; Thomas Kielinger, Von Vietnam nach Irak und zurück. In: Die Welt vom 
23.08.2007. 
2368 Jacques Schuster, Korrektur eines Fehlers. In: Die Welt vom 13.08.2007. 
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Jacques Schuster attestieren Bushs Strategie zwar militärische Erfolge, vermissen 
aber vergleichbare Entwicklungen bei der politischen Aussöhnung der zerstrittenen 
Volksgruppen.2369 
Eine generelle Neujustierung ihrer Lageeinschätzung unternimmt die Redakti-
on dann zum fünften Jahrestag der Invasion am Golf. Erstmals seit langem spricht 
sie von den Amerikanern wieder als „Befreiern“; mit Blick auf die Irak-Intervention 
von einem „Erfolg“, einem „teuer erkaufte[n]“ zwar, „aber ein[em] Erfolg“: „Heute 
beginnt die unerschütterliche Anstrengung vor allem der USA im Irak Früchte zu 
tragen. […] Es ist ein teuer erkaufter Erfolg, aber ein Erfolg. Dass ihn die Bürger 
des Irak allmählich genießen können, verdanken sie nicht den friedlichen europäi-
schen Multilateralisten, sondern zähen Generälen wie David Petraeus.“2370 Es ist 
nicht das letzte Mal, dass „Die Welt“ angesichts der sich abzeichnenden Stabilisie-
rung im Irak die europäische Mehrheitsmeinung kritisch hinterfragt. So gibt Micha-
el Stürmer zu bedenken: „Es gibt geschichtliche Lagen, wo der, der handelt, ebenso 
schuldig wird wie der, der nicht handelt. Die Europäer haben sich überwiegend für 
das höhere moralische Gelände entschieden und das Handeln den Amerikanern 
überlassen.“2371 Auch Jacques Schuster hat die hiesigen Kritiker Bushs im Blick, 
wenn er wenige Monate vor Ablauf dessen zweiter Amtszeit Bilanz zieht: „Ob man 
es mag oder nicht, der Vater dieses Erfolgs sitzt in Washington und heißt George 
W. Bush. Unter massivem Feuer der Demokraten [und] heftigen Attacken der Me-
dien […] ordnete Bush 2007 eine massive Aufstockung der Truppen um 30 000 
Mann im Irak an […] und leitete mit David Petraeus die Wende im Irak ein. Am 
Ende seiner Amtszeit hat Bush eben doch weite Teile seiner Ziele erreicht.“2372 
Doch nicht nur Jacques Schuster erkennt im Irak-Krieg mittlerweile eine „Er-
folgsgeschichte“. Dass die amerikanische Intervention ganz überwiegend ein Erfolg 
sei, wird auch von anderen Kommentatoren so gesehen. Etwa, wenn Clemens 
Wergin Mitte Oktober 2008 zu der bemerkenswerten Einschätzung gelangt, dass 
der Irak für „al-Qaida und andere islamistische Terroristen […] nicht mehr [zu] 
gewinnen“ sei.2373 Vor diesem Hintergrund sieht „Die Welt“ sogar einem mittelfris-
tigen Abzug der US-Truppen bis Ende 2011 gelassen entgegen.2374 
Der Irak-Krieg eine Erfolgsgeschichte, die Vereinigten Staaten als „Befreier“, 
die Europäer indessen schuldig der unterlassenen Hilfeleistung – am Ende hat „Die 
Welt“ ihre Phase des Zweifels und der Selbstkritik erkennbar hinter sich gelassen. 
                                                          
2369 Vgl. Thomas Kielinger, Von Vietnam nach Irak und zurück. In: Die Welt vom 23.08.2007; Jacques Schuster, 
Hoffnung für Bush. In: Die Welt vom 15.09.2007. 
2370 Thomas Schmid, Erfolg im Irak. In: Die Welt vom 20.03.2008. 
2371 Michael Stürmer, Bye-bye, George W. In: Die Welt vom 19.06.2008. 
2372 Jacques Schuster, Erfolgsgeschichte Irak. In: Die Welt vom 20.09.2008. 
2373 Clemens Wergin, Irak wird bald „christenrein“. In: Die Welt vom 15.10.2008. 
2374 Thomas Schmid, US-Wahlkampf in Bagdad. In: Die Welt vom 23.08.2008. 
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Mochte sich „Die Welt“ zunächst auch schwer getan haben im richtigen Umgang 
mit Teherans Atomprogramm – spätestens seit Ahmadinedschads Drohung gegen 
Israel, den Staat „von der Landkarte zu tilgen“, hatte sie deutlich gemacht, dass der 
Iran um jeden Preis vom Erwerb von Kernwaffen abgehalten werden müsse. Ent-
sprechend hatte sie sich für Sanktionen bis hin zu einem Ölembargo eingesetzt und 
auch militärische Mittel in letzter Konsequenz ausdrücklich in Erwägung gezogen. 
Von dieser Haltung rückt die Redaktion auch in der vorliegenden Untersu-
chungsphase nicht ab. Wiederholt drängt sie zur Eile im Atomstreit,2375 indem sie 
auf die von einem nuklear bewaffneten Iran ausgehenden Gefahren für Israel ver-
weist.2376 Dahinter steht die Überzeugung, dass Irans Präsident Ahmadinedschad 
seine Worte wohl gewählt hat und keine leeren Drohungen ausspricht. Am deut-
lichsten wird dies von Mathias Döpfner formuliert, wenn er schreibt: „Der Präsi-
dent des Iran ist […] ein ernsthafter Mann, der zielstrebig seine Mission verfolgt: 
Israel zu vernichten […]. Auch Hitler hat genau das gemacht, was er in ‚Mein 
Kampf‘ und vielen Reden versprochen hat. Diktatoren tun, was sie sagen.“2377 An-
dere von einer Atommacht Iran ausgehende Gefahren wie etwa ein drohendes 
Wettrüsten in der Region beziehungsweise das absehbare Ende des Atomwaffen-
sperrvertrags werden zwar ebenfalls angesprochen,2378 verblassen jedoch vor dem 
Argument der drohenden Vernichtung Israels. 
Entsprechend ungeduldig reagiert „Die Welt“ auf den von der internationalen 
Staatengemeinschaft verfolgten Kurs gegenüber Teheran. Obwohl die Vereinten 
Nationen erste Sanktionen verhängt haben, gehen diese der Redaktion erkennbar 
nicht weit genug – so wird die fragliche Sicherheitsratsresolution 1737 erst gar nicht 
kommentiert. Stattdessen plädiert „Die Welt“ von Anfang an für „verschärfte 
Sanktionen“;2379 eine Forderung, die sie auch im Angesicht weiterer Handelsbe-
schränkungen durch die UN, unter anderem in Gestalt der Resolutionen 17472380 
und 1803,2381 aufrechterhalten wird.2382 Umgekehrt erscheint ihr eine diplomatische 
Lösung nach bisherigem Verhandlungsmuster immer unwahrscheinlicher. Hätten 
                                                          
2375 „Bald schon wird Teheran in der Lage sein, Uran ohne Probleme anzureichern. Von da aus ist der Weg zu 
Nuklearwaffen nicht mehr weit.“ Jacques Schuster, Europa und die Sturheit Irans. In: Die Welt vom 
22.02.2007. – „Die Politik des Iran ist die seit langem größte Gefährdung des Weltfriedens.“ Mathias Döpfner, 
Diktatoren tun, was sie sagen. In: Die Welt vom 12.04.2007. 
2376 Vgl. u.a. ebd.; Michael Stürmer, Ernstfall Iran. In: Die Welt vom 05.09.2007; ders., Das Bombenspiel der Mul-
lahs. In: Die Welt vom 17.11.2007. 
2377 Mathias Döpfner, Diktatoren tun, was sie sagen. In: Die Welt vom 12.04.2007. 
2378 Vgl. u.a. Michael Stürmer, Ernstfall Iran. In: Die Welt vom 05.09.2007; ders., Das Bombenspiel der Mullahs. In: 
Die Welt vom 17.11.2007. 
2379 Jacques Schuster, Europa und die Sturheit Irans. In: Die Welt vom 22.02.2007. 
2380 Vgl. Resolution 1747 des UN-Sicherheitsrates, 24.03.2007 (http://www.un.org/depts/german/sr/sr_06-07/ 
sr1747.pdf; 01.04.2014). 
2381 Vgl. Resolution 1803 des UN-Sicherheitsrates, 03.03.2008. 
2382 Vgl. u.a. Jacques Schuster, Putin deckt die Mullahs. In: Die Welt vom 31.03.2007; ders., Pariser Lektionen. In: 
Die Welt vom 18.09.2007; Dietrich Alexander, Ende des Schattenboxens. In: Die Welt vom 26.10.2007; Micha-
el Stürmer, Das Uhrwerk des Krieges tickt. In: Die Welt vom 16.06.2008; Clemens Wergin, Sechs Jahre und ein 
Nadelstich. In: Die Welt vom 23.08.2008. 
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doch sämtliche diplomatischen Bemühungen der Vergangenheit vor allem zu einem 
Ergebnis geführt, wie Ernst Cramer erläutert: „Während sich die Diplomaten im-
mer wieder ergebnislos trafen, wurde im Iran das Nuklearprogramm, um das sich 
doch alles dreht, ohne Unterbrechung weiterentwickelt. Der Iran hat [so] etliche 
Jahre gewonnen.“2383 Sollten künftige diplomatische Initiativen dennoch erfolgreich 
sein, so Cramer weiter, müsste hinter diesen „Macht stehen“, also der absolute Wil-
le und die unbedingte Entschlossenheit, die eigenen Forderungen auch durchzuset-
zen. Damit ist, wenngleich nur indirekt, die militärische Option angesprochen, und 
tatsächlich plädiert eine Mehrheit der Redaktion2384 für deren Einsatz als Druckmit-
tel respektive „Ultima Ratio“. Nicht für heute und nicht für morgen, aber eben als 
letztes Mittel, um eine iranische Atombombe doch noch abzuwenden: „Sind irani-
sche Atomwaffen tatsächlich einen Krieg wert […]? Der Westen hat mit sowjeti-
schen Atomwaffen gelebt. Der Unterschied: […] Beide [Seiten] glaubten an den 
Fortschritt, und dass sie die Erde erben würden. Wichtig auch: Die Führer wollten 
im Bett sterben. Man darf es nicht auf die Wette ankommen lassen, wie viel davon 
für den Iran gilt.“2385 Eine konträre Sichtweise wird von Dietrich Alexander und 
Torsten Krauel vertreten, die beide für eine Politik der Einbindung Teherans plä-
dieren und militärische Mittel entsprechend ablehnen.2386 Gleichwohl äußern sich 
beide nur sporadisch und können vor diesem Hintergrund vernachlässigt werden. 
Von ihren Überzeugungen hinsichtlich eines angemessenen Umgangs mit Te-
heran lässt sich „Die Welt“ auch in der Folge nicht abbringen. Etwa durch die Ver-
öffentlichung des „National Intelligence Estimate“ der amerikanischen Nachrich-
tendienste zum iranischen Atomprogramm vom 03.12.2007. Tatsächlich ist die Re-
daktion von Anfang an bestrebt, dessen Ergebnisse zu relativieren. So weist Cle-
mens Wergin gleich eingangs auf den „begrenzten Wert von Geheimdiensterkennt-
nissen“ hin und legt dar, wie die fraglichen Passagen einzuordnen sind: „Die Frage 
ist, wie man mit solchem Nichtgenauwissen umgeht. […] [Momentan] will [man] 
nur noch auf bombensichere Informationen vertrauen. Wenn es keine verlässlichen 
Beweise gibt, dass der Iran sein Atomwaffenprogramm weiterverfolgt, dann wurde 
es wohl eingestellt.“2387 Später betont „Die Welt“, dass sich an dem verdächtigen 
Verhalten Teherans „kaum etwas […] geändert“ habe: Noch immer baue das irani-
sche Regime Trägerraketen, noch immer reichere es Uran auf über 3000 Zentrifu-
                                                          
2383 Ernst Cramer, Diplomatie braucht Macht. In: Die Welt vom 24.02.2007. 
2384 Neben Cramer und Döpfner sind hier v.a. Michael Stürmer und Jacques Schuster zu nennen. Da beide einen 
Großteil der Kommentare zum Themenschwerpunkt Iran verfassen, entspricht ihre Haltung im Atomstreit der 
Mehrheitsmeinung und steht zugleich stellvertretend für die Blattlinie der „Welt“. – Vgl. u.a. Michael Stürmer, 
Drohen ja, kämpfen nein. In: Die Welt vom 08.02.2007; ders., Ernstfall Iran. In: Die Welt vom 05.09.2007; 
Jacques Schuster, Pariser Lektionen. In: Die Welt vom 18.09.2007; Michael Stürmer, Das Bombenspiel der 
Mullahs. In: Die Welt vom 17.11.2007. 
2385 Michael Stürmer, Das Bombenspiel der Mullahs. In: Die Welt vom 17.11.2007 
2386 Vgl. u.a. Dietrich Alexander, Mit Irans Atombombe leben. In: Die Welt vom 11.04.2007; Torsten Krauel, Die 
Atom-Mullahs und der dritte Weltkrieg. In: Die Welt vom 19.10.2007. 
2387 Clemens Wergin, Wege zur Bombe. In: Die Welt vom 05.12.2007. 
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gen an und noch immer kooperiere es nicht hinreichend mit der internationalen 
Atomenergiebehörde.2388 Entsprechend gelangten die europäischen Nachrichten-
dienste auch zu ganz anderen Einschätzungen als ihre US-Pendants.2389 Und so 
kommentiert „Die Welt“ den iranischen Atomstreit, als habe es den fragwürdigen 
NIE überhaupt nicht gegeben. Abermals verweist sie auf die tödliche Bedrohung 
Israels, noch immer verlangt sie, die Sanktionen „zu verschärfen“, und nach wie 
vor mag sie einen Krieg als letztes Mittel nicht ausschließen.2390 Allerdings hat die 
Zahl der Kommentare spürbar abgenommen, dem Atomstreit scheint nicht mehr 
die gleiche Dringlichkeit innezuwohnen wie noch im Jahr 2007. Womit „Die Welt“ 
natürlich auch auf den gesunkenen internationalen Druck auf Teheran reagiert. Ei-
ne Folge des umstrittenen NIE, auf den die Redaktion frühzeitig hingewiesen hatte: 
„Der Geheimdienstbericht [hat] schlagartig den Druck genommen, der in jahrelan-
ger, mühseliger diplomatischer Kleinarbeit gegen Teheran aufgebaut worden 
war.“2391 
Dass Amerikas Gefangengenpolitik in Guantanamo und anderswo, vor allem in 
Hinblick auf etwaige Menschenrechts-Verletzungen, alles andere als unproblematisch 
war, hatte „Die Welt“ schon in zurückliegenden Untersuchungsphasen eingeräumt. 
Dabei galt ihr Augenmerk insbesondere der rechtlosen Situation der Inhaftierten, 
was schließlich in der Forderung nach einer Auflösung des Lagers gipfelte. Gleich-
wohl war „Die Welt“ stets darum bemüht gewesen, die Politik der Bush-
Administration nicht einseitig zu verurteilen. So hatte sie wiederholt Washingtons 
Beweggründe nach den Anschlägen vom 11. September verteidigt, welche über-
haupt erst zur Errichtung Guantanamo geführt hatten, als auch auf die Probleme 
hingewiesen, die sich im Zuge einer strafrechtlichen Verfolgung mutmaßlicher Ter-
roristen vor amerikanischen Zivilgerichten ergeben könnten. 
Auf den Tag genau fünf Jahre, nachdem die ersten Terrorverdächtigen auf 
Kuba gelandet sind, macht „Die Welt“ allerdings deutlich, dass ihr Verständnis für 
die Bush-Administration inzwischen weitgehend erschöpft ist. So rekapituliert 
Torsten Krauel zwar noch einmal in nüchtern-neutralem Tonfall die Argumentati-
on Washingtons, weshalb man auch weiterhin an der Existenz Guantanamos fest-
halte – es stehe zu befürchten, dass zivile Strafgerichte die mutmaßlichen Terroris-
ten oftmals aus Mangel an Beweisen freisprächen; zuvor aber hätten diese schon 
das Wissen ihrer Ankläger, darunter auch geheimdienstliche Erkenntnisse über den 
Kampf gegen al-Qaida, erlangt. Gleichwohl gibt Krauel im Anschluss zu verstehen, 
dass er derlei Einwände nicht länger für ausreichend erachtet, die Einrichtung auf 
                                                          
2388 Jacques Schuster, Iran bleibt Iran. In: Die Welt vom 07.12.2007. 
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Kuba zu rechtfertigen. Der „Preis für die Niederringung Al Qaidas [dürfe] nicht in 
der Münze eines Endes der fairen Gewaltenteilung“ bezahlt werden, so Krauels 
unmissverständliche Absage an Guantanamo.2392 
Fortan kümmert sich die Redaktion hauptsächlich wieder um die Schicksale 
jener Häftlinge, von denen sie glaubt, dass diese möglicherweise zu Unrecht auf 
Kuba interniert seien. So schickt Ansgar Graw seiner Forderung nach einer Schlie-
ßung der Lagers die rhetorische Frage voraus, wie viele „Insassen […] es in 
Guantánamo [wohl] geben [mag], die zu Unrecht des Terrorismus beschuldigt wer-
den?“2393 Später ist es wiederum Torsten Krauel, der den Urteilsspruch der obers-
ten Verfassungsrichter, demzufolge die unbefristete Internierung „feindlicher 
Kombattanten“ in Guantanamo verfassungswidrig sei, unter Verweis auf den 
Schutz Unschuldiger begrüßt: „Das Urteil ist […] eine nötige, ja zwingend notwen-
dige Korrektur von Auswüchsen oder gar von Rechtsbruch. Es dient dem Schutz 
so mancher Unschuldiger, die nach dem 11. September von missgünstigen Nach-
barn in Pakistan und anderswo angeschwärzt, verraten und verkauft wurden.“2394 
Und doch sieht „Die Welt“ das Problem Guantanamo noch immer differen-
ziert genug, um auch die Probleme nicht zu verschweigen, die sich aus einer etwai-
gen Schließung ergeben würden. Nachdem der designierte US-Präsident Obama 
seine Absicht verkündet hat, das Lager auflösen zu wollen, verweist Clemens 
Wergin auf jenen harten Kern von Terroristen, deren Schuld kein ordentliches Ge-
richt anerkennen würde – da die Beweise durch folterähnliche Verhörmethoden 
zustande kamen –, die man aufgrund ihrer erwiesenen Gefährlichkeit aber ebenfalls 
kaum freilassen könne. Sollte sich die künftige US-Regierung also außer Stande se-
hen, Guantanamo binnen kurzer Zeit zu schließen, das Verständnis der „Welt“ wä-
re ihr gewiss: „Einen annehmbaren Ersatz für Guantánamo zu finden ist schwerer, 
als viele in Europa wahrhaben wollen.“2395 
Noch in der zurückliegenden Untersuchungsphase hatte „Die Welt“ einer Auswei-
tung des deutschen Afghanistan-Einsatzes lange Zeit eher skeptisch gegenüberge-
standen. Als Begründung hatte sie vor allem Ausrüstungsdefizite bei der Bundes-
wehr angeführt, womit letztlich die Sorge um die unzureichende Sicherheit deut-
scher Soldaten den Ausschlag gegeben hatte. Erst nachdem sich die Beschwerden 
aus den Reihen der übrigen NATO-Partner über die ungleiche Lastenverteilung 
gehäuft hatten, konnte sich auch „Die Welt“ zumindest mittelfristig Bundeswehr- 
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2393 Ansgar Graw, Kurnaz, eisern. In: Die Welt vom 23.04.2007. 
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einsätze im Süden Afghanistans vorstellen. Allerdings, so ihre damalige Forderung 
an die Bundesregierung, müsse diese die deutschen Soldaten zuvor in die Lage ver-
setzen, einer entsprechenden Aufgabenstellung auch nachkommen zu können. 
Sofern sich „Die Welt“ noch immer über die mangelhafte Ausstattung der 
Bundeswehr sorgt, lässt sie dieses zumindest nicht weiter erkennen. Stattdessen 
bringt sie dem Unmut der NATO-Verbündeten ob der ungleichen Lastenverteilung 
viel Verständnis entgegen, wie nicht zuletzt Herbert Kremps Bericht aus dem 
NATO-Hauptquartier in Brüssel deutlich macht: „Dort laufen nach wie vor die 
Beschwerden der britischen, kanadischen und niederländischen […] Kommandeure 
aus dem umkämpften Süden Afghanistans ein, die an die fundamentale Vereinbarung 
des Bündnisses erinnern, alle Risiken und Lasten gemeinsam zu tragen. Was sie für 
ihre überbeanspruchten Truppen fordern, ist die in allen Kriegen übliche temporäre 
Ablösung, konkret ein Wechsel der nationalen Verbände zwischen ‚heißen‘ Regio-
nen und Aufbaukommando in den Gebieten des Nordens und des Westens 
[Hervorhebungen von mir, J.G.].“2396 Gemeinsam mit dem regelmäßig vorgetrage-
nen Bekenntnis zum deutschen Afghanistan-Einsatz ganz im Sinne des früheren 
Verteidigungsministers Struck2397 erwächst daraus vor allem eine Forderung, die 
sich durch die gesamte Untersuchungsphase zieht: Abbau der deutschen Einsatz-
vorbehalte und dort aushelfen, wo es den übrigen NATO-Mitgliedsstaaten an Sol-
daten und Gerät fehlt. Ein Prinzip, ohne dessen Einhaltung die NATO auf Dauer 
nicht funktioniere. Vor diesem Hintergrund befürwortet „Die Welt“ dann die Ent-
sendung der Bundeswehr-Tornados nach Afghanistan,2398 die Übernahme der 
„Quick Reaction Force“ von den Norwegern2399 sowie die Fortsetzung „alle[r] Af-
ghanistan-Mandate […] in diesem wie in den folgenden Jahren“.2400 Würde man 
aber Peter Struck beim Wort nehmen und tatsächlich eine Aufhebung sämtlicher 
Einsatzvorbehalte einleiten, dann käme die Bundesregierung um eine Entsendung  
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2399 „Deutschland kann sich dem Begehr aus Brüssel nicht entziehen, das gebietet schon die Bündnistreue und die 
Solidarität mit den Partnerländern, die in Afghanistan unter ständigem Feuer stehen.“ Dietrich Alexander, Die 
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2400 Ansgar Graw, Rückzug ausgeschlossen. In: Die Welt vom 13.10.2007. 
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deutscher Soldaten in den umkämpften Süden mittelfristig nicht umhin. Ein Um-
stand, auf den die Redaktion zumindest im Laufe des Jahres 2007 noch regelmäßig 
verweist.2401 
Gerade weil „Die Welt“ für eine erhebliche Ausweitung des deutschen Af-
ghanistan-Engagements eintritt und dieses mit der Wahrung nationaler Sicherheits-
interessen begründet, ist sie darum bemüht, etwaige Illusionen zum Charakter der 
Mission erst gar nicht aufkommen zu lassen. Bereits mit der Entsendung der Tor-
nados erklärt sie die Bundesrepublik „endgültig [zur] Kriegspartei“.2402 2008 ist 
dann mehrfach von einem „Kriegseinsatz“2403 der Bundeswehr die Rede und von 
Soldaten, die an den Hindukusch kämen, um zu „kämpfen, [zu] schießen und [zu] 
töten“.2404 Angesichts dieser schonungslosen Darstellung verwundert es nicht, dass 
sie die Art und Weise, in der die Bundesregierung den Einsatz am Hindukusch in 
der deutschen Öffentlichkeit präsentiert, zunehmend in Frage stellt. Frühzeitig be-
merkt sie, dass Berlin alles daran setzt, den Begriff „Krieg“ zu vermeiden – worauf 
sich die Politik dem Vorwurf ausgesetzt sieht, den „Afghanistan-Konflikt […] ver-
nebeln“ zu wollen.2405 Vor allem aber kritisiert „Die Welt“, dass die Bundesregie-
rung nicht offensiver für den Einsatz am Hindukusch wirbt.2406 Mehr „Offen-
heit“,2407 „Ehrlichkeit“2408 und „Wahrhaftigkeit“2409 lauten die Erwartungen, die sie 
an die Berliner Öffentlichkeitsarbeit richtet. Dies sei der einzige Weg, die Bevölke-
rung vom Sinn und Zweck des Afghanistan-Einsatzes zu überzeugen – oder aber 
zumindest der Illusion vorzubeugen, dass ein deutscher Abzug ohne Konsequen-
zen möglich sei: „Nur so wird dem fatalen Irrtum zu begegnen sein, dass sich 
Deutschland in einen vermeintlich windstillen Teil der Weltgeschichte wegducken 
und seine Truppen in absehbarer Zeit aus Afghanistan abziehen könne.“2410 
6.5.1.4. Frankfurter Rundschau 
Je länger sich der internationale Einsatz in Afghanistan hinzog, desto besorgter hatte 
sich die FR ob der weiteren Entwicklung am Hindukusch gezeigt. Zuletzt hatte sie 
ganz offen mit einem Scheitern der westlichen Bemühungen um Afghanistan ge-
rechnet. All dies war nicht ohne Folgen für ihre Bewertung des NATO-Einsatzes 
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geblieben. Immer stärker hatte sie zuletzt die aus ihrer Sicht primär militärische 
Ausrichtung der Mission hinterfragt und stattdessen ein stärkeres ziviles Engage-
ment verlangt. An dieser Forderung hält die FR auch in der vorliegenden Untersu-
chungsphase fest, wobei stärker noch als bisher die amerikanische Afghanistan-
Strategie in die Kritik gerät. Gilt ihr Washingtons Vorgehensweise doch als exem-
plarisch dafür, was am Hindukusch alles falsch laufe. 
Entsprechend trostlos ist das Bild, das die FR vom Hindukusch vermittelt. So 
bilanziert Jörg Reckmann gleich zu Beginn, dass bisher „so gut wie nichts […] 
funktioniert“ habe in Afghanistan;2411 eine Stimmungslage, in der es auch künftig 
weitergehen soll. Wiederholt fällt dabei das Schlagwort von der „Irakisierung“2412 
und dass zumindest in Teilen des Landes noch immer beziehungsweise schon wie-
der „Krieg“ herrsche – eine Einschätzung, die von der FR mit einer Bestimmtheit 
vertreten wird,2413 die keinen Raum für Zweifel lässt. Dabei geht keiner ihrer 
Kommentatoren so weit, das westliche Engagement insgesamt in Frage zu stellen. 
Zumindest Thomas Kröter bekennt sich wiederholt zur Afghanistan-Mission,2414 
während er einen Abzug geradezu kategorisch ausschließt: „‚Exit‘? Vergesst es!“2415 
Selbst Michael Lüders wird anlässlich des siebten Jahrestags der Anschläge vom 
11. September, derweil er den von Washington proklamierten globalen „Krieg ge-
gen den Terror“ als „falsch“ beziehungsweise „verbrecherisch“ verurteilt, zu ver-
stehen geben, dass es nicht die Vertreibung der Taliban gewesen ist, die den Anti-
Terror-Kampf des Westens in den Augen vieler Muslime diskreditiert habe: „Der 
Sündenfall war nicht der Sturz der Taliban, der Gastgeber Osama bin Ladens, und 
die politische Neuordnung in Afghanistan. Dafür gab es auch zwischen Rabat und 
Jakarta viel Zustimmung.“2416 
Darin aber erschöpft sich auch der Zuspruch der FR zur NATO-Mission am 
Hindukusch. Praktisch die gesamte Untersuchungsphase hindurch stellt sie deren 
militärische Ausrichtung in Frage – und fordert umgekehrt eine stärkere Fokussie-
rung auf den Wiederaufbau, die Bekämpfung des Drogenhandels und Hilfe zur 
Selbsthilfe.2417 Seit Ende 2007 steht dann zunehmend die afghanische Regierung in 
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der Kritik, wenn die Redaktion mehr Druck auf Kabul und ein Ende der Korrupti-
on verlangt.2418 Von zusätzlichen Soldaten ist hingegen keine Rede. Entsprechend 
eindeutig fällt die Bewertung der NATO-Frühjahrsoffensive aus. „Militärisch […] 
ist dieser Krieg nicht zu gewinnen und die Köpfe und Herzen der Afghanen schon 
gar nicht; wie auch, bei der wachsenden Zahl ziviler Opfer“, erteilt Jörg Reckmann 
Operation „Achilles“, so der Deckname der Offensive, schon vom Ansatz her eine 
Absage und spricht von einem „Notprogramm“, bei dem die NATO „auf verlore-
nem Posten“ kämpfe.2419 Analog fordert Richard Meng nur zwei Tage später ein 
völliges Umdenken des Westens in Afghanistan: „Insgesamt muss der zivile, nicht 
der militärische Impuls stärker werden. […] Das Hilfskonzept muss umfassender 
werden, inklusive der Beendigung des Drogenanbaus – was bedeutet: Auch die 
Ökonomie des Landes, in dem nichts zu verdienen ist, muss neu aufgebaut werden. 
[…] Ohne grundlegend neues Denken wird der Westen am Hindukusch schei-
tern.“2420 An dieser Position, wie hier von Reckmann und Meng vertreten, hält die 
FR bis zum Ende der vorliegenden Untersuchungsphase fest. Noch im Dezember 
2008 erklärt Burkhard von Pappenheim den militärischen Feldzug der NATO im 
Süden für „praktisch gescheitert“; ausdrücklich lehnt er die Aufstockung der US-
Streitkräfte auf bis zu 60 000 GIs ab und fordert stattdessen eine „Gesamtstrate-
gie“, welche „die Köpfe der Menschen […] gewinnt. Sonst ist alles verloren.“2421 
Dass es überhaupt so weit gekommen ist, lastet die FR zunehmend Washing-
ton an. Von Anfang an steht dabei die amerikanische Afghanistan-Strategie als 
„nach wie vor [zu] militärisch geprägt“ in der Kritik.2422 Zum einen beschuldigt sie 
die Bush-Administration, mit der kritisierten Ausrichtung einen Strategiewechsel 
der NATO, wie er von der FR schon seit längerem gefordert wird, zu unterminie-
ren.2423 Zum anderen, und dieser Vorwurf wiegt bedeutend schwerer, untergrabe 
Washingtons Ansatz jeden Versuch der internationalen Helfer, das Vertrauen der 
Afghanen und damit letztlich auch den vielbeschworenen Kampf um deren „Her-
zen und Köpfe“ zu gewinnen. „Der massive Einsatz von US-Truppen im Süden 
nimmt Opfer in der Zivilbevölkerung in Kauf und zerstört so das Vertrauen in die 
internationale Truppe“, kritisiert Thomas Kröter im Juli 2007,2424 und noch im Ok-
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tober 2008 moniert er nahezu wortgleich: „Im Süden des Landes wird Krieg ge-
führt – auf eine Weise, die das Ansehen des internationalen Engagements unter-
gräbt.“2425 Angesichts solcher Vorwürfe ist es dann nur konsequent, wenn Steffen 
Hebestreit vier Wochen später zumindest ein Ende der Anti-Terror-Operation 
„Enduring Freedom“ fordert.2426 Mehr als sieben Jahre nach den Anschlägen vom 
11. September sei „es höchste Zeit, diese überzogene Militäraktion endlich zu be-
enden“. 
Als schärfste Kritikerin einer militärischen Intervention am Golf hatte die FR auch 
nach Husseins Sturz nie einen Hehl aus der aus ihrer Sicht katastrophalen Entwick-
lung im Nachkriegs-Irak gemacht. Während das Zweistromland zunehmend im 
Bürgerkrieg versank, erklärte sie sämtliche Kriegsziele der USA für verfehlt; eine 
Entwicklung, für welche sie Washington überdies hauptsächlich in der Verantwor-
tung sah. Eine neue Heim- und Rekrutierungsstätte für Terroristen, ein wiederer-
starkter Iran – nur zwei Ergebnisse einer aus Sicht der FR völlig verfehlten Irak-
Politik der Bush-Administration. Obwohl sie das Land im Grunde längst aufgege-
ben hatte, kam ein vorzeitiger Truppenabzug der Amerikaner für sie dennoch nicht 
in Frage, da ein solcher die Lage nur noch verschlimmert hätte. Diese Linie behält 
die FR auch in der vorliegenden Untersuchungsphase bis auf Weiteres bei. 
Entsprechend ist im ersten Halbjahr 2007 noch immer regelmäßig von einem 
„Bruder-“2427 beziehungsweise „Bürgerkrieg“2428 die Rede; wahlweise auch von ei-
nem nicht enden wollenden, einem „unaufhörliche[n] Krieg“.2429 Fast immer, wenn 
sich die FR mit der Situation im Irak befasst, folgt die Verantwortungszuschreibung 
auf dem Fuße. So schreibt Dietmar Ostermann von der „Weltmacht, deren Politik 
diese Lage maßgeblich verursacht“,2430 Moritz Kleine-Brockhoff von einer US-
Politik, die „im Irak […] einen Bürgerkrieg [erst] ermöglicht“ habe.2431 Und für 
Karl Grobe ist die dortige Situation schlicht „das Ergebnis blinder Gewaltpolitik. 
Nicht allein der Koalition ‚der Willigen‘, die das ja wohl so nicht gewollt haben; 
doch die Intervention und die darauf folgende, zum Teil desaströse, Besatzungspo-
litik haben den Gewalttätern die Zügel gelöst.“2432 Damit trägt die Bush-
Administration aus Sicht der FR zwar nicht die alleinige Schuld – zumindest indi-
rekt wird den Irakern stets eine gewisse Mitverantwortung attestiert –, dennoch hat 
es ganz den Anschein, als würde sich die Redaktion in ihren früheren Warnungen 
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bestätigt fühlen. „Nichts von dem, was jetzt […] im Irak passiert, war nicht vorher-
sehbar“, heißt es dann auch vielsagend bei Richard Meng.2433 Vor allem aber zeigt 
die FR nicht das geringste Vertrauen in die Bush-Administration, die Lage im Irak 
noch einmal zum Besseren zu wenden. 
Diese Skepsis spiegelt sich auch in ihrer Perzeption des Berichts der Baker-
Hamilton-Kommission sowie später in Bushs Ansatz eines „New Way Forward in 
Iraq“ wider. So bewertet Dietmar Ostermann in einer ersten Reaktion die Anfang 
Dezember 2006 veröffentlichten Empfehlungen der „Iraq Study Group“ als 
„Schadensbegrenzung“: „Worum es künftig geht, ist nur noch ein geordneter 
Rückzug aus dem Irak.“2434 Zwar gesteht Ostermann den Autoren zu, „manch 
Sinnvolles“ an praktischen Anregungen zusammengetragen zu haben. Doch wo 
immer er konkret wird, überwiegt die Skepsis. Entsprechend vermag Ostermann in 
der empfohlenen Selbstbeschränkung der US-Armee auf Unterstützungs- und 
Ausbildungsaufgaben auch kein Patentrezept zu erkennen. Und was die Erfolgs-
aussichten einer diplomatischen Initiative unter Einbeziehung der Anrainerstaaten 
betrifft, bleibt er ebenfalls pessimistisch. Bisher, so Ostermanns Anklage, habe sich 
die US-Regierung gegen diplomatische Ansätze „noch immer [ge]sträubt“. 
Obwohl die FR anlässlich der Veröffentlichung des Baker-Hamilton-Berichts 
abermals vor den Folgen eines vorzeitigen US-Abzugs gewarnt hatte,2435 reagiert sie 
auf die von Bush Anfang Januar verkündete temporäre Truppenaufstockung mit 
noch größerer Ablehnung: „Der US-Präsident fügt den Fehlern der Vergangenheit 
einen weiteren hinzu, indem er 21 500 zusätzliche Soldaten nach Bagdad entsendet, 
die dort genau so scheitern werden wie die 134 000, die bereits im Irak sind. […] 
Bush macht weiter wie bisher. Das heißt, er macht alles noch schlimmer – den Ter-
ror, das Chaos, das Leiden.“2436 Ausdrücklich wird Bush vorgehalten, die von der 
ISG gemachten Vorschläge für „politische Lösungen“ zu ignorieren. Angesichts 
der von Washington präferierten militärischen Entscheidungsfindung werden Ba-
ker und Hamilton rückblickend geradezu rehabilitiert. Auch künftig begegnet die 
FR der neuen „Surge“-Strategie mit Ablehnung. Für Richard Meng ist die Trup-
penaufstockung lediglich ein „trotzige[r] letzte[r] Versuch“ Washingtons, der auch 
„nicht mehr Sicherheit“ im Irak schaffen werde,2437 derweil Brigitte Kols Bushs 
jüngsten strategischen Ansatz als „hilflos“ charakterisiert.2438 Eher werde sich der 
Terror ausweiten, so ihre Prognose, als dass er auf diese Weise besiegt würde. 
                                                          
2433 Richard Meng, Vier Jahre danach. In: FR vom 20.03.2007. 
2434 Dietmar Ostermann, Vor dem Paradigmenwechsel. In: FR vom 07.12.2006. 
2435 „Der strategischen Niederlage darf nicht die große Katastrophe folgen, der Flächenbrand in der explosiven 
Region.“ Ebd. 
2436 Uwe Vorkötter, Bush bleibt Bush. In: FR vom 12.01.2007. 
2437 Richard Meng, Vier Jahre danach. In: FR vom 20.03.2007. 
2438 Brigitte Kols, Die Botschaft des Terrors. In: FR vom 13.04.2007. 
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Anfang September will auch die FR erstmals eine „graduell[e]“ Besserung der 
Lage im Irak erkannt haben – was gleichwohl keine Neubewertung der „Surge“-
Strategie nach sich zieht.2439 Gerade der von General Petraeus in seiner Zwischen-
bilanz positiv herausgestellte Umschwung in der lange umkämpften irakischen Pro-
vinz Anbar wird von der FR eher den allzu rigiden Vorgaben al-Qaidas zugeschrie-
ben, als der amerikanischen Truppenaufstockung. „Mancher in den USA“, gibt 
Dietmar Ostermann entsprechend zu bedenken, „hält denn auch weniger Bushs 
Truppenverstärkung, als das Rauchverbot der Radikalislamisten für den entschei-
denden Faktor beim Wandel der Schlachtordnung in Anbar.“2440 
Auch 2008 weiß die FR dem jüngsten Strategiewechsel der USA nichts Positi-
ves abzugewinnen. Überhaupt nur ein einziges Mal kommt sie auf die veränderte 
Sicherheitslage im Irak zu sprechen, die sich „stark verbessert“ habe, wie Gudrun 
Harrer Ende Mai einräumt.2441 Doch wird die Rolle Washingtons mit keinem Wort 
erwähnt. Stattdessen gibt es ausschließlich Lob für Iraks Premierminister al-Maliki, 
der sich mit seiner Politik „Respekt“ bei Kurden, Sunniten und Schiiten verschafft 
habe. Nur zwei Monate zuvor hatte Karl Grobe zum fünften Jahrestag der Invasi-
on noch sämtliche Fortschritte bei der Sicherheitslage entweder ignoriert oder aber 
nicht ernst genommen. Stattdessen schrieb er von einem „Kampf aller gegen alle“, 
der bis dato „mehr als 700 000 zivile Tote“ gefordert habe.2442 So liefert die Redak-
tion abseits Gudrun Harrers allenfalls indirekte Hinweise darauf, dass sich die Situ-
ation im Land nicht mehr ganz so dramatisch darstellt wie noch vor Jahresfrist – 
tatsächlich erscheinen zwischen Januar und Dezember lediglich drei Kommentare, 
die sich mit dem Themenschwerpunkt Irak befassen. Allein, ihr Urteil zum Krieg 
bleibt von all dem unberührt. „Dieser Krieg“, zieht Michael Lüders sieben Jahre 
nach den Anschlägen vom 11. September Bilanz, „der nun schon länger dauert als 
der Zweite Weltkrieg, ist falsch. Mit Blick auf die vielen getöteten Zivilisten auch 
verbrecherisch.“2443 Das ist zunächst zwar nur auf den „Krieg gegen den Terror“ 
bezogen, doch verweist Lüders insbesondere auf dessen „Instrumentalisierung“ bei 
der Invasion des Irak. Letztere sei es dann gewesen, die dafür gesorgt habe, „dass 
der Westen den Kampf um die Köpfe und Herzen der Muslime längst verloren 
hat“. 
Bereits in der vorangegangenen Untersuchungsphase hatte die FR den Eindruck 
erweckt, dass eine Einigung im Atomstreit vor allem an den USA scheitere, weniger 
an Teheran. Gerade dass sich die Vereinigten Staaten die Option eines Militär-
schlags ausdrücklich offen hielten, beförderte laut FR überhaupt erst Irans Streben 
                                                          
2439 Dietmar Ostermann, Flankenschutz für Bush. In: FR vom 12.09.2007. 
2440 Ders., Bushs klammheimliche Wende. In: FR vom 05.09.2007. 
2441 Gudrun Harrer, Maliki umwirbt die Nachbarn. In: FR vom 30.05.2008. 
2442 Karl Grobe, Schuld und Lüge. In: FR vom 20.03.2008. 
2443 Michael Lüders, Der falsche Krieg. In: FR vom 11.09.2008. 
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nach Atomwaffen. Überdies zweifelte sie an den Motiven der Bush-Administration 
– glaubte sie doch, dass es den USA weniger um die Verhinderung einer iranischen 
Atombombe, als vielmehr um Erdöl und die Vormachtstellung in der Region gehe. 
Entsprechend vermittelte die FR auch stets den Eindruck, dass eine einvernehmli-
che Lösung im Atomstreit noch immer möglich sei. Anreize wie die Zusage von 
Sicherheitsgarantien galten ihr als probates Mittel, wogegen sie selbst der Verhän-
gung von UN-Sanktionen skeptisch aufgrund der damit verbundenen Eskalations-
gefahr gegenüberstand. Diese Haltung wird die FR auch künftig weitgehend beibe-
halten. 
Dabei ist es nicht so, als ob die Redaktion die iranische Bedrohung vollständig 
ignorieren würde. Beispielsweise gibt Arnd Festerling gleich eingangs zu verstehen, 
dass es „grundsätzlich in unser aller Interesse“ sei, den Iran von der Umsetzung 
seines Atomprogramms abzubringen.2444 Alarmierender noch Brigitte Kols Kom-
mentar rund zwei Monate später: „Angst und bange“ könne einem werden, heißt es 
da, angesichts der jüngsten Ankündigung Ahmadinedschads, dass sein Land nun-
mehr in der Lage sei, Uran in „industriellem Maßstab“ anzureichern.2445 Und doch 
bleiben solche Stimmen die Ausnahme. Schon Markus Günthers Überlegungen zur 
Tolerierung einer iranischen Atombombe machen deutlich, an wem ein solcher 
Ansatz zuvorderst scheitern würde: „Könnte man sich, am Ende eines gescheiter-
ten Sanktionsprozesses, notfalls damit abfinden, dass der Iran Atomwaffen besitzt? 
Die USA, als Schutzmacht Israels, können und wollen es nicht.“2446 
Damit ist der vermeintliche Aggressor im Atomstreit einmal mehr benannt, 
und in der Tat verwendet die FR auch in dieser Phase wieder einen Großteil ihrer 
Kommentare darauf, Washingtons Iran-Politik zu kritisieren beziehungsweise Mög-
lichkeiten einer Eindämmung der Vereinigten Staaten zu diskutieren. Die Argu-
mente sind weitgehend die gleichen geblieben. So sieht Karl Grobe die US-
Regierung noch immer dabei, lediglich einen Vorwand für einen Angriff auf den 
Iran zu suchen: „Bush [nimmt schon] das nächste, größere Ziel ins Visier. Zentrale 
Passagen seiner jüngsten Aussagen lesen sich wie vorweggenommene Kriegserklä-
rungen gegen die Nachbarstaaten Iraks, […] vor allem Iran. Es wird an Begrün-
dungen gebastelt. Sie sind ähnlich wahrheitshaltig wie jene, die vor vier Jahren prä-
sentiert wurden, um den völkerrechtswidrigen Krieg gegen Saddam Husseins Dik-
tatur mit der Aureole des Notwendigen zu umgeben.“2447 Andere Autoren gehen 
                                                          
2444 Arnd Festerling, Man droht. In: FR vom 09.02.2007. 
2445 Brigitte Kols, Schrille Propaganda. In: FR vom 11.04.2007. 
2446 Markus Günther, Risse in der Sanktionsfront. In: FR vom 27.10.2007. 
2447 Karl Grobe, Der Weg der „Falken“. In: FR vom 16.01.2007. Grobe bezieht sich hier auf Bushs Fernsehanspra-
che vom 10.01.2007, in welcher dieser u.a. den Iran beschuldigt hatte, Terroristen und Aufständische im Irak 
logistisch zu unterstützen: „Succeeding in Iraq also requires […] addressing Iran and Syria. These two regimes 
are allowing terrorists and insurgents to use their territory to move in and out of Iraq. Iran is providing material 
support for attacks on American troops. We will disrupt the attacks on our forces. We’ll interrupt the flow of 
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nicht ganz so weit mit ihren Anschuldigungen, bezweifeln aber immerhin die Wirk-
samkeit militärischer „Drohgebärden“ und glauben, dass diese Teheran in seinem 
Streben nach Atomwaffen eher noch bestärkten, zumindest aber die Reihen um die 
iranische Führung schlössen.2448 Selbst als die FR Ende November erstmals ernst-
haft die Verhängung von Sanktionen auch unter Umgehung des UN-
Sicherheitsrates diskutiert, geht es ihr wiederum in erster Linie um eine Beschwich-
tigung Washingtons: „Wenn im Sicherheitsrat nichts zustande kommt, weil etwa 
China […] blockiert, werden sich die Europäer den Kopf zerbrechen müssen, wie 
sie die USA auf dem Pfad der Diplomatie halten und von Militäreinsätzen abhal-
ten.“2449 
Zumindest auf Sanktionen als Druckmittel hat sich die FR inzwischen einge-
lassen, nicht zuletzt nachdem der UN-Sicherheitsrat selbst entsprechende Handels-
beschränkungen verhängt2450 beziehungsweise verschärft2451 hatte. Noch im Febru-
ar 2007 hatte das erheblich anders geklungen, als Arnd Festerling auf das folgenlose 
Verstreichen eines UN-Ultimatums zur Einstellung der Urananreicherung2452 eine 
„allerletzte“ Frist – und gegebenenfalls noch eine „allerallerletzte“ – folgen lassen 
wollte.2453 Denn, so seine damalige Überzeugung, nur durch das „mühselige Ge-
spräch mit Teheran“ könne der Atomkonflikt gelöst werden. 
Die Veröffentlichung des vieldiskutierten „National Intelligence Estimate“ im 
Dezember 2007 bleibt gleichwohl ohne größere Auswirkungen auf die Blattlinie der 
FR. Im Gegenteil, darf sie sich in mancher Hinsicht doch bestätigt fühlen. So nutzt 
Karl Grobe die Gelegenheit, um einmal mehr die Bush-Administration für deren 
Aufbau einer Drohkulisse zu kritisieren. Gerade angesichts der zentralen Aussage 
des NIE bringt er dem Festhalten an einer militärischen Option nicht das geringste 
Verständnis entgegen: „Der Bericht hat seit mindestens einem Jahr in irgendwel-
chen geheimen Schubladen in Washington herumgelegen. Den Diensten war die 
ganze Zeit klar, dass der Iran sein Atomwaffenprogramm längst auf Eis gelegt hat. 
Soll man sich im Ernst vorstellen, dass die regierenden Herren George W. Bush 
und Richard Cheney keinen blassen Dunst davon hatten?“2454 Dennoch begeht 
Grobe nicht den Fehler, den Bericht der US-Nachrichtendienste als endgültige 
Entwarnung zu verstehen. Ausdrücklich macht er darauf aufmerksam, dass Tehe-
                                                                                                                                                                                     
support from Iran and Syria. And we will seek out and destroy the networks providing advanced weaponry and 
training to our enemies in Iraq.“ Bush, George W.: President’s Address to the Nation, 10.01.2007. 
2448 Arnd Festerling, Man droht. In: FR vom 09.02.2007. 
2449 Brigitte Kols, Teheraner Verwirrspiele. In: FR vom 20.11.2007. 
2450 Vgl. Resolution 1737 des UN-Sicherheitsrates, 23.12.2006. 
2451 Vgl. Resolution 1747 des UN-Sicherheitsrates, 24.03.2007. 
2452 UN-Resolution 1737 vom 23.12.2006 hatte dem Iran eine Frist von 60 Tagen eingeräumt, insbesondere „alle 
mit der [Uran-]Anreicherung zusammenhängende Tätigkeiten und Wiederaufarbeitungstätigkeiten, einschließ-
lich Forschung und Entwicklung“ einzustellen. Vgl. Resolution 1737 des UN-Sicherheitsrates, 23.12.2006, 
S. 274-275. 
2453 Arnd Festerling, Noch Hoffnung. In: FR vom 22.02.2007. 
2454 Karl Grobe, Schluss mit dem Kriegsgerede! In: FR vom 05.12.2007. 
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ran ausweislich des NIE „irgendwann doch […] Kernwaffen zu bauen beabsichti-
gen könnte“. Vielmehr entnimmt er dem Bericht die Lehre, dass die Mullahs sehr 
wohl in der Lage seien, rationale Entscheidungen zu treffen. Womit die FR immer-
hin die Notwendigkeit beziehungsweise Wirksamkeit von Sanktionen endgültig ak-
zeptiert hat, wie sowohl Grobes2455 als auch Thomas Kröters2456 Empfehlungen für 
einen künftigen Umgang mit Teheran belegen. 
Darüber hinaus ist die Sorge vor einem erneuten Militärschlag auch im letzten 
Amtsjahr der Regierung Bush stets präsent. So fürchtet die FR wahlweise, dass die 
US-Regierung „die Nerven verlier[e]“,2457 dass der „Zeitfaktor […] den Falken in 
Washington […] in die Hände“ spiele2458 beziehungsweise dass die Bush-
Administration „schon den nächsten Feldzug in der Region“ plane.2459 Letztere 
Warnung gründet auf einem von Washington verfolgten, später allerdings wieder 
verworfenen Plan, in Verhandlungen mit dem Irak eine dauerhafte US-
Militärpräsenz an bis zu 50 verschiedenen Standorten im Land durchzusetzen2460 – 
für die FR nichts anderes als die Vorbereitung eines „Waffengang[s] gegen den 
Iran“.2461 Umgekehrt werden allzu konfrontative Aussagen aus Teheran – etwa 
Ahmadinedschads Ankündigung, „kein Jota“ von seinem Nuklearprogramm abrü-
cken zu wollen2462 – sowohl relativiert,2463 als auch ob ihrer Wirkung auf Washing-
ton kritisiert: „Wenn Teheran […] seine Karten überreizt, stehen etliche Staaten 
bald vor einem Dilemma: Entweder sich mit einer Atommacht Iran abfinden oder 
die iranischen Atomanlagen präventiv zerstören. Von den beiden Übeln werden die 
USA […] sicher das letztere wählen.“2464 
Von dem verheerenden Urteil, das sich die FR hinsichtlich der Gefangenenpolitik 
der Bush-Administration und deren Umgang mit den Menschenrechten in Guantana-
mo und anderswo gebildet hatte, rückt sie auch in der fünften und letzten Untersu-
chungsphase nicht ab. Lediglich die Frequenz, mit der sie das Gefangenenlager 
                                                          
2455 „Verhandlungen mit den Lenkern der iranischen Politik sind ein geeignetes Mittel zur Konfliktlösung; sie sind 
der Kriegsgewalt allemal vorzuziehen. Verzicht auf politische und wirtschaftliche Druckmittel bedeutet das 
nicht […].“ Ebd. 
2456 „Wichtig ist, dass die Mischung aus Druck und Gesprächsbereitschaft gegenüber Teheran aufrechterhalten 
wird. Die wirtschaftlichen Sanktionen zeigen ihre Wirkung.“ Thomas Kröter, Nerven behalten und reden. In: 
FR vom 23.01.2008. 
2457 Ebd. 
2458 Pierre Simonitsch, Die Schlinge zieht sich zu. In: FR vom 05.03.2008. 
2459 Michael Lüders, Das Gespenst der Nuklear-Märtyrer. In: FR vom 11.06.2008. 
2460 Zumindest sind in dem am 17.11.2008 geschlossenen „Status of Forces Agreement“ keine entsprechenden 
Regelungen enthalten; das Abkommen sieht vielmehr einen vollständigen Abzug aller US-Truppen aus dem 
Irak „bis spätestens 31.12.2011“ vor. Vgl. Agreement Between the United States of America and the Republic 
of Iraq On the Withdrawal of United States Forces from Iraq and the Organization of Their Activities during 
Their Temporary Presence in Iraq, 17.11.2008, S. 20. 
2461 Michael Lüders, Das Gespenst der Nuklear-Märtyrer. In: FR vom 11.06.2008. 
2462 Zit. nach Iran ignoriert Ultimatum im Atomstreit. In: Die Welt vom 04.08.2008, S. 5. 
2463 „Experten halten das für Aufschneiderei. Die Sprüche der Machthaber richten sich eher ans eigene Volk als an 
die Welt.“ Pierre Simonitsch, Am Ende der Geduld. In: FR vom 06.08.2008. 
2464 Ebd. 
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kommentiert, hat wieder abgenommen und in etwa jenes Niveau erreicht, welches 
vor der Debatte um geheime CIA-Gefängnisse und die Legalisierung folterähnli-
cher Verhörmethoden üblich war. 
Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei stets dem menschenrechtswidrigen 
Charakter Guantanamos – so ist bei Steffen Hebestreit von einem „menschen- und 
völkerrechtswidrige[n] Gefangenenlager“ die Rede,2465 Thomas Kröter nennt das 
Lager gar einen „völkerrechtswidrigen Quälknast“.2466 Nicht von ungefähr sieht 
Dietmar Ostermann in Guantanamo auch eine der schlimmsten Verfehlungen der 
Bush-Administration: „In der traurigen Hitliste der schlimmsten Entscheidungen 
des aktuellen US-Präsidenten rangiert die Gefangenenpolitik ziemlich weit oben. 
Im ‚Krieg gegen den Terror‘, dachte sich George W. Bush nach dem 11. September 
2001, gelten völlig neue Regeln, nämlich keine. Nicht die eigenen Gesetze der USA, 
nicht deren Verfassung, nicht internationale Abkommen wie die Genfer Konventi-
onen über die Rechte von Kriegsgefangenen. […] So entstand die Rechtsphiloso-
phie des schwarzen Lochs, in dem nichts gilt und alles geht. Folter, dauerhaft ohne 
Anklage und Verfahren.“2467 
Verständlich, wenn die FR vor diesem Hintergrund ein Ende des Gefange-
nenlagers unter der kommenden US-Regierung regelrecht herbeisehnt.2468 Erstmals 
geht sie dabei auf die praktischen Probleme ein, die eine Schließung Guantanamos 
nach sich zöge. So hat Dietmar Ostermann unter den verbliebenen Insassen drei 
Kategorien von Gefangenen ausgemacht2469 – solche, die selbst Washington als 
„harmlos“ einstuft, deren Herkunftsländer aber die Aufnahme verweigern. Ferner 
solche, die zwar als „gefährlich“ gelten, für deren Anklage es aber an Beweisen feh-
le und schließlich jene Gruppe von al-Qaida-Kämpfern, deren Prozess eigentlich 
längst überfällig sei. Dass ein solcher allerdings noch immer aussteht, hänge vor 
allem damit zusammen, dass völlig unklar sei, inwieweit bei den Angehörigen be-
sagter Gruppe „nach Jahren der Willkür überhaupt noch ein reguläres Verfahren 
möglich ist“. Sodann gibt Ostermann unumwunden zu, dass eine Freilassung der 
zweiten Gruppe – die dritte möchte auch aus der FR niemand auf freien Fuß set-
zen – ein „rechtsstaatlich konsequenter, aber politisch riskanter Schritt“ sei. Damit 
hat es ganz den Anschein, als könnten Bushs Nachfolger zumindest auf ein gewis-
ses Verständnis seitens der FR zählen, sollte es bei der Schließung Guantanamos zu 
Verzögerungen kommen. Zumal Ostermann den hierfür Verantwortlichen noch- 
  
                                                          
2465 Steffen Hebestreit, Nicht ohne Fehl und Tadel. In: FR vom 31.03.2007. 
2466 Thomas Kröter, Guantánamo im Hirn. In: FR vom 24.12.2008. 
2467 Dietmar Ostermann, Bush muss sich dem Recht beugen. In: FR vom 14.06.2008. 
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mals in Erinnerung ruft: „Weder McCain noch Obama oder Clinton haben bisher 
erklärt, wie genau sie das verhedderte Knäuel auflösen wollen, das Bush ihnen mit 
seiner gescheiterten Gefangenenpolitik hinterlässt.“ 
Zumindest an der ersten der von Ostermann genannten Gruppen sollte eine 
Schließung Guantanamos aber nicht scheitern. So appelliert die FR an Europa und 
speziell an Deutschland, ein „klares politisches Signal der Aufnahmebereitschaft zu 
senden“.2470 Einzig der konkrete Nachweis früherer „Unrechtshandlungen“ seitens 
der Gefangenen wäre der Redaktion ein akzeptabler Grund, deren Übernahme ab-
zulehnen. Alles andere aber dürfe einer Aufnahme nicht im Wege stehen, wie 
Thomas Kröter erläutert: „Ob es sich um lupenreine Demokraten handelt, ob sie 
die Scharia in Soft- oder Hardcore-Version bevorzugen, tut nichts zur Sache.“2471 
Mit zunehmender Skepsis hatte die FR schon in der vorangegangenen Untersu-
chungsphase auf die Afghanistan-Strategie der NATO reagiert, was sich mit einiger 
Verzögerung auch in ihrer Bewertung des dortigen Bundeswehreinsatzes nieder-
schlug. Die grundsätzliche Infragestellung der Mission war zwar die Ausnahme ge-
blieben, doch hatte sich die Redaktion immerhin insoweit von der deutschen Af-
ghanistan-Politik distanziert, als dass sie ihre Zustimmung zu einer etwaigen Trup-
penaufstockung von einer gleichzeitigen Stärkung der zivilen Anstrengungen um 
den Wiederaufbau abhängig machte. 
Auch in der vorliegenden Untersuchungsphase bleiben offen vorgetragene 
Zweifel am Sinn des deutschen Afghanistan-Beitrags die Ausnahme;2472 mehrfach 
hingegen gibt die FR zu verstehen, dass ein Abzug der Bundeswehr nicht in Frage 
komme.2473 Und doch ist die konkrete Ausgestaltung der Mission inzwischen alles 
andere als unumstritten. Nahezu die gesamte Untersuchungsphase hindurch ist die 
FR darum bemüht, die Grenzen des deutschen Engagements hervorzuheben be-
ziehungsweise allzu weitreichenden Forderungen der Verbündeten zu widerspre-
chen. Dies zeigt sich bereits in der Diskussion um die Entsendung mehrerer Auf-
klärungsflugzeuge Anfang 2007. Zunächst als rein militärische Maßnahme abge-
lehnt,2474 beugt sich die FR alsbald dem internationalen Druck und gibt zu verste-
hen, dass der Einsatz der Bundeswehr-Tornados wohl „schwer nur [zu] verwei-
                                                          
2470 Thomas Kröter, Guantánamo im Hirn. In: FR vom 24.12.2008. 
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schauen. In: FR vom 21.08.2007; Thomas Kröter, Kein Mandat der sauberen Hände. In: FR vom 15.11.2007; 
Steffen Hebestreit, Gefährlicher Dienst. In: FR vom 21.10.2008. 
2474 „Der Wiederaufbau-Ansatz, der die Einrichtung integrer Ordnungskräfte, ohne die Unterordnung militärischer 
unter zivile Ziele, einschließt, ist die letzte Chance. Die Verstärkung des Bomber-Potenzials und der Zielgenau-
igkeit mittels Tornado-Aufklärung bietet diese Chance nicht.“ Karl Grobe, Afghanisches Dilemma. In: FR vom 
31.01.2007. 
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gern“ sei.2475 Allerdings, so ihre damit verbundene Forderung, müsse der Deutsche 
Bundestag nun seinerseits deutlich machen, dass die jüngste militärische Auswei-
tung die letzte gewesen sei und keine weiteren Eskalationsschritte nach sich ziehe: 
„Der Druck, Bodentruppen in Afghanistans Süden zu schicken, wird wachsen. 
Umso wichtiger, dass in einem ehrlichen, knappen Votum auch deutlich wird, dass 
eine Grenze erreicht ist.“2476 Eine ganz ähnliche Diskussion entwickelt sich dann zu 
Jahresbeginn 2008. Angesichts der bevorstehenden Übernahme der „Quick Reac-
tion Force“ durch die Bundeswehr stimmt die FR diesem Schritt unter Verweis auf 
die deutschen Bündnisverpflichtungen zwar zu, nicht ohne jedoch nochmals auf 
die Richtigkeit der bisherigen „Selbstbeschränkung“ zu verweisen: „Bisher war das 
einschlägige Engagement der Bundeswehr im Großen und Ganzen auf Selbstver-
teidigung beschränkt […]. Diese Selbstbeschränkung war richtig, nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der deutschen Geschichte.“2477 Im Gegenzug verstärkt die FR 
ihren Widerstand gegen einen möglichen Bundeswehreinsatz im Süden Afghanis-
tans. Ein solcher würde nicht nur den deutschen „Erfolg im Norden gefähr-
den“,2478 er wäre überdies auch politisch kaum durchsetzbar: „Im Bundestag gäbe 
es dafür keine Mehrheit, weil es im Volk dafür überhaupt kein Verständnis gibt. Es 
wäre politischer Selbstmord, würden sich Union und SPD dazu durchringen, die 
Bundeswehr in den Süden Afghanistans schicken zu wollen. Bei aller Solidarität 
kann kein Nato-Partner diesen Schritt verlangen.“2479 Und während die FR der ge-
planten Truppenaufstockung um 1000 Mann im jüngsten Bundestagsmandat für 
Afghanistan nicht grundsätzlich ablehnend gegenübersteht, diese allerdings an Be-
dingungen knüpft,2480 fordert zumindest Steffen Hebestreit eine Beendigung des 
deutschen Beitrags zur Anti-Terror-Operation „Enduring Freedom“.2481 
Nachdem die FR selbst zu dem Schluss gelangt war, dass Deutschland spätes-
tens mit der Entsendung der Tornado-Aufklärer einer Kriegsbeteiligung recht nahe 
gekommen war2482 respektive an einem „Krieg“ bereits teilnahm,2483 rückt auch bei 
ihr die von Berlin zu verantwortende offizielle Darstellung der deutschen Afghanis-
tan-Mission in die Kritik. Allerdings vergleichsweise selten und zunächst mit merk-
                                                          
2475 Richard Meng, Die afghanische Falle. In: FR vom 09.03.2007. 
2476 Ebd. 
2477 Thomas Kröter, Wer sich in den Krieg begibt. In: FR vom 17.01.2008. Vgl. ferner Steffen Hebestreit, In Ge-
fahr und Not. In: FR vom 30.01.2008. 
2478 Burkhard von Pappenheim, Afghanische Zahlenspiele. In: FR vom 11.02.2008. 
2479 Steffen Hebestreit, Die siechende Allianz. In: FR vom 09.02.2008. 
2480 „[Um eine Niederlage] zu vermeiden, bedarf es mehr als 1000 deutscher Soldaten. Eine ehrliche Bestandsauf-
nahme muss her.“ Thomas Kröter, Im afghanischen Schlamm. In: FR vom 23.06.2008. – „Ein ‚Weiter so‘ [ist] 
fahrlässig. Es muss ein Strategiewechsel her.“ Andreas Schwarzkopf, Im Land der schlechten Nachrichten. In: 
FR vom 28.08.2008. 
2481 Vgl. Steffen Hebestreit, Welche Hilfe für Afghanistan? In: FR vom 29.06.2007; ders., Kein Mut zur Ehrlichkeit. 
In: FR vom 14.11.2008. 
2482 Richard Meng, Das afghanische Dilemma. In: FR vom 21.05.2007. 
2483 Vgl. u.a. Thomas Kröter, Am Krieg beteiligt. In: FR vom 20.07.2007; Burkhard von Pappenheim, Raus aus 
Afghanistan. In: FR vom 23.07.2007. 
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lich anderer Ausrichtung als bei der Konkurrenz. So moniert Rouven Schellenber-
ger die nicht „überzeugende Informationspolitik“ der Bundesregierung und beklagt 
das Verhalten jener Abgeordneten, die, statt für den Einsatz zu werben oder we-
nigstens für die Beseitigung dessen fortwährender Defizite einzutreten – genannt 
werden unter anderem der „stockende Wiederaufbau […] und das schädliche Vor-
gehen des US-Militärs“ –, lieber den einfacheren Weg der allgemeinen Distanzie-
rung wählten.2484 Auch Stephan Hebel klagt, dass die „große Mehrheit der deut-
schen Politiker“ die Militarisierung des Einsatzes „nicht zur Kenntnis“ nehme.2485 
Während es der FR also zunächst um die überfällige Strategiediskussion geht, der 
Deutschlands Parlamentarier aus dem Wege gingen, rückt im Anschluss die ge-
schönte Darstellung der kriegerischen Realität in den Mittelpunkt. Bei der Gele-
genheit geben dann sowohl Rouven Schellenberger2486 als auch Steffen 
Hebestreit2487 zu verstehen, dass die Bundesregierung an der allgemeinen Ableh-
nung, die dem Afghanistan-Einsatz hierzulande entgegenschlägt, mitnichten 
„schuldlos“2488 sei. 
6.5.1.5. Zusammenfassung der fünften Phase 
Weitgehend einig sind sich die vier untersuchten Tageszeitungen nur bei ihrer Be-
wertung Guantanamos. Auf den übrigen Analysefeldern haben die Differenzen in-
des wieder zugenommen – selbst dort, wo zuletzt eine gewisse Annäherung stattge-
funden hatte. Wie schon in früheren Phasen zu beobachten war, fallend die Ge-
meinsamkeiten umso stärker aus, je näher sich die Zeitungen politisch stehen. 
Obgleich der internationale Einsatz in Afghanistan längst von einer Mehrheit in 
der Bevölkerung abgelehnt wird2489 – diese Position macht sich keine Redaktion 
auch nur annähernd zu eigen. Ungeachtet aller Differenzen geben sich die vier von 
der Notwendigkeit des westlichen Engagements überzeugt und bekennen sich zu 
dessen Fortführung; von einem baldigen Truppenabzug ist hingegen nirgendwo die 
Rede. Dessen ungeachtet aber weichen die vier in der Sache, konkret in ihrer Be-
                                                          
2484 Rouven Schellenberger, Im Medienterror der Taliban. In: FR vom 03.08.2007. 
2485 Stephan Hebel, Planlos am Hindukusch. In: FR vom 17.08.2007. 
2486 „Lange haben die Regierenden sich selbst und der deutschen Öffentlichkeit vorgemacht, die Bundeswehr sei 
zwar in Afghanistan, den Krieg allerdings führten andere. […] Und statt sich selbst und die Öffentlichkeit auf 
Kampfeinsätze der Bundeswehr vorzubereiten, hat sich die große Koalition die Wirklichkeit so lange schönge-
redet, bis sie wieder ins Bild passte.“ Rouven Schellenberger, Ein Versprechen zu viel. In: FR vom 02.02.2008. 
2487 „Die Bundesregierung ist nicht schuldlos an ihrer Lage. […] Denn seit Jahren stellt sie den Afghanistan-Einsatz 
als eine Art Pfadfinderlager dar, bei dem in Flecktarn gekleidete junge Menschen Brunnen buddeln, Straßen 
pflastern und durch entlegene Gegenden patrouillieren. Von Gefahr, von Gewalt, von Toten ist selbst wenig 
die Rede.“ Steffen Hebestreit, Die siechende Allianz. In: FR vom 09.02.2008. 
2488 Ebd. 
2489 Zumindest was den Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr betrifft, weist der Deutschland-Trend von ARD und 
Infratest dimap in den Sommermonaten 2007 stabile Mehrheiten für einen möglichst raschen Abzug aus: 54 % 
(06/2007), 64 % (08/2007) bzw. 62 % (09/2007) sprechen sich jeweils für einen schnellstmöglichen Rückzug 
aus, 44 %, 33 % bzw. 34 % für einen Verbleib der Bundeswehr am Hindukusch. Vgl. Infratest dimap, ARD-
Deutschlandtrend September 2007. Umfrage zur politischen Stimmung im Auftrag der ARD-Tagesthemen und 
sieben Tageszeitungen, S. 12 (http://www.infratest-dimap.de/uploads/media/dt0709.pdf; 01.04.2014). 
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wertung der Vorgehensweise von NATO- und US-Truppen, in Teilen erheblich 
voneinander ab. Gleichwohl sorgt die NATO-Frühjahrsoffensive „Achilles“ zu-
nächst dafür, dass jede Strategie-Diskussion, wie sie gegen Ende der vorherigen 
Untersuchungsphase noch allenthalben geführt wurde, bis auf Weiteres ruht. Mit 
Ausnahme der FR betonen alle den Stellenwert des Militärischen, ja vorübergehend 
sogar die Alternativlosigkeit einer militärischen Entscheidungsfindung. Am längs-
ten verfolgt „Die Welt“ diesen Ansatz; noch bis weit ins Jahr 2008 hinein operiert 
sie mit wünschenswerten Truppenstärken in einer Größenordnung, die zu keinem 
Zeitpunkt auch nur näherungsweise erreicht werden. Und auch die FAZ hält bis 
zuletzt an der Überzeugung fest, dass in erster Linie mehr militärisches Personal 
erforderlich sei, um Afghanistan zu stabilisieren. Allerdings scheint sie sich der be-
grenzten Kapazitäten des Westens stärker bewusst zu sein und drängt nicht von 
ungefähr auf die vermehrte Ausbildung afghanischer Sicherheitskräfte. Selbst die 
SZ weist darauf hin, dass ohne militärische Maßnahmen ein Durchbruch in Afgha-
nistan unmöglich sei; zugleich ist ihr Unbehagen an diesem Befund stets spürbar. 
Bereits zur Jahreshälfte 2007 hinterfragt sie wiederholt die primär militärische Aus-
richtung des westlichen Engagements und kann sich vorübergehend sogar Gesprä-
che mit „gemäßigten“ Vertretern der Taliban vorstellen. Eine gänzlich andere Per-
spektive bietet die FR. Als einzige lehnt sie „Achilles“ von Beginn an ab, ist sie 
doch überzeugt davon, dass Afghanistan „militärisch […] nicht zu gewinnen“ sei. 
Stattdessen fordert sie durchgehend eine zivilere Ausrichtung des NATO-
Einsatzes, mit zusätzlichen Anstrengungen beim Wiederaufbau, der Drogenbe-
kämpfung und der Hilfe zur Selbsthilfe am Hindukusch. Nicht genug damit, dass 
sie als einzige die Strategie der NATO fortwährend in Frage stellt, bei keiner ande-
ren untersuchten Tageszeitung fällt die Kritik am Vorgehen der USA vergleichbar 
umfassend wie deutlich aus. Ist es doch aus Sicht der FR gerade der von Washing-
ton geführte, für die Zivilbevölkerung so verlustreiche Anti-Terror-Kampf, der 
sämtliche Versuche des Westens, die „Herzen und Köpfe“ der Afghanen zu ge-
winnen, unterminiert. 
Anfangs herrscht noch weitgehende Einigkeit beim Thema Irak vor. Von 
linksliberal bis konservativ, von FR bis „Welt“ mag keine der untersuchten Tages-
zeitungen an einen Erfolg mehr glauben. Die Bilanz nach vier Jahren Krieg wird 
allenthalben als desaströs empfunden, und selbst die wohlwollenderen Betrachter 
bei FAZ und „Welt“ sprechend mittlerweile von einem „Fehlschlag“ beziehungs-
weise davon, dass die Vereinigten Staaten im Irak „versagt“ hätten. Dass dennoch 
niemand für einen baldigen Abzug der US-Truppen eintritt, liegt vor allem daran, 
dass sodann mit noch schlimmeren Auswirkungen auf das Land, die Region und 
die Rolle des Westens in der Welt gerechnet wird. Ein Albtraum: Amerika kann im 
Irak nicht mehr gewinnen, aber zurückziehen darf es sich auch nicht – so stellt sich 
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die Lage den deutschen Kommentatoren zum Jahreswechsel 2006/07 überein-
stimmend dar. Weitgehend einig ist man sich dann noch bezüglich der Empfehlun-
gen der „Iraq Study Group“. Einen Ausweg aus dem irakischen Morast vermag 
keine der vier aus dem Bericht herauszulesen; einzig die FR gesteht ihm zu, manch 
„Sinnvolles“ an Vorschlägen zu enthalten. Es ist allerdings der darin empfohlene, 
mittelfristige Abzug der US-Kampftruppen aus dem Irak, der übereinstimmend als 
Schritt in die falsche Richtung gewertet wird. Kaum weniger skeptisch fällt dann die 
Perzeption der zu Jahresbeginn 2007 initiierten „Surge“-Strategie aus. Keine Redak-
tion mag ernsthaft daran glauben, dass mit der Entsendung von rund 20 000 zu-
sätzlichen US-Soldaten die Wende im Irak gelingen könnte. Dennoch ist der Grad 
der Ablehnung ein anderer. Wo FAZ und „Welt“ sich lediglich skeptisch zu den 
Erfolgsaussichten der „Surge“-Strategie äußern, sind SZ und FR mit deren generel-
ler Ausrichtung unzufrieden. Dies hat zum Teil erhebliche Auswirkungen auf die 
weitere Blattlinie. Während FAZ und „Welt“ bereits in der zweiten Jahreshälfte 
2007 erste Erfolge bei der Verbesserung der Sicherheitslage ausmachen und dies 
auch ganz konkret der jüngsten Truppenaufstockung zuschreiben, ist in SZ und FR 
zunächst nichts davon zu lesen. Nur zögerlich räumen beide im darauffolgenden 
Jahr gewisse Veränderungen zum Besseren ein, doch mögen sie weder an einen 
nachhaltigen Erfolg glauben (SZ), noch einen Zusammenhang zur „Surge“-
Strategie herstellen (FR). Ganz anders die konservativen Medien: Während die 
FAZ das „Schlimmste“ im Irak für „ausgestanden“ hält, gibt sich „Die Welt“ sogar 
noch optimistischer. Nicht nur die „Surge“-Strategie, gleich der Irak-Krieg als sol-
cher gilt ihr mittlerweile wieder als „Erfolg“, wenn auch als ziemlich „teuer erkauf-
ter“. Es sind Aussagen wie diese, die deutlich machen, dass „Die Welt“ als einzige 
Fürsprecherin des Kriegs am Ende dieser Untersuchungsphase wieder fest daran 
glauben will, mit ihrer früheren Unterstützung richtig gelegen zu haben. 
Wie wenig von einer gemeinsamen deutschen Blattlinie die Rede sein kann, 
auch wenn es sich – in den Worten der FAZ – um das „drängendste Problem der 
Weltpolitik“ handelt, veranschaulicht einmal mehr die Causa Iran. Selbst beim er-
klärten Ziel, eine iranische Atomwaffe unter allen Umständen verhindern zu wol-
len, zeichnen sich erste Absetzbewegungen ab. Wenigstens die FR kokettiert offen 
mit der Tolerierung derartiger Waffensysteme in den Händen der Mullahs. Freilich 
würde ein solches Szenario wohl am Widerstand Washingtons scheitern, wie die 
Redaktion einräumt. Entsprechend unterschiedlich sind dann die Ansätze im präfe-
rierten Umgang mit Teheran. Obgleich die Vereinten Nationen Ende 2006 erstmals 
Sanktionen gegen den Iran verhängen und diese in der Folge auch mehrfach aus-
weiten, gehen FAZ und „Welt“ die zugrundeliegenden Resolutionen nicht weit ge-
nug. Praktisch die gesamte Untersuchungsphase hindurch sprechen sich beide für 
eine weitere Verschärfung des Sanktionsregimes aus, notfalls auch ohne die Unter-
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stützung des Sicherheitsrates. Beide lassen sich in ihrem Kurs auch von der Ende 
2007 überraschend modifizierten Einschätzung der amerikanischen Nachrichten-
dienste nicht abbringen, der zufolge der Iran sein Atomwaffenprogramm bereits im 
Herbst 2003 eingestellt haben soll. Unter Verweis auf die generelle Unzuverlässig-
keit geheimdienstlicher Analysen argumentieren beide einfach weiter wie bisher, 
ganz so, als habe es die fragliche Einschätzung nie gegeben. Einziger, wenn auch 
nicht unwesentlicher Unterschied: Während es die FAZ bei ihrer Forderung nach 
einem verschärften Sanktionsregime belässt und die militärische Option nicht wei-
ter thematisiert, wird diese von der „Welt“ stets in allen Überlegungen mit einkal-
kuliert. Was wiederum nur konsequent ist für eine Redaktion, die damit rechnet, 
dass ein nuklear bewaffneter Iran seine Vernichtungsdrohungen gegen Israel in die 
Tat umsetzt. 
Noch immer uneins sind sich die Kommentatoren der SZ. Dabei reicht das 
Spektrum ihrer Forderungen von weiteren Zugeständnissen Washingtons bis hin 
zur Verhängung zusätzlicher Sanktionen unter Umgehung des UN-Sicherheitsrates. 
Einig ist man sich insofern, als dass die amerikanische Drohung mit einem Militär-
schlag der falsche Weg sei. Auch wenn Washington am Ende der Amtszeit Bushs 
wohl keinen weiteren Waffengang mehr plane, könnte die Situation dennoch un-
gewollt eskalieren, befürchtet die SZ. Entsprechend werden die neu gewonnenen 
Einschätzungen der US-Nachrichtendienste auch erst einmal begrüßt, da diese ei-
ner militärischen Konfrontation am Golf die Grundlage entzögen. Mittelfristig aber 
sorgt gerade die darauffolgende internationale Reaktion für eine Schärfung des Ge-
fahrenbewusstseins der SZ, deren Redaktion – im Gegensatz zum nachlassenden 
Druck der Weltgemeinschaft – nunmehr gemeinsam für eine Verschärfung des 
Sanktionsregimes eintritt. Bleibt noch die FR, die eine diametral andere Sicht der 
Dinge vertritt. So sehr sie eine iranische Atombombe auch fürchtet – ein amerika-
nischer Militärschlag scheint sie mehr zu sorgen. Entsprechend kritisch ihre Be-
schäftigung mit der Iran-Politik der Bush-Administration. Wohl spricht sich die FR 
erstmals für die Verhängung von Sanktionen aus, doch geht es ihr primär darum, 
die Bush-Administration von weiteren Militärschlägen abzuhalten. Sofern der 
jüngste US-Geheimdienstbericht zum iranischen Atomprogramm überhaupt Aus-
wirkungen auf die Blattlinie der FR hat, dann ist es die Erkenntnis, dass die Mullahs 
rational auf äußeren Druck reagierten. Womit die Redaktion auch ihr künftiges Ein-
treten für Sanktionen begründet. 
Größtenteils einer Meinung sind sich die vier in Bezug auf Guantanamo. Mö-
gen SZ und FR auch die Verletzung von Menschenrechten beklagen, FAZ und „Welt“ 
eher den entstandenen Schaden am amerikanischen Rechtsstaat kritisieren – in ih-
rer Forderung, das Gefangenenlager zu schließen, sind sich nahezu alle einig. Ein-
zig die FAZ formuliert dies nicht explizit – ihr Plädoyer für eine Aburteilung der 
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Gefangenen vor ordentlichen Zivil- beziehungsweise Militärgerichten aber liefe 
auch auf nichts anderes hinaus, als dass Guantanamo mittelfristig überflüssig wür-
de. Zugleich sind sich alle darüber im Klaren, dass eine Auflösung der umstrittenen 
Einrichtung kurzfristig kaum zu realisieren ist. Wer jetzt noch in Guantanamo ein-
sitze, stelle entweder eine Gefahr für die Öffentlichkeit dar oder sei in seiner Hei-
mat von Verfolgung respektive Folter bedroht. Eine Erkenntnis, aus der sich die 
einzig nennenswerte Diskrepanz ergibt: Nur SZ und FR reagieren mit einem Appell 
an Berlin, Mitglieder jener letztgenannten Gruppe aufzunehmen und damit selbst 
einen Teil zur Schließung Guantanamos beizutragen. Vergleichbare Forderungen 
finden sich weder in der FAZ noch in der „Welt“. 
Anders als zuletzt stimmen immerhin drei der vier untersuchten Tageszeitun-
gen – namentlich SZ, FAZ und „Welt“ – in ihrer Bewertung der deutschen Afgha-
nistan-Politik weitgehend überein. Sie alle bekennen sich offensiv zum deutschen 
Engagement beziehungsweise dessen Fortsetzung am Hindukusch. Zur Begrün-
dung verweisen die drei nicht länger auf altruistische Motive, wie sie etwa noch 
immer von Seiten der Bundesregierung angeführt werden, sondern argumentieren 
ganz realpolitisch mit bestehenden Bündnisverpflichtungen im Rahmen der NATO 
sowie der Verteidigung deutscher Sicherheitsinteressen. Alle drei stimmen dann der 
zunehmend lauter werdenden Kritik an Berliner Einsatzvorbehalten zu und fordern 
mittelfristig deren Einstellung. Alles andere gefährde letztlich das auf Solidarität 
basierende Verteidigungsbündnis. Entsprechend unterstützen sie die stufenweise 
Ausweitung des Bundeswehreinsatzes, sei es jetzt die Entsendung der Tornados 
oder die Übernahme der „Quick Reaction Force“. Vor allem aber geben alle drei zu 
verstehen, dass das Solidaritätsprinzip – gleiches Risiko für alle – den Deutschen 
letztlich gar keine andere Wahl lasse, als ihre Soldaten auch in den umkämpften 
Süden Afghanistans zu schicken. Dass diese Feststellung im weiteren Verlauf des 
Jahres 2008 nur noch selten auftaucht, ändert nichts am grundsätzlichen Befund. 
Während alle drei für ein Ende der deutschen Sonderrolle eintreten, mithin also für 
eine Normalisierung des deutschen Verhältnisses zu Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr, üben sie umgekehrt zum Teil heftige Kritik an der Außendarstellung der 
Bundesregierung, die sich beharrlich weigert, Begriffe wie „Krieg“ oder „Kampf-
einsatz“ auch nur zu verwenden. Dahinter steht die Überzeugung, dass nur ein of-
fener und ehrlicher Diskurs die Chance biete, die Bevölkerung vom Sinn und 
Zweck des deutschen Afghanistan-Engagements zu überzeugen. Die von Berlin 
praktizierte „Feigheit vor dem Bürger“ (FAZ) sei in dieser Hinsicht alles andere als 
förderlich. Nicht grundverschieden, aber eben doch mit deutlich anderer Schwer-
punktsetzung positioniert sich die FR. Auch sie bekennt sich generell zu einer Fort-
setzung des deutschen Afghanistan-Beitrags, sähe diesen aber lieber – wie auch den 
internationalen Einsatz – weniger an militärischen Zielsetzungen ausgerichtet. Und 
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während auch sie notgedrungen die zusätzliche Übernahme von Luftaufklärung 
und schneller Eingreiftruppe mit Verweis auf deutsche Bündnisverpflichtungen 
unterstützt, ist sie doch stets darum bemüht, die Grenzen des deutschen Mandats 
aufzuzeigen. Mit anderen Worten: Eine vollständige Aufhebung deutscher Einsatz-
vorbehalte wäre gerade nicht im Sinne der FR. 
6.5.2. Analyse amerikanischer Tageszeitungen 
6.5.2.1. New York Times 
Egal ob durch wiederholte Vergleiche zur Situation im Irak oder der eindringlichen 
Warnung, dass der Kampf um die „Herzen und Köpfe“ der Menschen verloren 
gehe – stets hatte die „NY Times“ deutlich gemacht, wie sehr sich die Lage in Af-
ghanistan zuletzt verschlechtert hatte. Zugleich hatte sie die Schuld hauptsächlich bei 
der Bush-Administration verortet. Als ursächlich für die Fehlentwicklung galt ihr 
nicht allein deren einseitige Konzentration auf den Anti-Terror-Kampf; im Visier 
befand sich hauptsächlich der von Washington initiierte Irak-Krieg, infolgedessen 
wichtige Ressourcen für die Stabilisierung und den Wiederaufbau Afghanistans 
nicht zur Verfügung standen. 
Entsprechend geht es auch in der vorliegenden Untersuchungsphase weiter. 
Immer häufiger äußert die „Times“ jetzt die Befürchtung, dass dem Afghanistan-
Einsatz des Westens eine Niederlage drohe, sollte dieser sein Engagement nicht 
erheblich intensivieren. Was sich zunächst noch liest, als ob ein Sieg in immer wei-
tere Ferne rückte,2490 beinhaltet schon bald die explizite Warnung vor einem 
„Krieg“, der Gefahr laufe, „verloren“ zu gehen.2491 
Stärker noch als bisher beschäftigt die „Times“ dabei die Schuldfrage. Ver-
antwortlich in diesem Sinne ist für sie zuallererst die Bush-Administration, genauer: 
deren fatale Entscheidung, im Irak zu intervenieren und darüber Afghanistan zu 
vernachlässigen. Dazu bedient sich die Redaktion eines Argumentationsmusters, 
welches erstmals Ende 2006 auftaucht und an dem sie auch künftig festhält. Wäh-
rend sie den Afghanistan-Krieg aufwertet, indem sie ihn wörtlich als „guten“ („the 
good war“2492) beziehungsweise „notwendigen Krieg“ („war of necessity“2493) cha-
                                                          
2490 Vgl. u.a. Losing the Good War. In: NY Times vom 05.12.2006; The Good War, Still to Be Won. In: NY Times 
vom 20.08.2007; Democrats Find Their Voice. In: NY Times vom 17.11.2007; Plenty of Blame for Afghani-
stan. In: NY Times vom 16.12.2007. 
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2492 Vgl. u.a. Losing the Good War. In: NY Times vom 05.12.2006; The Good War, Still to Be Won. In: NY Times 
vom 20.08.2007; Plenty of Blame for Afghanistan. In: NY Times vom 16.12.2007; The State of the Union. In: 
NY Times vom 29.01.2008; 
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rakterisiert, hält sie diesem spiegelbildlich den Irak-Krieg entgegen, der als „unnöti-
ger“ („an unnecessary […] war“2494) beziehungsweise gewollter Krieg („war of 
choice“2495) abgewertet wird. Diese Darstellung läuft im Endeffekt darauf hinaus, 
dass es Afghanistan sehr viel besser gehen könnte, hätte die Bush-Administration 
nur auf den von ihr gewollten Krieg im Irak verzichtet. Dann nämlich ständen 
noch immer genügend Kapazitäten an Mensch und Material zur Verfügung, um 
auch das Land am Hindukusch zu stabilisieren: „At a crucial moment, the Bush 
administration diverted America’s military strength, political attention and foreign 
aid dollars from a necessary, winnable war in Afghanistan to an unnecessary, and by 
now unwinnable, war in Iraq. Al Qaeda took full advantage of these blunders.“2496 
Zudem müssten sich die USA nicht in dem Maße auf Luftschläge stützen, wie es 
jetzt geschieht, was wiederum die Zahl der zivilen Opfer in die Höhe treibt.2497 
Wohl fällt der „Times“ die Zurückhaltung einiger europäischer NATO-
Mitglieder, zu denen auch die Bundesrepublik zählt, negativ auf, doch unterbleiben 
vergleichbare Schuldzuweisungen wie im Falle Bushs. Selbst wenn die Redaktion 
die Aufhebung bestehender Einsatzvorbehalte und einen ehrlicheren Umgang mit 
den militärischen Anforderungen in Afghanistan anmahnt, dann geht es ihr mehr 
um den Abbau bestehender Defizite, als darum, die Verursacher der gegenwärtigen 
Misere anzuklagen: „Some European countries have placed so many restrictions on 
where and how their forces will operate […] that they are hobbling the effort. 
France, Germany, Italy and Spain are among those that could do more. […] When 
NATO took command in Afghanistan, many members expected that most of the 
fighting would be over and their troops would focus on development and stabiliza-
tion. Instead, they are increasingly taking casualties, and European leaders have still 
failed to tell their citizens why Afghanistan matters.“2498 
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vom 07.07.2008; Guns and Poppies. In: NY Times vom 05.08.2008; Still No Exit. In: NY Times vom 
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2497 Vgl. u.a. The Good War, Still to Be Won. In: NY Times vom 20.08.2007; Plenty of Blame for Afghanistan. In: 
NY Times vom 16.12.2007; Afghanistan on Fire. In: NY Times vom 21.08.2008; Caught in the Cross-Fire. In: 
NY Times vom 06.09.2008. 
2498 Plenty of Blame for Afghanistan. In: NY Times vom 16.12.2007. Vgl. ferner Sticks ‘n’ Stones and Allies. In: 
NY Times vom 20.01.2008; Gates, Truth and Afghanistan. In: NY Times vom 12.02.2008; Once and Future 
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Ungeachtet aller Versäumnisse in der Vergangenheit und der hochgradig un-
befriedigenden Gesamtsituation kommt für die „Times“ ein Aufgeben nicht in Fra-
ge. Wenn überhaupt, dann ist der Konflikt in Afghanistan der Krieg, den sie noch 
gewinnen will: „The battle against Al Qaeda and its Taliban allies is still winnable, 
and it is vital to American security.“2499 Voraussetzung hierfür sei freilich, dass sich 
der Westen sehr viel stärker als bisher am Hindukusch engagiere und auch seine 
bisherige Vorgehensweise überdenke. Die Strategie-Diskussion erfolgt zwar nur 
recht oberflächlich, deutlich wird allerdings, dass die „Times“ einen umfassenden 
Ansatz verfolgt, der über den militärischen Kampf gegen Taliban und al-Qaida weit 
hinausreicht: „A much needed top-to-bottom review of their [= der in Afghanistan 
engagierten westlichen Nationen; J.G.] strategy […] must look at everything: poli-
tics, development, counternarcotics and security.“2500 Vor allem dem afghanischen 
Drogenanbau und -handel räumt die „Times“ viel Raum ein;2501 ohne eine Ein-
dämmung dieses Problems, so glaubt sie, sei eine dauerhafte Stabilisierung des 
Landes unmöglich. Einmal fällt sogar der Satz: „Force alone will not defeat the mi-
litants.“2502 
Sobald es jedoch um konkrete Maßnahmen geht, konzentrieren sich die For-
derungen der „Times“ zumeist auf mehr Soldaten, auf eine Truppenaufstockung im 
großen Stil. Noch immer denkt sie dabei zuvorderst an die übrigen NATO-
Mitglieder, wie die wiederholten Rufe nach zusätzlichen Soldaten in Verbindung 
mit geringeren Auflagen bei Kampfeinsätzen belegen.2503 Allerdings sieht die  
„Times“ auch die Vereinigten Staaten in der Pflicht. Genau hier beginnt nun ein 
Argumentationsmuster zu greifen, das sich unmittelbar aus der Gegenüberstellung 
Afghanistan-Irak speist. Solange die USA im Zweistromland gebunden seien, also 
im schlechten Krieg, sei ein Durchbruch in Afghanistan unmöglich. Weshalb sich 
Washington auch, so schnell es nur irgendwie zu verantworten sei, aus dem Irak 
zurückziehen und die frei werdenden Truppenverbände nach Afghanistan verlegen 
müsse. Eine Forderung, die erstmals im November 2007 auftaucht2504 und im An-
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2504 „It’s far past time to begin a swift and orderly withdrawal of forces from Iraq’s civil war and to refocus on 
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Find Their Voice. In: NY Times vom 17.11.2007. 
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schluss noch häufiger von der „Times“ erhoben wird.2505 Anfangs begründet sie 
diese Umorientierung ausnahmslos moralisch: dass es der gute, notwendige Krieg 
sei, den man gewinnen müsse – nicht den schlechten, gewollten. Später erst kommt 
auch eine strategische Komponente hinzu, wenn die „Times“ dem designierten US-
Präsidenten eine Truppenverlegung an die „wirkliche Front im Krieg gegen den 
Terror“ empfiehlt: „The nation is embroiled in two wars – one off necessity in Af-
ghanistan and one of folly in Iraq. Mr. Obama’s challenge will be to manage an or-
derly withdrawal from Iraq without igniting new conflicts so the Pentagon can fo-
cus its resources on the real front in the war on terror, Afghanistan.“2506 
Bereits im Laufe des Jahres 2005 hatte die „Times“ erste Zweifel angemeldet, was 
die weitere Entwicklung im Irak betraf respektive die verbliebenen Möglichkeiten 
der USA, die Situation nachhaltig zum Besseren zu wenden. Zweifel, die seit dem 
verheerenden Anschlag von Samarra und den anschließenden, bürgerkriegsähnli-
chen Auseinandersetzungen eher noch gewachsen waren. All dies war schließlich in 
der Einschätzung kulminiert, dass der Krieg im Irak nicht mehr zu gewinnen sei 
und dass es ab jetzt nur noch darum gehen könne, die Folgen eines vorzeitigen Ab-
zugs in Grenzen zu halten. Dazu hatte die „Times“ eine letzte Kraftanstrengung 
verlangt: Einerseits sollten die USA den Druck auf Iraks Ministerpräsidenten al-
Maliki unter Androhung eines baldigen Abzugs erhöhen, andererseits einen letzten 
Versuch zur Stabilisierung Bagdads unternehmen, notfalls unter Einsatz zusätzli-
cher Soldaten. 
Von einer derartigen Kraftanstrengung, die überdies Bushs späterer „Surge“-
Strategie nicht unähnlich scheint, ist in der vorliegenden Untersuchungsphase aller-
dings keine Rede mehr. Alles, was geblieben ist, ist die Überzeugung, dass es künf-
tig nur noch darum gehe, einen halbwegs geordneten Rückzug einzuleiten, der das 
Land nicht vollends ins Chaos stürze.2507 Ein probates Mittel hierfür glaubt die 
„Times“ in den Vorschlägen der „Iraq Study Group“ gefunden zu haben. Nicht 
„die magische Formel, um alle Probleme im Irak zu lösen“, wohl aber das passende 
Instrumentarium, ein „Worst-Case-Szenario“ an Euphrat und Tigris doch noch 
abzuwenden.2508 Es sind vor allem drei der insgesamt 79 Vorschläge der ISG, die 
zur Nachahmung empfohlen werden: eine bessere Ausbildung irakischer Sicher-
heitskräfte, auf dass diese auch ohne Unterstützung der US-Armee im Kampf ge-
gen Aufständische reüssierten; verstärkter Druck auf Bagdad, politische Kompro-
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misse einzugehen; schließlich direkte Gespräche mit den irakischen Anrainern wie 
Syrien und Iran. Wichtig ist der „Times“ insbesondere der zweite Punkt, wie ihre 
auf Bushs „New Way Forward in Iraq“ projizierten Erwartungen zeigen: „Mr. Bush 
must acknowledge that there is no military solution for Iraq. Whatever plan he of-
fers needs to start with a tough set of political benchmarks for national reconcilia-
tion that the Iraqi government is finally expected to meet.“2509 
Was der Präsident dann am Abend des 10.01.2007 im US-Fernsehen verkün-
det, entspricht allerdings so gar nicht dem, worauf die „Times“ gehofft hatte. Wohl 
ruft die Redaktion in Erinnerung, dass sie selbst es war, die unlängst erst eine letzte 
Kraftanstrengung zur Stabilisierung der irakischen Hauptstadt gefordert hatte. 
Doch sei diese eben nur Teil eines umfassenden politischen Konzepts gewesen, 
wogegen ein solches bei Bush offenkundig fehle.2510 Ohne flankierende Maßnah-
men aber, welche die Kooperation der irakischen Führung um Ministerpräsident al-
Maliki sicherstellten, lehnt sie die neue „Surge“-Strategie entschieden ab: „Mr. Bush 
has come up with possibly the worst [option]. He would mortgage thousands more 
American lives […] to a destructively sectarian Shiite government that he seems 
unwilling or unable to influence or restrain.“2511 Immer wieder wird sie Bush jetzt 
vorhalten, eine militärische Lösung in einem Krieg anzustreben, der längst nicht 
mehr zu gewinnen sei.2512 Gleichzeitig verlangt sie, endlich verstärkten Druck auf 
die irakische Führung auszuüben, konkret in Form von Fristen oder Benchmarks, 
bei deren Nichteinhaltung beziehungsweise -erfüllung ein amerikanischer Truppen-
abzug die Konsequenz wäre.2513 Dabei stände Bush nicht einmal ohne Argumente 
da: „Mr. Bush needs to make clear […] that ultimately, the Iraqis have even more 
to lose than the Americans from an unending civil war.“2514 Da Washington aber 
nichts dergleichen unternimmt, wächst in der Folge nur die Ungeduld der „Times“. 
Zumal sie auch Monate später keine sichtbaren Erfolge in Bagdad und Umgebung 
erkennen will.2515 
Anfang Juli ist es mit der Geduld der „Times“ endgültig vorbei. Ein ganzseiti-
ger Leitartikel kündet von der bisher umfassendsten Zäsur in Sachen Irak: Nicht 
genug damit, dass sie die „Surge“-Strategie für gescheitert erklärt, erstmals fordert 
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sie die Bush-Administration offen dazu auf, einen Abzug aus dem Irak vorzuberei-
ten. Dabei liegt der eigentliche Einschnitt in der Zielvorgabe selbst: Stand bisher 
die Prämisse im Vordergrund, ein Abgleiten des Irak in Chaos und Bürgerkrieg zu 
verhindern, so geht es ihr fortan um die Vermeidung weiterer amerikanischer Op-
fer: „It is time for the United States to leave Iraq, without any more delay than the 
Pentagon needs to organize an orderly exit. […] Additional military forces poured 
into the Baghdad region have failed to change anything. […] Continuing to sacrifice 
the lives and limbs of American soldiers is wrong.“2516 Hingegen gilt das Argument 
nicht länger, demzufolge die US-Truppen im Land verbleiben müssten, um einen 
irakischen Bürgerkrieg noch zu verhindern: „That war is raging, right now, and it 
may take years to burn out. Iraq may fragment into separate Kurdish, Sunni and 
Shiite republics, and American troops are not going to stop that from happe-
ning.“2517 Deutlich klingt hier auch wieder die Überzeugung durch, dass die USA 
längst jeden Einfluss auf die weitere Entwicklung verloren hätten. 
Entsprechend werden die Appelle, eine Exit-Strategie zu entwickeln, nur noch 
lauter, zumeist verbunden mit der Einschätzung, dass es im Irak ohnehin nichts 
mehr zu gewinnen gebe.2518 Dabei hegt die „Times“ schon länger den Verdacht, 
dass Bush überhaupt kein Konzept habe, wie er den Irak verlassen wolle. Vielmehr 
beabsichtige er wohl, die ganze Angelegenheit seinem Nachfolger aufzubürden: 
„Mr. Bush has no idea how to end the war […]. Mr. Bush’s only idea is to keep the 
war going until he leaves office.“2519 An dieser Einschätzung ändert auch der offen-
kundige Erfolg der Aufstockung nichts. Zunächst ist die „Times“ geneigt, entspre-
chende Fortschritte in Zweifel zu ziehen;2520 später dann, als diese nicht mehr zu 
negieren sind, argumentiert sie mit ausbleibenden politischen Erfolgen. Solange der 
Verbesserung bei der Sicherheitslage kein Aussöhnungsprozess auf politischer 
Ebene folge, sei ersterer wertlos: „Unfortunately, it is just as important to look at 
what has not happened since President Bush announced his surge: Iraq’s leaders 
are no closer to making the political deals that are the only hope for building a self-
sustaining peace.“2521 So ist es ungeachtet der eingestandenen Fortschritte immer 
wieder eine Frage, die die „Times“ bewegt – wann beziehungsweise unter welchen 
Umständen werden die USA den Irak verlassen? „Americans need to ask them-
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selves the questions Mr. Bush is refusing to answer: Is this country signing on to 
keep the peace in Iraq indefinitely? If so, how many American and Iraqi deaths a 
month are an acceptable price? If not, what’s the plan for getting out?“2522 
Dergestalt geht es auch 2008 weiter. Erfolge bei der Stabilisierung Bagdads 
und anderer irakischer Provinzen werden nur bedingt akzeptiert, da die „Times“ 
noch immer echte politische Fortschritte vermisst.2523 Entsprechend drängt sie wei-
ter auf einen Truppenabzug,2524 nicht ohne darauf zu verweisen, dass ein solcher 
das einzige Druckmittel darstelle, welches den USA noch geblieben sei, um auf eine 
irakische Einigung hinzuwirken: „The more the United States insists it will not 
even consider withdrawal, the less incentive Iraqis have to settle their political dif-
ferences.“2525 Mit Beginn des dritten Quartals 2008 kommt noch ein weiteres Ar-
gument hinzu, welches bereits im vorherigen Abschnitt Erwähnung fand – nur ein 
Rückzug aus dem Irak setze die erforderlichen Mittel frei, um in Afghanistan die 
Wende zum Besseren einleiten zu können.2526 Vor diesem Hintergrund geht der 
„Times“ auch das gegen Jahresende unterzeichnete „Status of Forces Agreement“ 
nicht weit genug, welches einen Abzug aller US-Truppen aus dem Irak bis Ende 
2011 vorsieht. Stattdessen appelliert sie eindringlich an den designierten US-
Präsidenten, von seinen ursprünglichen Abzugsplänen nicht abzurücken: „We urge 
Mr. Obama to stick to his campaign pledge to pull combat troops out in 
16 months.“2527 
Was den angemessenen Umgang mit Teherans Atomprogramm betraf, so hatte 
sich die „Times“ zuletzt zunehmend ratloser gezeigt. Ihre eigentlich präferierte Va-
riante einer Kombination aus Anreizen und Sanktionen scheiterte an der Haltung 
Moskaus und Pekings im UN-Sicherheitsrat, wo beide die Verhängung eines um-
fassenden Wirtschaftsembargos zu verhindern wussten. Erschwerend kam noch 
hinzu, dass Washingtons Iran-Politik aus Sicht der „Times“ einer Lösung im Atom-
streit eher entgegenwirkte, als einer solchen förderlich zu sein. Bush habe, so ihr 
Vorwurf, durch die von ihm betriebenen Regimewechsel in Afghanistan und im 
Irak Teheran überhaupt erst zu einer Position der Stärke verholfen. Weil aber auch  
  
                                                          
2522 Still No Way Out. In: NY Times vom 30.11.2007. 
2523 Vgl. u.a. Unfinished Debate on Iraq. In: NY Times vom 13.01.2008; The State of the Union. In: NY Times 
vom 29.01.2008; Mission Still Not Accomplished. In: NY Times vom 20.03.2008; More Time for More of the 
Same? In: NY Times vom 08.04.2008; Where Do We Go From Here? In: NY Times vom 07.07.2008. 
2524 Vgl. u.a. All the Time He Needs. In: NY Times vom 13.04.2008. 
2525 Talking Sense on Iraq. In: NY Times vom 17.07.2008. Vgl. ferner Still No Exit. In: NY Times vom 10.09.2008; 
Nearing the End. In: NY Times vom 09.10.2008; Shifting Troop Targets. In: NY Times vom 24.12.2008. 
2526 Vgl. u.a. Where Do We Go From Here? In: NY Times vom 07.07.2008; Talking Sense on Iraq. In: NY Times 
vom 17.07.2008; Still No Exit. In: NY Times vom 10.09.2008; Downward Spiral. In: NY Times vom 
15.10.2008; The Next President. In: NY Times vom 05.11.2008; Shifting Troop Targets. In: NY Times vom 
24.12.2008. 
2527 Shifting Troop Targets. In: NY Times vom 24.12.2008. 
Phase 5: Vom Baker-Hamilton-Bericht bis zum Ende der Amtszeit Bushs 529 
 
Militärschläge mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in einem „Desas-
ter“ mündeten, standen der „Times“ am Ende kaum noch Handlungsoptionen of-
fen. 
Nachdem die Bush-Administration gleich zu Beginn mit der „USS John C. 
Stennis“ einen zweiten Flugzeugträger an den Persischen Golf beordert hat, ver-
wendet die „Times“ auch in dieser Phase viel Zeit und Raum dafür, sich gegen mili-
tärische Maßnahmen auszusprechen. Zunächst geht es ihr lediglich um deren An-
drohung – Washingtons „Säbelrasseln“ ängstige vor allem die Verbündeten, nen-
nenswerte Auswirkungen auf Teherans Verhalten seien hingegen nicht zu erwar-
ten.2528 Dann aber spricht sich die „Times“ deutlicher als zuvor gegen jede militäri-
sche Option aus; mit einer Bestimmtheit, die deren Anwendung auch auf absehbare 
Zeit ausschließt: „Let us be clear […]. There is no military solution.“2529 Wie zur 
Bekräftigung führt die „Times“ Ende Oktober noch einmal die ganze Aussichtslo-
sigkeit einer luftgestützten Militäroperation vor Augen: „The world should not al-
low Iran to have a nuclear weapon, but there is no easy fix here, no daring surgical 
strike. […] Beyond the disastrous diplomatic and economic costs, a bombing cam-
paign is unlikely to set back Iran’s efforts for more than a few years.“2530 
Nachdem die Redaktion derart klargestellt hat, welche Optionen im Umgang 
mit Teheran nicht zur Verfügung stehen, rekapituliert sie ihre bekannten Forderun-
gen: schärfere Sanktionen2531 bei gleichzeitiger in Aussichtstellung größtmöglicher 
Anreize.2532 Gerade was letztere betrifft, sieht die „Times“ in erster Linie die Bush-
Administration gefordert. Konkret ist von direkten Gesprächen, vollständiger di-
plomatischer Anerkennung und der Zusage von Sicherheitsgarantien die Rede.2533 
Dies sei die einzige Chance auf ein Einlenken Teherans. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass es dazu kommt, wird allerdings nicht sonderlich hoch einstuft: „The chance of 
persuading Tehran to forsake nuclear weapons at this point may be slim.“2534 Noch 
sind derart offen angedeutete Zweifel gleichwohl die Ausnahme. 
Nach Veröffentlichung des „National Intelligence Estimate“ Anfang Dezem-
ber 2007 hält die „Times“ nur kurz inne. Zunächst, um erfreut festzustellen, dass 
die US-Nachrichtendienste ihre Lektion aus dem Irak-Krieg offenkundig gelernt 
hätten;2535 sodann um festzuhalten, dass Bush fortan erst recht keinen Grund mehr 
                                                          
2528 Vgl. u.a. Bullying Iran. In: NY Times vom 01.02.2007; Iran and the Nameless Briefers. In: NY Times vom 
13.02.2007; The Lesson of North Korea. In: NY Times vom 14.02.2007. 
2529 Iran’s Centrifuges. In: NY Times vom 22.05.2007. 
2530 Trash Talking World War III. In: NY Times vom 29.10.2007. 
2531 Vgl. u.a. Iran’s Centrifuges. In: NY Times vom 22.05.2007; No Time for Threats. In: NY Times vom 
30.08.2007. 
2532 Iran’s Centrifuges. In: NY Times vom 22.05.2007. 
2533 Vgl. u.a. The Lesson of North Korea. In: NY Times vom 14.02.2007; Iran’s Centrifuges. In: NY Times vom 
22.05.2007; Amateur Hour on Iran. In: NY Times vom 16.08.2007. 
2534 No Time for Threats. In: NY Times vom 30.08.2007. 
2535 „We are […] relieved that the intelligence community is now willing to question its own assumptions and chal-
lenge the White House’s fevered rhetoric.“ Good and Bad News About Iran. In: NY Times vom 05.12.2007. 
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habe, gegen Teheran militärisch vorzugehen. Allerdings gibt sie noch an gleicher 
Stelle zu verstehen, dass der Bericht mitnichten einer Entwarnung gleichkomme – 
mögen Teherans Wissenschaftler ihre Arbeit am unmittelbaren Waffenprogramm 
auch eingestellt haben, nach wie vor seien sie mit der Herstellung von Nuklear-
brennstoff beschäftigt, „the hardest part of building a weapon“.2536 Dies mag erklä-
ren, weshalb der NIE der Redaktion keinen weiteren Kommentar wert ist. Stattdes-
sen betont sie ein ums andere Mal die Dringlichkeit des iranischen Atompro-
gramms.2537 
Ansonsten hat sich nur wenig geändert. Noch immer plädiert die „Times“ für 
mehr Zugeständnisse Washingtons nebst gleichzeitiger Verschärfung des Sankti-
onsregimes.2538 Und noch immer spricht sie sich gegen Militärschläge der USA be-
ziehungsweise Israels aus – die Folgen wären „desaströs“.2539 Sofern sich überhaupt 
etwas verändert hat, dann sind es die jetzt häufiger vernehmbaren Zweifel am rich-
tigen Umgang mit Teheran. Dass sie die Tolerierung eines auch nur zum Bau von 
Kernwaffen befähigten Irans ablehnt, hatte die „Times“ beizeiten deutlich ge-
macht.2540 Inzwischen klingen ihre Kommentare allerdings immer häufiger so, als 
käme man an besagtem Szenario kaum vorbei: „We don’t know if any mix of sanc-
tions and rewards can persuade Iran’s leaders to abandon their nuclear pro-
gram.“2541 Große Hoffnungen setzt die „Times“ in ihre präferierte Kombination 
aus Sanktionen und Belohnungen jedenfalls nicht mehr; allein, es fehlen die Alter-
nativen. So gerinnen die geforderten diplomatischen Initiativen immer öfter zu letz-
ten, verzweifelten Anstrengungen, nichts unversucht zu lassen, den Iran doch noch 
zu einem Einlenken zu bewegen: „But without such an effort, we are certain that 
Tehran will keep pressing ahead, while the voices in the United States and Israel 
arguing for military action will only get louder.“2542 
Bereits in der Vergangenheit hatte sich die „Times“ als scharfe Kritikerin Guanta-
namos profiliert, wobei sie selbst vor Vergleichen mit nationalsozialistischen Kon-
zentrationslagern respektive dem sowjetischen Gulag nicht zurückgeschreckt war. 
Auch hatte sie unmissverständlich zu verstehen gegeben, dass von der Bush-
Administration angewandte Praktiken wie jene berüchtigten „extraordinary rendi-
                                                          
2536 Ebd. 
2537 „One of the major security challenges of the day.“ Adrift on Iran. In: NY Times vom 11.04.2008. – „Too much 
time has already been wasted.“ Iran and the Inspectors. In: NY Times vom 28.05.2008. 
2538 Vgl. u.a. Too Easy to Refuse. In: NY Times vom 28.01.2008; Adrift on Iran. In: NY Times vom 11.04.2008; 
Iran and the Inspectors. In: NY Times vom 28.05.2008; Threatening Iran. In: NY Times vom 10.06.2008; The 
Europeans Step Up. In: NY Times vom 28.06.2008; Remember Iran? In: NY Times vom 23.09.2008. 
2539 Threatening Iran. In: NY Times vom 10.06.2008. Vgl. ferner Iran and the Inspectors. In: NY Times vom 
28.05.2008; A Seat at the Table. In: NY Times vom 18.07.2008; Remember Iran? In: NY Times vom 
23.09.2008. 
2540 Adrift on Iran. In: NY Times vom 11.04.2008. 
2541 Remember Iran? In: NY Times vom 23.09.2008. Vgl. ferner Threatening Iran. In: NY Times vom 10.06.2008; 
The Europeans Step Up. In: NY Times vom 28.06.2008. 
2542 Remember Iran? In: NY Times vom 23.09.2008. 
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tions“ beziehungsweise der Einsatz folterähnlicher Verhörmethoden gegen Geist 
und Buchstaben amerikanischer Gesetzgebung verstießen. Jedoch hatte die Redak-
tion diese unterschiedlichen Verstöße gegen etablierte Menschenrechts-Standards stets 
separat behandelt, jedes für sich genommen zwar als ausgesprochen problematisch 
eingestuft, aber eben keine größeren Zusammenhänge konstatiert. Damit ist es nun 
vorbei. Mehrfach legt die „Times“ in der vorliegenden Untersuchungsphase dar, 
dass der Anti-Terror-Kampf der Bush-Administration ein generelles Problem mit 
der Einhaltung von Menschenrechten habe. 
So rechnet sie gleich zu Beginn in einem zentralen Kommentar mit den Schat-
tenseiten amerikanischer Anti-Terror-Politik ab, in den Worten der Redaktion mit 
„the Bush administration’s assault on some of the founding principles of American 
democracy“.2543 Im Fokus befindet sich dabei vor allem Amerikas Umgang mit sei-
nen Gefangenen – „brutality toward prisoners, and the denial of their human 
rights“ –, weshalb die „Times“ auch eine Auflistung der drängendsten Probleme 
anfügt, die der Korrektur durch den Kongress bedürften. Die Legislative wird be-
müht, da die Redaktion offensichtlich nicht mehr an einen Sinneswandel der Bush-
Administration glaubt. Ihre Wünsche an den Kongress umfassen dabei unter ande-
rem die Wiederherstellung des Rechts auf Haftprüfung vor amerikanischen Gerich-
ten auch für „ungesetzliche Kombattanten“, ein umfassendes Folterverbot ohne 
Schlupflöcher, wie sie der „Military Commissions Act of 2006“ noch immer biete, 
die Schließung aller geheimen CIA-Gefängnisse, ein Verbot „außerordentlicher 
Überstellungen“ sowie zu guter Letzt die Schließung Guantanamos: „Oh yes, and it 
is time to close the Guantanamo camp. It is a despicable symbol of the abuses 
committed by this administration […] in the name of fighting terrorism.“2544 Es ist 
nicht das letzte Mal, dass die „Times“ dergestalt mit der Gefangenenpolitik der 
Bush-Administration abrechnet. Bis Jahresende 2008 erscheinen noch mehrere 
Kommentare, die eine ganz ähnliche Argumentation verfolgen.2545 Allgemeiner Te-
nor – Bush habe auf die Anschläge vom 11. September reagiert, indem er grundle-
gende amerikanische Werte geopfert habe: „Out of panic and ideology, President 
Bush squandered America’s position of moral and political leadership, swept aside 
international institutions and treaties, […] and trampled on the constitutional pillars 
that have supported our democracy through the most terrifying and challenging 
times.“2546 
  
                                                          
2543 The Must-Do List. In: NY Times vom 04.03.2007. 
2544 Ebd. 
2545 On Torture and American Values. In: NY Times vom 07.10.2007; Looking at America. In: NY Times vom 
31.12.2007; The Torture Report. In: NY Times vom 18.12.2008. 
2546 Looking at America. In: NY Times vom 31.12.2007. 
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Den größten Raum aber nimmt nach wie vor das Gefangenenlager selbst ein. 
Zum hauptsächlichen Kritikpunkt entwickelt sich dabei, je länger sich die Inhaftie-
rung der Terrorverdächtigen ohne Anklageerhebung hinzieht, die Vorenthaltung 
des Rechts auf Habeas Corpus. Eines Rechts, dessen zentrale Bedeutung und Stel-
lenwert in der amerikanischen Verfassung von der „Times“ mehrfach betont wird: 
„The right of habeas corpus is so central to the American legal system that it has its 
own clause in the Constitution: it cannot be suspended except ‚when in cases of 
rebellion or invasion the public safety may require it.‘“2547 Keine der beiden Aus-
nahmen sei freilich zuletzt eingetreten, weshalb die „Times“ auch regelmäßig die 
Wiederherstellung des verfassungsmäßig verbrieften Rechts verlangt.2548 Zunächst 
vom Kongress – der dem „Military Commissions Act“ zugestimmt und damit 
maßgeblich zur gegenwärtigen Situation beigetragen habe –; später dann vom 
Obersten Gerichtshof, nachdem dieser sich zum wiederholten Male der Causa 
Guantanamo angenommen hat. Doch die Wiederherstellung von Habeas Corpus 
ist der „Times“ allein zu wenig; wie schon zuletzt sähe sie es am liebsten, würde das 
Lager gänzlich aufgelöst werden.2549 
Etwaige Probleme in diesem Zusammenhang werden zunächst merklich aus-
geklammert. Guantanamo basiere auf einem „Mythos“, so ihre Einschätzung, na-
mentlich, dass das amerikanische Rechtssystem dem Umgang mit Gefangenen im 
„Krieg gegen den Terror“ nicht gewachsen sei. Entsprechend knapp fällt ihre For-
derung, wie mit den verbliebenen Insassen zu verfahren sei, noch Mitte 2007 aus: 
„Inmates who are not security risks should be released, and the others held under 
normal articles of war.“2550 Erst sehr viel später, im November 2008, gibt die  
„Times“ zu verstehen, dass die vom designierten US-Präsidenten Obama verspro-
chene Schließung Guantanamos weder „einfach, noch schnell“ erfolgen werde: 
„We are under no illusions. Closing the prison will not be easy, or quick, but it can 
be done. It does not mean that the United States will set free heinous terrorists. But 
it may mean that these prisoners will have to be tried on other very serious charges 
than the ones supposedly for which they were sent to Guantanamo.“2551 Die Schuld 
daran trage freilich zuallererst der noch amtierende Präsident. Erst dessen Autorisa- 
  
                                                          
2547 Justice 5, Brutality 4. In: NY Times vom 13.06.2008. Vgl. ferner American Liberty at the Precipice. In: NY 
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tion der Folter habe dazu geführt, dass die in Guantanamo und anderswo gewon-
nenen Geständnisse bei einem ordentlichen Gerichtsprozess kaum zur Anwendung 
gelangen dürften. 
Wie schwer die Schuld der Bush-Administration tatsächlich wiegt, verdeutlicht 
die „Times“ dann anlässlich der Veröffentlichung eines Untersuchungsberichts des 
Streitkräfteausschusses im Senat zu den Gefangenenmisshandlungen in US-
Gewahrsam.2552 Da der Bericht zeige, wie Entscheidungen oberster Beamter der 
Bush-Administration – genannt wird unter anderem der frühere Verteidigungsmi-
nister Rumsfeld – direkt zu Misshandlungen und Folter in Abu Ghraib, Guantana-
mo und jenen geheimen CIA-Gefängnissen geführt hätten, sei der Zeitpunkt nun 
gekommen, besagten Regierungsbeamten den Prozess zu machen: „A prosecutor 
should be appointed to consider criminal charges against top officials at the Penta-
gon and others involved in planning the abuse.“2553 
6.5.2.2. Los Angeles Times 
Wiederholte Vergleiche mit dem Irak, das „blutigste“ Jahr seit 2001, am Ende gar 
die Befürchtung, dass der Westen Gefahr laufe, Afghanistan von Neuem an die Tali-
ban zu verlieren – davon, wie sehr sich die Situation am Hindukusch zuletzt zuge-
spitzt hatte, lieferten die Kommentare der „LA Times“ ein eindrucksvolles Zeug-
nis. Als Ursache hierfür hatte sie insbesondere den Irak-Krieg der Bush-
Administration ausgemacht. Der sei es gewesen, so der Vorwurf an die US-
Regierung, welcher damit zugleich die Hauptverantwortung für die gegenwärtige 
Misere angelastet wurde, der entscheidend dazu beigetragen hatte, dass wesentliche 
militärische Kapazitäten der USA im Zweistromland gebunden waren. In der Folge 
sei es dann wiederum die Bush-Administration gewesen, die versucht hatte, die 
Probleme Afghanistans „für kleines Geld“ („on the cheap“2554) zu regeln. Da der 
Irak-Krieg freilich eine Tatsache war, an der auch die „Times“ nicht so einfach 
vorbeikam, richteten sich ihre Forderungen nach zusätzlichen Soldaten vor allem 
an die übrigen NATO-Mitgliedsstaaten. 
Bis auf Weiteres wird die „Times“ an dieser Argumentation auch in der vor-
liegenden Untersuchungsphase festhalten. Noch immer macht sie hauptsächlich 
den Irak-Krieg für die Situation in Afghanistan verantwortlich: „The setbacks in 
Afghanistan are fairly blamed on the Bush administration’s decision to attempt na-
tion-building on the cheap. It then slashed aid in 2006 and diverted military and 
intelligence resources to the worsening situation in Iraq.“2555 Noch deutlicher wird 
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die Redaktion Anfang 2008, wenn sie der US-Regierung vorhält, Afghanistan „auf 
dem Altar ihres gewollten Krieges im Irak“ geopfert zu haben.2556 Dass die mit dem 
Krieg am Golf einhergehende, aber eigentlich schon seit dem Sturz der Taliban zu 
beobachtende Vernachlässigung Afghanistans mitnichten nur die Zahl der entsand-
ten US-Soldaten umfasst, macht die „Times“ an anderer Stelle deutlich: „The Bush 
administration has never spent enough on reconstruction, opium-crop substitution 
payments for farmers, road building, education, healthcare or jobs programs – or 
enough on security to make sure the rebuilding succeeds.“2557 Längst hat die  
„Times“ damit begonnen, an der generellen Ausrichtung der amerikanischen Af-
ghanistan-Strategie zu zweifeln, und so betont sie ein ums andere Mal, dass es keine 
rein militärische Lösung geben könne.2558 Was wiederum als weitere, unterschwelli-
ge Kritik an der Bush-Administration verstanden werden darf, der sie doch gerade 
erst vorgehalten hatte, zu wenig in den Wiederaufbau zu investieren. 
So wenig die „Times“ von Washingtons primär militärischem Engagement 
auch hält, so sehr gibt sie sich überzeugt davon, dass jede erdenkliche Afghanistan-
Strategie ohne eine militärische Komponente ebenfalls zum Scheitern verurteilt 
wäre. Denn mit dem Verzicht auf letztere kämen auch alle übrigen Anstrengungen 
am Hindukusch zwangsläufig zum Erliegen. Vielmehr seien beide Ansätze glei-
chermaßen „notwendig“. 2559 Entsprechend hält die „Times“ an ihrer Forderung 
nach zusätzlichen Soldaten fest, gerade auch für die umkämpften Provinzen im Sü-
den des Landes und meint damit noch immer vor allem die übrigen NATO-
Mitgliedsstaaten. Washington hingegen solle, wenn es schon keine zusätzlichen 
Truppenverbände entbehren könne, wenigstens seine Anstrengungen beim Wie-
deraufbau verstärken.2560 
Nachdem die „Times“ jahrelang an dieser Position festgehalten hat, von einer 
umfassenden Aufhebung bestehender Einsatzvorbehalte in den einschlägigen 
NATO-Kreisen aber keine Rede sein kann, fügt sich die Redaktion Anfang 2008 
dem Unvermeidlichen. Wenn sich die Europäer schon weigerten, ihre Soldaten 
größerer Gefahren auszusetzen, dann müssten die USA eben diesen Teil notge-
drungen übernehmen, schon um das Bündnis zusammenzuhalten: „To keep 
NATO from disintegrating, the U.S. must accept that it will have to do more of the 
military heavy lifting and allow Canada and Britain to do less.“2561 Umgekehrt seien 
dann freilich jene, auf ihren Einsatzbeschränkungen bestehende, europäischen 
NATO-Mitglieder am Zug, ihrerseits „deutlich mehr“ in Wiederaufbau und Natio- 
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nenbildung zu investieren. Dazu passt, dass die „Times“ inzwischen für einen US-
Abzug aus dem Irak, bei gleichzeitiger Intensivierung des Afghanistan-Einsatzes, 
wirbt.2562 
Schon durch Abu Ghraib war ihr Glaube an die Gestaltungsmacht der Vereinigten 
Staaten im Irak nachhaltig erschüttert worden; fortan ging es der „Times“ vor allem 
um eine Eindämmung des Chaos. Stabilisierung war das Ziel, nicht länger Demo-
kratisierung. Einhergehend mit der Erkenntnis, dass es ohne tatkräftige Unterstüt-
zung seitens der irakischen Führung den USA zunehmend unmöglich werde, eine 
Wende zum Besseren herbeizuführen, hatte sie ab 2005 verstärkt damit begonnen, 
von der Bush-Administration eine Abzugsperspektive einzufordern. Dies nicht oh-
ne Hintergedanken, erkannte sie in der Erörterung des Rückzugs doch ein geeigne-
tes Druckmittel, um Bagdad zu einem Einlenken zu bewegen. Weil aber Bush keine 
Anstalten unternahm, eine entsprechende Debatte zu initiieren, derweil der Irak 
zunehmend im Bürgerkrieg versank, waren ihre Rufe zuletzt immer drängender 
geworden. Am Ende stand die Erkenntnis, dass es für die USA nicht länger um 
einen „Sieg“ im Irak gehen könne, sondern allenfalls um die Verhinderung eines 
Worst-Case-Szenarios. Wenn die Iraker allerdings entschlossen seien, einen offenen 
Bürgerkrieg auszufechten, hätte Washington kaum etwas in der Hand, um sie da-
von abzuhalten. 
Dennoch scheint die „Times“ zunächst zu einer letzten Kraftanstrengung in 
Sachen Irak bereit zu sein. Der anfänglichen Bilanz des US-geführten Einmarsches 
am Golf, die knapp vier Jahre später einer Bankrotterklärung gleichkommt,2563 folgt 
sodann eine Auflistung all jener Zustände, die es vor einem etwaigen US-Abzug 
unbedingt zu verhindern gelte: „Iraq can’t be a threat to its neighbors. It can’t be a 
trigger for a regional war. It can’t become a hollow, failed state that plays host to 
international terrorists. That much is clear. U.S. troops should minimize the blood-
shed while there is a pluralistic government in play; widespread ethnic cleansing 
must be averted.“2564 Zu diesem Zweck würde die „Times“ sogar eine vorüberge-
hende Truppenaufstockung unterstützen; immer unter der Voraussetzung, dass die 
irakische Regierung ihren Teil zum Aufbau eines stabilen Staatsapparates beiträgt. 
Damit nimmt sie einen wesentlichen Teil von Bushs „New Way Forward in Iraq“ 
bereits vorweg, wenige Tage vor den Empfehlungen der „Iraq Study Group“ und 
rund einen Monat vor Bekanntgabe der „Surge“-Strategie. 
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536 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
Entsprechend fällt die Resonanz auf den Baker-Hamilton-Bericht eher ge-
mischt aus. „Wishful thinking“ will die „Times“ in einigen Passagen erkannt haben, 
darunter jener Abschnitt, in dem es darum geht, Damaskus und Teheran für ein 
stärkeres Engagement bei der Stabilisierung des Zweistromlandes zu gewinnen.2565 
Für Zustimmung sorgt indes vor allem die Forderung, Bagdader Fehlverhalten 
künftig stärker als bisher zu ahnden – ähnliches hatte die Redaktion schon selbst 
gefordert. 
In diesem Sinne ist sie auch bereit, Bushs „New Way Forward“ zumindest für 
einen überschaubaren Zeitraum zu unterstützen, als „last, best hope to stabilize 
Iraq“,2566 wie es das Editorial Board ein paar Wochen später anschaulich formuliert. 
Dabei konzentriert sich die „Times“ weniger auf die temporäre Truppenaufsto-
ckung an sich – „to surge or not to surge“ sei gar nicht so sehr die Frage, da eine 
Anhebung um lediglich 20 000 Mann kaum den Krieg entscheiden dürfte –, als 
vielmehr auf den von Bush in Aussicht gestellten zusätzlichen Druck auf die Regie-
rung al-Maliki, womit sie zuvorderst ihre Zustimmung zur neuen Strategie begrün-
det: „The core of Bush’s speech – the reason to maintain at least some flicker of 
hope – was an absolute-final-we’re-really-serious-this-time ultimatum to the go-
vernment of Iraqi Prime Minister Nouri Maliki. Represent all Iraqis, Bush said, and 
do not prevent U.S. and Iraqi troops from cracking down on Shiite militias, or face 
U.S. disengagement.“2567 Abermals betont die „Times“ die temporäre Natur ihrer 
Zustimmung, wenn sie die Prognose wagt, dass man schon innerhalb weniger Mo-
nate wissen werde, inwieweit es die irakische Regierung auch wert sei, verteidigt zu 
werden. So wird sie auch künftig das Motiv der allerletzten Chance regelmäßig auf-
greifen – einerseits, weil die USA eine „moralische Verpflichtung“ hätten, einen 
einigermaßen stabilen Irak zu hinterlassen;2568 andererseits, weil die Geduld des 
amerikanischen Volkes zunehmend erschöpft sei.2569 
Knapp vier Monate bleibt die „Times“ bei dieser Linie; dann, Anfang Mai 
2007, ist der Zeitpunkt gekommen, an dem sie ihre von Anfang an als vorüberge-
hend eingestufte Zustimmung zur „Surge“-Strategie zurückzieht. Die Überschrift – 
„Time to leave Iraq“ – deutet den Kurswechsel bereits an; nicht mehr länger mag 
die Redaktion noch glauben, dass die irakische Regierung das ihr infolge der Auf-
stockung zur Verfügung stehende Zeitfenster dazu benutzt, um auf ihre Gegner 
zuzugehen. Entsprechend verlangt sie von Washington die Vorbereitung des Rück-
zugs: „The U.S. should immediately declare its intention to begin a gradual troop 
drawdown, starting no later than the fall.“2570 Zum einen steht dahinter die bekann-
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te Hoffnung, dass es erst der Ankündigung eines amerikanischen Truppenabzugs 
bedarf, um die Regierung al-Maliki zum Handeln zu bewegen, zum anderen hält sie 
– durchaus im Widerspruch zu früheren Aussagen – die Folgen eines Abzugs in-
zwischen für beherrschbar. Längst hätten die Iraker damit begonnen, sich gegen al-
Qaida zu stellen; ein irakischer Brückenkopf Osama bin Ladens sei also eher un-
wahrscheinlich, ebenso wie eine Intervention der irakischen Anrainer. Schließlich 
seien in erster Linie die Iraker selbst gefordert, wo es um die Verhinderung künfti-
gen Blutvergießens gehe – eine dauerhafte militärische Präsenz der USA könne die-
ses hingegen nicht leisten: „There is the grim prospect of a bloodbath in Iraq. But 
the best way to forestall slaughter is political reconciliation, not military occupa-
tion.“2571 
Dergestalt geht es auch künftig weiter. Ausgehend von der Erkenntnis, dass es 
eine militärische Lösung ohne die Unterstützung der Iraker nicht geben könne,2572 
erklärt die „Times“ die „Surge“-Strategie wiederholt für gescheitert2573 und verlangt 
im Gegenzug den längst überfälligen Beginn eines US-Abzugs aus dem Irak.2574 An 
dieser Argumentation wird die Redaktion auch noch festhalten, als sich erste Erfol-
ge bei der Stabilisierung Bagdads abzeichnen. Verbesserungen, welche die Redakti-
on zwar frühzeitig erkennt,2575 zugleich aber als „Chimäre“ abtut, solange die Regie-
rung al-Maliki nicht in der Lage sei, eine politische Aussöhnung einzuleiten.2576 So-
gar der eigens Mitte November 2007 diagnostizierte „löbliche Fortschritt“ bei der 
Stabilisierung des Irak vermag die „Times“ in ihrer Abzugsforderung nicht mehr 
umzustimmen. Bezeichnenderweise bezieht sich ihr Lob ausschließlich auf die US-
Militärs, die Bush-Administration bleibt merklich ausgespart: „By every reasonable 
measure, the U.S. military is making commendable progress in lessening the vio-
lence in Iraq. […] We salute them and hope that their blood and tears are not 
squandered by whatever comes next.“2577 
  
                                                          
2571 Ebd. 
2572 „The United States does have an interest in a stable Iraq, but its troops cannot impose peace without a commit-
ted Iraqi partner.“ A promise to keep. In: LA Times vom 27.08.2007. – „Could it get worse? Absolutely. But 
can we stop it?“ Bush’s Vietnam problem. In: LA Times vom 23.08.2007. Vgl. ferner After the surge. In: LA 
Times vom 01.06.2007; Peace talks now. In: LA Times vom 12.06.2007; Paging the U.N. In: LA Times vom 
26.08.2007; The price of failure. In: LA Times vom 12.09.2007; Stalemate. In: LA Times vom 15.09.2007; 
Dwindling allies. In: LA Times vom 09.10.2007. 
2573 Vgl. u.a. After the surge. In: LA Times vom 01.06.2007; Peace talks now. In: LA Times vom 12.06.2007; Talk-
ing, the best strategy. In: LA Times vom 09.07.2007. 
2574 Vgl. u.a. After the surge. In: LA Times vom 01.06.2007; Peace talks now. In: LA Times vom 12.06.2007; Talk-
ing, the best strategy. In: LA Times vom 09.07.2007; Get off the benchmarks. In: LA Times vom 13.07.2007; 
Al Qaeda on the brain. In: LA Times vom 30.07.2007; 
2575 „The military news from Iraq certainly looked brighter.“ Iraq time. In: LA Times vom 02.08.2007. 
2576 Paging the U.N. In: LA Times vom 26.08.2007. Vgl. ferner Throw away the script. In: LA Times vom 
08.09.2007; Stalemate. In: LA Times vom 15.09.2007. 
2577 „Surge“ and go. In: LA Times vom 12.11.2007. 
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Auch 2008 bleibt ein wirklicher Stimmungsumschwung aus. Dass es dem Irak 
und seiner Bevölkerung spürbar besser geht, wird auch von der „Times“ nicht be-
stritten, sogar erste politische Erfolge will sie inzwischen ausgemacht haben2578 – 
von einer Neubewertung des Krieges oder auch nur der Irak-Politik der Bush-
Administration ist hingegen keine Rede. Wenn überhaupt, dann hat sich ihre Ar-
gumentation für einen Truppenabzug gewandelt. Nunmehr heißt es, dass die ge-
genwärtige Lage an Euphrat und Tigris kaum die Anwesenheit von 140 000 US-
Soldaten im Land auf Dauer rechtfertigen könne.2579 Und wenn die „Times“ zuletzt 
gleich mehrfach „Licht am Ende des irakischen Tunnels“ erkennt,2580 dann bezieht 
sich ihre Aussage nicht auf die verbesserte Sicherheitslage im Land, sondern aus-
schließlich auf den in Verhandlungen um ein amerikanisch-irakisches „Status of 
Forces Agreement“ in Aussicht gestellten Abzug aller US-Truppen. 
Lange hatte sich die „Times“ im Atomstreit in Zurückhaltung geübt, hatte weder 
die Absichten Irans als zweifelsfrei feststehend dargestellt, noch die Verhängung 
von Sanktionen auch nur in Erwägung gezogen. Erst Ahmadinedschads wiederhol-
te Vernichtungsdrohungen gegen Israel hatten sie aufgeschreckt und mit dazu bei-
getragen, dass sich die Redaktion dem Ruf nach UN-Sanktionen nicht mehr länger 
verschloss. Dennoch hatte sie sich angesichts der Widerstände im Sicherheitsrat nie 
zu schärferen Maßnahmen durchringen können. Umfassendere Sanktionen etwa 
unter Umgehung der Vereinten Nationen wurden nicht einmal im Ansatz diskutiert 
und die militärische Option zwar nicht für alle Zeiten, wohl aber auf absehbare 
Zukunft ausgeschlossen. Ein baldiger Durchbruch im Atomstreit wurde dement-
sprechend nicht erwartet, was angesichts der begrenzten Möglichkeiten, welche die 
„Times“ dem Westen im Umgang mit Teheran attestierte, nicht weiter überrascht. 
So räumt sie gleich zu Beginn die begrenzte Wirksamkeit von UN-Sanktionen 
ein,2581 nur um sich im Anschluss eben doch für diese auszusprechen. Intelligente 
Maßnahmen, wie jene im jüngsten Entwurf zur Sicherheitsratsresolution 1747 vor-
gesehenen, würden nicht die gesamte iranische Wirtschaft lähmen, sondern ledig-
lich die Bereiche, welche mehr oder weniger direkt das iranische Atomprogramm 
beträfen. Womit sie in jedem Falle besser geeignet seien als alle anderen denkbaren 
Optionen: „They also happen to be more realistic than any of the other options 
regarding Tehran.“2582 Letztere Aussage steht zugleich stellvertretend für den künf-
tigen Kurs der „Times“. Die Verhängung von Sanktionen, auch die Verschärfung 
                                                          
2578 Political surge in Iraq. In: LA Times vom 18.02.2008. 
2579 Vgl. u.a. Proxy war. In: LA Times vom 09.04.2008; Blood money. In: LA Times vom 11.04.2008. 
2580 Vgl. u.a. Light in the Iraq tunnel. In: LA Times vom 23.08.2008; At last, an Iraq timetable. In: LA Times vom 
18.11.2008. 
2581 „U.N. sanctions won’t bring Iran to its knees and cannot stop a determined nuclear weapons program.“ Smart-
er sanctions. In: LA Times vom 19.03.2007. 
2582 Ebd. 
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der bestehenden, wofür die Redaktion bald eintritt,2583 werden von ihr zunehmend 
als das wichtigste Instrument im Atomstreit dargestellt,2584 ganz im Gegensatz zu 
den von Washington immer wieder in Aussicht gestellten Militärschlägen. Entspre-
chend eindeutig fällt der Vergleich beider Optionen aus: „There is little doubt that 
financial sanctions that punish Iran’s elite and its business class are, over time, more 
likely to crimp President Mahmoud Ahmadinejad’s nuclear ambitions than any U.S. 
military action, which would only rally the Iranian people around their unpopular 
leader.“2585 
Dabei ist es nicht allein der Militärschlag selbst, den die „Times“ fürchtet – 
schon dessen Androhung wird als kontraproduktiv abgelehnt.2586 Zu den vermeid-
baren Folgen, welche die Redaktion aufzählt, gehören neben einer unbeabsichtigten 
Stärkung Ahmadinedschads und der Gefahr einer unkontrollierten Eskalation auch 
dessen Wirkung auf die internationale Staatengemeinschaft. Weil Washington aber 
gerade letztere zur Durchsetzung der bestehenden Sanktionen benötige, legt sie den 
Verantwortlichen nahe, auf die militärische Option vollständig zu verzichten. Zu-
mindest für die restliche Amtszeit Bushs.2587 Noch deutlicher wird die „Times“ an 
anderer Stelle. Normalerweise dürften die Vereinigten Staaten militärische Mittel in 
letzter Konsequenz niemals öffentlich ausschließen – ein Privileg, auf dass sich die 
amtierende Administration angesichts ihrer eigenen Vorgeschichte jedoch nicht 
länger berufen könne: „Under ordinary circumstances, the U.S. commander in chief 
shouldn’t have to publicly rule out the option of using military force if necessary. 
[…] But these are no ordinary times, and the Bush administration’s judgment about 
what is ‚necessary‘ to protect the U.S. national security has been shown to be ex-
traordinarily poor.“2588 
Ohne größere Auswirkungen auf die Blattlinie bleibt die Veröffentlichung des 
„National Intelligence Estimate“ Anfang Dezember 2007, in den Worten der  
„Times“ „a collective best guess by 16 agencies“.2589 Zwar werden die darin enthal-
tenen Einschätzungen der US-Nachrichtendienste zu keinem Zeitpunkt offen in 
Zweifel gezogen,2590 doch für eine grundlegende Umkehr in der von ihr präferier-
                                                          
2583 Vgl. u.a. Valuable lessons. In: LA Times vom 06.04.2007; Sanctions with sense. In: LA Times vom 09.07.2007; 
Fencing with Tehran. In: LA Times vom 12.08.2007; The Persian problem – Congress vs. Tehran. In: LA 
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2584 „The most powerful weapon against Iranian adventurism is economic.“ Fencing with Tehran. In: LA Times 
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2585 Sanctions with sense. In: LA Times vom 09.07.2007. 
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2588 The Persian problem – Avoiding WWIII. In: LA Times vom 20.10.2007. 
2589 Intelligent intelligence. In: LA Times vom 05.12.2007. 
2590 Einzig im Untertitel bringt die „Times“ ihre Überraschung resp. leichte Zweifel zum Ausdruck: „What, no 
active nuclear weapons program in Iran either?“ Ebd. 
540 Amerikanische Außenpolitik nach „9/11“ im Kommentar – ein Vergleich 
 
ten Iran-Politik reicht es trotzdem nicht. Vielmehr habe der Bericht gezeigt, dass 
sich die Mullahs tatsächlich „abschrecken“ ließen. „Now we need a realistic strategy 
to convince them that a nuclear breakout is a permanently bad idea“, definiert die 
„Times“ die künftigen Ziele Washingtons im Umgang mit Teheran.2591 
So tritt sie in der Folge für eine Verschärfung der UN-Sanktionen ein,2592 
während der NIE schon bald wieder in Vergessenheit gerät. Auch die im Dezem-
ber 2007 vorherrschende Zuversicht, dass Teheran noch einlenken werde, sofern 
man den Preis nur hoch genug ansetze, ist wieder verschwunden. Zunehmend 
zweifelt die „Times“ jetzt an den Erfolgsaussichten des Westens im Atomstreit,2593 
zuletzt spricht sie sich sogar wieder für direkte Gespräche Washingtons mit dem 
Iran aus: „While the odds may be low that diplomacy will solve the problem, we 
can’t know for sure because we haven’t tried it. Only the Europeans have.“2594 Die 
etwaige Tolerierung einer iranischen Atombombe für den Fall, dass sich Teheran in 
seinem Vorhaben nicht mehr aufhalten lässt, wird hingegen nicht erörtert. 
Immer häufiger hatte die „Times“ zuletzt auf eine Auflösung Guantanamos ge-
drängt, galt es doch, jene „Beschämung der Menschenrechte“ ein für alle Mal zu been-
den. Etwaige Einwände hatte sie nicht gelten lassen; wenn Bush nur wolle, so ihre 
Überzeugung, könne er das Lager in der Karibik jederzeit schließen. Nichts hindere 
ihn daran, die Gefangenen auf das amerikanische Festland zu überführen und ih-
nen dort den Prozess zu machen. Weil Guantanamo aber mitnichten die einzige 
fragwürdige Praxis der Bush-Administration im Kampf gegen den Terror war, hatte 
die „Times“ die Überzeugung vertreten, dass die US-Regierung offenkundig ein 
ganz generelles Problem im Umgang mit den Menschenrechten habe. Diese Er-
kenntnis war in dem vernichtenden Urteil gemündet, dass Bushs Anti-Terror-
Politik in mancherlei Hinsicht sogar verheerender war, als es die Terroranschläge 
vom 11. September selbst je waren – was al-Qaida allein niemals vermochte, näm-
lich die Preisgabe grundlegender amerikanischer Werte, vollzog die US-Regierung 
im Rahmen ihres „Kriegs gegen den Terror“. Prominentes, aber eben nicht einziges 
Beispiel für diese Hypothese: Die Errichtung eines „legal black hole“2595 auf Kuba. 
Die Vorstellung, dass Guantanamo selbst weniger schwer wiegt als das gleich-
namige System, welches sich hinter dem Lager verbirgt, scheint auch in der vorlie-
genden Untersuchungsphase stets durch. So definiert die „Times“ das Problem 
gleich zu Beginn noch einmal wie folgt: „‚Guantanamo‘, in popular parlance, refers 
both to the U.S. military prison on land leased from Cuba and the legal process 
                                                          
2591 Ebd. 
2592 Vgl. u.a. Putting Iran on notice. In: LA Times vom 05.03.2008; U-turns on Iran. In: LA Times vom 18.06.2008. 
2593 Ebd. 
2594 No war by proxy. In: LA Times vom 03.07.2008. 
2595 Vgl. u.a. A legal black hole. In: LA Times vom 01.05.2007; Position papers for the next president – The shad-
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(such as it is) made available to the 395 suspected terrorists and collaborators im-
prisoned there. In both senses, Guantanamo is an embarrassment to the United 
States.“2596 Folgerichtig bleibt die „Times“ auch bis zum Schluss ihrer Forderung 
nach einer Auflösung des Gefangenenlagers treu2597 – noch am Tag nach der Wahl 
Barack Obamas zum 44. Präsidenten der Vereinigten Staaten ist es eine der ersten 
Erwartungen, die sie an den künftigen Mann im Weißen Haus richtet.2598 Zugleich 
aber legt sie dar, dass es mit dem Ende Guantanamos nicht getan sei. Tatsächlich 
wiegt ein anderer Punkt wesentlich schwerer: „The problem with Guantanamo is 
not the ‚where‘ but the ‚what‘: indefinite confinement during a conflict that, unlike 
traditional wars, could last for decades. Alleged enemy combatants in such an open-
ended ‚war‘ – wherever they are held – should be given a meaningful opportunity 
to assert their innocence.“2599 
Entsprechend konzentriert sich die „Times“ in dieser Phase insbesondere auf 
die Wiederherstellung des in den USA in der Verfassung verankerten Rechts auf 
Habeas Corpus für all jene von der Bush-Administration zu „ungesetzlichen Kom-
battanten“ erklärten Terrorverdächtigen. Diese Prioritätensetzung taucht in nahezu 
sämtlichen Kommentaren zu Guantanamo in mehr oder weniger eindeutiger Form 
auf; exemplarisch der folgende Beitrag vom April 2007: „Although closing the 
Guantanamo facility certainly would remove a blot on the U.S. image, where pri-
soners are held is less important than whether they have a meaningful opportunity 
to assert their innocence.“2600 Hier schließt sich der Kreis, sind es doch gerade jene 
in Guantanamo angewandten Maßnahmen wie die Vorenthaltung von Habeas 
Corpus, die am Wesen Amerikas rührten – und deshalb so gefährlich seien: „The 
administration will continue to argue that the war on terror requires extraordinary 
measures. That may be, but the measures adopted at Guantanamo depart so radi-
cally from American traditions that they subvert this nation’s standing as a land of 
liberty.“2601 Konsequenterweise gelangt die „Times“ rund drei Wochen vor den 
amerikanischen Präsidentschaftswahlen in einer Rückschau auf die Ära Bush zu 
dem Urteil, dass es sich bei dem Gefangenenlager und den damit verbundenen 
Praktiken um eines der wohl „schändlichsten Vermächtnisse“ der noch amtieren-
den Administration handelt.2602 
                                                          
2596 The cloud over Gitmo. In: LA Times vom 02.04.2007. 
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Größere Probleme bei der Umsetzung ihrer Forderungen scheint die Redakti-
on nicht zu erwarten, zumal sie es auch an praktischen Ratschlägen nicht fehlen 
lässt. Bezogen auf die Auflösung Guantanamos schlägt sie eine Verlegung der rest-
lichen Gefangenen ins US-Militärgefängnis nach Fort Leavenworth vor;2603 Ankla-
gen könnten indes auch vor normalen Bundesgerichten erhoben werden, diese hät-
ten sich in der Vergangenheit als durchaus fähig im Umgang mit hochrangigen Ter-
roristen erwiesen: „Even high-profile defendants [sh]ould be tried in federal court. 
It is often forgotten that two notorious terrorists – Omar Abdel Rahman, the ‚blind 
sheik‘ accused of plotting to bomb the United Nations, and Al Qaeda conspirator 
Zacarias Moussaoui – were tried and convicted in federal criminal trials.“2604 
6.5.2.3. Washington Post 
Dass die Lage in Afghanistan der im Irak zuletzt immer ähnlicher geworden war, 
hatte die „Post“ auf das unzureichende Engagement der internationalen Staaten-
gemeinschaft zurückgeführt. Weder Soldaten noch Hilfsgelder ständen in ausrei-
chendem Maße zur Verfügung, hatte sie bemängelt und auf Abhilfe gedrängt. Kriti-
siert wurde dennoch in erster Linie das militärische Engagement, und hier insbe-
sondere das jener europäischer NATO-Staaten, die ihre Soldaten durch die Formu-
lierung zahlreicher Einsatzvorbehalte vor allzu gefährlichen Kampfeinsätzen zu 
schützen suchten. Negativ war der „Post“ vor allem die Bundesrepublik aufgefal-
len, zumindest wurde diese wiederholt im Zusammenhang mit jenen Staaten ge-
nannt, die sich umfassender als bisher am Kampf gegen die Taliban beteiligen soll-
ten. 
Auch die aktuelle Untersuchungsphase beginnt mit einer Klage über die unzu-
reichende Zahl westlicher Truppen im Land: „By most measures, there are still far 
fewer Afghan and foreign troops than are needed to secure the country“, so die 
„Post“. „With the [latest] increase, the total number of U.S., NATO and other al-
lied troops will be around 45,000, while there are about 40,000 soldiers in the new 
Afghan army. By contrast there are 146,000 coalition troops in Iraq in advance of 
the surge, and 134,000 Iraqi army troops. Yet Afghanistan is 50 percent larger than 
Iraq and has a larger population.“2605 Erschwerend komme noch hinzu, dass ein 
erheblicher Teil der eingesetzten NATO-Truppen aufgrund diverser Einsatzvorbe-
halte nicht dort zur Verfügung stehe, wo er am dringendsten gebraucht werde – im 
Kampf gegen die Taliban. Vor diesem Hintergrund begrüßt die „Post“ zwar die 
jüngste, im Vorfeld der NATO-Frühjahrsoffensive angekündigte Truppenaufsto-
ckung Washingtons und bezweifelt zugleich deren Wirksamkeit. Ohne vergleichba-
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re Anstrengungen seitens der übrigen Verbündeten – wiederum wird Deutschland 
an erster Stelle genannt – sei das Unternehmen mutmaßlich zum Scheitern verur-
teilt: „The effort deserves support […]. But it’s likely to fall short unless other 
NATO countries are willing to similarly increase their commitments. […] Germa-
ny, France, Italy and Spain are among the countries that have kept their soldiers 
away from the war zone and tied them down with restrictions.“2606 
An dieser Argumentation wird die „Post“ auch künftig festhalten. Angesichts 
einer sich rapide „verschlechternden Sicherheitslage“ am Hindukusch2607 beklagt sie 
wiederholt die unzureichende militärische Präsenz im Land – und meint doch aus-
schließlich die verbündeten NATO-Mitgliedsstaaten; allen voran jene, die sich wei-
gerten, ihre Truppen im umkämpften Süden einzusetzen.2608 Dabei fällt die zuneh-
mende Diskrepanz auf, mit der die „Post“ das Engagement der Vereinigten Staaten 
auf der einen und das der übrigen NATO-Mitglieder auf der anderen Seite bewer-
tet. Wiederholt betont sie den Umstand, dass es die USA seien, die den größten 
Teil der internationalen Streitkräfte stellten, diese in der Vergangenheit sogar noch 
mehrfach aufgestockt hätten, derweil der Rest kaum dazu bereit sei, auch nur das 
Nötigste zu leisten: „Though the United States already provides more than half of 
the 53,000 foreign troops in Afghanistan, […] no other NATO country was willing 
[…] to commit fresh forces to the troubled southern provinces where the Taliban 
has made a comeback.“2609 Dieser Gegensatz kommt vor allem in dem Moment 
wieder zum Tragen, als die „Post“ im Sommer 2008 eine massive Truppenaufsto-
ckung nach irakischem Vorbild empfiehlt – und sogleich deutlich macht, an wem 
ein solches Vorhaben zuvorderst scheitert: „The problem is that large numbers of 
fresh troops are unavailable. The U.S. military currently lacks the reserves, and 
NATO nations can’t or won’t provide them.“2610 Während die einen nicht können, 
wollen die anderen nicht – wenig überraschend, dass die „Post“ die Involvierung 
der NATO am Hindukusch inzwischen sogar gänzlich in Frage stellt.2611 
Sollte der Afghanistan-Einsatz des Westens also in absehbarer Zeit verloren 
gehen – die „Post“ spricht nicht von einer Niederlage, wohl aber von einer potenti-
ellen Debatte, inwieweit die Kosten der Mission deren Nutzen rechtfertigten2612 –, 
ist auch klar, wer aus ihrer Sicht einen solchen Ausgang hauptsächlich zu verant-
worten hätte: nicht die Bush-Administration, die trotz eines weiteren Krieges im 
Irak stets darum bemüht war, die Defizite der Verbündeten aufzuwiegen. 
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2610 Afghan Escalation. In: Washington Post vom 06.07.2008. 
2611 Fight in Afghanistan. In: Washington Post vom 17.01.2008. 
2612 Afghan Escalation. In: Washington Post vom 06.07.2008. 
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Ihre Unterstützung für die Irak-Politik Washingtons hatte die „Post“ auch über den 
Sturz Husseins hinaus noch lange beibehalten. Wohl kam es angesichts der fort-
währenden Instabilität an Euphrat und Tigris zu einer ersten, vorsichtigen Distan-
zierung zum Einmarsch selbst. Doch generell herrschte noch immer die Überzeu-
gung vor, dass die Anwesenheit der US-Armee einer guten Sache diene. Einer, wel-
che die vielen Opfer rechtfertige, weshalb die „Post“ auch bereit dazu war, einen 
Kampfeinsatz noch auf Jahre hinaus zu unterstützen. Selbst als der Irak zuneh-
mend im Bürgerkrieg versank, wollte sie von einer Exit-Strategie nichts wissen. So-
gar ein autoritäres Regime in Bagdad sei es wert, verteidigt zu werden, so die 
„Post“, wenn es denn dazu diene, al-Qaida neue Rückzugsräume zu verwehren. 
Erst gegen Ende der vorherigen Untersuchungsphase war sie von dieser Haltung 
abgerückt. Aus der Einschätzung, dass Washington ohne Unterstützung der iraki-
schen Führung die Hände gebunden seien, war die Forderung erwachsen, die Iraker 
selbst stärker in die Verantwortung zu nehmen, einschließlich der Übertragung mi-
litärischer Lasten. Ohne einem Rückzug ausdrücklich das Wort zu reden, liefen 
derartige Appelle doch auf nichts anderes als ein zumindest mittelfristiges Abzugs-
szenario hinaus. 
Ganz in diesem Sinne stellt die „Post“ zu Beginn der vorliegenden Untersu-
chungsphase noch einmal fest: „Outside actors, including the United States, cannot 
impose order or broker a political solution unless and until the warring Sunni, Shi-
ite and Kurd factions choose to do so.“2613 Von einem raschen Abzug will sie indes 
noch immer nichts wissen; alternativ empfiehlt sie der Bush-Administration, die 
irakische Regierung und Armee auch weiterhin zu unterstützen – so lange, bis beide 
in der Lage seien, Amerikas Feinde im Irak eigenständig zu bekämpfen.2614 Obwohl 
die zentrale Empfehlung der „Iraq Study Group“ prinzipiell in die gleiche Richtung 
weist, konkret für eine allmähliche Verantwortungsübertragung an die irakische Re-
gierung im Kampf gegen die Aufständischen bei gleichzeitiger Truppenreduzierung 
der US-Streitkräfte plädiert, stößt deren Bericht nur auf verhaltene Zustimmung. 
Einen Versuch sei die Sache schon wert,2615 befindet die „Post“ und vermisst doch 
einen Alternativplan für den Fall, dass die neue Strategie nicht greife. Womöglich 
ist ihr das von der Baker-Hamilton-Kommission veranschlagte Zeitfenster aber 
auch einfach zu kurz, welches einen Rückzug der meisten US-Kampftruppen bis 
Anfang 2008 vorsieht – ihre eigenen Empfehlungen waren ohne derartige Vorga-
ben ausgekommen. 
Das Fehlen einer langfristigen Strategie ist dann auch mit ein Grund dafür, 
weshalb die „Post“ auf eine seitens der Bush-Administration geplante Truppenauf-
stockung für den Irak – erste Gerüchte waren bereits Ende Dezember 2006 aufge-
                                                          
2613 And Now, Plan B. In: Washington Post vom 03.12.2006. 
2614 Ebd. 
2615 „It is an option worth trying.“ The Study Group Reports. In: Washington Post vom 07.12.2006. 
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kommen –, mit Ablehnung reagiert: „We share […] [the] skepticism about whether 
such a ‚surge‘, which could not be sustained for long, would do any good. Quick 
military fixes are unlikely to work in Iraq; […] it would be better to focus on fa-
shioning a sustainable long-term strategy.“2616 Damit nicht genug, mag die Redakti-
on an eine Umsetzung der von Washington konzipierten Strategie nicht so recht 
glauben – längst operieren Amerikas Streitkräfte infolge zweier Kriege an der 
Grenze ihrer Belastbarkeit2617 –, zudem äußert sie erhebliche Zweifel an der Kom-
promissbereitschaft der Iraker selbst: „Given their recent behavior, it’s hard to be-
lieve that the political leadership of any of Iraq’s main factions is ready for com-
promise – or will be during the limited window created by the surge.“2618 Lieber 
sähe es die „Post“, dass sich die Bush-Administration auf die Ausbildung und Un-
terstützung der irakischen Armee im Kampf gegen al-Qaida konzentrierte und ver-
weist alternativ auf ihr eigenes, bereits Anfang Dezember 2006 skizziertes Kon-
zept.2619 
Entsprechend reagiert sie auf die Entsendung der ersten, zusätzlichen Briga-
den in den Irak zwar nicht mit völliger Ablehnung, wohl aber mit gehöriger 
Skepsis2620 – und fordert sogleich den Abbruch der Aufstockung für den Fall, dass 
die Iraker ihren Teil zur politischen Aussöhnung nicht beitragen sollten.2621 Als 
Plädoyer für einen raschen Abzug will sie ihre Kritik dennoch nicht verstanden 
wissen, gerade auch angesichts entsprechender Stimmen im US-Kongress. Dahinter 
steht nach wie vor die Befürchtung, dass ein Rückzug der USA die Lage nur noch 
verschlimmerte: „[While] Mr. Bush’s surge is unlikely to produce a breakthrough 
toward peace […] the United States may not be able to withdraw from Iraq without 
triggering worse consequences than those that might arise from remaining.“2622 
Konsequenzen, die den amerikanischen Interessen im Irak – Schutz der weltweit 
zweitgrößten Öl-Reserven und Zurückdrängung der al-Qaida –2623 diametral entge-
genliefen und welche man sich dementsprechend auch nicht leisten könne.2624 
In diese Phase allgemeiner Ratlosigkeit fällt der vierte Jahrestag der Invasion. 
Ein Datum, welches die Redaktion zum Anlass nimmt, zurückzublicken und sich 
auch mit der eigenen Position selbstkritisch zu beschäftigen. So gibt die „Post“ 
gleich eingangs zu verstehen, dass sich ihre Hoffnungen, die sie damals in die Inva-
                                                          
2616 The Army We Need. In: Washington Post vom 19.12.2006. 
2617 Vgl. u.a. A „Surge“ in Iraq? In: Washington Post vom 07.01.2007; Mr. Bush’s Strategy. In: Washington Post 
vom 11.01.2007. 
2618 Mr. Bush’s Strategy. In: Washington Post vom 11.01.2007. Vgl. ferner A „Surge“ in Iraq? In: Washington Post 
vom 07.01.2007. 
2619 A „Surge“ in Iraq? In: Washington Post vom 07.01.2007. 
2620 A Detached Debate. In: Washington Post vom 06.02.2007. 
2621 The Pelosi Plan for Iraq. In: Washington Post vom 13.03.2007. 
2622 Ebd. 
2623 Ebd. 
2624 Vgl. u.a. Lessons of War. In: Washington Post vom 18.03.2007; After the Surge. In: Washington Post vom 
03.06.2007. 
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sion gesetzt hatte, nicht erfüllt hätten – entsprechend verheerend liest sich ihre an-
schließende Bilanz des Krieges: „We will never know what might have happened 
had Saddam Hussein […] been left in power. […] But the picture today is dire […]. 
The cost in lives, injuries and dislocations, to Americans and Iraqis, has been tragic; 
the opportunity costs for U.S. leadership globally have been immense.“2625 Mehr-
fach deutet die „Post“ in diesem Zusammenhang an, dass der Einmarsch wohl ein 
Fehler war – etwa, wenn sie einräumt, dass Nachkriegsplanung und -durchführung 
seitens der Bush-Administration zwar „desaströs“ gerieten, doch ein Abgleiten des 
Irak ins Chaos auch unter wesentlich umsichtigerer Führung möglich gewesen wä-
re.2626 Deutlicher noch wird die Redaktion an anderer Stelle, wenn sie zu verstehen 
gibt, dass ihr damaliges Plädoyer für ein Eingreifen am Golf womöglich zu früh 
erfolgte: „It seems as evident today as it was four years ago that sanctions on Sad-
dam Hussein’s regime were eroding and that the U.N. Security Council had no ap-
petite to prolong ‚containment‘ in any meaningful form. […] Yet we should have 
considered that not as an argument for war but only as a predicate for beginning to 
weigh war’s risks and benefits.“2627 Schließlich ihre Absage an einen vorzeitigen 
Abzug, verbunden mit dem indirekten Eingeständnis, dass der Einmarsch falsch 
gewesen sei: „It’s tempting to say that if it was wrong to go in, it must be wrong to 
stay in. But […] [w]alking away is likely to make a bad situation worse.“2628 Deutli-
cher als in den drei zitierten Passagen wird die „Post“ nicht; das explizite Einge-
ständnis, Anfang 2003 eine Fehlentscheidung getroffen zu haben, unterbleibt. 
Doch werden in der Summe erhebliche Selbstzweifel offenbar. 
Auch die weitere Entwicklung im Irak ist zunächst nicht dazu geeignet, die 
Zweifel der „Post“ zu zerstreuen. Allenfalls „geringe“ Erfolge attestiert sie der Auf-
stockung Anfang Juni 2007, während sie zugleich einer Realisierung der politischen 
Zielvorgaben kaum Aussicht auf Erfolg einräumt.2629 An eine Aussöhnung der ver-
feindeten irakischen Volksgruppen mag sie weder jetzt noch „in den nächsten Jah-
ren“ glauben,2630 und ganz in diesem Sinne fällt auch das Fazit zu der von General 
Petraeus und Botschafter Crocker Anfang September vor dem US-Kongress prä-
sentierten Zwischenbilanz aus: „According to the standards he [= Bush; J.G.] him-
self established in January, the surge of U.S. troops into Iraq has been a failure – 
because Iraqi political leaders did not reach the political accords that the sacrifice of 
American lives was supposed to make possible.“2631 Trotz des hier de facto attes-
                                                          
2625 Lessons of War. In: Washington Post vom 18.03.2007. 
2626 Ebd. 
2627 Ebd. 
2628 Ebd. 
2629 After the Surge. In: Washington Post vom 03.06.2007. 
2630 Easy Scapegoat. In: Washington Post vom 23.08.2007. 
2631 The Least Bad Plan. In: Washington Post vom 14.09.2007. Vgl. ferner Accepting Iraq Reality. In: Washington 
Post vom 09.09.2007. 
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tierten Scheiterns der Aufstockung hat sich die Position der „Post“ in einem we-
sentlichen Punkt gewandelt; will sie doch die neue Irak-Strategie nicht mehr länger 
aufgeben. Angesichts der sichtbaren Fortschritte bei der militärischen Befriedung 
Bagdads – und in Ermangelung erfolgsversprechender Alternativen – setzt die Re-
daktion nunmehr auf eine Fortsetzung der „Surge“-Strategie.2632 Diese zunächst 
noch relativ verhaltene Zustimmung gewinnt in der Folge allerdings rasch an Ge-
wicht, je deutlicher sich die Erfolge bei der Stabilisierung des Irak abzeichnen.2633 
Nachdem die „Post“ keine zwei Monate zuvor die „Surge“-Strategie noch für ge-
scheitert erklärt hatte, gilt ihr diese jetzt als „bemerkenswerter Erfolg“;2634 zugleich 
warnt sie umso eindringlicher davor, das bisher Erreichte durch einen baldigen 
Truppenabzug zunichte zu machen.2635 
Spätestens ab der zweiten Jahreshälfte 2008 sind auch die eingangs dieser 
Untersuchungsphase vorherrschenden Selbstzweifel wieder verschwunden. Zum 
ersten Mal seit langer Zeit spricht die „Post“ von der reellen Aussicht darauf, den 
Krieg im Irak zu gewinnen,2636 nur um wenig später die strategische Bedeutung ei-
nes Siegs hervorzuheben, demgegenüber ein vergleichbarer Erfolg am Hindukusch 
zu vernachlässigen sei: „While the United States has an interest in preventing the 
resurgence of the Afghan Taliban, the country’s strategic importance pales beside 
that of Iraq, which lies at the geopolitical center of the Middle East and contains 
some of the world’s largest oil reserves.“2637 Damit unterscheidet sich die „Post“ 
ganz wesentlich von ihrer Konkurrenz, zumindest jener aus New York und Los 
Angeles, die zu diesem Zeitpunkt längst für eine verstärkte Konzentration auf Af-
ghanistan eintritt. Auch was die Irak-Bilanz der Bush-Administration betrifft, fällt 
das Urteil der „Post“ inzwischen deutlich wohlwollender aus. Bushs Entschluss zur 
Truppenaufstockung gegen alle Widerstände gilt ihr im Rückblick als „eine der bes-
ten und mutigsten Leistungen seiner Präsidentschaft“,2638 ohne die der designierte 
Nachfolger im Amt, Barack Obama, die eigenen Abzugspläne kaum realisieren 
könnte.2639 Selbst einer baldigen Truppenreduzierung sieht die Redaktion jetzt eini-
germaßen gelassen entgegen2640 – so weit hat sich die Lage im Land stabilisiert, dass 
                                                          
2632 The Least Bad Plan. In: Washington Post vom 14.09.2007. 
2633 Vgl. u.a. Better Numbers. In: Washington Post vom 14.10.2007; Iraq’s Narrow Window. In: Washington Post 
vom 18.11.2007; See No Good. In: Washington Post vom 08.01.2008; Good Sense on Iraq. In: Washington 
Post vom 13.02.2007; Fantasies on Iraq. In: Washington Post vom 20.03.2008; Iraq Report Redux. In: Wa-
shington Post vom 09.04.2008. 
2634 „The evidence is now overwhelming that the ‚surge‘ of U.S. military forces in Iraq this year has been, in purely 
military terms, a remarkable success.“ Iraq’s Narrow Window. In: Washington Post vom 18.11.2007. 
2635 Vgl. u.a. See No Good. In: Washington Post vom 08.01.2008; Iraqi Mirages. In: Washington Post vom 
18.01.2008; Fantasies on Iraq. In: Washington Post vom 20.03.2008; Iraq Report Redux. In: Washington Post 
vom 09.04.2008. 
2636 The Iraqi Upturn. In: Washington Post vom 01.06.2008. 
2637 Mr. Obama in Iraq. In: Washington Post vom 23.07.2008. 
2638 Victory in Anbar. In: Washington Post vom 05.09.2008. 
2639 The War That Didn’t Bark. In: Washington Post vom 04.11.2008. 
2640 Road Map in Iraq. In: Washington Post vom 30.11.2008. 
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eine solche Ende 2008 in greifbare Nähe gerückt ist. Schlussendlich habe Bush im 
Irak zwar nicht gesiegt, erläutert die „Post“, doch fällt ihre Bilanz zum Ende seiner 
Amtszeit immer noch ungleich besser aus, als man es sich wohl selbst anderthalb 
Jahre zuvor, am vierten Jahrestag der Invasion, hatte vorstellen können: „Having all 
but destroyed his presidency through mismanagement of the war, Mr. Bush can 
now fairly argue as he leaves office that his successor will inherit an Iraqi mission 
that has been stabilized both militarily and politically. That’s not the same thing as 
[…] ‚victory‘ […]. There is now, however, a workable road map for winding down 
the U.S. troop presence in the country and for consolidating the new political sys-
tem.“2641 
Von Anfang an hatte sich die „Post“ als Vertreterin eines harten Kurses gegenüber 
Teheran profiliert. Frühzeitig wurden Sanktionen gefordert, neue Angebote an den 
Iran zur Einstellung seiner Urananreicherung indes abgelehnt. Auf die zögerliche 
Haltung des Sicherheitsrates hatte die „Post“ ihrerseits reagiert, indem sie notfalls 
auch eine Umgehung des höchsten UN-Gremiums in Erwägung zog; zugleich ka-
men militärische Mittel wiederholt zur Sprache. Zwar wurde deren Einsatz bis auf 
Weiteres als wenig „effektiv“ abgelehnt. Bezeichnenderweise aber warb sie für 
Sanktionen mit dem Argument, dass ein umfassendes Wirtschaftsembargo das ein-
zige sei, was noch zwischen einem Krieg beziehungsweise einer iranischen Atom-
bombe stehe. Dahinter schien stets die Überzeugung durch, dass Teheran endlich 
Konsequenzen spüren müsse, wolle man das Regime doch noch zu einem Einlen-
ken im Atomstreit bewegen. 
Diese Überzeugung bleibt auch in der vorliegenden Untersuchungsphase von 
entscheidender Bedeutung. So legt die „Post“ gleich zu Beginn den nächsten 
Schritt dar, der im Atomstreit einzuleiten sei – die Verabschiedung von UN-
Sanktionen gegenüber Teheran als „Preis für dessen Aggression“ – und begründet 
diesen wie folgt: „‚Realism‘ in the Middle East means understanding that […] Iran 
won’t stop […] unless […] [it is] given reasons to fear […] [it] might lose.“2642 Dass 
der Iran erst einlenken werde, wenn er etwas vom Westen zu befürchten habe, ist 
eine Formulierung, die so oder so ähnlich nicht das letzte Mal in der „Post“ auf-
taucht.2643 Militärschläge gehören für sie vorerst nicht dazu, diese sollten für „Not-
fälle“ aufgehoben werden,2644 wohl aber wesentlich schärfere Repressalien als die 
bisherigen.2645 So wird nicht zuletzt ein Treibstoffembargo – der Iran ist, trotz sei-
nes Ölreichtums, auf Benzinimporte angewiesen – ausdrücklich in Erwägung gezo-
                                                          
2641 Ebd. 
2642 A Mideast Counteroffensive. In: Washington Post vom 16.12.2006. 
2643 Vgl. u.a. The Iran Impasse. In: Washington Post vom 26.09.2007. 
2644 „Military action against Iran would be a desperate and probably ineffective measure. Barring an emergency, the 
Bush administration should not undertake it.“ Next Step on Iran. In: Washington Post vom 27.05.2007. 
2645 Vgl. u.a. ebd.; Tougher on Iran. In: Washington Post vom 21.08.2007; The Iran Impasse. In: Washington Post 
vom 26.09.2007; A Boost for Diplomacy. In: Washington Post vom 26.10.2007. 
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gen.2646 Zwar betont die „Post“ gleich mehrfach, dass der vielversprechendste An-
satz in einer Kombination aus Anreizen und Sanktionen bestehe;2647 dass es aller-
dings an Zugeständnissen gegenüber dem Iran fehle, wird nirgends behauptet. Die 
wenigen, bisher verhängten Sanktionen haben Teheran jedenfalls nicht nachhaltig 
beindruckt, und entsprechend ungeduldig gibt sich die Redaktion gegenüber dem 
UN-Sicherheitsrat. Immer wieder betont sie, dass der bisherige, zurückhaltende 
Ansatz nicht funktioniere, da er noch keine Ergebnisse produziert habe2648 – und 
kritisiert in diesem Zusammenhang die Rolle Moskaus und Pekings im Sicherheits-
rat.2649 Doch nicht nur Russland und China lehnen ein schärferes Vorgehen gegen-
über Teheran ab. Auch Deutschland sei einer jener Staaten, die mehr tun könnten, 
so die „Post“.2650 
Eher durchwachsen und mithin ohne nennenswerten Einfluss auf die künftige 
Argumentation fällt die Bewertung des Anfang Dezember 2007 veröffentlichten 
„National Intelligence Estimate“ aus. Zu dessen wichtigsten Erkenntnissen zählt 
die „Post“, dass sich die Mullahs von einer „Kosten-Nutzen“-Abwägung leiten lie-
ßen, was als Bestätigung des eigenen Kurses verstanden2651 und auch künftig als 
Begründung für schärfere Sanktionen herangezogen wird.2652 Eine Entwarnung will 
sie aus dem Bericht folglich nicht herauslesen – und fürchtet doch, das Sanktions-
gegner diesen genau so verstünden: „The new report may have the effect of neute-
ring the very strategy of pressure that it says might be effective if ‚intensified.‘“2653 
Entsprechend fällt die Kritik an den via UN-Resolution 1803 verhängten zu-
sätzlichen Sanktionen aus. Als „mostly symbolic steps“ gehen diese der Redaktion 
zwangsläufig nicht weit genug.2654 Ohne glaubwürdige Druckmittel aber – zu denen 
die „Post“ auch militärische zählt2655 – sei ein Einlenken Teherans illusorisch: „Ne-
gotiations won’t work unless the United States and its allies develop ‚leverage, ei-
ther through economic or diplomatic or military pressures, on the Iranian govern-
ment so that they believe they must have talks with the United States because there 
                                                          
2646 Next Step on Iran. In: Washington Post vom 27.05.2007. 
2647 „Sanctions that put real pressure on the Iranian economy, combined with a continuing offer of expanded trade 
and security guarantees when the nuclear program is suspended, might still crack Iran’s hard-line posture.“ 
Ebd. – „The only way […] is effective diplomacy – that is, a mix of sanctions and incentives that will induce 
Mr. Ahmadinejad’s superiors to suspend their race for a bomb.“ The Iran Impasse. In: Washington Post vom 
26.09.2007. 
2648 „The campaign has yet to produce any significant change in Iranian behavior.“ The Results of Diplomacy. In: 
Washington Post vom 29.03.2007. – „So far, the diplomacy and sanctions haven’t been working.“ Tougher on 
Iran. In: Washington Post vom 21.08.2007. 
2649 Vgl. u.a. Tougher on Iran. In: Washington Post vom 21.08.2007; The Iran Impasse. In: Washington Post vom 
26.09.2007; A Boost for Diplomacy. In: Washington Post vom 26.10.2007. 
2650 Vgl. u.a. The Iran Impasse. In: Washington Post vom 26.09.2007; A Boost for Diplomacy. In: Washington Post 
vom 26.10.2007. 
2651 Intelligence on Iran. In: Washington Post vom 05.12.2007. 
2652 Another Iran Resolution. In: Washington Post vom 26.01.2008. 
2653 Intelligence on Iran. In: Washington Post vom 05.12.2007. 
2654 A Failing Campaign. In: Washington Post vom 14.03.2008. 
2655 A Seasoned Command. In: Washington Post vom 25.04.2008. 
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is something they want from us.‘“2656 Mit Skepsis begegnet sie demzufolge auch der 
Iran-Politik der verbliebenen Präsidentschaftskandidaten. Beide – Obama mehr, 
McCain weniger – hatten zuletzt weitere Gespräche mit dem Iran in Aussicht ge-
stellt. „Why“, so die zweifelnde Frage der „Post“, „do the candidates believe they 
will succeed where the Bush administration has failed?“2657 
Schon nach Abu Ghraib hatte die „Post“ ihre einstige Zurückhaltung in der Causa 
Guantanamo aufgegeben und sich ausdrücklich auch um das physische Wohl der 
dortigen Gefangenen gesorgt. Doch erst mit der Aufdeckung der Existenz gehei-
mer CIA-Gefängnisse sowie den damit einhergehenden „extraordinary renditions“ 
– beides unter wesentlicher Mitwirkung eigener Reporter – hatte sich die „Post“ 
zur mit Abstand schärfsten Kritikerin der Bush-Administration und deren Gefan-
genenpolitik gewandelt. In aller Deutlichkeit hatte sie der US-Regierung systemati-
sche Menschenrechts-Verletzungen vorgeworfen, wobei Guantanamo noch zu den 
geringeren Kritikpunkten zählte. Schwerer wog der Umgang mit ausländischen Ter-
rorverdächtigen insgesamt; die dabei angewandten Methoden seien „ohne Beispiel 
in der jüngeren amerikanischen Geschichte“. 
Nachdem Bush noch am Ende der vorherigen Untersuchungsphase eine 
Überführung aller verbliebenen Insassen jener geheimen CIA-Gefängnisse nach 
Guantanamo verkündet hatte,2658 konzentriert sich die „Post“ jetzt wieder auf an-
dere Aspekte der amerikanischen Gefangenenpolitik. Stärker als zuletzt rückt dabei 
die rechtliche Situation der Terrorverdächtigen in den Vordergrund, wobei ihr 
Hauptaugenmerk dem noch immer nicht gewährten Recht auf Habeas Corpus gilt. 
Ein unhaltbarer Zustand für die „Post“, gerade auch in Hinblick auf die unbefriste-
te Dauer der Inhaftierung: „Nearly 300 Guantanamo inmates who almost certainly 
will never be charged with any crime continue to face indefinite detention, without 
the right to challenge their imprisonment under the ancient right of habeas corpus. 
[…] Some may be genuinely dangerous militants; some are almost certainly victims 
of mistaken identity or men who fit the description […] hapless ‚wannabe‘ who 
never tried to kill anyone.“2659 Wiederholt fordert die Redaktion die Gewährung 
besagten Rechts, wobei sie offenbar nicht mehr länger mit einem Einlenken der 
Bush-Administration rechnet. Jedenfalls richten sich ihre Appelle zunächst aus-
nahmslos an den seit den Wahlen vom November 2006 demokratisch dominierten 
                                                          
2656 Iran’s Failed „Litmus Test“. In: Washington Post vom 28.05.2008. Die „Post“ zitiert hier zustimmend US-
Verteidigungsminister Robert M. Gates. 
2657 Iran Slips Away. In: Washington Post vom 23.09.2008. 
2658 So war Bushs Eingeständnis vom 06.09.2006, dass die CIA ein Geheimprogramm zur Internierung und Befra-
gung von Terrorverdächtigen im Ausland unterhalte, mit der Ankündigung einhergegangen, 14 mutmaßliche al-
Qaida-Mitglieder, die bisher Teil eben jenes Programms gewesen waren, nach Guantanamo verlegen zu lassen. 
Zugleich hatte er bekanntgegeben, dass die CIA damit keine Terrorverdächtigen mehr im Verborgenen gefan-
gen halte – vgl. George W. Bush, President Discusses Creation of Military Commissions to Try Suspected Ter-
rorists, 06.09.2006. 
2659 Spectacle at Guantanamo. In: Washington Post vom 04.04.2007. 
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Kongress.2660 Dieser solle, so ihre Forderung, eine Korrektur des „Military Com-
missions Act“ erwirken; jenes Gesetz, welches die Abgeordneten unmittelbar vor 
den Zwischenwahlen – damals noch in alter Zusammensetzung – verabschiedet 
hatten. Erst Mitte 2007, nachdem die „Post“ zuvor mit wachsender Ungeduld an 
die amerikanische Legislative appelliert hatte, nimmt sie die Bush-Administration 
wieder in die Verantwortung.2661 Vereinzelt taucht dabei auch die Forderung nach 
einer Schließung Guantanamos auf,2662 wobei die Redaktion deutlich macht, dass 
eine Besserstellung der Gefangenen auf juristischer Ebene Vorrang haben müsse: 
„Closing Guantanamo will deprive U.S. adversaries […] of a powerful symbol they 
use to besmirch America and justify their own abuses. But it will not solve the 
problem created by the Bush administration’s decision to set aside the Geneva 
Conventions in holding hundreds of prisoners indefinitely without charge.“2663 Ent-
sprechend begrüßt die „Post“ das Supreme-Court-Urteil vom 12.06.2008, welches 
den Guantanamo-Insassen das aus der US-Verfassung abgeleitete Recht auf Habeas 
Corpus einräumt, als „a welcome victory for due process and the rule of law“.2664 
Die Forderungen, die die „Post“ mit dem Richterspruch verbindet, konzentrieren 
sich dann konsequenterweise auch auf eine rechtliche Besserstellung der Terrorver-
dächtigen; von einer Schließung des Lagers ist indes keine Rede: „Sooner or later, 
lawmakers must fix this mess. If al-Qaeda militants and other foreign terrorism 
suspects are to be held outside the U.S. justice system, they must be granted robust 
rights, inducing access to civilian lawyers and judges and the ability to challenge the 
evidence against them. Only in the most extreme cases should prisoners be held 
indefinitely without charge or trial, and then only with regular judicial review.“2665 
Zugleich hält die „Post“ noch immer an ihrer früheren Vorstellung fest, dass 
Zivilgerichte nicht der geeignete Ort seien, um potentiellen Terroristen den Prozess 
zu machen. Ein Rückgriff auf etablierte Militärgerichte scheint ihr dabei durchaus 
angemessen;2666 vorausgesetzt, diese garantierten einen fairen Prozess – etwas, das 
sie den im „Military Commissions Act“ geschaffenen Militärtribunalen gerade ab-
spricht.2667 Erst nach der Wahl Barack Obamas zum 44. Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten ist die „Post“ zu weiteren Zugeständnissen bereit. Nunmehr sieht sie in 
                                                          
2660 Vgl. u.a. Fix Needed. In: Washington Post vom 21.12.2006; Restoring a Right. In: Washington Post vom 
15.02.2007; Spectacle at Guantanamo. In: Washington Post vom 04.04.2007; Ban All the Lawyers. In: Washing-
ton Post vom 29.04.2007; Chance for Reform. In: Washington Post vom 09.05.2007; Justice at Guantanamo. 
In: Washington Post vom 18.07.2007; Justice for Detainees. In: Washington Post vom 18.09.2007. 
2661 Closing Guantanamo. In: Washington Post vom 27.06.2007. 
2662 Vgl. u.a. ebd.; Justice at Guantanamo. In: Washington Post vom 18.07.2007. 
2663 Closing Guantanamo. In: Washington Post vom 27.06.2007. 
2664 The Justices’ Refrain. In: Washington Post vom 13.06.2008. 
2665 Ebd. 
2666 Vgl. u.a. Jose Padilla’s Due Process. In: Washington Post vom 17.08.2007. 
2667 „A system that allows introduction of hearsay evidence and statements gleaned using coercive tactics.“ Trial by 
Tribunal. In: Washington Post vom 10.08.2008. Vgl. ferner Justice for Detainees. In: Washington Post vom 
18.09.2007; The 9/11 Trials. In: Washington Post vom 13.02.2008; The Justices’ Refrain. In: Washington Post 
vom 13.06.2008. 
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Bundesgerichten eine gleichberechtigte Alternative zu Militärgerichten: „Mr. 
Obama should either […] revamp the military commissions to include far more 
transparency and robust rights for defendants, or he should suspend them in favor 
of federal court trials. The latter would present formidable challenges for prosecu-
tors because of the tougher standards. But […] federal courts would immediately 
infuse a level of legitimacy that has been sorely lacking in the Guantanamo pro-
ceedings.“2668 Auch die frühzeitige Ankündigung einer Schließung Guantanamos 
würde sie jetzt begrüßen2669 – tatsächlich wird Obama ihr diesen Wunsch am 
22.01.2009 erfüllen,2670 wenngleich dessen Umsetzung bis heute aussteht. 
Generell aber bleibt festzuhalten, dass nach dem Wegfall der den öffentlichen 
Diskurs bestimmenden Debatten um geheime CIA-Gefängnisse, „extraordinary 
renditions“ und der möglichen Legalisierung von Folter auch die Kritik der „Post“ 
an der Gefangenenpolitik der Bush-Administration spürbar zurückhaltender daher-
kommt als zuletzt. Ein einziges Mal tritt die alte Schärfe hervor, bezeichnenderwei-
se nicht im Zusammenhang mit Guantanamo, sondern nachdem CIA-Direktor Mi-
chael V. Hayden Anfang 2008 vor einem Kongressausschuss zugegeben hat, dass 
wenigstens drei Terrorverdächtige in den Jahren 2002 und 2003 sogenanntem „Wa-
terboarding“ ausgesetzt waren: „The admission […] puts to rest any doubt about 
whether President Bush authorized torture.“2671 Zudem empfiehlt sie seinem Nach-
folger Obama, eine überparteiliche Untersuchungskommission einzusetzen, die sich 
der „Verletzung internationaler Normen bei der Verhaftung und Internierung aus-
ländischer Gefangener“ durch die Bush-Administration annimmt.2672 Darüber hin-
aus aber ist der Vorwurf systematischer Menschenrechtsverletzungen aus den 
Kommentaren der „Post“ verschwunden, zielt ihre Kritik eher auf Bushs Hinterlas-
senschaft eines Systems im Umgang mit ausländischen Terrorverdächtigen ab, das 
nicht funktioniere.2673 
6.5.2.4. Chicago Tribune 
Dass das allgemeine Desinteresse, welches die internationale Staatengemeinschaft 
Afghanistan entgegenbrachte, nicht gerade förderlich für dessen weitere Entwicklung 
war, hatte die „Tribune“ bereits in der Vergangenheit wiederholt zum Ausdruck 
gebracht – nur um im Anschluss ein ganz ähnliches Verhalten an den Tag zu legen. 
                                                          
2668 Trial by Absurdity. In: Washington Post vom 10.12.2008. 
2669 Mr. Obama’s War. In: Washington Post vom 09.11.2008. 
2670 Vgl. Barack Obama, Executive Order – Review and Disposition of Individuals Detained at the Guantánamo 
Bay Naval Base and Closure of Detention Facilities, 22.01.2009 (http://www.whitehouse.gov/the-press-office/ 
closure-guantanamo-detention-facilities; 01.04.2014). 
2671 A President Who Tortured. In: Washington Post vom 08.02.2008. 
2672 Policy of Abuse. In: Washington Post vom 14.12.2008. 
2673 „A hopelessly flawed system.“ Trial by Tribunal. In: Washington Post vom 10.08.2008. – „Mr. Bush will leave 
behind a broken system for detaining and trying […] ‚enemy combatants‘.“ Mr. Obama’s War. In: Washington 
Post vom 09.11.2008. 
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Lediglich einen einzigen Kommentar hatte sie dem Land in der zurückliegenden 
Untersuchungsphase gewidmet, worin sie sich zwar klar für eine Fortsetzung der 
Afghanistan-Mission ausgesprochen, die künftige Rolle Washingtons darin jedoch 
merklich offen gelassen hatte. Wo immer es konkret um eine Ausweitung des in-
ternationalen Engagements ging, hatte sie ausschließlich an die übrigen NATO-
Staaten appelliert. Dahinter stand die Hoffnung auf eine Entlastung der infolge des 
Irak-Kriegs stark beanspruchten US-Streitkräfte. 
Eine Argumentation, an die die „Tribune“ auch künftig anknüpfen wird. So 
kritisiert sie neuerlich – in einer wiederum überschaubaren Zahl von Kommenta-
ren2674 –, dass Afghanistan nicht die Aufmerksamkeit zuteilwerde, die für ein Ge-
lingen der Mission erforderlich sei.2675 Woraufhin die Redaktion eine vergessliche 
Weltöffentlichkeit daran erinnert, dass ein Erfolg am Hindukusch mindestens 
ebenso wichtig sei wie im Irak: „Afghanistan still tends to get less attention than 
Iraq, but its future is just as critical to the rest of the world.“2676 Ein bemerkenswer-
tes Bekenntnis zu einem Zeitpunkt, an dem die Konkurrenz längst dabei ist, neue 
Prioritäten zu setzen und sich wahlweise auf den einen beziehungsweise anderen 
Kriegsschauplatz zu konzentrieren. 
Aus der Überzeugung, dass man weder Afghanistan noch den Irak aufgeben 
könne, erwächst auch die weitere Argumentation der „Tribune“. Das von ihr re-
gelmäßig eingeforderte, stärkere Engagement in Gestalt zusätzlicher Soldaten rich-
tet sich nahezu ausschließlich an die europäischen NATO-Mitglieder – schließlich 
ist ein Großteil der US-Streitkräfte im Irak gebunden –, derweil umgekehrt der bis-
herige Beitrag der Verbündeten als unzureichend in der Kritik steht: „The Euro-
peans’ contributions to reconstruct Afghanistan are welcome – but they will have 
to do much, much more to pacify the war-torn south. They will have to participate 
in combat against the insurgents. At the same time, they will have to send additio-
nal soldiers.“2677 Gerade die von verschiedenen Ländern nach wie vor in Anspruch 
genommenen Vorbehalte gegenüber Kampfeinsätzen sind ein regelmäßiger Kritik-
punkt, wobei wiederholt der Name Deutschlands fällt.2678 Exemplarisch nach 
Obamas Berliner Rede vom 24.07.2008, in welcher der spätere Wahlsieger nicht 
zuletzt an seine Gastgeber appelliert hatte, sich stärker als bisher in Afghanistan zu  
  
                                                          
2674 Konkret erscheinen im vorliegenden Untersuchungszeitraum vier Kommentare, die sich schwerpunktmäßig mit 
Afghanistan beschäftigen. 
2675 „For many Americans, the war in Afghanistan was won a long time ago. […] Many […] turned their attention 
to Iraq and never turned back. But […] there’s still a war going on.“ The other war. In: Chicago Tribune vom 
23.12.2007. Vgl. ferner Frayed alliances in Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 01.09.2007. 
2676 Frayed alliances in Afghanistan. In: Chicago Tribune vom 01.09.2007. 
2677 Ebd. Vgl. ferner The other war. In: Chicago Tribune vom 23.12.2007; „Yes, you can!“ In: Chicago Tribune 
vom 27.07.2008; Unfinished business. In: Chicago Tribune vom 11.09.2008. 
2678 Vgl. u.a. The other war. In: Chicago Tribune vom 23.12.2007; „Yes, you can!“ In: Chicago Tribune vom 
27.07.2008. 
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engagieren: „Germany, comfortable in its anti-militarism and questionable in its 
resolve to thwart global terror groups, embodies NATO’s reluctance to do what’s 
needed to win the Afghan war.“2679 
Zugleich nimmt die „Tribune“ Obamas Rede zum Anlass, ihren Unmut über 
das bisherige Engagement einiger Bündnispartner einmal grundsätzlich zu artikulie-
ren. Wie groß der aufgestaute Frust tatsächlich ist, davon geben die nachfolgenden 
Aussagen ein eindrucksvolles Zeugnis ab. Nicht genug damit, dass sie die Europäer 
bezichtigt, ihren Afghanistan-Einsatz nicht ernsthaft zu betreiben;2680 inzwischen 
zweifelt sie sogar offen an der Zuverlässigkeit des ein oder anderen NATO-
Mitglieds – und damit letztlich am Fortbestand des Bündnisses: „The demands  
European nations need to meet are not extreme. […] If NATO members dodge 
their obligations in Afghanistan, how reliable would they be as co-combatants in a 
more expansive conflict elsewhere – perhaps one with nuclear implications?“2681 
So beschränkt sich die „Tribune“ zumeist darauf, das mangelhafte Afghanis-
tan-Engagement der europäischen Verbündeten zu kritisieren. Ob auch auf ameri-
kanischer Seite Verbesserungsbedarf besteht beziehungsweise inwieweit die US-
Armee in der Lage wäre, den als unzureichend empfundenen Beitrag der Europäer 
zu kompensieren, wird nicht thematisiert. 
Obwohl die „Tribune“ erst unter dem Eindruck eines in der Causa Irak blockierten 
UN-Sicherheitsrates zur Kriegsbefürworterin avanciert war, hatte sie die amerikani-
sche Intervention im Anschluss umso entschlossener verteidigt. Noch zweieinhalb 
Jahre nach dem Sturz Husseins ließ sie sämtliche von der Bush-Administration an-
geführten Kriegsgründe Revue passieren und zog dabei das Fazit, dass diese – von 
wenigen Ausnahmen abgesehen – in der Summe durchaus richtig gelegen habe. 
Entsprechend hatte sie sich bis zuletzt hinter den amerikanischen Irak-Einsatz ge-
stellt und zu dessen Fortsetzung bekannt, wenn auch mit der inzwischen alles ande-
re als optimistischen Begründung, dass man sich einen „failed state“ an Euphrat 
und Tigris nicht leisten könne. Vor diesem Hintergrund war zuletzt die Forderung 
nach einem Kurswechsel im Irak aufgekommen, dessen konkrete Ausgestaltung  
  
                                                          
2679 „Yes, you can!“ In: Chicago Tribune vom 27.07.2008. – Obama selbst hatte sich in seiner Rede vom 24.07.2008 
vor der Berliner Siegessäule wie folgt geäußert: „But my country and yours have a stake in seeing that NATO’s 
first mission beyond Europe’s borders is a success. For the people of Afghanistan, and for our shared security, 
the work must be done. America cannot do this alone. The Afghan people need our troops and your troops; 
our support and your support to defeat the Taliban and al Qaeda, to develop their economy, and to help them 
rebuild their nation. We have too much at stake to turn back now.“ Barack Obama, Speech in Berlin, 
24.07.2008. In: NYTimes.com vom 24.07.2008 (http://www.nytimes.com/2008/07/24/us/politics/24text-
obama.html; 01.04.2014). 
2680 „Some nations send troops but restrict where and how they’ll operate. This may be how poseurs pretend 
they’re behaving dutifully. It is no way to win a war.“ „Yes, you can!“ In: Chicago Tribune vom 27.07.2008. 
2681 Ebd. 
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allerdings recht vage blieb und am ehesten darauf hinauslief, vermehrten Druck auf 
Bagdad auszuüben, auf dass die Iraker selbst mehr Verantwortung für die Sicher-
heit ihres Landes übernähmen. 
Insofern erklärt sich auch die grundsätzliche Zustimmung, mit der die  
„Tribune“ den Bericht der „Iraq Study Group“ zu Beginn der vorliegenden Unter-
suchungsphase begrüßt: „The Iraq Study Group offers a credible agenda that the 
White House, the Congress and the American people should embrace.“2682 Nicht 
von ungefähr sind es gerade die drei nachstehenden Aspekte des Berichts, welche 
sie gesondert hervorhebt. Da wäre zunächst der zusätzliche Druck auf Bagdad, also 
der Entzug von militärischer, politischer und wirtschaftlicher Unterstützung für 
den Fall, dass die Regierung al-Maliki ihren Vorgaben nicht nachkommt: „Iraqis 
need to solve their own problems, and Americans deserve to know that Washing-
ton is pressuring Bagdad to the max.“ Alsdann hebt die „Tribune“ die forcierte 
Ausbildung irakischer Sicherheitskräfte samt anschließender Verantwortungsüber-
tragung hervor,2683 auch wenn sie sogleich einräumt, dass der Irak natürlich zuerst 
stabilisiert sein müsse, bevor die USA ihre Kampftruppen abziehen könnten. Um-
gekehrt lobt sie die Autoren des Berichts dafür, was diese nicht empfohlen hätten – 
nämlich einen konkreten Zeitplan für den Abzug, wie er von Teilen der Opposition 
mittlerweile gefordert wird.2684 Auch später nimmt sie die Baker-Hamilton-
Kommission noch in Schutz:2685 Natürlich seien deren 79 Einzelempfehlungen 
nicht ohne Risiko – doch ein einfaches „Weiter so“ sei erst recht keine Option 
mehr. Deshalb auch ihr Ratschlag an alle Kritiker: Entweder man komme mit ei-
nem besseren, weil erfolgversprechenderen Vorschlag, oder man schweige lieber. 
Während die „Tribune“ den Empfehlungen der ISG also grundsätzlich mit 
Wohlwollen begegnet, fällt ihre erste Reaktion auf die von der Bush-Administration 
erwogene, wenngleich auch noch nicht offiziell verkündete „Surge“-Strategie nega-
tiv aus. Eine vorübergehende Truppenaufstockung zur Stabilisierung der irakischen 
Hauptstadt sei eine kurzfristige militärische Lösung für ein Problem, das tatsächlich 
nach einer politischen Lösung verlange. Folglich empfiehlt die „Tribune“ auch eine 
diametral andere Aufstockungsvariante, analog zu den Vorschlägen der ISG und 
eigenen, früheren Überlegungen für einen Kurswechsel: „If there is a mission for a 
                                                          
2682 Squeezing Iraq. In: Chicago Tribune vom 07.12.2006. 
2683 „The clearest winner in the report.“ Ebd. 
2684 Dieses Lob der „Tribune“ ist zumindest insofern irreführend, als dass hier leicht der Eindruck entsteht, dass 
der „Iraq Study Group Report“ überhaupt keinen Zeitplan für einen Truppenabzug enthält. Entscheidend für 
die „Tribune“ ist wohl eher, dass der Baker-Hamilton-Bericht keinen „unmittelbaren“ („immediate“) Abzugs-
plan entwirft. Tatsächlich visieren die Autoren einen Abzug der meisten Kampftruppen für das erste Quartal 
2008 an, wobei die Passage nicht als konkrete Empfehlung, sondern eher als wünschenswerte Entwicklung 
formuliert ist – „could be out of Iraq“ statt „should be out of Iraq“ –, der Abzug zudem an Bedingungen ge-
knüpft wird: „By the first quarter of 2008, subject to unexpected developments in the security situation on the 
ground, all combat brigades not necessary for force protection could be out of Iraq.“ Vgl. James A. Baker III, 
Lee H. Hamilton, The Iraq Study Group Report. The Way Forward – A New Approach, S. 49. 
2685 The Iraq report, under fire. In: Chicago Tribune vom 13.12.2006. 
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surge of American troops, it will be to help Iraq stand on its own sooner. That may 
mean doubling or tripling the number of American advisers in Iraqi units. It can’t 
mean doing the job for them.“2686 Nachdem Bush die neue Strategie am 10.01.2007 
in einer Fernsehansprache vorgestellt hat, rückt die „Tribune“ gleichwohl ein wenig 
von ihrer bisherigen, einhelligen Ablehnung ab. So betont sie etwa ihre grundsätzli-
che Zustimmung zu der Einschätzung, dass ein Abzug gegenwärtig keine Option 
sei.2687 Allerdings liegt ihr Fokus auch weniger auf der eigentlichen Truppenaufsto-
ckung, wobei sie ohnehin nicht glaubt, dass 21 000 zusätzliche Soldaten einen ent-
scheidenden Unterschied bewirken könnten ohne ein zeitgleiches Einlenken Bag-
dads. Wesentlich größeres Gewicht misst sie der Tatsache bei, dass Bush den Ira-
kern die Warnung mit auf den Weg gegeben habe, „dass Amerikas Geduld […] 
nicht grenzenlos sei“.2688 Solle die neue Strategie funktionieren, dann sei dies der 
Hebel, den Bush ansetzen müsse – und kein anderer. 
In den folgenden Monaten spielt Washingtons neue Irak-Strategie allerdings 
keine größere Rolle. Unter dem Eindruck der inneramerikanischen Debatte über 
eine Einstellung der Kriegsfinanzierung durch den Kongress spricht sich die  
„Tribune“ wiederholt gegen einen vorzeitigen Truppenabzug – die logische Kon-
sequenz eines solchen Beschlusses – aus und warnt vor konkreten Zeitplänen hin-
sichtlich eines etwaigen Abzugstermins.2689 Was die Aufstockung betrifft, so be-
schränkt sie sich darauf, dieser „eine faire Chance“ bis zum Ende des Sommers 
einräumen zu wollen.2690 Eine Empfehlung, an die sich die Redaktion freilich selbst 
schon bald nicht mehr gebunden fühlt. Jedenfalls rückt die „Surge“-Strategie seit 
Mitte Juli wieder verstärkt in den Fokus der „Tribune“, und bis auf Weiteres über-
wiegt die Skepsis. Dabei ist es mitnichten so, dass die Redaktion nicht auch gewisse 
Fortschritte bei der Stabilisierung des Irak erkennen würde – doch sind es die aus-
bleibenden Bemühungen der irakischen Führung, die sie die Aufstockung in Frage 
stellen lassen: „Here’s the situation: The troops, mostly Americans, are doing a lot. 
The Iraqi pols aren’t. […] However it is described, we’ve got only one word for it: 
Disappointing. The good news in Iraq – and there is some – remains far oversha-
dowed by the ominous.“2691 Trotz der wiederholten Feststellung, dass die Iraker 
                                                          
2686 Surging into Iraq. In: Chicago Tribune vom 05.01.2007. 
2687 „Losing is not an option.“ Squeezing Baghdad. In: Chicago Tribune vom 11.01.2007. – „There will be conse-
quences of a retreat.“ A surge of rhetoric. In: Chicago Tribune vom 16.02.2007. 
2688 Squeezing Baghdad. In: Chicago Tribune vom 11.01.2007. Die „Tribune“ bezieht sich hier auf eine Aussage 
Bushs in dessen Fernsehansprache vom 10.01.2007, in der dieser ankündigt hatte: „I’ve made it clear to […] 
Prime Minister [al-Maliki] and Iraq’s other leaders that America’s commitment is not open-ended.“ George W. 
Bush, President’s Address to the Nation, 10.01.2007. 
2689 Vgl. u.a. The war’s endgame. In: Chicago Tribune vom 11.03.2007; Congress and the troops. In: Chicago Trib-
une vom 24.03.2007; Shortchanging soldiers. In: Chicago Tribune vom 30.03.2007; After the veto. In: Chicago 
Tribune vom 27.04.2007. 
2690 Al Qaeda’s new enemy. In: Chicago Tribune vom 09.05.2007. 
2691 Progress? Not enough. In: Chicago Tribune vom 13.07.2007. Vgl. ferner Operation Last Chance. In: Chicago 
Tribune vom 08.07.2007; Power failure. In: Chicago Tribune vom 27.08.2007; Tomorrow’s Iraq. In: Chicago 
Tribune vom 16.09.2007. 
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ihren Teil zum Gelingen der Mission nicht leisteten, unterlässt es die „Tribune“, 
ernsthafte Konsequenzen aus dieser Erkenntnis zu ziehen. Der vielfach geforderte, 
verstärkte Druck auf die Iraker bleibt eben letztlich substanzlos, wenn ein Abzug 
der US-Truppen nicht in Frage kommt. 
Gegen Jahresende 2007 setzt allerdings ein merklicher Stimmungsumschwung 
zum Positiven ein. Den Anfang markiert eine ausführliche Würdigung der „Surge“-
Strategie Ende November: „It’s working. By every measure, life is improving in 
Baghdad and elsewhere in Iraq. The signs of progress are undeniable. That’s thanks 
[…] to the surge.“2692 Zugleich erscheinen die Warnungen vor einem vorzeitigen 
Truppenabzug aus einer völlig anderen Perspektive: Nunmehr gilt es, die erreichten 
Fortschritte bei der Stabilisierung nicht zu gefährden.2693 
Diese vergleichsweise optimistische Einschätzung der künftigen Entwicklung 
im Irak wird sich im Laufe des Jahres 2008 weiter verfestigen. Während die Fort-
schritte bei der Stabilisierung anfangs noch einem Konglomerat von verschiedenen 
parallelen Entwicklungen zugeschrieben wurden2694 – darunter nicht zuletzt der 
vielfach diskutierte Bruch mehrerer sunnitischer Stämme mit al-Qaida in der Pro-
vinz Anbar2695 –, verengt sich der Blick der „Tribune“ jetzt zunehmend auf die 
neue Irak-Strategie, deren Beschluss inzwischen geradezu überschwänglich als 
„phänomenal erfolgreiche Entscheidung“ gelobt wird.2696 Dies nicht zuletzt des-
halb, weil sie mittlerweile auch politische Fortschritte erkennt.2697 So herrscht gera-
de in der zweiten Jahreshälfte 2008 ein Optimismus vor, wie er zuletzt während der 
Wahlen Ende Januar 2005 präsent war. Schlagwörter wie „Sieg“ und „Frieden“ in 
den Überschriften dokumentieren diesen Wandel eindrucksvoll.2698 Selbst den lange 
Zeit immer wieder abgelehnten Abzug aller US-Truppen sieht die „Tribune“ jetzt 
in greifbare Nähe rücken. „The day that Iraq stands largely on its own is not far 
off“, lautet eine Prognose von Anfang September.2699 Und obwohl sich die Redak-
tion mit Rechtfertigungsversuchen hinsichtlich der eigenen Kriegsunterstützung in 
dieser Phase völlig zurückgehalten hat, liest sich die abschließende Bewertung des 
Irak-Kriegs zum Ende der Ära Bush schon beinahe wieder wie ein solcher: „Histo-
ry will not end when the last American boot leaves the ground in Iraq. We cannot 
                                                          
2692 The war in Washington. In: Chicago Tribune vom 23.11.2007. 
2693 Vgl. u.a. The other war. In: Chicago Tribune vom 23.12.2007; Iraq’s breakthrough. In: Chicago Tribune vom 
15.02.2008; Leaving Iraq. In: Chicago Tribune vom 10.04.2008. 
2694 The war in Washington. In: Chicago Tribune vom 23.11.2007. 
2695 Vgl. u.a. Al Qaeda’s new enemy. In: Chicago Tribune vom 09.05.2007; Progress? Not enough. In: Chicago 
Tribune vom 13.07.2007; The war in Washington. In: Chicago Tribune vom 23.11.2007; Iraq’s breakthrough. 
In: Chicago Tribune vom 15.02.2008; Leaving Iraq. In: Chicago Tribune vom 10.04.2008. 
2696 Iraq and the next president. In: Chicago Tribune vom 18.06.2008. 
2697 Vgl. u.a. Iraq’s breakthrough. In: Chicago Tribune vom 15.02.2008; Leaving Iraq. In: Chicago Tribune vom 
10.04.2008. 
2698 Vgl. u.a. Timetables and victory. In: Chicago Tribune vom 09.07.2008; On track toward peace. In: Chicago 
Tribune vom 22.07.2008; Anbar, at peace. In: Chicago Tribune vom 04.09.2008. 
2699 Anbar, at peace. In: Chicago Tribune vom 04.09.2008. 
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know what path Iraq will take. All we know is that a bloody dictator is gone, and a 
free and democratic society has been born, at great American cost and sacrifice, in 
the heart of the Middle East. If Iraq turns out to be a force for freedom and mo-
deration in that crucial but troubled region, as now seems likely, it will mark an 
American foreign policy triumph that rivals the rebuilding of Japan and Germany 
after World War II.“2700 Eine Bilanz, die gleichwohl auch zum Jahresende 2008 
nicht ohne Konditionalsatz auskommt. 
Früh hatte die „Tribune“ keine Zweifel an den Absichten Teherans aufkommen 
lassen, unter dem Deckmantel eines vorgeblich zivilen Atomprogramms den Besitz 
von Kernwaffen anzustreben. Angesichts einer schon jetzt offen feindseligen Poli-
tik Irans – Unterstützung islamischer Terrororganisationen wie der Hisbollah und 
Hamas, Vernichtungsdrohungen gegen Israel etc. – galt es ihr, dieses Vorhaben 
unter allen Umständen zu vereiteln. So trat sie von Anfang für ein scharfes Sankti-
onsregime ein, wobei sie selbst vor einem für den Westen ebenfalls kostspieligen 
Ölembargo nicht zurückschreckte. Sogar militärische Maßnahmen wurden wieder-
holt in Erwägung gezogen. Da sich der UN-Sicherheitsrat indes die längste Zeit 
über indes nicht einmal auf einfache Sanktionen verständigen konnte, fiel die Kritik 
der „Tribune“ entsprechend deutlich aus. Wie schon im Vorfeld des Irak-Kriegs, so 
fürchtete sie auch jetzt um die Glaubwürdigkeit und Autorität der Weltorganisati-
on, sollte sich diese als handlungsunfähig gegenüber Teheran erweisen. 
Obwohl der Sicherheitsrat gleich zu Beginn mit seiner Resolution 1737 erste 
Sanktionen gegen das iranische Regime verhängt, welche im März 2007 noch ein-
mal verschärft werden, hat dies kaum Auswirkungen auf das Bild, das die  
„Tribune“ von den Vereinten Nationen zeichnet. Schon die in der ersten Resoluti-
on vom 23.12.2006 beschlossenen Maßnahmen werden mit beißendem Sarkasmus 
für unzureichend erklärt: „‚Punish‘ is too strong a word for what the council did. It 
barely rolled a pebble in Iran’s path to the bomb.“2701 Auch im Anschluss wird die 
Weltorganisation wiederholt als „wirkungslos“ („ineffectual“2702) charakterisiert, 
wenn diese Ultimatum um Ultimatum an Teheran folgenlos verstreichen lasse. Ge-
radezu exemplarisch die Bilanz vom September 2007, in der die Redaktion die Situ-
ation wie folgt umschreibt: „The Iranians have maneuvered around or ripped 
through UN admonitions, UN remonstrances, UN warnings, UN threats, serious 
UN threats, no-we-really-mean-it-UN threats, UN deadlines and two sets of tepid 
UN sanctions. […] And the […] consequences for that […]? So far, none.“2703 So 
                                                          
2700 Leaving Iraq. In: Chicago Tribune vom 17.11.2008. 
2701 A tale of two votes. In: Chicago Tribune vom 31.12.2006. 
2702 Now, two nuclear deadlines. In: Chicago Tribune vom 10.04.2007. Vgl. ferner Nuclear fever in the Mideast. In: 
Chicago Tribune vom 29.04.2007; Tehran’s tentacles. In: Chicago Tribune vom 14.06.2007; Nuclear juggernaut. 
In: Chicago Tribune vom 05.07.2007; Stalling for time. In: Chicago Tribune vom 04.09.2007; Case closed? You 
wish. In: Chicago Tribune vom 29.09.2007. 
2703 Stalling for time. In: Chicago Tribune vom 04.09.2007. 
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fürchtet die „Tribune“ nicht von ungefähr, dass sich gerade in Europa viele mit 
einem nuklear bewaffneten Iran längst abgefunden hätten – insbesondere, nachdem 
Frankreichs Präsident Jacques Chirac vor Journalisten die Überlegung anstellte, 
dass von ein oder zwei iranischen Atombomben keine größere Gefahr ausgehe, 
weil der Iran, so er sie denn einsetzte, im Anschluss selbst vernichtet würde.2704 Ei-
ne Einstellung, die die „Tribune“ nicht nur als „ebenso erschreckend wie selbstzer-
störerisch“ („as chilling as it is self-defeating“2705) ablehnt, sondern auch auf Israel 
verweist, das sich einen derart entspannten Umgang mit Teherans Atomprogramm 
schlechterdings nicht leisten könne. Und so klingen die eigenen, steten Forderun-
gen nach einer Verschärfung des wirtschaftlichen und diplomatischen Drucks zu-
nehmend verzweifelter.2706 Mehr und mehr fürchtet die „Tribune“ jetzt, dass die 
Zeit für eine diplomatische Lösung davonlaufe.2707 Die militärische Option wiede-
rum hält sie angesichts der damit verbundenen Gefahren für alles andere als 
erstrebenswert2708 – und fürchtet doch, dass diese am Ende unvermeidlich werde, 
da zumindest Israel einen atomar bewaffneten Iran niemals akzeptieren würde.2709 
Auch die Veröffentlichung des „National Intelligence Estimate“ Anfang De-
zember 2007, in dem die amerikanischen Nachrichtendienste die Einschätzung ver-
treten, dass der Iran sein Atomwaffenprogramm bereits im Herbst 2003 gestoppt 
habe, bringt die „Tribune“ nicht nachhaltig aus dem Konzept. Tatsächlich über-
wiegt ihre Skepsis, da sie nicht nur die Zuverlässigkeit der Analysten in Zweifel 
zieht,2710 sondern auch das fortwährende, verdächtigte Verhalten des iranischen 
Regimes vor Augen hat, welches nach wie vor nicht hinreichend mit der IAEA ko-
operiere und sich geradewegs so verhalte, als verfolge es eben doch ein geheimes 
Atomwaffenprogram. Folglich sieht die „Tribune“ auch keinen Grund zur Entwar-
nung: „Not so fast. Iran may not have an active nuclear weapons program now. 
                                                          
2704 Konkret äußerte sich Chirac in einem – später vom Elysee zurückgezogenen – Interview mit Journalisten der 
„NY Times“, der „International Herald Tribune“ und dem Wochenmagazin „Le Nouvel Observateur“ vom 
29.01.2007 wie folgt: „I would say that what is dangerous about this situation is not the fact of having a nuclear 
bomb – having one, maybe a second one a little later, well, that’s not very dangerous. […] If Iran continues in 
the direction it has taken and totally masters nuclear generated electricity, the danger does not lie in the bomb it 
will have, and which will be of no use to it. Where will it drop it, this bomb? On Israel? It would not have gone 
200 meters into the atmosphere before Tehran would be razed to the ground.“ – Zit. nach Chirac’s First Inter-
view on Iran. In: NYTimes.com vom 01.02.2007 (http://www.nytimes.com/2007/02/01/world/europe/ 
01france-text1.html; 01.04.2014). Zu den Hintergründen vgl. ferner Elaine Sciolino/Katrin Bennhold, Chirac 
Strays From Assailing a Nuclear Iran. In: NYTimes.com vom 01.02.2007 (http://www.nytimes.com/2007/02/ 
01/world/europe/01france.html; 01.04.2014). 
2705 France’s surrender to Iran? In: Chicago Tribune vom 08.02.2007. 
2706 Vgl. u.a. Defying another deadline. In: Chicago Tribune vom 22.02.2007; Nuclear fever in the Mideast. In: 
Chicago Tribune vom 29.04.2007; Truth and consequences. In: Chicago Tribune vom 17.05.2007; Nuclear jug-
gernaut. In: Chicago Tribune vom 05.07.2007. 
2707 „With each passing day […] the chances dim that diplomacy will – or can – stop Tehran’s juggernaut rush to 
develop nukes.“ Nuclear juggernaut. In: Chicago Tribune vom 05.07.2007. 
2708 Ebd. 
2709 The gathering storm. In: Chicago Tribune vom 07.10.2007. 
2710 „The NIE remains just that – an estimate, a best guess. Iran suspended its weapons program in 2003? Then 
U.S. intel experts were either wrong in 2005 when they said Iran had a program, or they’re wrong now.“ A 
bombshell on Iran. In: Chicago Tribune vom 04.12.2007. 
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But […] [o]nce Tehran has mastered the ability to enrich uranium, building a bomb 
wouldn’t take long.“2711 Zumal sie mit ihrer skeptischen Haltung nicht allein ist. 
Unterstützung erfährt die „Tribune“ unter anderem von hochrangigen Regierungs-
beamten mit Verbindungen zur IAEA2712 als auch später vom eigentlichen Heraus-
geber des NIE, dem Director of National Intelligence, John Michael McConnell.2713 
Deren Aussagen werden sodann in die eigene Kommentierung integriert. Tatsäch-
lich behält die Redaktion ihre zentrale Forderung auch in der Folge bei, namentlich 
die Verhängung zusätzlicher Sanktionen, bis der Iran sein Programm zur Uranan-
reicherung eingestellt hat.2714 
Nachdem sie den Atomstreit zwischenzeitlich selbst vernachlässigt hatte – 
von März bis September 2008 erscheint sechs Monate lang nicht ein einziger 
Kommentar, der sich schwerpunktmäßig mit dem Iran befasst –, rückt der Konflikt 
zum Jahresende erneut in den Fokus der „Tribune“.2715 So taucht nach der Wahl 
Barack Obamas auch die Forderung nach einem Ölembargo wieder auf. Zwar 
räumt die Redaktion ein, dass selbst diese, mutmaßlich stärkste Waffe im Sankti-
onsarsenal der internationalen Staatengemeinschaft keine Erfolgsgarantie mehr bie-
te, dennoch die wohl einzig verbliebene Möglichkeit darstelle, um Schlimmeres zu 
verhindern: „To loosely paraphrase Winston Churchill, at this point it’s the worst 
option, except for all the others.“2716 
Während die „Tribune“ Guantanamo anfangs noch viel Verständnis entgegenge-
bracht hatte, war auch sie, je länger die Einrichtung auf Kuba bestand, zur ameri-
kanischen Gefangenenpolitik und der Verletzung etablierter Menschenrechts-
Standards zunehmend auf Distanz gegangen. Denn wo sich Washington zunächst 
in nachvollziehbarer Weise vor allem darum gesorgt hatte, wie sich potentielle Ter-
roristen von den globalen Schlachtfeldern des „Kriegs gegen den Terror“ fernhal-
ten ließen, fehlte es der Redaktion vier Jahre später an jedem Verständnis dafür, 
dass die US-Regierung noch immer kein rechtsstaatlichen Ansprüchen genügendes 
                                                          
2711 Keep the pressure on Iran. In: Chicago Tribune vom 09.12.2007. Vgl. ferner Peace Meter on Earth. In: Chicago 
Tribune vom 26.12.2007. 
2712 „To be frank, we are more skeptical. […] We don’t buy the American analysis 100 percent. We are not that 
generous with Iran.“ Keep the pressure on Iran. In: Chicago Tribune vom 09.12.2007. Die Aussage entstammt 
einem Bericht der „NY Times“, worin ein namentlich nicht genannter „senior official close to the [Internation-
al Atomic Energy A]gency“ mit eben jenen Worten zitiert wird. Vgl. Elaine Sciolino, Monitoring Agency  
Praises U.S. Report, but Keeps Wary Eye on Iran. In: NY Times vom 05.12.2007. 
2713 „I think I would change the way that we described the nuclear program. I may have put it up front with a little 
diagram, what are the component parts, so that the reader could quickly grasp that a portion of it – I would ar-
gue, maybe even the least significant portion – was halted and there are other parts that continue.“ Zit. nach 
Iran’s nuclear shell game. In: Chicago Tribune vom 04.03.2008. 
2714 Vgl. u.a. A bombshell on Iran. In: Chicago Tribune vom 04.12.2007; Keep the pressure on Iran. In: Chicago 
Tribune vom 09.12.2007; A hard winter in Iran. In: Chicago Tribune vom 09.02.2008; Iran’s nuclear shell game. 
In: Chicago Tribune vom 04.03.2008. 
2715 Nuclear jabberfest. In: Chicago Tribune vom 24.09.2008. 
2716 Tell Iran: No gas. In: Chicago Tribune vom 26.11.2008. Vgl. ferner Obama’s Iran opportunity. In: Chicago 
Tribune vom 12.11.2008. 
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Verfahren entwickelt hatte, den Gefangenen eine Möglichkeit der Haftprüfung ein-
zuräumen respektive ihnen den Prozess zu machen. Vor diesem Hintergrund war 
die „Tribune“ mehrfach für eine Gewährung von Habeas Corpus eingetreten; ganz 
im Gegensatz zu einer Schließung Guantanamos, was als rein symbolischer Akt 
abgelehnt wurde. Während ersteres die rechtliche Situation der Gefangenen ent-
scheidend verbessert hätte, sei mit letzterem niemandem geholfen – weder den In-
haftierten, noch den Vereinigten Staaten, die schließlich kein Interesse daran haben 
könnten, potentielle Terroristen freizulassen. 
Diese vergleichsweise differenzierte Betrachtungsweise Guantanamos behält 
die „Tribune“ auch in der vorliegenden Untersuchungsphase bei. Noch immer ver-
teidigt sie den seinerzeitigen Entschluss der Bush-Administration, ausländische 
Terrorverdächtige auf exterritorialem Gelände zu internieren, als dem Notfall 
durchaus angemessen2717 – und damit indirekt natürlich ihre damalige Argumenta-
tion. Freilich rechtfertige der 11. September keinen dauerhaften Ausnahmezustand, 
wie die Redaktion ebenfalls einräumt.2718 Selbst der aktuellen Argumentation der 
Bush-Administration, Terrorverdächtigen aus Gründen der nationalen Sicherheit 
lieber vor Militärtribunalen den Prozess zu machen, bringt die „Tribune“ durchaus 
Verständnis entgegen: „The administration is right that the civilian courts are not 
ideally suited to try suspects like these. Much of the evidence against them would 
be inadmissible, since those detaining them were not police-trained to follow con-
stitutional requirements. Military tribunals are a sensible alternative.“2719 Allein, dies 
rechtfertige nicht die im „Military Commissions Act of 2006“ beschlossenen unfai-
ren Verfahren. Erst recht nicht, wenn sich unter den verbliebenen Insassen noch 
mutmaßlich Unschuldige befänden: „Keeping possibly innocent people locked up 
without adequate legal representation is un-American.“2720 
Und so richtet die „Tribune“ in dieser Phase vor allem zwei Forderungen an 
die Bush-Administration – uneingeschränkten Zugang der Gefangenen zu ihren 
Anwälten und das Einräumen einer fairen Möglichkeit, die eigenen Haftgründe an-
zufechten, kurz: die Gewährung des Rechts auf Habeas Corpus.2721 „The war on 
terrorism isn’t over“, so die Begründung der „Tribune“, „but the emergency phase 
has passed. What’s needed now are rules that, in the years to come, will protect li-
                                                          
2717 „In an emergency, normal rules of conduct don’t apply. […] In the aftermath of the Sept. 11, 2001, attacks, just 
about everyone was willing to give the Bush administration great latitude in protecting Americans against fur-
ther attacks.“ Guantanamo justice. In: Chicago Tribune vom 15.06.2008. Vgl. ferner Detainees and delays. In: 
Chicago Tribune vom 10.06.2007. 
2718 Vgl. u.a. Detainees and delays. In: Chicago Tribune vom 10.06.2007; Guantanamo justice. In: Chicago Tribune 
vom 15.06.2008. 
2719 Detainees and delays. In: Chicago Tribune vom 10.06.2007. Vgl. ferner Gitmo, Justice – and justice. In: Chica-
go Tribune vom 14.05.2007. 
2720 Gitmo, Justice – and justice. In: Chicago Tribune vom 14.05.2007. 
2721 Vgl. u.a. ebd.; Detainees and delays. In: Chicago Tribune vom 10.06.2007; Guantanamo justice. In: Chicago 
Tribune vom 15.06.2008. 
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berty as well as security.“2722 Selbst die von Teilen der Bush-Administration – na-
mentlich Außenministerin Rice und Verteidigungsminister Gates – kolportierte Un-
terstützung für eine Auflösung Guantanamos wird jetzt vom Grundsatz her be-
grüßt,2723 wenngleich sie keinen Grund zur Eile sieht. Erst müssten die Details aus-
gearbeitet werden, niemand habe schließlich ein Interesse daran, Terroristen auf 
freien Fuß zu setzen und die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten zu ge-
fährden. 
Während die „Tribune“ die Kritik der Konkurrenz an Guantanamo grund-
sätzlich teilt, fällt ihr stetes Bemühen darum auf, die Gefangenenpolitik der Bush-
Administration zwar nicht zu rechtfertigen, ihr aber doch ein gewisses Maß an Ver-
ständnis entgegenzubringen. Was für Guantanamo gilt, spiegelt sich auch in der 
Bewertung anderer kontroverser Anti-Terror-Maßnahmen wider, wie etwa ihre Re-
aktion auf einen Ende 2008 erschienenen Untersuchungsbericht des Streitkräfte-
ausschusses im US-Senat zur Misshandlung von Gefangenen zeigt. Nicht, dass die 
angewandten harschen Verhörmethoden richtig gewesen seien. Doch hätten die 
involvierten Regierungsbeamten eben auch nicht in böser Absicht gehandelt: „They 
were trying to do the difficult job of protecting Americans from shadowy, vicious 
killers. […] Seven years after the worst terrorist attack in U.S. history, it’s easy to 
forget that […]. Was the price worth it? In hindsight, probably not. But that’s easier 
to say now than it was then.“2724 Sätze, die ebenso gut in Verbindung mit Guanta-
namo gefallen sein könnten, stehen sie doch trefflich für jene Blattlinie, die die 
„Tribune“ in Bezug auf das umstrittene Gefangenenlager vertritt. 
6.5.2.5. Zusammenfassung der fünften Phase 
Hatte es in der vorherigen Untersuchungsphase noch so ausgesehen, als ob die 
ganz großen Kontroversen um Washingtons Außenpolitik allmählich überwunden 
seien – nur der Atomstreit mit dem Iran war noch reichlich umstritten gewesen –, 
zeichnen sich aktuell sowohl alte als auch neue Differenzen ab. Am Ende fällt das 
Urteil über die Präsidentschaft Bushs höchst unterschiedlich aus, und einzig in Be-
zug auf Guantanamo ist die Mehrheit einer Meinung. 
Waren sich die untersuchten Tageszeitungen in der Causa Afghanistan also zu-
letzt noch weitgehend einig gewesen und hatten lediglich Differenzen in der Frage 
erkennen lassen, wer die unbefriedigende Situation am Hindukusch primär zu ver-
antworten habe, so kristallisieren sich jetzt zwei kaum miteinander vereinbare Posi-
tionen heraus. Dabei ist es mitnichten das grundsätzliche Bekenntnis zum Afgha-
nistan-Einsatz, welches die Redaktionen unterscheidet – keine Zeitung ist auch nur 
                                                          
2722 Guantanamo justice. In: Chicago Tribune vom 15.06.2008. 
2723 „It’s good to see powerful figures in the administration looking for ways to reconcile critical security needs with 
the demands of fairness and the rule of law.“ Rethinking Guantanamo. In: Chicago Tribune vom 10.07.2007. 
2724 Torture in hindsight. In: Chicago Tribune vom 22.12.2008. 
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im Ansatz bereit, das Land am Hindukusch aufzugeben. Ausschlaggebend ist viel-
mehr das unbefriedigende Engagement einiger NATO-Mitgliedsstaaten und die 
daraus zu ziehenden Konsequenzen. Wohl lassen „NY Times“ und „LA Times“ 
erkennen, dass sie die Schuld an der prekären Sicherheitslage vor allem bei der 
Bush-Administration sehen, konkret bei deren Vernachlässigung Afghanistans zu-
gunsten eines „gewollten“ Kriegs im Irak. Doch haben sie ebenfalls ein Problem 
mit der kaum vorhandenen Bereitschaft jener Bündnispartner, sich in größerem 
Umfang als bisher zu engagieren respektive die bestehenden Einsatzvorbehalte 
auch nur zu reduzieren. Denn während „NY Times“ und „LA Times“ zwar stets 
betonen, für einen ganzheitlichen, also keinen rein militärischen Ansatz einzutreten, 
konzentrieren sich ihre Forderungen doch zumeist auf die Zahl der eingesetzten 
Soldaten. Auch „Post“ und „Tribune“ machen eine Besserung der Lage vor allem 
von einer massiven Truppenaufstockung abhängig. Deren Ausbleiben sorgt dann 
allerdings dafür, dass die Kritik an den Verbündeten ungleich breiteren Raum ein-
nimmt, teilweise sogar zum beherrschenden Thema wird. Nicht Amerika steht hier 
im Mittelpunkt, das ja Irak-bedingt keine zusätzlichen Truppen entbehren könne, 
sondern Europa, welches sich einer Aufstockung trotz durchaus vorhandener Ka-
pazitäten verweigere. Entsprechend verorten „Post“ und „Tribune“ die Haupt-
schuldigen an der Misere auch in den Reihen der übrigen NATO-Mitgliedsstaaten, 
wobei einzig die Redaktion aus Chicago so weit geht, das Bündnis insgesamt in 
Frage zu stellen. Unterschiedlich fallen auch die geforderten Konsequenzen aus. 
Wo sich „Post“ und „Tribune“ in ihrer Kritik an den Verbündeten weitgehend er-
schöpfen, plädieren „NY Times“ und „LA Times“ für veränderte Prioritäten in der 
amerikanischen Außenpolitik – wenn schon nicht mehr unter dieser, dann zumin-
dest unter der nächsten Regierung. Washington solle sich, fordern beide unisono, 
so schnell es nur irgendwie zu verantworten sei, aus dem Irak zurückziehen und die 
in der Folge frei werdenden Kapazitäten am Hindukusch verwenden. 
Hatten sich die vier Redaktionen zuletzt unter dem Eindruck zunehmend be-
grenzter werdender Handlungsspielräume im Irak einander weitgehend angenähert 
und eine Kurskorrektur der Bush-Administration gefordert, so zeigt sich jetzt, dass 
der vermeintlich erreichte Konsens nur eine Momentaufnahme war. Mittelfristig 
scheinen die alten Differenzen zwischen Gegnern und Befürwortern der Invasion 
wieder durch, wobei die anfängliche Perzeption von ISG-Bericht und „Surge“ noch 
einmal zu ganz neuen Paarungen führt. So überwiegt bei „NY Times“ und  
„Tribune“ die Zustimmung zu den Empfehlungen Baker-Hamiltons, wenn auch 
aus unterschiedlichen Motiven. Während die „Times“ in ihnen die Grundlage für 
einen geordneten Rückzug sieht, lobt die „Tribune“ den Bericht gerade dafür, dass 
er auf die Nennung eines konkreten Abzugstermins verzichte und betont stattdes-
sen den geforderten zusätzlichen Druck auf Bagdad sowie die forcierte Ausbildung 
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irakischer Sicherheitskräfte. Dagegen steht die Ablehnung von „LA Times“ und 
„Post“ – beide wollen jetzt die militärische Entscheidungsfindung im Irak; die eine 
(„Times“) freilich unter der Prämisse eines letzten Versuchs, die andere („Post“) 
mit der Perspektive, so lange zu bleiben, bis Bagdad sich selbst verteidigen könne. 
Vor diesem Hintergrund reagiert eine Mehrheit auf die von Bush verkündete 
„Surge“-Strategie zunächst mit Ablehnung. Während die „NY Times“ um das Le-
ben tausender zusätzlicher US-Soldaten fürchtet, monieren „Post“ und „Tribune“ 
das Fehlen eines längerfristigen Plans. Lediglich die „LA Times“ unterstützt den 
neuen Ansatz, erkennt sie darin doch die von ihr unlängst erst geforderte, letzte 
Kraftanstrengung zur Stabilisierung Bagdads. Wobei sie von Beginn an deutlich 
macht, dass ihre Zustimmung nur temporärer Natur und an ein sehr enges Zeit-
fenster gekoppelt sei. Schon Anfang Mai ist es mit der Geduld der „Times“ vorbei, 
fortan wird auch sie der Gruppe der Skeptiker angehören. Nichtsdestotrotz kommt 
schon bald die alte Lagerbildung wieder verstärkt zum Vorschein. 
Denn sowohl „NY Times“ als auch „LA Times“ erklären die Aufstockung 
etwa zur Jahreshälfte 2007 für gescheitert und leiten daraus die Forderung ab, den 
Truppenabzug unverzüglich einzuleiten. Allenfalls die Begründungen variieren – 
während man in New York noch glaubt, dass ein Rückzug letztlich keinen Unter-
schied mehr mache, da ein Bürgerkrieg ohnehin nicht zu verhindern sei, hält man 
in Los Angeles die Folgen eines Abzugs inzwischen für beherrschbar. Weitgehend 
unbeeindruckt geben sich auch beide von der weiteren Entwicklung im Irak. Zwar 
gestehen sie eine Verbesserung der Sicherheitslage ein, doch bleibt dies letztlich 
ohne Folgen, weder auf die von beiden erhobene Rückzugsforderung, noch auf 
eine etwaige Neubewertung des Krieges. Längst plädieren sie auch deshalb für ei-
nen Truppenabzug, um die frei werdenden Kräfte am Hindukusch einzusetzen. 
Eine Neujustierung ihrer Position unternehmen auch „Post“ und „Tribune“, 
allerdings bezogen auf ihre vormals eher skeptische Einstellung zur Aufstockung. 
Nach anfänglichem Zögern würdigen beide die Fortschritte bei der Sicherheitslage 
als Folge der neuen Irak-Strategie; spätestens im zweiten Halbjahr 2008 dominiert 
ein seit den Januarwahlen von 2005 nicht mehr zur Schau gestellter Optimismus die 
Kommentare. Beide halten die Lage am Ende der Ära Bush insoweit für be-
herrschbar, dass ein Abzug in greifbare Nähe gerückt sei; die „Tribune“ spricht 
jetzt sogar vermehrt von einem „Sieg“ respektive „Frieden“ im Irak. Während die 
„Post“ in den verlustreichen Monaten zu Jahresbeginn 2007 noch gewisse Selbst-
zweifel ob ihrer einstigen Kriegsunterstützung hatte erkennen lassen, diese aber im 
Anschluss nie wieder aufgriff, unterbleibt bei der „Tribune“ jedwede Form der Re-
flexion. Am Ende wagt sie sogar die Prognose, dass der Irak zum größten außenpo-
litischen Triumpf der USA seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs geraten könne. 
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Wohl zweifelt keine der untersuchten Tageszeitungen an den Absichten des 
Iran, insgeheim den Besitz von Kernwaffen anzustreben – eine Überzeugung, die 
auch durch die Veröffentlichung des jüngsten NIE nicht erschüttert wird –, doch 
viel weiter reichen die Gemeinsamkeiten nicht. Gerade in der Frage, wie weit Wa-
shington gehen sollte, um Teheran vom Bau von Atomwaffen abzuhalten, sind die 
Differenzen eher noch gewachsen. Zwar plädieren alle schlussendlich für eine Ver-
schärfung des Sanktionsregimes, auch kritisieren sie die bisherigen Restriktionen als 
nicht ausreichend. Doch sind zumindest „NY Times“ und „LA Times“ nicht be-
reit, aus diesem Befund die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen. Weder wer-
den wirklich umfassende Strafmaßnahmen diskutiert, noch die Möglichkeit in Er-
wägung gezogen, Wirtschaftssanktionen auch unter Umgehung des UN-
Sicherheitsrates zu verhängen. Stattdessen schließen beide die militärische Option 
erstmals ohne Einschränkung aus – die „NY Times“, indem sie dieser eine endgül-
tige Absage erteilt, die „LA Times“, die ihr zumindest für die restliche Amtszeit 
Bushs entsagt. 
Für einen gänzlich anderen Umgang mit Teheran werben hingegen „Post“ 
und „Tribune“. Wenn sie für eine Verschärfung der bisherigen Sanktionen eintre-
ten, dann werden derlei Forderungen stets mit deutlicher Kritik am UN-
Sicherheitsrat verbunden; vor allem die Redaktion in Chicago kommentiert die Rol-
le der Vereinten Nationen zwischenzeitlich nur noch mit beißendem Sarkasmus. 
Beide sind bereit, bei der Verhängung von Sanktionen bis zum Äußersten, also der 
Verabschiedung eines Öl- und Treibstoffembargos, zu gehen, notfalls auch ohne 
die Unterstützung des Sicherheitsrates. Während die „Tribune“ militärischen Maß-
nahmen inzwischen wieder deutlich reservierter gegenübersteht – ohne diese gänz-
lich auszuschließen, schließlich würde Israel mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit aktiv werden, bevor Teheran im Besitz von Atomwaffen sei –, ist es 
die „Post“, die Militärschläge nicht nur für „Notfälle“ durchaus vorsieht, sondern 
diese auch für ein legitimes Mittel zum Aufbau einer Drohkulisse hält. 
Wie schon zuletzt erweist sich Guantanamo auch in dieser Phase als der The-
menkomplex, bei dem am ehesten von einer einheitlichen amerikanischen Blattlinie 
gesprochen werden kann. Nachdem sich „LA Times“ und „Post“ schon in der 
Vergangenheit entsprechend geäußert hatten, vertritt jetzt mit der „NY Times“ ei-
ne dritte Redaktion die Einschätzung, dass die Bush-Administration ein generelles 
Problem mit der Einhaltung von Menschenrechten im Zuge ihrer Gefangenenpolitik 
habe. Als einzige fordert sie am Ende, die politisch Verantwortlichen juristisch zur 
Rechenschaft zu ziehen. So weit gehen „LA Times“ und „Post“ dann doch nicht. 
Letztere assistiert aber immerhin insofern, als dass sie unmissverständlich feststellt, 
dass der Präsident die Anwendung – nicht harscher oder folterähnlicher Verhörme-
thoden, sondern von Folter – gegenüber Terrorverdächtigen autorisiert habe, der-
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weil erstere vom wohl „schändlichsten Vermächtnis“ der Ära Bush spricht. An-
sonsten steht die rechtliche Situation der Guantanamo-Häftlinge im Mittelpunkt. 
Allenthalben wird die Gewährung von Habeas Corpus gefordert, den verbliebenen 
Gefangenen den Prozess zu machen und die Auflösung Guantanamos; letzteres 
auch, obwohl sich die Mehrheit der damit verbundenen Probleme durchaus be-
wusst ist. Nur die „Tribune“ mag sich dem allgemeinen Konsens nicht so recht 
beugen. Zwar verlangt auch sie die Wiederherstellung des Rechts auf Habeas Cor-
pus, ebenso wie sie die Schließung Guantanamos zumindest mittelfristig begrüßen 
würde, und doch fällt ihre Beurteilung der amerikanischen Gefangenenpolitik ver-
gleichsweise nachsichtig aus. Nicht, dass sie diese gutheißen würde, doch äußert sie 
stets auch Verständnis für die politisch verantwortlichen Akteure. Keiner der in-
volvierten Regierungsbeamten hätte in böser Absicht gehandelt. 
6.5.3. Deutsche und amerikanische Tageszeitungen während der fünften 
Phase im Vergleich 
Auch in der fünften und letzten Untersuchungsphase bleibt die Außenpolitik der 
Bush-Administration umstritten. Ein weitgehend einheitliches Urteil kommt ledig-
lich in Bezug auf Guantanamo zustande, beim Iran ist man sich nach wie vor un-
eins, und auch auf den übrigen beiden Analysefeldern überwiegen letztlich die Dif-
ferenzen. Dass es dabei zumeist die gleichen Zeitungen sind, deren Blattlinien ei-
nander ähneln, ist als Befund mitnichten neu, sondern stützt Beobachtungen, wie 
sie bereits in früheren Untersuchungsphasen gemacht wurden. 
Sechs beziehungsweise sieben Jahre nach dem Sturz der Taliban besteht unge-
achtet aller Widrigkeiten länderübergreifend noch immer Einigkeit darin, Afghanis-
tan nicht aufzugeben. Darüber hinaus lässt sich gerade auf deutscher Seite im Zuge 
der NATO-Frühjahrsoffensive eine Militarisierung in der Argumentation beobach-
ten, so dass anders als zuletzt nicht länger die Strategie in Frage gestellt, sondern 
vielmehr einer militärischen Entscheidungsfindung das Wort geredet wird. Zudem 
ist mit SZ, FAZ und „Welt“ eine Mehrheit dazu bereit, der wiederholt geäußerten 
Kritik an bestehenden Einsatzvorbehalten Taten folgen zu lassen, weshalb alle drei 
auch eine Ausweitung des Bundeswehreinsatzes in die umkämpften Regionen im 
Süden und Osten Afghanistans unterstützen. Womit die deutsche Seite Anfang 
2007 mehrheitlich an dem Punkt angekommen ist, den die amerikanischen Redak-
tionen argumentativ schon länger vertreten: mehr Soldaten für Afghanistan, vor 
allem europäische, da die Vereinigten Staaten im Irak gebunden sind. Allerdings 
geht die SZ zu derartigen Forderungen bald schon wieder auf Distanz und bringt 
abermals zivile Lösungsansätze ins Gespräch – darunter auch Verhandlungen mit 
„gemäßigten“ Vertretern der Taliban. Ein Vorschlag, der von amerikanischer Seite 
nicht aufgegriffen wird und mutmaßlich nicht einmal die Unterstützung der „NY 
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Times“ und „LA Times“ hätte, die ansonsten durchaus Wert auf die Feststellung 
legen, dass es keine rein militärische Entscheidungsfindung am Hindukusch geben 
könne. Schließlich sollten die von einer Mehrheit geteilten Grundüberzeugungen 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine erhebliche Minderheit die Schuldigen an 
der afghanischen Misere nahezu ausschließlich auf der jeweils anderen Seite des 
Atlantiks verortet. Auch der Tonfall weist auf erhebliche Verstimmungen hin, wenn 
der eine Teil an der Zuverlässigkeit der Verbündeten zweifelt, sobald es ernst wird, 
und der andere Washington vorwirft, den gemeinsamen Kampf um die „Herzen 
und Köpfe“ der Afghanen zu unterminieren. 
Der spätestens nach Samarra allenthalben vorherrschende Pessimismus, auf 
US-Seite noch verstärkt durch ein allgemeines Ohnmachtsgefühl, den weiteren 
Lauf der Dinge nicht mehr entscheidend beeinflussen zu können, hatte zuletzt dazu 
geführt, dass sich deutsche und amerikanische Redaktionen in Bezug auf den Irak 
ungewohnt einig waren. Allerdings trug die von „NY Times“ und „LA Times“ ge-
führte Debatte um eine baldige Abzugsperspektive schon wieder den Keim künfti-
ger Differenzen in sich. Zunächst aber gehen derlei Unterschiede in der Diskussion 
um ISG-Bericht und „Surge“-Strategie noch unter. Während ersterer zwar nirgends 
auf uneingeschränkte Zustimmung stößt, aber von einigen immerhin in Teilen für 
durchaus sinnvoll befunden wird, stößt letztere überall auf Skepsis, zuweilen gar auf 
entschiedene Ablehnung. Selbst die „LA Times“, die das Vorhaben als einzige zu-
nächst befürwortet, wechselt Anfang Mai ins Lager der Skeptiker. Es ist dies die 
Phase, in der auch die „Post“ merklich mit ihrer früheren Unterstützung für den 
Irak-Krieg hadert und geneigt scheint, sich der inzwischen beiderseits des Atlantiks 
vorherrschenden Mehrheitsmeinung anzuschließen. 
Der von keiner Seite so erwartete Erfolg bei der Stabilisierung des Irak sorgt 
dann allerdings dafür, dass die aus früheren Phasen bekannte Lagerbildung wieder 
die Oberhand gewinnt. Während FAZ und „Welt“, „Post“ und „Tribune“ spätes-
tens zum Jahreswechsel 2007/08 die Fortschritte im Land nicht nur anerkennen, 
sondern ausdrücklich auch als Verdienst der Aufstockung würdigen, hält die andere 
Seite lange Zeit an ihrer pessimistischen Einschätzung fest. Selbst, als die gewandel-
te Sicherheitslage nicht länger ignoriert werden kann, mögen SZ und FR keinen 
Zusammenhang zur „Surge“-Strategie erkennen beziehungsweise nicht an eine 
dauerhafte Entwicklung glauben. Währenddessen haben sich „NY Times“ und 
„LA Times“ längst innerlich vom Zweistromland verabschiedet – jedenfalls bleibt 
die verbesserte Sicherheitslage an Euphrat und Tigris ohne Einfluss auf ihre seit 
Sommer 2007 regelmäßig erhobene Forderung nach einem amerikanischen Trup-
penabzugs. Ein Ansinnen, das so weder von der SZ2725 noch von der FR geäußert 
                                                          
2725 Klüvers Kommentar bleibt hier die Ausnahme – vgl. Reymer Klüver, Zu schwach zur Umkehr. In: SZ vom 
30.12.2006. 
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wird. Eine ganz andere Stimmungslage vermittelt hingegen die Gruppe um FAZ 
und „Welt“, „Post“ und „Tribune“. Wo die FAZ nur verhalten optimistisch davon 
spricht, dass das „Schlimmste“ wohl überstanden sei, geben sich die früheren 
Unterstützer der Invasion wesentlich zuversichtlicher. Für sie ist der Irak-Krieg 
jetzt wieder ein „Erfolg“; die Lage vor Ort im Großen und Ganzen beherrschbar. 
Eine Revision ihrer früheren Kriegsunterstützung, wie sie zumindest bei der „Post“ 
zwischenzeitlich möglich schien, unternimmt hingegen keine der untersuchten Ta-
geszeitungen. 
Abseits der gemeinsamen Überzeugung, dass der Iran tatsächlich nach Kern-
waffen strebt, bleibt der Atomstreit ein Thema, das beiderseits des Atlantiks ganz 
unterschiedliche Reaktionen hervorruft. Grundsätzlich lassen sich diese noch im-
mer in die bereits aus der vorherigen Untersuchungsphase bekannten Gruppen un-
terteilen, wobei die FR mit ihrer Blattlinie nach wie vor allein steht. Doch auch in-
nerhalb der beiden größeren Fraktionen kommt es zu weiteren Ausdifferenzierun-
gen – ein sicheres Indiz dafür, dass niemand über ein wirklich erfolgversprechendes 
Konzept zur Verhinderung einer iranischen Atombombe verfügt; abgesehen von 
einer Intervention mit Bodentruppen, was angesichts der damit verbundenen Kon-
sequenzen allerdings keiner Redaktion als erstrebenswert gilt. 
Die größte Gruppe bilden dabei noch immer FAZ und „Welt“, „Post“ und 
„Tribune“. Alle vier treten für einen harten, kompromisslosen Umgang mit Tehe-
ran ein. Während der gesamten Untersuchungsphase, auch im Anschluss an die 
Veröffentlichung des umstrittenen NIE, fordern sie eine Verschärfung des bisheri-
gen Sanktionsregimes, wobei sie angesichts der Widerstände im Sicherheitsrat 
durchaus geneigt sind, zusätzliche Restriktionen auch ohne weiteren UN-Beschluss 
zu unterstützen. Entsprechend deutlich fallen die Worte in Richtung der Weltorga-
nisation aus, wobei die Kritik auf amerikanischer Seite noch einmal wesentlich um-
fangreicher daherkommt. Ebenfalls nicht einheitlich steht die Gruppe zur militäri-
schen Option. Während keine diese in letzter Konsequenz ausschließen mag, wird 
sie lediglich von „Post“ und „Welt“ offen als mögliches Instrument zur Verhinde-
rung einer iranischen Atombombe diskutiert. 
Einen anderen Ansatz verfolgen hingegen SZ, „NY Times“ und „LA Times“. 
Allen gemein ist zunächst, dass sie ihre Unsicherheit, vielleicht auch Ratlosigkeit im 
Umgang mit Teheran offener kommunizieren als die Konkurrenz. Zwar treten 
„NY Times“ und „LA Times“ entschlossen für eine Verschärfung der bestehenden 
Sanktionen ein, beschränken sich dabei aber auf eine Umsetzung ausschließlich im 
Rahmen der Vereinten Nationen. Zugleich drücken sie ihre Zweifel darüber aus, 
inwieweit sich der Iran von den beschlossenen beziehungsweise noch zu beschlie-
ßenden Restriktionen auch tatsächlich beeindrucken lasse. Derart deutlich artiku-
liert die SZ ihre Skepsis nicht und scheint doch nicht so recht zu wissen, wie man 
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am besten mit Teheran verfahren solle, jedenfalls stützt die Fülle der vorgeschlage-
nen Gegenmaßnahmen diesen Eindruck. 2008 hat sie sich dann zumindest bis auf 
Weiteres auf eine Verschärfung des bestehenden Sanktionsregimes festgelegt, was 
ziemlich genau der Position von „NY Times“ und „LA Times“ entspricht. Darüber 
hinaus zeichnet sich die Gruppe durch ihre deutliche Ablehnung der militärischen 
Option aus. Eine endgültige Festlegung erfolgt allerdings nur seitens der „NY  
Times“. 
Die dritte und letzte Richtung wird von der FR allein vertreten, die sich zwar 
erstmals für die Verhängung von Sanktionen ausspricht, diese aber eher als ein In-
strument zur Eindämmung Washingtons denn Teherans versteht, konkret um ei-
nem befürchteten Militärschlag Bushs zuvorzukommen. Wie sie überhaupt den von 
Amerika ausgehenden Gefahren ungleich größeren Raum einräumt als jenen, die 
von iranischen Kernwaffen herrühren. Allen untersuchten Tageszeitungen ist dann 
wieder gemein, dass sie sich von den Ergebnissen des NIE in ihrer Argumentation 
nicht nachhaltig beeinflussen lassen. Während die erste Gruppe auf Widersprüche 
im Bericht verweist beziehungsweise ganz allgemein dessen Glaubwürdigkeit in 
Zweifel zieht, fühlen sich die übrigen in ihrem Ruf nach Sanktionen bestätigt – Te-
heran reagiere offensichtlich rational auf Druck von außen. 
Tendenziell die größte Übereinstimmung herrscht einmal mehr bei Guanta-
namo vor. Einig ist man sich in der Ablehnung der amerikanischen Gefangenenpo-
litik, wobei länderübergreifend mittlerweile eine Mehrheit die Bush-Administration 
systematischer Menschenrechts-Verletzungen bezichtigt. Doch auch die Minderheit 
beklagt den entstandenen Schaden am amerikanischen Rechtsstaat. Einzig die 
„Tribune“ zeigt Verständnis, ohne die Methoden selbst gutzuheißen. Speziell auf 
Guantanamo bezogen, fordern mittlerweile alle mehr oder weniger explizit die Auf-
lösung des Lagers; dass sich dieses Vorhaben allerdings nicht so ohne Weiteres in 
die Tat umsetzen lässt, wird ebenfalls von einer Mehrheit eingeräumt. Wenn von 
SZ und FR allerdings darauf gedrängt wird, ehemalige Guantanamo-Häftlinge hier-
zulande aufzunehmen, dann ist dies eine Forderung, die sich dergestalt in keiner 
der untersuchten US-Zeitungen wiederfindet. 
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7. Schlussbetrachtungen 
Erklärtes Ziel dieser Untersuchung war es, vor dem Hintergrund der wohl schwers-
ten Krise im deutsch-amerikanischen Verhältnis seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs, der unterschiedlichen medialen Perzeption und Darstellung der transatlanti-
schen Beziehungen beiderseits des Atlantiks nachzuspüren. Denn dass dieses Zer-
würfnis, welches zeitweilig gar an den Grundfesten der seit Jahrzehnten fest eta-
blierten westlichen Bündnis- und Interessensgemeinschaft rührte, seine Spuren 
auch in der medialen Berichterstattung beider Staaten hinterlassen haben musste, 
stand von vornherein außer Frage. Und so interessierte dabei insbesondere die un-
terschiedliche Darstellung und Beurteilung der beiderseitigen, angesichts der Quel-
lenlage vor allem amerikanischen Außenpolitik nach den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 während der ersten und der zweiten Amtszeit Bushs. Angesichts des 
messbaren Einflusses, den Medienkommentatoren auf die öffentliche Meinungs-
findung ausüben, bildeten die Kommentare acht ausgewählter Tageszeitungen aus 
Deutschland und den USA die Grundlage der Untersuchung. Schließlich stand der 
begründete Verdacht im Raum, dass es die Medien selbst waren, die – wenn auch 
nicht als Verursacher der Krise, so doch als deren Katalysator – mittels ihrer 
Kommentare gehörig dazu beigetragen hatten, dass das transatlantische Verhältnis 
in den Jahren nach „9/11“ und Irak-Krieg merklich abgekühlt war; ein Zustand, 
der im Grunde genommen bis heute anhält. 
Um diesem Verdacht auf den Grund zu gehen, wurden zwei Forschungshypo-
thesen gebildet, die es anhand des Untersuchungsmaterials zu überprüfen galt, na-
mentlich 
1. dass amerikanische Medien die US-Außenpolitik grundsätzlich positiver dar-
stellen als die deutschen und 
2. dass deutsche und amerikanische Medien für internationale Missstände und 
Versäumnisse primär die Politik des jeweils anderen verantwortlich machen. 
Wie also steht es um den Wahrheitsgehalt der als Vermutung formulierten Hypo-
thesen? Können beide angesichts der inhaltsanalytischen Befunde als verifiziert gel-
ten? 
Betrachtet man die auf den vorangegangenen Seiten dargelegten Untersu-
chungsergebnisse insbesondere aus der vergleichenden Analyse, so können insge-
samt weder die erste, noch die zweite Hypothese vor allem hinsichtlich ihrer Pau-
schalität als zutreffend bezeichnet werden. Gewiss lassen sich beide zeitweilig auf 
einzelnen Analysefeldern beziehungsweise im Rahmen einzelner Medien nachwei-
sen, greifen aber generell zu kurz, wenn es darum geht, den medialen Diskurs bei- 
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der Länder umfassend zu beschreiben. Im Gegenteil können sogar stark gegenläu-
fige Tendenzen beobachtet werden, welche in beiden genannten Hypothesen nur 
unzureichend beziehungsweise gar nicht zum Ausdruck kommen. 
Doch der Reihe nach. So werden bereits die während der ersten Untersu-
chungsphase beobachteten Argumentationsmuster durch Forschungshypothese 1 
nur in unzureichendem Maße abgebildet. Wohl erweist es sich als zutreffend, dass 
Washingtons Außenpolitik in den ersten Wochen und Monaten nach den Anschlä-
gen vom 11. September von den untersuchten US-Medien nahezu ausschließlich 
positiv bewertet wird. Ein Befund, der allerdings mitnichten nur die Redaktionen 
jenseits des Atlantiks betrifft; in ihrem Urteil ob der amerikanischen Reaktion auf 
den Terror sind sich die englischsprachigen Kommentatoren mit ihren hiesigen 
Pendants, von Ausnahmen abgesehen, weitgehend einig. Zwar müssen derlei Be-
obachtungen noch nicht grundsätzlich gegen Hypothese 1 sprechen – diese wurde 
vor dem Hintergrund des deutsch-amerikanischen Zerwürfnisses formuliert. Von 
einem solchen kann unmittelbar nach den Attentaten von New York und Washing-
ton freilich noch keine Rede sein. Im Gegenteil liefert die erste Untersuchungspha-
se hier einen anschaulichen Beleg dafür, dass der transatlantische Schulterschluss 
nach „9/11“ eben kein bloßes Lippenbekenntnis amtierender Politiker war; dass 
der dahinterstehende deutsch-amerikanische Konsens, sich einer neuen, gemeinsa-
men Bedrohung in Gestalt des islamisch geprägten Terrorismus gegenüberzusehen, 
vielmehr auch von einer breiten medialen Öffentlichkeit getragen wurde. 
Eine zunehmende Polarisierung des medialen Meinungsspektrums tritt dann 
sukzessive im Laufe der zweiten Untersuchungsphase, insbesondere natürlich im 
Vorfeld des sich abzeichnenden Irak-Kriegs, zutage. Dessen Ablehnung fällt auf 
deutscher Seite im Verhältnis 3 zu 1 tatsächlich stärker als auf amerikanischer Seite 
(2 zu 2) aus, was im ersten Moment Hypothese 1 zu bestätigen scheint. Doch bei 
näherer Betrachtung häufen sich die Widersprüche. Wohl fällt der Grad der Ableh-
nung auf US-Seite niedriger als auf deutscher Seite aus, schließlich lehnen die ver-
meintlichen Kriegsgegner von „NY Times“ und „LA Times“ ein militärisches Ein-
greifen nicht per se, sondern nur den amerikanischen Alleingang ab. Daran aber 
zeigt sich schon, dass das Urteil zur US-Außenpolitik im Vorfeld des Irak-Kriegs 
alles andere als positiv ausfällt – stellt doch die Unfähigkeit der Bush-
Administration, selbst traditionelle Verbündete für einen Waffengang am Golf zu 
gewinnen, ein gravierendes Defizit dieser Politik dar. Weitaus schwerer wiegt indes 
der Befund, dass die Differenzen der jeweiligen Medien untereinander kaum gerin-
ger ausfallen als im internationalen Vergleich. Auf dem Höhepunkt des transatlanti-
schen Zerwürfnisses – immerhin die Phase, in der Kagan seine vielzitierte These 
aufstellte, nach der die Amerikaner vom Mars, die Europäer von der Venus seien1 – 
                                                          
1 Vgl. Robert Kagan, Power and Weakness, S. 3. 
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kann von einer Spaltung medial vermittelter Meinungsbilder entlang nationaler 
Grenzen jedenfalls keine Rede sein. Wenn nicht weniger als die Hälfte der unter-
suchten US-Zeitungen, darunter mit der „NY Times“ das Flaggschiff der amerika-
nischen Presse schlechthin, den von der Bush-Administration verfolgten Kurs in 
der Irak-Politik ablehnt, dann zeigt sich darin auch, dass die US-Regierung andert-
halb Jahre nach „9/11“ längst nicht mehr die ungeteilte mediale Zustimmung im 
Land genießt. Umgekehrt kann von einer nahezu flächendeckenden Ablehnung der 
US-Außenpolitik durch die hiesige Presselandschaft, wie es das damalige, in Um-
fragen wiederholt belegte öffentliche Meinungsklima zu suggerieren schien,2 eben-
falls keine Rede sein. Immerhin existiert mit der „Welt“ eine klare Unterstützerin 
der amerikanischen Position, und auch von Seiten der FAZ erfährt die Bush-
Administration viel Zustimmung – wenn auch gerade nicht im Moment der unmit-
telbaren Kriegsentscheidung. Am erstaunlichsten aber muss die Bewertung der 
deutschen Politik in Hinblick auf den Irak anmuten: Schröders frühzeitige Ableh-
nung militärischer Mittel im Rahmen des Bundestagswahlkampfes 2002 wird näm-
lich hierzulande unisono von allen Medien kritisiert, derweil „NY Times“ und 
„LA Times“ die Einwände des Bundeskanzlers zunächst durchaus zu würdigen 
wissen. Auch wenn dieser Befund, je näher der Irak-Krieg rückt, wieder ein wenig 
relativiert wird und vermutlich auch dem Umstand geschuldet ist, dass die Durch-
dringung der deutschen Position in den US-Medien nicht ansatzweise mit der glei-
chen Intensität erfolgt wie die der amerikanischen – eine grundsätzlich kritischere 
Bewertung der Berliner Außenpolitik durch die US-Presse lässt sich jedenfalls nicht 
konstatierten. 
Indes steht der wichtigste Befund der zweiten Untersuchungsphase, nament-
lich dass die nationalen Unterschiede den internationalen in nichts nachstehen, 
exemplarisch für eine Beobachtung, die sich auch in späteren Phasen auf die meis-
ten Analysefelder übertragen lässt. Stets lässt sie sich am Irak machen, wo die Un-
terschiede zwischen Befürwortern und Gegnern der Invasion noch Jahre später 
fortwirken,3 zunehmend auch im Atomstreit mit Teheran, bei dem die Fürsprecher 
eines harschen Sanktionsregimes jenen, die vornehmlich auf Verhandlungen und 
Zugeständnisse setzen, unvereinbar gegenüberstehen und am Ende sogar in Af-
ghanistan, wenn militärische und zivile Lösungsansätze aufeinanderprallen. Auf 
dem einzigen Analysefeld, auf dem größtenteils Einigkeit vorherrscht, nämlich 
beim Umgang Washingtons mit etablierten Menschenrechtsstandards, fällt das me- 
  
                                                          
2 Exemplarisch sei hier eine von der Wochenzeitschrift „Stern“ in Auftrag gegebene Forsa-Umfrage zitiert, nach 
der Anfang März 2003, also wenige Wochen vor Kriegsausbruch, 86 % aller befragten Deutschen einen Krieg 
im Irak ablehnten. Lediglich 10 % äußerten ihre Unterstützung für ein militärisches Vorgehen der USA gegen 
Saddam Hussein – vgl. 86 Prozent gegen Krieg. In: Die Welt vom 06.03.2003, S. 2. 
3 Für die FAZ gilt diesbezüglich die Einschränkung, dass sie zwar die unmittelbare Kriegsentscheidung ablehnt, 
später jedoch stets analog zu den Unterstützern der Intervention argumentiert. 
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diale Urteil gleichermaßen verheerend aus. Im Zweifel äußert sich die amerikani-
sche Seite sogar noch negativer als die deutsche, was auch der intensiveren Behand-
lung des Themas in US-Medien geschuldet ist. 
Womit Hypothese 1 insgesamt als falsifiziert betrachtet werden darf. Ein Ur-
teil, dass so mehr oder weniger auch auf Forschungshypothese 2 zutrifft. Ein-
schränkend sei vorausgeschickt, dass sich diese nur auf drei der fünf Analysefelder 
überprüfen lässt – wo Deutschland als handelnder Akteur weitgehend ausfällt, na-
mentlich in den Kategorien 11. September und Menschenrechte, ist eine gegenseitige 
Schuldzuweisung schon von vornherein so gut wie ausgeschlossen. Doch auch auf 
den übrigen Analysefeldern lässt sich Hypothese 2 allenfalls eingeschränkt bestäti-
gen. Zu schwer wiegt etwa im Falle des Irak der Umstand, dass die Bush-
Administration mit ihrem Entschluss zur Intervention auch die Verantwortung für 
die weitere Entwicklung des Landes übernommen hat – unabhängig davon, inwie-
weit sie jetzt selbst zur Eskalation der Gewalt durch eigene Versäumnisse und 
Fehlentscheidungen beigetragen hat. Wohl wird nach dem Sturz Husseins allent-
halben eine Internationalisierung des Konflikts gefordert, doch nachdem sich ab-
zeichnet, dass in den potentiellen Entsendestaaten hierfür keine Mehrheiten existie-
ren, verschwindet das Thema auch wieder von den Meinungsseiten. Nur „Post“ 
und „Tribune“ nehmen die Verweigerungshaltung der Verbündeten inklusive 
Deutschlands überhaupt zum Anlass, umfassende Kritik zu üben. 
Um einiges ergiebiger in Hinblick auf Hypothese 2 erweist sich das Themen-
feld Iran. Wiederum sind es vor allem „Post“ und „Tribune“, deren Kritik sich lan-
ge Zeit auf die aus ihrer Sicht zu nachsichtige Verhandlungsführung der EU-3, also 
Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens, konzentriert; umgekehrt vermit-
telt insbesondere die FR den Eindruck, dass die eigentliche Gefahr im Atomstreit 
nicht von Teheran, sondern von Washington ausgehe. Am deutlichsten kommt es 
gleichwohl beim Thema Afghanistan zu gegenseitigen Schuldzuweisungen – ausge-
rechnet dort, wo man von Anfang an gemeinschaftlich engagiert ist. So herrscht 
insbesondere während der zweiten Untersuchungsphase in hiesigen Redaktionen 
der Eindruck vor, dass die Vereinigten Staaten Afghanistan zugunsten des Irak ver-
nachlässigten. Vergleichbare Vorwürfe werden zwar auch in US-Medien laut, je-
doch zumeist um die Forderung nach zusätzlichen NATO-Soldaten vor allem der 
europäischen Staaten einschließlich Deutschlands ergänzt. Auch in nachfolgenden 
Untersuchungsphasen kommt in der US-Presse regelmäßig der Wunsch nach wei-
teren Soldaten zum Ausdruck, wobei einzig die Kommentare von „Post“ und 
„Tribune“ deren weitgehendes Ausbleiben ein ums andere Mal thematisieren. 
Ebenfalls nur hier wird darin eine der Hauptursachen für die drohende Niederlage 
der am Hindukusch engagierten westlichen Staatengemeinschaft verortet. Ein 
Vorwurf, den die deutsche Seite so nicht äußert – wohl auch, weil keine Redaktion 
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den Eindruck vermittelt, dass es lediglich eines verstärkten militärischen Engage-
ments bedürfe, um Afghanistan zu stabilisieren. Einzig die FR findet vergleichbar 
drastische Worte für die Politik der Bush-Administration, wenn auch mit völlig an-
derer Stoßrichtung. Geht es ihr doch gerade nicht um mehr Soldaten; überhaupt 
konzentriert sich die Afghanistan-Debatte aus Sicht der Frankfurter allzu sehr aufs 
Militärische. Vielmehr sei es gerade Washingtons Anti-Terror-Kampf, der das Wer-
ben des Westens um die Herzen und Köpfe der Afghanen unterminiere. Nach 
Frankfurter Lesart ist es also die amerikanische Vorgehensweise am Hindukusch, 
die geradewegs in die Niederlage führe. Unterm Strich bleibt indes die Erkenntnis, 
dass sich stets nur ein Teil des medialen Spektrums an gegenseitigen Schuldzuwei-
sungen beteiligt – auf amerikanischer Seite vor allem „Post“ und „Tribune“, auf 
deutscher die FR –, die Mehrheit jedoch nicht. Entsprechend muss auch Hypothe-
se 2 als falsifiziert gelten. 
Wenn aber die Differenzen bereits im nationalen Vergleich so groß sind, dass 
guten Gewissens weder von einer typisch deutschen noch einer typisch amerikani-
schen Blattlinie gesprochen werden kann, dann lassen sich diese auch nicht da-
durch erklären, auf welcher Seite des Atlantiks die Redaktionen jeweils ihren Sitz 
haben. Zieht man ferner in Betracht, dass es gerade länderübergreifend häufig zu 
ganz ähnlichen Erklärungen und Einschätzungen kommt und dies auch noch zwi-
schen den immer gleichen Untersuchungsobjekten, drängt sich vielmehr eine ande-
re Erklärung auf: Dass nämlich weniger die nationale Zuordnung der Medien, als 
vielmehr deren politische Ausrichtung dafür ausschlaggebend ist, welches Bild sie 
ihren Lesern von der Washingtoner respektive der Berliner Außenpolitik vermit-
teln. Denn selbstverständlich umfassen politische Grundüberzeugungen innen- wie 
außenpolitische Themenkomplexe gleichermaßen. Entsprechend sind die beobach-
teten Gemeinsamkeiten zwischen den in der Tendenz eher konservativen Medien – 
FAZ und „Welt“, „Post“ und „Tribune“ – beziehungsweise eher links-liberalen – 
SZ, „NY Times“ und „LA Times“ – dann auch am größten. Überall dort, wo poli-
tische Positionen als redaktionelle Leitlinien schriftlich fixiert sind, wird dieser Zu-
sammenhang besonders deutlich. Nicht von ungefähr ist es „Die Welt“, die hierzu-
lande Amerikas Außenpolitik am stärksten befürwortet, hat doch die sie herausge-
bende „Axel Springer SE“ ihre Mitarbeiter am Tag nach den Anschlägen vom 11. 
September zur „Unterstützung des transatlantischen Bündnisses und […] Solidari-
tät […] mit den Vereinigten Staaten von Amerika“ verpflichtet.4 Und auch die um-
fassende Ablehnung, die die Politik der Bush-Administration seitens der FR erfährt, 
lässt sich in Gestalt einschlägiger Verlagsvorgaben erklären. Der in den Arbeitsver-
trägen ihrer Mitarbeiter fixierte Grundsatz, wonach die FR „Gewalt als […] In-
strument zwischenstaatlicher Beziehungen“ grundsätzlich ablehnt und nur „auf das 
                                                          
4 Zit. nach Axel Springer SE, Unternehmensgeschichte der Axel Springer AG. Internationalisierung (1996-2006). 
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Recht auf Notwehr“ beschränkt sehen möchte, verpflichtet die Frankfurter Redak-
tion regelrecht zur Opposition gegenüber einer amerikanischen Außenpolitik, die 
auf Präventivschläge und militärisch herbeizuführende Regimewechsel setzt.5 
All diese Beobachtungen bleiben indes nicht ohne Konsequenzen für die Rol-
le, die eingangs dieser Untersuchung Medienkommentaren im transatlantischen 
Zerwürfnis zugeschrieben wurde. Jedenfalls scheint die These, dass veröffentlichte 
Meinungen nicht nur als Spiegel des deutsch-amerikanischen Streits fungiert, son-
dern diesen selbst maßgeblich mitgetragen und befördert hätten, nicht länger halt-
bar zu sein. Gewiss tauchen auch im medialen Diskurs all die klassischen Argumen-
te zwischen Kriegsgegnern und -befürwortern, zwischen Protagonisten und Anta-
gonisten der Außenpolitik Washingtons auf, die seinerzeit die öffentliche Diskussi-
on maßgeblich mitgeprägt hatten – wenn auch mit bisweilen merklich anderer Ge-
wichtung, beispielsweise erfährt der auf keiner Demonstration fehlende Vorwurf, 
dass Bush lediglich einen „Krieg ums Öl“ führe, abseits der FR keine besondere 
Beachtung –, nur beschränken sie sich eben nicht auf eine Seite, sondern werden 
tatsächlich beiderseits des Atlantiks in vergleichbarem Umfang ausgetauscht. Wo-
mit nicht ausgeschlossen werden soll, dass die in ihren Aussagen und Werturteilen 
insgesamt höchst heterogene Presselandschaft nicht auch hier im Rahmen der in 
der Theorie der kognitiven Dissonanz beschriebenen Beziehung zwischen Medium 
und Rezipient bei ihren Lesern vorhandene Einstellungen bestätigt und bestärkt 
hat. Die im Gefolge der Anschläge vom 11. September entstandene Kluft im 
deutsch-amerikanischen Verhältnis aber lässt sich allein auf Grundlage der Medien-
kommentare beider Länder nicht erklären; ihre Rolle dürfte insgesamt wesentlich 
geringer ausgefallen sein als zu Beginn dieser Untersuchung gemutmaßt. Dies nicht 
zuletzt deshalb, weil sich eine weitere Annahme als so nicht zutreffend herausge-
stellt hat: Dass nämlich bei der Beurteilung außenpolitischer Themen tendenziell 
eine größere Übereinstimmung der Medien untereinander vorherrscht. Doch ab-
seits der gemeinsamen Ausnahmesituation rund um die Anschläge vom 11. Sep-
tember konnte derartiges, mit Ausnahme Guantanamo Bays auf Kuba, nicht beo-
bachtet werden. Letzteres bietet i.Ü. durchaus Anlass zur Hoffnung: Wenn nämlich 
                                                          
5 Zit. nach Heiko Flottau, Liberal auf schwankendem Boden, S. 98. – Wenn die „LA Times“ ungeachtet ihrer 
eigenen außenpolitischen Leitlinien mit Blick auf Afghanistan, Irak und Iran dennoch für einen eher restrikti-
ven Einsatz militärischer Mittel plädiert, so widerspricht dies keineswegs dem vermuteten Einfluss redaktionel-
ler Richtlinien auf Kommentare. Vielmehr handelt es sich um die buchstäbliche Umsetzung besagter Leitlinien, 
die zwar den Einsatz militärischer Mittel mitnichten ausschließen, ihn aber auch nicht zwingend vorschreiben. 
Die einzige Abweichung in der Sache – der Ausschluss der militärischen Option im Atomstreit mit Teheran – 
wird genauso begründet: als Ausnahme von der Regel, die sich i.Ü. ausschließlich auf die verbliebene Amtszeit 
Bushs bezieht. Gleiches gilt für die eingeleiteten Demokratisierungsprozesse in Afghanistan und im Irak: Beide 
werden zu Beginn durchaus begrüßt und erst mit zunehmender Dauer des jeweiligen Engagements immer 
skeptischer beurteilt. Was freilich eher Ausdruck einer realistischen Lageeinschätzung seitens der „Times“ ist, 
denn ein Verstoß gegen die eigenen, selbst auferlegten Leitlinien – „The United States should be an unabashed 
promoter of freedom and democracy in the world, ready to work with others to help ease the burdens of less 
fortunate nations. We believe that the United States should have, and sometimes must use, the strongest mili-
tary in the world.“ About The Times’ editorial board. 
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der fragwürdige Umgang Washingtons mit etablierten Menschenrechtsstandards, 
nicht nur in Guantanamo, sondern im weltweiten Kampf gegen den Terror insge-
samt, von sämtlichen untersuchten Medien beiderseits des Atlantiks unisono 
schwer verurteilt wird, waren die zahlreichen Nachrufe auf den Fortbestand der 
westlichen Wertegemeinschaft offensichtlich doch verfrüht. Denn dann stand die 
US-Regierung mit ihrer Einstellung in bestimmten Menschenrechtsfragen auch im 
eigenen Land weitgehend isoliert da. 
Man kann die abschließenden Befunde dieser Untersuchung durchaus positiv 
sehen, nämlich dass der mediale Diskurs beiderseits des Atlantiks insgesamt doch 
pluralistischer ausfällt, als ihm bisweilen unterstellt wird. Und: Sofern man den un-
tersuchten Medien tatsächlich vorhalten will, ihrer Rolle als vierte Gewalt im Staate 
nicht nachgekommen zu sein – Hypothese 1 hatte derartiges im Zusammenhang 
mit dem Irak immerhin angedeutet –, dann müsste man ein solches Versäumnis 
eher im Vorfeld des Afghanistan-Kriegs verorten. Hier fand tatsächlich nirgends 
eine Abwägung um das Für und Wider eines Waffengangs am Hindukusch statt; 
mögliche Folgen wurden erst diskutiert, als Vertreter der afghanischen Opposition 
bereits auf dem Petersberg in Bonn zusammengekommen waren, um über die Zu-
kunft ihres Staates zu beraten. Und noch einer Legendenbildung gilt es vorzubeu-
gen: Von der Existenz irakischer Massenvernichtungswaffen zeigten sich die Zei-
tungen beider Länder lange Zeit überzeugt. Einzig in der FR wurden gewisse Zwei-
fel zumindest am vermuteten Umfang der Bedrohung laut, insgesamt aber war die 
völlige Fehleinschätzung der irakischen Waffenprogramme kein alleiniges US-
Phänomen. Alles andere hätte auch bedeutet, dass den Medien bessere Quellen zur 
Verfügung standen als den Geheimdiensten. Wie inzwischen bekannt wurde, unter-
stand einer der Hauptbelastungszeugen der Amerikaner für die Existenz der iraki-
schen Massenvernichtungswaffen ausgerechnet dem Schutz des BND.6 
Es bleibt zu hoffen, dass rund zweieinhalb Jahrzehnte nach dem Ende des 
Kalten Kriegs und immerhin eine halbe Dekade nach den Verheerungen der Bush-
Jahre ein Bewusstsein für die transatlantische Gemeinschaft, die doch gerade auch 
eine Wertegemeinschaft ist, beiderseits des Atlantiks erhalten bleibt. Dabei ist es 
der 44. US-Präsident Barack Obama, unter dem sich die Vereinigten Staaten von 
Amerika zunehmend von ihrer Rolle als Weltordnungsmacht verabschieden. Eben 
erst hat deren Verteidigungsminister Chuck Hagel eine Reduzierung des US-Heeres 
aus Kostengründen auf rund 450 000 Mann verkündet; eine Größe, die die USA 
letztmalig 1940 unterschritten.7 Über ein Jahrzehnt „globaler Krieg gegen den Ter-
ror“ – auch wenn dieser von der Obama-Administration nicht mehr so genannt 
                                                          
6 Vgl. Bob Drogin, Codename Curveball. 
7 Obama will seine Armee schrumpfen. In: Die Welt vom 26.02.2014, S. 6. 
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wird – und annähernd 7000 Tote8 allein unter den US-Streitkräften haben die ame-
rikanische Gesellschaft kriegsmüde werden lassen. Nicht von ungefähr beschränkt 
sich die US-Regierung in ihrem Kampf gegen den „Islamischen Staat“, den sie erst 
nach langem Zögern und im Angesicht eines bevorstehenden Genozids an den ira-
kischen Jesiden aufgenommen hat, ausschließlich auf Angriffe aus der Luft; den 
gefährlicheren Kampf am Boden überlässt sie lieber kurdischen und irakischen 
Einheiten. Wie sehr die isolationistische Strömung im Land zuletzt an Zuspruch 
gewonnen hat, lässt sich auch an den Erfolgen der sogenannten Tea-Party-
Bewegung ablesen. Der anhaltende Haushaltsstreit der letzten Jahre, der mehrfach 
dazu geführt hat, dass die USA die Gehälter und Pensionen ihrer Staatsbedienste-
ten nicht rechtzeitig bezahlen konnten, dürfte das Verständnis vieler Amerikaner 
für teure Auslandsengagements ihrer Regierung ebenfalls nicht gerade befördert 
haben. Zumal auch die strategische Notwendigkeit hierfür nachgelassen hat – neue 
Fördertechnologien haben den Vereinigten Staaten eine gewachsene Unabhängig-
keit von ausländischen, in diesem Zusammenhang primär arabischen Ölimporten 
beschert. Schon wird damit gerechnet, dass die USA mittelfristig vom Energieim-
porteur zum -exporteur aufsteigen werden.9 
Doch auch wenn es uns die Vereinigten Staaten nicht immer leicht machen – 
die Verstimmungen ob der Spionageaktivitäten der amerikanischen NSA auch auf 
deutschem Boden sind noch immer nicht ganz abgeklungen –, neue, verlässlichere 
Partner sind auf internationaler Bühne sowohl für Deutschland als auch für Europa 
nicht in Sicht. Weder bei der alten Supermacht in Moskau, noch bei der künftigen, 
aufstrebenden in Peking; vor allem Russland dürfte sich durch sein antagonistisches 
Verhalten in der Ukraine vom Westen nachhaltig entfremdet haben. Einen besse-
ren Partner aber – um den Begriff „Freund“ zu vermeiden, denn Freunde, so hat 
der frühere US-Botschafter John Kornblum seinen hiesigen Zuhörern gerade erst 
wieder ins Gedächtnis gerufen, gebe es auf zwischenstaatlicher Ebene keine, son-
dern nur „Partner“ von Interessensgemeinschaften10 – als die Vereinigten Staaten 
werden wir, gemessen am Umfang gemeinsamer Anliegen, auf absehbare Zeit 
kaum finden. Da sowohl Amerika als auch Europa prognostizierbar relativ, bedingt 
durch den Aufstieg Chinas und Indiens, und absolut, ausgehend von der demogra-
phischen Entwicklung der europäischen Gesellschaften, an politischem Einfluss 
auf globaler Ebene verlieren werden, sollten beide Seiten schon aus eigenem Inte-
                                                          
8 Konkret bestätigt das US-Verteidigungsministerium bis zum 01.04.2014 in den drei Anti-Terror-Operationen 
„Iraqi Freedom“, „New Dawn“ und „Enduring Freedom“ 6801 Tote, einschließlich 16 ziviler Mitarbeiter des 
Pentagons, vgl. U.S. Department of Defense, Casualty Status, Stand: 01.04.2014 (http://www.defense.gov/ 
news/casualty.pdf; 01.04.2014). 
9 Vgl. Daniel Wetzel, USA steigen zur größten Energiemacht auf. In: Die Welt vom 05.10.2013, S. 9. 
10 So Kornblum in der ARD-Sendung „Günther Jauch“ vom 27.10.2013, zit. nach Nina Paulsen, „Handy-
Anzapfen ist keine Demütigung“. In: Welt.de vom 28.10.2013 (http://www.welt.de/vermischtes/ 
article121266637/Handy-Anzapfen-ist-keine-Demuetigung.html; 01.04.2014). 
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resse an einer partnerschaftlichen Beziehung auch in Zukunft festhalten. Bei aller 
gegenseitigen, auch berechtigten Kritik: Wem die weltweite Förderung von Demo-
kratie und Menschenrechten ein Anliegen ist, der wird um die Erkenntnis nicht 
umhin kommen, dass entsprechende Vorhaben in Washington, Guantanamo zum 
Trotz, immer noch besser aufgehoben sind als in Moskau oder Peking. Ausgehend 
vom überraschend vielstimmigen medialen Diskurs der aufgeheizten Bush-Jahre 
besteht immerhin Grund zur Hoffnung, dass dieser – gerade was die künftige Ge-
stalt der transatlantischen Beziehungen betrifft – auch in Zukunft ähnlich umfas-
send und differenziert ausfallen wird, so dass isolationistische Stimmen nicht die 
Oberhand gewinnen. 
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